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1  Einführung 
Die Lokale Agenda 21, ein Thema das Kommunen weltweit seit der  
UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro im Jahr 1992 
beschäftigt und dennoch bis heute nicht an seiner Aktualität eingebüßt 
hat.  
9RU QXQPHKU  -DKUHQ ZXUGH QDFK GHP 0RWWR Ä*OREDO GHQNHQ ORNDO
KDQGHOQ³DQGLH.RPPXQHQGLHVHU:HOWDSSHOOLHUW8QWHU%erücksichtigung 
der Eckpfeiler Ökologie, Ökonomie und Soziales sollten Lokale Agenden 
erstellt werden. Vor dem Hintergrund globaler Probleme war Zielsetzung 
der Konferenz die Schaffung eines Gemeinwesens, das auch in Zukunft 
Bestand haben kann und nicht bereits heute auf Kosten künftiger Genera-
tionen lebt. 
Die Agenda 21 ist das Aktionsprogramm für den Übergang in das 
21. Jahrhundert. Sie fordert jeden, namentlich auch die Kommunen, zum 
Handeln auf, da eine zukunftsfähige Entwicklung nicht nur vom Staat ver-
ordnet werden kann. Eine zukunftsfähige Entwicklung beginnt vor unserer 
Haustüre, dort wo das tägliche Leben stattfindet, wo gewirtschaftet und 
gewohnt wird ± in unseren Gemeinden. 
Die Kommunen sollen durch konkrete Projekte ihre Zukunftsfähigkeit stär-
ken und den Blick der Bürger1 für diese Thematik schärfen.  
Heute stellt man sich gerechterweise die Fragen:  
 Haben wir nun, 18 Jahre nach der Konferenz von Rio, zukunftsfähi-
ge Bürgerkommunen? 
 Kann anhand einer Lokalen Agenda die Zukunftsfähigkeit einer 
Kommune erhöht werden?  
 Gibt es noch Entwicklungspotential in den Agenda-Prozessen? 
                                                             
1
 Zur besseren Lesbarkeit und Vereinfachung wird in dieser Arbeit durchgängig die 
männliche Form der Begriffe verwendet. Diese gilt jedoch als Abkürzung für beide 
Geschlechtsformen. 
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 Was muss in Gesellschaft, Politik, Verwaltung und Wirtschaft noch 
verändert werden? 
In dieser Arbeit werden die Grundlagen, Instrumente und Problemfelder in 
deutschen Agenda-Prozessen beleuchtet, um oben genannte Fragen be-
antworten zu können und Lösungsansätze für eine Integration der bisheri-
gen Lokalen Agenda 21 in einen zukunftsfähigen Stadtentwicklungspro-
zess aufzuzeigen. 
Als Grundlage, vor allem für die Ermittlung von Problemen und Lösungs-
ansätzen, dient eine Umfrage in Gemeindeverwaltungen, bei Agenda-
Beteiligten aus der Bürgerschaft und bei Gemeinderäten sowie zahlreiche 
persönliche Gespräche mit Akteuren des Agenda-Prozesses. 
 
2  Grundlagen, Instrumente und Problemfelder 
2.1  Veränderte Anforderungen an Kommunen  
Aufgrund aktueller Entwicklungen in den Bereichen Ökologie, Wirtschaft 
und Soziales sehen sich Kommunen neuen Herausforderungen gegen-
über. Im Rahmen eines zukunftsfähigen Stadtentwicklungsprozesses 
müssen diese Trends aufgegriffen und neue Perspektiven entwickelt wer-
den.  
 
 
 
 
 
 
 
Abbildung 1: Pfeiler zur Zukunftsfähigkeit 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Bundesumweltministerium/ 
Umweltbundesamt, Handbuch Lokale Agenda 21, 1998, S. 16. 
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2.1.1  Ökologische Herausforderungen 
In den HU-DKUHQZDUHQGLHÄ*UHQ]HQGHV:DFKVWXPV³GDV6FKODJZRUW
Schon damals glaubte man, die Ressourcen Öl und Gas seien bald zu 
Ende. Auch wenn erkannt wurde, dass die 1972 diagnostizierten Grenzen 
zu eng waren, ist es doch eine unbestreitbare Tatsache, dass die Erde 
endlich ist und Wirtschaftswachstum immer mehr oder weniger mit dem 
Verbrauch der Natur verbunden ist. 
%HVRQGHUV JXW OlVVW VLFK GLHV DQKDQG GHU Ä|NRORJLVFKHQ )XDEGUFNH³
beschreiben. Diese sind bei einem typischen Mitteleuropäer etwa vier 
Hektar groß. Das heißt, dass jeder mitteleuropäische Einwohner durch-
schnittlich vier Hektar benötigt, um die geforderten Güter und Dienstleis-
tungen zu beschaffen. Schaut man sich die Anzahl der Fußabdrücke in 
Deutschland oder den USA an, so stellt man fest, dass diese Länder nach 
der dargestellten Rechnung viel zu klein sind, um alle Fußabdrücke unter-
zubringen. Überraschend ist nun, dass China und Indien hingegen nach 
oben genannter Kalkulation noch nicht überbevölkert sind. Allerdings wird 
hier in rasanter Geschwindigkeit darauf zugestrebt, weit größere ökologi-
sche Fußstapfen zu bekommen.2  
Rund 80 % des weltweiten Verbrauchs an Energie und natürlichen Res-
sourcen sind nach wie vor auf die reichen Länder unserer Erde zurückzu-
führen und das bei einem Bevölkerungsanteil von nur etwa 20 %.3 
Gleichzeitig muss eine Verdoppelung des weltweiten Wohlstandes erwar-
tet und fairerweise auch gefordert werden. Durch einen höheren weltwei-
ten Wohlstand wird das Wirtschaftswachstum weiter gesteigert. Folglich 
muss für jeden Menschen mehr Land zur Verfügung gestellt werden, da-
mit seine Bedürfnisse befriedigt werden können.  
                                                             
2
 Vgl. Weizesäcker: Von den Grenzen des Wachstums zur Nachhaltigkeit, 2002, S. 9 f. 
3
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): Handbuch Lokale 
Agenda 21, 1998, S. 13. 
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Nimmt man nun für alle Menschen dieser Welt gleich große Fußstapfen 
an, wie sie in Deutschland bereits heute bestehen, dann bräuchten wir 
drei bis vier Erdbälle um diese unterzubringen. 
Es entsteht eine große Lücke zwischen dem ökologisch machbaren und 
dem wirtschaftlich machbaren.4 
Die Ökosysteme sind schon heute in einem mehr als bedenklichen Zu-
stand. Güter, wie menschliche Gesundheit sowie gute Wasser-, Luft- und 
Bodenqualitäten, sind nur noch mit viel Aufwand zu erhalten.  
Eine der größten ökologischen Herausforderungen, die unter anderem aus 
diesem Ressourcenverbrauch resultiert, ist der Klimawandel. In den letz-
ten 100 Jahren fand eine Erhöhung der weltweiten Temperatur um 0,7 
Grad Celsius statt. In Baden-Württemberg ist die Jahresmitteltemperatur 
zwischen 1951 und 2000 um 1,5 Grad Celsius angestiegen. Dabei ist ein 
Ende der Temperaturanstiege noch lange nicht in Sicht. Bis zum Jahr 
2050 soll die Temperatur in Baden-Württemberg um weitere 1,7 Grad Cel-
sius ansteigen.5 
Unser Modell des Produzierens und Konsumierens ist nicht beliebig ex-
portierbar. Das bisherige Verhalten muss komplett überdacht werden.6 
Dies begründet den weltweiten Ansatz der Konferenz von Rio. Ein Kon-
sens über eine neue Form zukünftiger Entwicklung soll entstehen. Eine 
Entwicklung, die für alle durchführbar ist und gleichzeitig für alle erstre-
benswerte Zukunftsperspektiven eröffnet. Mit anderen Worten ± eine zu-
kunftsfähige Entwicklung.7 
 
 
                                                             
4
 Vgl. Weizesäcker: a. a. O.,  S. 10.  
5
 Vgl. Stadt Rottenburg am Neckar (Hrsg.): Stadtentwicklungsplan Rottenburg am Neckar 
 2020, Band 28, 2008, S. 9. 
6
 Vgl. Reschl u. a.: Agenda 21 und Lokale Agenda, 2000, S.4. 
7
  Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 14. 
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2.1.2  Demografischer Wandel 
Unter Demografischem Wandel versteht man die Veränderung der Alters-
zusammensetzung in einer Gesellschaft. Dies kann, für sich betrachtet, 
weder positiv noch negativ bewertet werden. Ein demografischer Wandel 
kann z. B. durch Kriege, Naturkatastrophen, medizinischen Fortschritt und 
Veränderungen in der Geburtenrate entstehen.8 
In Deutschland findet derzeit ein Wandel statt, der sich mit den Schlagwor-
ten weniger, grauer und bunter beschreiben lässt. Die Bevölkerung wird 
durch eine kontinuierliche Steigerung der Lebensdauer immer älter. 
Gleichzeitig wird die Bundesrepublik Deutschland in den nächsten Jahr-
zehnten an Einwohnern verlieren, da die Geburtenrate sinkt. Der Anteil an 
Migranten hingegen wird ansteigen.9  
                                                             
8
 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.): Zukunftsreport Demografi-
 scher Wandel, 2000, S. 8. 
9
 Vgl. Stadt Rottenburg am Neckar (Hrsg.): a. a. O., Band 28, S. 8. 
Abbildung 2: Demografischer Wandel 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Bevölkerung Deutschlands bis 2050, 2008. 
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Dies beeinflusst den Bevölkerungsaufbau grundlegend. Neben den quanti-
tativen Veränderungen werden auch einige qualitative Umstrukturierungen 
in den Bereichen Arbeit und Familie aus oben genannter Entwicklung re-
sultieren.10 Neue Haushaltstypen, wie z. B. Alleinlebende und Alleinerzie-
hende sowie Familien mit unverheirateten Elternteilen entstehen.11 Wei-
terhin bauen sich Spannungen durch Arbeitslosigkeit und ungelöste Fra-
gen zu einer multiethnischen und multikulturellen Gesellschaft auf. Es be-
steht eine wachsende Kluft zwischen Mehrheits- und Minderheitsgesell-
schaft12 sowie eine Kluft zwischen den Generationen.13 
Durch wechselseitige Verflechtungen zwischen demografischen Verände-
rungen, wirtschaftlicher Prosperität, der Erwerbsquote sowie Migration und 
Integration werden Gemeinden und Regionen in einen Wettbewerb um 
zuwandernde Bevölkerung von inner- oder außerhalb Deutschlands ge-
drängt. Die Bevölkerungsentwicklung kann ein Indikator für die Attraktivität 
einer Gemeinde oder Region sein. Eine positive Bevölkerungsentwicklung 
findet nur in attraktiven Gemeinden statt.14 Wobei stets im Blick bleiben 
PXVV GDVV HLQH ÄSRVLWLYH %HY|ONHUXQJVHQWZLFNOXQJ³ YRQ GHQ HLQ]HOQHQ
Bevölkerungsgruppen unterschiedlich definiert wird. So erwarten die jün-
geren Generationen unter anderem ausreichend Arbeitsplätze, Möglich-
keiten der Kinderbetreuung und eine pulsierende Gemeinde mit vielen 
Freizeitangeboten. Für ältere Menschen hingegen sind altersgerechte 
Wohnungen, betreute Wohnformen sowie kurze Wege innerhalb der 
Stadt, um Einkäufe auch im Alter bequem und selbstständig erledigen zu 
können, wichtig. Dies erfordert Flexibilität von Seiten der Städte. 
                                                             
10
 Vgl. Enquête-.RPPLVVLRQ Ä=XNXQIW GHV %UJHUVFKDIWOLFKHQ (QJDJHPHQWV³ GHV 'HXt-
schen Bundestages (Hrsg.): Bürgerschaftliches Engagement. Auf dem Weg in eine zu-
kunftsfähige Bürgergesellschaft, 2002, S. 12. 
11
 Vgl. Stadt Rottenburg am Neckar (Hrsg.): a. a. O., Band 28, S. 8. 
12
 Eine Mehrheitsgesellschaft ist der Teil der Bevölkerung, der die kulturelle Norm eines 
Gemeinwesens durch zahlenmäßige Überlegenheit definiert. In Deutschland bei-
spielsweise sind dies die Deutschen. Genannt wird die Problematik von Mehrheits- und 
Minderheitsgesellschaften in der Regel bei der Integration von Ausländern. Fraglich ist, 
ob eine Anpassung der Minderheiten an die Mehrheit der Gesellschaft erwartet werden 
muss, oder ob kulturelle Unterschiede gewährt und gefördert werden sollen. 
13
 Vgl. Reschl u. a.: Agenda 21 und Lokale Agenda, 2000, S. 3. 
14
 Vgl. Plahuta: Bevölkerungsentwicklung in einer prosperierenden Region, 2004, S. 121. 
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2.1.3  Zukunftsfähiges Wirtschaften  
Auch die kommunale Wirtschaftsförderung steht vor neuen Herausforde-
rungen. Durch eine zunehmende europäische Integration sowie die Globa-
lisierung von Produkten, Kapital, Dienstleistungen und Märkten ändert sich 
das Anforderungsprofil an die Kommunen in diesem Bereich. 15  
Im Rahmen der Globalisierung kann selbst bei mittelständischen Unter-
nehmen nicht mehr von Standorttreue ausgegangen werden. Der Einzel-
handel wird zunehmend interkommunaler Konkurrenz und der Entstehung 
YRQJURIOlFKLJHP(LQ]HOKDQGHODQVRJHQDQQWHQÄQLFKWLQWHJULHUWHQ6WDn-
GRUWHQ³16 ausgesetzt. Das Streben nach Effektivität und Effizienz spielt 
eine große Rolle im Bereich des kommunalen zukunftsfähigen Wirtschaf-
tens. Diktiert wird dieses Verhalten unter anderem durch den Preisdruck 
von Fachdiscountern und Fachmärkten.17 Kommunen müssen sich die-
sem Verhalten anpassen und neue Konzepte der Wirtschaftsförderung 
entwickeln. Weiterhin bestehen zwischen der Bevölkerungsentwicklung18 
und der Wirtschaftsentwicklung nicht unerhebliche Wechselwirkungen. 
Regionen mit starkem Wachstum können qualifizierte Personen an sich 
binden. In Regionen mit schwachem Wachstum und folglich geringen be-
ruflichen Perspektiven wird es schwierig sein, junge, qualifizierte Arbeits-
kräfte zu binden. Da diese Zielgruppe aber auch die Elterngeneration ist, 
sinkt die Geburtenrate in solchen Gemeinden mit schwachem Wachs-
tum.19 Eine Abwärtsspirale setzt sich in Gang: Die Gemeinden oder Regi-
onen mit weniger Einwohnern haben weniger Fachkräfte, folglich auch 
weniger Potential für Betriebsnachfolger. Weiterhin besteht eine geringere 
Immobiliennachfrage und eine geringere Kaufkraft. Dies hat zur Folge, 
dass die Dynamik in der Wirtschaft nachlässt. Junge und gut qualifizierte 
                                                             
15
 Vgl. Stadt Rottenburg am Neckar (Hrsg.): a. a. O., Band 28, S. 9. 
16
 %HLHLQHP ÄQLFKW LQWHJULHUWHQ6WDQGRUW³KDQGHOWHV VLFKXPHLQHQ6WDQGRUWDXHUKDOE
der Siedlungsstruktur. In § 11 III der Baunutzungsverordnung von Baden-Württemberg 
ist vorgeschrieben, dass Einkaufszentren und großflächige Handelbetriebe nur in 
Kerngebieten und in extra für sie ausgewiesenen Sondergebieten angesiedelt werden 
dürfen. 
17
 Vgl. Stadt Rottenburg am Neckar (Hrsg.), a. a. O., Band 28, S. 9. 
18
 Siehe auch Punkt 2.1.2 Demografischer Wandel.  
19
 Vgl. Brandt u. a.: Demografie und wirtschaftliche Entwicklung, 2006, S. 174. 
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Arbeitskräfte ziehen in andere Gemeinden/Regionen. Das Resultat aus 
der dargestellten Entwicklung sind Gemeinden und Regionen, die um gut 
ausgebildete Einwohner konkurrieren werden.20 
 
2.2  Lokale Agenda 21 
2.2.1  Der Auftrag von Rio 
Auf der UN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio de Janeiro ha-
ben im Jahr 1992 Vertreter aus 178 Staaten dieser Erde die Agenda 21 
als Aktionsprogramm für das 21. Jahrhundert verabschiedet. Mit der 
Agenda haben sie die gemeinsame Verantwortung der gesamten 
Menschheit für die Erhaltung des Lebensraumes Erde anerkannt.21  
Der Vertrag von Rio schreibt ein weltweites Programm fest. Es wurden 
Handlungsaufträge für Armutsbekämpfung, Bevölkerungspolitik, Landwirt-
schaft, Boden- und Waldschutz, Meeresverschmutzung, Handel und Um-
welt, Abfall-, Chemikalien-, Luftreinhalte- und Energiepolitik, Finanzen, 
Forschung und Technologie sowie Stadtentwicklung formuliert.22 
In der Agenda 21 werden Kommunen erstmals als wichtige Akteure bei 
der Gestaltung der weltweiten Entwicklung anerkannt und benannt. Eine 
dauerhaft umweltgerechte Entwicklung kann nicht nur einseitig vom Staat 
verordnet werden. Vielmehr ist die Kooperation aller gesellschaftlichen 
Gruppen gefragt.  
Unsere Städte und Gemeinden sind die Orte, an denen das tägliche Le-
ben stattfindet. Hier wird gewohnt und gewirtschaftet und hier fallen politi-
sche Entscheidungen an, welche die Bürger unmittelbar betreffen.23  
Kapitel 28.3 der Lokalen Agenda 21 fordert deshalb namentlich die  
                                                             
20
 Vgl. Reschl/Rogg: Wirtschaftliche Prosperität, Demographischer Wandel und Migration, 
2010, S. 69. 
21
 Vgl. Reinfried: Vorwort, in: Bildungswerk für Kommunalpolitik Sachsen e. V. (Hrsg.): 
Lokale Agenda 21, 1999, S. 4. 
22
 Vgl. Anlage 1: Agenda 21.  
 Vgl. auch Reschl u. a.: Agenda 21 und Lokale Agenda, 2000, S. 1. 
23
 Vgl. Reinfried: a. a. O., S. 4. 
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Kommunen als die den Bürgern am nächsten stehende politische Ebene 
zum Handeln auf:  
 
Ä-HGH.RPPXQDOYHUZDOWXQJVROOLQHLQHQ'LDORJPLWLKUHQ%UJHUQ|UWOi-
chen Organisationen und der Privatwirtschaft eintreten und eine "kommu-
QDOH$JHQGDEHVFKOLHHQ³24  
 
Auch andere Kapitel der Agenda benennen konkret Aufgaben auf kom-
munaler Ebene für eine zukunftsfähige Entwicklung. Hier sind die Kapitel 7 
(Förderung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung), 8 (Integration von 
Umwelt- und Entwicklungszielen in die Entscheidungsfindung), 18 (Schutz 
der Güte und Menge der Süßwasserressourcen), 21 (Umweltverträglicher 
Umgang mit Abfällen) und 36 (Förderung der Bildung des öffentlichen Be-
wusstseins) zu beachten.25 
Ziel der Agenda 21 auf kommunaler Ebene ist es, einen breit angelegten 
Konsultationsprozess unter Einbeziehung aller Interessengruppen zu 
schaffen. Dieser soll Voraussetzung für ein Handlungsprogramm sein, das 
Interesse und Akzeptanz findet und zu einem Konsens aller Beteiligten 
führt. Die Lebensbedingungen aller Menschen (SOZIALES) sollen mit effi-
zienten Mitteln (WIRTSCHAFT) dauerhaft erhalten bzw. verbessert wer-
den, ohne die UMWELT zu belasten.26 
 
 
 
 
 
 
                                                             
24
 Agenda 21, Kapitel 28.3. 
25
 Vgl. Anlage 1: Agenda 21.  
26
 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 25, 2003, S. 16. 
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2.2.2  Die Lokale Agenda 21 in Deutschland ± was ist neu? 
Der Konsultationsprozess aller kommunalen Beteiligten ist als internatio-
nale Forderung durchaus revolutionär. In vielen Teilen der Welt gibt es 
nach wie vor keine selbstverwalteten Kommunen und vor allem keine 
praktische Bürgerbeteiligung. Dort stellen die Forderungen der Lokalen 
Agenda eine neue Entwicklungsmöglichkeit dar. Im Hinblick auf das deut-
sche Kommunalverfassungsrecht ist diese Forderung jedoch nichts Neu-
es.27  
Die Lokale Agenda findet im Rahmen zivilgesellschaftlichen Engagements 
statt. Der Begriff ÄZivilgesellschaft³ bezeichnet den Bereich in einer Ge-
sellschaft der zwischen staatlicher, wirtschaftlicher und privater Sphäre 
stattfindet. Dieser Bereich gilt als öffentlicher Raum, in dem eine Vielzahl 
unabhängiger Vereinigungen stattfinden, wie Initiativen, Vereine oder 
eben die Lokale Agenda. Voraussetzung für das zivilgesellschaftliche En-
gagement sind die kollektiven und individuellen Freiheiten, wie z. B. die 
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, welche den Bürgern in den de-
mokratischen Staaten eingeräumt werden.  
                                                             
27
 Vgl. Keppel: Neuer Wein in alten Schläuchen, Band 24, 2006, S. 11. 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Abbildung 3: Eckpfeiler der Lokalen Agenda 
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Diese Möglichkeiten werden in Deutschland schon seit vielen Jahren rea-
OLVLHUW0DQNDQQKLHUIROJOLFKGXUFKDXVYRQÄQHXHP:HLQLQDOWHQ6FKOlu-
FKHQ³28 reden. Auf den ersten Blick erscheint nur neu, dass für Projekte 
wie Bauernmärkte oder Baumpatenschaften die teilweise auch schon vor 
der Initiierung der Lokalen Agenda durchgeführt wurden, nun Zuschüsse 
vom Umweltministerium gewährt werden. Die Lokale Agenda knüpft tat-
sächlich sehr stark an bereits bestehende Beteiligungsprozesse an, wie 
z. B. die Stadtentwicklungsplanung. Allerdings steht die Lokale Agenda 
unter dem erweiterten Leitbild der Zukunftsfähigkeit mit einem großen Maß 
an globalem Denken und der mittelpunktbildenden Zusammenarbeit aller 
kommunalen Gruppen.29  
Die Lokale Agenda 21 ist also nicht nur ein Plan, wie ihn viele deutsche 
Kommunen aus den täglichen Praxiserfahrungen kennen. Sie ist aber 
auch keine rein bürgerschaftliche Basisbewegung. Die Lokale Agenda 21 
ist ein Aktionsprogramm, ein Bündel von Maßnahmen und Projekten ver-
schiedener Akteure unter dem Leitbild der Zukunftsfähigkeit.30 Man kann 
in der Lokalen Agenda eine neue Form gesellschaftlicher Steuerung se-
hen. In ihr wird bei einer Initiierung von oben eine Programmformulierung 
und Umsetzung von unten in Gang gesetzt. Diese soll wiederum Auswir-
kungen auf die übergeordnete staatliche Politik haben.  
Deutsche Kommunen erhalten die Gelegenheit, eventuell erstarrte kom-
munale Entwicklungen durch neue Strukturen aufzubrechen.31 Die Politik 
der Lokalen Agenda bedeutet nicht zuletzt Besinnung und Einigung auf 
Werte in unserer Gesellschaft. Die Bereitschaft zu Veränderungen in allen 
Politikbereichen wird gefördert. Dadurch könnte der lange geforderte 
Ä5XFN³GXUFKXQVHUH*HVHOOVFKDIWJHKHQ32 
 
                                                             
28
 Keppel: Neuer Wein in alten Schläuchen, Band 24, 2006, S. 9.  
29
 Vgl. ebenda, S. 9.  
30
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 25. 
31
 Vgl. Keppel: Agenda in kleinen und mittleren Städten, 2000, S. 40 f.  
32
 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.): Um- 
  weltpolitik. 10 Jahre nach Rio, 2002, S. 24. 
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2.2.3  Globale Probleme lokal lösen? 
Neben aktuellen Tagesaufgaben und Wünschen aus der Bürgerschaft 
müssen sich Kommunen mit Dauerproblemen auseinandersetzen, wie der 
Finanzierbarkeit gemeindlicher Aufgaben und dem oben beschriebenen 
demografischen Wandel. Nun, seit der Konferenz von Rio, werden zusätz-
lich Initiativen zu einer zukunftsfähigen Entwicklung mit globalem Hinter-
grund verlangt.  
Kommunen stehen vor dem Problem, dass sie auf lokaler bzw. regionaler 
Ebene Probleme lösen sollen, die auf nationaler und internationaler Ebene 
bisher nicht gelöst werden konnten. So soll z. B. auf kommunaler Ebene 
ein zukunftsfähiger Hochwasserschutz konzipiert werden. Hierfür konnte 
weder national noch international Einigkeit über Problemlösungsstrategien 
erreicht werden. Nicht zu vergessen ist, dass der Handlungsrahmen der 
Kommunen durch rechtliche Regelungen festgelegt und eingeschränkt ist.  
Artikel 28 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland räumt den deutschen Kommunen zwar das Recht zur Selbst-
verwaltung ein, wodurch sie eigene Handlungs- und Entscheidungsspiel-
räume erhalten und nach dem Prinzip der Dezentralisierung eine wichtige 
Ebene demokratischer Legitimation darstellen:   
 
Ä'HQ*HPHLQGHQPXVVGDV5HFKWJHZlKUOHLVWHWVHLQDOOH$QJHOHJHQKHi-
ten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
DQWZRUWXQJ]XUHJHOQ³33 
 
Sie sind mit Personalhoheit, Organisationshoheit, Planungshoheit, Recht-
setzungshoheit sowie Finanz- und Steuerhoheit ausgestattet.  
                                                             
33 Artikel 28 Absatz 2 Satz 1, Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, Stand 
 18.08.2010, zuletzt geändert 1992. 
   13 
 
 
Auf der anderen Seite aber stehen sie auch unter der staatlichen Aufsicht 
höher geordneter Instanzen.34  
Problematisch ist folglich ein auf kommunaler Ebene herrschender Wider-
spruch. Während die Kommunen als die den Bürgern am nächsten ste-
hende Instanz den größten Einfluss darauf haben, Bürger für die Mitarbeit 
zu gewinnen und an Entscheidungen zu beteiligen, werden die Entschei-
dungsspielräume gerade auf kommunaler Ebene immer enger. Bedingt ist 
dies durch die abhängige Stellung der Kommunen im gesamten politi-
schen System. Die Kommunen sind sozXVDJHQ Ä)LOLDOHQ GHV 6WDDWHV³
Dem GUXQGVDW]GHV Ä*OREDOGHQNHQ ORNDO +DQGHOQ³ VWHKHQ GLH 0LWWHO]u-
weisung aus europäischer und bundesstaatlicher Hand genauso entgegen 
wie die kommunale Finanznot.35 
Dennoch müssen es die Kommunen sein, die globale Probleme lokal um-
setzen. Auf Klimakonferenzen können keine CO2-Emissionen reduziert 
werden ± sie werden dort reguliert, wo der Energieverbrauch auch in An-
spruch genommen wird. Die auf den Konferenzen beschlossenen Hand-
lungsrahmen müssen vor Ort umgesetzt werden. Dort haben nur die 
Kommunen den Spielraum, um lenkend einzugreifen. Es sind die Kommu-
nen, die Entscheidungen über Nutzung und Verbrauch von Fläche für die 
Energie- und Trinkwasserversorgung treffen. Ebenso sind es die Kommu-
nen, die Regelungen zu Wohnraum, Kultur, öffentlichem Verkehr, Abfall 
und anderen Bereichen treffen. 
 
2.2.4  Charta von Aalborg ± ein erster Schritt 
Für viele europäische Kommunen stellte die Unterzeichnung der Charta 
von Aalborg36 den Startpunkt zur Erstellung ihrer jeweiligen Lokalen 
Agenda dar. Die Charta von Aalborg war das Abschlussdokument der 
                                                             
34
 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.): 
a. a. O., S. 8, 25. 
35
 Vgl. Holl: Stadtmarketing und Lokale Agenda, 2003, S. 12. 
36
 Vgl. Anlage 2: Charta von Aalborg. 
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ÄErsten Europäischen Konferenz Zukunftsbeständiger Städte und Ge-
meinden³ im Jahr 1994 in Aalborg/Dänemark. In diesem Dokument wer-
den die Kommunen zur Aufstellung einer Lokalen Agenda aufgefordert. 
Die Grundprinzipien der Zukunftsfähigkeit werden erläutert sowie Schritte 
zum Einstieg in den Agenda-Prozess vorgeschlagen. 
Mit Unterzeichnung der Charta werden die darin niedergeschriebenen 
Grundsätze anerkannt und die Bereitschaft zur Aufstellung einer Lokalen 
Agenda 21 erklärt.37  
Die erstmalige Unterzeichnung der Charta von Aalborg durch 80 europäi-
sche Kommunen, 253 Vertreter internationaler Organisationen und natio-
naler Regierungen sowie durch wissenschaftliche Institute, Berater und 
(LQ]HOSHUVRQHQLQLWLLHUWHGLHÄ(XURSlLVFKH.DPSDJQH]XNXQIWVEHVWlQGLJHU
6WlGWH³38 
Aufgaben dieser Kampagne sind: 
 Die gegenseitige Unterstützung der europäischen Städte und Ge-
meinden bei der Erstellung von Programmen im Rahmen der Loka-
len Agenda. 
 Die Organisation des Informationsaustauschs von guten Umset-
zungsbeispielen. 
 Die Anwerbung von Unterzeichnern der Aalborg Charta. 
 DLHMlKUOLFKH9HUOHLKXQJGHV3UHLVHVÄ=XNXQIWVEHVWlQGLJH6WDGW³. 
 Die Erarbeitung von politischen Empfehlungen zu Fragen der Zu-
kunftsfähigkeit an die europäische Kommission. 
 Die Unterstützung von Kommunalpolitikern bei der Umsetzung von 
Empfehlungen und Rechtsvorschriften der Europäischen Union. 
                                                             
37
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 45. 
38
 Vgl. Anlage 2: Charta von Aalborg. 
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 Die Herausgabe eines Bulletins der Europäischen Kampagne zu-
kunftsbeständiger Städte.39  
Bis April 1998 hatten bereits über 370 Städte, Gemeinden und Kreise die 
von dieser Kampagne unterstütze Charta von Aalborg unterzeichnet.40 
Nach dem Stand vom 8. November 2007 sind es 2.63041 Unterzeichnun-
gen.  
Der Konferenz von Aalborg folgten weitere fünf Konferenzen der ÄEuropäi-
schen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden³. 
Im Folgenden eine kurze Chronologie dieser Konferenzen und ihrer Ab-
schlussdokumente mit den entsprechenden Ergebnissen: 
 
1. Konferenz: Aalborg, 1994 
ĺ$EVFKOXVVGRNXPHQW&KDUWDYRQ$DOERUJ42 
2. Konferenz: Lissabon, 1996 
ĺ$EVFKOXVVGRNXPHQW/LVVDERQQHU$NWLRQVSODQ43 
3. Konferenz: Hannover, 2000 
ĺ$EVFKOXVVGRNXPHQW+DQQRYHU$XIUXI44  
4. Konferenz: Aalborg+10, 2004 
ĺ$DOERUJ9HUSIOLFKWXQJHQ45  
5. Konferenz: Sevilla, 200746 
6. Konferenz: Dunkerque, 201047  
 
                                                             
39
 Vgl. Anlage 2: Charta von Aalborg. 
40
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 45. 
41
 Vgl. Anlage 3: Unterzeichner der Charta von Aalborg.  
42
 Vgl. Anlage 2: Charta von Aalborg.  
43
 Vgl. Anlage 4: Lissabonner Aktionsplan.  
44
 Vgl. Anlage 5: Hannover Aufruf.  
45
 Vgl. Anlage 6: Aalborg Verpflichtungen.  
46
 Vgl. Anlage 7: Bericht über die Konferenz von Sevilla. 
47
 Vgl. Anlage 8: Konferenzdokumentation Dunkerque. 
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2.2.5  Stand der Umsetzung 
Die Frage nach dem Stand des Prozesses ist nicht leicht zu beantworten. 
Bisher liegen in erster Linie empirische Studien zur anfänglichen Initiie-
rung des Agenda-Prozesses vor, nicht aber zu konkreten Handlungspro-
grammen, Strategien in der Umsetzung und Ergebnissen.48  
Eine Übersicht der weltweiten Beteiligung an der Lokalen Agenda 21 wur-
de 1997 von ICLEI49 und dem Department for Policy Coordination and 
Sustainable Development der Vereinten Nationen als Vorbereitung der 
UN-6RQGHUVLW]XQJÄ-DKUHQDFK5LR³YHU|IIHQWOLFKW=XGLHVHP=HLWSXQNW
waren 1.800 Kommunen in 64 Ländern dabei, ihre Lokale Agenda 21 auf-
zustellen. In einer Studie im Vorfeld des Weltgipfels von Johannesburg im 
Jahr 2001 wurden bereits 6.416 Beschlüsse zur Aufstellung einer Lokalen 
Agenda in 113 Ländern ermittelt. Die Anzahl in den Industrienationen ist 
dabei um das Dreifache angestiegen.50  
Weiterhin wurde festgestellt, dass Kommunen in Ländern, in denen auch 
auf Nationalebene koordinierte Aktivitäten stattfinden, schneller und in 
größerer Zahl aktiv wurden. 
Die Schwerpunkte in den Agenda-Prozessen sind vielfältig und meist orts-
angepasst. In den reichen Ländern werden Umweltaspekte stärker her-
vorgehoben. In ärmeren Ländern sind die Demokratie vor Ort, Bürgerbe-
teiligung bei Entscheidungen, Entwicklungsstrategien und Armutsbekämp-
fung vordergründige Themen.51   
Betrachtet man die Entwicklung in Bezug auf Deutschland, waren zehn 
Jahre nach dem Weltgipfel in Rio 16,1 % der ca. 14.200 deutschen  
                                                             
48
 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.):  
  10 Jahre nach Rio, 2002, S. 6. 
49
 ICLEI hieß ursprünglich International Council for Local Environmental Initiatives. Der 
 offizielle Name ist nun ICLEI ± Local Governments for Sustainability. 
50
 Vgl. Local Agenda 21 Survey Report, global survey of Local Agenda 21 processes with 
the UN Secretariat for the World Summit on Sustainable Development an in collabora-
tion with the UN Development Programme Capacity 21. 
  Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.):  
  10 Jahre nach Rio, 2002, S. 6. 
51
  Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 21. 
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Kommunen an den Agenda-Prozessen beteiligt.52 9RQ GHP 6SUXFK Ä,Q
Preußen werden die Gesetze gemacht, in Bayern gelesen und in Baden-
:UWWHPEHUJ XPJHVHW]W³53 kann man im Falle der Lokalen Agenda 21 
nicht ausgehen, da Baden-Württemberg im deutschen Ländervergleich 
noch deutlich hinter den anderen Bundesländern zurück liegt.  
Europaweit sind z. B. Schweden, die Niederlande oder Großbritannien mit 
einer Umsetzung von beinahe 100 % die Vorreiter.54  
 
2.3  Zukunftsfähige Stadtentwicklung 
2.3.1  Begriff der Zukunftsfähigkeit / Nachhaltigkeit 
Ä6XVWDLQDEOH 'HYHORSPHQW³ LVt ein Begriff der heute in aller Munde ist. 
6XVWDLQDEOH'HYHORSPHQWZLUGLPGHXWVFKHQ6SUDFKUDXPDOVÄ=XNXQIWVIä-
KLJNHLW³ ÄGDXHUKDIW-XPZHOWJHUHFKWH (QWZLFNOXQJ³ RGHU ÄQDFKKDOWLJH (Qt-
ZLFNOXQJ³EHUVHW]W1DFKKDOWLJZLUGLPQRUPDOHQ6SUDFKJHEUDXFKMHGRFK
eher mit ÄEHVRQGHUVZLUNNUlIWLJ³ ÄQDFKGUFNOLFK³RGHUÄLQWHQVLY³JOHLFKJe-
setzt.55 Es wird als Modewort in der Politik genauso verwendet, wie als 
)OOZRUW LQ1DFKULFKWHQXQG$OOWDJÄQDFKKDOWLJHU6WDXDXIGHU$XWREDKQ³
ÄQDFKKDOWLJH .ULHJV]HUVW|UXQJHQ³ HWF56 Das Wort wird oft benutzt und 
selten verstanden. Im Kontext der Lokalen Agenda ist damit gemeint, dass 
eine gesellschaftliche Entwicklung nicht auf Kosten zukünftiger Generatio-
nen gehen darf.57 
                                                             
52
 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.):  
  10 Jahre nach Rio, 2002, S. 7. 
53
 Keppel: Neuer Wein in alten Schläuchen, Band 37, 1998, S. 15.  
54
 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.):  
  10 Jahre nach Rio, 2002, S. 6. 
55
 Vgl. Luks: Nachhaltigkeit, 2002, S. 7 f. 
56
 Vgl. Ludwig Boltzmann Institut für Interdisziplinäre Stadtforschung (Hrsg.): Stadt und 
Nachhaltigkeit, 2002, S. 43. 
57
 Vgl. Luks: a. a. O., S. 8. 
 Vgl. auch: Dangschat: Soziale Aspekte der nachhaltigen Stadtentwicklung, 2002, S. 43 
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Im so genannten Brundtland-Bericht58 der Weltkommission für Umwelt und 
Entwicklung von 1987 wird dies verdeutlicht. Die dortige Definition für 
ÄGDXHUKDIWH (QWZLFNOXQJ³ RGHU HEHQ ]XNXQIWVIlKLJHQDFKKDOWLJH (QWZLFk-
lung lautet: 
 
Ä8QWHU GDXHUKDIWHU (QWZLFNOXQJ YHUVWHKHQZLU HLQH(QWZLFNOXQJGLHGHQ
Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten 
künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befrie-
digen und ihren Lebensstil zu wählen. Die Forderung, diese Entwicklung 
ÃGDXHUKDIWµ]XJHVWDOWHQJLOW IUDOOH/lQGHUXQG0HQVFKHQ'LH0|JOLFh-
keit kommender Generationen, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen, 
ist durch Umweltzerstörung ebenso gefährdet wie durch Umweltvernich-
WXQJXQGGXUFK8QWHUHQWZLFNOXQJLQGHU'ULWWHQ:HOW³59 
 
An oben genannter Definition lässt sich erkennen, dass bei Nachhaltigkeit 
zunächst die Bedürfnisse der Menschen und die Sicherung dieser Bedürf-
nisse im Zeitablauf im Mittelpunkt stehen. Den Zeitaspekt betont auch eine 
Definition, welche die Weltbank in ihrem Weltentwicklungsbericht 199260 
präsentierte. Danach ist eine Entwicklung dann nachhaltig, wenn sie an-
dauert. Die Dauer wird angestrebt, um die Lebenschancen kommender 
Generationen zu schützen.61 
Daher scheint der Begriff der ÄZukunftsfähigkeit³ am deutlichsten zu sein. 
Dieser ist weniger vielseitig verwendbar als Ä1DFKKDOWLJNHLW³XQGZHLVWZHi-
terhin auf den Zeitaspekt. Zukunftsfähigkeit ist kurz gesagt die Fähigkeit, 
eine Entwicklung zu ermöglichen, die auch in Zukunft Bestand haben wird.  
 
 
                                                             
58
 Der Brundtland-Bericht wurde mit der BezeichnunJÄ2XUFRPPRQIXWXUH³YHU|I- 
 fentlicht. In ihm wird festgestellt, dass die Umweltprobleme hauptsächlich ein Resultat 
 der Armut im Süden und der Produktions- und Konsummuster im Norden sind. Eine  
 Strategie zur Vereinbarung von Entwicklung und Umwelt soll gesucht werden. Diese  
 Strategie steht unter dem BegrifIÄVXVWDLQDEOHGHYHORSPHQW³ 
59
 Anlage 9: Brundtland-Bericht. 
 Vgl. Reschl u. a.: Agenda 21 und Lokale Agenda, 2000, S. 1 f. 
60
 Vgl. Anlage 10: Weltentwicklungsbericht 1992 der Weltbank. 
 Vgl. Reschl u. a.: Agenda 21 und Lokale Agenda, 2000, S. 2. 
61
 Vgl. Luks: a. a. O., S. 8. 
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2.3.2  Zukunftsfähigkeit in der Kommune 
In der Lokalen Agenda 21 wurde niedergeschrieben, dass Kommunen zu 
einer zukunftsfähigen bzw. dauerhaften Entwicklung beitragen sollen. Nun 
stellt sich die Frage, ob Kommunalpolitiker nicht schon immer eine zu-
kunftsfähige Entwicklung in ihrer Gemeinde angestrebt haben? Diese Fra-
ge ist sicherlich zu bejahen. Die Kommunalpolitik wurde auch vor der Kon-
ferenz von Rio in dem Bestreben gestaltet, ein Gemeinwesen zu schaffen, 
in dem Menschen Arbeit finden, die Absicherung im Alter und bei Krank-
heit gewährleistet sind, ein öffentliches Leben stattfindet und Benachteilig-
te gefördert werden - kurzum ein Gemeinwesen, in dem die Güter, die zur 
Befriedigung menschlicher Bedürfnisse erforderlich sind, in ausreichender 
Menge und Qualität zur Verfügung stehen.  
Früher sahen sich Kommunalpolitiker jedoch anderen Schwierigkeiten ge-
genüber. Viele Probleme, wie z. B. den demografischen Wandel, gab es 
damals schlechthin noch nicht. Ebenso war die Umweltproblematik noch 
nicht im selben Maße wie es heute der Fall ist bekannt. Man kann also 
behaupten, dass die Politik in den Kommunen auch vor der Lokalen 
Agenda sicherlich nicht nur auf die Gegenwart bezogen stattfand. Damals 
wurde im Hinblick auf andere Herausforderungen und mit einem anderen 
Wissensstand als heute geplant. Die aktuellen Entwicklungen setzen eine 
Planung voraus, die weiter in die Zukunft reicht, als noch vor einigen Jah-
ren für nötig gehalten wurde.   
Im Hinblick auf die sich wandelnden Anforderungen an die Kommunen hat 
sich auch deren Verwaltungsstruktur in den letzten Jahren stark geändert. 
Eine Entwicklung von der Ordnungskommune, die als oberstes Ziel die 
Rechtsstaatlichkeit mit juristischer Argumentation hatte, über die Dienst-
leistungskommune mit Orientierung an der Wettbewerbsfähigkeit, bis hin 
zur Bürgerkommune fand statt. Oberste Zielsetzung der Bürgerkommune 
ist der soziale Zusammenhalt mit dem Bürger als Ressource.62 Neue Ent-
wicklungen, angestoßen durch die Lokale Agenda, sind die zur  
                                                             
62
 Vgl. Keppel: a. a. O., Band 37, S. 9. 
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Nachhaltigkeitskommune bzw. zur zukunftsfähigen Bürgerkommune. 
Ziel dieser ist die Sicherung der Lebensqualität künftiger Generationen.  63 
Die Lokale Agenda ist in Teilen der Bürgerkommune und vor allem der 
Entwicklung zur Nachhaltigkeitskommune zuzuordnen. Sie fordert globa-
les Denken und zugleich die Zusammenarbeit aller Gruppen in einer 
Kommune, insbesondere die Einbeziehung der Bürger. 
 
Abbildung 4: Von der Ordnungskommune zur Nachhaltigkeitskommune 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Kopatz, 2003, S. 134. 
 
Diese Zusammenarbeit aller Gruppen in einer Kommune ist Kernpunkt 
eines erfolgreichen Agenda-Prozesses und wird im Vertragstext der 
Agenda 21 klar gefordert. Vor dem Hintergrund dieser Forderung muss 
auch die Bürgerbeteiligung näher beleuchtet werden. Bürgerbeteiligung 
gibt es in Deutschland schon lange und in sehr unterschiedlichen Formen. 
                                                             
63
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.):  a. a. O., S. 17. 
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Grundsätzlich lässt sich Bürgerbeteiligung in vier Kategorien unterglie-
dern:64  
=XQlFKVW VLQG GLH ÄNODVVLVFKHQ³ GHPRNUDWLVFKHQ %HWHLOLJXQJVP|JOLFKNHi-
ten zu nennen. Diese unterschieden sich in verfassungsrechtlich garan-
tierte Verfahren (z. B. Kommunalwahlen, Versammlungs- und Vereini-
gungsrecht, Rechtsschutz und Mitwirkung der Parteien) und auf gesetzli-
cher Grundlage beruhende Verfahren (z. B. Bürgerentscheide, Bürgerbe-
gehren, Bürgerversammlung, Bürgerantrag, Beschwerderecht, Bürgerfra-
gestunden oder die öffentliche Auslegung von Bauleitplanentwürfen und 
Anregungen der Bevölkerung nach § 3 BauGB). 
Die organsierte Mitarbeit von Bürgern in Parteien, kommunalen Gremien, 
wie Ausschüssen und Beiräten, oder in Bürgerinitiativen stellt die dritte 
Kategorie der Bürgerbeteiligung dar. 
In der vierten Kategorie werden freiwillige Beteiligungsangebote zusam-
mengefasst. Gerade im Zusammenhang mit der Lokalen Agenda sind die-
se zu betonen, da hier die größten Potentiale zur Realisierung des in der 
Agenda geforderten Konsultationsprozesses liegen. Diese freiwilligen Be-
teiligungsangebote können im Rahmen von Zukunftswerkstätten, Runden 
Tischen, Open Space Konferenzen etc. durchgeführt werden, oder in An-
lehnung an oben genannte Verfahren stattfinden.65   
Die klassische Bürgerbeteiligung ist grundsätzlich objekt- oder plangebun-
den. Durch die Konferenz von Rio entwickelte sich im Rahmen der Loka-
len Agenda eine zielgebundene Form der Bürgerbeteiligung. Das Ziel ist 
die Entstehung eines zukunftsfähigen Stadtentwicklungsprozesses bzw. 
die Entstehung einer zukunftsfähigen Bürgerkommune. Mit dem Schwung, 
den die Agenda in die Kommunen brachte, kann man von einer Neuent-
deckung Bürgerschaftlichen Engagements sprechen. Der Grundgedanke 
des Bürgerschaftlichen Engagements ist letztendlich durch die Lokale 
                                                             
64
 Vgl. Wehling: Unterschiedliche Kommunalverfassungen in den Ländern, 1994, S. 27.  
65 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.):   
 a. a. O., S. 10 f. 
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Agenda entstanden. Aufgrund der in der Agenda vorgeschriebenen Ein-
beziehung von Bürgern in kommunale Entwicklungsprozesse wurde fest-
gestellt, dass alle Formen bürgerschaftlicher Beteiligung ausschlaggebend 
für den sozialen, kulturellen und politischen Zusammenhalt einer Gemein-
de sind. So bestätigt auch die Enquête-Kommission66 des Deutschen 
Bundestages in ihrem Bericht über die ÄZukunft des Bürgerschafltichen 
Engagements³, dass Ä>«@ $OOH )RUPHQ GHV (QJDJHPHQWV >«@ LP $OOWDJ
%HGHXWXQJ IU GHQ =XVDPPHQKDOW LP *HPHLQZHVHQ³67 haben. Dadurch 
wurde der Begriff des Bürgerschaftlichen Engagements erweitert. Nun 
wird beispielsweise auch die Beteiligung in Vereinen oder ähnlichem als 
Bürgerschaftliches Engagement anerkannt. Unerheblich ist dabei, ob das 
Engagement aus persönlicher Betroffenheit oder im Sinne der Allgemein-
heit betrieben wird. Bürgerschaftliches Engagement wird kurz als das In-
vestieren von Zeit und/oder Geld im Dienste des allgemeinen Wohls be-
schrieben. Die Enquête-Kommission ordnet dem bürgerschaftlichen En-
gagement die folgenden Merkmale zu: 
 Freiwilligkeit 
 Gemeinschaftlichkeit 
 keine Ausrichtung auf materiellen Gewinn 
 am Gemeinwohl interessiert 
 im öffentlichen Raum stattfindend68 
 
Durch diesen erweiterten Rahmen kann die Lokale Agenda als eine Form 
Bürgerschaftlichen Engagements betrachtet werden.  
                                                             
66
 Enquête-Kommissionen sind überfraktionelle Arbeitsgruppen. Sie werden vom Deut-
 schen Bundestag oder einem Landesparlament eingesetzt. Aufgabe dieser ist die  
 Klärung von langfristigen Fragestellungen zu ethnischen, juristischen, ökonomischen 
 und sozialen Themen. 
67
 Enquête-.RPPLVVLRQ Ä=XNXQIW GHV %UJHUVFKDIWOLFKHQ (QJDJHPHQWV³ GHV 'HXWVFKHQ
 Bundestages (Hrsg.): Bürgerschaftliches Engagement. Auf dem Weg in eine zukunfts-
 fähige Bürgergesellschaft, 2002, S. 57. 
68
 Vgl. ebenda, S. 87 f.  
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Der verstärkte Wunsch der Kommunen nach einer Beteiligung der Bürger 
an kommunalen Entwicklungsprozessen steht zum einen im Zusammen-
hang mit der beschriebenen veränderten Staatsauffassung von der Ord-
nungskommune zur zukunftsfähigen Bürgerkommune. Zum anderen ist 
das abnehmende Interesse der Bürger an Kommunalwahlen ursächlich für 
den verstärkten Wunsch der Gemeinden nach Bürgerbeteiligung. Es ent-
steht die Möglichkeit, Bürger auch abseits hoheitlicher Verfahren an der 
kommunalen Entwicklung zu beteiligen. Nicht zuletzt sind es finanzielle 
Engpässe in den Kommunalhaushalten, durch die die Notwendigkeit der 
Gewinnung privater Teilnehmer für Finanzierung und Durchführung von 
Projekten wächst.69  
Durch die Lokale Agenda gelangt der Konsultationsprozess mit der Bür-
gerschaft auf eine neue Ebene. Erstmals werden alle lokalen Akteure ins 
Gespräch gebracht und Interessenkonflikte können direkt ausgehandelt 
werden. In Kommunen, in denen dieser Dialog hergestellt werden kann, 
wird eine neue Handlungsfähigkeit erreicht. Konkrete Ergebnisse im Sinne 
zukunftsfähiger Stadtentwicklung resultieren aus dieser Kommunikations-
kultur. Die Lokale Agenda ist ein Instrument, um auf lokaler Ebene den 
bedenklichen globalen Entwicklungen entgegen zu steuern. Kommunen 
stellen sich heute gezielt der Herausforderung einer zukunftsfähigen Ent-
wicklung. Ihnen kommt hierbei in erster Linie die Aufgabe der Information, 
Mobilisierung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Thematik der 
Zukunftsfähigkeit zu. Die Kommunen haben die Möglichkeit, die wirtschaft-
liche, soziale und ökologische Infrastruktur vor Ort zu steuern, entschei-
den darüber hinaus über kommunale Vorschriften und wirken an der Um-
setzung nationaler und regionaler Umweltpolitik mit, besitzen folglich also 
einen großen Einflussfaktor im Agenda-Prozess.  
Trotz diesen vielfältigen Möglichkeiten kann eine zukunftsfähige Entwick-
lung aber nur durch eine gute Zusammenarbeit aller Akteure gelingen. 
Das Mitwirken jedes einzelnen Menschen in der Kommune ist deshalb 
                                                             
69
 Vgl. Holl: a. a. O., S. 2. 
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gefragt. Diese Mitwirkung aller Bevölkerungsgruppen ist und bleibt jedoch 
neben der Finanzierbarkeit des Prozesses eines der größten Probleme. 
Menschen sind sehr unterschiedlich. Es ist nur schwer möglich, ein Pro-
gramm zu formulieren, welches alle gleichermaßen anspricht. In der Ver-
gangenheit hat sich immer wieder gezeigt, dass sich meist dieselben 
Menschen engagieren. Dabei stecken sicherlich noch viel Wissen und vie-
le weitere Kapazitäten in der Bürgerschaft. Diese bleiben aber verborgen. 
 
3   Lösungsansätze für eine Integration der bisherigen  
Lokalen Agenda 21 in einen zukunftsfähigen Stadtent-
wicklungsprozess 
Nach nunmehr 18 Jahren seit der Konferenz von Rio scheint der 
Schwung, der die Agenda-Initiativen bisher getragen hat, nach und nach 
]X ÄYHUSXIIHQ³(UPGXQJVHUVFKHLQXQJHQXQG5DWORVLJNHLW entstehen. Ar-
beitskreise lösen sich auf, während neue Aktionsprogramme und Erfolgs-
berichte ausbleiben. 
Den Agenda-Prozessen fehlt die nötige Schubkraft, um die Gemeinden in 
einen zukunftsfähigen Stadtentwicklungsprozess zu überführen.  
8P GLH 'LDJQRVH IU GHQ ÄNUlQNHOQGHQ³ $JHQGD-Prozess zu erstellen, 
wurde in unterschiedlich großen Gemeindeverwaltungen eine anonyme 
Umfrage70 durchgeführt. Der Rücklauf beträgt 14 von 44 Fragebögen. Pa-
rallel zu den Verwaltungen wurden 78 am Agenda-Prozess beteiligte Bür-
ger71 und 74 Gemeinde- und Stadträte72 mit einem jeweils leicht abgeän-
derten Fragebogen angeschrieben. Hier ist ein Rücklauf von zehn Frage-
bögen bei den Bürgern und 12 Fragebögen bei den Gemeinde- und Stadt-
räten zu verzeichnen. Zusätzlich wurden persönliche Gespräche mit Ak-
teuren aus allen oben genannten Gruppen geführt. 
                                                             
70
 Vgl. Anlage 11: Fragebogen Verwaltung. 
71
 Vgl. Anlage 12: Fragebogen Bürger.  
72
 Vgl. Anlage 13: Fragebogen Gemeinde- und Stadträte. 
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Der Fragebogen berücksichtigt in erster Linie die Bereiche Leitbild- und 
Leitlinienentwicklung, Initiativergreifung, Projektfindung, Prozesssteue-
rung, die Beteiligung der relevanten Akteure, die Wahrnehmung des 
Agenda-Prozesses durch die unterschiedlichen Befragten, die Bewertung 
der Öffentlichkeitsarbeit, die Verknüpfung verschiedener kommunaler Pro-
zesse mit der Lokalen Agenda, die Erfolgskontrolle und die Finanzierbar-
keit des Prozesses. Schwerpunktmäßig werden immer wieder Problemsi-
tuationen in diesen Bereichen bzw. im gesamten Prozess erfragt. 
Auffällig bei der Befragung war die immer wieder voneinander abweichen-
de Meinung von Bürgern, Gemeinderäten und der Verwaltung zu einzel-
nen Punkten. So haben beispielsweise 70 % der befragten Bürger ange-
geben, dass Probleme in der Zusammenarbeit zwischen Bürgern, Ge-
meinderat und Verwaltung entstanden sind. Dieser Meinung sind auch 
75 % der Gemeinderäte. In 57 % der Verwaltungen wurde diese Frage 
hingegen verneint. Weiterhin wird der Bekanntheitsgrad der Lokalen 
Agenda von Verwaltungsmitarbeitern tendenziell höher eingeschätzt als 
von beteiligten Bürgern und Gemeinderäten. In der Umfrage gaben alle 
beteiligten Akteure durchschnittlich an, dass es keine Konkurrenzsituatio-
nen zwischen der Lokalen Agenda und anderen kommunalen Gremien 
gab. In persönlichen Gesprächen wurde dieser Punkt jedoch meist bejaht. 
Das Interesse an einem Indikatorensystem zur Erfolgsmessung der Loka-
len Agenda ist seitens der Bürger eher gering. Die Verwaltungsmitarbeiter 
und Gemeinderäte empfanden dies im Durchschnitt jedoch als eher wich-
tig. 
Obwohl von beinahe allen Befragten angegeben wurde, dass keine Prob-
leme durch mangelnde kommunikative Kompetenzen entstanden sind, 
deuten die teilweise differierenden Aussagen der Akteure auf eine man-
gelhafte Absprache und Einbeziehung aller Beteiligten hin. Unterschiedli-
che Wünsche im Bezug auf die Erfolgskontrolle sind hingegen als unbe-
denklich einzustufen. Der Wunsch nach einer Nachweisbarkeit von  
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Erfolgen kann aufgrund der unterschiedlichen Arbeits- und Denkweise von 
Person zu Person variieren.   
Um den Agenda-Prozessen neue Schubkraft zu geben, sollte stärker als 
bisher mit neuen Formen des bürgerschaftlichen Engagements und der 
Bürgerbeteiligung gearbeitet werden. Die Umfrage gab deutlich zu erken-
nen, dass sich viele Beteiligte aus der Bürgerschaft von der Verwaltung 
nicht ernstgenommen fühlen. Glauben die Bürger, nicht wirklich etwas 
Bewegen zu können, so ist eine breite Beteiligung unterschiedlicher Be-
völkerungsgruppen so gut wie unmöglich. Werden die Bürger hingegen in 
Initiativen und Projekten, auch mit institutionellem Charakter, beteiligt, sig-
nalisiert dies Akzeptanz sowie die Bereitschaft, Meinungen von Bürgern 
zu berücksichtigen und in kommunales Handeln aufzunehmen. Bezüglich 
der Bürgerbeteiligung ist die Schweiz ein gutes Vorbild. Dort wird intensive 
Bürgerbeteiligung schon seit vielen Jahren in Form von Volksabstimmun-
gen erfolgreich praktiziert.  
Das Verhältnis zwischen Bürgern, Gemeinderat und Verwaltung ist Dreh- 
und Angelpunkt eines funktionierenden Agenda-Prozesses und der Über-
führung sowie dauerhaften Integrierung der Lokalen Agenda in einen zu-
kunftsfähigen Stadtentwicklungsprozess. Um dieses Verhältnis zu verbes-
sern ist auch die Durchführung von Bürger- und Beteiligungshaushalten 
empfehlenswert. Die Haushaltsplanung ist eines der Kernthemen im Ver-
waltungsgeschehen. Werden die Bürger bewusst in diesen Prozess ein-
bezogen, entsteht eine höhere Verbundenheit mit der Gemeinde und eine 
erhöhte Akzeptanz von Entscheidungen. Ferner beweist eine ausgeprägte 
Kultur der Anerkennung ehrenamtlicher Tätigkeit die Wichtigkeit und den 
Respekt gegenüber diesem Engagement.  
Das Ungleichgewicht zwischen den Beteiligten ist es, das die Agenda-
Prozesse daran hindert, zum fest integrierten Bestandteil einer zukunfts-
fähigen Stadtentwicklung zu werden. Daher werden im Folgenden einzel-
ne Bereiche näher erklärt, die sich unter anderem als besonders  
problemträchtig im Hinblick auf das Gleichgewicht der Beteiligten erwiesen 
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haben. Zusätzlich werden einige Bereiche, in denen nach wie vor Entwick-
lungspotential besteht, vertieft betrachtet. Zur Verdeutlichung werden im-
mer wieder gute Umsetzungsbeispiele aus unterschiedlichen Gemeinden 
herangezogen. 
 
3.1  Initiativergreifung   
In der Praxis hat sich herausgestellt, dass es vier Grundtypen der Initiativ-
ergreifung zur Aufstellung einer Lokalen Agenda gibt: 
 Durch Antrag einer Gemeinderatsfraktion und anschließendem Be-
VFKOXVVGHV*HPHLQGHUDWVÄ5DWVLQLWLDWLYH³ 
 Entschluss durch die Verwaltungsspitze und Erarbeitung einer 
9HUZDOWXQJVYRUODJHDXI$QZHLVXQJGLHVHUÄ9HUZDOWXQJVLQLWLDWLYH³ 
 ,QLWLDWLYHGXUFK%UJHUÄ%UJHULQLWLDWLYH³ 
 Durch Bürgerschaft, Gemeinderat und Verwaltung gemeinsam ab-
JHVSURFKHQHU6WDUWÄ.RRSHUDWLYH-,QLWLDWLYH³ 
Kommt die Initiative aus dem Gemeinderat, besteht die Gefahr, dass der 
Prozess gleich wieder beendet wird, da keine bürgerschaftliche Bewegung 
in Gang kommt. Eine Lokale Agenda besteht jedoch gerade aus dieser 
Bewegung. Vorteilhaft bei der Ratsinitiative kann sein, dass sich der Ge-
meinderat von Beginn an um den Prozess kümmert und er nicht als uner-
wünschte Konkurrenz abgedreht wird. 
Ergreift die Verwaltung die Initiative, sind von Anfang an Kompetenz und 
Kapazitäten aus der Verwaltung vorhanden. Der Prozess wird unterstützt 
und gefördert. Die Verwaltung selbst macht deutlich, dass die entspre-
chenden Konsequenzen zu einer zukunftsfähigen Entwicklung gezogen 
werden. Bei der Verwaltungsinitiative ist die Gefahr der Ablehnung durch 
den Gemeinderat so gut wie nie gegeben, da keine politische Konkurrenz 
gefürchtet werden muss. Probleme können eventuell dadurch entstehen, 
dass das Verfahren zu sehr nach der Logik der kommunalen Verwaltung 
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gestaltet wird. Bürger könnten dies als wenig beteiligungsoffen und uninte-
ressant empfinden.73  
Entsteht die Lokale Agenda durch eine Bürgerinitiative, ist vorteilig zu 
nennen, dass von Anfang an Interesse und Initiative aus der Bürgerschaft 
mit eingebracht werden. Der Prozess beginnt offen und nicht verwaltungs- 
und gemeinderatsabhängig. Die Gefahr bei dieser Initiativform, ist eine 
Ablehnung oder zumindest die fehlende Unterstützung durch den Ge-
meinderat oder die Verwaltung. Der Prozess könnte GDQQ HLQH Ä[-
EHOLHELJH³%UJHULQLWLDWLYHRKQHGLHJHZQVFKWH'UHLWHLOXQJ74 bleiben. 
Bei der Kooperativen-Initiative bringen alle wichtigen kommunalen Ak-
teure schon in der Anfangsphase ihre Leistung mit ein. Keine Seite ist 
dominierend. Diese Herangehensweise kommt dem Vertragstext der 
Agenda 21 in Kapitel 2875 am nächsten. Die Agenda wird dort als offener 
bürgerschaftlicher Beteiligungsprozess beschrieben. Partner sollen sowohl 
Politik, als auch Verwaltung, Bürger, Interessengruppen und die Wirtschaft 
VHLQ.HLQH6HLWHLVWÄ+HUU³GHV9HUIDKUHQV 
Als einziger Nachteil einer Kooperativen-Initiative ist zu erwähnen, dass 
der gesamte Prozess durch die notwendigen Absprachen länger dauert. 
Da sich die anfangs investierte Zeit in einem erfolgreichen Verlauf des 
Prozesses aber auszahlen sollte, ist dies in Kauf zu nehmen. 
Jeder der dargestellten Ansätze hat Vor- und Nachteile. Vor dem politi-
schen Hintergrund der jeweiligen Gemeinde können - abhängig davon, 
welche der oben genannten Gruppen die Initiative ergreift - unterschiedli-
che Schwierigkeiten entstehen. Dieser Punkt wurde von den befragten 
Kommunen immer wieder bestätigt.  
In den Umfragestädten wurde als häufigste Form der Initiativergreifung die 
Verwaltungsinitiative genannt. Schwerpunkte sind hier folglich auf die Mo-
tivation und Beteiligung der Bürger zu legen.  
                                                             
73
 Vgl. Hermann/Reschl: Wie macht man eine Lokale Agenda?, 2000, S. 15 f. 
74
 Dreiteilung zwischen Bürgern, Gemeinderat und Verwaltung. 
75
 Vgl. Anlage 1: Agenda 21.  
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Werden die möglichen Probleme bei der Planung des weiteren Vorgehens 
nach der Initiativergreifung berücksichtigt, kann die Entstehung solcher 
bereits im Keim erstickt werden. Hier ist ein hohes Maß an Aufmerksam-
keit und Kommunikation erforderlich. 
 
3.2  Zielsetzungen, Konzepte und Handlungsprogramme 
Das exakte Ziel für die Lokale Agenda kann durch Leitbildprozesse für 
jede Kommune individuell gesteckt werden. Durch diesen Prozess ent-
steht ein Rahmenkonzept. Auch Stadtmarketingkonzepte, Stadtentwick-
lungspläne oder kommunale Öko-Audits können als Rahmenkonzepte ge-
nutzt werden. Alle der befragten Kommunen gaben an, die Lokale Agenda 
mit einem oder mehreren solcher Prozesse zu verknüpfen. Diese Ver-
knüpfung bestand jedoch oft nur darin, dass dieselbe Person z. B. für das 
kommunale Öko-Audit und die Lokale Agenda zuständig ist. Eine Interak-
tion der Prozesse ist hingegen noch selten. 
Im Folgenden werden diese Rahmenkonzepte dargestellt. 
 
3.2.1  Entwicklung von Leitbildern 
In 71 % der befragten Kommunen wurde ein eigenes Leitbild für die Loka-
le Agenda entwickelt. Bei der Frage nach Schwierigkeiten in der Leitbild-
entwicklung wurden unter anderen folgende Probleme genannt: 
 Schwierigkeiten in der Einigung auf ein Leitbild / zu viele Formulie-
rungsvorschläge 
 hoher Zeitaufwand, da viele Gesprächs- und Diskussionsrunden 
nötig waren 
 zu hoch gegriffene Leitbilder, die in der Praxis nicht umsetzbar sind 
 Leitlinien wurden nur in Ausschnitten entwickelt 
 geringes Interesse der ehrenamtlichen Beteiligten 
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In einem Leitbild wird die Gestalt, Struktur und die zukünftige Entwicklung 
einer Stadt als visionäres Idealbild dargestellt. Um das Leitbild umsetzen 
zu können, bedarf es der Entwicklung von Leitlinien. In diesen wird die 
Herangehensweise zur Erreichung des idealtypischen Zustandes be-
schrieben. 
Im Agenda-Prozess wird das insofern umgesetzt, als aus Leitbildern Ziele 
abgeleitet werden, um diese dann in Projekten zu konkretisieren. Hierbei 
müssen alle relevanten örtlichen Gegebenheiten mit einbezogen werden. 
 
Abbildung 5: Leitbildentwicklung 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Sadowski, 1999, S. 33. 
 
Leitbilder sind visionär, sie beschreiben Zukunftsträume. Die Leitlinien, die 
die Schritte zur Erfüllung dieser Zukunftsvisionen sind, müssen konkret 
und durchführbar sein, damit die Leitbilder keine leeren Phrasen und Luft-
schlösser bleiben.  
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Zunächst ist wichtig, die Ausgangssituation klar zu definieren. Der 
Ist-Zustand muss analysiert werden. Aus einer Kombination des 
Ist-Zustandes und den Trends in den Kommunen werden Visionen und 
damit Leitbilder abgeleitet. Steht das Zukunftsbild, werden Maßnahmen 
und Pläne generiert, um die Leitbilder zu verwirklichen.76 
Vor allem an diesem Punkt der Leitbildentwicklung können Fehler began-
gen werden. Leitbilder dürfen und sollen Zukunftsvisionen darstellen. Sie 
dürfen abgehoben und schwer oder nicht vollständig erreichbar sein. In 
den Leitlinien müssen aber klare und vor allem durchführbare Schritte auf 
dem Weg zum erwünschten Zustand definiert werden. Die Vision des 
Leitbildes muss dabei nicht unbedingt erreicht werden, aber ein klar fest-
zustellender Fortschritt, ein Bewegen in Richtung des Visionszustandes 
muss erkennbar sein. Ansonsten ginge die Glaubwürdigkeit des gesamten 
Agenda-Prozesses verloren und entsprechend auch das Interesse der 
Beteiligten.  
Die Leitbilddebatte kann sich als zeitintensiv herausstellen. Diese Zeit soll-
te aber unbedingt investiert werden, damit sich alle Beteiligten mit den 
Leitbildern identifizieren können und diese auch unterstützen. Besteht hier 
bereits Uneinigkeit, so ist die Gefahr eines einseitigen Prozesses, in dem 
entweder Bürger, Gemeinderat oder die Verwaltung führend sind, groß. 
Damit wäre auch das Scheitern des Prozesses absehbar. 
 
3.2.2  Stadtentwicklungsplanung und Lokale Agenda 21 
Stadtentwicklungskonzepte werden aufgrund ihrer Verankerung als stra-
tegisches Planungsinstrument geschätzt. Durch vergleichbare Herange-
hensweisen ist eine Kombination der Lokalen Agenda und der  
Stadtentwicklungsplanung empfehlenswert. 43 % der befragten  
Kommunen haben diesen Umstand erkannt und ihre Lokale Agenda mit 
                                                             
76
 Vgl. Sadowski: Leitbild-Entwicklung, 1999, S. 33. 
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dem Stadtentwicklungsprozess verknüpft. Von den Kommunen, die diese 
Kombination bereits genutzt haben, werden folgende Vorteile genannt: 
 Ein professioneller Moderator und entsprechendes Know-how ste-
hen zur Verfügung. 
 Die Verankerung in der Verwaltung ist gegeben. 
 Die Akzeptanz von Arbeit und Ergebnissen in der Bevölkerung ist 
höher. 
 Durch Synergieeffekte in den Prozessen würde bei getrennter Füh-
rung Doppelarbeit entstehen. 
 Konkurrenzsituationen können vermieden werden. 
 Ein effektiver Einsatz der kostbaren ehrenamtlichen Zeit findet statt. 
 Die Qualität der Ergebnisse ist durchschnittlich höher. 
 Es werden weitere Impulse für alle entsprechenden Prozesse ge-
geben, einschließlich der Lokalen Agenda. 
 Unzufriedenheit und Missverständnisse in der Stadtentwicklungs-
planung können durch die frühzeitige Einbeziehung der Bürger 
vermieden werden.  
Betrachtet man die Eigenschaften der Stadtentwicklungsplanung und das 
Vorgehen beim Erstellen eines Stadtentwicklungsplans (STEP), sind diese 
Vorteile nachvollziehbar.  
Unter Stadtentwicklung versteht man die räumliche, historische und struk-
turelle Gesamtentwicklung einer Stadt. Im Stadtentwicklungsplan wird ein 
langfristiges Entwicklungskonzept für die jeweilige Kommune festgelegt.  
1DFKGHUVRJHQDQQWHQÄ5HQDLVVDQFHGHU6WDGWHQWZLFNOXQJ³77 ist Schwer-
punkt dieser das Herstellen eines Gleichgewichts zwischen moderner 
Ökonomie und den Flächen- und Mobilitätserfordernissen einer Gemeinde 
sowie dem städtischen Umweltschutz.78 Im Zusammenhang mit der  
                                                             
77
 Vgl. Janzer/Schwedler: Renaissance der Stadtentwicklungsplanung?, 2005, S. 96±100.  
78
 Vgl. Keppel: a. a. O., Band 37, S. 14 f.  
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Lokalen Agenda wird in der STEP eine intensive Bürgerbeteiligung über 
das rechtlich vorgesehene Maß hinaus entwickelt.  
 
Abbildung 6: Kriterien zukunftsfähiger Stadtentwicklungsplanung 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Keppel, Band 37, 1998, S. 16. 
 
Folglich ist Ziel beider Prozesse, das der Stadtentwicklungsplanung und 
das der Lokalen Agenda, die Zukunft einer Stadt zu gestalten, um auch für 
künftige Generationen gute Lebensgrundlagen zu schaffen bzw. zu erhal-
ten und natürliche Ressourcen zu schonen. Gemeinsame Bausteine der 
Lokalen Agenda und der Stadtentwicklungsplanung sind die Entwicklung 
von Leitbildern und das Aufstellen bzw. Umsetzen von Maßnahmen oder 
Programmen.79 
Durch die Gemeinsamkeiten der Vorgänge kann von Beginn der Planung 
beinahe bis zur Umsetzung gemeinsam vorgegangen werden. Klar muss 
jedoch stets sein, dass die Planungs- und Finanzhoheit nach wie vor beim 
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 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 25, 2003, S. 5. 
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von den Bürgern gewählten Gemeinderat liegt und es sich bei der Lokalen 
Agenda um keine hoheitliche Aufgabe handelt.80 
Ein sehr gutes Beispiel für die Kombination der Stadtentwicklungsplanung 
und der Lokalen Agenda 21 bietet die Stadt Rottenburg am Neckar. Die 
organisatorischen Vorbereitungen wurden für beide Prozesse gemeinsam 
durchgeführt. Erst in den Projektgruppen wurde in STEP und Lokale 
Agenda getrennt. Die Verwaltung übernimmt nun die hoheitlichen Aufga-
ben im Rahmen der STEP, nicht hoheitliche Projektarbeit wird von Akteu-
ren der Lokalen Agenda durchgeführt.81 
  
                                                             
80
 Vgl. Keppel: a. a. O., Band 37, S. 25. 
81
 Vgl. Keppel: a. a. O., Band 24, S. 11±16. 
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Abbildung 7: Stadtentwicklungsplanung und Lokale Agenda in   
 Rottenburg am Neckar 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
  
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Keppel, Band 24, 2006, S. 13. 
 
3.2.3  Stadtmarketing und Lokale Agenda 21 
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der Gemeinde und die Bindung der Bevölkerung an diese. Gleichzeitig 
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sind die Identitätsbildung und die Schaffung eines Zugehörigkeitsgefühls 
federführend. Stadtmarketing ist eine auf Dauer angelegte Orientierung 
des Stadtmanagements an den Bedürfnissen von Bevölkerung, Besu-
chern XQG :LUWVFKDIW (V EH]ZHFNW HLQH 9HUEHVVHUXQJ GHV Ä3URGXNWeV³
6WDGW=XHLQHU9HUEHVVHUXQJGHVÄ3URGXNWHV³6WDGWVROOWHNRQVHTXHQWHr-
weise auch eine Verbesserung der Zukunftsfähigkeit der jeweiligen Ge-
meinde angestrebt werden. Eine Kombination des Stadtmarketings mit der 
Lokalen Agenda ist also sinnvoll. Beide Prozesse können eng aufeinander 
abgestimmt werden, um im gemeinsamen Feld der Bürgerbeteiligung ein 
koordiniertes Vorgehen sicherzustellen. Nur 7 % der befragten Kommunen 
haben dieses Potential bisher für sich genutzt.82 
 
Ein gutes Beispiel in der Kombination des Stadtmarketings und der Loka-
len Agenda 21 bietet die Stadt Öhringen. Die Agenda-Themen von 
Öhringen stammen teilweise direkt aus dem Stadtmarketing. 
Ursprünglich umfasste der Stadtmarketing-Prozess in Öhringen nur The-
men der Standortförderung. Nach und nach kamen aber auch soziale und 
ökologische Aspekte hinzu. Durch die hierbei entstandenen Parallelen 
zwischen dem Stadtmarketing und der Lokalen Agenda wurde das Stadt-
marketing thematisch und personell für die Agenda geöffnet und zukunfts-
fähigen Zielsetzungen angepasst.83 
 
3.2.4  Kommunales Öko-Audit und Lokale Agenda 21 
Sowohl das Kommunale Öko-Audit als auch die Lokale Agenda haben 
unter anderem die Schonung der natürlichen Ressourcen und eine Ent-
wicklung in diesem Bereich zum Ziel, die auch in Zukunft noch tragbar ist. 
Es liegt im Verantwortungsbereich der Kommunen in ihren Liegenschaften 
Abfall, Energie und Wasser einzusparen. In der Öko-Audit-Verordnung84 
                                                             
82 Vgl. Holl: a. a. O., S. 5. 
83
 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 25, 2003, S. 33 - 35. 
84
 Vgl. EG-9HURUGQXQJ1UÄEHUGLHIUHLZLOOLge Teilnahme von Organisationen 
 an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung 
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wird nun der Bezug zur Lokalen Agenda hergestellt. Neben dem Audit für 
die Verwaltung kann ein Handlungsprogramm für die gesamte Gemeinde 
erstellt werden, da im kommunalen Öko-$XGLWPLWWOHUZHLOHDXFKÄLQGLUHNWH
8PZHOWHLQZLUNXQJHQ³DXI GDV *HPHLQGHJHELHW HLQEH]RJHQ ZHUGHQ Ps-
sen.85 Die Verwaltung trifft durch ihr planerisches Handeln, z. B. im Rah-
men der Bauleitplanung, als umweltpolitischer Akteur Entscheidungen für 
den Umwelt-, Verkehrs- und Tourismusbereich.86 
 
Wird das kommunale Öko-Audit konsequent umgesetzt, kann dieses In-
strument inhaltlich und prozessbezogen Beiträge zu der Lokalen Agenda 
leisten.87 Von einer der befragten Kommunen wird als großer Vorteil der 
Kombination des Öko-Audits und der Lokalen Agenda genannt, dass der 
Umweltschutz durch die Agenda in einem breiteren Zusammenhang dar-
gestellt wird als dies ansonsten geschähe. Die Verbindung der Lokalen-
Agenda mit dem kommunalen Öko-Audit ist in vielen Gemeinden und 
Kreisen schon aus personeller Nähe empfehlenswert, da beide Prozesse 
in der Regel beim Umweltbeauftragten angesiedelt sind.  
 
Als Beispiel einer solchen Verknüpfung lässt sich die Gemeinde 
Uhldingen-Mühlhofen heranziehen. Dort soll zum einen für die Stadt als 
umweltfreundliche Tourismusgemeinde geworben und zum anderen Um-
weltbelastungen, die durch den Tourismus entstehen, abgebaut werden. 
In Uhldingen-Mühlhofen wird im Rahmen eines Umwelt-Audits und in Ko-
operation mit engagierten Bürgern ein Handlungsprogramm für die Zu-
kunft erstellt, das ökologisch, ökonomisch und sozial gestaltet ist. Für die 
interessierten Bürger wurden Arbeitsgruppen eingerichtet, die sich mit 
Schwerpunkten aus oben genanntem Umweltbereich auseinandersetzen 
und diese dann in konkrete Projekte übertragen. Das Umwelt-Audit in 
                                                                                                                                                                       
 und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse der 
 .RPPLVVLRQ(*XQG(*³$XFKEHNDQQWXQWHUÄgNR-Audit-
 9HURUGQXQJ³RGHU(0$6(QYLURnmental Management and Audit Scheme) 
85
 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 25, 2003, S. 5. 
86
 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 14, 2000, S. 8. 
87
 Vgl. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (Hrsg.):  
 10 Jahre nach Rio, 2002, S. 44. 
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Uhldingen-Mühlhofen ähnelt also stark dem Agenda-Prozess. Eine Kom-
bination ist problemlos möglich.88 
 
3.3  Bildung kommunaler Anlaufstellen 
Um das Engagement von Bürgern, Vereinen und Initiativen weiter zu för-
dern, können örtliche Anlaufstellen gebildet werden. Diese vermitteln Kon-
takte, bieten Räumlichkeiten an, leisten administrative Arbeit, übernehmen 
die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, geben inhaltliche Impulse und führen 
eigene Kampagnen durch. In der Regel ist die kommunale Anlaufstelle ein 
Agenda-Büro mit einer Ansprechperson aus der Verwaltung.  
Das Agenda-Büro ist Knotenpunkt zur Zusammenführung von Akteuren 
innerhalb und außerhalb der Verwaltung. Zur Ansiedlung des Agenda-
Büros gibt es eine Vielzahl von Modellen: 
 
Ist das Agenda-Büro innerhalb einer Fachverwaltung angesiedelt, so ist 
die Unterstützung durch eine bereichsübergreifende Arbeitsgruppe emp-
fehlenswert, da der Mitarbeiter, der das Agenda-Büro in seinem Fachbe-
reich führt, in der Regel wenig Einflussmöglichkeiten auf die Arbeit ande-
rer Fachbereiche hat. Empfehlenswert wäre eine Besetzung mit Mitarbei-
tern aus mehreren Fachbereichen, da ansonsten die Gefahr besteht, dass 
die Themen der Agenda-Projekte zu sehr fachbereichsabhängig sind. So 
setzt z. B. die Wirtschaftsförderung andere Schwerpunkte als die Stadt-
entwicklung oder das Umweltamt. 
 
Der Gefahr der Fachbereichsspezialisierung kann durch eine Ansiedlung 
des Agenda-Büros als Stabsfunktion bei der Verwaltungsspitze entgegen-
gewirkt werden. Dies erfordert und demonstriert eine hohe Identifikation 
der Lokalen Agenda mit der Verwaltungsspitze. 
 
                                                             
88
 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 14, 2000, S. 8. 
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Werden vor allem Neutralität, professionelle Moderation und flexible Or-
ganisation von der kommunalen Anlaufstelle erwartet, kann ein externes 
Planungsbüro beauftragt werden. Allerdings ist durch externe Vergabe 
offensichtlich, dass die Aufstellung der Lokalen Agenda zu einem zeitlich 
befristeten Projekt wird. Dies ist sicherlich nicht im Sinne des Grundge-
dankens der Lokalen Agenda. 
 
Eine Mischform aus Verwaltungsmitarbeitern und ehrenamtlich engagier-
ten Bürgern aus der Gemeinde ist ein weiteres Modell, um ein Agenda-
Büro zu führen. Durch diese Form werden Berührungsängste zwischen 
Bürgern und Verwaltungsmitarbeitern abgebaut. Aufgaben und Konzepti-
onen müssen gemäß den Möglichkeiten haupt- und ehrenamtlicher Mitar-
beiter verteilt werden. Kritisch kann die fehlende Sicherheit bezüglich der 
Arbeitskraft der ehrenamtlichen Mitarbeiter sein.89  
 
3.4  Förderung von Projekten 
Agenda-Projekte sind wesentliche Schritte im Agenda-Prozess und bilden 
die Basis für ein umfassendes Agenda-Programm. Durch Projekte kann 
auf einen weiterführenden Prozess hingewirkt und die Bürger entspre-
chend motiviert und mobilisiert werden. Weiterhin ermöglichen sie die Um-
setzung von Teilzielen im Rahmen einer umfassenderen Zielsetzung und 
sorgen für eine öffentlichkeitswirksame Verbreitung der Lokalen Agen-
da 21. Für einzelne Probleme der Stadt können durch die Agenda-
Projekte bereits Lösungswege gefunden werden.90   
Erfolgreich (und teilweise auch nicht erfolgreich) verlaufende Projekte lö-
sen nach dem Schneeballprinzip weitere Aktivitäten aus und steigern den 
Bekanntheitsgrad der Agenda in der Kommune. Die Projekte werden auch 
in Zukunft sicherlich die wichtigste Form des bürgerschaftlichen Engage-
ments in der Agenda bleiben.  
                                                             
89
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 57 - 60. 
90
 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 25, 2003, S 6. 
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Wie bereits unter Punkt 2.2.5 erwähnt, werden in deutschen Agenda-
Prozessen nach wie vor Umweltthemen schwerpunktmäßig behandelt. Bei 
der im Rahmen dieser Arbeit durchgeführten Umfrage gaben 79 % der 
Kommunen an, dass ihre Agenda-Projekte nicht alle Eckpfeiler des Agen-
da-Prozesses (Ökologie, Ökonomie und Soziales) behandeln. Teilweise 
variierten die Schwerpunkte jedoch im Verlauf des Prozesses durch das 
Hinzukommen neuer oder das Wegfallen bestehender Arbeitskreise. 64 % 
der Kommunen gaben eine solche Änderung der Themenschwerpunkte 
an.  
Agenda-Projekte kosten auch bei noch so viel freiwilligem und ehrenamtli-
chem Engagement Geld. In Anbetracht der momentanen finanziellen Lage 
in den deutschen Kommunen ist das ein Problem. Dieser Punkt wurde 
auch in der Umfrage immer wieder bestätigt. Dennoch verwenden gemäß 
der Befragung 79 % der Kommunen Haushaltsmittel zur Finanzierung des 
Agenda-Prozesses. Nur 29 % nannten Spendenmittel und Sponsoren. 
21 % finanzieren ihren Agenda-Prozess teilweise durch Fördermittel des 
Landes und Preisgelder. 7 % der Kommunen nutzen die Förderung durch 
Partner in der Wirtschaft. Die Möglichkeit der Finanzierung von Projekten 
durch Bürgerstiftungen wurde weder von den Verwaltungen noch von 
Bürgern erwähnt. Da hier noch mit Potential für die Agenda-Prozesse zu 
rechnen ist, wird das Prinzip einer Bürgerstiftung im Folgenden dargestellt: 
Unter einer Stiftung versteht man eine Einrichtung die eine bestimmte 
Vermögensmasse zu einem bestimmten Zweck widmet. Das Vermögen 
bleibt dabei dauerhaft in der Stiftung erhalten. Die Motive zum Aufbau von 
Stiftungen sind vielfältig. Sie können aus dem Zusammengehörigkeitsge-
fühl einer bestimmten Gemeinschaft entstehen oder aus lokalen Bezügen. 
Sie können auch dadurch entstehen, dass sich Menschen für Anliegen die 
ihnen wichtig sind, engagieren möchten. Dabei geht es allerdings nicht nur 
um das Bereitstellen von Geld, sondern auch von bürgerschaftlichem En-
gagement. 
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Anders als bei klassischen Stiftungen, in denen es einen Stifter und einen 
verfolgten Zweck gibt, oder zu Gemeinschaftsstiftungen (mehrere Stifter, 
ein Zweck), werden Bürgerstiftungen durch andere Merkmale geprägt. 
Bürgerstiftungen werden von einer Vielzahl von Stiftern betrieben, in der 
Regel mit geringerem Beitrag der Einzelnen. Der Vermögensaufbau findet 
über einen langen Zeitraum statt ± wenn möglich sogar unbegrenzt. Sie 
verfolgen immer einen gemeinnützigen Zweck bzw. ein ganzes Spektrum 
von Zwecken aus unterschiedlichen Bereichen. Der Wirkungsraum der 
Bürgerstiftungen ist in der Regel lokal begrenzt. Sie sind allerdings unab-
hängig von Kommunalverwaltung und ±politik. 
 
Abbildung 8: Formen einer Stiftung 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Arbeitsmaterialie 37, 2005, S. 7. 
 
Eine der Kernaufgaben einer Stiftung ist das Aufbauen von Stiftungsver-
mögen und Sammeln von Spenden. Der Unterschied zwischen Stiften und 
Spenden liegt darin, dass eine Spende aus dem laufenden Einkommen 
erfolgt, während beim Stiften mit einem Vermögensteil zu rechnen ist, der 
über einen längeren Zeitraum angespart wurde und damit weit über dem 
Betrag einer Spende liegt. 
Klassische Stiftung Gemeinschafts-
stiftung 
Bürgerstiftung 
Stifter/innen Stifter/innen Stifter/innen 
Förderziel Förderziel Förderziel 
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Im Rahmen der Lokalen Agenda N|QQHQ6WLIWXQJHQDOVHLQHÄ3rojektagen-
WXU IU 1DFKKDOWLJNHLW³ IXQJLHUHQ 'LH )|UGHUXQJ ILQGHW ]XP HLQHQ GXUFK
den Auf- und Ausbau der Stiftung statt (input), und zum anderen durch die 
Ergebnisse, die durch die Förderung erzielt werden (output).91  
 
3.5  Neue Formen der Bürgerbeteiligung / Bürger- und Beteili-
 gungshaushalte 
Die meisten der befragten Kommunen wenden neue Verfahren der Bür-
gerbeteiligung an, die über die gesetzlichen Ansprüche92 hinausreichen. 
Oft genannt wurden Zukunftswerkstätten, Zukunftskonferenzen und Work-
shops. Durch diese Verfahren wird Wissen aus der Bürgerschaft in kom-
munale Entscheidungsprozesse mit eingebracht. Weiterhin wird der Infor-
mationsaustausch zwischen den Akteuren und eine dauerhafte Veranke-
rung und Fortführung der Agenda in der Gemeinde gesichert. 
In Deutschland bislang noch wenig genutzt ist die politische Beteiligung 
von Bürgern im Rahmen von Bürgerhaushalten bzw. Beteiligungshaushal-
ten. In der Umfrage gaben nur 7 % der Städte und Gemeinden an, einen 
Bürgerhaushalt aufgestellt zu haben. Dabei können durch die Beteiligung 
der Bürger an solch zentralen Entscheidungsprozessen die Politikverdros-
senheit, die man heute oft beobachten kann, verbessert und dem Ent-
fremdungsprozess zwischen Bürgern und Verwaltung entgegengewirkt 
werden.  
Ein solcher Bürgerhaushalt ermöglicht den Bürgern die Beteiligung am 
Entscheidungsprozess über die Verwendung der kommunalen Finanzmit-
tel. Die Möglichkeit der Einsicht in den Haushaltsplanentwurf und der Er-
hebung von Einwänden gegen diesen besteht in Deutschland schon  
lange. Die Haushaltspläne sind in der Regel jedoch zu komplex gestaltet 
und können nur von Verwaltungsfachleuten durchdrungen werden. 
                                                             
91
 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 37, 2005, S. 6 ± 13. 
92
 Zu den gesetzlichen Ansprüchen, siehe auch 2.3.2 Zukunftsfähigkeit in der Kommune 
 S. 21 f. 
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In Bürgerhaushalten sollen Budgets und Finanzdaten verständlich und 
transparent dargestellt werden. Durch Bürgerhaushalte kann weiterhin die 
Akzeptanz von eventuell unangenehmen Sparmaßnahmen aufgrund fi-
nanzieller Engpässe gefördert werden. 
Das Verfahren sollte in drei Schritte unterteilt werden. In der Informati-
onsphase wird der Haushaltsplanentwurf so aufbereitet, dass er auch von 
Nicht-Fachleuten verstanden werden kann. In der Konsultationsphase 
werden die Vorschläge der Bürger zu den Budgets gehört. Dies erfolgt in 
Form von Bürgerforen- und versammlungen sowie Befragungen. Eine 
Kombination verschiedener Methoden ist sinnvoll, um möglichst breit zu 
informieren und eine Beteiligung aller Bevölkerungsgruppen zu erreichen. 
Eine professionelle Moderation, eventuell auch durch externe Berater, ist 
hier sehr wichtig. In der abschließenden Rechenschaftsphase wird der 
Haushaltsbeschluss durch den Gemeinderat und die Verwaltung bekannt 
gegeben und darüber Rechenschaft abgelegt, warum welche Anregungen 
umgesetzt oder nicht umgesetzt wurden. Die Entscheidungen werden klar 
dargelegt. 
Der erste Bürgerhaushalt wurde bereits 1989 im brasilianischen Porto 
Alegre durchgeführt. Dort sollten damals die Finanzmittel der Stadt ge-
rechter verteilt werden, um den enormen sozialen Unterschieden zwi-
schen den Stadtteilen entgegen zu wirken. Durch die Beteiligung der Bür-
ger konnte vermieden werden, dass ein Großteil der Finanzen an Politiker 
verteilt wurde. Seit Einführung des Bürgerhaushaltes 1989 stieg die Betei-
OLJXQJYRQDXIFD%UJHU6FKlW]XQJHQ]XIROJHOLHJWGLHÄLQRf-
IL]LHOOH³%HWHLOLJXQJEHL%UJHUQ'DVVLQGFDGHUZDKOEe-
rechtigten Stadtbevölkerung. Dieser Bürgerhaushalt war so erfolgreich, 
weil die Stadtverwaltung die Bürger nicht nur hörte, sondern bereit war 
ihre Entscheidungen verbindlich umzusetzen. Somit konnten Probleme 
wie Korruption, Mittelverschwendung und Klientelwirtschaft weitestgehend 
beseitigt werden. 
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Die Rahmenbedingungen in den reichen Ländern sind selbstverständlich 
andere. In Deutschland wird im Hinblick auf den finanziellen Druck über 
Ausgaben für Schwimmbäder, Bibliotheken und andere kostenintensive 
Einrichtungen diskutiert. Beispielhaft für die Umsetzung von Bürgerhaus-
halten in Baden-Württemberg sind die Städte Emmendingen, Esslingen, 
Nürtingen, Pleidelsheim und Rheinstetten.93 
 
3.6  Einbeziehung der Wirtschaft 
In Kapitel 30 des Vertragstextes der Lokalen Agenda wird angegeben, 
dass die Wirtschaft 
 ursächlich für den zunehmenden Wohlstand in unserer Gesellschaft 
ist. 
 in Form von Wirtschaftsunternehmen Möglichkeiten für Handel, Be-
schäftigung und Existenzsicherung bietet. 
 die Rolle der Frau in dieser und somit das soziale System verän-
dern kann. 
 zugleich aber auch der Sektor ist, der den höchsten Ressourcen-
verbrauch hat und die Umwelt somit stark belastet.94 
 
Ein Manko in vielen Agenda-Prozessen ist die noch fehlende Beteiligung 
der Wirtschaft. Die Prozesse bleiben rein auf die öffentliche Verwaltung 
und ehrenamtlich Aktive beschränkt. Wirtschaftliche Unternehmen sind 
zwar weitestgehend von Industrie- und Handelsorganisationen, Politik und 
Finanzmärkten bestimmt, dennoch stehen ihnen gewisse  
Gestaltungsmöglichkeiten zur Verfügung. Möglichkeiten der Steuerung 
sind beispielsweise: 
 
                                                             
93 Vgl. Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 38, 2005, S. 5-8. 
94 Vgl. Anlage 1, Lokale Agenda, Kapitel 30.  
 Vgl. auch: Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 15, 2000, S. 5. 
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 Die Beschränkung auf ökologisch oder sozial engagierte Lieferan-
ten. 
 Die Produkte ökologisch gestalten und die Produktsortimente nach 
sozial fairen und ökologischen Kriterien ausrichten. 
 Die Nutzung von umweltschonenden Technologien und Verbesse-
rung der Produktionsverfahren. 
 Der Austausch von Know-how durch Partnerschaften (vor allem 
auch mit Betrieben in Entwicklungsländern). 
 Das Setzen von Standards im Umgang mit Kunden, Geschäftspart-
nern oder Niederlassungen. 
 Sichere Beschäftigungsverhältnisse für Mitarbeiter schaffen. 
 Die Normen und Werte der Agenda im Unternehmen vermitteln. 
 Die Einrichtung eines Umweltmanagementsystems.95 
 
Ohne einen Anstoß durch Kommunen beteiligen sich nur wenige Betriebe 
an der Lokalen Agenda, da das wirtschaftliche Bestehen für diese vorder-
gründiges Thema ist. Alles andere rückt zunächst in den Hintergrund. Im 
Folgenden daher eine tabellarische Darstellung der Möglichkeiten kom-
munaler Förderung von sozialen und ökologischen Entwicklungen in der 
lokalen Wirtschaft:96 
 
  
                                                             
95 Vgl. Anlage 1, Lokale Agenda, Kapitel 30. 
 Vgl. auch: Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): Arbeitsmaterialie 15, 2000, S. 6, 8.  
96 Umsetzungsbeispiele von Kommunen, vgl.: Landesanstalt für Umweltschutz (Hrsg.): 
 Arbeitsmaterialie 15, ab S. 29. 
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Tabelle 1: Möglichkeiten der kommunalen Förderung von sozialen und ökologi-
schen Entwicklungen in der lokalen Wirtschaft 
Möglichkeiten der kommunalen Förderung von sozialen und  
ökologischen Entwicklungen in der lokalen Wirtschaft 
G
e
m
e
in
de
-
 
u
n
d 
 
Fl
äc
he
n
pl
a
n
u
n
g 
 Ökologische Vorgaben werden in Bebauungsplänen festge-
schrieben 
 Umweltengagierte Unternehmen werden in der Gemeinde- 
und Flächenplanung bevorzugt behandelt 
 Gewerbebetriebe werden ökologisch gestaltet 
 Innerstädtische Brachflächen sowie Flächen ehemaliger In-
dustrieanlagen werden vorrangig genutzt 
B
e
ra
tu
n
g 
 Individuelle Beratung der Kommunen 
 Schulungen zu den Themen Umweltmanagement und Öko-
Audit 
 Arbeit in Workshops  
A
n
re
iz
e 
 Bereitstellung von Umweltkrediten in Zusammenarbeit mit 
städtischen Sparkassen 
 Förderprogramme für ökologische Technologien 
 Vergabe von Gütesiegeln und Agenda-Kennzeichen 
 Erstellung eines regionalen Branchenverzeichnisses 
Pr
o
jek
te
 
 Schaffung von Messen für zukunftsfähige Produkte 
 Zukunftsfähige Produkte in der Kommune unterbringen 
 Organisation von Bauernmärkten 
 Öko-, Recycling- oder Regionalkaufhäuser 
Ei
n
bi
n
du
n
g 
in
 
N
e
tz
w
e
rk
e 
 Einbindung in einzelne Projekte der Lokalen Agenda 
 Anbieten von Ideenbörsen, Zukunftswerkstätten usw. 
 Runde Tische zur Vernetzung und Diskussion wirtschaftlicher 
Betriebe, eventuell Bildung von gemeinsamen Lösungen 
 
Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Arbeitsmaterialie 15, 2000, S. 13 ± 17. 
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3.7  Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement 
Jede Kommune kann den Verbrauch natürlicher Ressourcen verringern 
und dadurch zugleich Kosten einsparen. Die Maßnahmen und Entschei-
dungen hierfür werden in einem kommunalen Nachhaltigkeitsmanagement 
geregelt. Dieses nehmen bereits 79 % der befragten Kommunen wahr. 
Beispiel für ein kommunales Nachhaltigkeitsmanagement ist die Einrich-
tung eines Umwelt- und Energiemanagements. Dadurch sind die Ausrich-
tung des Beschaffungswesens nach sozialen und ökologischen Kriterien 
sowie die Überprüfung kommunaler Vorhaben und Gemeinderatsvorlagen 
auf Nachhaltigkeit/Zukunftsfähigkeit möglich. 
 
Noch nicht alle Kommunen haben ihre Beschaffung nach Umwelt- und 
Energiekriterien umgestellt. Der Grund dafür ist sicherlich nicht fehlende 
Motivation, VRQGHUQ GLH 6FKHX YRU 0HKUNRVWHQ GXUFK ÄJUQH³ 3URGXNWH
Die im Rahmen dieser Arbeit durchgeführte Umfrage bestätigt diese An-
nahme. Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass beispielsweise fair-
trade Kaffee teurer ist als gewöhnlicher Supermarkt-Kaffee. Im Sinne der 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung muss jedoch der gesamte Lebenszyklus 
eines Produktes oder einer Dienstleistung betrachtet werden. Häufig kön-
nen dadurch erhebliche Einsparungen beobachtet werden: 
 
 Durch Carsharing oder Autoleasing fallen sämtliche Beschaffungs-, 
Unterhalts- und Reparaturkosten weg. 
 Bei Reinigungsmitteln kann durch das Aussortieren umweltschädli-
cher Mittel der gesamte Bestand gestrafft werden. 
 Durch energieeffizientere Geräte können Energie- und Wasserkos-
ten gesenkt werden. 
 Umweltfreundliche Leuchtstofflampen haben eine längere Lebens-
dauer. Somit fallen seltener Wiederbeschaffungskosten an.97 
                                                             
97
 Vgl. Umweltministerium (Hrsg.): Mehr Umwelt fürs gleiche Geld, 2006, S. 4. 
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Eine reine Betrachtung des Einkaufspreises greift hier folglich zu kurz. Mit 
teilweise sehr geringen Investitionen kann ein großer Effekt erzielt werden. 
Nicht zu vergessen ist grundsätzlich die Vorbildfunktion der öffentlichen 
Verwaltung. Durch Initiativen dieser und das Aufzeigen von Einsparpoten-
tial durch die Beschaffung von nachhaltigen Produkten können auch um-
liegende Unternehmen und Bürger zur Erstellung eines Nachhaltigkeits-
managements ermuntert werden.  
 
3.8  Kultur der Anerkennung 
Zur Förderung des Bekanntheitsgrades der Agenda und zum Darstellen 
des hohen Stellenwertes dieser in der Kommune, ist öffentliche Anerken-
nung ein wichtiger Aspekt. Eine Kultur der Anerkennung fördert die Ver-
bundenheit der Agenda-Akteure mit dem Prozess. Weiterhin werden die 
Wichtigkeit und Dankbarkeit gegenüber ehrenamtlicher Tätigkeit ausge-
drückt. Durch den vermehrten Rückzug der Bürger ins Private ist die För-
derung und Würdigung von bürgerschaftlichem Engagement enorm wich-
tig.  
Für die Ehrung von freiwillig Tätigen gibt es zahlreiche Möglichkeiten, wie 
die Übergabe von Urkunden, Zertifikaten, Gutscheinen oder sonstigen 
Geschenken, die Durchführung von Empfängen, Ausflügen, Agenda-
Preisverleihungen, usw. 
Eine glaubhafte Anerkennungskultur macht den Engagierten deutlich, 
dass die Mitarbeit jedes Einzelnen zum Erfolg des Vorhabens bedeutsam 
ist. 
Zur Wertschätzung zählt ebenso das Anbieten von Qualifizierungsmög-
lichkeiten für ehrenamtlich tätige Bürger.98 
 
                                                             
98
 Vgl. Ministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.): Wege in der Bürgergesellschaft, 2007, 
 S. 14, f. 
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Die Stadt Nürtingen pflegt seit vielen Jahren eine ausgeprägte Anerken-
nungskultur. Auf der Homepage99 der Stadt sind zahlreiche Anregungen 
zu diesem Thema zu finden.  
 
3.9  Interkommunale und regionale Kooperation, Städtepartner-
schaften 
Bei der Erarbeitung eines Agenda-Prozesses stehen die Kommunen vor 
komplexen und teilweise neuartigen Vorgängen. Jede Gemeinde hat ihre 
eigenen Vorstellungen und Erwartungen an den Prozess. Das Ziel der zu-
kunftsfähigen Stadtentwicklung verfolgen jedoch alle Agenda-Kommunen. 
So kann eine neu einsteigende Kommune auf die Erfahrungen und gege-
benenfalls Kooperation durch andere Gemeinden sowie die Hilfe des 
Agenda-Büros Baden-Württemberg100 zurückgreifen. 
Einige benachbarte Kommunen werden durch gemeinsame Ver- und Ent-
sorgungsstrategien oder infrastrukturelle Einrichtungen verbunden. Ver-
nünftige Entscheidungen lassen sich hier nur in Absprache mit den Nach-
barkommunen herbeiführen. Pendler- und Warenströme prägen sogar fast 
jede Gemeinde. Der Dialog sollte folglich nicht an der Gemeindegrenze 
halt machen. Ferner sind gemeinsame Flächenpools oder Mobilitätskon-
zepte Beispiele für interkommunale und regionale Kooperationen. 
Im Rahmen der Agenda-Prozesse werden auch Städtepartnerschaften in 
ein anderes Licht gerückt. Partnerschaften mit Gemeinden in Deutschland 
sind zu direkten Vergleichszwecken nutzbar. Neue Partnerschaften kön-
nen auf die Agenda bezogen entstehen, um die Aufstellung einer Lokalen 
Agenda 21 gemeinsam zu planen. Dadurch werden Ideen und Ressour-
cen geteilt und entsprechend eine Entlastung des Finanzhaushaltes er-
reicht.  
                                                             
99 Vgl. URL: http://nuertingen.de/5522.html?&S=0%3Fiframe%3Dtrue, Stand 04.09.2010 
100 Vgl. URL: http://www.lubw.baden-württemberg.de/servlet/is/36126/, Stand 04.09.2010 
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Internationale Partnerschaften sorgen für einen regen Austausch und Ver-
gleich, die Förderung von gegenseitigem Verständnis sowie die Ausbil-
dung von kommunalen Experten.101 
In der im Rahmen dieser Arbeit durchgeführten Befragung stellte sich je-
doch heraus, dass nur 29 % der Kommunen auf Städtepartnerschaften im 
In- und Ausland zur gemeinsamen Ideen- und/oder Ressourcennutzung 
zurückgreifen. Hier besteht dementsprechend noch Handlungsbedarf.  
Von den befragten Gemeinden und Städten die diese Möglichkeit wahr-
nehmen, konnte unter anderem folgendes erreicht werden: 
 Durchführung von Eine-Welt-Tagen und Eine-Welt-Projekten 
 Kennenlernen anderer Wege und Möglichkeiten durch Erfahrungs-
austausch 
 Anbieten von gegenseitiger Hilfe 
 Planung konkreter Projekte vor Ort  
 
3.10  Indikatoren als Mittel zur Erfolgsmessung 
Je zukunftsfähiger eine Gemeinde ist desto erfolgreicher ist ihre Lokale 
Agenda und je erfolgreicher die Lokale Agenda ist, desto zukunftsfähiger 
LVW LKUH *HPHLQGH 1XQ OlVVW VLFK HLQ ÄPHKU³ DQ =XNXQIWVIlKLJNHLW DEHU
nicht messen wie z. B. der Anstieg der Temperatur. Die richtige Auswahl 
der Indikatoren zur Erfolgsmessung spielt deshalb eine wichtige Rolle. 
Von den befragten Gemeinde- und Stadträten sowie den Verwaltungsmit-
arbeitern wird die Messbarkeit von Erfolgen als wichtig eingeschätzt. Um-
gesetzt wird es bisher jedoch nur bei der Hälfte der befragten Kommunen.  
 
 
 
                                                             
101
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 27, 39. 
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Zur Erarbeitung von Indikatoren können folgende Richtlinien zugrunde 
gelegt werden: 
 Bei einer Auswertung durch Indikatoren wird die komplexe Wirklich-
keit auf wenige Aspekte ÄKHUXQWHUJHEURFKHQ³:HOFKH$VSHNWHXn-
tersucht werden sollen, ist subjektiv abhängig. Es sollten Indikato-
ren entwickelt werden, die auch Nicht-Fachleute verstehen können.  
 Die Ziele des Agenda-Prozesses müssen klar festgelegt sein, um 
den Erreichungsgrad dieser messen zu können.   
 Bei Messwerten, die Aussagen über Menge, Konzentration, Vertei-
lung, etc. machen, müssen Beurteilungsmaßstäbe mitgeliefert wer-
den. In der Regel ist nicht bekannt, ob z. B. 10.000 Tonnen Schwe-
feldioxid-Emissionen wenig oder viel sind. 
 Indikatoren müssen durch eindeutige Werte ausgefüllt werden kön-
QHQÄ/XIWJWH³LVWEHLVSLHOVZHLVHQRFKNHLQDQZHQGXngsfähiger In-
dikator. 
 Die ausgewählten Indikatoren sollten in seriöse und aussagekräfti-
ge Erhebungen umgesetzt werden können.102 
 Die Indikatoren sollen Aussagen über soziale, wirtschaftliche und 
ökologische Systeme sowie deren Wechselbeziehungen ermögli-
chen.   
Wird ein Indikatorensystem umgesetzt, stehen zahlreiche Beurteilungs-
möglichkeiten zur Verfügung. Sie können z. B. folgende Funktionen über-
nehmen: 
 Sie verdeutlichen den Handlungsbedarf in der Kommune.  
 Sie zeigen den Fortschritt auf dem Weg zu einer zukunftsfähigen 
Bürgerkommune auf. 
                                                             
102
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 122 f. 
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 Sie erlauben (teilweise) den Vergleich mit anderen Kommunen. 
 Sie decken Lücken in den vorhandenen Daten auf und sind somit 
zugleich Verbesserungsvorschlag für die Kommunalstatistik.103  
 Sie helfen, den Blick aller Beteiligten für die aktuell vorliegenden 
Zustände sowie mögliches Entwicklungspotential zu schärfen. 
 Sie stellen eine Motivierung der Beteiligten durch das Aufzeigen 
von Erfolgen dar. 
 Sie dienen zur Anregung des Dialogs zwischen den beteiligten Ak-
teuren. 
 Der Fortschritt kann im Bezug auf bestimmte Jahre getrennt beo-
bachtet werden.104 
Die von der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Ba-
den-Württemberg entwickelten Indikatoren105 sind eine gute Handreichung 
für die Umsetzung in der Praxis.  
 
Beispielhaft für eine öffentlichkeitswirksame Darstellung einzelner Indika-
WRUHQ LVW GLHQLHGHUOlQGLVFKH 6WDGW 'HQ +DDJ 'RUW ZXUGHQ Ä8PZHOWWKHr-
PRPHWHU³ angebracht. Auf diesen wird anhand einer Skala von 1 bis 100 
angezeigt, inwieweit die Umweltziele von Den Haag in den letzten 5 Jah-
ren erreicht wurden. Berücksichtigt werden dabei Faktoren wie Wasser, 
Lärm, Luft, Abfall, Boden, Energie, Grünanlagen, Mobilität oder Lebens-
qualität. Diese werden anhand von 35 Indikatoren gemessen. Durch das 
erfolgreiche Durchführen einer Maßnahme in einem der Bereiche steigt 
das jeweilige Thermometer.106 
 
                                                             
103
 Vgl. Stadt Geislingen an der Steige (Hrsg.).: Indikatoren für eine Lokale Agenda,  
 2006, S. 8. 
104
 Vgl. Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz (Hrsg.): Leitfaden Indika-
toren im Rahmen einer Lokalen Agenda 21, 2009, S. 6 f. 
105
 Vgl. ebenda.  
106
 Vgl. Bundesumweltministerium (Hrsg.)/Umweltbundesamt (Hrsg.): a. a. O., S. 123. 
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4  Abschließende Betrachtung / Fazit 
Auch 18 Jahre nach der Konferenz von Rio haben wir noch keine zu-
kunftsfähigen Bürgerkommunen. Das bedeutet keineswegs, dass die Ini-
tiierung einer Lokalen Agenda der falsche Weg in Richtung der zukunfts-
fähigen Bürgerkommune ist. Die meisten der an der Agenda beteiligten 
Gemeinden haben mit ihren Prozessen bereits viel erreicht und nach wie 
vor steigen Gemeinden neu in den Agenda-Prozess ein. Die Lokale Agen-
da 21 ist das richtige Mittel, der richtige Meilenstein auf dem Weg zur Zu-
kunftsfähigkeit. Allerdings iVWÄ=XNXQIWVIlKLJNHLW³HLQODQJVDPHUXQGGDXHr-
hafter Prozess, an dem viel gearbeitet werden muss und der grundsätzlich 
noch Entwicklungspotential in sich birgt.  
Der Erfolg von Maßnahmen zur zukunftsfähigen Stadtentwicklung hängt 
stark von einer wirkungsvollen Interaktion zwischen Bürgern, Gemeinderat 
und öffentlicher Verwaltung ab. Besteht hier ein Gleichgewicht, so kann 
das örtliche Gemeinwesen umfassend gestärkt und verbessert werden. 
Diese Zusammenarbeit zwischen Bürgern, Gemeinderat und Verwaltung 
muss mehr zum Selbstverständnis werden, um die Agenda-Prozesse 
dauerhaft in die Stadtentwicklung zu implementieren. 
 
Die Gestaltung des kommunalen Lebens liegt in den Händen jedes ein-
zelnen Bürgers. Veränderungen, wie die Entwicklung von Sensibilität für 
Fragen der Zukunftsfähigkeit bei Bürgern und Wirtschaft, können durch 
den Einfluss und die Möglichkeiten der Information der Gemeinden gestal-
tet werden. Auch wenn ein solches Grundbewusstsein nicht messbar ist, 
kann es ebenso wirkungsvoll sein wie konkrete Ergebnisse. 
 
Der Weg hin zur zukunftsfähigen Bürgerkommune und dauerhaften Ver-
ankerung der Lokalen Agenda in der Stadtentwicklung ist sicher nicht ein-
fach zu gehen. Mit viel Vertrauen, Engagement und Offenheit aller kom-
munalen Akteure kann dies aber gelingen.  
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Präambel 
 
 
 
 
1.1 Die Menschheit steht an einem entscheidenden Punkt ihrer Geschichte. Wir erleben eine Festschreibung der 
Ungleichheiten zwischen und innerhalb von Nationen, eine Verschlimmerung von Armut, Hunger, Krankheit und 
Analphabetentum sowie die fortgesetzte Zerstörung der Ökosysteme, von denen unser Wohlergehen abhängt. Eine 
Integration von Umwelt- und Entwicklungsbelangen und die verstärkte Hinwendung auf diese wird indessen eine 
Deckung der Grundbedürfnisse, höhere Lebensstandards für alle, besser geschützte und bewirtschaftete Ökosysteme 
und eine sicherere Zukunft in größerem Wohlstand zur Folge haben. Keine Nation vermag dies allein zu erreichen, 
während es uns gemeinsam gelingen kann: in einer globalen Partnerschaft im Dienste der nachhaltigen Entwicklung.  
1.2 Diese globale Partnerschaft muss auf den Voraussetzungen der Resolution 44/228 der Generalversammlung vom 
22. Dezember 1989 aufbauen, die verabschiedet wurde, als die Nationen der Welt die Veranstaltung der Konferenz 
der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung forderten; sie muss auch von der Einsicht in die Notwendigkeit 
getragen sein, in Umwelt- und Entwicklungsfragen einen ausgewogenen und integrierten Ansatz zu verfolgen. 
1.3 Die Agenda 21 nimmt sich der drängendsten Probleme der heutigen Zeit an und ist zur gleichen Zeit bemüht, 
die Welt auf die Herausforderungen des nächsten Jahrhunderts vorzubereiten. Sie ist Ausdruck eines globalen Kon-
senses und einer auf höchster Ebene eingegangenen politischen Verpflichtung zur Zusammenarbeit im Bereich von 
Entwicklung und Umwelt. Ihre erfolgreiche Umsetzung ist in erster Linie Aufgabe der Regierungen*. Eine entschei-
dende Voraussetzung dafür sind einzelstaatliche Strategien, Pläne, Maßnahmen und Prozesse. Die auf nationaler 
Ebene unternommenen Anstrengungen sollten durch internationale Zusammenarbeit unterstützt und ergänzt werden. 
Hierbei kommt dem System der Vereinten Nationen eine Schlüsselrolle zu. Auch andere internationale, regionale 
und subregionale Organisationen sind aufgefordert, sich an diesen Anstrengungen zu beteiligen. Außerdem sollte die 
möglichst umfassende Einbeziehung der Öffentlichkeit und die aktive Beteiligung der nichtstaatlichen Organisatio-
nen und anderer Gruppen gefördert werden. 
1.4 Die Entwicklungs- und Umweltziele der Agenda 21 werden einen erheblichen Zustrom neuer und zusätzlicher 
Finanzmittel in die Entwicklungsländer erforderlich machen, damit die Mehrkosten der Maßnahmen gedeckt werden 
können, die von diesen Ländern zur Bewältigung globaler Umweltprobleme und zur Beschleunigung einer nachhal-
tigen Entwicklung ergriffen werden müssen. Auch zur Erweiterung der Kapazität internationaler Einrichtungen zur 
Umsetzung der Agenda 21 werden Finanzmittel benötigt. Eine indikative Schätzung der Größenordnung der anfal-
lenden Kosten ist jedem Programmbereich beigegeben. Allerdings muss diese von den zuständigen Durchführungs-
organen und -organisationen erst noch geprüft und genauer spezifiziert werden.  
1.5 Bei der Umsetzung der in der Agenda 21 enthaltenen entsprechenden Programmbereiche sollte den besonderen 
Umständen, denen sich die Transformationsländer gegenübersehen, besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. 
Es muss auch anerkannt werden, dass sich diese Länder bei der Umgestaltung ihrer Wirtschaftssysteme präzedenzlosen 
Herausforderungen stellen müssen, in manchen Fällen inmitten erheblicher sozialer und politischer Spannungen.  
1.6 Die Darstellung der einzelnen Programmbereiche, welche die Agenda 21 ausmachen, umfasst jeweils die 
Handlungsgrundlage, die Zielsetzungen, die Tätigkeiten und die Umsetzungsmodalitäten. Die Agenda 21 ist ein 
dynamisches Programm. Sie wird von den verschiedenen Akteuren unter uneingeschränkter Beachtung aller in der 
Erklärung von Rio über Umwelt und Entwicklung enthaltenen Grundsätze im Einklang mit den unterschiedlichen 
Gegebenheiten, Voraussetzungen und Prioritäten der einzelnen Länder und Regionen umgesetzt werden. Sie könnte 
sich im Laufe der Zeit angesichts veränderter Bedürfnisse und Umstände fortentwickeln. Dieser Prozess stellt den 
Beginn einer neuen globalen Partnerschaft im Dienste der nachhaltigen Entwicklung dar. 
                                                 
* Wenn der Begriff "Regierungen" verwendet wird, ist darin auch die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft innerhalb ihrer Zuständigkeitsberei-
che eingeschlossen. In der gesamten Agenda 21 bedeutet "umweltverträglich" auch "umweltverträglich und umweltgerecht" und umgekehrt, 
insbesondere im Zusammenhang mit den Begriffen "Energiequellen" bzw. "Energieträger", "Energieversorgung", "Energiesysteme" sowie 
"Technik(en)" bzw. "Technologie(n)". 
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Internationale Zusammenarbeit zur Beschleunigung der nachhaltigen 
 Entwicklung in den Entwicklungsländern und damit verbundene 
 innerstaatliche Politik 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
 
2.1 Um den Herausforderungen von Umwelt und Entwicklung zu begegnen, haben sich die Staaten entschlossen, 
eine neue globale Partnerschaft einzugehen. Diese Partnerschaft verpflichtet alle Staaten zur Teilnahme an einem 
kontinuierlichen und konstruktiven Dialog, der getragen ist von der Notwendigkeit, die Weltwirtschaft effizienter 
und fairer zu gestalten, unter Berücksichtigung der zunehmenden Interdependenz der Völkergemeinschaft und des 
Umstandes, dass die nachhaltige Entwicklung auf der Tagesordnung der Staatengemeinschaft eine Vorrangstellung 
erhalten sollte. Dabei wird anerkannt, dass Konfrontationsbewältigung und die Förderung eines Klimas echter Zu-
sammenarbeit und Solidarität wichtige Vorbedingungen für den Erfolg dieser neuen Partnerschaft sind. Gleicher-
maßen wichtig ist eine den neuen Realitäten angepasste Stärkung nationaler und internationaler Politiken und der 
multinationalen Zusammenarbeit.  
2.2 Sowohl die Wirtschaftspolitik einzelner Länder als auch die internationalen Wirtschaftsbeziehungen sind für 
die nachhaltige Entwicklung von großer Bedeutung. Um die Entwicklung neu zu beleben und voranzutreiben, bedarf 
es eines dynamischen, förderlichen weltwirtschaftlichen Umfeldes und entschlossener Politiken auf nationaler Ebe-
ne. Der Erfolg wird ausbleiben, wenn eine dieser Voraussetzungen nicht erfüllt ist. Günstige außenwirtschaftliche 
Rahmenbedingungen sind hierbei von entscheidender Bedeutung. Der Entwicklungsprozess wird nicht in Gang 
kommen, wenn es der Weltwirtschaft an Dynamik und Stabilität mangelt und wenn sie mit Unsicherheiten behaftet 
ist. Ebenso wenig wird er in Gang kommen, wenn die Entwicklungsländer durch ihre Auslandsverschuldung belastet 
werden, die Entwicklungsfinanzierung unzulänglich ist, der Marktzugang durch Schranken begrenzt wird und die 
Rohstoffpreise und die Austauschrelation der Entwicklungsländer auch weiterhin niedrig bleiben. Die Bilanz der 
achtziger Jahre, was alle diese Punkte angeht, war insgesamt negativ und muss unbedingt ins Positive gekehrt wer-
den. Somit kommt den notwendigen Politiken und Maßnahmen zur Schaffung eines internationalen Umfeldes, das 
die einzelstaatlichen Entwicklungsbemühungen tatkräftig unterstützt, entscheidende Bedeutung zu. Wenn es gelin-
gen soll, weltweit Fortschritte in Richtung auf die nachhaltige Entwicklung zu erzielen, sollte die internationale Zu-
sammenarbeit in diesem Bereich darauf ausgerichtet sein, eine solide innerstaatliche Wirtschaftspolitik in den ent-
wickelten Ländern wie den Entwicklungsländern zu ergänzen und zu unterstützen, nicht sie zu schwächen oder zu 
subsumieren. 
2.3 Die Weltwirtschaft sollte ein internationales Klima herstellen, das die Verwirklichung von Umwelt- und Ent-
wicklungszielen unterstützt, indem sie  
a) die nachhaltige Entwicklung durch Liberalisierung des Handels fördert;  
b) Synergien zwischen Handel und Umwelt herstellt;  
c) ausreichende Finanzmittel für die Entwicklungsländer zur Verfügung stellt und die internationale Verschul-
dung bewältigt;  
d) zu makroökonomischen Politiken anregt, die sowohl der Umwelt als auch der Entwicklung förderlich sind.  
2.4 Die Regierungen erkennen an, dass weltweit neue Anstrengungen unternommen werden, die Elemente des in-
ternationalen Wirtschaftssystems und das Bedürfnis der Menschheit nach einer sicheren und stabilen natürlichen 
Umwelt miteinander in Bezug zu setzen. Es ist daher die Absicht der Regierungen, in den bestehenden internationa-
len Foren wie auch auf innenpolitischer Ebene in den einzelnen Ländern an der Schnittstelle zwischen den Berei-
chen Umwelt, Handel und Entwicklung fortlaufend Konsensbildung zu betreiben.  
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A. FÖRDERUNG EINER NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG DURCH DEN HANDEL 
 
Handlungsgrundlage 
2.5 Ein offenes, gerechtes, sicheres, nichtdiskriminierendes und berechenbares multilaterales Handelssystem, das 
mit den Zielen der nachhaltigen Entwicklung vereinbar ist und nach Maßgabe des komparativen Vorteils zur opti-
malen Verteilung der weltweiten Produktion führt, ist für alle Handelspartner von Nutzen. Außerdem würde ein bes-
serer Marktzugang für die Exporte der Entwicklungsländer im Verbund mit einer soliden makroökonomischen und 
Umweltpolitik positive Umweltauswirkungen nach sich ziehen und damit einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen 
Entwicklung leisten.  
2.6 Die Erfahrung hat gezeigt, dass nachhaltige Entwicklung die Verpflichtung zu einer guten Wirtschaftspolitik 
und Wirtschaftsführung, zu einer effektiven und berechenbaren öffentlichen Verwaltung, zur Einbeziehung von 
Umweltbelangen in den Entscheidungsprozess und zu Fortschritten auf dem Weg zu einer demokratischen Regie-
rungsführung, unter Berücksichtigung landesspezifischer Bedingungen, welche die uneingeschränkte Teilhabe aller 
Beteiligten gestatten, voraussetzt. Diese Attribute sind für die Erfüllung der nachstehend aufgeführten grundsatzpo-
litischen Leitlinien und Zielvorgaben unerlässlich.  
2.7 Für die Wirtschaft vieler Entwicklungsländer ist der Rohstoffsektor, was Produktion, Beschäftigung und Aus-
fuhrerlöse betrifft, von dominierender Bedeutung. Die internationale Rohstoffwirtschaft der achtziger Jahre wurde 
maßgeblich geprägt durch allgemein sehr niedrige und rückläufige Realpreise für die meisten Rohstoffe auf den 
internationalen Märkten und eine dadurch ausgelöste starke Schrumpfung der Erlöse zahlreicher Erzeugerländer aus 
der Rohstoffausfuhr. Die Fähigkeit dieser Länder, durch internationalen Handel die benötigten Mittel zur Finan-
zierung der notwendigen Investitionen für die nachhaltige Entwicklung aufzubringen, kann durch diese Entwicklung 
und durch tarifäre und nichttarifäre Handelshemmnisse, so auch durch Zolleskalation, durch die ihr Zugang zu den 
Exportmärkten eingeschränkt wird, beeinträchtigt werden. Der Beseitigung bestehender Verzerrungen im internatio-
nalen Handel kommt wesentliche Bedeutung zu. Im Besonderen setzt die Verwirklichung dieses Ziels voraus, dass 
Agrarunterstützung und Agrarschutz – unter Einschluss interner Regelungen, des Marktzugangs und der Exportsub-
ventionen – sowie Unterstützung und Schutz der Industrie und anderer Sektoren erheblich und fortschreitend weiter 
abgebaut werden, um umfangreiche Verluste bei den effizienteren Erzeugern, vor allem in den Entwicklungslän-
dern, zu vermeiden. So gibt es im Agrarsektor, in der Industrie und in anderen Wirtschaftsbereichen Raum für Initia-
tiven, die auf die Liberalisierung des Handels und auf Politiken abzielen, mit denen die Produktion stärker an Um-
welt- und Entwicklungsbedürfnissen orientiert werden soll. Damit sie zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt, sollte 
die Handelsliberalisierung daher auf globaler Grundlage und sektorübergreifend erfolgen. 
2.8 Das internationale Handelsumfeld ist durch eine Reihe von Entwicklungen beeinflusst worden, die neue Her-
ausforderungen und neue Möglichkeiten mit sich gebracht und die Bedeutung der multilateralen wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit noch erhöht haben. Der Welthandel ist auch in den letzten Jahren schneller gewachsen als die 
Weltproduktion. Allerdings verteilte sich die Expansion des Welthandels ungleich, und nur eine begrenzte Zahl von 
Entwicklungsländern konnte ein nennenswertes Wachstum ihrer Ausfuhren erzielen. Protektionistischer Druck und 
einseitige Politikmaßnahmen gefährden auch weiterhin das Funktionieren eines offenen multilateralen Handelssy-
stems und beeinträchtigen vor allem die Exportinteressen der Entwicklungsländer. In den letzten Jahren vollziehen 
sich verstärkt wirtschaftliche Integrationsprozesse, die dem Welthandel Auftrieb geben und die Handels- und Ent-
wicklungsmöglichkeiten für Entwicklungsländer verbessern dürften. In jüngerer Zeit hat eine wachsende Zahl dieser 
Länder mutige politische Reformen in Gang gebracht, zu denen auch ehrgeizige eigenständige Bemühungen um eine 
Liberalisierung des Handels gehören, während gleichzeitig in den mittel- und osteuropäischen Ländern weitrei-
chende Reformen und tiefgreifende Umstrukturierungsprozesse vonstatten gehen, die den Weg für die Einbindung 
dieser Länder in die Weltwirtschaft und das internationale Handelssystem ebnen. Der Stärkung der Rolle der Unter-
nehmen und der Förderung von Wettbewerbsmärkten durch die Einführung einer Wettbewerbspolitik gilt vermehrte 
Aufmerksamkeit. Das Allgemeine Präferenzsystem hat sich als nützliches handelspolitisches Instrument erwiesen, 
wenn auch seine Ziele noch erfüllt werden müssen, und mit dem elektronischen Datenaustausch zusammenhängende 
Strategien zur Handelserleichterung haben die Handelseffizienz des öffentlichen und des privaten Sektors wirksam 
gesteigert. Die Wechselwirkungen zwischen Umweltpolitik und Handel sind vielfältiger Natur und sind bislang 
noch nicht in ihrer Gesamtheit untersucht worden. Ein baldiges ausgewogenes, umfassendes und erfolgreiches Er-
gebnis der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde würde eine weitere Liberalisierung und Ex-
pansion des Welthandels mit sich bringen, die Handels- und Entwicklungsmöglichkeiten der Entwicklungsländer 
verbessern und das internationale Handelssystem sicherer und berechenbarer machen.  
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2.9 In den kommenden Jahren sollten sich die Regierungen unter Berücksichtigung der Ergebnisse der multilatera-
len Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde bemühen, folgende Ziele zu verwirklichen: 
a) Förderung eines offenen, nichtdiskriminierenden und gerechten multilateralen Handelssystems, das alle Länder 
í insbesondere die Entwicklungsländer í in die Lage versetzt, ihre Wirtschaftsstrukturen und den Lebensstandard 
ihrer Bevölkerung durch dauerhafte wirtschaftliche Entwicklung zu verbessern;  
b) Verbesserung des Marktzugangs für die Exporte der Entwicklungsländer;  
c) Verbesserung des Funktionierens der Rohstoffmärkte und Herbeiführung solider, miteinander kompatibler und 
konsistenter Rohstoffpolitiken auf nationaler und internationaler Ebene mit dem Ziel, den Beitrag des Rohstoffsek-
tors zur nachhaltigen Entwicklung zu optimieren, unter Berücksichtigung von Umweltgesichtspunkten; 
d) Förderung und Unterstützung innerstaatlicher und internationaler Politiken, die Synergien zwischen Wirt-
schaftswachstum und Umweltschutz herstellen. 
Maßnahmen  
A) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
 Förderung eines internationalen Handelssystems, das die Bedürfnisse der Entwicklungsländer berücksichtigt  
 
2.10 Die internationale Gemeinschaft sollte demzufolge 
a) dem Protektionismus Einhalt gebieten und ihn umkehren, um eine weitere Liberalisierung und Expansion des 
Welthandels zum Vorteil aller Länder, insbesondere der Entwicklungsländer, zu bewirken;  
b) ein gerechtes, sicheres, nichtdiskriminierendes und berechenbares internationales Handelssystem schaffen;  
c) umgehend die Einbindung aller Länder in die Weltwirtschaft und das internationale Handelssystem erleichtern;  
d) im Hinblick auf die Herbeiführung der nachhaltigen Entwicklung für Synergie zwischen der Umwelt- und der 
Handelspolitik Sorge tragen;  
e) das internationale Handelssystem durch ein baldiges, ausgewogenes, umfassendes und erfolgreiches Ergebnis 
der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde stärken.  
2.11 Die internationale Gemeinschaft sollte bestrebt sein, Mittel und Wege zu finden, um funktionsfähigere und 
transparentere Rohstoffmärkte, einen stärker diversifizierten Rohstoffsektor in den Entwicklungsländern im Rahmen 
eines die Wirtschaftsstruktur, die Ressourcenausstattung und die Marktchancen des jeweiligen Landes berücksichti-
genden makroökonomischen Gefüges und eine bessere Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen unter Berück-
sichtigung der Erfordernisse der nachhaltigen Entwicklung herbeizuführen. 
2.12 Alle Länder sollten daher früher eingegangene Verpflichtungen zur Beendigung und Umkehrung des Protek-
tionismus und zur weiteren Öffnung der Märkte, insbesondere in Bereichen, die für Entwicklungsländer von Interes-
se sind, umsetzen. Eine solche Verbesserung des Marktzugangs wird durch entsprechende Strukturanpassungen in 
den entwickelten Ländern erleichtert werden. Die Entwicklungsländer sollten die von ihnen vorgenommenen han-
delspolitischen Reformen und Strukturanpassungen fortsetzen. Es ist demnach dringlich, eine Verbesserung der 
Marktzugangsbedingungen für Rohstoffe zu erzielen, namentlich durch den stufenweisen Abbau von Einfuhrbe-
schränkungen für Grundstoffe und weiterverarbeitete Rohstoffe, insbesondere aus den Entwicklungsländern, sowie 
durch den substanziellen und schrittweisen Abbau aller Arten von Stützungsmaßnahmen, die zu wettbewerbsverzer-
render Produktion führen, wie etwa Produktions- und Exportsubventionen.  
B) MASSNAHMEN IM BEREICH DER STAATSFÜHRUNG 
 Konzipierung einer innerstaatlichen Politik, die den Nutzen der Handelsliberalisierung im Interesse der nach-
haltigen Entwicklung maximiert  
2.13 Um Nutzen aus der Liberalisierung der Handelssysteme zu ziehen, sollten die Entwicklungsländer gegebenen-
falls folgende Maßnahmen ergreifen:  
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a) Schaffung innerstaatlicher Rahmenbedingungen, die ein optimales Gleichgewicht zwischen Binnen- und Ex-
portmarktproduktion begünstigen, Beseitigung exporthemmender Faktoren und Nichtförderung einer ineffizienten 
Importsubstitution;  
b) Förderung des Politikrahmens und der Infrastruktur, die notwendig sind, um die Effizienz des Ausfuhr- und 
Einfuhrhandels zu steigern und die Funktionsfähigkeit der Binnenmärkte zu verbessern.  
2.14 In Bezug auf Rohstoffe sollten die Entwicklungsländer nach Maßgabe der Markteffizienz die nachstehende 
Politik verfolgen:  
a) Ausbau des Verarbeitungs- und des Vertriebssektors und Verbesserung der Vermarktungsmethoden und der 
Wettbewerbsfähigkeit des Rohstoffsektors;  
b) Diversifizierung, um die Abhängigkeit von Rohstoffexporten zu verringern;  
c) Bildung von Rohstoffpreisen unter Berücksichtigung des effizienten zukunftsfähigen Einsatzes von Produk-
tionsfaktoren, sowie auch unter Berücksichtigung der Umweltkosten, sozialen Kosten und Ressourcenkosten. 
C) DATEN UND INFORMATIONEN 
 Förderung der Datensammlung und der Forschung  
2.15 Das GATT, die UNCTAD und andere zuständige Institutionen sollen auch künftig geeignete Daten und Infor-
mationen über den Handel sammeln. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird ersucht, das von der 
UNCTAD verwaltete Informationssystem für Handelsbeschränkungsmaßnahmen zu stärken.  
 Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit im Rohstoffhandel und der Diversifizierung dieses Sektors 
2.16 In Bezug auf den Rohstoffhandel sollten die Regierungen direkt oder gegebenenfalls über die zuständigen in-
ternationalen Organisationen  
a) um ein optimales Funktionieren der Rohstoffmärkte bemüht sein, unter anderem durch größere Markttranspa-
renz, zu der auch ein Meinungs- und Informationsaustausch über Investitionspläne, Aussichten und Märkte für ein-
zelne Rohstoffe gehört. Außerdem sollten sachbezogene Verhandlungen zwischen Erzeugern und Verbrauchern ge-
führt werden, deren Ziel es ist, tragfähige und effizientere internationale Übereinkommen abzuschließen, die die 
Markttendenzen berücksichtigen, oder Absprachen zu treffen sowie Arbeitsgruppen einzurichten. Besondere Beach-
tung gebührt in diesem Zusammenhang den Kakao-, Kaffee-, Zucker- und Tropenholzübereinkommen. Die Bedeu-
tung internationaler Rohstoffübereinkommen und -absprachen wird hervorgehoben. Arbeitsmedizinische und sicher-
heitstechnische Aspekte, der Technologietransfer und Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Erzeugung, 
Vermarktung und Verkaufsförderung von Rohstoffen sowie Umweltüberlegungen sollten ebenfalls mit einbezogen 
werden;  
b) auch in Zukunft Ausgleichsmechanismen für Erlösausfälle bei den Rohstoffexporten der Entwicklungsländer 
anwenden, um Diversifizierungsbemühungen anzuregen;  
c) den Entwicklungsländern auf Antrag Unterstützung bei der Ausarbeitung und Umsetzung ihrer Rohstoffpolitik 
und der Sammlung und Nutzung von Informationen über Rohstoffmärkte gewähren;  
d) die Bemühungen der Entwicklungsländer um die Förderung des grundsatzpolitischen Rahmens und der Infra-
struktur unterstützen, die notwendig sind, um die Effizienz des Ausfuhr- und Einfuhrhandels zu erhöhen;  
e) die Diversifizierungsinitiativen der Entwicklungsländer auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene 
unterstützen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
2.17 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 8,8 Milliarden 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
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sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden.  
B) KAPAZITÄTSAUFBAU 
2.18 Die oben erwähnten Aktivitäten im Bereich der technischen Zusammenarbeit sind darauf gerichtet, die Mittel 
und Möglichkeiten der einzelnen Länder zur Konzipierung und Umsetzung einer Rohstoffpolitik, zur Nutzung und 
Bewirtschaftung der eigenen Ressourcen und zur Sammlung und Verwertung von Informationen über Rohstoff-
märkte zu stärken.  
 
B.  SCHAFFUNG VON SYNERGIEN ZWISCHEN HANDEL UND UMWELT  
Handlungsgrundlage  
2.19 Zwischen Umwelt- und Handelspolitik sollte ein synergetisches Verhältnis bestehen. Ein offenes multilaterales 
Handelssystem ermöglicht eine effizientere Allokation und Nutzung der Ressourcen und trägt damit zu einer Steige-
rung von Produktion und Einkommen und einer geringeren Belastung der Umwelt bei. So wirft es die zusätzlichen 
Mittel ab, die für Wirtschaftswachstum und Entwicklung sowie für den besseren Schutz der Umwelt benötigt wer-
den. Umgekehrt generiert eine intakte Umwelt die notwendigen ökologischen und sonstigen Ressourcen zur Auf-
rechterhaltung des Wachstums und zur kontinuierlichen Expansion des Handels. Ein offenes, multilaterales Han-
delssystem, unterstützt durch eine solide Umweltpolitik, hätte positive Auswirkungen auf die Umwelt und würde zur 
nachhaltigen Entwicklung beitragen.  
2.20 Die internationale Zusammenarbeit im Umweltbereich nimmt zu, und in einer Reihe von Fällen haben handels-
bezogene Bestimmungen in multilateralen Umweltübereinkünften bei dem Herangehen an globale Umweltprobleme 
eine Rolle gespielt. So sind in bestimmten spezifischen Fällen, wo dies zweckdienlich erschien, handelsbezogene 
Maßnahmen dazu eingesetzt worden, die Wirksamkeit von Umweltschutzvorschriften zu verstärken. Derartige Re-
gelungen sollten auf die Grundursachen der Umweltzerstörung zielen, damit sie nicht zu ungerechtfertigten Han-
delsbeschränkungen führen. Es geht darum sicherzustellen, dass Handels- und Umweltpolitik miteinander im Ein-
klang stehen und dass sie den Prozess der nachhaltigen Entwicklung stützen. Allerdings sollte dabei berücksichtigt 
werden, dass für Industrieländer sinnvolle Umweltnormen in den Entwicklungsländern möglicherweise ungerecht-
fertigte soziale und wirtschaftliche Kosten mit sich bringen können.  
Ziele  
2.21 Die Regierungen sollten bestrebt sein, durch die zuständigen multilateralen Foren wie etwa das GATT, die 
UNCTAD und sonstige internationale Organisationen folgende Ziele zu verwirklichen:  
a) Herstellung von Synergien zwischen Handels- und Umweltpolitik zu Gunsten der nachhaltigen Entwicklung;  
b) Klarstellung der Rolle des GATT, der UNCTAD und sonstiger internationaler Organisationen bei der Ausein-
andersetzung mit handels- und umweltbezogenen Fragen, so gegebenenfalls auch, was Schlichtungsverfahren und 
Streitbeilegung anbelangt; 
c) Förderung der internationalen Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit und einer konstruktiven Rolle der Indu-
strie bei der Auseinandersetzung mit Umwelt- und Entwicklungsfragen.  
  
Maßnahmen  
 Ausarbeitung einer Umwelt-/Handels- und Entwicklungsagenda  
2.22 Die Regierungen sollen das GATT, die UNCTAD und andere zuständige internationale und regionale Wirt-
schaftsinstitutionen dazu anregen, ihrem Mandat und ihrer Zuständigkeit entsprechend folgende Vorschläge und 
Grundsätze zu prüfen:  
a) Die Ausarbeitung geeigneter Studien zum besseren Verständnis der Beziehung zwischen Handel und Umwelt, 
was die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung anbelangt;  
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b) die Förderung eines Dialogs zwischen den Kreisen, die sich mit Handel, Entwicklung und Umwelt befassen;  
c) sofern handelsbezogene Maßnahmen im Umweltbereich eingesetzt werden, die Gewährleistung ihrer Transpa-
renz und ihrer Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen;  
d) die Bewältigung der Grundursachen von Umwelt- und Entwicklungsproblemen in einer Weise, die Umwelt-
maßnahmen vermeidet, welche zu ungerechtfertigten Handelsbeschränkungen führen;  
e) das Bestreben, die Verwendung von Handelsbeschränkungen oder -verzerrungen zum Ausgleich von Kosten-
unterschieden zu vermeiden, die auf unterschiedliche Umweltnormen und Umweltvorschriften zurückzuführen sind, 
da ihre Anwendung zu Handelsverzerrungen führen und protektionistische Tendenzen verstärken könnte;  
f) die Sicherstellung dessen, dass umweltbezogene Vorschriften oder Normen, so auch Gesundheits- und Sicher-
heitsnormen, nicht als Instrument willkürlicher oder nicht zu rechtfertigender Diskriminierung dienen und keine 
verschleierte Handelsbeschränkung darstellen;  
g) die Sicherstellung dessen, dass besondere Faktoren, die sich auf die Umwelt- und Handelspolitik der Entwick-
lungsländer auswirken, bei der Anwendung von Umweltnormen sowie beim Einsatz etwaiger handelsbezogener 
Maßnahmen berücksichtigt werden. Dabei ist festzustellen, dass für die am weitesten fortgeschrittenen Länder sinn-
volle Normen für die Entwicklungsländer ungeeignet sein und ungerechtfertigte soziale Kosten mit sich bringen 
können;  
h) die Förderung der Beteiligung der Entwicklungsländer an multilateralen Übereinkünften, mittels solcher Me-
chanismen wie besonderer Übergangsregelungen;  
i) die Vermeidung einseitiger Maßnahmen zur Bewältigung von Umweltproblemen außerhalb des Hoheitsbe-
reichs des Einfuhrlandes. Umweltmaßnahmen, die grenzüberschreitende oder weltweite Umweltprobleme betreffen, 
sollten möglichst auf der Grundlage eines internationalen Konsenses beschlossen werden. Es kann sein, dass han-
delsbezogene Maßnahmen erforderlich sind, um einzelstaatlichen Maßnahmen, mit denen bestimmte Umweltziele 
erfüllt werden sollen, Wirksamkeit zu verleihen. Sollten handelspolitische Maßnahmen zur Durchsetzung der Um-
weltpolitik für notwendig erachtet werden, sollten bestimmte Grundsätze und Regeln zugrunde gelegt werden. Dazu 
könnten unter anderem folgende gehören: der Grundsatz der Nichtdiskriminierung; der Grundsatz, dass die gewählte 
handelsbezogene Maßnahme nicht handelsbeschränkender sein sollte, als zur Erreichung der gesteckten Ziele unbe-
dingt notwendig ist; die Verpflichtung, beim Einsatz handelsbezogener Maßnahmen im Umweltbereich für Transpa-
renz und für eine angemessene Notifikation der einzelstaatlichen Vorschriften zu sorgen; und die Notwendigkeit, im 
Zuge der Fortschritte, welche die Entwicklungsländer auf dem Weg zur Erfüllung international vereinbarter Um-
weltziele machen, die besonderen Umstände und entwicklungsbezogenen Bedürfnisse dieser Länder zu berücksich-
tigen;  
j) die Präzisierung í soweit erforderlich í und die Klärung des Verhältnisses zwischen den Bestimmungen des 
GATT und einigen der im Umweltbereich beschlossenen multilateralen Maßnahmen;  
k) die Sicherstellung dessen, dass die Öffentlichkeit einen Beitrag zur Erarbeitung, Aushandlung und Umsetzung 
der Handelspolitik leisten kann, als Mittel zur Förderung größerer Transparenz nach Maßgabe der Gegebenheiten 
des jeweiligen Landes;  
l) die Sicherstellung dessen, dass die Umweltpolitik den geeigneten rechtlichen und institutionellen Rahmen da-
für schafft, auf neue, aus Produktionsveränderungen und Handelsspezialisierung resultierende Erfordernisse des 
Umweltschutzes einzugehen. 
C. BEREITSTELLUNG AUSREICHENDER FINANZMITTEL FÜR DIE ENTWICKLUNGSLÄNDER  
Handlungsgrundlage  
2.23 Investitionen sind von kritischer Bedeutung für die Fähigkeit der Entwicklungsländer, das wirtschaftliche 
Wachstum herbeizuführen, das notwendig ist, um das Wohl ihrer Bevölkerungen zu steigern und ihre Grundbedürf-
nisse nachhaltig zu decken, ohne die Ressourcenbasis zu schädigen oder zu erschöpfen, welche die Entwicklung 
trägt. Nachhaltige Entwicklung setzt höhere Investitionen voraus, für die in- und ausländische Finanzmittel benötigt 
werden. Ausländische Privatinvestitionen und der Rückfluss von Fluchtkapital, die beide von einem gesunden Inve-
stitionsklima abhängig sind, stellen eine wichtige Kapitalquelle dar. Viele Entwicklungsländer haben über zehn Jah-
re hinweg eine Situation des negativen Nettoressourcentransfers erlebt, in deren Verlauf die Zuflüsse von Fi-
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nanzmitteln geringer waren als die von ihnen namentlich für den Schuldendienst zu leistenden Zahlungen. Im Inland 
aufgebrachte Mittel mussten demzufolge ins Ausland transferiert werden, anstatt vor Ort investiert zu werden, um 
eine zukunftsfähige wirtschaftliche Entwicklung zu fördern.  
2.24 In Anbetracht des erheblichen Problems, das die Auslandsschuldenlast für viele Entwicklungsländer darstellt, 
wird die Entwicklung dieser Länder ohne eine baldige und dauerhafte Lösung des Problems der Auslandsverschul-
dung nicht wieder in Gang kommen. Die Belastung, welche diesen Ländern durch die Schuldendienstzahlungen 
erwächst, hat ihre Fähigkeit, das Wirtschaftswachstum zu beschleunigen und die Armut zu beseitigen, schwer einge-
schränkt und zu einer Schrumpfung der Einfuhren, der Investitionen und des Konsums geführt. Die Auslandsver-
schuldung hat sich als ein Hauptfaktor des wirtschaftlichen Stillstandes in den Entwicklungsländern erwiesen. Die 
fortgesetzte energische Durchführung der sich herausbildenden internationalen Schuldenstrategie ist auf die Wieder-
herstellung der internationalen Zahlungsfähigkeit der Schuldnerländer gerichtet, und das Wiederaufleben von 
Wachstum und Entwicklung in diesen Ländern würde zur Verwirklichung nachhaltigen Wachstums und nachhaltiger 
Entwicklung beitragen. In diesem Zusammenhang sind zusätzliche Finanzmittel zu Gunsten der Entwicklungsländer 
und die effiziente Verwendung dieser Mittel von ausschlaggebender Bedeutung.  
Ziele 
2.25 Die spezifischen Voraussetzungen für die Durchführung der in der Agenda 21 enthaltenen sektoralen und sek-
torübergreifenden Programme sind in den einzelnen Programmbereichen und in Kapitel 33 (Finanzmittel und Fi-
nanzierungsmechanismen) aufgeführt.  
Maßnahmen 
A) ERFÜLLUNG DER INTERNATIONALEN ZIELWERTE FÜR DIE ÖFFENTLICHE ENTWICKLUNGSHILFE  
 
2.26 Wie in Kapitel 33 ausgeführt, sollten neue und zusätzliche Mittel zur Unterstützung der Programme der Agen-
da 21 bereitgestellt werden.  
 
B) AUSEINANDERSETZUNG MIT DER SCHULDENPROBLEMATIK  
2.27 Was die Auslandsverschuldung bei Geschäftsbanken betrifft, werden die Fortschritte anerkannt, die auf Grund 
der erweiterten Schuldenstrategie erzielt worden sind, und wird eine raschere Umsetzung der Strategie befürwortet. 
Einige Länder haben bereits von der Verknüpfung einer soliden Strukturanpassungspolitik mit dem Abbau von 
Schulden bei Geschäftsbanken oder ähnlichen Maßnahmen profitiert. Die internationale Gemeinschaft setzt sich da-
für ein,  
a) dass andere Länder mit hohen Bankschulden mit ihren Gläubigern einen ähnlichen Abbau ihrer Schulden bei 
Geschäftsbanken aushandeln;  
b) dass die an einer solchen Verhandlung beteiligten Parteien sowohl dem mittelfristigen Schuldenabbau als auch 
dem Bedarf des Schuldnerlandes an Neukrediten gebührend Rechnung tragen;  
c) dass aktiv an der erweiterten internationalen Schuldenstrategie beteiligte multilaterale Institutionen weiterhin 
Schuldenabbaupakete für Schulden bei Geschäftsbanken unterstützen, mit dem Ziel sicherzustellen, dass das Finan-
zierungsvolumen mit der sich herausbildenden Schuldenstrategie vereinbar ist;  
d) dass Gläubigerbanken sich am Schulden- und Schuldendienstabbau beteiligen;  
e) die Politikmaßnahmen zu stärken, um Direktinvestitionen zu gewinnen, eine auf Dauer nicht tragbare Schul-
denbelastung zu vermeiden und den Rückfluss von Fluchtkapital zu fördern.  
2.28 Was die Schulden bei bilateralen Gläubigern des öffentlichen Sektors betrifft, werden die kürzlich im Rahmen 
des Pariser Clubs getroffenen Maßnahmen im Hinblick auf die Schuldenerleichterung zu großzügigeren Bedingun-
gen für die ärmsten, am stärksten verschuldeten Länder begrüßt. Die in Gang befindlichen Bemühungen, diese 
Maßnahmen, die sogenannten "Trinidad-Bedingungen", in einer Weise umzusetzen, die mit der Zahlungsfähigkeit 
dieser Länder in Einklang steht und ihnen zusätzliche Unterstützung für ihre wirtschaftlichen Reformbemühungen 
gewährt, werden ebenfalls begrüßt. Auch die von einigen Gläubigerländern in größerem Umfang vorgenommenen 
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bilateralen Schuldenerlasse werden begrüßt, und andere, die dazu in der Lage sind, werden aufgefordert, ähnlich 
vorzugehen.  
2.29 Die Maßnahmen von Niedrigeinkommensländern mit hoher Schuldenbelastung, auch in Zukunft mit erhebli-
chem Kostenaufwand ihre Schulden zu bedienen und ihre Kreditwürdigkeit zu erhalten, werden gewürdigt. Ihrem 
Mittelbedarf sollte besondere Aufmerksamkeit zugewendet werden. Andere hochverschuldete Länder, die große 
Anstrengungen unternehmen, auch weiterhin ihre Schulden zu bedienen und ihre finanziellen Verpflichtungen ge-
genüber dem Ausland zu erfüllen, verdienen ebenfalls gebührende Aufmerksamkeit.  
2.30 Im Zusammenhang mit der multilateralen Verschuldung ergeht die nachdrückliche Forderung, ernsthafte Auf-
merksamkeit auf weitere Bemühungen um wachstumsorientierte Lösungen für die Schwierigkeiten der Entwick-
lungsländer mit gravierenden Schuldendienstproblemen zu richten í darunter auch derjenigen Länder, die in erster 
Linie bei öffentlichen Gläubigern oder multilateralen Finanzeinrichtungen verschuldet sind. Insbesondere im Fall 
von Niedrigeinkommensländern, die wirtschaftliche Reformen vornehmen, ist die Unterstützung durch die multilate-
ralen Finanzinstitutionen in Form von neuen Auszahlungen und Mittelvergaben zu Vorzugsbedingungen zu be-
grüßen. Bei Ländern, die sich einem vom IWF oder der Weltbank unterstützten rigorosen wirtschaftlichen Reform-
programm unterziehen, sollten bei der Bereitstellung von Mitteln zur Begleichung von Rückständen auch weiterhin 
Unterstützungsgruppen eingesetzt werden. Maßnahmen der multilateralen Finanzinstitutionen wie etwa die Neuver-
zinsung nichtkonzessionärer Kredite mit Hilfe von Rückflüssen an die IDA í die "fünfte Dimension" í werden mit 
Genugtuung zur Kenntnis genommen.  
Mittel zur Umsetzung  
Finanzierung und Kostenabschätzung* 
 
D. FÖRDERUNG EINER DIE NACHHALTIGE ENTWICKLUNG BEGÜNSTIGENDEN WIRTSCHAFTS-
POLITIK 
Handlungsgrundlage  
2.31 Angesichts der ungünstigen außenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen, denen sich die Entwicklungsländer 
gegenübersehen, kommt der Mobilisierung einheimischer Finanzmittel und der effizienten Allokation und Verwen-
dung im eigenen Land aufgebrachter Mittel umso größere Bedeutung für die Förderung der nachhaltigen Entwick-
lung zu. In einer Reihe von Ländern müssen Politikmaßnahmen ergriffen werden, um Fehlentscheidungen bei den 
öffentlichen Ausgaben, hohe Haushaltsdefizite und andere gesamtwirtschaftliche Ungleichgewichte, restriktive Po-
litiken und Verzerrungen etwa auf dem Gebiet der Wechselkurse, der Investitionen und der Finanzen sowie Hinder-
nisse auszuräumen, die sich der unternehmerischen Initiative entgegenstellen. In den entwickelten Ländern würde 
eine weitere Reform und Anpassung der Politik, einschließlich angemessener Sparquoten, dazu beitragen, Mittel zur 
Unterstützung des Übergangs zur nachhaltigen Entwicklung sowohl im eigenen Land als auch in Entwicklungslän-
dern zu erwirtschaften.  
2.32 Eine gute Staatsführung, die eine wirksame, effiziente, ehrliche, gerechte und rechenschaftspflichtige öffentli-
che Verwaltung mit den Rechten und Chancen des Einzelnen zu verknüpfen versteht, ist wesentliches Teilelement 
einer nachhaltigen, auf breiter Grundlage aufbauenden Entwicklung und einer soliden Wirtschaftsleistung auf allen 
Entwicklungsstufen. Alle Länder sollten ihre Bemühungen um die Beseitigung der Misswirtschaft im öffentlichen 
und privaten Bereich, unter anderem auch der Korruption, verstärken und dabei die für dieses Phänomen verant-
wortlichen Faktoren und daran beteiligten Akteure berücksichtigen. 
2.33 Viele verschuldete Entwicklungsländer unterziehen sich zur Zeit im Zusammenhang mit Umschuldungsmaß-
nahmen oder der Neuaufnahme von Krediten Strukturanpassungsprogrammen. Derartige Programme sind zwar für 
einen besseren Haushalts- und Zahlungsbilanzausgleich notwendig, doch in manchen Fällen haben sich auch negati-
ve sozial- und umweltpolitische Auswirkungen, wie etwa Kürzungen in den Mittelzuweisungen für die Bereiche 
Gesundheitsfürsorge, Erziehungswesen und Umweltschutz, ergeben. Es muss sichergestellt werden, dass Struktur-
anpassungsprogramme keine ungünstigen Auswirkungen auf die Umwelt und die soziale Entwicklung haben und so 
eher mit den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung vereinbar sind.  
                                                 
* Siehe Kapitel 33 (Finanzmittel und Finanzierungsmechanismen). 
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Ziele  
2.34 Es ist geboten, ausgehend von den spezifischen Gegebenheiten des jeweiligen Landes wirtschaftspolitische 
Reformen vorzunehmen, die für eine effiziente Ressourcenplanung und -nutzung zu Gunsten der nachhaltigen Ent-
wicklung im Rahmen einer soliden Wirtschafts- und Sozialpolitik sorgen, unternehmerische Initiative und die Be-
rücksichtigung der sozialen Kosten und der Umweltkosten bei der Festlegung der Ressourcenpreise fördern und 
Ursachen für Verzerrungen im Handels- und Investitionsbereich beseitigen.  
Maßnahmen  
A) MASSNAHMEN IM BEREICH DER STAATSFÜHRUNG  
 Förderung einer guten Wirtschaftspolitik  
2.35 Die Industrieländer und andere Länder, die dazu in der Lage sind, sollten ihre Bemühungen verstärken, um  
a) stabile und berechenbare internationale wirtschaftliche Rahmenbedingungen herzustellen, insbesondere was 
Währungsstabilität, Realzinsen und Kursschwankungen der wichtigsten Währungen betrifft;  
b) die Spartätigkeit zu fördern und Haushaltsdefizite abzubauen;  
c) sicherzustellen, dass im Zuge der Politikkoordinierung die Interessen und Anliegen der Entwicklungsländer be-
rücksichtigt werden, einschließlich der Notwendigkeit, positive Maßnahmen zu fördern, um die Anstrengungen der 
am wenigsten entwickelten Länder um die Beendigung ihrer Marginalisierung in der Weltwirtschaft zu unterstützen;  
d) auf nationaler Ebene geeignete makroökonomische und strukturpolitische Maßnahmen durchzuführen, deren 
Ziel die Förderung von nichtinflationärem Wachstum, der Abbau der gravierendsten außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewichte und die Verbesserung der Anpassungsfähigkeit ihrer Volkswirtschaften ist.  
2.36 Die Entwicklungsländer sollten in Erwägung ziehen, ihre Bemühungen zur Durchführung einer soliden Wirt-
schaftspolitik zu verstärken,  
a) die die Währungs- und Haushaltsdisziplin wahrt, die zur Förderung von Preisstabilität und außenwirtschaftli-
chem Gleichgewicht notwendig ist;  
b) die zu realistischen Wechselkursen führt;  
c) die die Spar- und Investitionstätigkeit im eigenen Land steigert und die Investitionsrentabilität anhebt.  
2.37 Präziser ausgedrückt sollten alle Länder Politiken entwickeln, die eine effizientere Ressourcenallokation ge-
währleisten und vollen Nutzen aus den Möglichkeiten ziehen, die sich auf Grund der sich verändernden weltwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen ergeben. Insbesondere sollten die Länder gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
nationaler Strategien und Ziele 
a) die auf bürokratische Ineffizienz, administrative Zwänge, unnötige Kontrollen und die Außerachtlassung von 
Marktbedingungen zurückzuführenden Fortschrittshemmnisse beseitigen;  
b) Transparenz in der Verwaltung und in der Entscheidungsfindung fördern;  
c) durch die Verbesserung der institutionellen Einrichtungen für die Unternehmensgründung und den Marktzutritt 
den Privatsektor und die unternehmerische Initiative fördern. Wichtigstes Ziel wäre die Vereinfachung oder Beseiti-
gung der Beschränkungen, Vorschriften und Formalitäten, welche in vielen Entwicklungsländern die Gründung und 
Führung von Unternehmen erschweren, verteuern und verzögern;  
d) die für ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum und eine nachhaltige Diversifizierung erforderlichen Investitio-
nen und Infrastrukturmaßnahmen auf umweltverträgliche und zukunftsfähige Weise fördern und unterstützen;  
e) geeigneten wirtschaftlichen Instrumenten, darunter auch Marktmechanismen, Raum geben, im Einklang mit 
den Zielen der nachhaltigen Entwicklung und der Grundbedürfnisdeckung;  
f) das Funktionieren effektiver Steuersysteme und Finanzsektoren fördern;  
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g) landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Kleinunternehmen sowie indigenen Bevölkerungsgruppen 
und örtlichen Gemeinschaften die Möglichkeit geben, voll zur Verwirklichung einer nachhaltigen Entwicklung bei-
zutragen;  
h)  exporthemmende, eine ineffiziente Importsubstitution begünstigende Faktoren beseitigen und eine Politik ver-
folgen, die es ihnen gestattet, im Rahmen einzelstaatlicher sozialer, wirtschaftlicher und entwicklungsbezogener 
Ziele vollen Nutzen aus ausländischen Investitionsströmen zu ziehen;  
i) die Schaffung binnenwirtschaftlicher Rahmenbedingungen fördern, die ein optimales Gleichgewicht zwischen 
Binnen- und Exportmarktproduktion begünstigen. 
 
B) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
2.38 Die Regierungen der entwickelten Länder und anderer Länder, die dazu in der Lage sind, sollten sich direkt 
oder über die geeigneten internationalen und regionalen Organisationen und internationalen Kreditinstitutionen ver-
stärkt bemühen, den Entwicklungsländern vermehrt technische Hilfe für folgende Zwecke zu gewähren:  
a) Auf Antrag für den Kapazitätsaufbau zur Formulierung und Umsetzung der nationalen Wirtschaftspolitik;  
b) für die Konzipierung und Unterhaltung effizienter Steuer- und Rechnungssysteme und Finanzsektoren;  
c) für die Förderung der unternehmerischen Initiative.  
2.39 Internationale Finanz- und Entwicklungseinrichtungen sollten ihre Politik und ihre Programme im Licht des 
Ziels der nachhaltigen Entwicklung einer weiteren Prüfung unterziehen.  
2.40 Seit langem wird anerkannt, dass eine intensivere wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen Entwicklungslän-
dern einen wichtigen Teil der Bemühungen bildet, in diesen Ländern das wirtschaftliche Wachstum und das tech-
nologische Potenzial zu fördern und die Entwicklung zu beschleunigen. Aus diesem Grund sollten die Bemühungen 
der Entwicklungsländer um die Förderung der gegenseitigen Zusammenarbeit verstärkt und auch in Zukunft von der 
internationalen Staatengemeinschaft unterstützt werden.  
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
2.41 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 50 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfals einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden.  
B)  KAPAZITÄTSAUFBAU  
2.42 Der oben dargestellte Politikwandel in den Entwicklungsländern setzt erhebliche Anstrengungen der einzelnen 
Länder zum Kapazitätsaufbau in den Bereichen öffentliche Verwaltung, Zentralbanken, Steuerverwaltung, Sparkas-
sen und Finanzmärkte voraus.  
2.43 Die besondere Dringlichkeit der Umwelt- und Entwicklungsprobleme der am wenigsten entwickelten Länder 
rechtfertigt besondere Anstrengungen bei der Durchführung der vier in diesem Kapital aufgeführten Programmbe-
reiche. 
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Armutsbekämpfung 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH 
 
BEFÄHIGUNG DER ARMEN ZUR NACHHALTIGEN EXISTENZSICHERUNG 
 
Handlungsgrundlage 
3.1 Armut ist ein komplexes, mehrdimensionales Problem, dessen Ursprünge im einzelstaatlichen wie auch im 
internationalen Bereich zu suchen sind. Es gibt keine einheitliche Lösung, die sich für eine weltweite Anwendung 
eignet. Ausschlaggebend für eine Lösung dieses Problems sind vielmehr landesspezifische Programme zur Bekämp-
fung der Armut und internationale Bemühungen zur Unterstützung nationaler Anstrengungen, und ein parallel lau-
fender Prozess der Schaffung günstiger internationaler Rahmenbedingungen. Die Beseitigung von Armut und Hun-
ger, eine gerechtere Einkommensverteilung und die Erschließung der Humanressourcen stellen überall nach wie vor 
große Herausforderungen dar. Der Kampf gegen die Armut liegt in der gemeinsamen Verantwortung aller Länder.  
3.2 Eine Umweltpolitik, die hauptsächlich auf die Erhaltung und den Schutz der Ressourcen ausgerichtet ist, muss 
bei aller Nachhaltigkeit der Ressourcenbewirtschaftung doch auch denjenigen gebührend Rechnung tragen, die für 
ihren Lebensunterhalt auf diese Ressourcen angewiesen sind. Andernfalls könnte sie nachteilige Auswirkungen auf 
die Armut wie auch auf die Chancen für eine auf lange Sicht erfolgreiche Ressourcen- und Umwelterhaltung haben. 
Ebenso wird eine Entwicklungspolitik, die das Gewicht hauptsächlich auf die Steigerung der Güterproduktion legt, 
ohne dabei auf die Schonung der produktionsrelevanten Ressourcengrundlage einzugehen, früher oder später zu 
einem Produktivitätsabfall führen, der seinerseits zur Verschlimmerung der Armut führen könnte. Eine spezifisch 
auf die Bekämpfung der Armut gerichtete Strategie ist daher eine der Grundvoraussetzungen für die Gewährleistung 
einer nachhaltigen Entwicklung. Eine wirksame Strategie, die ein simultanes Herangehen an Armuts-, Entwick-
lungs- und Umweltprobleme gestattet, sollte von den Ressourcen, der Produktion und den Menschen ausgehen und 
sich auf Bevölkerungsfragen, eine bessere Gesundheitsversorgung, Bildung und Erziehung, die Rechte der Frau, die 
Rolle der Jugend, der indigenen Bevölkerungsgruppen und örtlichen Gemeinschaften sowie auf einen Prozess der 
demokratischen Mitsprache in Verbindung mit besserer Regierungs- und Verwaltungsführung erstrecken.  
3.3 Feste Bestandteile solcher Maßnahmen sind neben internationaler Unterstützung die Förderung eines ebenso 
dauerhaften wie nachhaltigen wirtschaftlichen Wachstums in den Entwicklungsländern und direkte Maßnahmen zur 
Armutsbekämpfung durch die Stärkung von arbeitsplatz- und einkommenschaffenden Programmen.  
Ziele  
3.4 Das Langzeitziel, alle Menschen zur nachhaltigen Existenzsicherung zu befähigen, sollte es mittels der von 
ihm entfalteten Integrationswirkung der Politik ermöglichen, sich der Problematik der Entwicklung, der nachhalti-
gen Ressourcenbewirtschaftung und der Armutsbekämpfung gleichzeitig zuzuwenden. Die Ziele dieses Programm-
bereichs lauten wie folgt:  
a) Allen Menschen umgehend die Chance zu geben, sich dauerhaft ihren Lebensunterhalt zu verdienen;  
b) Leitsätze und Strategien umzusetzen, die eine ausreichende Mittelausstattung fördern und auf integrierte Politi-
ken zur Humankapitalentwicklung abstellen, einschließlich der Schaffung von Einkommen, vermehrter lokaler Ver-
fügungsgewalt über die Ressourcen, der Stärkung der Institutionen und des Kapazitätsaufbaus auf lokaler Ebene 
sowie der stärkeren Einbeziehung von nichtstaatlichen Organisationen und kommunalen Verwaltungsbehörden als 
Träger der Programmausführung;  
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c) für alle von Armut betroffenen Gebiete integrierte Strategien und Programme für eine gute, nachhaltige Um-
weltbewirtschaftung, die Ressourcenmobilisierung, die Beseitigung und Linderung der Armut sowie die Schaffung 
von Beschäftigungs- und Verdienstmöglichkeiten zu erarbeiten;  
d) in nationalen Entwicklungs- und Haushaltsplänen Investitionen in das Humankapital zum Schwerpunktbereich 
zu erheben, mit besonderen Politikmaßnahmen und Programmen für den ländlichen Raum, die Armen in der Stadt, 
Frauen und Kinder.  
Maßnahmen  
3.5 Die Maßnahmen, die zur integrierten Förderung einer nachhaltigen Existenzsicherung und eines nachhaltigen 
Umweltschutzes beitragen werden, umfassen eine Vielfalt sektoraler Interventionen unter Beteiligung eines Spek-
trums von Handlungsträgern von der lokalen bis zur globalen Ebene und sind auf jeder dieser Ebenen unverzichtbar, 
insbesondere auf der Gemeinwesen- und lokalen Ebene. Es werden nationale und internationale Fördermaßnahmen, 
in denen die regionalen und subregionalen Gegebenheiten voll und ganz berücksichtigt werden, notwendig sein, um 
eine lokal gesteuerte, landesspezifische Vorgehensweise zu unterstützen. Allgemein gesprochen sollten die Pro-
gramme  
a) das Hauptgewicht auf die Befähigung lokaler und kommunaler Gruppen zur Selbsthilfe legen, durch das Prin-
zip der Delegierung von Kompetenzen, Verantwortung und Ressourcen auf die am besten geeignete Ebene, damit 
sichergestellt ist, dass das Programm den geografischen und ökologischen Gegebenheiten entspricht;  
b) Sofortmaßnahmen enthalten, um diese Gruppen in die Lage zu versetzen, die Armut zu lindern und sich der 
Nachhaltigkeit anzunähern;  
c) eine Langzeitstrategie enthalten, die auf die Schaffung der bestmöglichen Voraussetzungen für eine nachhal-
tige lokale, regionale und nationale Entwicklung ausgerichtet ist, welche die Armut beseitigen und Ungleichheiten 
zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen abbauen würde. Sie sollte die am stärksten benachteiligten Gruppen 
í insbesondere Frauen, Kinder und Jugendliche innerhalb dieser Gruppen í sowie Flüchtlinge unterstützen. Zu die-
sen Gruppen gehören auch arme Kleinbauern, Hirten, Handwerker, Fischergemeinschaften, Landlose, indigene Be-
völkerungsgruppen, Wanderarbeiter und der informelle städtische Sektor.  
3.6 Die Betonung liegt hier auf konkreten Querschnittsmaßnahmen í insbesondere im Bereich der Grundbildung, 
der primären Gesundheitsversorgung und Gesundheitsversorgung der Mütter sowie der Frauenförderung.  
 
A)  BEFÄHIGUNG VON GEMEINWESEN ZUR SELBSTHILFE 
3.7 Die nachhaltige Entwicklung muss auf jeder Ebene der Gesellschaft verwirklicht werden. Basisorganisationen, 
Frauengruppen und nichtstaatliche Organisationen sind wichtige innovations- und aktionsfördernde Elemente auf 
lokaler Ebene und sind stark daran interessiert und nachweislich in der Lage, die dauerhafte Sicherung des Lebens-
unterhalts zu fördern. In Zusammenarbeit mit entsprechenden internationalen und nichtstaatlichen Organisationen 
sollten die Regierungen ein von dem Gemeinwesen gesteuertes Herangehen an die Nachhaltigkeit unterstützen, das 
unter anderem folgende Punkte umfassen würde: 
a) Die Ermächtigung der Frau durch ihre volle Teilhabe am Entscheidungsprozess;  
b) die Achtung der kulturellen Integrität und der Rechte der Angehörigen indigener Bevölkerungsgruppen und 
ihrer Gemeinschaften;  
c) die Förderung oder die Schaffung von Mechanismen an der Basis, die den Erfahrungs- und Wissensaustausch 
zwischen Gemeinschaften gestatten;  
d) die umfassende Beteiligung von Gemeinschaften an der nachhaltigen Bewirtschaftung und dem Schutz der 
örtlichen natürlichen Ressourcen, um deren Ertragsfähigkeit zu steigern;  
e) die Schaffung eines Netzwerks von gemeinschaftsgestützten Lernzentren für den Kapazitätsaufbau und die 
nachhaltige Entwicklung.  
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B)  LENKUNGSMASSNAHMEN 
3.8 Die Regierungen sollten mit Unterstützung durch die entsprechenden internationalen, nichtstaatlichen Organi-
sationen und lokalen Verbände und in Zusammenarbeit mit diesen Maßnahmen ergreifen, um direkt oder indirekt 
a) Möglichkeiten für eine Erwerbstätigkeit und eine produktive Beschäftigung zu schaffen, die mit der Faktoraus-
stattung des jeweiligen Landes vereinbar sind, und dies in einem Umfang, der ausreicht, um den für die Zukunft zu 
erwartenden Anstieg der Erwerbsbevölkerung und etwaige Rückstände aufzuholen;  
b) gegebenenfalls mit internationaler Hilfe eine angemessene Infrastruktur, geeignete Vermarktungs-, Technolo-
gie- und Kreditsysteme und Ähnliches zu schaffen und die menschlichen Ressourcen zu erschließen, die notwendig 
sind, um die oben genannten Maßnahmen zu unterstützen und ressourcenarmen Menschen eine breitere Vielfalt von 
Optionen einzuräumen. Hohe Priorität sollte der Grundbildung und der Berufsausbildung eingeräumt werden;  
c) eine beträchtliche Steigerung der wirtschaftlich effizienten Ressourcenproduktivität herbeizuführen und dafür 
Sorge zu tragen, dass die örtliche Bevölkerung in ausreichendem Maße von der Ressourcennutzung profitiert;  
d) lokale Organisationen und die Bevölkerung zur Selbsthilfe zu befähigen, damit sie zur dauerhaften Existenz-
sicherung in der Lage sind;  
e) ein für alle zugängliches, effektives System der primären Gesundheitsversorgung und der Gesundheitsbetreu-
ung für Mütter aufzubauen;  
f) die Stärkung/Schaffung eines rechtlichen Rahmens für die Bodenbewirtschaftung, den Zugang zu Bodenres-
sourcen und Grundeigentum – insbesondere für Frauen – sowie für den Schutz von Landpächtern zu erwägen;  
g) geschädigte Ressourcen soweit praktisch durchführbar wiederherzustellen und Politikmaßnahmen einzuführen, 
um eine nachhaltige Ressourcennutzung zur menschlichen Grundbedürfnisdeckung zu fördern;  
h) neue, auf der Ebene der Gemeinschaften angesiedelte Mechanismen zu schaffen und vorhandene auszubauen, 
um die Gemeinschaften in die Lage zu versetzen, sich dauerhaften Zugang zu den Ressourcen zu verschaffen, die 
von den Armen zur Überwindung ihrer Armut benötigt werden;  
i) Mechanismen für die Partizipation – insbesondere von Armen, vor allem Frauen – an lokalen Verbänden ein-
zurichten, um eine nachhaltige Entwicklung zu fördern;  
j) vordringlich und entsprechend den Gegebenheiten und Rechtssystemen des jeweiligen Landes durch ihre 
Maßnahmen sicherzustellen, dass Frauen und Männer das gleiche Recht haben, frei und eigenverantwortlich über 
die Zahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände zu entscheiden, und dass sie Zugang, je nach Bedarf, zu den Infor-
mationen, der Aufklärung und den Mitteln haben, die sie in die Lage versetzen, dieses Recht im Einklang mit ihrer 
Freiheit, ihrer Würde und ihren persönlichen Wertvorstellungen und unter Berücksichtigung ethischer und kulturel-
ler Gesichtspunkte auszuüben. Die Regierungen sollten aktive Schritte unternehmen, um präventiv- und kurativme-
dizinische Gesundheitseinrichtungen zu schaffen bzw. zu stärken, wozu auch eine auf Frauen zugeschnittene und 
von Frauen geleitete sichere und effektive reproduktionsmedizinische Versorgung sowie gegebenenfalls erschwing-
liche, zugängliche Dienste für eine eigenverantwortliche Planung der Familiengröße im Einklang mit der Freiheit, 
der Würde und den persönlichen Wertvorstellungen und unter Berücksichtigung ethischer und kultureller Gesichts-
punkte gehören. Die Programme sollten auf eine umfassende Gesundheitsversorgung abstellen, wozu auch Schwan-
gerschaftsvorsorge, Aufklärung und Information über Fragen der Gesundheit und der verantwortungsvollen Eltern-
schaft gehören, und allen Frauen die Möglichkeit zum Vollstillen geben, zumindest während der ersten vier Monate 
nach der Geburt. Die Programme sollten die produktive und reproduktive Rolle und das Wohl der Frau uneinge-
schränkt unterstützen, unter besonderer Beachtung der Notwendigkeit einer gleichwertigen und verbesserten Ge-
sundheitsversorgung für alle Kinder und der Reduzierung der Gefahr der Mütter- und Kindersterblichkeit und 
-morbidität;  
k) eine integrierte Politik zu beschließen, die auf Nachhaltigkeit bei der Verwaltung städtischer Ballungszentren 
ausgerichtet ist;  
l) Tätigkeiten durchzuführen, die auf die Förderung der Ernährungssicherheit und gegebenenfalls die Selbstver-
sorgung mit Nahrungsmitteln im Rahmen einer nachhaltigen Landwirtschaft ausgerichtet sind;  
m) Forschungsarbeiten über traditionelle Produktionsverfahren, die sich als umweltverträglich erwiesen haben, 
und die Einbeziehung dieser Verfahren zu unterstützen;  
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n) sich aktiv zu bemühen, die im informellen Sektor ausgeübten Tätigkeiten anzuerkennen und in die Wirtschaft 
zu integrieren, indem gegen sie diskriminierende Vorschriften und Hemmnisse abgebaut werden;  
o) zu erwägen, dem informellen Sektor Kreditlinien und andere Fazilitäten zur Verfügung zu stellen und den Zu-
gang der landlosen Armen zu Grund und Boden zu verbessern, damit sie die Produktionsmittel erwerben und sich 
verlässlichen Zugang zu natürlichen Ressourcen verschaffen können. In vielen Fällen bedarf es besonderer Rege-
lungen für Frauen. Bei Kreditnehmern müssen strenge Vorabprüfungen angestellt werden, um Überschuldung zu 
vermeiden;  
p) den Armen Zugang zu Trinkwasser und sanitären Einrichtungen zu verschaffen;  
q) den Armen Zugang zur Grundschulerziehung zu verschaffen.  
 
C)  DATEN, INFORMATIONEN UND EVALUIERUNG 
3.9 Die Regierungen sollten die Erfassung von Informationen über Zielgruppen und Zielbereiche verbessern, um 
die Konzeption von zielgerichteten Programmen und Aktivitäten zu erleichtern, die den Bedürfnissen und Be-
strebungen der Zielgruppen entsprechen. Die Evaluierung dieser Programme sollte geschlechtsspezifisch erfolgen, 
da Frauen eine besonders stark benachteiligte Gruppe darstellen.  
 
D)  INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
3.10 Das System der Vereinten Nationen sollte über seine zuständigen Organe, Organisationen und Gremien und in 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und entsprechenden internationalen und nichtstaatlichen Organisationen 
der Milderung der Armut hohen Vorrang einräumen und zu diesem Zweck  
a) den Regierungen auf Antrag bei der Ausarbeitung und Umsetzung nationaler Aktionsprogramme zur Armuts-
linderung und zur nachhaltigen Entwicklung behilflich sein. Besonderes Augenmerk sollte in diesem Zusammen-
hang auf maßnahmenorientierte Tätigkeiten gerichtet werden, die für die obigen Zielsetzungen von Bedeutung sind, 
wie etwa nach Bedarf durch Nahrungsmittelhilfe ergänzte Projekte und Programme zur Armutsbeseitigung sowie 
die Unterstützung und besondere Betonung der Arbeitsplatz- und Einkommensschaffung;  
b) die technische Zusammenarbeit zwischen den Entwicklungsländern im Bereich der Armutsbeseitigung fördern;  
c) vorhandene Strukturen innerhalb des Systems der Vereinten Nationen zur Koordinierung der Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Armutsbeseitigung stärken, einschließlich der Einrichtung einer Koordinierungsstelle für 
den Informationsaustausch und die Konzipierung und Durchführung wiederholbarer Pilotprojekte zur Bekämpfung 
der Armut;  
d) bei den Folgemaßnahmen an die Umsetzung der Agenda 21 einer Bilanz der Fortschritte bei der Armutsbe-
kämpfung hohen Vorrang einräumen;  
e) die internationalen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, einschließlich der Mittelzuflüsse und Strukturanpas-
sungsprogramme, prüfen, um sicherzustellen, dass soziale und ökologische Belange berücksichtigt werden, und in 
diesem Zusammenhang die von internationalen Organisationen, Gremien und Organen, so auch von Finanzinstitu-
tionen, verfolgte Politik überprüfen, um die kontinuierliche Bereitstellung von Einrichtungen der Grundversorgung 
für die Armen und Bedürftigen sicherzustellen;  
f) die internationale Zusammenarbeit fördern, um die Grundursachen der Armut anzugehen. Der Entwicklungs-
prozess wird nicht in Gang kommen, wenn die Entwicklungsländer durch ihre Auslandsverschuldung belastet wer-
den, die Entwicklungsfinanzierung unzulänglich ist, der Marktzugang durch Schranken begrenzt wird und die Roh-
stoffpreise und die Austauschrelationen der Entwicklungsländer auch weiterhin niedrig bleiben. 
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Mittel zur Umsetzung  
A)  FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
3.11 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 30 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 15 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Diese Schätzung überschneidet sich mit Schätzungen in anderen Teilen der Agen-
da 21. Die tatsächlichen Kosten und die Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden. 
 
B)  KAPAZITÄTSAUFBAU 
3.12 Der Aufbau nationaler Kapazität für die Durchführung der oben genannten Maßnahmen ist von entscheidender 
Bedeutung und sollte hohe Priorität erhalten. Es ist besonders wichtig, den Schwerpunkt auf den Kapazitätsaufbau 
auf der Ebene der lokalen Gemeinwesen zu legen, um ein von den Gemeinwesen gesteuertes Herangehen an die 
Nachhaltigkeit zu unterstützen, und Mechanismen einzurichten bzw. zu stärken, die den Erfahrungs- und Wissens-
austausch zwischen lokalen Gruppen auf nationaler und internationaler Ebene ermöglichen. Die für diese Tätigkei-
ten anfallenden Erfordernisse sind erheblich und stehen in Bezug zu den verschiedenen einschlägigen Teilen der 
Agenda 21, in denen die notwendige internationale, finanzielle und technische Unterstützung gefordert wird. 
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Veränderung der Konsumgewohnheiten 
 
 
 
 
4.1 Dieses Kapitel umfasst folgende Programmbereiche:  
a) Gezielte Auseinandersetzung mit nicht nachhaltigen Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten;  
b)  Entwicklung einzelstaatlicher Politiken und Strategien zur Förderung von Veränderungen bei nicht nachhalti-
gen Konsumgewohnheiten.  
4.2 Da es sich bei der Veränderung der Konsumgewohnheiten um eine sehr breite Problematik handelt, wird sie in 
mehreren Teilen der Agenda 21 aufgegriffen, insbesondere soweit diese sich mit Energie, Verkehr und Abfällen be-
fassen, sowie in den Kapiteln über die wirtschaftlichen Instrumente und über den Technologietransfer. Das vorlie-
gende Kapitel ist außerdem in Verbindung mit Kapitel 5 zu sehen (Bevölkerungsdynamik und Nachhaltigkeit).  
 
PROGRAMMBEREICHE 
  
A. GEZIELTE AUSEINANDERSETZUNG MIT NICHT NACHHALTIGEN PRODUKTIONSWEISEN UND 
KONSUMGEWOHNHEITEN 
 
Handlungsgrundlage  
4.3 Zwischen Armut und Umweltzerstörung besteht eine enge Wechselbeziehung. Die Armut hat zwar bestimmte 
Arten der Umweltbelastung zur Folge, doch ist die Hauptursache für die anhaltende Zerstörung der globalen Um-
welt in den nicht nachhaltigen Konsumgewohnheiten und Produktionsweisen – insbesondere in den Industrielän-
dern – zu sehen, was Anlass zu ernster Besorgnis gibt und Armut und Ungleichgewichte noch verschärft.  
4.4 In den auf internationaler Ebene zu ergreifenden Maßnahmen zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt 
müssen die gegenwärtigen Unausgewogenheiten in den globalen Konsumgewohnheiten und Produktionsweisen voll 
berücksichtigt werden.  
4.5 Besondere Aufmerksamkeit gebührt der Nachfrage nach natürlichen Ressourcen, die durch nicht nachhaltigen 
Verbrauch entsteht, und der effizienten Nutzung dieser Ressourcen im Einklang mit dem Ziel, ihrer Erschöpfung so 
weit wie möglich entgegenzuwirken und die Umweltverschmutzung zu reduzieren. Während in bestimmten Teilen 
der Welt ein sehr hoher Verbrauch besteht, bleiben die Grundbedürfnisse eines großen Teils der Menschheit unbe-
friedigt. Dies führt zu überhöhten Ansprüchen und einer auf Dauer nicht aufrechterhaltbaren Lebensweise der wohl-
habenderen Teile der Weltbevölkerung, die die Umwelt einer ungeheuren Belastung aussetzen. Die ärmeren Teile 
der Weltbevölkerung sind indessen nicht in der Lage, ihre Bedürfnisse in Bezug auf Nahrung, Gesundheitsfürsorge, 
Wohnraum und Bildung zu decken. Eine Veränderung der Konsumgewohnheiten erfordert eine mehrgliedrige Stra-
tegie, die die Nachfrage, die Deckung der Grundbedürfnisse der Armen, die Verringerung der Verschwendung und 
die Nutzung endlicher Ressourcen im Produktionsprozess in den Vordergrund stellt.  
4.6 Der zunehmenden Einsicht in die Wichtigkeit einer Auseinandersetzung mit dem Konsum steht bislang noch 
kein entsprechendes Verständnis seiner Auswirkungen gegenüber. Einige Wirtschaftswissenschaftler stellen heute 
die traditionellen wirtschaftlichen Wachstumskonzepte in Frage und betonen die Notwendigkeit, wirtschaftliche 
Zielsetzungen zu verfolgen, die den vollen Wert des Naturkapitals berücksichtigen. Zur Aufstellung kohärenter in-
ternationaler und nationaler Politiken bedarf es einer genaueren Kenntnis der Rolle, die der Konsum im Rahmen des 
Wirtschaftswachstums und der Bevölkerungsdynamik spielt.  
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Ziele  
4.7 Handlungsbedarf besteht zur Verwirklichung der folgenden breiten Zielsetzungen: 
a) Konsumgewohnheiten und Produktionsweisen zu fördern, die zu einer Verringerung der Umweltbelastung 
führen und die Grundbedürfnisse der Menschheit decken werden;  
b) ein besseres Verständnis der Rolle des Konsums und der Möglichkeiten zur Herbeiführung nachhaltigerer 
Konsumgewohnheiten herzustellen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
 Einführung einer internationalen Herangehensweise im Hinblick auf nachhaltige Konsumgewohnheiten 
4.8 Bei ihrer Auseinandersetzung mit den Konsumgewohnheiten und Lebensweisen im Gesamtzusammenhang 
von Umwelt und Entwicklung sollten sich die Länder im Prinzip von folgenden grundlegenden Zielen leiten lassen:  
a)  Alle Länder sollten danach streben, nachhaltige Konsumgewohnheiten zu fördern;  
b)  die entwickelten Länder sollten bei der Herbeiführung nachhaltiger Konsumgewohnheiten die Führung 
übernehmen;  
c) die Entwicklungsländer sollten im Rahmen ihres Entwicklungsprozesses danach trachten, nachhaltige Kon-
sumgewohnheiten herbeizuführen, die einerseits die Deckung der Grundbedürfnisse der Armen gewährleisten, 
gleichzeitig aber die nicht nachhaltigen, insbesondere in den Industrieländern vertretenen, Muster vermeiden, die im 
allgemeinen als übermäßig umweltgefährdend, ineffizient und verschwenderisch anerkannt werden. Dies setzt ver-
besserte technologische und anderweitige Hilfe seitens der Industrieländer voraus.  
4.9 Bei den Folgemaßnahmen an die Umsetzung der Agenda 21 sollte einer Bilanz der Fortschritte bei der Herbei-
führung nachhaltiger Konsumgewohnheiten hoher Vorrang eingeräumt werden.  
 
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
 Konsumforschung 
4.10 Zur Unterstützung dieser breit angelegten Strategie sollten die Regierungen und/oder privaten Forschungsein-
richtungen und Stellen, die sich mit grundsatzpolitischen Fragen befassen, mit der Hilfe regionaler und internationa-
ler Wirtschafts- und Umweltorganisationen konzertierte Bemühungen unternehmen,  
a) um Datenbanken über Produktion und Konsum zu erweitern oder zu fördern und Analysemethoden zu ent-
wickeln;  
b) um die Beziehung zwischen Produktion und Konsum, Umwelt, technischer Anpassung und Innovation, Wirt-
schaftswachstum und Entwicklung sowie demografischen Faktoren zu bewerten;  
c) um die Auswirkungen des in den modernen Industriewirtschaften gegenwärtig stattfindenden Strukturwandels 
weg von einem materialintensiven wirtschaftlichen Wachstum zu untersuchen;  
d) um zu prüfen, wie Volkswirtschaften bei Senkung des Energie- und Materialverbrauchs und geringerer Pro-
duktion schädlicher Stoffe wachsen und gedeihen können;  
e) um weltweit ausgewogene Konsumgewohnheiten aufzuzeigen, die für die Erde langfristig tragbar sind.  
 
Erarbeitung neuer Konzepte eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums und bestandfähiger Prosperität  
4.11 Ebenfalls behandelt werden sollten die derzeitigen Wachstumskonzepte und die Notwendigkeit neuer Kon-
zepte von Wohlstand und Prosperität, die es gestatten, durch eine veränderte Lebensweise einen höheren Lebens-
standard zu erzielen, und die in geringerem Maße von den endlichen Ressourcen der Erde abhängig sind und mit der 
Tragfähigkeit der Erde in größerer Harmonie stehen. Dies sollte sich in der Entwicklung eines neuen Systems 
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen und anderer Indikatoren der nachhaltigem Entwicklung niederschlagen.  
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C) INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG   
4.12 Zwar bestehen internationale Prüfverfahren zur Untersuchung wirtschaftlicher, entwicklungsbezogener und 
demografischer Faktoren, doch muss mehr Aufmerksamkeit auf Fragen im Zusammenhang mit Konsumgewohn-
heiten und Produktionsweisen sowie zukunftsfähigen Lebensweisen und Umwelt gerichtet werden.  
4.13 Bei den Folgemaßnahmen an die Umsetzung der Agenda 21 sollte einer Überprüfung von Rolle und Aus-
wirkungen nicht nachhaltiger Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten und Lebensweisen und ihrem Bezug 
zur nachhaltigen Entwicklung hoher Vorrang eingeräumt werden.  
 
Finanzierung und Kostenabschätzung  
4.14 Nach Schätzungen des Konferenzsekretariats werden für die Durchführung dieses Programms aller Voraus-
sicht nach keine nennenswerten neuen Finanzmittel benötigt.  
 
B. ENTWICKLUNG EINZELSTAATLICHER POLITIKEN UND STRATEGIEN ZUR FÖRDERUNG DER 
VERÄNDERUNG NICHT NACHHALTIGER KONSUMGEWOHNHEITEN  
Handlungsgrundlage  
4.15 Die Verwirklichung der Ziele im Bereich Umweltqualität und nachhaltige Entwicklung setzt Effizienz bei der 
Produktion und Veränderungen in den Konsumgewohnheiten voraus, damit die Ressourcen optimal genutzt werden 
können und das Abfallaufkommen auf ein Mindestmaß reduziert werden kann. In vielen Fällen bedeutet dies, dass 
es zu einer Neuausrichtung der derzeitigen Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten kommen muss, die sich in 
den Industriegesellschaften entwickelt haben und in der übrigen Welt weithin Nachahmung finden.  
4.16 Als Teil eines auf tiefgreifende Veränderungen der Konsumgewohnheiten von Industrie, Staat, Haushalten und 
Einzelpersonen abzielenden Prozesses können Fortschritte durch die Stärkung sich abzeichnender positiver Trends 
und Strömungen herbeigeführt werden. 
Ziele  
4.17 In den kommenden Jahren sollten die Regierungen in Zusammenarbeit mit den entsprechenden Organisationen 
bestrebt sein, folgende breiten Ziele zu verwirklichen:  
a) Förderung der Effizienz von Produktionsprozessen und Reduzierung des verschwenderischen Verbrauchs im 
wirtschaftlichen Wachstumsprozess, unter Berücksichtigung der Entwicklungsbedürfnisse der Entwicklungsländer;  
b) Schaffung eines innerstaatlichen Politikrahmens, der einen Umstieg auf nachhaltigere Produktionsweisen und 
Konsumgewohnheiten begünstigt;  
c) Stärkung von Werten, die nachhaltige Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten fördern, sowie einer Poli-
tik, die den Transfer umweltverträglicher Technologien in die Entwicklungsländer unterstützt.  
 
Maßnahmen  
A) FÖRDERUNG EINER EFFIZIENTEREN ENERGIE- UND RESSOURCENNUTZUNG 
4.18 Ein geringerer Energie- und Materialverbrauch je Einheit bei der Erzeugung von Gütern und Erbringung von 
Dienstleistungen kann sowohl zu einer Verringerung der Umweltbelastung als auch zu einer Steigerung der wirt-
schaftlichen und industriellen Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit beitragen. Die Regierungen sollten daher in 
Zusammenarbeit mit der Industrie ihre Bemühungen um eine rationelle und umweltverträgliche Energie- und Res-
sourcennutzung intensivieren, und zwar durch:  
a) Begünstigung der Verbreitung vorhandener umweltverträglicher Technologien;  
b) Förderung von Forschung und Entwicklung im Bereich umweltverträglicher Technologien;  
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c) Unterstützung der Entwicklungsländer beim effizienten Einsatz dieser Technologien und bei der Entwicklung 
von Technologien, die an ihre jeweiligen Gegebenheiten angepasst sind;  
d) Begünstigung der umweltverträglichen Nutzung neuer und erneuerbarer Energien;  
e) Begünstigung der umweltverträglichen und nachhaltigen Nutzung erneuerbarer natürlicher Ressourcen.  
 
B) ABFALLVERMEIDUNG  
4.19 Gleichzeitig muss die Gesellschaft wirksame Mittel und Wege zur Lösung des Problems der Entsorgung des 
steigenden Volumens von Abfallprodukten und Reststoffen finden. Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit 
der Industrie, den Haushalten und der Öffentlichkeit konzertierte Anstrengungen unternehmen, um den Anfall von 
Abfällen und Abfallprodukten zu vermeiden, und zwar durch  
a) Begünstigung des Recyclings in Industrieprozessen und auf Verbraucherebene;  
b) Reduzierung aufwendiger Produktverpackungen;  
c) Begünstigung der Einführung umweltverträglicherer Produkte.  
 
C) UNTERSTÜTZUNG VON VERBRAUCHERN UND HAUSHALTEN BEI UMWELTGERECHTEN KAUFENTSCHEIDUNGEN 
4.20 Die Tatsache, dass in den letzten Jahren in vielen Ländern eine umweltbewusstere Verbraucherschaft entstan-
den ist, im Verbund mit dem erhöhten Interesse einiger Industriezweige, umweltgerechte Konsumgüter bereitzu-
stellen, ist eine wichtige Entwicklung, die unterstützt werden sollte. Die Regierungen und die internationalen Orga-
nisationen sollten gemeinsam mit dem Privatsektor Kriterien und Verfahren zur Bewertung der Umweltverträglich-
keit und des Ressourcenaufwands während der gesamten Produkt- und Prozesslebensdauer erarbeiten. Die Ergeb-
nisse dieser Bewertungen sollten in klare Indikatoren zur Information von Verbrauchern und Entscheidungsträgern 
umgesetzt werden. 
4.21 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit der Industrie und anderen in Betracht kommenden Gruppen 
die verstärkte Verwendung von Umweltzeichen und den Ausbau anderer umweltbezogener Produktinformations-
programme unterstützen, die dem Verbraucher helfen sollen, eine aufgeklärte Entscheidung zu treffen. 
4.22 Außerdem sollten sie die Herausbildung einer aufgeklärten Verbraucherschaft fördern und Einzelpersonen wie 
Haushalten helfen, in umweltbezogener Hinsicht aufgeklärte Entscheidungen zu treffen, indem sie  
a) über die Folgen von Konsumentscheidungen und Konsumverhalten informieren, um die Nachfrage nach und 
Verwendung von umweltgerechten Produkten zu fördern; 
b) die Verbraucher durch Mittel wie die Verbrauchergesetzgebung und Umweltzeichen auf die Gesundheits- und 
Umweltfolgen von Produkten hinweisen;  
c) spezifische verbraucherorientierte Programme unterstützen wie z. B. Recycling- und Pfand-/Pfandrückgabe-
systeme.  
 
D) BEISPIELHAFTES VORANGEHEN DES ÖFFENTLICHEN BESCHAFFUNGSWESENS  
4.23 Den Regierungen selbst kommt ebenfalls eine Verbraucherrolle zu, insbesondere in Ländern, in denen der öf-
fentliche Sektor in der Wirtschaft bedeutenden Stellenwert besitzt und erheblichen Einfluss auf Unternehmensent-
scheidungen und die Einstellungen in der Öffentlichkeit hat. Sie sollten daher die Beschaffungspolitik ihrer Behör-
den und Dienststellen überprüfen, damit sie unbeschadet internationaler Handelsgrundsätze wo immer möglich die 
Umweltinhalte staatlicher Beschaffungspolitiken verbessern können.  
 
E) SCHRITTE AUF DEM WEG ZU EINER UMWELTGERECHTEN PREISGESTALTUNG  
4.24 Es scheint unwahrscheinlich, dass in näherer Zukunft bedeutende Veränderungen in den Konsumgewohnheiten 
und Produktionsweisen eintreten werden, wenn dazu von Preisen und Marktsignalen, die Erzeugern und Verbrau-
chern die Umweltkosten des Verbrauchs von Energie, Rohstoffen und natürlichen Ressourcen und der entstehenden 
Abfälle verdeutlichen, kein entsprechender Anstoß ausgeht. 
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4.25 Beim Einsatz geeigneter wirtschaftlicher Instrumente zur Beeinflussung des Konsumverhaltens sind bereits 
gewisse Fortschritte zu verzeichnen. Zu diesen Instrumenten zählen Umweltabgaben und -steuern, Pfand-/Pfand-
rückgabesysteme usw. Dieser Prozess sollte unter Berücksichtigung der Gegebenheiten des jeweiligen Landes ge-
fördert werden. 
 
F) VERSTÄRKUNG VON WERTHALTUNGEN, DIE EINEN NACHHALTIGEN KONSUM BEGÜNSTIGEN  
4.26 Die Regierungen und Organisationen des Privatsektors sollten eine positivere Einstellung gegenüber dem 
nachhaltigen Verbrauch fördern, und zwar durch Umwelterziehung, Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit und an-
dere Maßnahmen wie etwa Positivwerbung für Produkte und Dienstleistungen, bei denen umweltgerechte Techno-
logien zum Einsatz kommen oder die zu nachhaltigen Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten anregen. 
Anlässlich der Prüfung des Standes der Umsetzung der Agenda 21 sollten auch die bisher erzielten Fortschritte bei 
der Entwicklung dieser nationalen Politiken und Strategien angemessen berücksichtigt werden.  
Mittel zur Umsetzung  
4.27 Der vorliegende Programmbereich befasst sich in erster Linie mit einer Veränderung nicht nachhaltiger 
Konsumgewohnheiten und Produktionsweisen und einem Wertewandel, der nachhaltige Konsum- und Lebenswei-
sen begünstigt. Voraussetzung dafür sind gemeinsame Anstrengungen von Seiten der Regierungen, der Verbraucher 
und der Produzenten. Der wichtigen Rolle der Frau und der Haushalte als Verbraucher sowie der potenziellen Fol-
gen ihrer gebündelten Kaufkraft für die Wirtschaft sollte dabei besondere Aufmerksamkeit zugewandt werden.  
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Bevölkerungsdynamik und Nachhaltigkeit 
 
 
 
 
5.1 Das vorliegende Kapitel umfasst folgende Programmbereiche:  
a) Aufbereitung und Verbreitung von Kenntnissen über die Zusammenhänge zwischen demografischen Trends 
und Faktoren und nachhaltiger Entwicklung;  
b) Formulierung integrierter nationaler Politiken im Bereich Umwelt und Entwicklung, unter Berücksichtigung 
demografischer Trends und Faktoren;  
c) Durchführung integrierter Umwelt- und Entwicklungsprogramme auf lokaler Ebene unter Berücksichtigung 
demografischer Trends und Faktoren.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. AUFBEREITUNG UND VERBREITUNG VON KENNTNISSEN ÜBER DIE ZUSAMMENHÄNGE 
ZWISCHEN DEMOGRAFISCHEN TRENDS UND FAKTOREN UND NACHHALTIGER 
ENTWICKLUNG  
Handlungsgrundlage  
5.2 Zwischen demografischen Trends und Faktoren und nachhaltiger Entwicklung besteht eine synergetische Be-
ziehung.  
5.3 Die wachsende Weltbevölkerung und der Anstieg der Weltproduktion im Verbund mit nicht nachhaltigen Kon-
sumgewohnheiten setzt die lebenserhaltende Kapazität unseres Planeten einer immer größeren Belastung aus. Diese 
miteinander in Wechselbeziehung stehenden Prozesse wirken sich auf die Nutzung des Bodens, des Wassers, der 
Luft, der Energie und der sonstigen Ressourcen aus. Die rapide wachsenden Städte haben – sofern sie nicht gut ver-
waltet werden – mit erheblichen Umweltproblemen zu kämpfen. Auf Grund der steigenden Zahl und der immer grö-
ßeren Ausdehnung der Städte muss Fragen der kommunalen Selbstverwaltung und der Städteplanung größere Be-
achtung geschenkt werden. Innerhalb dieses verschlungenen Beziehungsgefüges sind die menschlichen Dimensio-
nen als Schlüsselelemente zu betrachten und sollten daher in umfassenden, auf nachhaltige Entwicklung ausgerich-
teten Politiken angemessen berücksichtigt werden. Diese Politiken sollten auf die übergreifenden Zusammenhänge 
zwischen demografischen Trends und Faktoren, dem Ressourcenverbrauch, der Verbreitung angepasster Techno-
logien und der Entwicklung eingehen. In der Bevölkerungspolitik sollte auch berücksichtigt werden, welche Rolle 
der Mensch bei Umwelt- und Entwicklungsproblemen spielt. In dieser Frage bedarf es einer verstärkten Sensibilisie-
rung der Entscheidungsträger auf allen Ebenen und der Bereitstellung besserer Informationen, die als Grundlage für 
die nationale und internationale Politik dienen, sowie eines geeigneten Bezugsrahmens zur Interpretation dieser In-
formationen.  
5.4 Es müssen entsprechende Strategien entwickelt werden, um sowohl die schädlichen Auswirkungen der Tätig-
keiten des Menschen auf die Umwelt als auch die schädlichen Auswirkungen von Umweltveränderungen auf den 
Menschen zu mildern. Aller Voraussicht nach wird die Weltbevölkerung bis zum Jahre 2020 auf über acht Milliar-
den gestiegen sein. Bereits heute leben 60 Prozent der Weltbevölkerung in Küstengebieten, während 65 Prozent der 
Städte mit über 2,5 Millionen Einwohnern an den Küsten dieser Erde liegen; mehrere davon bereits schon jetzt auf 
Meereshöhe oder darunter.  
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Ziele  
5.5 Folgende Ziele sollen so bald wie praktisch möglich verwirklicht werden:  
a) Die Einbeziehung von demografischen Trends und Faktoren in die globale Analyse von Umwelt- und Entwick-
lungsfragen;  
b) die Herbeiführung eines besseren Verständnisses der Zusammenhänge zwischen Bevölkerungsdynamik, Tech-
nologie, kulturell bedingtem Verhalten, natürlichen Ressourcen und lebenserhaltenden Systemen;  
c) die Abschätzung der Gefährdung des Menschen in ökologisch sensiblen Gebieten und in Ballungsräumen zur 
Bestimmung der Handlungsprioritäten auf allen Ebenen unter voller Berücksichtigung der durch die Gemeinschaft 
bestimmten Bedürfnisse.  
Maßnahmen  
 Untersuchung der Wechselbeziehung zwischen demografischen Trends und Faktoren und nachhaltiger Ent-
wicklung  
5.6 Die zuständigen internationalen, regionalen und nationalen Institutionen sollten folgende Maßnahmen in Er-
wägung ziehen:  
a) Die Aufzeigung der Wechselbeziehungen zwischen demografischen Prozessen, natürlichen Ressourcen und 
lebenserhaltenden Systemen unter Berücksichtung der unter anderem durch die Verschiedenheit der Entwicklungs-
stufen hervorgerufenen regionalen und subregionalen Unterschiede;  
b) die Einbeziehung demografischer Trends und Faktoren in die laufende Untersuchung von Umweltveränderun-
gen, unter Heranziehung des Fachwissens internationaler, regionaler und nationaler Forschungsnetze und ortsansäs-
siger Gemeinschaften, um erstens die anthropogenen Dimensionen von Umweltveränderungen zu untersuchen und 
zweitens gefährdete Gebiete auszuweisen;  
c) die Ermittlung vorrangiger Handlungsbereiche und die Aufstellung von Strategien und Programmen zur Milde-
rung der negativen Auswirkungen der Umweltveränderungen auf die menschliche Bevölkerung und umgekehrt.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
5.7 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen durchschnittlich auf etwa 
10 Millionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen be-
reitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen 
der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nicht-
konzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -pro-
gramme von den Regierungen beschlossen werden.  
 
B)  STÄRKUNG VON FORSCHUNGSPROGRAMMEN, WELCHE BEVÖLKERUNG, UMWELT UND ENTWICKLUNG 
MITEINANDER INTEGRIEREN 
5.8 Damit die demografische Analyse in eine breitere sozialwissenschaftliche Perspektive von Umwelt und Ent-
wicklung eingebunden werden kann, sollte die interdisziplinäre Forschung ausgebaut werden. Internationale Institu-
tionen und Expertennetzwerke sollten ihr wissenschaftliches Potenzial unter voller Berücksichtigung der in der Ge-
meinschaft vorhandenen Erfahrungen und Kenntnisse ausbauen und die im Rahmen multidisziplinärer Ansätze und 
durch Verknüpfung von Theorie und Praxis gewonnenen Erfahrungen weitergeben.  
5.9 Es sollten bessere Möglichkeiten für Modelluntersuchungen geschaffen werden, mit denen sämtliche mögli-
chen Ergebnisse des menschlichen Einwirkens ermittelt werden können, und zwar insbesondere die in Wechselbe-
ziehung zueinander stehenden Auswirkungen demografischer Trends und Faktoren, des Pro-Kopf-Ressourcenver-
brauchs und der Wohlstandsverteilung sowie der mit zunehmender Häufigkeit von Klimaereignissen zu erwartenden 
großen Migrationsbewegungen und der kumulativen Umweltveränderungen, die lokal zur Zerstörung der Unter-
haltsquellen der Menschen führen können.  
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C) INFORMATIONSAUFBEREITUNG UND BEWUSSTSEINSBILDUNG  
5.10 Soziodemografische Informationen sollten in einem Format aufbereitet werden, das sich zu physikalischen, 
biologischen und sozioökonomischen Daten in Bezug setzen lässt. Gestützt auf die Perzeptionen und Einstellungen 
der ortsansässigen Gemeinschaften sollten kompatible Raum- und Zeitskalen, länderübergreifende und Zeitreihenin-
formationen sowie globale Verhaltensindikatoren entwickelt werden.  
5.11 Auf allen Ebenen sollte das Bewusstsein für die Notwendigkeit geschärft werden, unter Berücksichtigung der 
Entwicklungsbedürfnisse der Bevölkerung der Entwicklungsländer durch effiziente Ressourcenbewirtschaftung die 
umweltverträgliche Ressourcennutzung zu optimieren.  
5.12 Das Bewusstsein für die grundlegenden Verbindungen zwischen der Verbesserung der Stellung der Frau und 
der Bevölkerungsdynamik sollte geschärft werden, insbesondere durch Bildungszugang für Frauen, Programme für 
primäre und reproduktive Gesundheitsversorgung, wirtschaftliche Unabhängigkeit und die wirksame, gleichberech-
tigte Mitwirkung der Frau auf allen Ebenen der Entscheidungsfindung.  
5.13 Die Ergebnisse von Forschungsarbeiten, die sich mit Fragen der nachhaltigen Entwicklung befassen, sollten 
mittels Fachberichten und wissenschaftlichen Zeitschriften, durch die Medien, auf Kolloquien und Tagungen oder 
auf anderem Wege weitergegeben werden, damit diese Informationen von Entscheidungsträgern auf allen Ebenen 
genutzt werden können, um das öffentliche Bewusstsein zu schärfen.  
 
D) AUFBAU UND/ODER AUSBAU DER INSTITUTIONELLEN KAPAZITÄT UND DER ZUSAMMENARBEIT  
5.14 Die Zusammenarbeit und der Informationsaustausch zwischen Forschungseinrichtungen und internationalen, 
regionalen und nationalen Stellen und allen anderen Sektoren (einschließlich des Privatsektors, der ortsansässigen 
Gemeinschaften, der nichtstaatlichen Organisationen und der wissenschaftlichen Einrichtungen) in den Industrie- 
wie auch in den Entwicklungsländern sollten nach Bedarf intensiviert werden.  
5.15 Es sollten verstärkte Bemühungen unternommen werden, um die Kapazität einzelstaatlicher Regierungen und 
kommunaler Verwaltungen, des Privatsektors und der nichtstaatlichen Organisationen in den Entwicklungsländern 
auszubauen, um der zunehmenden Notwendigkeit einer effizienteren Planung und Verwaltung der rapide wachsen-
den Städte gerecht zu werden. 
 
B. FORMULIERUNG INTEGRIERTER NATIONALER POLITIKEN IM BEREICH UMWELT UND 
ENTWICKLUNG, UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DEMOGRAFISCHER TRENDS UND FAKTOREN  
Handlungsgrundlage  
5.16 In den bereits vorliegenden Plänen für eine nachhaltige Entwicklung wird demografischen Trends und Fakto-
ren gemeinhin entscheidender Einfluss auf Konsumgewohnheiten, Produktion, Lebensweisen und langfristige 
Nachhaltigkeit zugebilligt. In Zukunft aber müssen diese Fragen bei der Aufstellung der allgemeinen Politik und der 
Konzipierung von Entwicklungsplänen stärker berücksichtigt werden. Dazu müssen alle Länder ihre Kapazität zur 
Bewertung der umwelt- und entwicklungsbezogenen Auswirkungen der einheimischen demografischen Trends und 
Faktoren ausbauen. Außerdem müssen sie nach Bedarf entsprechende Politiken und Aktionsprogramme formulieren 
und in die Praxis umsetzen. Die Politiken sollten so konzipiert sein, dass sie auf die Folgen des durch den 
Bevölkerungsschwung bedingten Bevölkerungszuwachses eingehen und gleichzeitig Maßnahmen zur Herbeifüh-
rung des demografischen Übergangs beinhalten. Sie sollten Umweltbelange und Bevölkerungsfragen in einer ganz-
heitlichen Betrachtungsweise der Entwicklung zusammenführen, zu deren primären Zielen die Linderung der Ar-
mut, die Sicherung des Lebensunterhalts, gute Gesundheit, Lebensqualität, die Verbesserung der Stellung und der 
Einkommenssituation der Frau, der Zugang der Frau zu Bildung und Berufsausbildung und die Erfüllung ihrer per-
sönlichen Bestrebungen sowie die Befähigung von Einzelpersonen und Gemeinwesen zur Selbsthilfe gehören. In 
Anbetracht dessen, dass es in den Entwicklungsländern bei allen wahrscheinlichen Bevölkerungsszenarien zu einer 
starken Zunahme der Größe und der Zahl der Städte kommen wird, sollte man sich vermehrt darauf einstellen, den 
Bedürfnissen insbesondere der Frauen und Kinder im Hinblick auf eine verbesserte Stadtplanung und kommunale 
Selbstverwaltung Rechnung zu tragen.  
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Ziele  
5.17 Die volle Einbindung von Bevölkerungsfragen in die nationale Planung, Politik und Entscheidungsfindung 
sollte fortgesetzt werden. Es sollten Bevölkerungspolitiken und -programme erwogen werden, in denen die Rechte 
der Frau volle Berücksichtigung finden.  
Maßnahmen  
5.18 Die Regierungen und andere in Frage kommende Akteure könnten mit entsprechender Unterstützung durch 
Hilfsorganisationen unter anderem folgende Maßnahmen ergreifen und der für 1994 geplanten Internationalen Kon-
ferenz über Bevölkerung und Entwicklung, insbesondere deren Ausschuss für Bevölkerung und Umwelt, über den 
Durchführungsstand berichten.  
 
A) BEWERTUNG DER AUSWIRKUNGEN NATIONALER DEMOGRAFISCHER TRENDS UND FAKTOREN  
5.19 Die Beziehungen zwischen demografischen Trends und Faktoren und Umweltveränderungen und zwischen der 
Umweltzerstörung und den Teilelementen demografischer Veränderungen sollten analysiert werden.  
5.20 Es sollten Forschungsarbeiten darüber durchgeführt werden, auf welche Weise Umweltfaktoren im Zusam-
menwirken mit sozioökonomischen Faktoren Migrationsbewegungen auslösen.  
5.21 Schwächere Bevölkerungsgruppen (wie etwa landlose Landarbeiter, ethnische Minderheiten, Flüchtlinge, Mi-
granten, Vertriebene, Frauen als Haushaltsvorstände), bei denen eine Veränderung der demografischen Struktur spe-
zifische Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung haben kann, sollten ermittelt werden.  
5.22 Es sollte eine Bewertung der Auswirkungen vorgenommen werden, die die Altersstruktur der Bevölkerung auf 
die Ressourcennachfrage und die Gesamtbelastungsquote – von den Bildungskosten für die jungen Menschen bis 
hin zur Gesundheitsversorgung und Unterstützung für die älteren – und auf die Erwirtschaftung der Haushaltsein-
kommen hat. 
5.23 Außerdem sollte eine Bewertung der Bevölkerungstragfähigkeit eines Landes im Kontext der menschlichen 
Bedürfnisdeckung und der nachhaltigen Entwicklung vorgenommen werden, und wesentlichen Ressourcen wie 
Wasser und Boden sowie Umweltfaktoren wie Intaktheit der Ökosysteme und biologische Vielfalt sollte besondere 
Beachtung geschenkt werden.  
5.24 Auch die Auswirkungen nationaler demografischer Trends und Faktoren auf die traditionellen Unterhaltsquel-
len indigener Bevölkerungsgruppen und lokaler Gemeinschaften, darunter auch Veränderungen der traditionellen 
Landnutzung auf Grund des internen Bevölkerungsdrucks, sollten untersucht werden.  
 
B) AUFBAU UND ERWEITERUNG NATIONALER INFORMATIONSGRUNDLAGEN  
5.25 Es sollten nationale Datenbanken zu demografischen Trends und Faktoren sowie zur Umwelt aufgebaut 
und/oder erweitert werden, wobei die Daten nach ökologischen Regionen disaggregiert (Ökosystemkonzept) und 
regionsbezogene Bevölkerungs-/Umweltprofile aufgestellt werden sollten.  
5.26 Es sollten Methoden und Instrumente entwickelt werden, die es gestatten, diejenigen Gebiete zu identifizieren, 
in denen die Umweltauswirkungen demografischer Trends und Faktoren die Nachhaltigkeit bedrohen oder bedrohen 
könnten, unter Einbeziehung aktueller wie hochgerechneter demografischer Daten, die mit natürlichen Umweltab-
läufen in Bezug gesetzt wurden. 
5.27 Es sollten Fallstudien für lokale Reaktionen verschiedener Gruppen auf die Bevölkerungsdynamik, insbeson-
dere in umweltbelasteten Gebieten und in zunehmend geschädigten städtischen Zentren, erstellt werden.  
5.28 Bevölkerungsdaten sollen unter anderem nach Geschlecht und Alter disaggregiert werden, damit die Bedeu-
tung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung für die Nutzung und Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen 
Berücksichtigung findet.  
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C)  EINBINDUNG DEMOGRAFISCHER KOMPONENTEN IN POLITIK UND PLANUNG  
5.29 Bei der Formulierung der Wohn- und Siedlungspolitik sollten Ressourcenbedarf, Abfallaufkommen und die 
Intaktheit der Ökosysteme mit berücksichtigt werden.  
5.30 Die unmittelbaren und induzierten Auswirkungen demografischer Veränderungen auf Umwelt- und Entwick-
lungsprogramme sollten gegebenenfalls integriert und die Auswirkungen auf demografische Komponenten bewertet 
werden.  
5.31 Es sollten einzelstaatliche bevölkerungspolitische Ziele und Programme aufgestellt und umgesetzt werden, die 
der auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Umwelt- und Entwicklungsplanung des Landes entsprechen und mit der Frei-
heit, der Würde und den persönlichen Wertvorstellungen des Einzelnen im Einklang stehen.  
5.32 Es sollten geeignete sozioökonomische Politiken für die jungen und die älteren Menschen erarbeitet werden, 
die sowohl von familialen als auch staatlichen Unterstützungssystemen ausgehen.  
5.33 Es sollten Politiken und Programme zur Bewältigung der verschiedenen Migrationsarten erarbeitet werden, die 
aus Umweltstörungen resultieren oder solche auslösen, unter besonderer Berücksichtigung von Frauen und schwä-
cheren Gruppen. 
5.34 Demografische Gesichtspunkte, so unter anderem auch im Zusammenhang mit Umweltflüchtlingen und Ver-
triebenen, sollten in die nachhaltigen Entwicklungsprogramme der in Betracht kommenden internationalen und re-
gionalen Institutionen Eingang finden.  
5.35 In den einzelnen Ländern sollten Überprüfungen vorgenommen werden, und die Einbindung der Bevölke-
rungspolitik in nationale Entwicklungs- und Umweltstrategien sollte auf nationaler Ebene überwacht werden. 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
5.36 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 90 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden.  
 
B) BEWUSSTSEINSBILDUNG ÜBER DIE INTERAKTION ZWISCHEN BEVÖLKERUNGSENTWICKLUNG UND 
NACHHALTIGER ENTWICKLUNG  
5.37 In allen Gesellschaftssektoren sollte das Verständnis für die Interaktion zwischen demografischen Trends und 
Faktoren und nachhaltiger Entwicklung vertieft werden. Die Betonung sollte auf Maßnahmen auf kommunaler und 
staatlicher Ebene liegen. Die Erziehung zu Fragen der Bevölkerungsentwicklung und der nachhaltigen Entwicklung 
sollte koordiniert und in den schulischen und außerschulischen Bildungssektor integriert werden. Besondere Auf-
merksamkeit sollte Programmen zur Vermittlung von Grundwissen über Bevölkerungsfragen gelten, insbesondere 
für Frauen. Besonderes Gewicht sollte auf die Verknüpfung dieser Programme mit grundlegendem Umweltschutz 
und der Bereitstellung einer primären Gesundheitsversorgung und entsprechender Gesundheitsdienste gelegt wer-
den.  
 
C)  STÄRKUNG DER INSTITUTIONEN  
5.38 Die Kapazität nationaler, regionaler und lokaler Strukturen, sich mit Fragen im Zusammenhang mit demografi-
schen Trends und Faktoren und der nachhaltigen Entwicklung auseinanderzusetzen, sollte verbessert werden. Dies 
würde die Stärkung der für Bevölkerungsfragen zuständigen Stellen beinhalten, damit diese Politiken ausarbeiten 
können, die den nationalen Prognosen für eine nachhaltige Entwicklung entsprechen. Die Zusammenarbeit zwischen 
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Regierungen, nationalen Forschungseinrichtungen, nichtstaatlichen Organisationen und ortsansässigen Gemein-
schaften bei der Problemabschätzung und Politikbewertung sollte ebenfalls verbessert werden.  
5.39 Die Kapazität der zuständigen Organe, Organisationen und Gremien der Vereinten Nationen, der internationa-
len und regionalen zwischenstaatlichen Organisationen, der nichtstaatlichen Organisationen und der ortsansässigen 
Gemeinschaften sollte nach Bedarf verstärkt werden, damit sie Ländern auf Antrag bei der Erarbeitung einer nach-
haltigen Entwicklungspolitik behilflich sein und gegebenenfalls Umweltmigranten und Vertriebenen Unterstützung 
gewähren können.  
5.40 Die interinstitutionelle Unterstützung für nationale nachhaltige Entwicklungspolitiken und -programme sollte 
durch eine bessere Koordinierung der Maßnahmen im Bevölkerungs- und Umweltbereich verbessert werden.  
 
D) FÖRDERUNG DER ERSCHLIESSUNG DER HUMANRESSOURCEN  
5.41 Die internationalen und regionalen wissenschaftlichen Einrichtungen sollten den Regierungen auf Antrag hel-
fen, Fragen der Bevölkerungs-/Umwelt-Interaktionen auf globaler, Ökosystem- und Mikroebene in die Ausbildung 
von Demographen und Bevölkerungs- und Umweltexperten einzubeziehen. Auch die Erforschung übergreifender 
Zusammenhänge und das Herangehen an die Erarbeitung integrierter Strategien sollte Bestandteil der Ausbildung 
sein.  
 
C. DURCHFÜHRUNG INTEGRIERTER UMWELT- UND ENTWICKLUNGSPROGRAMME AUF 
LOKALER EBENE UNTER BERÜCKSICHTIGUNG DEMOGRAFISCHER TRENDS UND FAKTOREN  
Handlungsgrundlage  
5.42 Bevölkerungsprogramme sind wirkungsvoller, wenn sie gemeinsam mit geeigneten sektorübergreifenden Poli-
tiken durchgeführt werden. Damit auf lokaler Ebene Nachhaltigkeit erzielt werden kann, bedarf es eines neuen 
Rahmens, der demografische Trends und Faktoren mit Faktoren wie ökosystemare Intaktheit, Technologie und 
Wohn- und Siedlungswesen sowie mit sozioökonomischen Strukturen und Ressourcenzugang integriert. Bevölke-
rungsprogramme sollten mit sozioökonomischer Planung und Umweltplanung in Einklang stehen. Integrierte Pro-
gramme zur nachhaltigen Entwicklung sollten Maßnahmen in Bezug auf demografische Trends und Faktoren eng 
mit Aktivitäten zur Ressourcenbewirtschaftung und Entwicklungszielen korrelieren, die den Bedürfnissen der be-
troffenen Menschen gerecht werden.  
Ziele  
5.43  Die Umsetzung von Bevölkerungsprogrammen sollte zusammen mit auf lokaler Ebene angesiedelten Pro-
grammen zur Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen und Entwicklungsprogrammen erfolgen, durch die eine um-
weltverträgliche Nutzung der natürlichen Ressourcen gewährleistet, die Lebensqualität der Menschen gesteigert und 
die Qualität der Umwelt verbessert wird.  
Maßnahmen  
5.44 Gegebenenfalls mit Unterstützung durch internationale Organisationen und im Zusammenwirken mit diesen 
könnten die Regierungen und lokalen Verbände, darunter auch auf Gemeinwesenebene tätige Frauenorganisationen 
und nationale nichtstaatliche Organisationen, im Einklang mit nationalen Plänen, Zielen, Strategien und Prioritäten 
unter anderem die nachstehenden Maßnahmen durchführen. Die Regierungen könnten ihre Erfahrungen bei der Um-
setzung der Agenda 21 auf der für 1994 anberaumten Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwick-
lung, insbesondere in deren Ausschuss für Bevölkerung und Umwelt, austauschen.  
 
A) SCHAFFUNG EINES HANDLUNGSRAHMENS  
5.45 Zusammen mit den beteiligten Gruppen der Gesellschaft sollte ein wirksamer Konsultationsprozess eingerich-
tet und umgesetzt werden, im Rahmen dessen die Erarbeitung aller Programmkomponenten und die diesbezügliche 
Entscheidungsfindung auf der Grundlage eines landesweiten Konsultationsprozesses erfolgt, der gegebenenfalls 
auch Kommunaltreffen, regionale Kolloquien und nationale Seminare vorsieht. Dieser Prozess sollte sicherstellen, 
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dass bei der Programmkonzeption die Auffassungen von Frauen und Männern über Bedürfnisse, Prognosen und 
Sachzwänge gleichwertig ihren Niederschlag finden und dass Lösungen auf spezifischen Erfahrungen aufbauen. 
Den Armen und Unterprivilegierten sollte im Rahmen dieses Prozesses Vorrang eingeräumt werden.  
5.46 Es sollten auf nationaler Ebene festgelegte Grundsatzmaßnahmen zu Gunsten integrierter, facettenreicher Pro-
gramme unter besonderer Berücksichtigung der Frauen, der in kritischen Gebieten lebenden Ärmsten und anderer 
schwächerer Gruppen verwirklicht werden, bei denen die Beteiligung von Gruppen sichergestellt ist, die besonderes 
Potenzial haben, als Träger des Wandels und der nachhaltigen Entwicklung zu wirken. Besonderes Gewicht sollte 
auf diejenigen Programme gelegt werden, die mehrere Zielsetzungen verwirklichen, indem sie eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung begünstigen, die negativen Auswirkungen demografischer Trends und Faktoren mildern 
und langfristige Umweltschäden vermeiden. Ernährungssicherheit, Zugang zu sicheren Landbesitzverhältnissen, ein 
Mindestwohnstandard, wesentliche Infrastruktureinrichtungen, Bildung, das Wohl der Familie, reproduktive Ge-
sundheitsfürsorge für Frauen, Programme für Familiendarlehen, Wiederaufforstungsprogramme, grundlegender Um-
weltschutz sowie Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen sollten neben anderen Faktoren nach Bedarf berücksich-
tigt werden.  
5.47 Es sollte ein Analyserahmen entwickelt werden, um komplementäre Elemente einer nachhaltigen Entwick-
lungspolitik sowie einzelstaatliche Mechanismen zur Überwachung und Bewertung ihrer Auswirkungen auf die Be-
völkerungsdynamik aufzuzeigen. 
5.48 Besondere Aufmerksamkeit gebührt der kritischen Rolle der Frau in Bevölkerungs-/Umweltprogrammen und 
bei der Erzielung nachhaltiger Entwicklung. Bei Projekten sollten Möglichkeiten zur Verknüpfung sozialer, ökono-
mischer und ökologischer Vorteile für Frauen und ihre Familien genutzt werden. Die Ermächtigung der Frau ist von 
wesentlicher Bedeutung und sollte durch Bildung, Ausbildung und Politiken zur Gewährleistung und Verbesserung 
des Rechts der Frau auf Vermögenswerte und ihres Zugangs dazu, Menschen- und Bürgerrechte, Arbeitserleichte-
rungen, Beschäftigungsmöglichkeiten und die Teilhabe an Entscheidungsprozessen sichergestellt werden. Bevölke-
rungs-/Umweltprogramme müssen die Frauen befähigen, sich zu mobilisieren, um ihre Arbeitsbelastung zu verrin-
gern, und sie besser in die Lage zu versetzen, an der sozioökonomischen Entwicklung teilzuhaben und in ihren Ge-
nuss zu kommen. Es sollten konkrete Maßnahmen getroffen werden, um die Lücke zwischen der Alphabetisierungs-
rate der weiblichen und der männlichen Bevölkerung zu schließen.  
 
B) UNTERSTÜTZUNG VON PROGRAMMEN FÜR NACHHALTIGKEITSFÖRDERNDE VERÄNDERUNGEN BEI 
DEMOGRAFISCHEN TRENDS UND FAKTOREN  
5.49 Es sollten nach Bedarf reproduktive Gesundheitsprogramme und -dienste aufgebaut und verbessert werden, um 
die durch alle Ursachen bedingte Mütter- und Kindersterblichkeit zu reduzieren und Frauen und Männer in die Lage 
zu versetzen, ihre persönlichen Bestrebungen in Bezug auf Familiengröße im Einklang mit ihrer Freiheit und Würde 
und ihren persönlichen Wertvorstellungen zu verwirklichen.  
5.50 Die Regierungen sollten aktive Schritte unternehmen, um vordringlich und in Übereinstimmung mit den Gege-
benheiten und dem Rechtssystem des jeweiligen Landes Maßnahmen zu ergreifen, durch die sichergestellt wird, 
dass Frauen und Männer das gleiche Recht haben, frei und eigenverantwortlich über die Zahl ihrer Kinder und die 
Geburtenabstände zu entscheiden und je nach Bedarf Zugang zu den Informationen, der Aufklärung und den Mitteln 
zu haben, die sie in die Lage versetzen, dieses Recht im Einklang mit ihrer Freiheit, Würde und ihren persönlichen 
Wertvorstellungen und unter Berücksichtigung ethischer und kultureller Gesichtspunkte auszuüben.  
5.51 Die Regierungen sollten aktive Schritte unternehmen, um präventiv- und kurativmedizinische Gesundheitsein-
richtungen zu schaffen bzw. zu stärken, wozu auch eine auf Frauen zugeschnittene und von Frauen geleitete sichere 
und effektive reproduktionsmedizinische Versorgung sowie gegebenenfalls erschwingliche, zugängliche Dienste für 
eine eigenverantwortliche Planung der Familiengröße im Einklang mit der Freiheit, der Würde und den persönlichen 
Wertvorstellungen und unter Berücksichtigung ethischer und kultureller Gesichtspunkte gehören. Die Programme 
sollten auf eine umfassende Gesundheitsversorgung abstellen, wozu auch Schwangerschaftsvorsorge, Aufklärung 
und Information über Fragen der Gesundheit und der verantwortungsvollen Elternschaft gehören, und allen Frauen 
die Möglichkeit zum Vollstillen geben, zumindest während der ersten vier Monate nach der Geburt. Die Programme 
sollten die produktive und reproduktive Rolle und das Wohl der Frau uneingeschränkt unterstützen, unter besonderer 
Beachtung der Notwendigkeit einer gleichwertigen und verbesserten Gesundheitsversorgung für alle Kinder und der 
Reduzierung der Gefahr der Mütter- und Kindersterblichkeit und -morbidität.  
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5.52 Im Einklang mit den Prioritäten des jeweiligen Landes sollten kulturgestützte Informations- und Aufklärungs-
programme entwickelt werden, die Frauen und Männern leicht verständliche Botschaften zum Thema reproduktive 
Gesundheit übermitteln. 
 
C)  SCHAFFUNG GEEIGNETER INSTITUTIONELLER VORAUSSETZUNGEN  
5.53 Die Bildung von Interessengruppen und die institutionellen Voraussetzungen zur Erleichterung der Durchfüh-
rung demografischer Maßnahmen sollten nach Bedarf begünstigt werden. Dazu bedarf es der Unterstützung und des 
Einsatzes politischer, indigener, religiöser und traditioneller Führungsinstanzen, des Privatsektors und der einheimi-
schen Wissenschaftler. Die Länder sollten bestehende, für Frauenfragen zuständige nationale Einrichtungen eng in 
die Schaffung dieser institutionellen Voraussetzungen einbeziehen.  
5.54 Hilfe im Bevölkerungsbereich sollte mit den bilateralen und multilateralen Gebern abgestimmt werden, um 
sicherzustellen, dass den bevölkerungsspezifischen Bedürfnissen und Anforderungen aller Entwicklungsländer 
Rechnung getragen wird, unter voller Achtung der den Empfängerländern obliegenden Verantwortung für die Ge-
samtkoordinierung sowie ihrer Entscheidungen und Strategien.  
5.55 Die Koordinierung sollte auf lokaler und internationaler Ebene verbessert werden. Die Arbeitsmethoden sollten 
verbessert werden, damit eine optimale Nutzung der Ressourcen, der Rückgriff auf einen gemeinsamen Erfahrungs-
fundus und eine bessere Programmdurchführung gewährleistet ist. Der Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen 
(UNFPA) und andere zuständige Organisationen sollten die Koordinierung internationaler Kooperationsmaßnahmen 
mit Empfänger- und Geberländern intensivieren, damit sichergestellt ist, dass ausreichende Finanzmittel zur Dek-
kung des wachsenden Bedarfs verfügbar sind.  
5.56 Es sollten Entwürfe für lokale, nationale und internationale Bevölkerungs-/Umweltprogramme ausgearbeitet 
werden, die spezifischen nachhaltigkeitsorientierten Anforderungen gerecht werden. Gegebenenfalls müssen institu-
tionelle Veränderungen vorgenommen werden, damit die Altersversorgung nicht mehr allein Sache der Familienan-
gehörigen ist.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
5.57 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 7 Milliarden Dol-
lar, wovon 3,5 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedin-
gungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
  
B) FORSCHUNG  
5.58 Es sollten Forschungsbemühungen unternommen werden, um gezielte Aktionsprogramme zu entwickeln; dabei 
wird es notwendig sein, Prioritäten zwischen vorgesehenen Forschungsbereichen festzulegen.  
5.59 Im Rahmen soziodemografischer Forschungsarbeiten sollte herausgefunden werden, wie Bevölkerungsgruppen 
auf Veränderungen in der Umwelt reagieren.  
5.60 Es sollte ein besseres Verständnis derjenigen soziokulturellen und politischen Faktoren entwickelt werden, die 
die Akzeptanz geeigneter bevölkerungspolitischer Instrumente positiv beeinflussen können.  
5.61 Es sollten Erhebungen zu Veränderungen des Bedarfs nach geeigneten Dienstleistungen im Zusammenhang 
mit der verantwortungsbewussten Planung der Familiengröße durchgeführt werden, die Unterschieden innerhalb 
verschiedener sozioökonomischer Gruppen und innerhalb verschiedener geografischer Regionen Rechnung tragen. 
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C) ERSCHLIESSUNG DER HUMANRESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
5.62 Die Erschließung der Humanressourcen und der Kapazitätsaufbau unter besonderer Berücksichtigung der Bil-
dung und Ausbildung der Frauen sind Bereiche von herausragender Bedeutung, und bei der Durchführung von Be-
völkerungsprogrammen kommt ihnen besonderer Vorrang zu. 
5.63 Es sollen Arbeitsseminare durchgeführt werden, die Programm- und Projektleitern helfen, Bevölkerungspro-
gramme mit anderen Entwicklungs- und Umweltzielen zu verknüpfen. 
5.64 Für Planer und Entscheidungsträger und andere an Bevölkerungs-/Umwelt-/Entwicklungsprogrammen Betei-
ligte sollten Lernmaterialien, darunter auch Hand- und Lehrbücher, erstellt werden. 
5.65 Zwischen Regierungen, wissenschaftlichen Einrichtungen und nichtstaatlichen Organisationen innerhalb einer 
Region und ähnlichen Einrichtungen außerhalb der Region sollten Kooperationsbeziehungen aufgebaut werden. Die 
Zusammenarbeit mit örtlichen Organisationen sollte gefördert werden, mit dem Ziel der Bewusstseinsbildung, der 
Durchführung von Demonstrationsvorhaben und der Berichterstattung über die gewonnenen Erfahrungen. 
5.66 Die im vorliegenden Kapitel enthaltenen Empfehlungen sollen den Beratungen nicht vorgreifen, die im Rah-
men der für 1994 anberaumten Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung stattfinden werden, 
die das geeignete Forum für die Behandlung von Bevölkerungs- und Entwicklungsfragen sein wird, unter Berück-
sichtigung der Empfehlungen der 1984 in Mexiko-Stadt abgehaltenen Internationalen Bevölkerungskonferenz1 und 
der Zukunftsstrategien zur Förderung der Frau2, die von der 1985 in Nairobi abgehaltenen Weltkonferenz zur Über-
prüfung und Bewertung der Ergebnisse der Frauendekade der Vereinten Nationen für Gleichberechtigung, Entwick-
lung und Frieden verabschiedet wurden.
                                                 
1 Report of the International Conference on Population, Mexico City, 6. í 14. August 1984 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. 
E.84.XIII.8), Kapitel I. 
2 Report of the World Conference to Review and Appraise the Achievements of the United Nations Decade for Women: Equality, Development 
and Peace, Nairobi, 15. í 26. Juli 1985 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best. Nr. E.84.IV.10), Kapitel I, Abschnitt A. 
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Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG 
6.1 Gesundheit und Entwicklung stehen in einer engen Wechselbeziehung zueinander. Sowohl unzulängliche Ent-
wicklung und die daraus entstehende Armut als auch fehlgeleitete Entwicklung und der daraus resultierende Über-
verbrauch können, verbunden mit einer kontinuierlich steigenden Weltbevölkerung, in Entwicklungsländern wie 
auch in entwickelten Ländern Ursache gravierender umweltbedingter Gesundheitsprobleme sein. Die in der Agenda 
21 vorgesehenen Maßnahmen müssen gezielt auf die gesundheitlichen Grundbedürfnisse der Weltbevölkerung ein-
gehen, da dies eine unverzichtbare Voraussetzung für die Verwirklichung der Ziele der nachhaltigen Entwicklung 
und des grundlegenden Umweltschutzes ist. Auf Grund der Verflechtungen zwischen Verbesserungen im Gesund-
heits-, Umwelt- und sozioökonomischen Bereich sind sektorübergreifende Bemühungen erforderlich. Solche Bemü-
hungen, die das Bildungs- und Wohnungswesen, die öffentliche Hand und Gemeinschaftsgruppen einbeziehen, dar-
unter auch Wirtschaftsunternehmen, Schulen und Universitäten sowie religiöse, Bürger- und kulturelle Organisatio-
nen, stellen darauf ab, Menschen in ihren Gemeinschaften zur nachhaltigen Entwicklung zu befähigen. Besonders 
wichtig ist dabei, dass auch Vorsorgeprogramme vorgesehen und nicht nur Heil- und Behandlungsmaßnahmen er-
griffen werden. Ausgehend von den einzelnen Programmbereichen dieses Kapitels sollten die Länder Pläne für vor-
rangige Maßnahmen erarbeiten, die auf einer gemeinschaftlichen Planung durch die verschiedenen Verwaltungsebe-
nen, die nichtstaatlichen Organisationen und die ortsansässigen Gemeinschaften aufbauen. Die Koordinierung dieser 
Maßnahmen sollte von einer geeigneten internationalen Organisation wie etwa der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) übernommen werden.  
6.2 Das vorliegende Kapitel umfasst folgende Programmbereiche:  
a) Deckung der Bedürfnisse im Bereich der primären Gesundheitsversorgung, insbesondere im ländlichen Raum;  
b) Bekämpfung übertragbarer Krankheiten;  
c) Schutz schwächerer Gesellschaftsgruppen;  
d) Lösung der Gesundheitsprobleme in den Städten;  
e) Reduzierung der durch die Umweltverschmutzung und durch Umweltgefahren bedingten Gesundheitsrisiken.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. DECKUNG DER BEDÜRFNISSE IM BEREICH DER PRIMÄREN GESUNDHEITSVERSORGUNG, 
INSBESONDERE IM LÄNDLICHEN RAUM 
 
Handlungsgrundlage  
6.3 Gesundheit hängt letztendlich von der Fähigkeit ab, das Zusammenwirken der physischen, geistigen, biologi-
schen und wirtschaftlichen/sozialen Lebensfaktoren erfolgreich zu steuern. Tragfähige Entwicklung ist ohne eine ge-
sunde Bevölkerung nicht möglich; zugleich aber wirken sich viele Entwicklungsmaßnahmen zu einem gewissen 
Grad auf die Umwelt aus, was wiederum viele Gesundheitsprobleme mit sich bringt oder verschärft. Umgekehrt 
wird der Gesundheitszustand vieler Menschen gerade durch mangelnde Entwicklung beeinträchtigt, und dagegen 
kann wiederum nur Entwicklung Abhilfe schaffen. Auf sich alleine gestellt, kann der Gesundheitssektor die Grund-
bedürfnisse und Ziele nicht erfüllen; er ist abhängig von sozialer, wirtschaftlicher und geistiger Entwicklung, zu der 
er gleichzeitig einen direkten Beitrag leistet. Zugleich ist er auf eine intakte Umwelt angewiesen, wozu unter ande-
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rem die Versorgung mit hygienisch unbedenklichem Wasser und mit sanitären Einrichtungen gehört, sowie auf die 
Förderung einer gesicherten Nahrungsmittelversorgung und ausreichenden Ernährung. Besondere Aufmerksamkeit 
gebührt dabei der Lebensmittelsicherheit, mit Vorrang auf der Beseitigung der Lebensmittelkontamination, einer 
umfassenden, nachhaltigen Wasserpolitik, die eine Versorgung mit sauberem Trinkwasser und Sanitärversorgung 
gewährleistet und eine mikrobische und chemische Verseuchung ausschließt, und der Förderung der Gesundheitser-
ziehung, des Impfschutzes und der Versorgung mit unentbehrlichen Arzneimitteln. Aufklärung und geeignete 
Dienstleistungen betreffend die eigenverantwortliche Planung der Familiengröße, unter Beachtung kultureller, reli-
giöser und sozialer Aspekte, im Einklang mit der Freiheit, der Würde und den persönlichen Wertvorstellungen und 
unter Berücksichtigung ethischer und kultureller Gesichtspunkte, fallen ebenfalls unter diese sektorübergreifenden 
Maßnahmen.  
Ziele  
6.4 Als Zielvorgaben innerhalb der Gesamtstrategie "Gesundheit für alle bis zum Jahr 2000" sind die Deckung der 
gesundheitlichen Grundbedürfnisse der auf dem Lande, in städtischen Randgebieten und in den Städten lebenden 
Menschen, die Bereitstellung der notwendigen Spezialdienste für Umwelthygiene und die Koordinierung der Betei-
ligung der Bürger, des Gesundheitssektors, der gesundheitsrelevanten und anderer in Betracht kommender nicht ge-
sundheitsrelevanter Sektoren (Wirtschaft, soziale, Bildungs- und religiöse Einrichtungen) an der Lösung von Ge-
sundheitsproblemen vorgesehen. Als vorrangiges Ziel sollte die medizinische Versorgung der bedürftigsten Bevöl-
kerungsgruppen, insbesondere in ländlichen Gebieten, gewährleistet werden.  
Maßnahmen  
6.5 Mit Unterstützung der zuständigen nichtstaatlichen und internationalen Organisationen sollten die Regierungs- 
und Verwaltungsbehörden auf staatlicher und kommunaler Ebene unter Berücksichtigung der Gegebenheiten und 
Bedürfnisse des jeweiligen Landes ihre Programme im Gesundheitssektor vor allem mit Blick auf die Bedürfnisse in 
ländlichen Gebieten stärken, um  
 
A) GRUNDLEGENDE GESUNDHEITSINFRASTRUKTUREN SOWIE GESUNDHEITSÜBERWACHUNGS- UND -PLANUNGS-
SYSTEME AUFZUBAUEN UND IM ZUGE DESSEN 
    i) Systeme zur primären Gesundheitsversorgung auf- und auszubauen, die praktisch, gemeinwesengestützt, 
wissenschaftlich fundiert, sozial annehmbar und ihren Bedürfnissen angepasst sind und die gesundheitli-
chen Grundbedürfnisse im Hinblick auf sauberes Wasser, hygienisch unbedenkliche Nahrungsmittel und 
Sanitärversorgung erfüllen;  
   ii) den Einsatz und Ausbau von Mechanismen zu unterstützen, die für eine bessere Koordinierung zwischen 
dem Gesundheitssektor und verwandten Sektoren auf allen in Frage kommenden Verwaltungsebenen 
sowie in Gemeinwesen und zuständigen Organisationen sorgen;  
  iii) vernünftige und erschwingliche Konzepte für die Schaffung und Unterhaltung von Gesundheitseinrich-
tungen zu entwickeln und umzusetzen;  
  iv) die Unterstützung durch soziale Dienste sicherzustellen und gegebenenfalls auszubauen;  
   v) Strategien, einschließlich zuverlässiger Gesundheitsindikatoren, zu entwickeln, mit denen der im Rah-
men von Gesundheitsprogrammen erzielte Fortschritt überwacht und die Wirksamkeit der Programme 
ermittelt werden kann;  
  vi) ausgehend von der Abschätzung der benötigten Mittel Möglichkeiten zur Finanzierung des Gesundheits-
systems zu erkunden und die verschiedenen Finanzierungsvarianten aufzuzeigen;  
 vii) die Gesundheitserziehung in Schulen, den Informationsaustausch, die fachliche Betreuung und die Aus-
bildung zu fördern;  
viii) Initiativen für eine Selbstverwaltung von Diensten durch schwächere Gruppen zu unterstützen;  
  ix) gegebenenfalls traditionelle Kenntnisse und Erfahrungen in die nationalen Gesundheitssysteme zu inte-
grieren;  
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   x) die Bereitstellung der notwendigen Logistik für aufsuchende Tätigkeiten, insbesondere in ländlichen 
Gebieten, zu unterstützen;  
  xi) gemeinwesengestützte Rehabilitationsmaßnahmen für Behinderte in ländlichen Gebieten zu fördern und 
zu verstärken.  
 
B) DIE FORSCHUNG UND METHODOLOGIEENTWICKLUNG ZU UNTERSTÜTZEN UND IM ZUGE DESSEN 
   i) Mechanismen für eine dauerhafte Beteiligung der Gemeinwesen an Aktivitäten im Umwelthygienebe-
reich zu schaffen, wozu unter anderem auch die Optimierung der Nutzung der finanziellen und mensch-
lichen Ressourcen auf kommunaler Ebene gehört;  
  ii) Forschung im Umwelthygienebereich zu betreiben, wozu auch Verhaltensforschung und die Untersu-
chung von Möglichkeiten für eine flächendeckendere Bereitstellung von Dienstleistungen und die Ge-
währleistung ihrer vermehrten Inanspruchnahme durch Rand-, unterversorgte und schwächere Bevölke-
rungsgruppen gehören, wie es einer guten Präventivmedizin und Gesundheitsversorgung entspricht;  
 iii) Forschungsarbeiten zu überlieferten Kenntnissen über präventive und kurative Heilmethoden anzustel-
len. 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
6.6 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 40 Milliarden 
Dollar pro Jahr, wovon etwa 5 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
6.7 Neue Konzepte zur Planung und Verwaltung von Gesundheitsversorgungssystemen und -einrichtungen sollten 
erprobt und Forschungsarbeiten zu Möglichkeiten der Eingliederung geeigneter Technologien in die Gesundheitsin-
frastruktur unterstützt werden. Die Entwicklung wissenschaftlich fundierter Gesundheitstechnologie dürfte eine bes-
sere Anpassung an örtliche Bedürfnisse und Unterhaltung mit kommunalen Mitteln ermöglichen, einschließlich 
Wartung und Reparatur des in der Gesundheitsfürsorge verwendeten Geräts. Außerdem sollten Programme zur Er-
leichterung des Transfers und Austauschs von Informationen und Fachkenntnissen entwickelt werden, einschließlich 
Kommunikationsmethoden und Lehrmitteln.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER HUMANRESSOURCEN  
6.8 Bei der Reform der Ausbildung von Gesundheitspersonal sollten verstärkt intersektorale Ansätze zum Tragen 
kommen, damit die Relevanz der Ausbildung für die "Gesundheit für Alle"-Strategien gesichert ist. Bemühungen 
um die Verbesserung von Führungsqualifikationen auf Bezirksebene sollten unterstützt werden, um den systemati-
schen Aufbau und die effiziente Tätigkeit der Basisgesundheitsdienste zu gewährleisten. Durch Einführung intensi-
ver, kurzer, praxisorientierter Ausbildungsprogramme, zu deren Schwerpunkten die Entwicklung von Fachkompe-
tenz im Bereich der Kommunikation, der Gemeinwesenarbeit und der Verhaltensbeeinflussung gehören, sollten die 
örtlichen Kräfte in allen an der sozialen Entwicklung beteiligten Sektoren auf ihre jeweilige Aufgabe vorbereitet 
werden. In Zusammenarbeit mit dem Bildungssektor sollten spezielle Gesundheitserziehungsprogramme erarbeitet 
werden, die spezifisch auf die Rolle der Frau im Gesundheitswesen eingehen.  
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D)  KAPAZITÄTSAUFBAU 
6.9 Neben der direkten Unterstützung bei der Bereitstellung von Gesundheitsdiensten sollten die Regierungen Hil-
fe-zur-Selbsthilfe- und Förderstrategien in Erwägung ziehen, um darauf hinzuwirken, dass die Gemeinwesen sich 
verstärkt an der Deckung der eigenen Bedürfnisse beteiligen. Ein größerer Schwerpunkt sollte darauf liegen, die auf 
Gemeinwesenebene tätigen Gesundheitshelfer und medizinischen Hilfskräfte auf eine aktive Beteiligung an der ört-
lichen Gesundheitserziehung vorzubereiten, wobei die Betonung auf Teamarbeit, sozialer Mobilisierung und der 
Unterstützung anderer Entwicklungshelfer liegt. Nationale Programme sollten sich auf Bezirk-Gesundheitszentren in 
den Städten, städtischen Randgebieten und im ländlichen Raum, die Durchführung von Gesundheitsprogrammen auf 
Bezirksebene und den Aufbau und die Unterstützung von Verweisdiensten erstrecken. 
 
B. BEKÄMPFUNG ÜBERTRAGBARER KRANKHEITEN  
Handlungsgrundlage  
6.10 Fortschritte bei der Entwicklung von Impfstoffen und Chemotherapeutika haben es möglich gemacht, viele 
übertragbare Krankheiten unter Kontrolle zu bringen. Es verbleiben jedoch zahlreiche bedeutende übertragbare 
Krankheiten, bei denen umweltbezogene Gesundheitsschutzmaßnahmen, insbesondere im Bereich der Wasser- und 
Sanitärversorgung, unerlässlich sind. Zu diesen Krankheiten zählen Cholera, Durchfallerkrankungen, Leishmaniase, 
Malaria und Bilharziose. In allen diesen Fällen sind die Umweltmaßnahmen, entweder als Teil der primären Ge-
sundheitsversorgung oder als Maßnahme außerhalb des Gesundheitssektors, im Verbund mit Gesundheits- und Hy-
gieneerziehung unverzichtbares, mitunter sogar das einzige Element der Gesamtstrategien zur Krankheitsbekämp-
fung.  
6.11 Da Schätzungen zufolge die Zahl der HIV-Infizierten bis zum Jahr 2000 auf 30 bis 40 Millionen gestiegen sein 
wird, ist zu erwarten, dass die sozioökonomischen Auswirkungen der Pandemie für alle Länder und zunehmend 
auch für Frauen und Kinder verheerend sein werden. Die direkten Gesundheitskosten, wenngleich erheblich, werden 
durch die indirekten Kosten der Pandemie – in erster Linie die durch Einkommensverlust und den Produktivitätsab-
fall der Arbeitskräfte entstehenden Kosten – weit in den Schatten gestellt. Die Seuche wird das Wachstum des 
Dienstleistungs- und Industriesektors bremsen und bedeutend höhere Kosten für die Erschließung bzw. Umschulung 
des Arbeitskräftepotenzials mit sich bringen. Der Agrarsektor ist in den arbeitsintensiven Bereichen besonders stark 
betroffen.  
Ziele  
6.12 Im Rahmen umfangreicher Konsultationen in verschiedenen internationalen Gremien, an denen nahezu alle 
Regierungen, die zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen (darunter WHO, UNICEF, UNFPA, 
UNESCO, UNDP und die Weltbank) und eine Reihe nichtstaatlicher Organisationen teilnahmen, sind eine Reihe 
von Zielen ausgearbeitet worden. Die Ziele (darunter auch die nachstehend aufgeführten) werden allen Ländern, für 
die sie in Frage kommen, zur Umsetzung empfohlen, allerdings mit entsprechender Anpassung an die Situation des 
jeweiligen Landes hinsichtlich zeitlicher Abwicklung, Normen, Prioritäten und Verfügbarkeit von Ressourcen, unter 
Berücksichtigung kultureller, religiöser und sozialer Aspekte, im Einklang mit der Freiheit, der Würde und den per-
sönlichen Wertvorstellungen und unter Berücksichtigung ethischer Gesichtspunkte. Zusätzliche, für die spezifische 
Situation eines Landes besonders relevante Ziele sollten in den nationalen Aktionsplan (Aktionsplan zur Verwirkli-
chung der Welterklärung über das Überleben, den Schutz und die Entwicklung der Kinder in den neunziger Jahren)1 
aufgenommen werden. Diese nationalen Aktionspläne sollten durch das öffentliche Gesundheitswesen koordiniert 
und überwacht werden. Zu den wichtigsten Zielen gehören unter anderem folgende:  
a) Bis zum Jahr 2000 die Guineawurm-Infektion (Drakunkulose) auszumerzen;  
b) bis zum Jahr 2000 die Kinderlähmung (Poliomyelitis) auszurotten;  
c) bis zum Jahr 2000 die Onchozerkose (Flussblindheit) und die Lepra wirksam unter Kontrolle zu bringen; 
d) bis 1995 eine 95-prozentige Senkung der durch Masern verursachten Todesfälle und eine 90-prozentige Sen-
kung der Masernerkrankungen verglichen mit dem Stand vor der Schutzimpfung zu erreichen;  
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e) durch fortgesetzte Bemühungen für Gesundheits- und Hygieneerziehung zu sorgen und allgemeinen Zugang zu 
sauberem Trinkwasser und hygienischer Fäkalienentsorgung herzustellen, um so durch verunreinigtes Wasser verur-
sachte Krankheiten wie Cholera und Bilharziose spürbar einzudämmen, und um  
  i) bis zum Jahr 2000 in den Entwicklungsländern die Zahl der durch Durchfallerkrankungen im Kindesalter 
verursachten Todesfälle um 50 bis 70 Prozent zu senken;  
 ii) bis zum Jahr 2000 in den Entwicklungsländern die Zahl der Durchfallerkrankungen im Kindesalter um 
mindestens 25 bis 50 Prozent zu senken;  
f) bis zum Jahr 2000 umfassende Programme einzuleiten, um die auf akute Atemwegsinfektionen bei Kindern 
unter fünf Jahren zurückzuführenden Todesfälle um mindestens ein Drittel zu senken, insbesondere in Ländern mit 
hoher Säuglingssterblichkeit;  
g) bis zum Jahr 2000 95 Prozent der Kinder auf der Erde bei akuten Atemwegserkrankungen Zugang zu einer 
angemessenen Versorgung auf der Gemeinwesenebene und auf der ersten Überweisungsstufe zu verschaffen;  
h) bis zum Jahr 2000 Programme zur Bekämpfung der Malaria in allen Ländern einzuleiten, in denen die Malaria 
ein ernstzunehmendes Gesundheitsproblem darstellt, und in den von endemischer Malaria befreiten Gebieten die 
erreichte Infektionsfreiheit aufrechtzuerhalten; 
i) bis zum Jahr 2000 Bekämpfungsprogramme in den Ländern durchzuführen, in denen schwere parasitäre Infek-
tionen beim Menschen endemisch sind, und insgesamt eine Reduzierung der Prävalenz der Bilharziose und anderer 
Trematodeninfektionen um 40 bzw. 25 Prozent, bezogen auf das Basisjahr 1984, sowie eine deutliche Senkung der 
Inzidenz, Prävalenz und Intensität von Fadenwurminfektionen zu erreichen;  
j) nationale und internationale Anstrengungen zur Bekämpfung von Aids zu mobilisieren und zu konsolidieren, 
um HIV-Infektionen zu verhindern und ihre persönlichen und gesellschaftlichen Auswirkungen zu mildern;  
k) das Wiederauftreten der Tuberkulose einzudämmen, unter besonderer Beachtung multiresistenter Formen;  
l) die Forschungsarbeiten über bessere Impfstoffe voranzutreiben und zur Krankheitsverhütung möglichst umfas-
send auf Impfstoffe zurückzugreifen.  
Maßnahmen  
6.13 Ausgehend von eigenen Plänen für das öffentliche Gesundheitswesen, eigenen Prioritäten und Zielen sollte die 
Regierung jedes Landes mit entsprechender internationaler Hilfe und Unterstützung die Ausarbeitung eines nationa-
len Aktionsplans für den Gesundheitsbereich erwägen, der zumindest folgende Punkte einschließt:  
 
A)  EIN NATIONALES ÖFFENTLICHES GESUNDHEITSWESEN:  
  i) Programme zur Ermittlung von Umweltgefahren als Ursache übertragbarer Krankheiten;  
 ii) Systeme zur Überwachung epidemiologischer Daten, die eine angemessene Vorhersage des Auftretens, 
der Verbreitung oder der Verschlimmerung übertragbarer Krankheiten ermöglichen;  
iii) Interventionsprogramme einschließlich Maßnahmen im Einklang mit den Grundsätzen der weltweiten 
Aids-Strategie;  
iv) Impfstoffe zur Verhütung übertragbarer Krankheiten;  
 
B) ÖFFENTLICHKEITSARBEIT UND GESUNDHEITSERZIEHUNG:  
Bereitstellung von Gesundheitserziehung und Informationsvorbereitung über die Risiken endemischer übertragbarer 
Krankheiten und Sensibilisierung der Öffentlichkeit für umweltbezogene Maßnahmen zur Bekämpfung übertragba-
rer Krankheiten, um die Gemeinwesen zu befähigen, eine Rolle dabei zu übernehmen; 
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C) SEKTORÜBERGREIFENDE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG:  
  i) Abordnung erfahrener medizinischer Fachkräfte in einschlägige Sektoren wie etwa den Planungsbereich, 
das Wohnungswesen und die Landwirtschaft;  
 ii) Erarbeitung von Richtlinien für die effektive Koordinierung in den Bereichen Fachausbildung, Risikoab-
schätzung und Entwicklung von Bekämpfungstechniken;  
 
D) STEUERUNG VON UMWELTFAKTOREN, WELCHE DIE VERBREITUNG ÜBERTRAGBARER KRANKHEITEN 
BEEINFLUSSEN:  
Anwendung von Verfahren zur Prävention und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, wozu auch der Trink- und 
Abwasserschutz, der Gewässerschutz, der Lebensmittelschutz, die integrierte Vektorbekämpfung, die Abfallsamm-
lung und -entsorgung und umweltgerechte Bewässerungsverfahren gehören;  
 
E) PRIMÄRE GESUNDHEITSVERSORGUNG:  
  i) Ausbau von Präventionsprogrammen, unter besonderer Berücksichtigung einer ausreichenden und ausge-
wogenen Ernährung;  
 ii) Ausbau von Frühdiagnoseprogrammen und Verbesserung der Kapazität für frühzeitige Vorsorge-
/Therapiemaßnahmen;  
iii) Verringerung der HIV-Infektionsgefährdung von Müttern und Kindern;  
 
F) UNTERSTÜTZUNG DER FORSCHUNG UND METHODENENTWICKLUNG:  
  i) Intensivierung und Ausbau der multidisziplinären Forschung, einschließlich gezielter Anstrengungen zur 
Beseitigung und umweltbezogene Kontrolle von Tropenkrankheiten; 
 ii) Durchführung von Interventionsstudien, um eine solide epidemiologische Grundlage für Gesundheits-
schutzpolitiken zu schaffen und die Wirksamkeit unterschiedlicher Vorgehensalternativen zu bewerten;  
iii) Durchführung von Untersuchungen in der Bevölkerung und bei den Gesundheitshelfern, um den Einfluss 
kultureller, verhaltensspezifischer und sozialer Faktoren auf Gesundheitsschutzpolitiken zu ermitteln;  
 
G) ENTWICKLUNG UND VERBREITUNG VON TECHNOLOGIEN:  
  i) Entwicklung neuer Technologien zur wirksamen Kontrolle übertragbarer Krankheiten;  
 ii) Förderung von Untersuchungen zur Ermittlung der besten Möglichkeiten zur Verbreitung von For-
schungsergebnissen;  
iii) Gewährleistung technischer Hilfestellung, auch durch den Austausch von Kenntnissen und Fachwissen. 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
6.14 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 4 Milliarden Dol-
lar, wovon etwa 900 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
6.15 Im Rahmen der Maßnahmen zur Krankheitsverhütung und -bekämpfung sollten auch die epidemiologischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Grundlagen erforscht werden, die es gestatten, wirksamere nationale Strategien zur 
integrierten Kontrolle übertragbarer Krankheiten zu entwickeln. Kosteneffektive umweltbezogene Gesundheits-
schutzmaßnahmen sollten an die vor Ort gegebenen Entwicklungsbedingungen angepasst werden.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
6.16 Nationale und regionale Ausbildungseinrichtungen sollten breit angelegte, sektorübergreifende Ansätze zur 
Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten unterstützen, wozu auch Ausbildungsangebote im Bereich 
der Epidemiologie und der Prävention und Bekämpfung auf kommunaler Ebene, der Immunologie, der Molekular-
biologie und des Einsatzes neuer Impfstoffe gehören. Für Gemeinwesenarbeiten und zur Aufklärung von Müttern 
über die Verhütung und Behandlung von Durchfallerkrankungen zu Hause sollte Informationsmaterial zur Gesund-
heitsaufklärung erstellt werden.  
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
6.17 Der Gesundheitssektor sollte ausreichende Daten über die Verbreitung übertragbarer Krankheiten erheben und 
die institutionelle Kapazität für Gegenmaßnahmen und für die Zusammenarbeit mit anderen Sektoren bei der Verhü-
tung und Mitigierung solcher Krankheiten und der Beseitigung der Übertragungsgefahr durch Umweltschutzmaß-
nahmen schaffen. Dazu sollte die Fürsprache der richtliniengebenden und der Entscheidungsebene eingeholt, die 
notwendige fachliche und gesellschaftliche Unterstützung mobilisiert und die Gemeinwesen im Hinblick auf ver-
mehrte Eigenständigkeit organisiert werden.  
 
C. SCHUTZ SCHWÄCHERER GESELLSCHAFTSGRUPPEN  
 
Handlungsgrundlage  
6.18 Eine der Voraussetzungen der nachhaltigen Entwicklung ist, dass neben der Deckung der gesundheitlichen 
Grundbedürfnisse konkretes Augenmerk auch auf den Schutz und die Aufklärung schwächerer Gruppen, vor allem 
der Säuglinge, Jugendlichen, Frauen, indigenen Bevölkerungsgruppen und sehr Armen, gerichtet wird. Auch den 
Gesundheitsbedürfnissen der älteren Menschen und der Behinderten gebührt besondere Beachtung. 
6.19 SÄUGLINGE UND KINDER. Die Weltbevölkerung besteht zu etwa einem Drittel aus Kindern unter 15 Jahren. 
Mindestens 15 Millionen dieser Kinder sterben jährlich an verhütbaren Krankheiten wie etwa Geburtstraumata, Ge-
burtsasphyxie, akuten Atemwegsinfektionen, Mangelernährung, übertragbaren Krankheiten und Durchfallerkran-
kungen. Die durch Mangelernährung und schädliche Umwelteinflüsse bedingte Gesundheitsgefährdung ist bei Kin-
dern viel größer als bei anderen Bevölkerungsgruppen, und viele Kinder laufen Gefahr, als billige Arbeitskräfte oder 
durch Prostitution ausgebeutet zu werden.  
6.20 JUGEND. Wie die Erfahrungen der Vergangenheit in allen Ländern gezeigt haben, ist die Jugend besonders 
stark von den mit der wirtschaftlichen Entwicklung einhergehenden Problemen betroffen, da diese oft zu einer 
Schwächung der traditionellen Formen der sozialen Unterstützung führen, die eine wesentliche Voraussetzung für 
die gesunde Entwicklung junger Menschen darstellt. Die zunehmende Urbanisierung und der Wandel in den gesell-
schaftlichen Verhaltensnormen haben zu einem Anstieg des Drogenmissbrauchs, der unerwünschten Schwanger-
schaften und der sexuell übertragenen Krankheiten einschließlich Aids geführt. Im Augenblick sind mehr als die 
Hälfte aller auf der Erde lebenden Menschen unter 25 Jahre alt, und vier von fünf leben in den Entwicklungsländern. 
Aus diesem Grund ist es wichtig sicherzustellen, dass sich die Erfahrungen der Vergangenheit nicht wiederholen. 
6.21 FRAUEN. Der Gesundheitsstatus der Frauen in den Entwicklungsländern ist nach wie vor relativ schlecht, und 
in den achtziger Jahren verschlimmerte sich die Armut, die Mangelernährung und der schlechte Allgemeinzustand 
der Frauen sogar noch weiter. Die meisten Frauen in den Entwicklungsländern verfügen immer noch nicht über aus-
reichende Grundbildungsmöglichkeiten, und es fehlen ihnen die Mittel, ihre Gesundheit zu fördern, eine verantwor-
tungsbewusste Familienplanung zu betreiben und ihren sozioökonomischen Status zu verbessern. Besondere Auf-
merksamkeit gebührt auch der Schwangerschaftsvorsorge, damit sichergestellt ist, dass gesunde Kinder geboren 
werden.  
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6.22 ANGEHÖRIGE INDIGENER BEVÖLKERUNGSGRUPPEN UND IHRE GEMEINSCHAFTEN. Die Angehörigen indigener 
Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften stellen einen erheblichen Anteil der Weltbevölkerung dar. Sie haben 
häufig sehr ähnliche Erfahrungen zu verzeichnen, insofern als ihr Verhältnis zu ihren traditionellen Wohngebieten 
einen fundamentalen Wandel erlebt hat. Arbeitslosigkeit, Wohnungsmangel, Armut und schlechter Gesundheitszu-
stand sind bei ihnen oft unverhältnismäßig stark ausgeprägt. In vielen Ländern wächst die indigene Bevölkerung 
schneller als die übrige Bevölkerung. Aus diesem Grund ist es wichtig, gezielte Gesundheitsinitiativen für indigene 
Bevölkerungsgruppen vorzusehen.  
Ziele  
6.23 Die allgemeinen Zielsetzungen im Zusammenhang mit dem Schutz schwächerer Bevölkerungsgruppen lauten 
wie folgt: dafür Sorge zu tragen, dass alle diese Menschen die Möglichkeit erhalten, ihr volles Potenzial zu entfalten 
(wozu auch eine gesunde physische, psychische und geistige Entwicklung gehört), sicherzustellen, dass junge Men-
schen eine gesunde Lebensführung entwickeln, etablieren und aufrechterhalten können, Frauen zu befähigen, ihre 
Schlüsselrolle in der Gesellschaft wahrzunehmen, und indigene Bevölkerungsgruppen durch pädagogische, wirt-
schaftliche und technische Möglichkeiten zu unterstützen.  
6.24 Auf dem Weltgipfel für Kinder wurden spezifische Leitziele für das Überleben, die Entwicklung und den 
Schutz der Kinder vereinbart, die auch für die Agenda 21 Gültigkeit behalten. Zu den flankierenden und sektoralen 
Zielsetzungen gehören Gesundheit und Bildung der Frau, Ernährung, Gesundheit der Kinder, Wasser- und Sanitär-
versorgung, Grundschulerziehung und Kinder in schwierigen Lebensumständen.  
6.25 Die Regierungen sollten aktive Schritte unternehmen, um vordringlich und entsprechend den Gegebenheiten 
und Rechtssystemen des jeweiligen Landes durch ihre Maßnahmen sicherzustellen, dass Frauen und Männer das 
gleiche Recht haben, frei und eigenverantwortlich über die Zahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände zu entschei-
den, und dass sie nach Bedarf Zugang zu den Informationen, der Aufklärung und den Mitteln haben, die sie in die 
Lage versetzen, dieses Recht im Einklang mit ihrer Freiheit, ihrer Würde und ihren persönlichen Wertvorstellungen 
und unter Berücksichtigung ethischer und kultureller Gesichtspunkte auszuüben.  
6.26 Die Regierungen sollten aktive Schritte unternehmen, um präventiv- und kurativmedizinische Gesundheitsein-
richtungen zu schaffen bzw. zu stärken, wozu auch eine auf Frauen zugeschnittene und von Frauen geleitete sichere 
und effektive reproduktionsmedizinische Versorgung sowie gegebenenfalls erschwingliche, zugängliche Dienste für 
eine eigenverantwortliche Planung der Familiengröße im Einklang mit der Freiheit, der Würde und den persönlichen 
Wertvorstellungen und unter Berücksichtigung ethischer und kultureller Gesichtspunkte gehören. Die Programme 
sollten auf eine umfassende Gesundheitsversorgung abstellen, wozu auch Schwangerschaftsvorsorge, Aufklärung 
und Information über Fragen der Gesundheit und der verantwortungsvollen Elternschaft gehören, und allen Frauen 
die Möglichkeit zum Vollstillen geben, zumindest während der ersten vier Monate nach der Geburt. Die Programme 
sollten die produktive und reproduktive Rolle und das Wohl der Frau uneingeschränkt unterstützen, unter besonderer 
Beachtung der Notwendigkeit einer gleichwertigen und verbesserten Gesundheitsversorgung für alle Kinder und der 
Reduzierung der Gefahr der Mütter- und Kindersterblichkeit und -morbidität.  
Maßnahmen  
6.27 Die Regierungen der einzelnen Länder sollten in Zusammenarbeit mit örtlichen und nichtstaatlichen Organisa-
tionen in den folgenden Bereichen neue Programme einleiten oder vorhandene erweitern:  
A) SÄUGLINGE UND KINDER:  
  i) Im Rahmen der primären Gesundheitsversorgung Ausbau der Basisgesundheitsdienste für Kinder, darun-
ter auch Schwangerschaftsvorsorge-, Still-, Impf- und Ernährungsprogramme;  
 ii) Durchführung breit angelegter Aufklärungsaktionen zur Unterweisung von Erwachsenen in der Anwen-
dung der oralen Rehydratationstherapie bei Durchfall, in der Behandlung von Infektionen der Atemwege 
und in der Verhütung übertragbarer Krankheiten;  
iii) Förderung der Schaffung, der Änderung und der Durchsetzung eines rechtlichen Rahmens zum Schutz der 
Kinder vor sexuellem Missbrauch und Missbrauch am Arbeitsplatz;  
iv) Schutz der Kinder vor den Auswirkungen von toxischen Stoffen in der Umwelt und am Arbeitsplatz;  
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B) JUGEND:  
Ausbau der Dienstleistungen für Jugendliche im Gesundheits-, Bildungs- und Sozialsektor, um im Hinblick auf 
konkrete Gesundheitsprobleme, einschließlich Drogenmissbrauch, bessere Informationen, Aufklärung, Beratung und 
Behandlung bereitzustellen;  
 
C) FRAUEN:  
  i) Beteiligung von Frauengruppen an Entscheidungsabläufen auf staatlicher und kommunaler Ebene, um 
Gesundheitsrisiken aufzuzeigen und um in nationale Aktionsprogramme über Frauen und Entwicklung 
auch Gesundheitsfragen einzubinden;  
 ii) Schaffung konkreter Anreize für eine verstärkte und längerfristige Teilnahme von Frauen aller Altersstu-
fen am Schulunterricht und an Kursen im Rahmen der Erwachsenenbildung, auch im Bereich der Ge-
sundheitserziehung und der Ausbildung in der primären Gesundheitsversorgung, der häuslichen Kranken-
pflege und der Müttergesundheit; 
iii) Durchführung von Basiserhebungen und von kenntnis-, einstellungs- und gewohnheitsbezogenen Unter-
suchungen über die Gesundheit und Ernährung von Frauen während ihres gesamten Lebenszyklus, insbe-
sondere in Korrelation mit den Auswirkungen der Umweltzerstörung und der Ressourcenverfügbarkeit;  
 
D) ANGEHÖRIGE INDIGENER BEVÖLKERUNGSGRUPPEN UND IHRE GEMEINSCHAFTEN:  
  i) Ausbau der präventiven und kurativen Gesundheitsdienste durch entsprechende Mittelausstattung und 
Selbstverwaltung;  
 ii) Einbeziehung traditioneller Kenntnisse und Erfahrungen in die Gesundheitssysteme.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
6.28 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 3,7 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 400 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
6.29 Bildungs-, Gesundheits- und Forschungseinrichtungen sollten ausgebaut werden, damit sie zur Verbesserung 
der Gesundheit schwächerer Gruppen beitragen können. Es sollte in erweitertem Umfang Sozialforschung zu den 
spezifischen Problemen dieser Gruppen betrieben werden, und Methoden zur Anwendung flexibler pragmatischer 
Lösungen sollten sondiert werden, mit Schwerpunkt auf Präventivmaßnahmen. Den Regierungen, Institutionen und 
im Gesundheitssektor tätigen nichtstaatlichen Organisationen für Jugendliche, Frauen und indigene Bevölkerungs-
gruppen sollte technische Unterstützung gewährt werden.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
6.30 Der Ausbau der Bildungseinrichtungen, die Förderung interaktiver Methoden der Gesundheitserziehung und 
der verstärkte Einsatz der Massenmedien zur Informationsverbreitung an die Zielgruppen sollte Bestandteil der 
Maßnahmen zur Erschließung der menschlichen Ressourcen zu Gunsten der Gesundheit von Kindern, Jugendlichen 
und Frauen sein. Voraussetzung dafür ist die Ausbildung zusätzlicher auf Gemeinschaftsebene tätiger Gesundheits-
arbeiter, Krankenpfleger, Hebammen, Ärzte, Sozialwissenschaftler und Erzieher, die Aufklärung von Müttern, Fa-
milien und Gemeinschaften und der Ausbau der Ministerien für Bildung, Gesundheit, Bevölkerungsfragen usw.  
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D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
6.31 Soweit erforderlich, sollten die Regierungen (i) die Veranstaltung nationaler, länderübergreifender und interre-
gionaler Symposien und anderer Tagungen für den Informationsaustausch zwischen Organisationen und Gruppen 
fördern, die mit der Gesundheit von Kindern, Jugendlichen, Frauen und indigenen Bevölkerungsgruppen befasst 
sind, und (ii) Frauenorganisationen, Jugendgruppen und Organisationen indigener Bevölkerungsgruppen fördern, 
um die Gesundheit zu fördern und sie hinsichtlich der Schaffung, Änderung bzw. Durchsetzung des rechtlichen 
Rahmens zur Gewährleistung gesunder Umweltbedingungen für Kinder, Jugendliche, Frauen und indigene Bevölke-
rungsgruppen zu konsultieren.  
 
D. LÖSUNG DER GESUNDHEITSPROBLEME IN DEN STÄDTEN  
 
Handlungsgrundlage  
6.32 Die schlechten Lebensbedingungen in den Städten und städtischen Randgebieten zerstören das Leben, die Ge-
sundheit und die gesellschaftlichen und sittlichen Werte von Hunderten Millionen Menschen. Das Wachstum der 
Städte übersteigt die Fähigkeiten der Gesellschaft, die Bedürfnisse der Menschen zu decken und hat dazu geführt, 
dass Hunderte Millionen Menschen ohne ausreichende Einkünfte, Nahrungsmittel, Unterkünfte und Dienstleistun-
gen auskommen müssen. Auf Grund des Wachstums der Städte sind die Menschen ernst zu nehmenden Umweltrisi-
ken ausgesetzt, und die Städte und Kommunen sind nicht mehr in der Lage, die von den Menschen benötigten um-
welthygienischen Dienstleistungen zu erbringen. Allzu oft wird die Entwicklung der Städte von einer Zerstörung der 
physischen Umwelt und der für eine nachhaltige Entwicklung notwendigen Ressourcenbasis begleitet. Die Umwelt-
verschmutzung in Stadtgebieten steht im Zusammenhang mit überhöhter Morbidität und Mortalität. Übervölkerung 
und unzulänglicher Wohnraum tragen zu Atemwegserkrankungen, Tuberkulose, Meningitis und anderen Krankhei-
ten bei. In der Stadtumwelt liegen viele Faktoren mit Auswirkungen auf die Gesundheit außerhalb des Gesundheits-
sektors. Eine Verbesserung der Gesundheitssituation in den Städten kann daher nur durch ein abgestimmtes Vorge-
hen aller Verwaltungsebenen, der Gesundheitsträger, der Wirtschaft, religiöser Gruppen, der Sozial- und Bildungs-
einrichtungen und der Bürger erreicht werden.  
Ziele  
6.33 Die Gesundheit und das Wohlergehen aller Stadtbewohner müssen verbessert werden, damit sie zur wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Entwicklung beitragen können. Als globales Ziel ist die Steigerung der Gesundheitsin-
dikatoren um 10 bis 40 Prozent bis zum Jahr 2000 vorgesehen. Dieselbe Steigerungsrate soll bei den Indikatoren für 
den Umwelt- und Wohnungsbereich und für das Gesundheitswesen erreicht werden. Hierzu gehören die Festlegung 
quantitativer Ziele für die Säuglingssterblichkeit, die Müttersterblichkeit, den Anteil der Neugeborenen mit niedri-
gem Geburtsgewicht und spezifische Indikatoren (z. B. Tuberkulose als Indikator für überbelegte Wohnungen, 
Durchfallerkrankungen als Indikatoren für unzureichende Wasser- und Abwasserhygiene, die Zahl der Arbeits- und 
Verkehrsunfälle als Hinweis auf eventuelle Vorsorgemöglichkeiten gegen Verletzungen und soziale Probleme wie 
Drogenmissbrauch, Gewalt und Verbrechen als Anzeichen für verdeckte gesellschaftliche Missverhältnisse). 
Maßnahmen  
6.34 Mit entsprechender Unterstützung der nationalen Regierungen und internationaler Organisationen sollten die 
Kommunen dazu angehalten werden, wirksame Maßnahmen zur Einleitung bzw. Intensivierung folgender Maßnah-
men zu ergreifen:  
 
A) ERARBEITUNG UND UMSETZUNG KOMMUNALER UND LOKALER GESUNDHEITSPLÄNE:  
  i) Auf- oder Ausbau sektorübergreifender Ausschüsse auf politischer wie auch fachlicher Ebene, wozu auch 
die auf Beziehungsnetze gestützte aktive Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen, kulturellen, religiösen, 
medizinischen, wirtschaftlichen, sozialen und anderen städtischen Einrichtungen im Hinblick auf über-
greifende Zusammenhänge gehört;  
 ii) Einführung bzw. Stärkung kommunaler oder lokaler Strategien der "Hilfe zur Selbsthilfe", die anstelle der 
Unterstützung von außen die Anleitung zur Selbsthilfe in den Vordergrund stellen, und Schaffung günsti-
ger gesundheitlicher Rahmenbedingungen;  
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iii) Sicherstellung dessen, dass in Schulen, am Arbeitsplatz, in den Massenmedien usw. öffentliche Gesund-
heitserziehung angeboten bzw. in verstärktem Umfang bereitgestellt wird;  
iv) Anregung der Gemeinwesen dazu, dem Einzelnen Fähigkeiten auf dem Gebiet der primären Gesundheits-
versorgung zu vermitteln und die Menschen dafür zu sensibilisieren;  
 v) Förderung und Verstärkung der gemeinwesengestützten Rehabilitationsmaßnahmen für die in den Städten 
und in den städtischen Randgebieten lebenden Behinderten und älteren Menschen;  
 
B) SOWEIT ERFORDERLICH, DURCHFÜHRUNG VON ERHEBUNGEN ÜBER DIE GESUNDHEITLICHEN, SOZIALEN UND 
ÖKOLOGISCHEN BEDINGUNGEN IN DEN STÄDTEN UND DOKUMENTATION STADTINTERNER DISPARITÄTEN;  
 
C) AUSBAU DER UMWELTHYGIENEDIENSTE:  
  i) Einführung von Verfahren zur Prüfung der Gesundheits- und Umweltverträglichkeit;  
 ii) Grundausbildung und Ausbildung am Arbeitsplatz für neue und bereits vorhandene Beschäftigte;  
 
D) EINRICHTUNG UND PFLEGE VON STÄDTENETZWERKEN FÜR DIE ZUSAMMENARBEIT UND DEN AUSTAUSCH 
ERFOLGREICHER MODELLE  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
6.35 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen durchschnittlich auf etwa 
222 Millionen Dollar, wovon etwa 22 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu 
Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch 
nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebe-
nenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Um-
setzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
6.36 Vorhandene Entscheidungsmodelle sollten weiterentwickelt und in größerem Umfang zur Abschätzung der 
Kosten und der Gesundheits- und Umweltverträglichkeit verschiedener Technologie- und Strategiealternativen ein-
gesetzt werden. Verbesserungen in der Stadtentwicklung und im Stadtmanagement setzen bessere landesweite und 
kommunale Statistiken unter Verwendung sachgerechter, einheitlicher Indikatoren voraus. Von vorrangiger Bedeu-
tung ist die Entwicklung von Methoden zur Messung stadt- und bezirksinterner Gesundheits- und Umweltunter-
schiede und zur Verwendung dieser Daten für Planung und Verwaltung.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
6.37 Die Orientierung und Grundausbildung des für kommunale Gesundheitsmaßnahmen benötigten städtischen 
Personals muss im Rahmen von Programmen erfolgen. Außerdem wird eine Grundausbildung und Ausbildung am 
Arbeitsplatz für Umwelthygienepersonal notwendig sein. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
6.38 Das Programm stellt auf verbesserte Planungs- und Verwaltungskapazität in den Städten und Kommunen und 
bei deren Partnern in der Zentralregierung, im Privatsektor und in den Universitäten ab. Ein Kapazitätsaufbau sollte 
schwerpunktmäßig auf die Beschaffung ausreichender Informationen, die Verbesserung der Mechanismen zur Her-
stellung von Koordinierungsbeziehungen zwischen allen maßgeblichen Akteuren und die bessere Ausnutzung vor-
handener Umsetzungsinstrumentarien und -ressourcen ausgerichtet sein.  
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E. REDUZIERUNG DER DURCH UMWELTVERSCHMUTZUNG UND UMWELTRISIKEN BEDINGTEN 
GESUNDHEITSGEFÄHRDUNGEN 
 
Handlungsgrundlage  
6.39 In vielen Weltgegenden sind die allgemeine Umwelt (Luft, Wasser und Boden), die Arbeitsplätze und sogar 
die einzelnen Wohnungen so stark mit Schadstoffen belastet, dass die Gesundheit von Hunderten Millionen Men-
schen beeinträchtigt wird. Schuld daran sind unter anderem frühere und heutige Entwicklungen in den 
Konsumgewohnheiten und Produktionsweisen sowie in der Lebensweise, in der Energieerzeugung und Energienut-
zung, in der Industrie, im Verkehrswesen usw., die den Umweltschutz weitgehend oder ganz außer Acht lassen. In 
einigen Ländern sind zwar bemerkenswerte Verbesserungen zu verzeichnen, doch die Zerstörung der Umwelt 
schreitet weiter voran. Die Länder sind infolge fehlender Mittel nur sehr beschränkt in der Lage, Umweltverschmut-
zung und Gesundheitsprobleme in Angriff zu nehmen. Maßnahmen zur Verschmutzungsbekämpfung und zum Ge-
sundheitsschutz konnten vielfach nicht mit der wirtschaftlichen Entwicklung Schritt halten. In den Schwellenländern 
sind erhebliche entwicklungsbedingte umwelthygienische Gefahren zu verzeichnen. Außerdem wurde in der jüng-
sten Analyse der WHO die Interdependenz zwischen den Faktoren Gesundheit, Umwelt und Entwicklung klar her-
ausgestellt und aufgezeigt, dass die meisten Länder diese Faktoren nicht integrieren und dass daher kein wirksamer 
Mechanismus zur Bekämpfung der Umweltverschmutzung zustande kommt2. Unbeschadet der von der internationa-
len Gemeinschaft vereinbarten Kriterien oder der einzelstaatlich festzulegenden Normen wird es in allen Fällen 
notwendig sein, die Wertsysteme eines jeden Landes in Betracht zu ziehen und zu überlegen, inwieweit die Normen 
anwendbar sind, die für die fortgeschrittensten Länder gelten, in den Entwicklungsländern aber ungeeignet sein und 
nicht zurechtfertigende soziale und wirtschaftliche Kosten mit sich bringen können. 
Ziele  
6.40 Allgemeines Ziel ist eine Minimierung des Gefährdungspotenzials und die Erhaltung der Umwelt zu einem 
solchen Grad, dass Gesundheit und Sicherheit der Menschen nicht beeinträchtigt oder gefährdet werden und die 
Entwicklung dennoch voranschreiten kann. Zu den spezifischen Programmzielen gehören folgende:  
a) bis zum Jahr 2000 die Aufnahme geeigneter Umwelt- und Gesundheitsschutzmaßnahmen in die nationalen 
Entwicklungsprogramme aller Länder;  
b) bis zum Jahr 2000 gegebenenfalls die Schaffung einer angemessenen nationalen Infrastruktur und entsprechen-
der Programme zur Verhütung umweltbedingter Gesundheitsschäden, zur Gefahrenüberwachung und als Grundlage 
für Maßnahmen zur Minderung der Umweltverschmutzung in allen Ländern;  
c) bis zum Jahr 2000 gegebenenfalls die Einführung integrierter Programme zur Schadstoffkontrolle an der Quel-
le bzw. der Entsorgungsstätte, wobei der Schwerpunkt auf der Schadstoffreduzierung in allen Ländern liegt;  
d) die Erhebung bzw. Zusammenstellung der notwendigen statistischen Daten über gesundheitliche Auswirkun-
gen zur Untermauerung von Kosten-Nutzen-Analysen, einschließlich umwelthygienischer Prüfungen im Hinblick 
auf Verschmutzungsbekämpfungs-, -verhütungs- und -reduzierungsmaßnahmen.  
Maßnahmen  
6.41 Aktionsprogramme für diesen Bereich, die auf nationaler Ebene gegebenenfalls mit internationaler Hilfe, Un-
terstützung und Mitwirkung festgelegt werden, sollten unter anderem folgende Punkte enthalten:  
A) LUFTVERSCHMUTZUNG IN DEN STÄDTEN:  
  i) Entwicklung geeigneter Technologien zur Verschmutzungskontrolle auf der Grundlage von Risikoab-
schätzungen und epidemiologischen Forschungsarbeiten, im Hinblick auf die Einführung umweltgerech-
ter Produktionsprozesse und geeigneter, sicherer Massenverkehrsmittel;  
 ii) Aufbau von Kapazität zur Luftreinhaltung in großen Städten, unter Betonung von Durchsetzungspro-
grammen und gegebenenfalls unter Verwendung von Überwachungsnetzen;  
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B) BELASTUNG DER INNENRAUMLUFT:  
  i) Forschungsförderung und Erarbeitung von Programmen für die Einführung von Vorsorge- und Kontroll-
verfahren zur Verminderung der Belastung der Innenraumluft einschließlich der Schaffung wirtschaftli-
cher Anreize für den Einbau entsprechender technischer Einrichtungen;  
 ii) Konzipierung und Durchführung von Kampagnen zur Gesundheitserziehung, insbesondere in den Ent-
wicklungsländern, zur Minderung der gesundheitsschädlichen Auswirkungen der Biomasse- und Kohle-
verwendung in den Haushalten;  
 
C)  WASSERVERSCHMUTZUNG:  
  i) Entwicklung geeigneter Techniken zur Wasserreinhaltung auf der Grundlage von Gesundheitsgefähr-
dungsprüfungen;  
 ii) Aufbau von Kapazität zur Wasserreinhaltung in großen Städten;  
 
D) SCHÄDLINGSBEKÄMPFUNGSMITTEL:  
Schaffung von Mechanismen zur Kontrolle der Verteilung und Verwendung von Schädlingsbekämpfungsmitteln mit 
dem Ziel einer Minimierung der Gesundheitsrisiken, die durch den Transport, die Lagerung, die Ausbringung und 
die Restwirkungen von in der Landwirtschaft und als Holzschutzmittel eingesetzten Pestiziden verursacht werden;  
 
E) FESTE ABFÄLLE:  
  i) Entwicklung geeigneter Technologien zur Entsorgung fester Abfälle ausgehend von Gesundheitsgefähr-
dungsprüfungen;  
 ii) Aufbau geeigneter Entsorgungskapazität für feste Abfallstoffe in großen Städten;  
 
F) WOHN- UND SIEDLUNGSWESEN:  
Erarbeitung von Programmen zur Verbesserung der Gesundheitsbedingungen im Wohn- und Siedlungsbereich, ins-
besondere in Elendsvierteln und Spontansiedlungen, ausgehend von Gesundheitsgefährdungsprüfungen;  
 
G) LÄRM: 
Erarbeitung von Kriterien für die höchstzulässige, noch ungefährliche Lärmbelastung und Förderung von Lärmmes-
sungen und -bekämpfung als Teil von Umwelthygieneprogrammen;  
 
H) IONISIERENDE UND NICHTIONISIERENDE STRAHLEN:  
Erarbeitung und Inkraftsetzung geeigneter nationaler Rechtsvorschriften, Normen und Durchsetzungsverfahren auf 
der Grundlage geltender internationaler Richtlinien;  
I) AUSWIRKUNGEN DER ULTRAVIOLETTEN STRAHLUNG: 
  i) Vordringliche Einleitung von Untersuchungen über die gesundheitlichen Auswirkungen der als Folge des 
Abbaus der stratosphärischen Ozonschicht in zunehmendem Maße die Erdoberfläche erreichenden UV-
Strahlung;  
 ii) ausgehend von den Ergebnissen dieser Untersuchungen die Erwägung der Einleitung geeigneter Abhilfe-
maßnahmen zur Milderung der oben genannten Auswirkungen auf den Menschen;  
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J) INDUSTRIE- UND ENERGIEPRODUKTION:  
  i) Einführung umweltbezogener Gesundheitsverträglichkeitsprüfungen für die Planung und den Bau neuer 
Industrieanlagen und Kraftwerke;  
 ii) Einbeziehung geeigneter Analysen der Gesundheitsrisiken in alle nationalen Programme zur Verschmut-
zungskontrolle mit entsprechenden Maßnahmen unter besonderer Beachtung toxischer Stoffe wie etwa 
Blei;  
iii) Einführung von Arbeitshygiene-Programmen in allen wichtigen Industriezweigen zur Überwachung der 
Gesundheitsgefährdungen, denen Arbeiter ausgesetzt sind; 
iv) Förderung der Einführung umweltgerechter Technologien im Industrie- und Energiesektor;  
 
K) ÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG: 
Nach Bedarf Schaffung ausreichender Umweltmonitoring-Kapazität zur Überwachung der Umweltqualität und des 
Gesundheitszustands der Bevölkerung;  
 
L) ÜBERWACHUNG UND VERRINGERUNG VON GESUNDHEITSSCHÄDEN:  
  i) gegebenenfalls Aufbau von Systemen zur Überwachung der Inzidenz und der Ursachen von Gesundheits-
schäden, mit dem Ziel der Erarbeitung gezielter Interventions-/Präventivstrategien;  
 ii) im Einklang mit nationalen Plänen Entwicklung von Strategien in allen Bereichen (Industrie, Verkehr und 
andere) entsprechend den WHO-Programmen für sichere Städte und sichere Gemeinden mit dem Ziel ei-
ner Verringerung der Häufigkeit und des Schweregrads von Gesundheitsschäden;  
iii) Betonung vorbeugender Strategien zur Reduzierung berufsbedingter Krankheiten und von Krankheiten, 
die durch Umweltgifte und Gifte am Arbeitsplatz verursacht werden, mit dem Ziel einer Verbesserung der 
Arbeitnehmersicherheit;  
 
M) FORSCHUNGSFÖRDERUNG UND METHODENENTWICKLUNG: 
  i) Unterstützung der Entwicklung neuer Methoden zur quantitativen Bewertung der mit verschiedenen Stra-
tegien zur Verschmutzungsbekämpfung verbundenen gesundheitlichen Nutzen und Kosten;  
 ii) Vorbereitung und Durchführung interdisziplinärer Forschungsvorhaben über die kombinierten Folgen ei-
ner Mehrfachbelastung durch Umweltgefahren für die Gesundheit, einschließlich epidemiologischer Un-
tersuchungen zur Langzeitbelastung durch geringe Schadstoffkonzentrationen sowie des Einsatzes von 
Biomarkern, die es gestatten, die Exposition des Menschen, die Schadwirkungen und die Empfindlichkeit 
gegenüber Umweltagenzien abzuschätzen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
6.42 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 3 Milliarden Dol-
lar, wovon etwa 115 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
6.43 Obwohl Technologien zur Verschmutzungsverhütung oder -reduzierung für zahlreiche Problembereiche nun-
mehr verfügbar sind, sollten die Länder zur Programm- und Politikentwicklung in einem sektorübergreifenden 
Rahmen Forschungsarbeiten durchführen. Dabei sollte auch eine Zusammenarbeit mit der Wirtschaft zustande 
kommen. Methoden zur Durchführung von Kostenwirksamkeitsanalysen und Umweltverträglichkeitsprüfungen soll-
ten im Rahmen kollaborativer internationaler Programme erarbeitet und bei der Prioritätensetzung im Gesundheits- 
und Entwicklungsbereich und bei der Aufstellung entsprechender Strategien Anwendung finden.  
6.44 Bei ihren Anstrengungen in Bezug auf die in den Ziffern 6.41 (a) bis (m) aufgeführten Maßnahmen sollten die 
Entwicklungsländer durch den Zugang zu und Transfer von Technologie, Wissen und Informationen aus dem Be-
stand solchen Wissens und solcher Technologie nach Kapitel 34 Hilfe erhalten. 
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
6.45 Um den Mangel an qualifiziertem Personal zu beseitigen, der eines der Haupthindernisse für Fortschritte bei 
der Bewältigung umweltbedingter Gesundheitsgefahren ist, sollten in den einzelnen Ländern umfassende Strategien 
entwickelt werden. In die Ausbildungsmaßnahmen sollten Umwelt- und Gesundheitsbedienstete auf allen Ebenen 
einbezogen werden, von den Führungskräften bis zu den Inspektoren. Ein höherer Stellenwert sollte der Einbezie-
hung des Themas Umwelthygiene in die Lehrpläne von weiterführenden Schulen und Universitäten und der Aufklä-
rung der Öffentlichkeit eingeräumt werden.  
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
6.46 Jedes Land sollte das theoretische und praktische Wissen aufbauen, um umweltbedingte Gesundheitsgefahren 
absehen und erkennen zu können, und Kapazität zur Risikosenkung schaffen. Zu den Grundanforderungen muss 
Folgendes gehören: Kenntnis umwelthygienischer Probleme und entsprechendes Bewusstsein bei Entscheidungsträ-
gern, Bürgern und Fachleuten, operative Mechanismen für eine sektorübergreifende zwischenstaatliche Zusammen-
arbeit bei der Entwicklungsplanung und dem Entwicklungsmanagement sowie bei der Verschmutzungsbekämpfung, 
Vorkehrungen zur Einbeziehung privater und kommunaler Interessengruppen in die Behandlung sozialer Fragen, 
Befugnisdelegierung und Ressourcenzuteilung an die mittlere und örtliche Verwaltungsebene, um an vorderster 
Front Kapazität zur Deckung des Bedarfs auf dem Gebiet der Umwelthygiene bereitstellen zu können.  
 
                                                 
1 A/45/625, Anhang. 
2 Report of the WHO Commission on Health and Environment (Genf, erscheint in Kürze). 
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Förderung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
7.1 In den Industrieländern wirken sich die Konsumgewohnheiten der großen Städte sehr belastend auf das globale 
Ökosystem aus, während in den Entwicklungsländern die Städte und Gemeinden mehr Rohstoffe, Energie und wirt-
schaftliche Entwicklung benötigen, um nur die grundlegendsten wirtschaftlichen und sozialen Probleme bewältigen 
zu können. In vielen Teilen der Welt, vor allem in den Entwicklungsländern, verschlechtern sich die Wohnbedin-
gungen in erster Linie auf Grund der geringen Investitionstätigkeit in den Wohnungssektor, bedingt durch die all-
gemein knappe Ressourcensituation dieser Länder. In Ländern mit niedrigem Einkommen, für die neuere Daten zur 
Verfügung stehen, entfallen im Durchschnitt nur 5,6 Prozent der Ausgaben der Zentralregierung auf den Woh-
nungsbau, grundlegende Einrichtungen, die soziale Sicherheit und die Wohlfahrt1. Die Aufwendungen internationa-
ler Hilfsorganisationen und Finanzierungsinstitutionen sind ebenso gering. So floss z. B. 1988 lediglich 1 Prozent 
der als Zuschuss vergebenen Mittel des Systems der Vereinten Nationen in den Siedlungsbereich2, während 1991 
die Kredite der Weltbank und der Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) für die Stadtentwicklung sowie 
für die Trinkwasserversorgung und Kanalisation 5,5 bzw. 5,4 Prozent der von ihnen insgesamt vergebenen Darlehen 
ausmachten3. 
7.2 Auf der anderen Seite ist aus den vorhandenen Daten zu ersehen, dass Vorhaben der technischen Zusammen-
arbeit im Siedlungsbereich beträchtliche Folgeinvestitionen des öffentlichen und privaten Sektors nach sich ziehen. 
So erbrachte beispielsweise jeder Dollar der vom Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) 1988 für 
den Siedlungsbau gewährten technischen Zusammenarbeit eine Anschlussinvestition in Höhe von 122 Dollar, die 
höchste im Vergleich zu allen anderen Bereichen, in denen das UNDP Unterstützung gewährt4. 
7.3 Dies ist die Grundlage des für den Wohn- und Siedlungssektor befürworteten Konzepts der "Hilfe zur Selbst-
hilfe". Ausländische Hilfe soll dazu beitragen, im eigenen Land die erforderlichen Ressourcen zu mobilisieren, um 
bis zum Jahr 2000 und darüber hinaus die Lebens- und Arbeitsbedingungen aller Menschen zu verbessern, darunter 
auch der steigenden Zahl der Arbeitslosen – der Gruppe der Einkommenslosen. Gleichzeitig sollten die Umweltfol-
gen der städtischen Entwicklung erkannt und von allen Ländern auf integrative Weise angegangen werden, wobei 
den Bedürfnissen der städtischen und ländlichen Armutsgruppen, der Arbeitslosen und der wachsenden Zahl von 
Menschen ohne jede Einkommensquelle hohe Priorität einzuräumen ist.  
Ziel im Bereich des Wohn- und Siedlungswesens 
7.4 Das übergreifende Ziel im Bereich des Wohn- und Siedlungswesens ist die Verbesserung der Qualität der 
menschlichen Siedlungen in sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Hinsicht sowie der Lebens- und Arbeitsum-
welt aller Menschen, insbesondere der städtischen und ländlichen Armutsgruppen. Grundlage solcher Verbesserun-
gen sollten Maßnahmen im Rahmen der technischen Zusammenarbeit, Partnerschaften zwischen dem öffentlichen, 
dem privaten und dem kommunalen Sektor und die Beteiligung von Bürgergruppen und Interessengemeinschaften, 
wie etwa der Frauen, der indigenen Bevölkerung, der älteren Menschen und der Behinderten am Entscheidungspro-
zess sein. Diese Herangehensweisen sollten als Kernprinzipien in die nationalen Siedlungsstrategien Eingang finden. 
Bei der Entwicklung dieser Strategien werden die einzelnen Länder je nach ihren eigenen Plänen und Zielsetzungen 
und unter voller Berücksichtigung ihrer sozialen und kulturellen Möglichkeiten unter den in diesem Kapitel enthal-
tenen acht Programmbereichen Prioritäten setzen müssen. Darüber hinaus sollten die Länder geeignete Vorkehrun-
gen treffen, um die Wirkung ihrer Strategien auf marginalisierte und entrechtete Gruppen zu überwachen, unter be-
sonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse der Frauen.  
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7.5 Dieses Kapitel enthält folgende Programmbereiche:  
a) Bereitstellung von angemessenem Wohnraum für alle;  
b) Verbesserung des Siedlungsmanagements; 
c) Förderung einer nachhaltigen Flächennutzungsplanung und Flächenbewirtschaftung;  
d) Förderung einer integrierten Umweltinfrastrukturversorgung: Wasser, sanitäre Einrichtungen, Entwässerung 
und Behandlung fester Abfälle;  
e) Förderung umweltverträglicher Energieversorgungs- und Verkehrssysteme in den Siedlungen;  
f) Förderung der Siedlungsplanung und Siedlungsordnungspolitik in katastrophengefährdeten Gebieten;  
g) Förderung umweltverträglicher baugewerblicher Tätigkeit;  
h) Förderung der Erschließung der menschlichen Ressourcen und des Kapazitätsaufbaus zu Gunsten der Sied-
lungsentwicklung.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
 
A. BEREITSTELLUNG VON ANGEMESSENEM WOHNRAUM FÜR ALLE 
 
Handlungsgrundlagen  
7.6 Zugang zu sicherem und gesundem Wohnraum ist für das körperliche, seelische, soziale und wirtschaftliche 
Wohl eines Menschen von unerlässlicher Bedeutung und sollte grundlegender Bestandteil nationaler und internatio-
naler Maßnahmen sein. Das Recht auf angemessenen Wohnraum als Grundrecht des Menschen ist in der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte und dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
verankert. Ungeachtet dessen haben Schätzungen zufolge zur Zeit mindestens eine Milliarde Menschen keinen Zu-
gang zu sicherem und gesundem Wohnraum, und diese Zahl wird sich bis zum Ende des Jahrhunderts und danach 
dramatisch erhöhen, wenn keine entsprechenden Gegenmaßnahmen ergriffen werden.  
7.7 Ein wichtiges globales Programm zur Bewältigung dieses Problems ist die von der Generalversammlung im 
Dezember 1988 verabschiedete Globale Wohnraumstrategie bis zum Jahr 2000 (Resolution 43/181, Anlage). Unge-
achtet des breiten Anklangs, den diese Strategie gefunden hat, ist doch eine viel umfangreichere politische und fi-
nanzielle Unterstützung vonnöten, wenn es ihr gelingen soll, zu erreichen, zur Bereitstellung von angemessenem 
Wohnraum für alle bis zum Ende dieses Jahrhunderts und darüber hinaus beizutragen. 
Ziel 
7.8 Das Ziel ist die Schaffung angemessenen Wohnraums für rasch wachsende Bevölkerungen und die gegenwär-
tig wohnungslosen städtischen und ländlichen Armutsgruppen mittels eines auf Hilfe zur Selbsthilfe abstellenden 
Ansatzes zur umweltgerechten Errichtung bzw. Verbesserung von Wohnraum. 
Maßnahmen  
7.9 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden: 
a) Als ersten Schritt zur Verwirklichung des Ziels der Bereitstellung angemessenen Wohnraums für alle sollten 
alle Länder Sofortmaßnahmen zur Bereitstellung von Wohnraum für ihre obdachlosen Armen einleiten, während die 
internationale Staatengemeinschaft und die internationalen Finanzinstitutionen Schritte zur Unterstützung der Ent-
wicklungsländer bei deren Bemühungen zur Versorgung der Armen mit Wohnraum unternehmen sollten;  
b) alle Länder sollten eigene Wohnraumstrategien beschließen bzw. stärken, die je nach Bedarf mit Zielgrößen 
ausgestattet sind, die auf den Grundsätzen und Empfehlungen der Globalen Wohnraumstrategie bis zum Jahr 2000 
aufbauen. Die Menschen sollten durch Gesetz gegen eine unfaire Vertreibung aus ihrer Wohnung oder von ihrem 
Land geschützt werden;  
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c) alle Länder sollten gegebenenfalls die Bemühungen der städtischen und ländlichen Armutsgruppen, der Ar-
beitslosen und der Einkommenslosen um Wohnraum unterstützen, indem sie Bau- und sonstige Vorschriften an-
nehmen bzw., soweit vorhanden, anpassen, um diesen Gruppen bessere Zugangsmöglichkeiten zu Grund und Bo-
den, zu Finanzmitteln und preiswertem Baumaterial zu verschaffen, und indem sie sich aktiv für die Regularisierung 
und Verbesserung informeller Siedlungen und städtischer Elendsviertel als zweckgemäße Maßnahme und pragmati-
schen Ansatz zur Lösung des Wohnungsmangels in den Städten einsetzen;  
d) alle Länder sollten gegebenenfalls den Zugang städtischer und ländlicher Armutsgruppen zu Wohnraum er-
leichtern, indem sie Wohnungsbau- und Finanzierungsprogramme und neue innovative, an die Lebensumstände die-
ser Gruppen angepasste Mechanismen annehmen und anwenden;  
e) alle Länder sollten auf gesamtstaatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- und kommunaler Ebene durch Partner-
schaften zwischen dem privaten, dem öffentlichen und dem kommunalen Bereich und mit Unterstützung von Ge-
meinwesenorganisationen umweltverträgliche Wohnraumstrategien unterstützen und entwickeln;  
f) alle Länder, insbesondere die Entwicklungsländer, sollten gegebenenfalls Programme zur Reduzierung der 
Auswirkungen des Phänomens der Landflucht durch Verbesserung der Lebensbedingungen auf dem Lande ausarbei-
ten und durchführen;  
g) alle Länder sollen gegebenenfalls Neuansiedlungsprogramme entwickeln und durchführen, die den spezifi-
schen Problemen von Vertriebenen in ihren jeweiligen Ländern gerecht werden;  
h) alle Länder sollten nach Bedarf die Umsetzung ihrer nationalen Wohnraumstrategien dokumentieren und 
überwachen, indem sie unter anderem die von der Kommission für Wohn- und Siedlungswesen verabschiedeten 
Überwachungsleitlinien und die vom Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) und 
der Weltbank gemeinsam erarbeiteten Leistungsindikatoren für den Wohn- und Siedlungsbereich heranziehen;  
i) zur Unterstützung der Umsetzung der nationalen Wohnraumstrategien der Entwicklungsländer sollten sowohl 
die bilaterale wie auch die multilaterale Zusammenarbeit intensiviert werden;  
j) wie in der Globalen Wohnraumstrategie bis zum Jahr 2000 gefordert, sollten alle zwei Jahre weltweite Sach-
standsberichte über die Maßnahmen der einzelnen Länder und über die flankierenden Tätigkeiten internationaler 
Organisationen und bilateralen Geber erstellt und verbreitet werden.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
7.10 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 75 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 10 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
7.11 Der diesbezüglich anfallende Bedarf wird unter den einzelnen in diesem Kapitel enthaltenen Programmberei-
chen dargestellt. 
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU  
7.12 Die entwickelten Länder und die Finanzierungsorganisationen sollten den Entwicklungsländern gezielte Hilfe 
dabei zukommen lassen, sich ein "Hilfe-zur-Selbsthilfe"-Konzept für die Schaffung angemessenen Wohnraums für 
alle, einschließlich der Einkommenslosen, zu eigen zu machen; diese Hilfe sollte sich auch auf Forschungseinrich-
tungen und Ausbildungsmaßnahmen für Regierungsbeamte, Fachleute, Gemeinschaften und nichtstaatliche Organi-
sationen sowie auf den Ausbau örtlicher Kapazität zur Entwicklung angepasster Technologien erstrecken.  
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B. VERBESSERUNG DES SIEDLUNGSMANAGEMENTS  
 
Handlungsgrundlage  
7.13 Bis zur Jahrhundertwende wird die Mehrheit der Weltbevölkerung in den Städten leben. Zwar weisen die städ-
tischen Siedlungen, insbesondere in den Entwicklungsländern, viele der Symptome der weltweiten Umwelt- und 
Entwicklungskrise auf, doch erwirtschaften sie immerhin 60 Prozent des Bruttosozialprodukts und können, sofern 
sie effizient verwaltet werden, die Kapazität zur langfristigen Erhaltung ihrer Produktivität, zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen ihrer Bürger und zur nachhaltigen Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen entwickeln.  
7.14 Manche Ballungsgebiete dehnen sich über die Grenzen mehrerer politischer und/oder administrativer Verwal-
tungseinheiten (Kreise und Gemeinden) aus, obgleich sie einem zusammenhängenden urbanen System angehören. 
In vielen Fällen behindert diese politische Heterogenität die Durchführung umfassender Umweltmanagementpro-
gramme.  
Ziel 
7.15 Das Ziel besteht darin, das nachhaltige Management aller städtischen Siedlungen, insbesondere in den Ent-
wicklungsländern, sicherzustellen, um sie besser zu befähigen, die Lebensbedingungen ihrer Bürger, vor allem der 
nationalisierten und entrechteten, zu verbessern und auf diese Weise zur Verwirklichung der wirtschaftlichen Ent-
wicklungsziele des jeweiligen Landes beizutragen.  
Maßnahmen  
A) VERBESSERUNG DES STADTMANAGEMENTS  
7.16 Ein bereits vorhandener Rahmen zur Stärkung des Stadtmanagements ist das von dem Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen, der Weltbank und dem Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen ge-
meinsam erarbeitete Programm für Stadtmanagement, eine konzertierte weltweite Initiative zur Unterstützung der 
Entwicklungsländer bei der Bewältigung von Problemen des Stadtmanagements. In der Zeit von 1993 bis 2000 soll-
te dieses Programm auf alle interessierten Länder ausgedehnt werden. Gegebenenfalls sollten alle Länder in Über-
einstimmung mit ihren eigenen nationalen Plänen, Zielen und Prioritäten und mit Unterstützung nichtstaatlicher Or-
ganisationen und Vertretern der Kommunen auf nationaler, bundesstaatlicher/Provinz- und lokaler Ebene mit Hilfe 
einschlägiger Programme und Unterstützungseinrichtungen die folgenden Tätigkeiten durchführen:  
a) Stadtmanagement-Leitlinien in den Bereichen Bodenbewirtschaftung, städtisches Umweltmanagement, Infra-
strukturmanagement und kommunales Finanz- und Verwaltungswesen verabschieden und anwenden;  
b) die Bemühungen um die Bekämpfung der Armut in den Städten beschleunigen, durch eine Reihe von Maß-
nahmen wie etwa  
  i) die Schaffung von Arbeitsplätzen für die arme Stadtbevölkerung, insbesondere für Frauen, durch den 
Auf- und Ausbau und die Unterhaltung der städtischen Infrastruktur und der städtischen Dienstleistungen 
sowie durch Förderung wirtschaftlicher Aktivitäten im informellen Sektor, wie Reparaturarbeiten, Recyc-
ling, Dienstleistungen und Kleingewerbe;  
 ii) die Bereitstellung gezielter Hilfe für die Bedürftigsten unter in den Städten lebenden Armen, unter ande-
rem durch Schaffung der erforderlichen sozialen Infrastruktur für die Bekämpfung des Hungers und der 
Obdachlosigkeit sowie die Bereitstellung angemessener städtischer Dienstleistungen;  
iii) die Förderung der Gründung von Organisationen indigener Gemeinschaften, von privaten Freiwilligenor-
ganisationen und anderen Formen nichtstaatlicher Einrichtungen, die zu den Bemühungen um die Be-
kämpfung der Armut und die Verbesserung der Lebensqualität einkommensschwacher Familien beitragen 
können;  
c) innovative Stadtplanungsstrategien annehmen, zur Bewältigung ökologischer und sozialer Probleme durch  
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  i) den Abbau der Subventionen und die kostendeckende Gebührenerhebung für Umweltdienstleistungen und 
andere hochwertige Dienstleistungen (z. B. Trinkwasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Abfallsamm-
lung, Straßen, Fernmeldewesen), die in wohlhabenderen Stadtteilen bereitgestellt werden;  
 ii) die Verbesserung des Infrastrukturniveaus und der Dienstleistungen in ärmeren Stadtbezirken;  
d) lokale Strategien zur Verbesserung der Lebens- und Umweltqualität, zur Integration von Entscheidungen im 
Bereich der Flächennutzung und der Flächenbewirtschaftung, zur Vornahme von Investitionen im öffentlichen und 
privaten Sektor und zur Mobilisierung menschlicher und materieller Ressourcen entwickeln, um so auf umweltge-
rechte und gesundheitsschützende Weise die Schaffung von Arbeitsplätzen zu fördern.  
 
B) AUSBAU DER SYSTEME FÜR STADTDATEN  
7.17 Im Zeitraum 1993-2000 sollten alle Länder, gegebenenfalls unter aktiver Beteiligung der Wirtschaft, in ausge-
wählten Städten Pilotprojekte zur Erfassung, Auswertung und anschließenden Verbreitung von Stadtdaten ein-
schließlich Umweltverträglichkeitsprüfungen auf kommunaler, bundesstaatlicher/Provinz-, staatlicher und interna-
tionaler Ebene und zur Schaffung von Kapazität für die Verwaltung der Stadtdaten durchführen5. Organisationen der 
Vereinten Nationen wie etwa Habitat, UNEP und UNDP könnten fachliche Beratung und Modelle solcher Daten-
verwaltungssysteme zur Verfügung stellen.  
 
C) FÖRDERUNG DER ENTWICKLUNG VON MITTELSTÄDTEN  
7.18 Um dem Druck auf großstädtische Agglomerationen in den Entwicklungsländern zu begegnen, sollten Politi-
ken und Strategien zur Entwicklung von Mittelstädten umgesetzt werden, die Beschäftigungsmöglichkeiten für Ar-
beitslose im ländlichen Raum schaffen und wirtschaftliche Aktivitäten auf dem Lande unterstützen, wenngleich 
durch ein solides Stadtmanagement unbedingt dafür Sorge getragen werden muss, dass die Ausbreitung der Städte 
nicht zu einer noch ausgedehnteren Ressourcenzerstörung und noch größerem Druck zur Erschließung von Freiflä-
chen, landwirtschaftlich genutzten Flächen oder Pufferzonen führt.  
7.19 Daher sollten alle Länder gegebenenfalls eine Überprüfung des Urbanisierungsprozesses und der dabei ver-
folgten Politiken durchführen, um die Umweltfolgen des Wachstums abzuschätzen und Stadtplanungs- und Stadt-
managementkonzepte anzuwenden, die spezifisch an die Bedürfnisse, die Mittelausstattung und die Besonderheiten 
ihrer wachsenden Mittelstädte angepasst sind. Nach Bedarf sollten sie außerdem Schwerpunkte bei Maßnahmen 
setzen, die darauf abzielen, den Übergang von einer ländlichen zu einer städtischen Lebensweise und Besiedlung zu 
erleichtern und durch die Förderung des Aufbaus kleingewerblicher Betriebe, insbesondere zur Nahrungsmitteler-
zeugung, auf lokaler Ebene die Einkommensschaffung und die Erzeugung von Zwischenprodukten und Dienstlei-
stungen für das ländliche Umland zu unterstützen.  
7.20 Alle Städte, insbesondere diejenigen, die mit gravierenden, einer nachhaltigen Entwicklung abträglichen Pro-
blemen zu kämpfen haben, sollten in Übereinstimmung mit dem einzelstaatlichen Recht Programme entwickeln 
bzw. stärken, deren Ziel es ist, nach Lösungen für diese Probleme zu suchen und einen nachhaltigen Entwicklungs-
kurs vorzugeben. Einige internationale Initiativen zur Unterstützung solcher Bemühungen wie das Habitat-
Programm Zukunftsfähige Städte und das WHO-Projekt Gesunde Städte sollten verstärkt werden. Weitere Initiati-
ven, an denen die Weltbank, die regionalen Entwicklungsbanken und bilaterale Organisationen sowie andere Inter-
essengruppen, insbesondere internationale und nationale Vertreter von Kommunen beteiligt sind, sollten ausgebaut 
und koordiniert werden. Gegebenenfalls sollten die einzelnen Städte  
a) einen partizipativen Ansatz für eine nachhaltige Stadtentwicklung auf der Grundlage eines kontinuierlichen 
Dialogs zwischen den an dieser Entwicklung beteiligten Akteuren (der öffentlichen Hand, dem Privatsektor und den 
Gemeinschaften), insbesondere Frauen und indigene Bevölkerungsgruppen, institutionalisieren;  
b) die städtische Umwelt dadurch verbessern, dass sie durch die Beteiligung der örtlichen Gemeinschaften an der 
Ermittlung des öffentlichen Dienstleistungsbedarfs, an der kommunalen Infrastrukturversorgung, am Ausbau der 
öffentlichen Einrichtungen sowie dem Schutz und/oder der Sanierung älterer Gebäude, historischer Bezirke und 
anderer Kulturdenkmäler die Sozialorganisation und das Umweltbewusstsein fördern. Darüber hinaus sollten "grü-
ne" Beschäftigungsprogramme ins Leben gerufen werden, mit denen selbsttragende Aktivitäten zur menschlichen 
Entwicklung und Arbeitsplätze im formellen und informellen Sektor für untere Einkommensgruppen in den Städten 
geschaffen werden;  
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c) die Fähigkeit der kommunalen Verwaltungsorgane, effektiver als bisher mit der Vielzahl der mit dem raschen 
und verträglichen Wachstum der Städte zusammenhängenden Entwicklungs- und Umweltherausforderungen umzu-
gehen, durch umfassende Planungsansätze stärken, die den individuellen Bedürfnissen der Städte Rechnung tragen 
und auf einer ökologisch vertretbaren städtebaulichen Gestaltung basieren;  
d) sich an internationalen Netzwerken für zukunftsfähige Städte beteiligen, um Erfahrungen auszutauschen und 
nationale und internationale Unterstützung fachlicher und finanzieller Art zu mobilisieren;  
e) die Aufstellung umweltverträglicher kultursensibler Tourismusprogramme als Strategie für die nachhaltige 
städtische und ländliche Siedlungsentwicklung sowie als Möglichkeit zur Dezentralisierung der städtischen Ent-
wicklung und zum Abbau der zwischen einzelnen Regionen bestehenden Diskrepanzen fördern;  
f) mit Unterstützung einschlägiger internationaler Organisationen Mittel für lokale Initiativen zur Verbesserung 
der Umweltqualität mobilisieren;  
g) Bürgergruppen, nichtstaatliche Organisationen und Einzelpersonen ermächtigen, mit Hilfe von partizipativen 
Werkzeugen, Techniken und Ansätzen, die in dem Umweltschutzgedanken eingeschlossen sind, die Kontrolle und 
die Verantwortung über die Pflege und Verbesserung ihrer unmittelbaren Umwelt zu übernehmen.  
7.21 Die Städte aller Länder sollten unter der Schirmherrschaft der in diesem Bereich tätigen nichtstaatlichen Orga-
nisationen wie etwa dem Internationalen Städte- und Gemeindeverband (IULA), dem Internationalen Rat für lokale 
Umweltinitiativen (ICLEI) und dem Weltverband der Partnerstädte die Zusammenarbeit untereinander und mit Städ-
ten in den entwickelten Ländern intensivieren. 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
7.22 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 100 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 15 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
7.23 Mit entsprechender internationaler Unterstützung sollten die Entwicklungsländer die gezielte Aus- und Fortbil-
dung eines festen Bestands an Fachleuten für Stadtmanagement, technische Aufgaben und Verwaltung und an ande-
ren wichtigen Kooperationspartnern erwägen, die eine umweltverträgliche Stadtentwicklung und -ausdehnung er-
folgreich steuern können und die notwendige Fachkompetenz besitzen, um die innovativen Erfahrungen anderer 
Städte zu analysieren und entsprechend zu adaptieren. Hierzu sollten sämtliche Ausbildungsmethoden – von der 
formalen Ausbildung bis zum Einsatz der Massenmedien – wie auch die Alternative des praxisbezogenen Lernens 
herangezogen werden.  
7.24 Außerdem sollten die Entwicklungsländer durch gemeinsame Anstrengungen seitens der Geber, der nichtstaat-
lichen Organisationen und der Privatwirtschaft die technologische Ausbildung und Forschung in Bereichen wie Ab-
fallverminderung, Wasserqualität, Energiesparen, sichere Chemikalienherstellung und verschmutzungsärmere Ver-
kehrssysteme fördern.  
7.25 Die Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau, die von allen Ländern mit der oben angeregten Unterstützung durch-
geführt werden, sollten über die Ausbildung von Einzelpersonen und Berufsgruppen hinausgehen und auch institu-
tionelle Vorkehrungen, Verwaltungsabläufe, interinstitutionelle Verbindungen, Informationsflüsse und Konsulta-
tionsprozesse einschließen.  
7.26 Darüber hinaus sollten die internationalen Bemühungen, wie etwa das Programm für Stadtmanagement, die in 
Zusammenarbeit mit multilateralen und bilateralen Organisationen unternommen werden, die Entwicklungsländer 
auch in Zukunft bei ihren Anstrengungen um den Aufbau einer partizipativen Struktur unterstützen, indem sie die 
Humanressourcen des Privatsektors, der nichtstaatlichen Organisationen und der Armutsgruppen, insbesondere der 
Frauen und Benachteiligten, mobilisieren. 
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C. FÖRDERUNG EINER NACHHALTIGEN FLÄCHENNUTZUNGSPLANUNG UND FLÄCHENBEWIRT-
SCHAFTUNG  
 
Handlungsgrundlage  
7.27 Zugang zu Flächenressourcen ist ein wesentlicher Bestandteil einer zukunftsfähigen, umweltschonenden Le-
bensweise. Die Flächenressourcen bilden die Grundlage für (menschliche) Lebenssysteme und liefern Anbaufläche, 
Energie, Wasser und die Ausgangsbasis für alles menschliche Handeln. In den rapide wachsenden Städten wird der 
Zugang zu Grund und Boden durch die divergierenden Ansprüche der Industrie, des Wohnungsbaus, des Gewerbes, 
der Landwirtschaft, von Pacht- und Nutzungsregelungen und den Bedarf an Freiflächen zunehmend erschwert. Dar-
über hinaus hindern die steigenden Grundstückspreise in den Städten die arme Stadtbevölkerung daran, sich Zugang 
zu geeignetem Land zu verschaffen. Im ländlichen Raum führen nicht nachhaltige Praktiken wie etwa die Bestellung 
von Grenzböden und das allmähliche Vordringen in Wälder und ökologisch sensible Gebiete durch kommerzielle 
Interessen und grundbesitzlose Landbewohner zu einer zunehmenden Umweltzerstörung sowie abnehmenden Erträ-
gen bei den verarmten ländlichen Siedlern.  
Ziel 
7.28 Ziel ist die Deckung des für die Siedlungsentwicklung benötigten Flächenbedarfs durch eine umweltverträgli-
che Raumplanung und Flächennutzung, um so allen Haushalten Zugang zu Grund und Boden zu verschaffen, sowie 
gegebenenfalls die Förderung in gemeinsamem oder kollektivem Eigentum stehender und bewirtschafteter Flächen6. 
Besondere Beachtung gebührt aus ökonomischen und kulturellen Gründen den Bedürfnissen der Frau und der indi-
genen Bevölkerung.  
Maßnahmen  
7.29 Alle Länder sollten erwägen, nach Bedarf eine umfassende Bestandsaufnahme der im eigenen Land vorhande-
nen Flächenressourcen durchzuführen, um ein Flächeninformationssystem zu schaffen, in dem diese Ressourcen der 
optimalen Nutzungseignung entsprechend klassifiziert und ökologisch sensible oder katastrophenbedrohte Gebiete 
für besondere Schutzmaßnahmen ausgewiesen werden.  
7.30 Anschließend sollten alle Länder als Leitlinie für die Erschließung und Nutzung ihrer Flächenressourcen die 
Aufstellung eines nationalen Flächennutzungsplans in Betracht ziehen und zu diesem Zweck  
a) gegebenenfalls einzelstaatliche Rechtsvorschriften erlassen, als Leitlinie zur Umsetzung einer Politik, die auf 
eine umweltgerechte Stadtentwicklung, Flächennutzung, Wohnung und eine verbesserte Steuerung des Wachstums 
der Städte abzielt;  
b) gegebenenfalls effiziente und zugängliche Grundstücksmärkte einrichten, die den kommunalen Entwicklungs-
bedürfnissen unter anderem durch Verbesserung des Grundbuchwesens und durch Rationalisierung der Verfahren 
für Grundstückstransaktionen Rechnung tragen;  
c) fiskalische Anreize und Verfahren zur Kontrolle der Flächennutzung schaffen, einschließlich Lösungen im 
Rahmen der Flächennutzungsplanung, die eine rationellere und umweltgerechtere Nutzung begrenzter Flächenres-
sourcen ermöglichen;  
d) Partnerschaften zwischen dem öffentlichen, dem privaten und dem kommunalen Sektor bei der Bewirtschaf-
tung von Flächenressourcen für die Siedlungsentwicklung fördern; 
e) auf Gemeinschaftsebene ansetzende Maßnahmen zum Schutz der Flächenressourcen in bestehenden städti-
schen und ländlichen Siedlungen stärken;  
f) geeignete Pacht- und Nutzungsregelungen schaffen, durch die allen Landnutzern, insbesondere indigenen Be-
völkerungsgruppen, Frauen, örtlichen Gemeinschaften, den unteren Einkommensgruppen in den Städten und den 
Armen auf dem Land sichere Nutzungs- und Besitzrechte gewährt werden;  
g) beschleunigte Bemühungen unternehmen, um den Zugang städtischer und ländlicher Armutsgruppen zu Grund 
und Boden zu fördern, wozu unter anderem auch Kreditprogramme für den Kauf von Land und für den Bau/Erwerb 
sicherer und gesunder Wohnungen sowie von Infrastrukturdiensten bzw. für deren Verbesserung gehören;  
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h) eine bessere Flächenwirtschaftspraxis entwickeln, die einen umfassenden Lösungsansatz für den möglicher-
weise konkurrierenden Bedarf an Land für die Landwirtschaft, die Industrie, den Verkehr, die Stadtentwicklung, 
Grünflächen, Schutzgebiete und sonstige Lebensnotwendigkeiten enthält, und deren Umsetzung unterstützen;  
i) das Verständnis der politischen Entscheidungsträger für die negativen Folgen planlos errichteter Siedlungen in 
ökologisch sensiblen Gebieten und für die demzufolge notwendige geeignete staatliche und kommunale Flächen- 
und Siedlungspolitik schärfen. 
7.31 Auf internationaler Ebene sollten die verschiedenen bilateralen und multilateralen Organisationen und Pro-
gramme wie UNDP, FAO, die Weltbank, die regionalen Entwicklungsbanken, andere interessierte Organisationen 
und das UNDP/Weltbank/Habitat-Programm für Stadtentwicklung Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Flächen-
bewirtschaftung global stärker koordinieren, und es sollten Maßnahmen ergriffen werden, um den Transfer anwend-
barer Erfahrungen über eine zukunftsfähige Flächenwirtschaftspraxis an die Entwicklungsländer und zwischen die-
sen Ländern zu fördern.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
7.32 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 3 Milliarden Dol-
lar pro Jahr, wovon etwa 300 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
7.33 Alle Länder, insbesondere die Entwicklungsländer, sollten allein oder im regionalen oder subregionalen Rah-
men Zugriff auf moderne Techniken der Flächenbewirtschaftung erhalten, so etwa auf geografische Informationssy-
steme, Satellitenfotografie/Bilddaten und andere Fernerkundungstechnologien.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
7.34 In allen Ländern sollten umweltzentrierte Ausbildungsmaßnahmen auf dem Gebiet der nachhaltigen Flächen-
planung und -bewirtschaftung durchgeführt werden, wobei den Entwicklungsländern durch internationale Unterstüt-
zung und internationale Finanzierungseinrichtungen Hilfe gewährt werden sollte. Auf diese Weise  
a) soll die Kapazität von auf staatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- und kommunaler Ebene angesiedelten Bil-
dungseinrichtungen für Forschung und Lehre erweitert werden, damit diese formelle Ausbildungsgänge für Techni-
ker und Fachleute für Flächenbewirtschaftung anbieten können; 
b) soll die organisatorische Überprüfung der für Flächenfragen zuständigen Ministerien und Regierungsbehörden 
erleichtert werden, damit effizientere Mechanismen für die Flächenbewirtschaftung konzipiert und in regelmäßigen 
Abständen arbeitsbegleitende Auffrischungskurse für die Führungsspitzen und die Mitarbeiter dieser Ministerien 
und Behörden durchgeführt werden können, in denen sie mit den modernsten Technologien zur Flächenbewirtschaf-
tung vertraut gemacht werden;  
c) sollen diese Behörden gegebenenfalls mit modernen technischen Einrichtungen wie etwa Computer-Hardware 
und Software sowie mit vermessungstechnischer Ausrüstung ausgestattet werden;  
d) sollen vorhandene Programme ausgebaut und ein internationaler und interregionaler Austausch von Informa-
tionen und Erfahrungen zum Thema Flächenbewirtschaftung gefördert werden, durch die Gründung von Fach-
verbänden für diesen Wissenschaftszweig und durch verwandte Maßnahmen wie etwa Fachtagungen und Seminare.  
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D. FÖRDERUNG EINER INTEGRIERTEN UMWELTINFRASTRUKTURVERSORGUNG: WASSER,   
SANITÄRE EINRICHTUNGEN, ENTWÄSSERUNG UND BEHANDLUNG FESTER ABFÄLLE 
 
Handlungsgrundlage  
7.35 Ob eine Stadtentwicklung zukunftsfähig ist, bestimmt sich durch viele Parameter, die mit der Wasserversor-
gung, der Luftqualität und der Bereitstellung einer Umweltinfrastruktur für die Abwasserbeseitigung und die Abfall-
entsorgung zusammenhängen. Infolge der Benutzerdichte bietet eine richtig gesteuerte Urbanisierung einzigartige 
Möglichkeiten für die Bereitstellung einer nachhaltigen Umweltinfrastruktur durch eine leistungsgerechte Preispoli-
tik, angemessene Aufklärungsprogramme und ausgewogene Zugangsregelungen, die ökonomisch und ökologisch 
tragfähig sind. In den meisten Entwicklungsländern ist indessen die unzulängliche oder fehlende Umweltinfrastruk-
tur für den weithin schlechten Gesundheitszustand und alljährlich für zahlreiche vermeidbare Todesfälle verantwort-
lich. In diesen Ländern werden sich die Bedingungen weiter verschlechtern, da die wachsenden Bedürfnisse die Ka-
pazität der Regierungen übersteigen, angemessen zu reagieren. 
7.36 Ein integriertes Konzept für die Bereitstellung einer umweltgerechten Siedlungsinfrastruktur, insbesondere für 
die städtischen und ländlichen Armutsgruppen, ist eine Investition in die nachhaltige Entwicklung, die die Lebens-
qualität steigern, die Produktivität erhöhen, die Gesundheit verbessern und die Investitionslast für Heilmaßnahmen 
und Armutslinderung vermindern kann. 
7.37 Die meisten der Maßnahmen, die sich durch eine integrierte Vorgehensweise besser steuern ließen, sind in der 
Agenda 21 erfasst, und zwar wie folgt: Kapitel 6 (Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit), Kapitel 9 
(Schutz der Erdatmosphäre), Kapitel 18 (Schutz der Süßwasserqualität und der Süßwasservorkommen) und Kapi-
tel 21 (Umweltgerechte Behandlung fester Abfälle und Abwasserfragen).  
Ziel 
7.38 Ziel ist die Bereitstellung angemessener Umweltinfrastruktureinrichtungen in allen Siedlungsgebieten bis zum 
Jahr 2025. Die Verwirklichung dieses Ziels würde voraussetzen, dass alle Entwicklungsländer in ihre nationalen 
Strategien auch Programme zum Aufbau der notwendigen technischen, finanziellen und menschlichen Ressourcen-
kapazität aufnehmen, damit es bis zum Jahr 2000 zu einer besseren Integration der Infrastruktur- und Umweltpla-
nung kommen kann.  
Maßnahmen  
7.39 Alle Länder sollten die Umwelteignung der Siedlungsinfrastruktur prüfen, nationale Ziele für eine umweltver-
trägliche Abfallbehandlung festlegen und eine umweltgerechte Technik zum Einsatz bringen, um sicherzustellen, 
dass Umwelt, menschliche Gesundheit und Lebensqualität geschützt werden. Siedlungsinfrastruktur und Umwelt-
programme zur Förderung eines integrierten siedlungspolitischen Konzepts für Planung, Bau, Wartung und Verwal-
tung der Umweltinfrastruktur (Wasserversorgung, Sanitärversorgung, Entwässerung, Behandlung fester Abfälle) 
sollten mit Unterstützung bilateraler und multilateraler Organisationen ausgebaut werden. Die Koordinierung zwi-
schen diesen Organisationen sowie auch die Zusammenarbeit mit internationalen und nationalen Vertretern von 
Städte- und Gemeindeverbänden, dem Privatsektor und lokalen Gruppen sollte ebenfalls intensiviert werden. Die 
Tätigkeit aller an der Bereitstellung von Umweltinfrastruktur beteiligten Stellen sollte sich nach Möglichkeit an ei-
ner ökosystemaren oder ballungsraumspezifischen Siedlungskonzeption orientieren und in der Bandbreite der Pro-
grammaktivitäten auch Monitoring, angewandte Forschung, Kapazitätsaufbau, Transfer geeigneter Technologien 
und technische Zusammenarbeit einschließen. 
7.40 Die Entwicklungsländer sollten auf staatlicher und kommunaler Ebene bei der Einführung eines integrierten 
Konzepts für die Wasser-, Energie- und Sanitärversorgung, die Entwässerung und die Behandlung fester Abfälle 
unterstützt werden. Dabei sollten externe Finanzierungsorganisationen sicherstellen, dass dieses Konzept insbeson-
dere bei der Verbesserung der Umweltinfrastruktur in informellen Siedlungen Anwendung findet, wobei Vorschrif-
ten und Normen, in denen die Lebensbedingungen und die Ressourcen der zu versorgenden Gemeinschaften berück-
sichtigt werden, als Ausgangsbasis dienen sollen.  
7.41 Alle Länder sollten sich, soweit angezeigt, bei der Bereitstellung von Umweltinfrastruktur an folgende Grund-
sätze halten: 
a) Einführung von Politiken, durch die Umweltschäden so gering wie möglich gehalten oder von vornherein ver-
mieden werden;  
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b) Gewährleistung dessen, dass vor allen diesbezüglichen Entscheidungen eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt wird und außerdem die Kosten aller entstehenden Umweltfolgen berücksichtigt werden;  
c) Förderung einer mit den lokalen Gepflogenheiten im Einklang stehende Entwicklung und Einführung an örtli-
che Gegebenheiten angepasster Technologien; 
d) Förderung einer Politik, die auf die Rückgewinnung der tatsächlichen Infrastrukturkosten abzielt, gleichzeitig 
aber die Notwendigkeit geeigneter Ansätze (unter anderem auch Subventionen) anerkennt, um die Grundversorgung 
auf alle Haushalte auszudehnen; 
e) Suche nach gemeinsamen Lösungen für Umweltprobleme, die mehrere Gemeinden betreffen.  
7.42 Die Verbreitung von Informationen aus bereits bestehenden Programmen zwischen interessierten Ländern und 
örtlichen Institutionen sollte erleichtert und gefördert werden.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
7.43 Das Konferenzsekretariat hat in anderen Kapiteln eine Schätzung für die meisten Kosten der Durchführung der 
in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen aufgestellt. Nach seiner Schätzung betragen die Gesamtkosten 
(1993-2000) für technische Hilfe seitens der internationalen Gemeinschaft in Form von Zuschüssen oder zu Vor-
zugsbedingungen durchschnittlich etwa 50 Millionen Dollar pro Jahr. Es handelt sich dabei nur um indikative 
Schätzungen der Größenordnung, die von den Regierungen noch nicht überprüft worden sind. Die tatsächlichen Ko-
sten und die Finanzierungsbedingungen, einschließlich etwaiger nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter 
anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme die Regierungen beschließen. 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
7.44 Die innerhalb der bestehenden Programme verfügbaren wissenschaftlich-technischen Mittel sollten wann im-
mer möglich koordiniert und so eingesetzt werden, dass  
a) die Forschungsarbeiten im Hinblick auf integrierte Politiken für Umweltinfrastrukturprogramme und -vor-
haben auf der Grundlage von Kosten-Nutzen-Analysen und der umfassenden Prüfung der Umweltverträglichkeit 
beschleunigt werden;  
b) Methoden zur Abschätzung der "effektiven Nachfrage" unter Verwendung von Umwelt- und Entwicklungsda-
ten als Kriterien für die Auswahl der geeigneten Technologie gefördert werden.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU  
7.45 Mit der Hilfe und der Unterstützung von Finanzierungsorganisationen sollten alle Länder nach Bedarf Ausbil-
dungs- und Bürgerbeteiligungsprogramme durchführen, die darauf ausgerichtet sind,  
a) den Bürgern, insbesondere der indigenen Bevölkerung, den Frauen, den unteren Einkommensgruppen und den 
Armen, die Mittel, die Vorgehensweisen und Vorteile im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Umweltinfra-
struktureinrichtungen stärker bewusst zu machen;  
b) einen Kern von Fachleuten mit entsprechenden Qualifikationen auf dem Gebiet der integrierten Planung von 
Infrastrukturdienstleistungen und der Unterhaltung ressourceneffizienter, umweltgerechter und sozial annehmbarer 
Systeme aufzubauen;  
c) die institutionelle Kapazität von Kommunalverwaltungen und Verwaltungsfachleuten zur integrierten Bereit-
stellung angemessener Infrastrukturdienstleistungen in partnerschaftlichem Zusammenwirken mit örtlichen Gemein-
schaften und der Privatwirtschaft auszubauen;  
d) geeignete Rechtsvorschriften und regulatorische Instrumente, darunter auch die Möglichkeit der Quersubven-
tionierung, einzuführen, um auch die noch nicht angeschlossenen Bevölkerungsgruppen, insbesondere die Armen, in 
den Genuss der Vorteile angemessener und erschwinglicher Umweltinfrastruktureinrichtungen kommen zu lassen.  
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E. FÖRDERUNG UMWELTVERTRÄGLICHER ENERGIEVERSORGUNGS- UND VERKEHRSSYSTEME 
IN DEN SIEDLUNGEN 
 
Handlungsgrundlage  
7.46 Der größte Teil der für kommerzielle und nichtkommerzielle Zwecke produzierten Energie wird zur Zeit in 
menschlichen Siedlungen und für diese verbraucht, wobei ein erheblicher Prozentsatz auf die privaten Haushalte 
entfällt. Die Entwicklungsländer sehen sich zur Zeit vor die Notwendigkeit gestellt, ihre Energieproduktion zu erhö-
hen, um die Entwicklung voranzutreiben und den Lebensstandard ihrer Bürger zu verbessern, und gleichzeitig die 
Kosten der Energieerzeugung und die mit dem Energieverbrauch einhergehende Umweltbelastung zu reduzieren. 
Ein effizienterer Energieverbrauch mit dem Ziel, die dadurch verursachte Verschmutzung zu verringern und den 
Einsatz erneuerbarer Energien zu fördern, muss bei allen Maßnahmen zum Schutz der städtischen Umwelt Vorrang 
haben.  
7.47 Für die Industrieländer als Hauptenergiekonsumenten ergibt sich die Notwendigkeit der Energieplanung und 
-bewirtschaftung, der Förderung erneuerbarer und alternativer Energiequellen und der Bewertung der Lebenszy-
kluskosten heute üblicher Systeme und Verfahrenstechniken, auf Grund derer viele Städte unter weitverbreiteter 
Luftbelastung durch Ozon, Feststoffpartikel und Kohlenmonoxid leiden. Als Gründe kommen in erster Linie techni-
sche Unzulänglichkeiten und ein steigender Brennstoffverbrauch auf Grund eines unrationellen Energieeinsatzes, 
einer hohen Bevölkerungs- und Industriedichte und einer rapide steigenden Zahl von Kraftfahrzeugen in Frage.  
7.48 Etwa 30 Prozent des Energieverbrauchs für kommerzielle Zwecke und etwa 60 Prozent des weltweiten Ge-
samtverbrauchs an Flüssigtreibstoff entfallen auf den Verkehrssektor. In den Entwicklungsländern bringen die ra-
sche Motorisierung und die zu geringe Investitionstätigkeit im Bereich der städtischen Verkehrsplanung, -lenkung 
und -infrastruktur immer mehr Probleme in Form von Unfällen und Verletzungen, Gesundheitsschäden, Lärmbelä-
stigung, überlasteten Verkehrswegen und Produktivitätseinbußen mit sich, wie sie in ähnlicher Weise in vielen Indu-
strieländern zu beobachten sind. Alle diese Probleme haben schwerwiegende Auswirkungen für die Stadtbewohner, 
insbesondere für diejenigen, die nur über ein geringes oder gar kein Einkommen verfügen.  
Ziele  
7.49 Die Ziele bestehen in der weiterreichenden Bereitstellung energieeffizienterer Technologien und alternativer/-
erneuerbarer Energieträger für menschliche Siedlungen und in der Minderung der schädlichen Auswirkungen der 
Energieerzeugung und des Energieverbrauchs auf Gesundheit und Umwelt.  
Maßnahmen  
7.50 Die wichtigsten für diesen Programmbereich relevanten Maßnahmen sind in Kapitel 9 (Schutz der Erdatmo-
sphäre), Programmbereich B, erster Teil (Erschließung von Energiequellen, Energieeffizienz und Energieverbrauch) 
und zweiter Teil (Verkehrswesen) enthalten.  
7.51 In einem umfassenden siedlungspolitischen Konzept sollte auch die Förderung einer umweltverträglichen 
Energieerschließung in allen Ländern enthalten sein, wie folgt: 
 
A) INSBESONDERE DIE ENTWICKLUNGSLÄNDER SOLLTEN  
  i) nationale Aktionsprogramme zur Förderung und Unterstützung von Wiederaufforstungsmaßnahmen und 
der Wiederherstellung der eigenen Waldressourcen erarbeiten, deren Ziel eine dauerhafte Deckung des 
Biomasse-Energiebedarfs der Niedrigeinkommensgruppen in den Städten und der ländlichen Armuts-
gruppen, vor allem der Frauen und Kinder, ist;  
 ii) nationale Aktionsprogramme zur Förderung der integrierten Entwicklung von energiesparenden und auf 
erneuerbaren Energieträgern beruhenden Technologien erarbeiten, insbesondere für die Nutzung von So-
larenergie, Wasserkraft, Windenergie und Biomasse;  
iii) eine weite Verbreitung und Kommerzialisierung von auf erneuerbare Energieträger gestützten Technolo-
gien fördern, durch geeignete Maßnahmen, unter anderem durch steuerliche Maßnahmen und Mechanis-
men des Technologietransfers;  
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iv) auf Hersteller und Nutzer zugeschnittene Informations- und Ausbildungsprogramme einleiten, um den 
Einsatz energiesparender Techniken und energieeffizienter Haushaltsgeräte zu fördern;  
 
B) INTERNATIONALE ORGANISATIONEN UND BILATERALE GEBER SOLLTEN  
  i) die Entwicklungsländer bei der Durchführung nationaler Energieprogramme unterstützen, um den breiten 
Einsatz von energiesparenden und auf erneuerbaren Energieträgern beruhenden Technologien zu errei-
chen, insbesondere die Nutzung von Solarenergie, Windenergie, Biomasse und Wasserkraft;  
 ii) Zugang zu Ergebnissen aus Forschung und Entwicklung gewähren, um die Effizienz der Energienutzung 
in menschlichen Siedlungen zu verbessern.  
7.52 Die Förderung effizienter und umweltgerechter Nahverkehrssysteme in allen Ländern sollte durch ein umfas-
sendes Gesamtkonzept für die städtische Verkehrsplanung und -lenkung erfolgen. Zu diesem Zweck sollten alle 
Länder  
a) die Flächennutzungs- und Verkehrsplanung miteinander integrieren, um verkehrsreduzierende Entwicklungs-
muster zu fördern; 
b) nach Bedarf Nahverkehrsprogramme beschließen, die bevorzugt öffentliche Verkehrsmittel mit hoher Passa-
gierdichte einsetzen;  
c) nicht motorisierte Beförderungsarten unterstützen, indem sie nach Bedarf für sichere Rad- und Gehwege in 
Innenstadt- und Vorstadtbezirken sorgen;  
d) einer wohldurchdachten Verkehrslenkung, einem effizienten Betrieb des öffentlichen Verkehrs und der Unter-
haltung der Verkehrsinfrastruktur besondere Beachtung schenken;  
e) den Informationsaustausch zwischen Ländern und Vertretern von Ortsbezirken und Städten verstärken;  
f) die derzeitigen Konsumgewohnheiten und Produktionsweisen überdenken, um den Verbrauch von Energie und 
einheimischen Ressourcen zu reduzieren.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
7.53 Das Konferenzsekretariat hat in Kapitel 9 (Schutz der Erdatmosphäre) eine Schätzung der Kosten vorgenom-
men, die für die Durchführung der in diesem Programmbereich vorgesehenen Maßnahmen entstehen.  
 
B) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
7.54 Zur Erhöhung der Fachkompetenz der Beschäftigten und der Institutionen des Energiewirtschafts- und Ver-
kehrssektors sollten alle Länder nach Bedarf folgende Maßnahmen einleiten:  
a) Die Bereitstellung von arbeitsbegleitenden und sonstigen Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten für Staatsbe-
dienstete, Planungsfachleute, Verkehrsingenieure und Führungskräfte im Energiewirtschafts- und Verkehrssektor;  
b) die Schärfung des Bewusstseins der Öffentlichkeit für die Umweltfolgen des Verkehrs- und Reiseverhaltens im 
Rahmen von Medienkampagnen sowie durch Unterstützung von nichtstaatlichen und Bürgerinitiativen, die nicht 
motorisierte Arten der Fortbewegung, Fahrgemeinschaften und Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit 
fördern;  
c) den Ausbau von Einrichtungen auf regionaler, staatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- und privatwirtschaftlicher 
Ebene, die Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten im Bereich der Energiewirtschaft und der städtischen Verkehrspla-
nung und -lenkung anbieten.  
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F. FÖRDERUNG DER SIEDLUNGSPLANUNG UND SIEDLUNGSORDNUNGSPOLITIK IN 
KATASTROPHENGEFÄHRDETEN GEBIETEN 
 
Handlungsgrundlage  
7.55 Naturkatastrophen verursachen Verluste an Menschenleben, Störungen der Wirtschaftstätigkeit und der Pro-
duktivität der Städte, wovon vor allem die dafür besonders anfälligen einkommensschwachen Gruppen betroffen 
sind, sowie außerdem erhebliche Umweltschäden, wie etwa den Verlust von fruchtbaren Ackerböden und die Kon-
taminierung der Gewässer, und können zur Folge haben, dass große Bevölkerungsteile neu angesiedelt werden müs-
sen. Schätzungen zufolge sind in den letzten zwanzig Jahren drei Millionen Menschen solchen Ereignissen zum Op-
fer gefallen und 800 Millionen Menschen von den Auswirkungen betroffen gewesen. Nach Schätzungen des Amts 
des Koordinators der Vereinten Nationen für Katastrophenhilfe belaufen sich die Verluste für die Wirtschaft welt-
weit alljährlich auf ca. 30 bis 50 Milliarden Dollar.  
7.56 In ihrer Resolution 44/236 erklärte die Generalversammlung die neunziger Jahre zur Internationalen Dekade 
für Katastrophenvorbeugung. Die Ziele der Dekade7 sind von Relevanz für die Zielsetzungen des vorliegenden Pro-
grammbereichs.  
7.57 Darüber hinaus besteht die dringende Notwendigkeit, sich mit der Verhütung und Reduzierung anthropogener 
Katastrophen bzw. mit Katastrophen auseinanderzusetzen, die unter anderem durch die Industrie, die Erzeugung von 
Atomenergie unter mangelhaften Sicherheitsbedingungen und durch Giftmüll verursacht werden (siehe Kapitel 6 der 
Agenda 21).  
Ziel 
7.58 Ziel ist, alle Länder, vor allem die katastrophengefährdeten Länder, in die Lage zu versetzen, die schädlichen 
Auswirkungen natürlicher und anthropogener Katastrophen auf Siedlungen, auf die Volkswirtschaft und die Umwelt 
zu mildern.  
Maßnahmen  
7.59 Drei gesonderte Tätigkeitsfelder sind in diesem Programmbereich vorgesehen: die Entwicklung einer "Sicher-
heitskultur", die Katastrophenplanung und die Wiederaufbaumaßnahmen in der Katastrophenfolgezeit. 
 
A) ENTWICKLUNG EINER SICHERHEITSKULTUR  
7.60 Um in allen Ländern, vor allem den besonders stark gefährdeten, eine "Sicherheitskultur" zu fördern, sollten 
folgende Maßnahmen ergriffen werden:  
a) Die Durchführung von Untersuchungen auf nationaler und kommunaler Ebene über Art und Auftreten von 
Naturkatastrophen, ihre Auswirkungen auf Menschen und Wirtschaft, die Folgen einer unzulänglichen Bauweise 
und einer ungeeigneten Flächennutzung in katastrophenbedrohten Gebieten sowie die sozialen und wirtschaftlichen 
Vorteile einer ausreichenden Katastrophenplanung;  
b) die Durchführung von Aufklärungskampagnen auf nationaler und lokaler Ebene unter Heranziehung aller ver-
fügbaren Medien, die Umsetzung der auf diese Weise gewonnenen Erkenntnisse in für die allgemeine Öffentlichkeit 
und die unmittelbar gefährdeten Bevölkerungsgruppen leicht verständliche Informationen;  
c) der Ausbau und/oder Aufbau globaler, regionaler, nationaler und lokaler Frühwarnsysteme, welche die Men-
schen vor drohenden Katastrophen warnen;  
d) die Ausweisung von Industriestandorten auf nationaler und internationaler Ebene, die Schauplatz von Umwelt-
katastrophen waren/sind, und die Umsetzung von Strategien zur Wiederherstellung dieser Gebiete unter anderem 
durch  
  i) Neustrukturierung der Wirtschaftstätigkeit und Förderung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten in umwelt-
verträglichen Sektoren;  
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 ii) Förderung einer engen Zusammenarbeit zwischen staatlichen und kommunalen Behörden, örtlichen 
Gemeinschaften und nichtstaatlichen Organisationen sowie der Privatwirtschaft;  
iii) Ausarbeitung und Durchsetzung strenger Umweltkontrollnormen.  
 
B) KATASTROPHENPLANUNG  
7.61 Die Katastrophenplanung sollte in allen Ländern fester Bestandteil der Siedlungsplanung sein. Folgende Maß-
nahmen sollten unter anderem getroffen werden: 
a) Die vollständige Erforschung der Gefährdung und Anfälligkeit der menschlichen Siedlungen und der Sied-
lungsinfrastruktur, einschließlich der Wasserver- und -entsorgung, der Kommunikationsverbindungen und der Ver-
kehrsnetze für verschiedene Gefahrenquellen, da es vorkommen kann, dass Risikominderung in einem Bereich die 
Anfälligkeit in einem anderen erhöht (beispielsweise ist ein erdbebensicheres Haus aus Holz anfälliger gegen Stür-
me);  
b) die Entwicklung von Methoden zur Gefahren- und Verletzbarkeitsbewertung in bestimmten Siedlungen und 
zur Einbindung von Risikominderung und Anfälligkeitsreduzierung in die Siedlungsplanung und das Siedlungsma-
nagement;  
c) die Verlagerung ungeeigneter neuer Erschließungsmaßnahmen und von Siedlungen in Gebiete, die nicht gefah-
renbedroht sind;  
d) die Ausarbeitung von Richtlinien für die Standortwahl, die Planung und den Betrieb potenziell gefährlicher 
Industrien und Aktivitäten;  
e) die Entwicklung eines Instrumentariums (rechtlicher, wirtschaftlicher Art usw.) zur Förderung einer katastro-
phenbewussten Entwicklung, so auch von Wegen, um sicherzustellen, dass Beschränkungen für bestimmte Entwick-
lungsoptionen Eigentümer nicht über Gebühr belasten bzw. dass sie alternative Entschädigungsmöglichkeiten vor-
sehen;  
f) die weitere Erschließung und Verbreitung von Informationen über katastrophenresistente Baumaterialien und 
Konstruktionsverfahren für Gebäude und öffentliche Bauarbeiten überhaupt;  
g) die Entwicklung von Ausbildungsprogrammen, um Bauunternehmer in katastrophenfesten Bautechniken zu 
unterweisen. Einige Programme sollten speziell auf kleingewerbliche Bauunternehmen, die die überwiegende Mehr-
zahl der Häuser und sonstigen kleineren baulichen Anlagen in den Entwicklungsländern errichten, sowie auf die 
ländliche Bevölkerung zugeschnitten sein, die ihre Häuser in Eigenarbeit errichten;  
h) die Entwicklung von Ausbildungsprogrammen für Katastrophenschutz-Einsatzleiter vor Ort, nichtstaatliche 
Organisationen und Bürgergruppen, die alle Aspekte der Katastrophenvorsorge umfassen, darunter auch Rettungs- 
und Bergungsdienste in Stadtgebieten, Notverkehr, Frühwarnsysteme und die Katastrophenplanung;  
i) die Entwicklung entsprechender Verfahren und Methoden, um die örtlichen Gemeinschaften in die Lage zu 
versetzen, sich Informationen über gefährliche Standorte oder Gefahrenlagen in diesen Gebieten zu verschaffen und 
sich verstärkt an Frühwarnsystemen und an Verfahren und Plänen zur Katastrophenabwehr und -bewältigung zu 
beteiligen;  
j) die Aufstellung von Aktionsplänen für den Wiederaufbau von Wohn- und Siedlungsgebieten, insbesondere der 
lebenswichtigen kommunalen Versorgungseinrichtungen.  
 
C) EINLEITUNG VON WIEDERAUFBAU- UND WIEDERHERSTELLUNGSMASSNAHMEN IN DER 
KATASTROPHENFOLGEZEIT  
7.62 Die internationale Staatengemeinschaft als einer der wichtigsten Partner bei Wiederaufbau- und Wiederherstel-
lungsmaßnahmen in der Katastrophenfolgezeit sollte sicherstellen, dass die betroffenen Länder aus den zur Verfü-
gung gestellten Mitteln den größtmöglichen Nutzen ziehen, indem sie  
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a) Forschungsarbeiten zu den Erfahrungen der Vergangenheit in Bezug auf die sozialen und ökonomischen 
Aspekte von Wiederaufbaumaßnahmen nach einem Katastrophenereignis durchführen und effektive Strategien und 
Richtlinien dafür aufstellen, wobei bei der Verteilung knapper Wiederaufbaumittel besonderes Gewicht auf entwick-
lungszentrierte Strategien und die durch solche Wiederaufbaumaßnahmen gebotenen Chancen zur Schaffung zu-
kunftsfähiger Siedlungsmuster liegen sollte;  
b) internationale Leitlinien zur Anpassung an nationale und lokale Bedürfnisse erarbeiten und verbreiten;  
c) die Bemühungen einzelstaatlicher Regierungen unterstützen, unter Beteiligung der betroffenen Gemeinschaf-
ten eine Notfallplanung für Wiederaufbau- und Wiederherstellungsmaßnahmen in der Katastrophenfolgezeit einzu-
führen. 
 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
7.63 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 50 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden.  
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
7.64 Auf dieses Fachgebiet spezialisierte Wissenschaftler und Ingenieure aus entwickelten Ländern wie auch aus 
Entwicklungsländern sollten mit Städte- und Regionalplanern zusammenarbeiten, um das Grundlagenwissen und die 
grundlegenden Mittel bereitzustellen, die es gestatten, auf Grund von Katastrophen sowie einer nicht umweltgerech-
ten Entwicklung entstehende Verluste zu reduzieren.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
7.65 Die Entwicklungsländer sollten Ausbildungsprogramme über katastrophenresistente Bautechniken für Bauun-
ternehmer durchführen, die die Mehrzahl der Wohnhäuser in den Entwicklungsländern errichten. Diese Programme 
sollten speziell auf kleingewerbliche Unternehmen zugeschnitten sein, die im Wohnungsbau in den Entwicklungs-
ländern dominieren.  
7.66 Für Staatsbedienstete und Planungsfachleute sowie Bürger- und nichtstaatliche Organisationen sollten Ausbil-
dungsprogramme durchgeführt werden, die alle Aspekte der Katastrophenvorsorge umfassen, so auch Frühwarnsy-
steme, Katastrophenplanung und katastrophengerechte Baumaßnahmen sowie Bau- und Wiederherstellungsmaß-
nahmen in der Katastrophenfolgezeit. 
 
G. FÖRDERUNG UMWELTVERTRÄGLICHER BAUGEWERBLICHER TÄTIGKEIT 
 
Handlungsgrundlage  
7.67 Die Tätigkeit des Bausektors ist von entscheidender Bedeutung für die Verwirklichung der nationalen sozio-
ökonomischen Entwicklungsziele, also der Versorgung mit Wohnungen, Infrastruktur und Arbeitsplätzen. Sie kann 
jedoch durch die Erschöpfung der natürlichen Ressourcenvorkommen, die Schädigung empfindlicher Ökosysteme, 
die chemische Verunreinigung und die Verwendung gesundheitsschädlicher Baumaterialien Ursache erheblicher 
Umweltschäden sein.  
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Ziele 
7.68 Die Ziele sind erstens die Annahme entsprechender Politiken und Technologien und der Austausch diesbezüg-
licher Informationen, um der Bauwirtschaft die Möglichkeit zu geben, siedlungspolitische Entwicklungsziele zu 
erfüllen und gleichzeitig schädliche Nebenwirkungen auf die Gesundheit und die Biosphäre zu vermeiden, und 
zweitens die Verbesserung der arbeitsplatzschaffenden Kapazität der Bauwirtschaft. Die Regierungen sollten hin-
sichtlich der Verwirklichung dieser Ziele eng mit der Privatwirtschaft zusammenarbeiten.  
Maßnahmen  
7.69 Im Einklang mit nationalen Plänen, Zielen und Prioritäten sollten alle Länder gegebenenfalls 
a) eine einheimische Baustoffindustrie aufbauen bzw. stärken, die möglichst weitgehend auf vor Ort verfügbare 
natürliche Ressourcen zurückgreift;  
b) Programme ausarbeiten, deren Ziel der vermehrte Einsatz einheimischer Materialien in der Bauwirtschaft ist; 
dies soll durch verstärkte fachliche Unterstützung und durch Anreizprogramme geschehen, mit deren Hilfe die Mög-
lichkeiten und die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit der kleingewerblichen und informellen Betriebe gesteigert 
werden, die diese Materialien und traditionellen Bautechniken einsetzen;  
c) Normen und andere ordnungsrechtliche Maßnahmen einführen, die den verstärkten Einsatz energiesparender 
Konstruktionskonzepte und Technologien und die nachhaltige, vom wirtschaftlichen und ökologischen Gesichts-
punkt her angemessene Nutzung natürlicher Ressourcen unterstützen;  
d) geeignete Flächennutzungskonzepte entwerfen und Planungsvorschriften erlassen, die speziell auf den Schutz 
ökologisch sensibler Gebiete vor physischer Zerstörung durch Baumaßnahmen und damit zusammenhängende Tä-
tigkeiten ausgerichtet sind;  
e) den Gebrauch arbeitsintensiver Bau- und Instandhaltungstechniken fördern, mit denen in der Bauwirtschaft 
Arbeitsplätze für die in den meisten Großstädten anzutreffende unterbeschäftigte Erwerbsbevölkerung geschaffen 
werden und gleichzeitig für die Heranbildung von Fachkräften in der Bauwirtschaft gesorgt wird;  
f) Politiken und Verfahrenspraktiken entwickeln, mit denen speziell der informelle Sektor und die Menschen 
erreicht werden sollen, die ihre Häuser in Selbsthilfe errichten; zu diesem Zweck sollen Baumaterialien für die arme 
städtische und ländliche Bevölkerung unter anderem durch Kreditprogramme und Großbeschaffung von Baustoffen 
für den anschließenden Weiterverkauf an kleingewerbliche Bauunternehmer und Gemeinschaften erschwinglicher 
gemacht werden.  
7.70 Alle Länder sollten  
a) den ungehinderten Informationsaustausch über sämtliche Umwelt- und Gesundheitsaspekte des Bauens för-
dern, einschließlich des Aufbaus und der Verbreitung von Datenbanken über die schädlichen Auswirkungen von 
Baumaterialien auf die Umwelt, durch gemeinsame Bemühungen des privaten und des öffentlichen Sektors;  
b) den Aufbau und die Verbreitung von Datenbanken über die schädlichen Auswirkungen von Baumaterialien auf 
die Umwelt fördern und Rechtsvorschriften und finanzielle Anreize zur verstärkten Wiederverwendung energie-
intensiver Materialien in der Bauindustrie und zur Verwertung der bei der Herstellung von Baumaterialien anfallen-
den Abfallenergie schaffen; 
c) die Anwendung von Wirtschaftsinstrumenten, so etwa von Produktgebühren fördern, um negative Anreize für 
die Verwendung von Baustoffen und Produkten zu setzen, die während ihres Lebenszyklus umweltverschmutzend 
wirken; 
d) zwischen allen Ländern, unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklungsländer, den Informationsaus-
tausch und den Transfer geeigneter Technologien zur Ressourcenbewirtschaftung im Bausektor fördern, insbesonde-
re was nichterneuerbare Ressourcen angeht; 
e) die Forschung in der Bauindustrie und bei damit zusammenhängenden Tätigkeiten fördern und in diesem Sek-
tor Institutionen gründen und ausbauen. 
Agenda 21 63 
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
7.71  Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 40 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 4 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
7.72 Die Entwicklungsländer sollten von internationalen Hilfs- und Finanzierungsorganisationen dabei unterstützt 
werden, unter Heranziehung einer Vielzahl von Ausbildungsmethoden die Kleinunternehmer im fachlichen Bereich 
und in der Betriebsführung weiterzubilden und die beruflichen Qualifikationen von Facharbeitern und Führungsper-
sonal in der Baustoffindustrie zu erweitern. Diese Länder sollten außerdem bei der Ausarbeitung von Programmen 
unterstützt werden, die durch den Transfer geeigneter Technologien den Einsatz abfallfreier, sauberer Technologien 
fördern.  
7.73 In allen Ländern sollten gegebenenfalls allgemeine Aufklärungsprogramme entwickelt werden, um die Bauun-
ternehmer verstärkt auf vorhandene umweltverträgliche Technologien aufmerksam zu machen. 
7.74 Die Kommunen werden aufgefordert, bei der Förderung des vermehrten Gebrauchs umweltgerechter Baustoffe 
und Bautechnologien selbst eine Pionierrolle zu übernehmen, etwa durch eine innovative Beschaffungspolitik.  
 
H. FÖRDERUNG DER ERSCHLIEßUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND DES 
KAPAZITÄTSAUFBAUS ZU GUNSTEN DER SIEDLUNGSENTWICKLUNG  
 
Handlungsgrundlage 
7.75 Neben dem Mangel an verfügbarem Fachwissen in den Bereichen Wohnungsbau, Siedlungsmanagement, Flä-
chenbewirtschaftung, Infrastruktur, Bauwesen, Energie, Verkehrswesen sowie Katastrophenplanung und Wieder-
aufbau sind in den meisten Ländern bei der Erschließung der menschlichen Ressourcen und der Schaffung der er-
forderlichen Kapazität drei sektorübergreifende Defizite zu beobachten. Bei dem ersten handelt es sich um die Ab-
wesenheit eines förderlichen Politikumfeldes, das in der Lage ist, die Ressourcen und die Tätigkeiten des öffentli-
chen Sektors, des Privatsektors und der Gemeinschaft bzw. des gesellschaftlichen Sektors miteinander zu integrie-
ren; an zweiter Stelle steht die Schwäche der fachbezogenen Bildungs- und Forschungseinrichtungen und an dritter 
das zu geringe Angebot an Möglichkeiten für die fachliche Ausbildung und Unterstützung der unteren Einkom-
mensgruppen in den Städten wie im ländlichen Raum.  
Ziel 
7.76 Ziel ist die bessere Erschließung der menschlichen Ressourcen und Kapazitätsbildung in allen Ländern durch 
Erweiterung der personellen und institutionellen Kapazität aller an der Siedlungsentwicklung beteiligten Akteure, 
insbesondere der indigenen Bevölkerungsgruppen und der Frauen. In diesem Zusammenhang sollten die tradi-
tionellen kulturellen Gebräuche der indigenen Bevölkerung und ihre Beziehung zur Umwelt berücksichtigt werden. 
Maßnahmen  
7.77 Spezifische Maßnahmen zur Erschließung der menschlichen Ressourcen und zur Kapazitätsbildung sind in 
jedem der in diesem Kapitel enthaltenen Programmbereiche vorgesehen. Allgemeiner betrachtet sollten allerdings 
zusätzliche Schritte zur Stärkung dieser Maßnahmen unternommen werden. Dazu sollten alle Länder gegebenenfalls  
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a) die Erschließung der menschlichen Ressourcen und der Kapazität der Einrichtungen des öffentlichen Sektors 
durch fachliche Unterstützung und internationale Zusammenarbeit stärken, um bis zum Jahr 2000 eine deutliche 
Effizienzsteigerung im staatlichen Handeln zu erzielen;  
b) ein förderliches Politikumfeld schaffen, das die Partnerschaft zwischen dem öffentlichen, dem privaten und 
dem kommunalen Sektor begünstigt; 
c) Einrichtungen, in denen Techniker, Fachpersonal und Verwaltungsfachleute sowie ernannte, gewählte und 
berufsmäßige Vertreter von Kommunalverwaltungen ausgebildet werden, bessere Ausbildung und fachliche Unter-
stützung zukommen lassen und sie besser befähigen, vorrangigen Ausbildungsbedarf, insbesondere in Bezug auf 
soziale, wirtschaftliche und umweltspezifische Aspekte der Siedlungsentwicklung, zu decken;  
d) auf kommunaler Ebene direkte Unterstützung für die Siedlungsentwicklung gewähren, und zwar unter anderem  
  i) durch Ausbau und Förderung von Programmen zur sozialen Mobilisierung und Bewusstseinsbildung für 
das vorhandene Potenzial von Frauen und Jugendlichen im Siedlungswesen;  
 ii) durch Erleichterung der Koordinierung der Aktivitäten von Frauen, Jugendlichen, Bürgergruppen und 
nichtstaatlichen Organisationen zur Siedlungsentwicklung;  
iii) durch Förderung der Forschung zu Programmen zu Gunsten von Frauen und anderen Gruppen und Eva-
luierung der erzielten Fortschritte, um Engpässe und einen eventuellen Unterstützungsbedarf aufzuzeigen;  
e) die Einbeziehung eines integrierten Umweltmanagement in die allgemeine Tätigkeit der Kommunen fördern.  
7.78 Sowohl internationale als auch nichtstaatliche Organisationen sollten die oben genannten Aktivitäten unterstüt-
zen, unter anderem indem sie subregionale Ausbildungseinrichtungen stärken, aktualisiertes Ausbildungsmaterial 
bereitstellen und die Ergebnisse erfolgreich durchgeführter Maßnahmen, Programme und Projekte zur Erschließung 
der menschlichen Ressourcen und zum Kapazitätsaufbau verbreiten. 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
7.79 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 65 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
7.80 Zur Erschließung der menschlichen Ressourcen und zum Aufbau weiterer Kapazität sollten Programme im 
Bereich der formalen und der nichtformalen Bildung miteinander kombiniert und benutzerorientierte Ausbildungs-
methoden, am aktuellen Kenntnisstand orientierte Ausbildungsmaterialien und moderne audiovisuelle Kommunika-
tionssysteme eingesetzt werden.  
 
                                                 
1 Es stehen zwar keine aggregierten Zahlen über die eigenen Aufwendungen der Länder oder die öffentlichen Entwicklungshilfeleistungen für das 
Wohn und Siedlungswesen zur Verfügung, aber aus den im Weltentwicklungsbericht 1991 enthaltenenen Zahlen für 16 Entwicklungsländer mit 
niedrigem Einkommen ist zu ersehen, dass die anteiligen Aufwendungen der Zentralregierung für das Wohnungswesen und für grundlegende 
Einrichtungen, für soziale Sicherheit und Wohlfahrt im Jahre 1989 durchschnittlich 5,6 Prozent betrugen, wobei im Falle Sri Lankas, das ein 
ehrgeiziges Wohnungsbauprogramm initiiert hat, der Anteil mit 15,1 Prozent sehr hoch liegt. In den industrialisierten Ländern des OECD-Raums 
bewegte sich der Anteil des Staates an den Aufwendungen für Wohnungswesen, grundlegende Einrichtungen, soziale Sicherheit und Wohlfahrt 
zwischen einem unteren Wert von 29,3 Prozent und einem oberen von 49,4 Prozent, wobei der Durchschnitt bei 39 Prozent lag (Weltbank, World 
Development Report, 1991, Weltentwicklungsindikatoren, Tabelle 11 (Washington, D.C., 1991)). 
2 Siehe Bericht des Generaldirektors für Entwicklung und internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit, der vorläufige statistische Daten über 
die operativen Aktivitäten des Systems der Vereinten Nationen für 1988 enthält (A/44/324-E/1989/106/Add.4, Anhang). 
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3 Weltbank, Annual Report, 1991 (Washington, D.C., 1991). 
4 Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, "Reported investment commitments related to UNDP-assisted projects, 1988", Tabelle 1, 
"Sectoral distribution of investment commitment in 1988-1989". 
5 Ein Pilotprogramm dieser Art, das Stadtdaten-Programm (CDP), das bereits im Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen 
(Habitat) eingesetzt wird, ist darauf gerichtet, Anwendungssoftware für Mikrocomputer zur Speicherung, Verarbeitung und Abfrage von Stadtda-
ten zum Zweck des Austauschs und der Verbreitung auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene zu entwickeln und an beteiligte Städte 
weiterzugeben. 
6 Dazu bedarf es einer integrierten Flächenbewirtschaftungspolitik, auf die auch in Kapitel 10 der Agenda 21 eingegangen wird (Integrierter An-
satz für die Planung und Bewirtschaftung der Flächenressourcen). 
7 Die im Anhang zu der Resolution 44/236 der Generalversammlung dargelegten Ziele der Internationalen Dekade für Katastrophenvorbeugung 
lauten wie folgt:  
a) Jedes Land besser zu befähigen, die Auswirkungen von Naturkatastrophen rasch und wirksam zu mildern, wobei der Hilfe an die Entwick-
lungsländer bei der Abschätzung des Schadenspotenzials von Katastrophen sowie bei der Errichtung von Frühwarnsystemen und katastrophenre-
sistenten Bauten, wann und wo immer notwendig, besondere Aufmerksamkeit gebührt;  
b) geeignete Leitlinien und Strategien für die Anwendung des vorhandenen wissenschaftlichen und technischen Wissens auszuarbeiten, unter 
Berücksichtigung der kulturellen und wirtschaftlichen Vielfalt unter den Nationen;  
c) wissenschaftliche und technische Bemühungen zu fördern, mit dem Ziel, kritische Wissenslücken zu schließen und so Verluste an Men-
schenleben und Sachwerten zu mindern;  
d) bereits vorhandene und neue technische Informationen in Bezug auf Maßnahmen zur Abschätzung, Vorhersage und Milderung von Natur-
katastrophen zu verbreiten;  
e) Maßnahmen zur Abschätzung, Vorhersage, Prävention und Milderung von Naturkatastrophen durch Programme der technischen Hilfe und des 
Technologietransfers, Demonstrationsprojekte und Bildungs- und Ausbildungsprogramme auszuarbeiten, die auf spezifische Katastrophen und 
Örtlichkeiten zugeschnitten sind, und die Effektivität dieser Programme zu evaluieren. 
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Integration von Umwelt- und Entwicklungsgesichtspunkten 
in der Entscheidungsfindung 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG 
8.1 Das vorliegende Kapitel umfasst folgende Programmbereiche:  
a) Integration von Umwelt- und Entwicklungsgesichtspunkten auf der Politik-, Planungs- und Managementebene;  
b) Schaffung eines wirksamen Rechts- und Regulierungsrahmens;  
c) Wirksamer Einsatz wirtschaftlicher Instrumente sowie marktwirtschaftlicher und anderer Anreize;  
d) Schaffung von Systemen integrierter umweltökonomischer Gesamtrechnungen.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
 
A. INTEGRATION VON UMWELT- UND ENTWICKLUNGSGESICHTSPUNKTEN AUF DER POLITIK-, 
PLANUNGS- UND MANAGEMENTEBENE  
 
Handlungsgrundlage 
8.2 In vielen Ländern besteht in den Entscheidungssystemen die Tendenz, wirtschaftliche, soziale und ökologische 
Faktoren auf der Ebene der Politik, der Planung und des Managements gesondert zu betrachten. Dies beeinflusst das 
Handeln aller gesellschaftlichen Gruppen, auch das der Regierung, der Industrie und des einzelnen Bürgers, und hat 
bedeutsame Auswirkungen auf die Effizienz und Nachhaltigkeit der Entwicklung. Wenn Umwelt und Entwicklung 
in den Mittelpunkt der wirtschaftlichen und politischen Entscheidungsfindung gestellt und somit faktisch eine voll-
ständige Integration dieser Faktoren herbeigeführt werden soll, ist möglicherweise eine Anpassung oder gar eine 
grundlegende Umgestaltung des Entscheidungsprozesses, unter Berücksichtigung landesspezifischer Voraussetzun-
gen, erforderlich. In den letzten Jahren haben einige Regierungen außerdem damit begonnen, umfangreiche Verän-
derungen in ihren institutionellen Strukturen vorzunehmen, um eine systematischere Einbeziehung der Umwelt in 
Entscheidungen wirtschafts-, sozial-, steuer-, energie-, agrar-, verkehrs- und handelspolitischer und sonstiger Art 
sowie der Auswirkungen der in diesen Bereichen verfolgten Politik auf die Umwelt zu ermöglichen. Außerdem 
werden zur Zeit neue Formen des Dialogs entwickelt, um eine bessere Integration zwischen staatlicher und kommu-
naler Verwaltungsebene, Industrie, Wissenschaft, Umweltgruppen und der Öffentlichkeit im Rahmen der Entwick-
lung wirksamer Umwelt- und Entwicklungskonzepte zu gewährleisten. Die Verantwortung für die Herbeiführung 
dieser Veränderungen liegt bei den Regierungen in partnerschaftlichem Zusammenwirken mit dem Privatsektor und 
den Kommunen und in Zusammenarbeit mit nationalen, regionalen und internationalen Organisationen, darunter 
insbesondere dem Umweltprogramm und dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen und der Weltbank. 
Auch der Erfahrungsaustausch zwischen den einzelnen Ländern kann von Nutzen sein. Als Gesamtrahmen für eine 
solche Integration dienen die Pläne sowie die Gesamt- und Einzelziele der einzelnen Länder, nationale Rechtsgrund-
sätze, Vorschriften und Gesetze wie auch die spezifische Situation, in der sich die einzelnen Länder befinden. In 
diesem Zusammenhang darf nicht vergessen werden, dass Umweltnormen, wenn sie in Entwicklungsländern durch-
gängig angewandt werden, schwere wirtschaftliche und soziale Kosten verursachen können.  
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Ziele  
8.3 Übergreifendes Ziel ist die Verbesserung bzw. Umgestaltung des Entscheidungsprozesses mit dem Ziel, sozio-
ökonomische und umweltbezogene Fragestellungen voll zu berücksichtigen und eine umfassendere Beteiligung der 
Öffentlichkeit zu gewährleisten. Mit der Maßgabe, dass jedes Land ausgehend von seinen landesspezifischen Gege-
benheiten und Bedürfnissen, Plänen, Politiken und Programmen eigene Prioritäten entwickeln wird, werden folgen-
de Ziele vorgeschlagen:  
a) Innerstaatliche Überprüfung der Wirtschafts-, Sektoral- und Umweltpolitik und der entsprechenden Strategien 
und Pläne, um die schrittweise Integration umwelt- und entwicklungspolitischer Fragestellungen zu gewährleisten;  
b) Ausbau institutioneller Strukturen, um auf allen Entscheidungsebenen die volle Integration von Umwelt- und 
Entwicklungsfragen zu ermöglichen;  
c) Schaffung bzw. Verbesserung von Mechanismen, um die Einbeziehung der betroffenen Einzelpersonen, Grup-
pen und Organisationen auf allen Ebenen der Entscheidungsfindung zu erleichtern;  
d) Einführung im innerstaatlichen Bereich festgelegter Verfahrensmechanismen zur Integration von Umwelt- und 
Entwicklungsfragen in die Entscheidungsfindung.  
Maßnahmen  
A) VERBESSERUNG DER ENTSCHEIDUNGSPROZESSE 
8.4 Primär besteht die Notwendigkeit, umwelt- und entwicklungsbezogene Entscheidungsprozesse zu integrieren. 
Zu diesem Zweck sollten die Regierungen eine einzelstaatliche Überprüfung der Entscheidungsabläufe durchführen 
und diese gegebenenfalls verbessern, um in ihrem Bemühen um eine wirtschaftlich effiziente, sozial ausgewogene 
und verantwortungsbewusste sowie umweltgerechte Entwicklung die schrittweise Integration wirtschaftlicher, sozia-
ler und umweltbezogener Fragestellungen zu erreichen. Jedes Land wird nach Maßgabe seiner eigenen Pläne, Politi-
ken und Programme eigene Prioritäten für die nachfolgend genannten Maßnahmen festlegen:  
a) die Gewährleistung der Integration wirtschaftlicher, sozialer und umweltbezogener Gesichtspunkte in der Ent-
scheidungsfindung auf allen Ebenen und in allen Ressorts;  
b) die Einführung eines im innerstaatlichen Bereich aufgestellten Politikrahmens, der von einer langfristigen Per-
spektive und einem sektorübergreifenden Ansatz als Entscheidungsgrundlage ausgeht, unter Berücksichtigung der 
übergreifenden Zusammenhänge zwischen den verschiedenen politischen, wirtschaftlichen, sozialen und umwelt-
spezifischen Fragestellungen im Zusammenhang mit dem Entwicklungsprozess;  
c) die Einführung im innerstaatlichen Bereich festgelegter Verfahrensmechanismen, mit denen die Kohärenz der 
Sektoral-, Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik sowie der entsprechenden Pläne und Politikinstrumente ein-
schließlich steuerlicher Maßnahmen und Haushaltsmaßnahmen gewährleistet ist; diese Mechanismen sollten auf 
verschiedenen Ebenen angewandt werden und alle am Entwicklungsprozess beteiligten Interessengruppen zusam-
menbringen;  
d) die systematische Überwachung und Evaluierung des Entwicklungsprozesses, die Durchführung regelmäßiger 
Bestandsaufnahmen des Standes der Humankapitalentwicklung, der wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen und 
Trends, des Zustands der Umwelt und der natürlichen Ressourcen; ergänzen ließe sich dies zudem durch jährliche 
Umwelt- und Entwicklungsbestandsaufnahmen mit dem Ziel, die von den verschiedenen Sektoren und Ressorts er-
zielten Fortschritte in Richtung auf eine nachhaltige Entwicklung zu bewerten; 
e) die Gewährleistung größerer Transparenz im Hinblick auf die ökologischen Auswirkungen von Wirtschafts- 
und Sektoralpolitiken und größerer Rechenschaftspflicht dafür;  
f) die Sicherstellung dessen, dass die Öffentlichkeit Zugang zu einschlägigen Informationen hat, dass die von ihr 
vertretenen Auffassungen leichter rezipiert werden können und dass ihre wirksame Teilhabe ermöglicht wird.  
B) VERBESSERUNG DER PLANUNGS- UND MANAGEMENTSYSTEME  
8.5 Unter Umständen müssen die zur Untermauerung von Entscheidungsprozessen herangezogenen Datensysteme 
und Analyseverfahren verbessert werden, damit ein stärker integrierter Entscheidungsansatz zum Tragen kommen 
kann. Die Regierungen sollten nach Bedarf in Zusammenarbeit mit nationalen und internationalen Organisationen 
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den Zustand des eigenen Planungs- und Managementsystems überprüfen und gegebenenfalls Verfahren ändern und 
stärken, um die integrierte Behandlung sozialer, wirtschaftlicher und umweltbezogener Fragestellungen zu ermögli-
chen. Die Länder werden nach Maßgabe ihrer nationalen Pläne, Politiken und Programme ihre eigenen Prioritäten 
für die nachfolgend genannten Maßnahmen festlegen:  
a) Der verbesserte Einsatz von Daten und Informationen in allen Planungs- und Managementphasen, der systema-
tische und gleichzeitige Einsatz sozialer, wirtschaftlicher, entwicklungsbezogener, ökologischer und umweltbezoge-
ner Daten; bei der Analyse sollten Interaktionen und Synergien herausgestellt werden; die Verwendung breitgefä-
cherter Analysemethoden ist zu befürworten, damit verschiedene Gesichtspunkte zur Verfügung stehen;  
b) die Einführung umfassender Analyseverfahren für die vorausschauende und die simultane Abschätzung der 
Entscheidungsfolgen, so auch innerhalb des Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereichs und zwischen diesen Berei-
chen; diese Verfahren sollten über die Projektebene hinausgehen und auch die Politik- und Programmebene mit ein-
schließen; die Analyse sollte sich auch auf die Abschätzung von Kosten, Nutzen und Risiken erstrecken;  
c) die Einführung flexibler und integrativer Planungskonzepte, die es gestatten, mehrere Ziele zu berücksichtigen 
und Anpassungen nach Maßgabe sich verändernder Bedürfnisse vorzunehmen; integrative Bereichskonzepte, die auf 
der Ebene des Ökosystems oder eines Wassereinzugsgebiets ansetzen, könnten hierbei hilfreich sein; 
d) die Einführung integrierter Managementsysteme, insbesondere für die Ressourcenbewirtschaftung; traditionel-
le oder indigene Methoden sollten geprüft und immer dann in Erwägung gezogen werden, wenn sie sich als wirksam 
erwiesen haben; die Einführung neuer Managementsysteme sollte keine Marginalisierung der Frau in ihrer traditio-
nellen Rolle nach sich ziehen;  
e) die Einführung integrierter Konzepte für eine nachhaltige Entwicklung auf regionaler Ebene, unter anderem 
auch im grenzüberschreitenden Bereich, jedoch vorbehaltlich der Erfordernisse, die sich durch besondere Umstände 
und Bedürfnisse ergeben;  
f) der Einsatz von (rechtlichen/regulatorischen und wirtschaftlichen) Politikinstrumenten als Planungs- und Ma-
nagementwerkzeuge, das Trachten nach Einbeziehung von Effizienzkriterien in Entscheidungen; das Instrumentari-
um sollte regelmäßig überprüft und adaptiert werden, damit die fortgesetzte Wirksamkeit sichergestellt ist;  
g) die Delegierung von Planungs- und Managementaufgaben auf die niedrigste Behördenebene, die wirksames 
Handeln erlaubt; insbesondere die Vorteile effektiver, fairer Chancen für die Beteiligung der Frau sollten diskutiert 
werden;  
h) die Einführung von Verfahren zur Beteiligung örtlicher Gemeinschaften an der Eventualfallplanung für Um-
weltkatastrophen und Industrieunfälle und die Aufrechterhaltung eines offenen Informationsaustauschs über örtliche 
Gefahren.  
 
C) DATEN UND INFORMATIONEN  
8.6 Die Länder könnten Systeme zur laufenden Kontrolle und Evaluierung der Fortschritte in Richtung auf eine 
nachhaltige Entwicklung aufbauen, indem sie sich Indikatoren zu eigen machen, welche Veränderungen in der wirt-
schaftlichen, sozialen und Umweltdimension messen.  
 
D) VERABSCHIEDUNG EINER NATIONALEN STRATEGIE FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG  
8.7 Die Regierungen sollten soweit angebracht in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen eine natio-
nale Strategie für nachhaltige Entwicklung verabschieden, die unter anderem auf der Umsetzung der Konferenzbe-
schlüsse aufbaut, insbesondere soweit diese die Agenda 21 betreffen. Diese Strategie sollte von den verschiedenen 
sektoralen Politiken und Plänen eines Landes im Wirtschafts-, Sozial- und Umweltbereich ausgehen und diese mit-
einander abstimmen. Die im Rahmen bereits existierender Planungsvorhaben, wie etwa einzelstaatlicher Berichte für 
die Konferenz, Naturschutzstrategien und Umweltaktionspläne, gewonnenen Erfahrungen sollten umfassend genutzt 
und in eine von den Ländern gesteuerte Nachhaltigkeitsstrategie eingebunden werden. Zu den Zielen dieser Strategie 
sollte es gehören, eine sozialverträgliche wirtschaftliche Entwicklung bei gleichzeitiger Schonung der Ressourcen-
basis und der Umwelt zum Nutzen künftiger Generationen sicherzustellen. Sie sollte mit möglichst großer Beteili-
gung entwickelt werden. Außerdem sollte sie von einer genauen Bewertung der aktuellen Situation und aktueller 
Initiativen ausgehen. 
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Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
8.8 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 50 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden. 
 
B) FORSCHUNGSARBEITEN ZUR WECHSELBEZIEHUNG ZWISCHEN UMWELT UND ENTWICKLUNG  
8.9 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit nationalen und internationalen Wissenschaftlern und gegebe-
nenfalls mit internationalen Organisationen verstärkte Bemühungen unternehmen, um festzustellen, welche Wech-
selbeziehungen zwischen sozialen, wirtschaftlichen und umweltbezogenen Faktoren sowie auch innerhalb dieser 
Bereiche selbst bestehen. Die durchgeführten Forschungsarbeiten sollten ausdrücklich zum Ziel haben, Grundsatz-
entscheidungen zu untermauern und Empfehlungen für eine Verbesserung der Managementverfahren abzugeben.  
 
C) VERBESSERUNG VON BILDUNG UND AUSBILDUNG  
8.10 Die Länder sollten nach Bedarf in Zusammenarbeit mit nationalen, regionalen oder internationalen Organisa-
tionen dafür Sorge tragen, dass die wesentlichen personellen Ressourcen vorhanden sind oder erschlossen werden, 
die in den verschiedenen Phasen des Entscheidungs- und Umsetzungsprozesses für die Integration von Umwelt- und 
Entwicklungsgesichtspunkten sorgen. Zu diesem Zweck sollten sie die Bildung und Fachausbildung, insbesondere 
von Frauen und Mädchen, verbessern, gegebenenfalls auch indem sie einen interdisziplinären Ansatz in technische, 
berufsbildende, universitäre und andere Lehrpläne aufnehmen. Außerdem sollten in regelmäßigen Abständen syste-
matische Fortbildungsmaßnahmen für Regierungsbedienstete, Planungsfachleute und Führungskräfte durchgeführt 
werden, in deren Rahmen denjenigen integrativen Konzepten und Planungs- und Managementtechniken Vorrang 
einzuräumen ist, die den landesspezifischen Gegebenheiten gerecht werden.  
 
D) SCHÄRFUNG DES ÖFFENTLICHEN BEWUSSTSEINS  
8.11 In Zusammenarbeit mit nationalen Institutionen und Gruppen, den Medien und der internationalen Staatenge-
meinschaft sollten die Länder der breiten Öffentlichkeit sowie Fachkreisen verstärkt die Bedeutung einer integrier-
ten Betrachtung von Umwelt und Entwicklung bewusst machen und Strukturen zur Erleichterung eines direkten 
Informations- und Meinungsaustauschs mit der Öffentlichkeit schaffen. Dabei sollten die Aufgaben verschiedener 
gesellschaftlicher Gruppen und der Beitrag, den sie zu leisten vermögen, mit Vorrang herausgestellt werden.  
 
E) AUSBAU DER NATIONALEN INSTITUTIONELLEN KAPAZITÄT  
8.12  Die Regierungen sollten nach Bedarf in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen die nationale 
institutionelle Kapazität sowie die Kapazität zur Integration sozialer, wirtschaftlicher, entwicklungs- und umwelt-
spezifischer Fragestellungen auf allen Ebenen der entwicklungsbezogenen Entscheidungsfindung und Umsetzung 
ausbauen. Es sollte darauf geachtet werden, eine umfassende sektorübergreifende Koordinierung und Zusammenar-
beit an die Stelle begrenzter sektoraler Herangehensweisen treten zu lassen.  
 
B. SCHAFFUNG EINES WIRKSAMEN RECHTS- UND REGULIERUNGSRAHMENS  
 
Handlungsgrundlage  
8.13 Den landesspezifischen Bedingungen entsprechende Gesetze und sonstige Vorschriften gehören zu den wich-
tigsten Instrumenten, um Umwelt- und Entwicklungspolitiken in die Tat umzusetzen, nicht nur mit "Geboten und 
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Verboten", sondern auch indem sie als normativer Rahmen für Wirtschaftsplanung und Marktinstrumente dienen. 
Trotz der stetig wachsenden Zahl von Rechtstexten in diesem Bereich scheint indessen die Gesetzgebung in vielen 
Ländern vielfach fallspezifisch und flickenhaft zu sein bzw. werden dieser weder der notwendige institutionelle Ap-
parat noch die gebotene Autorität zur Durchsetzung und zeitgerechten Anpassung beigegeben.  
8.14 Zwar bedarf es in allen Ländern kontinuierlich der Rechtsverbesserung, doch sind gerade viele Entwicklungs-
länder von Mängeln in ihren Rechtsvorschriften betroffen. Um Umwelt- und Entwicklungsbelange in der Politik und 
im staatlichen Handeln jedes Landes wirksam integrieren zu können, müssen unbedingt integrative, durchsetzbare 
und wirksame Gesetze und sonstige Vorschriften erarbeitet und umgesetzt werden, die sich auf sozial, ökologisch, 
wirtschaftlich und wissenschaftlich fundierte Grundsätze stützen. Ebenso kritisch ist die Erarbeitung durchführbarer 
Programme, mit denen die Einhaltung der verabschiedeten Gesetze, sonstigen Vorschriften und Normen überprüft 
und durchgesetzt werden kann. Zur Verwirklichung dieser Ziele benötigen zahlreiche Länder möglicherweise tech-
nische Unterstützung. Die in diesem Bereich erforderliche Technische Zusammenarbeit schließt auch Rechtsaus-
künfte, Beratende Dienste, fachliche Ausbildung sowie den Aufbau institutioneller Kapazität ein.  
8.15 Der Erlass und die Durchsetzung von Gesetzen und sonstigen Vorschriften (auf regionaler, staatlicher, bundes-
staatlicher/Provinz- oder lokaler/kommunaler Ebene) ist ebenfalls von wesentlicher Bedeutung für die Umsetzung 
der meisten internationalen Übereinkünfte im Bereich Umwelt und Entwicklung, wie an der im jeweiligen Vertrag 
häufig vorgesehenen Pflicht zur Berichterstattung über die ergriffenen gesetzlichen Maßnahmen abzulesen ist. Bei 
der im Rahmen der Konferenzvorbereitungen angestellten Bestandsaufnahme bestehender Übereinkommen sind 
diesbezüglich Erfüllungsprobleme sowie die Notwendigkeit einer besseren nationalen Umsetzung und gegebenen-
falls entsprechender technischer Unterstützung zutage getreten. Bei der Festlegung ihrer nationalen Prioritäten soll-
ten die Länder auch ihre internationalen Verpflichtungen berücksichtigen.  
Ziele 
8.16 Das Gesamtziel besteht darin, unter Berücksichtigung der Gegebenheiten des jeweiligen Landes durch 
geeignete gesetzliche und regulatorische Maßnahmen, Werkzeuge und Durchsetzungsmechanismen auf staatlicher, 
bundesstaatlicher/Provinz- und kommunaler Ebene die Integration der Umwelt- und Entwicklungspolitik zu fördern. 
Mit der Maßgabe, dass jedes Land ausgehend von seinen landesspezifischen Gegebenheiten und, soweit zutreffend, 
regionalen Bedürfnissen, Plänen, Politiken und Programmen eigene Prioritäten entwickeln wird, werden folgende 
Ziele vorgeschlagen:  
a) die Verbreitung von Informationen über wirksame rechtliche und regulatorische Neuerungen im Bereich Um-
welt und Entwicklung, einschließlich geeigneter Instrumente und Anreize zu rechtskonformem Verhalten, um eine 
umfassendere Annahme und Anwendung dieser Neuerungen auf staatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- und kom-
munaler Ebene zu erreichen;  
b) auf Wunsch die Unterstützung von Ländern bei ihren Eigenanstrengungen zur Modernisierung und Stärkung 
des politischen und rechtlichen Rahmens für das staatliche Handeln im Hinblick auf die nachhaltige Entwicklung, 
unter gebührender Berücksichtigung der örtlichen sozialen Werte und Infrastrukturen;  
c) die Förderung der Erarbeitung und Umsetzung von Programmen auf staatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- 
und kommunaler Ebene, die es gestatten, die Rechtseinhaltung zu bewerten und zu fördern und bei Nichteinhaltung 
entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 
Maßnahmen  
A) STEIGERUNG DER WIRKSAMKEIT VON GESETZEN UND SONSTIGEN VORSCHRIFTEN  
8.17 Die Regierungen sollten nach Bedarf mit Unterstützung der zuständigen internationalen Organisationen die 
erlassenen Gesetze und sonstigen Vorschriften und den auf staatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- und loka-
ler/kommunaler Ebene errichteten diesbezüglichen institutionellen/verwaltungstechnischen Apparat im Bereich 
Umwelt und nachhaltige Entwicklung in regelmäßigen Abständen bewerten, mit dem Ziel, ihnen praktische Wir-
kung zu verleihen. Die zu diesem Zweck aufgestellten Programme könnten unter anderem folgende Maßnahmen 
vorsehen: Förderung der öffentlichen Bewusstseinsbildung, Ausarbeitung und Verteilung von Orientierungshinwei-
sen sowie Fachausbildung, so auch durch Fachtagungen, Seminare, Bildungsprogramme und Konferenzen für 
Amtsträger, die für Ausarbeitung, Durchführung, Überwachung und Durchsetzung von Gesetzen und sonstigen 
Vorschriften zuständig sind.  
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B)  EINRICHTUNG VON GERICHTS- UND VERWALTUNGSVERFAHREN  
8.18 Die Regierungen und Mitglieder der gesetzgebenden Körperschaften sollten nach Bedarf mit Unterstützung der 
zuständigen internationalen Organisationen Gerichts- und Verwaltungsverfahren einrichten, als Rechtsweg zur Ab-
stellung und Wiedergutmachung rechtswidriger oder rechtsbeeinträchtigender Maßnahmen mit Auswirkungen auf 
die Umwelt und Entwicklung, und sollten Einzelpersonen, Gruppen und Organisationen mit anerkanntem Rechtsin-
teresse Zugang dazu einräumen. 
 
C) BEREITSTELLUNG VON RECHTSAUSKUNFT UND RECHTSBERATUNG  
8.19 Zuständige zwischenstaatliche und nichtstaatliche Organisationen sollten zusammenarbeiten, um den Regie-
rungen und Mitgliedern der gesetzgebenden Körperschaften auf Wunsch ein integriertes Programm von Rechts-
dienstleistungen auf dem Gebiet des Umwelt- und (nachhaltigen) Entwicklungsrechts anzubieten, das sorgfältig auf 
die spezifischen Anforderungen der Rechts- und Verwaltungssysteme des Empfängerlandes zugeschnitten ist. 
Zweckmäßig wäre in diesem Zusammenhang beispielsweise auch Unterstützung bei der Aufstellung umfassender 
Bestandsaufnahmen und Übersichten über die nationalen Rechtssysteme. Die Erfahrung hat gezeigt, wie nützlich es 
ist, spezialisierte Dienste für Rechtsauskunft mit sachverständiger Rechtsberatung zu verbinden. Innerhalb des Sy-
stems der Vereinten Nationen würde eine engere Zusammenarbeit zwischen allen beteiligten Dienststellen eine 
Dopplung der Datenbanken verhindern und die Arbeitsteilung erleichtern. Diese Dienststellen könnten auch prüfen, 
inwieweit es möglich und zweckmäßig ist, Übersichten über ausgewählte nationale Rechtssysteme herzustellen.  
 
D) SCHAFFUNG EINES KOOPERATIVEN AUSBILDUNGSNETZES FÜR DAS RECHT DER NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG  
8.20 Zuständige internationale und akademische Einrichtungen könnten nach Maßgabe untereinander vereinbarter 
Rahmenregelungen zusammenarbeiten, um speziell für Auszubildende aus Entwicklungsländern Postgraduierten-
programme und Möglichkeiten der berufsbegleitenden Ausbildung im Bereich Umwelt- und Entwicklungsrecht an-
zubieten. Eine derartige Ausbildung sollte sowohl die wirksame Anwendung als auch die fortlaufende Anpassung 
geltender Gesetze, entsprechende Verhandlungs-, Formulierungs- und Vermittlungsfähigkeiten und die Ausbildung 
der Ausbilder umfassen. Die bereits in diesem Bereich tätigen zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisatio-
nen könnten mit entsprechenden Hochschulprogrammen zusammenarbeiten, um die Lehrplanaufstellung abzustim-
men und interessierten Regierungen und potenziellen Sponsoren einen optimalen Fächer von Wahlmöglichkeiten 
anbieten zu können.  
 
E) AUSARBEITUNG WIRKSAMER NATIONALER PROGRAMME ZUR ÜBERPRÜFUNG DES STAATLICHEN, 
BUNDESSTAATLICHEN/PROVINZ- UND KOMMUNALEN RECHTS AUF DEM GEBIET UMWELT UND ENTWICKLUNG 
UND ZUR GEWÄHRLEISTUNG SEINER BEFOLGUNG  
8.21 Jedes Land sollte nach Bedarf mit Unterstützung internationaler Organisationen und anderer Länder integrierte 
Strategien zur Gewährleistung einer möglichst umfassenden Befolgung seiner Gesetze und sonstigen Vorschriften 
zur nachhaltigen Entwicklung erarbeiten. Diese Strategien könnten unter anderem Folgendes umfassen:  
a) Durchsetzbare, wirksame Gesetze, sonstige Verordnungen und Normen, die sich auf wirtschaftlich, sozial und 
ökologisch fundierte Grundsätze und angemessene Risikobewertungen stützen und Strafen zur Ahndung von Ver-
stößen, zur Wiedergutmachung und zur Abschreckung vor weiteren Verstößen einschließen;  
b) Mechanismen zur Förderung der Rechtsbefolgung;  
c) institutionelle Kapazität zur Datenerhebung über die Rechtsbefolgung, zur regelmäßigen Befolgungskontrolle, 
zur Aufdeckung von Verstößen, zur Festlegung von Durchsetzungsprioritäten, zur wirksamen Durchsetzung und zur 
regelmäßigen Wirksamkeitskontrolle der Befolgungs- und Durchsetzungsprogramme;  
d) Mechanismen für eine angemessene Beteiligung von Einzelpersonen und Gruppen an der Ausarbeitung und 
Durchsetzung von Gesetzen und sonstigen Vorschriften auf dem Gebiet Umwelt und Entwicklung.  
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F) ÜBERWACHUNG DER AUF EINZELSTAATLICHER EBENE GETROFFENEN ANSCHLUSSMASSNAHMEN AN 
INTERNATIONALE ÜBEREINKÜNFTE  
8.22 Die Vertragsparteien internationaler Übereinkünfte sollten nach Bedarf in Absprache mit den entsprechenden 
Sekretariaten einschlägiger internationaler Übereinkommen ihre Methoden und Verfahren zur Datenerhebung über 
die getroffenen rechtlichen und regulatorischen Maßnahmen verbessern. Die Vertragsparteien internationaler Über-
einkünfte könnten vorbehaltlich der Zustimmung der beteiligten souveränen Staaten Stichprobenerhebungen der in 
den einzelnen Ländern getroffenen Anschlussmaßnahmen durchführen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
8.23 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 6 Millionen Dol-
lar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. 
Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. 
Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedin-
gungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von den Regie-
rungen beschlossen werden. 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
8.24 Das Programm zielt im Wesentlichen darauf ab, bereits laufende Arbeiten zur Erfassung, Übersetzung und 
Auswertung rechtlicher Daten fortzusetzen. Es mag davon ausgegangen werden, dass durch engere Zusammenarbeit 
zwischen bestehenden Datenbanken eine bessere Arbeitsteilung (z. B. im Verbreitungsgebiet nationaler juristischer 
Zeitschriften und anderer Referenzquellen) und gegebenenfalls eine vermehrte Standardisierung und Kompatibilität 
der Daten erreicht werden.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
8.25 Die angebotene Ausbildung soll Praktikern aus Entwicklungsländern zugute kommen und verbesserte Ausbil-
dungsmöglichkeiten für Frauen schaffen. Es ist bekannt, dass große Nachfrage nach dieser Form der nachuniversitä-
ren und berufsbegleitenden Ausbildung besteht. Die bisher abgehaltenen Seminare, Fachtagungen und Konferenzen 
zum Thema Überprüfung und Durchsetzung waren sehr erfolgreich und gut besucht. Zweck dieser Bemühungen ist 
die Heranbildung (sowohl personeller als auch institutioneller) Ressourcen, die wirksame Programme zur laufenden 
Überprüfung und zum Vollzug staatlicher und lokaler Gesetze, sonstiger Vorschriften und Normen für eine nachhal-
tige Entwicklung erarbeiten und durchführen. 
 
D) STÄRKUNG DER RECHTLICHEN UND INSTITUTIONELLEN KAPAZITÄT  
8.26 Ein wichtiger Teil des Programms sollte darauf ausgerichtet sein, die rechtlich-institutionelle Kapazität der 
Länder zu verbessern, im innerstaatlichen Bereich Probleme der Staatsführung und Probleme einer wirksamen 
Rechtsschöpfung und -anwendung auf dem Gebiet Umwelt und nachhaltige Entwicklung zu bewältigen. Es sollten 
regionale Kompetenzzentren benannt und beim Aufbau spezialisierter Datenbanken und Ausbildungseinrichtungen 
für anhand sprachlicher/kultureller Merkmale gruppierte Rechtssysteme unterstützt werden. 
 
C. WIRKSAMER EINSATZ WIRTSCHAFTLICHER INSTRUMENTE SOWIE 
MARKTWIRTSCHAFTLICHER UND ANDERER ANREIZE  
Handlungsgrundlage  
8.27 Umweltgesetze und -vorschriften sind zwar wichtig, doch kann von ihren allein nicht die Lösung der Umwelt- 
und Entwicklungsprobleme erwartet werden. Preise, Märkte und die staatliche Steuer- und Wirtschaftspolitik tragen 
ergänzend ebenfalls mit dazu bei, Einstellungen und Verhaltensweisen gegenüber der Umwelt zu formen.  
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8.28 In den letzten Jahren haben viele Länder, in erster Linie Industrieländer, aber auch mittel- und osteuropäische 
Länder und Entwicklungsländer, in zunehmendem Maße von wirtschaftlichen, so auch von marktorientierten Ansät-
zen Gebrauch gemacht. Beispiele hierfür sind das Verursacherprinzip und das in jüngerer Zeit entstandene Verbrau-
cherprinzip.  
8.29 Wenn günstige internationale und nationale wirtschaftliche Rahmenbedingungen vorliegen und der notwendige 
rechtliche und regulatorische Rahmen gegeben ist, kann die Kapazität zur Bewältigung von Umwelt- und Entwick-
lungsfragen vielfach durch wirtschaftliche und marktorientierte Ansätze verbessert werden. Dies könnte etwa durch 
die Bereitstellung kostengünstiger Lösungen, die integrierte Verschmutzungskontrolle, die Förderung technischer 
Innovationen und die Beeinflussung des Umweltverhaltens sowie durch die Bereitstellung finanzieller Mittel zur 
Verwirklichung der Ziele einer nachhaltigen Entwicklung erreicht werden.  
8.30 Es gilt, entsprechende Bemühungen zu unternehmen, um im umfassenderen, auf die spezifischen Gegebenhei-
ten eines Landes zugeschnittenen entwicklungspolitischen, rechtlichen und regulatorischen Rahmen wirtschaftliche 
und marktorientierte Ansätze auszuloten und im Zuge eines allgemeinen Übergangs zu förderlichen und synergisti-
schen Wirtschafts- und Umweltpolitiken wirksamer und in breiterem Umfang einzusetzen.  
Ziele  
8.31 Mit der Maßgabe, dass jedes Land ausgehend von seinen Bedürfnissen und Plänen, Politiken und Programmen 
eigene Prioritäten entwickeln wird, liegt die Herausforderung darin, in den kommenden Jahren bedeutende Fort-
schritte bei der Verwirklichung dreier grundlegender Ziele zu erreichen: 
a) Die Berücksichtigung von Umweltkosten bei Hersteller- und Verbraucherentscheidungen und die Umkehrung 
der Tendenz, die Umwelt als "freies Gut" zu betrachten und diese Kosten an andere Teile der Gesellschaft, andere 
Länder oder künftige Generationen weiterzugeben; 
b) entschlossenere Fortschritte auf dem Wege zur Berücksichtigung von Sozial- und Umweltkosten in der Wirt-
schaftstätigkeit, damit die Preise die relative Knappheit und den Gesamtwert der Ressourcen angemessen widerspie-
geln und mit zur Verhütung der Umweltzerstörung beitragen;  
c) wann immer angezeigt, die Einbeziehung marktwirtschaftlicher Grundsätze bei der Konzeption wirtschaftli-
cher Instrumente und Politiken, mit dem Ziel der nachhaltigen Entwicklung.  
Maßnahmen  
A) VERBESSERUNG ODER UMORIENTIERUNG DER STAATLICHEN POLITIK  
8.32 Auf kurze Sicht sollten die Regierungen in Erwägung ziehen, allmählich auf den mit wirtschaftlichen Instru-
menten und Marktmechanismen gemachten Erfahrungen aufzubauen, indem sie ihre Politik unter Berücksichtigung 
ihrer Pläne, Prioritäten und Ziele umorientieren, um  
a) wirksame Kombinationen wirtschaftlicher, ordnungspolitischer und freiwilliger (selbstregulierender) Konzepte 
herzustellen; 
b) diejenigen Subventionen abzuschaffen oder abzubauen, die mit den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung 
nicht vereinbar sind;  
c) bereits vorhandene wirtschaftliche und steuerliche Anreizstrukturen so zu reformieren oder umzugestalten, 
dass sie Umwelt- und Entwicklungszielen gerecht werden;  
d) einen Politikrahmen zu schaffen, der das Entstehen neuer Märkte auf dem Gebiet der Verschmutzungskontrolle 
und umweltgerechteren Ressourcenbewirtschaftung begünstigt;  
e) eine Preispolitik anzustreben, die mit den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung vereinbar ist.  
8.33  Insbesondere sollten die Regierungen, nach Bedarf in Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Industrie, erkun-
den, wie in folgenden Bereichen wirtschaftliche Instrumente und Marktmechanismen wirkungsvoll zum Einsatz 
gebracht werden können:  
a) Bei Fragen im Zusammenhang mit Energie, Verkehr, Land- und Forstwirtschaft, Wasser, Abfällen, Gesund-
heit, Fremdenverkehr und tertiären Dienstleistungen; 
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b) bei weltweiten und grenzüberschreitenden Fragen;  
c) bei der Entwicklung und Einführung umweltgerechter Technologien und ihrer Anpassung, ihrer Verbreitung 
und ihres Transfers an Entwicklungsländer im Einklang mit Kapitel 34.  
 
B) BERÜCKSICHTIGUNG DER BESONDEREN SITUATION DER ENTWICKLUNGS- UND ÜBERGANGSLÄNDER  
8.34 Mit Unterstützung regionaler und internationaler Wirtschafts- und Umweltorganisationen und gegebenenfalls 
auch nichtstaatlicher Forschungseinrichtungen sollten besondere Anstrengungen unternommen werden, um Anwen-
dungsmöglichkeiten für den Einsatz wirtschaftlicher Instrumente und Marktmechanismen zu entwickeln, die auf die 
besonderen Bedürfnisse der Entwicklungs- und Übergangsländer zugeschnitten sind; dazu gilt es 
a) diesen Ländern technische Unterstützung bei allen mit dem Einsatz von Wirtschaftsinstrumenten und Markt-
mechanismen zusammenhängenden Fragen zu gewähren; 
b) zur Veranstaltung regionaler Seminare und gegebenenfalls zum Aufbau regionaler Fachzentren anzuregen. 
 
C) ERSTELLUNG EINES VERZEICHNISSES WIRKSAMER EINSATZMÖGLICHKEITEN FÜR WIRTSCHAFTLICHE 
INSTRUMENTE UND MARKTMECHANISMEN  
8.35 In Anbetracht der Tatsache, dass der Einsatz von ökonomischen Instrumenten und Marktmechanismen relativ 
neu ist, sollte der Informationsaustausch über die von verschiedenen Ländern mit dieser Herangehensweise gemach-
ten Erfahrungen aktiv gefördert werden. In diesem Zusammenhang sollten die Regierungen die Nutzung bestehen-
der Wege des Informationsaustausches fördern, um sich wirksame Einsatzmöglichkeiten für ökonomische Instru-
mente vor Augen zu führen.  
 
D) VERTIEFUNG DES VERSTÄNDNISSES FÜR DIE FUNKTION VON WIRTSCHAFTLICHEN INSTRUMENTEN UND 
MARKTMECHANISMEN 
8.36 Mit Hilfe und Unterstützung regionaler und internationaler Wirtschafts- und Umweltorganisationen sowie 
nichtstaatlicher Forschungsinstitute sollten die Regierungen die Erforschung und Analyse wirksamer Einsatzmög-
lichkeiten für wirtschaftliche Instrumente und Anreize fördern, wobei der Schwerpunkt unter anderem auf folgenden 
zentralen Fragen liegen soll:  
a) Der Funktion einer an einzelstaatliche Gegebenheiten angepassten Umweltbesteuerung;  
b) den Auswirkungen ökonomischer Instrumente und Anreize auf die Wettbewerbsfähigkeit und den Welthandel 
sowie dem möglichen Bedarf an geeigneter künftiger internationaler Zusammenarbeit und Koordinierung;  
c) den möglichen sozialen und verteilungspolitischen Folgen des Einsatzes verschiedener Instrumente.  
 
E)  SCHAFFUNG EINES PROZESSES ZUR SCHWERPUNKTSETZUNG BEI DER PREISBILDUNG  
8.37 Die theoretischen Vorteile einer Anwendung preispolitischer Mittel, soweit angezeigt, müssen besser verstan-
den werden, begleitet von einem tieferen Sinn dafür, was es heißt, diesbezüglich weitreichende Schritte zu unter-
nehmen. Daher sollten in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, der Industrie, Großunternehmen, transnationalen Un-
ternehmen sowie gegebenenfalls anderen gesellschaftlichen Gruppen auf nationaler und internationaler Ebene Pro-
zesse eingeleitet werden, um folgende Fragen zu untersuchen:  
a) Die praktischen Folgen der Hinwendung zu dem verstärkten Einsatz einer Preispolitik, die als sinnvollen Bei-
trag zur Verwirklichung der Ziele der nachhaltigen Entwicklung die Einbeziehung der Umweltkosten vorsieht;  
b)  die Folgen der Ressourcenpreisbildung für ressourcenexportierende Länder, so auch die Auswirkungen einer 
solchen Preispolitik auf die Entwicklungsländer;  
c) die für die Bewertung der Umweltkosten verwendeten Methoden.  
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F) VERTIEFTES VERSTÄNDNIS DER AUF DIE NACHHALTIGE ENTWICKLUNG AUSGERICHTETEN WIRTSCHAFT 
8.38 Ein erhöhtes Interesse an ökonomischen Instrumenten und Marktmechanismen macht es auch notwendig, kon-
zertierte Anstrengungen zur Verbesserung des Verständnisses der auf die nachhaltige Entwicklung ausgerichteten 
Wirtschaft zu unternehmen, und zwar indem  
a) höhere Lehranstalten dazu angeregt werden, ihre Lehrpläne zu überprüfen und das Studium der auf die nach-
haltige Entwicklung ausgerichteten Wirtschaft auszubauen; 
b)  regionale und internationale Wirtschaftsorganisationen und nichtstaatliche Forschungsinstitute mit Fachkennt-
nissen auf diesem Gebiet dazu angeregt werden, Ausbildungskurse und Seminare für staatliche Amtsträger anzubie-
ten;  
c) die Wirtschaft und die Industrie, darunter auch große Industrieunternehmen und transnationale Unternehmen 
mit Fachkenntnissen auf dem Gebiet der Umwelt, angeregt werden, Ausbildungsprogramme für den Privatsektor 
und sonstige Gruppen einzurichten.  
Mittel zur Umsetzung  
8.39 Dieses Programm setzt eine Anpassung oder Umorientierung der von den Regierungen verfolgten Politik vor-
aus und bezieht außerdem internationale und regionale Wirtschafts- und Umweltorganisationen und Organe mit ent-
sprechenden Fachkenntnissen in diesem Bereich, einschließlich transnationaler Unternehmen, mit ein.  
 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
8.40 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 5 Millionen Dol-
lar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. 
Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. 
Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedin-
gungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von den Regie-
rungen beschlossen werden.  
 
D. SCHAFFUNG VON SYSTEMEN INTEGRIERTER UMWELTÖKONOMISCHER GESAMTRECHNUNGEN  
 
Handlungsgrundlage  
8.41 Ein erster Schritt zur Einbindung des Nachhaltigkeitsprinzips in das Wirtschaftsmanagement ist die bessere 
Quantifizierung der ausschlaggebenden Rolle, die der Umwelt als Quelle von Naturkapital und als Senke für die 
Nebenprodukte zukommt, die während der Produktion von durch den Menschen geschaffenem Kapital und anderen 
menschlichen Aktivitäten entstehen. Da die nachhaltige Entwicklung soziale, wirtschaftliche und ökologische Di-
mensionen umfasst, ist zudem wichtig, dass die volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen nicht auf die Erfassung der 
produzierten Güter und der auf herkömmliche Weise vergüteten Dienstleistungen beschränkt bleiben. Vielmehr 
muss ein gemeinsamer Rahmen entwickelt werden, der, soweit dies unter theoretischen und praktischen Gesichts-
punkten vertretbar erscheint, in einem Satellitenrechnungssystem den Beitrag all derjenigen Sektoren und Aktivitä-
ten der Gesellschaft erfasst, die in der konventionellen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht enthalten sind. 
Es wird vorgeschlagen, in allen Ländern ein Programm zur Entwicklung nationaler Systeme integrierter umwelt-
ökonomischer Gesamtrechnungen einzuleiten.  
Ziele  
8.42 Wichtigstes Ziel ist die Erweiterung der in den einzelnen Ländern vorhandenen Systeme volkswirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen, um ökologische und soziale Größen in dem Rechnungsrahmen miteinander zu integrieren, wozu 
als Mindestforderung auch die Einführung eines Systems von Satellitenkonten für die natürlichen Ressourcen in 
allen Mitgliedstaaten gehört. Die daraus resultierenden Systeme integrierter umweltökonomischer Gesamtrechnun-
gen, die in allen Mitgliedstaaten zum frühestmöglichen Zeitpunkt aufgestellt werden sollen, sind nicht als Ersatz, 
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sondern für absehbare Zeit als Ergänzung zur herkömmlichen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zu betrachten. 
Diesen integrierten umweltökonomischen Gesamtrechnungen würde in nationalen entwicklungsbezogenen Ent-
scheidungsabläufen ein wichtiger Stellenwert zukommen. Dabei sollten die für die volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung zuständigen staatlichen Stellen eng mit den Ressorts für Umweltstatistik, Landesgeografie und Naturres-
sourcen zusammenarbeiten. Die Definition der Erwerbstätigkeit könnte auf die Menschen ausgedehnt werden, die in 
allen Ländern produktive, aber unbezahlte Arbeit leisten. Auf diese Weise könnte deren Beitrag entsprechend ge-
messen und bei der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden.  
Maßnahmen  
A) STÄRKUNG DER INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT  
8.43 Das Statistische Amt des Sekretariats der Vereinten Nationen sollte 
a) allen Mitgliedstaaten die im System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen – Handbuch über integrierte 
umweltökonomische Gesamtrechnungen enthaltene Methodik zur Verfügung stellen;  
b) in Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen die vorläufigen Konzepte 
und Methoden (wie etwa die in dem oben genannten Handbuch vorgeschlagenen) weiterentwickeln, testen, verfei-
nern und schließlich standardisieren, bei fortlaufender Unterrichtung der Mitgliedstaaten über den Stand der Arbeit;  
c) in enger Zusammenarbeit mit anderen internationalen Organisationen die Schulung kleiner Gruppen von VGR-
Statistikern, Umweltstatistikern und nationalen Fachkräften für die Schaffung, Anpassung und Ausarbeitung natio-
naler integrierter umweltökonomischer Gesamtrechnungen koordinieren.  
8.44 Die Hauptabteilung für wirtschaftliche und soziale Entwicklung des Sekretariats der Vereinten Nationen sollte 
in enger Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen  
a) in allen Mitgliedstaaten die Verwendung von Indikatoren für eine nachhaltige Entwicklung bei der wirtschaft-
lichen und sozialen Planung und Entscheidungsfindung unterstützen, um auf diese Weise sicherzustellen, dass inte-
grierte umweltökonomische Gesamtrechnungen auf einzelstaatlicher Ebene wirksam in die wirtschaftliche Entwick-
lungsplanung einbezogen werden; 
b) eine bessere Sammlung von Umwelt-, Wirtschafts- und Sozialdaten fördern.  
 
B) STÄRKUNG DES VOLKSWIRTSCHAFTLICHEN RECHNUNGSWESENS AUF NATIONALER EBENE  
8.45 Auf nationaler Ebene könnte das Programm in erster Linie von den mit der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung befassten Behörden in engem Zusammenwirken mit den für die Umweltstatistik und die natürlichen Ressour-
cen zuständigen Ressorts übernommen werden, um die für die nationale Wirtschaftsplanung zuständigen Wirt-
schaftsanalytiker und Entscheidungsträger bei ihrer Arbeit zu unterstützen. Nationale Einrichtungen sollten eine 
wichtige Rolle wahrnehmen, nicht nur als Verwahrer des Systems, sondern auch bei seiner Anpassung, Einführung 
und fortgesetzten Anwendung. Unbezahlte produktive Arbeit wie etwa Hausarbeit und Kindererziehung sollten so-
weit angebracht in Satellitenrechnungen und Wirtschaftsstatistiken berücksichtigt werden. Erhebungen zur Zeitnut-
zung könnten ein erster Schritt zur Entwicklung solcher Satellitenrechnungen sein.  
 
C) FESTLEGUNG EINES BEWERTUNGSVERFAHRENS  
8.46 Auf internationaler Ebene sollte die Statistische Kommission eine Synthese und Analyse der gemachten Erfah-
rungen erstellen und die Mitgliedstaaten in technischen und verfahrenstechnischen Fragen im Zusammenhang mit 
der Weiterentwicklung und Umsetzung integrierter umweltökologischer Gesamtrechnungen in den Mitgliedstaaten 
beraten. 
8.47 Die Regierungen sollten Preisverzerrungen auf Grund von Umweltprogrammen, die sich auf die Flächen-, 
Wasser-, Energie- und sonstigen natürlichen Ressourcen auswirken, zu ermitteln trachten und entsprechende Kor-
rekturmaßnahmen in Erwägung ziehen.  
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8.48 Die Regierungen sollten Unternehmen dazu anhalten,  
a) durch eine transparente Berichterstattung an Aktionäre, Kreditgeber, Beschäftigte, Regierungsbehörden, Ver-
braucher und die Öffentlichkeit umweltrelevante Informationen zugänglich zu machen;  
b) Methoden und Regeln für ein auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtetes Rechnungswesen zu entwickeln 
und in die Praxis umzusetzen.  
 
D) VERSTÄRKTE SAMMLUNG VON DATEN UND INFORMATIONEN  
8.49 Die Länderregierungen könnten in Erwägung ziehen, die zur Einführung eigener umweltökonomischer Ge-
samtrechnungen erforderliche Verbesserung der Datensammlung vorzunehmen, um damit einen pragmatischen Bei-
trag zu einer soliden Wirtschaftsführung zu leisten. Es sollten größere Anstrengungen unternommen werden, um die 
Kapazität zur Sammlung und Analyse von Umweltdaten und -informationen zu erweitern und diese Daten mit Wirt-
schaftsdaten, so auch nach Geschlecht aufgeschlüsselten Daten, zu integrieren. Als weiteres Ziel ist die Einführung 
von Konten zur physischen Umwelt anzustreben. Internationale Geberorganisationen sollten die Finanzierung des 
Aufbaus sektorübergreifender Datenbanken in Betracht ziehen, um sicherzustellen, dass die nationale Planung für 
die nachhaltige Entwicklung auf präzisen, zuverlässigen und effektiven Angaben beruht und den nationalen Gege-
benheiten gerecht wird.  
 
E) STÄRKUNG DER TECHNISCHEN ZUSAMMENARBEIT  
8.50 Das Statistische Amt des Sekretariats der Vereinten Nationen sollte in enger Zusammenarbeit mit den zustän-
digen Organisationen der Vereinten Nationen vorhandene Strukturen für die Technische Zusammenarbeit zwischen 
den Ländern stärken. Darin soll auch der Austausch der Erfahrungen bei der Aufstellung integrierter umweltökono-
mischer Gesamtrechnungen eingeschlossen sein, insbesondere im Hinblick auf die Bewertung nicht vermarkteter 
natürlicher Ressourcen und die Standardisierung der Datensammlung. Außerdem sollte eine Zusammenarbeit mit 
der Wirtschaft und der Industrie, darunter auch Großunternehmen und transnationalen Unternehmen mit Erfahrung 
bei der Bewertung derartiger Ressourcen, angestrebt werden.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
8.51 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 2 Millionen Dol-
lar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. 
Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. 
Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen 
unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlos-
sen werden. 
 
B) STÄRKUNG DER INSTITUTIONEN  
8.52 Um die Verwendung integrierter umweltökonomischer Gesamtrechnungen zu gewährleisten,  
a)  könnten nationale Institutionen in Entwicklungsländern so gestärkt werden, dass die wirksame Integration von 
Umwelt und Entwicklungsgesichtspunkten auf der Planungs- und Entscheidungsebene sichergestellt ist;  
b) sollte das Statistische Amt den Mitgliedstaaten in enger Anlehnung an das von der Statistischen Kommission 
zu erarbeitende Bewertungsverfahren die notwendige technische Unterstützung zukommen lassen; das Statistische 
Amt sollte in Zusammenarbeit mit zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen angemessene Unterstützung 
bei der Aufstellung integrierter umweltökonomischer Gesamtrechnungen gewähren.  
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C) VERBESSERTE NUTZUNG DER INFORMATIONSTECHNOLOGIE 
8.53 Es könnten Leitlinien und Mechanismen zur Anpassung und Verbreitung von Informationstechnologien in den 
Entwicklungsländern entwickelt und vereinbart werden. Außerdem sollten dem neuesten Stand entsprechende Da-
tenverwaltungstechnologien eingeführt werden, damit eine möglichst effiziente und durchgängige Anwendung um-
weltökonomischer Gesamtrechnungen sichergestellt ist.  
D) AUFBAU NATIONALER KAPAZITÄT  
8.54 Die Regierungen sollten mit Unterstützung der internationalen Gemeinschaft die eigenen institutionellen Ka-
pazität zur Sammlung, Speicherung, Organisation, Auswertung und Nutzung von Daten bei der Entscheidungsfin-
dung stärken. In allen mit der Aufstellung integrierter umweltökonomischer Gesamtrechnungen zusammenhängen-
den Bereichen und auf allen Ebenen muss eine Aus- und Fortbildung gewährleistet werden, insbesondere in den 
Entwicklungsländern. Dies sollte auch die technische Ausbildung aller mit Wirtschafts- und Umweltanalysen, der 
Datensammlung und mit dem volkswirtschaftlichen Rechnungswesen befassten Personen sowie die Schulung von 
Entscheidungsträgern bei der pragmatischen und sachgerechten Verwendung derartiger Informationen umfassen. 
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Teil 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
ERHALTUNG UND BEWIRTSCHAFTUNG 
DER RESSOURCEN FÜR DIE ENTWICKLUNG
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Schutz der Erdatmosphäre 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
9.1 Der Schutz der Erdatmosphäre ist ein breit angelegtes, mehrdimensionales Unterfangen, das verschiedene Be-
reiche der Wirtschaftstätigkeit berührt. Es wird empfohlen, dass die Regierungen und andere Organe im Rahmen 
ihrer Bemühungen um den Schutz der Erdatmosphäre die in diesem Kapitel beschriebenen Alternativen und Maß-
nahmen in Erwägung ziehen und gegebenenfalls umsetzen. 
9.2 Es wird anerkannt, dass viele der in diesem Kapitel erörterten Fragen auch in internationalen Übereinkommen 
wie dem Wiener Übereinkommen von 1985 zum Schutz der Ozonschicht, dem Montrealer Protokoll von 1987 über 
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen, in seiner geänderten Fassung, dem Rahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen von 1992 über Klimaänderungen und anderen internationalen wie regionalen Übereinkünften 
behandelt werden. Sind konkrete Maßnahmen durch solche Übereinkünfte erfasst, so ist davon auszugehen, dass die 
Empfehlungen in diesem Kapitel keine Regierung verpflichten, Maßnahmen zu ergreifen, die über die Bestimmun-
gen dieser Rechtsinstrumente hinausgehen. Allerdings steht es den Regierungen im Rahmen dieses Kapitels frei, 
zusätzliche, mit den genannten Rechtsinstrumenten vereinbare Maßnahmen zu ergreifen. 
9.3 Außerdem wird anerkannt, dass Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele dieses Kapitels auf integrierte Wei-
se mit der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung koordiniert werden sollen, um nachteilige Auswirkungen auf 
diese zu vermeiden; dabei sollen die legitimen vorrangigen Bedürfnisse der Entwicklungsländer im Hinblick auf die 
Herbeiführung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums und die Beseitigung der Armut in vollem Umfang berück-
sichtigt werden. 
9.4 In diesem Zusammenhang wird insbesondere auf Kapitel 2 Programmbereich A der Agenda 21 (Förderung der 
nachhaltigen Entwicklung durch den Handel) verwiesen. 
9.5 Das vorliegende Kapitel umfasst die folgenden vier Programmbereiche: 
A) ABBAU DER BESTEHENDEN UNSICHERHEITEN: VERBESSERUNG DER WISSENSCHAFTLICHEN ENTSCHEIDUNGS-
 GRUNDLAGEN 
 
B) FÖRDERUNG DER NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG: 
  i) Erschließung von Energiequellen, Energieeffizienz und Energieverbrauch; 
 ii) Verkehrswesen; 
iii) Industrielle Entwicklung; 
iv) Erschließung der Land- und der Meeresressourcen sowie Landnutzung; 
 
C) VERHINDERUNG DES ABBAUS DER STRATOSPHÄRISCHEN OZONSCHICHT 
 
D) GRENZÜBERSCHREITENDE ATMOSPHÄRISCHE VERSCHMUTZUNG 
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PROGRAMMBEREICHE 
 
A. ABBAU DER BESTEHENDEN UNSICHERHEITEN: VERBESSERUNG DER WISSENSCHAFTLICHEN 
ENTSCHEIDUNGSGRUNDLAGEN 
 
Handlungsgrundlage 
9.6 Auf Grund der zunehmenden Besorgnis über Klimaänderungen und Klimaschwankungen, die Luftverschmut-
zung und den Abbau der Ozonschicht ist ein neuer Bedarf an wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und sozialen In-
formationen entstanden, mit denen verbleibende Ungewissheit in diesen Bereichen abgebaut werden soll. Dazu be-
darf es eines tieferen Verständnisses und einer besseren Prognose der verschiedenen Eigenschaften der Atmosphäre 
und der betroffenen Ökosysteme sowie der gesundheitlichen Auswirkungen und ihrer Wechselwirkungen mit sozio-
ökonomischen Faktoren. 
Ziele 
9.7 Hauptziel dieses Programmbereichs ist ein besseres Verständnis der Prozesse, die die Erdatmosphäre auf glo-
baler, regionaler und lokaler Ebene beeinflussen bzw. von ihr beeinflusst werden, darunter unter anderem physikali-
sche, chemische, geologische, biologische, ozeanische, hydrologische, wirtschaftliche und soziale Prozesse. Darüber 
hinaus sollen Kapazität aufgebaut und die internationale Zusammenarbeit verstärkt sowie das Verständnis der wirt-
schaftlichen und sozialen Folgen von Veränderungen in der Atmosphäre und von Maßnahmen zur Abmilderung und 
Bewältigung solcher Veränderungen verbessert werden. 
Maßnahmen 
9.8 Im Zusammenwirken mit den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls mit zwi-
schen- und nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor sollten die Regierungen auf geeigneter Ebene 
a) Forschungsarbeiten zur Untersuchung der die Atmosphäre beeinflussenden bzw. der von ihr beeinflussten na-
türlichen Prozesse sowie der entscheidenden Zusammenhänge zwischen nachhaltiger Entwicklung und Veränderun-
gen in der Atmosphäre unterstützen, namentlich die Untersuchung ihrer Auswirkungen auf die menschliche Ge-
sundheit, auf Ökosysteme, auf einzelne Wirtschaftszweige und auf die Gesellschaft; 
b) für eine größere geografische Ausgewogenheit des Globalen Klimabeobachtungssystems und seiner Teilsy-
steme, darunter die Globale Atmosphärenüberwachung, sorgen, indem sie unter anderem die Einrichtung und den 
Betrieb zusätzlicher Stationen für systematische Beobachtungen erleichtern sowie zur Entwicklung und Nutzung 
dieser Datenbanken beitragen und den Zugriff auf sie erweitern; 
c) die Zusammenarbeit auf folgenden Gebieten fördern: 
 i) Entwicklung von Früherkennungssystemen für atmosphärische Veränderungen und Schwankungen und 
 ii) Schaffung neuer bzw. Erweiterung vorhandener Prognosekapazität für diese Veränderungen und 
Schwankungen sowie Bewertung der sich daraus ergebenden ökologischen und sozioökonomischen Fol-
gen; 
d) kooperative Forschungsvorhaben durchführen, um Methodensysteme zu erarbeiten und Grenzwerte für atmo-
sphärische Schadstoffe sowie für atmosphärische Treibhausgaskonzentrationen festzulegen, die eine gefährliche 
anthropogene Störung des Klimasystems und der gesamten Umwelt darstellen würden, sowie für das Ausmaß der 
damit verbundenen Veränderungen, bei denen eine natürliche Anpassung der Ökosysteme nicht mehr möglich wäre; 
e) den Ausbau der wissenschaftlichen Kapazität für den Austausch wissenschaftlicher Daten und Informationen 
und die Erleichterung der Mitwirkung und Ausbildung von Sachverständigen und Fachkräften, insbesondere aus den 
Entwicklungsländern, in den Bereichen Forschung, Datenerhebung, Datensammlung, Datenauswertung und syste-
matische Beobachtung der Atmosphäre fördern und dabei kooperieren. 
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B. FÖRDERUNG DER NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG 
 
1. ERSCHLIEßUNG VON ENERGIEQUELLEN, ENERGIEEFFIZIENZ UND ENERGIEVERBRAUCH 
Handlungsgrundlage 
9.9 Energie ist unerlässlich für wirtschaftliche und soziale Entwicklung und die Verbesserung der Lebensqualität. 
Heute wird jedoch ein Großteil der Energie auf eine Art und Weise erzeugt und verbraucht, die bei gleichbleibender 
Technologie und erheblichem Anstieg der gesamten Energiemenge auf Dauer nicht tragfähig wäre. Die notwendige 
Eindämmung atmosphärischer Emissionen von Treibhausgasen sowie anderen Gasen und Substanzen muss in zu-
nehmendem Maße auf die effiziente Energieerzeugung, -übertragung, -verteilung und -verwendung sowie den zu-
nehmenden Einsatz umweltverträglicher, insbesondere neuer und erneuerbarer, Energiequellen gründen1. Alle Ener-
giequellen müssen in einer die Atmosphäre, die menschliche Gesundheit und die Umwelt in ihrer Gesamtheit scho-
nenden Weise genutzt werden. 
9.10 Die bestehenden Hindernisse beim Ausbau der für die nachhaltige Entwicklung, insbesondere der Entwick-
lungsländer, notwendigen umweltverträglichen Energieversorgung müssen ausgeräumt werden. 
Ziele 
9.11 Das grundlegende letztendliche Ziel dieses Programmbereichs besteht in der Reduzierung der schädlichen 
Auswirkungen des Energiesektors auf die Atmosphäre, indem eine Politik oder gegebenenfalls Programme gefördert 
werden, die den Anteil umweltverträglicher und kostenwirksamer, insbesondere neuer und erneuerbarer, Energiesy-
steme durch eine schadstoffärmere und effizientere Energieerzeugung, -übertragung, -verteilung und -verwendung 
erhöhen. In diesem Ziel soll die Notwendigkeit einer gerechten und ausreichenden Energieversorgung ebenso wie 
der steigende Energieverbrauch der Entwicklungsländer zum Ausdruck kommen sowie die Lage der Länder berück-
sichtigt werden, die in hohem Maße von Einkommen aus der Förderung, der Weiterverarbeitung, der Ausfuhr 
und/oder dem Verbrauch fossiler Brennstoffe und verwandter energieintensiver Produkte und/oder der Nutzung fos-
siler Brennstoffe abhängig sind, bei denen sich für die Länder erhebliche Schwierigkeiten beim Umstieg auf alterna-
tive Energien ergeben, und die Lage der Länder, die für die schädlichen Auswirkungen der Klimaänderung hochgra-
dig anfällig sind. 
Maßnahmen 
9.12 Im Zusammenwirken mit den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls mit zwi-
schen- und nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor sollten die Regierungen auf geeigneter Ebene 
a) bei der Erkundung und Erschließung wirtschaftlich tragfähiger umweltverträglicher Energiequellen zusam-
menarbeiten, um dafür zu sorgen, dass insbesondere in den Entwicklungsländern mehr Energie zur Verfügung steht 
und so die Anstrengungen zu Gunsten einer nachhaltigen Entwicklung unterstützt werden; 
b) auf einzelstaatlicher Ebene die Entwicklung geeigneter Methoden für eine integrierte energie-, umwelt- und 
wirtschaftspolitische Entscheidungsfindung unter anderem durch Umweltverträglichkeitsprüfungen fördern; 
c) die Erforschung, die Entwicklung, den Transfer und den Einsatz besserer, energieeffizienter Technologien und 
Verfahren, einschließlich einheimischer Technologien in allen in Betracht kommenden Bereichen, unterstützen, wo-
bei der Sanierung und Modernisierung der Stromversorgungssysteme insbesondere in den Entwicklungsländern be-
sondere Beachtung gebührt; 
d) die Erforschung, die Entwicklung, den Transfer und den Einsatz von Technologien und Verfahren zu Gunsten 
umweltverträglicher Energieträger, einschließlich neuer und erneuerbarer Energieträger, unterstützen, wobei den 
Entwicklungsländern besondere Beachtung gebührt; 
e) insbesondere in den Entwicklungsländern den Ausbau der institutionellen, wissenschaftlichen und planerischen 
Kapazität sowie der Managementkapazität fördern, um zunehmend effiziente und schadstoffärmere Energieformen 
entwickeln, erzeugen und einsetzen zu können; 
f) die gegenwärtigen kombinierten Energieversorgungssysteme überprüfen, um herauszufinden, wie der Gesamt-
anteil umweltverträglicher Energieträger – insbesondere neuer und erneuerbarer Energieträger – in wirtschaftlich 
effizienter Weise erhöht werden könnte, wobei die besonderen sozialen, räumlichen, wirtschaftlichen und politi-
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schen Gegebenheiten des jeweiligen Landes zu berücksichtigen und gegebenenfalls Maßnahmen zur Überwindung 
der Hemmnisse zu prüfen und durchzuführen sind, die einer Erschließung und Nutzung entgegenstehen; 
g) die Energieversorgungspläne auf regionaler und gegebenenfalls auf subregionaler Ebene abstimmen und unter-
suchen, inwieweit umweltverträgliche, aus neuen und erneuerbaren Quellen stammende Energien effizient verteilt 
werden können; 
h) im Einklang mit den einzelstaatlichen sozioökonomischen und ökologischen Entwicklungsprioritäten kosten-
wirksame Maßnahmen oder Programme, einschließlich administrativer, sozialer und wirtschaftlicher Maßnahmen, 
evaluieren und gegebenenfalls fördern, um die Energieeffizienz zu verbessern; 
i) die Planungs- und Programmleitungskapazität im Energiebereich zu Gunsten der Energieeffizienz sowie hin-
sichtlich der Entwicklung, Einführung und Förderung neuer und erneuerbarer Energiequellen aufbauen; 
j) auf einzelstaatlicher Ebene angemessene Energieeffizienz- und Emissionsnormen sowie diesbezügliche Emp-
fehlungen unterstützen2, deren Ziel die Entwicklung und der Einsatz von Technologien ist, mit denen Umweltbela-
stungen so gering wie möglich gehalten werden können; 
k) auf lokaler, nationaler, subregionaler und regionaler Ebene Aufklärungs- und bewusstseinsbildende Program-
me zum Thema Energieeffizienz und umweltverträgliche Energieträger fördern; 
l) in Zusammenarbeit mit dem Privatsektor Produktkennzeichnungsprogramme einführen bzw. ausbauen, damit 
die Entscheidungsträger und die Verbraucher Informationen über Möglichkeiten zur Steigerung der Energieeffizienz 
erhalten. 
 
2. VERKEHRSWESEN 
Handlungsgrundlage 
9.13 Dem Verkehrssektor kommt eine wesentliche und positive Rolle bei der wirtschaftlichen und sozialen Ent-
wicklung zu, und der Bedarf in diesem Bereich wird ohne Zweifel weiter ansteigen. Da der Verkehrssektor jedoch 
auch atmosphärische Schadstoffemissionen verursacht, müssen die vorhandenen Beförderungssysteme überprüft 
und die Verkehrs- und Beförderungssysteme mit Blick auf Effizienzsteigerungen konzipiert und betrieben werden. 
Ziele 
9.14 Hauptziel dieses Programmbereichs ist die Ausarbeitung und Förderung kostenwirksamer Politiken oder gege-
benenfalls Programme zur Begrenzung, Reduzierung bzw. Kontrolle von atmosphärischen Schadstoffemissionen 
und anderen umweltschädigenden Auswirkungen des Beförderungssektors, wobei die Entwicklungsprioritäten, die 
spezifischen lokalen und nationalen Gegebenheiten sowie Sicherheitsaspekte zu berücksichtigen sind. 
Maßnahmen 
9.15 Im Zusammenwirken mit den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls mit zwi-
schen- und nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor sollten die Regierungen auf geeigneter Ebene 
a) kostenwirksame, leistungsfähigere, schadstoffärmere und sicherere Verkehrssysteme entwickeln bzw. fördern, 
insbesondere vernetzte ländliche und städtische Massenverkehrsmittel sowie umweltgerechte Straßennetze, wobei 
die Notwendigkeit nachhaltiger sozialer und wirtschaftlicher Prioritäten sowie von Entwicklungsprioritäten, insbe-
sondere in den Entwicklungsländern, zu berücksichtigen ist; 
b) auf internationaler, regionaler, subregionaler und nationaler Ebene den Zugang zu sicheren, effizienten, res-
sourcenschonenden und schadstoffärmeren Verkehrstechnologien sowie deren Transfer erleichtern, insbesondere in 
die Entwicklungsländer, wozu auch die Durchführung entsprechender Ausbildungsprogramme gehört; 
c) gegebenenfalls ihre Bemühungen um die Sammlung, die Auswertung und den Austausch einschlägiger Infor-
mationen über den Zusammenhang zwischen Umwelt und Verkehr verstärken und dabei das Hauptgewicht auf die 
systematische Beobachtung der Emissionsentwicklung und die Erstellung einer Verkehrsdatenbank legen; 
d) im Einklang mit den sozioökonomischen Umwelt- und Entwicklungsprioritäten der einzelnen Staaten kosten-
wirksame Politiken oder Programme, namentlich administrative, soziale und wirtschaftliche Maßnahmen, evaluieren 
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und gegebenenfalls fördern, um auf den Einsatz von Verkehrssystemen hinzuwirken, die die Atmosphäre so wenig 
wie möglich schädigen; 
e) Mechanismen zur Integration von Verkehrsplanungskonzepten sowie städtischen und regionalen Raumord-
nungskonzepten schaffen bzw. ausbauen, um die durch den Verkehr verursachten Umweltbelastungen zu verringern; 
f) im Rahmen der Vereinten Nationen und ihrer Regionalkommissionen die Möglichkeit der Abhaltung regiona-
ler Konferenzen zum Thema Verkehr und Umwelt prüfen. 
 
3. INDUSTRIELLE ENTWICKLUNG 
Handlungsgrundlage 
9.16 Die Industrie ist für die Erzeugung von Gütern und Dienstleistungen unabdingbar; sie schafft in großem Um-
fang Arbeitsplätze und Einkommen, und die industrielle Entwicklung an sich ist von essenzieller Bedeutung für das 
Wirtschaftswachstum. Gleichzeitig verbraucht die Industrie erhebliche Mengen an Ressourcen und Materialien, was 
bedeutet, dass durch industrielle Tätigkeit Schadstoffe in die Atmosphäre und die Gesamtumwelt freigesetzt werden. 
Der Schutz der Atmosphäre kann unter anderem durch die Steigerung der Ressourcen- und Materialeffizienz in der 
Industrie, durch den Einbau bzw. die Verbesserung emissionsmindernder Technologien und die Substitution von 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKWs) und anderen ozonabbauenden Stoffen, durch geeignete Ersatzstoffe sowie 
durch die Verringerung des Aufkommens von Abfällen und Nebenprodukten verbessert werden. 
Ziele 
9.17 Grundlegendes Ziel dieses Programmbereichs ist es, die industrielle Entwicklung so zu fördern, dass die durch 
sie verursachte Belastung der Atmosphäre unter anderem durch eine höhere Effizienz der Produktionsprozesse so-
wie des gesamten Ressourcen- und Materialverbrauchs der Industrie, durch die Verbesserung emissionsmindernder 
Technologien und die Entwicklung neuer, umweltverträglicher Technologien minimiert wird. 
Maßnahmen 
9.18 Im Zusammenwirken mit den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls mit zwi-
schen- und nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor sollten die Regierungen auf geeigneter Ebene 
a) im Einklang mit den sozioökonomischen Umwelt- und Entwicklungsprioritäten der einzelnen Staaten kosten-
wirksame Politiken oder Programme, namentlich administrative, soziale und wirtschaftliche Maßnahmen, evaluieren 
und gegebenenfalls fördern, um die durch die Industrie verursachte Verschmutzung sowie schädliche Auswirkungen 
auf die Atmosphäre so gering wie möglich zu halten; 
b) die Industrie dazu anhalten, ihre Kapazität zur Entwicklung von sicheren, weniger umweltbelastenden, res-
sourcen- und materialschonenderen sowie energieeffizienteren Technologien, Produkten und Verfahren auszubauen 
und zu verstärken; 
c) bei der Entwicklung und dem Transfer dieser industriellen Technologien sowie beim Ausbau der Kapazität für 
die Steuerung und den Einsatz dieser Technologien insbesondere im Hinblick auf die Entwicklungsländer zusam-
menarbeiten; 
d) Umweltverträglichkeitsprüfungen erarbeiten, verbessern und durchführen, um eine nachhaltige industrielle 
Entwicklung zu fördern; 
e) sich für einen effizienten Material- und Ressourceneinsatz unter Berücksichtigung des Produktkreislaufs ein-
setzen, um die wirtschaftlichen und ökologischen Vorteile eines effizienteren Ressourceneinsatzes und eines gerin-
geren Abfallaufkommens zu nutzen; 
f) die Förderung schadstoffärmerer und effizienterer Technologien und Fertigungsprozesse in der Industrie unter-
stützen und dabei gebietsspezifische, zugängliche Energiepotenziale berücksichtigen, insbesondere sichere und er-
neuerbare Energieträger, um die Verschmutzung durch die Industrie und die schädlichen Auswirkungen auf die At-
mosphäre einzuschränken. 
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4. ERSCHLIESSUNG DER LAND- UND DER MEERESRESSOURCEN SOWIE FLÄCHENNUTZUNG 
Handlungsgrundlage 
9.19 Die Flächennutzungs- und die Ressourcenpolitik beeinflussen Veränderungen in der Atmosphäre und werden 
ihrerseits von diesen beeinflusst. Bestimmte Verfahrensweisen im Zusammenhang mit den Land- und den Meeres-
ressourcen können eine Rückbildung von Treibhausgassenken und eine Zunahme der atmosphärischen Emissionen 
nach sich ziehen. Der Verlust an biologischer Vielfalt kann die Widerstandskraft der Ökosysteme gegen Klima-
schwankungen und Schäden durch Luftverschmutzung herabsetzen. Veränderungen in der Atmosphäre können gra-
vierende Auswirkungen auf die Wälder, die biologische Vielfalt, die Süßwasser- und Meeresökosysteme sowie auf 
die Wirtschaftstätigkeit, beispielsweise die Landwirtschaft, haben. In vielen Fällen gehen die grundsatzpolitischen 
Zielsetzungen verschiedener Sektoren auseinander und müssen daher auf integrierte Weise angegangen werden. 
Ziele 
9.20 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Förderung der Nutzung von Land- und Meeresressourcen sowie geeignete Flächennutzungspraktiken, die dazu 
beitragen, 
 i) die atmosphärische Verschmutzung zu reduzieren und/oder die anthropogenen Treibhausgasemissionen 
zu begrenzen; 
 ii) alle Treibhausgassenken zu erhalten, nachhaltig zu bewirtschaften und gegebenenfalls zu erweitern; 
iii) Natur- und Umweltgüter zu erhalten und nachhaltig zu nutzen; 
b) Gewährleistung einer umfassenden Berücksichtigung der tatsächlichen und der potenziellen atmosphärischen 
Veränderungen und ihrer sozioökonomischen und ökologischen Auswirkungen bei der Planung und Durchführung 
von Politiken und Programmen betreffend die Nutzung der Land- und der Meeresressourcen sowie die Landnut-
zungspraxis. 
Maßnahmen 
9.21 Im Zusammenwirken mit den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls mit zwi-
schen- und nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor sollten die Regierungen auf geeigneter Ebene 
a) im Einklang mit den sozioökonomischen Umwelt- und Entwicklungsprioritäten der einzelnen Staaten kosten-
wirksame Politiken oder Programme, namentlich administrative, soziale und wirtschaftliche Maßnahmen, evaluieren 
und gegebenenfalls fördern, um Anreize für eine umweltverträgliche Landnutzung zu schaffen; 
b) Politiken und Programme durchführen, die unangemessene und umweltbelastende Formen der Landnutzung 
sanktionieren und die nachhaltige Nutzung der Land- und der Meeresressourcen fördern; 
c) erwägen, die Entwicklung und Anwendung von Nutzungsformen für die Land- und Meeresressourcen sowie 
Flächennutzungsformen zu fördern, die weniger anfällig für atmosphärische Veränderungen und Schwankungen 
sind; 
d) die nachhaltige Bewirtschaftung von Treibhausgassenken und -speichern, namentlich der Biomasse, der Wäl-
der und der Ozeane, sowie anderer Land-, Küsten- und Meeresökosysteme sowie die Zusammenarbeit bei ihrer Er-
haltung und gegebenenfalls Erweiterung fördern. 
C. VERHINDERUNG DES ABBAUS DER STRATOSPHÄRISCHEN OZONSCHICHT 
 
Handlungsgrundlage 
9.22 Die Auswertung der neuesten wissenschaftlichen Daten hat die wachsende Besorgnis über den fortschreitenden 
Abbau der stratosphärischen Ozonschicht der Erde durch reaktives Chlor und Brom aus anthropogenen FCKWs, 
Halonen und verwandten Stoffen bestätigt. Das Wiener Übereinkommen von 1985 zum Schutz der Ozonschicht und 
das Montrealer Protokoll von 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen (in der 1990 in London 
geänderten Fassung), waren zwar wichtige Schritte im Rahmen eines internationalen Vorgehens, doch ist die gesam-
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te Chlorbelastung der Atmosphäre mit ozonabbauenden Stoffen weiter gestiegen. Eine Änderung kann durch die 
Einhaltung der im Rahmen des Protokolls festgelegten Kontrollmaßnahmen erreicht werden. 
Ziele 
9.23 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Verwirklichung der im Wiener Übereinkommen und im Montrealer Protokoll sowie seiner 1990 geänderten 
Fassung festgelegten Ziele einschließlich der in diesen Rechtsinstrumenten behandelten besonderen Bedürfnisse und 
Gegebenheiten der Entwicklungsländer und ihres Zugangs zu Alternativen zu ozonabbauenden Stoffen. Der Einsatz 
von Technologien und natürlichen Produkten, die zu einer Verringerung der Nachfrage nach diesen Stoffen führen, 
soll unterstützt werden; 
b) Erarbeitung von Strategien, deren Ziel die Milderung der schädlichen Auswirkungen der ultravioletten Strah-
lung ist, die auf Grund des Abbaus und der Veränderung der stratosphärischen Ozonschicht die Erdoberfläche errei-
chen. 
Maßnahmen 
9.24 Im Zusammenwirken mit den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls mit zwi-
schen- und nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor sollten die Regierungen auf geeigneter Ebene 
a) das Montrealer Protokoll und seine geänderte Fassung von 1990 ratifizieren, annehmen oder billigen, rasch 
ihre Beiträge zu den Treuhandfonds von Wien und Montreal und dem multilateralen Interims-Ozonfonds leisten, 
gegebenenfalls zu den laufenden Bemühungen im Rahmen des Montrealer Protokolls und seiner Durchführungsme-
chanismen beitragen und namentlich auch Ersatzstoffe für FCKWs und sonstige ozonabbauende Stoffe zur Verfü-
gung stellen und den Transfer entsprechender Technologien in die Entwicklungsländer erleichtern, damit diese ihren 
Verpflichtungen aus dem Protokoll nachkommen können; 
b) den weiteren Ausbau des Globalen Ozonüberwachungssystems durch die Erleichterung – in Form bilateraler 
und multilateraler Finanzierung – der Einrichtung und des Betriebs zusätzlicher Stationen für systematische Beob-
achtungen, insbesondere im Tropengürtel der südlichen Hemisphäre, unterstützen; 
c) aktiv an der laufenden Auswertung wissenschaftlicher Informationen und der Bewertung der Gesundheits- und 
Umweltfolgen sowie der technologischen und wirtschaftlichen Auswirkungen des Abbaus der stratosphärischen 
Ozonschicht mitwirken und weitere Maßnahmen erwägen, die sich ausgehend von diesen Auswertungen als gerecht-
fertigt und durchführbar erweisen; 
d) ausgehend von den Ergebnissen der Forschungsarbeiten über die Auswirkungen der zusätzlichen auf der Erd-
oberfläche auftreffenden ultravioletten Strahlung entsprechende Abhilfemaßnahmen in den Bereichen Gesundheit, 
Landwirtschaft und Meeresumwelt in Betracht ziehen; 
e) im Einklang mit dem Montrealer Protokoll FCKWs und andere ozonabbauende Stoffe ersetzen und dabei an-
erkennen, dass die Eignung eines Ersatzstoffs ganzheitlich und nicht allein auf der Grundlage des Beitrags beurteilt 
werden darf, den dieser Stoff zur Lösung eines einzigen die Atmosphäre oder die Umwelt betreffenden Problems 
leistet. 
D. GRENZÜBERSCHREITENDE ATMOSPHÄRISCHE VERSCHMUTZUNG 
Handlungsgrundlage 
9.25 Die grenzüberschreitende atmosphärische Verschmutzung wirkt sich nachteilig auf die menschliche Gesund-
heit aus und zieht schädliche Umweltfolgen wie Baum- und Waldschäden und die Übersäuerung von Gewässern 
nach sich. Die geografische Verteilung der Messnetze zur Überwachung der atmosphärischen Verschmutzung ist 
unausgewogen, wobei die Entwicklungsländer deutlich unterrepräsentiert sind. Das Fehlen zuverlässiger Emissions-
daten außerhalb Europas und Nordamerikas ist eines der Haupthindernisse für die Ermittlung der grenzüberschrei-
tenden Luftverunreinigung. Darüber hinaus liegen nur unzureichende Informationen über die ökologischen und ge-
sundheitlichen Auswirkungen der Luftverschmutzung in anderen Regionen vor. 
9.26 Das Übereinkommen von 1979 über weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreinigung und seine Proto-
kolle haben in Europa und Nordamerika einen regionalen Regelungsrahmen geschaffen, der auf einem Überprü-
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fungsprozess sowie auf Kooperationsprogrammen für die systematische Beobachtung der Luftverunreinigung, Be-
wertungen und Informationsaustausch aufbaut. Diese Programme müssen fortgeführt und ausgebaut und die dabei 
gesammelten Erfahrungen an andere Regionen der Erde weitergegeben werden. 
Ziele 
9.27 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Entwicklung und Einsatz von Technologien zur Bekämpfung und Messung der Luftverschmutzung aus statio-
nären und mobilen Quellen und Entwicklung alternativer umweltverträglicher Technologien; 
b) Beobachtung und systematische Bewertung der Quellen und des Ausmaßes grenzüberschreitender Luftverun-
reinigungen auf Grund von natürlichen Vorgängen und menschlicher Tätigkeit; 
c) insbesondere in den Entwicklungsländern Stärkung der Fähigkeit, grenzüberschreitende Luftverunreinigungen 
zu messen und zu simulieren sowie ihren Verbleib und ihre Wirkung zu bewerten, unter anderem durch den Aus-
tausch von Informationen und die Ausbildung von Sachverständigen; 
d) Aufbau von Kapazität zur Bewertung und Abschwächung grenzüberschreitender Luftverunreinigung auf 
Grund von Industrie- und Nuklearunfällen, Naturkatastrophen und der vorsätzlichen und/oder unbeabsichtigten Zer-
störung natürlicher Ressourcen; 
e) Unterstützung des Abschlusses neuer und der Durchführung bestehender regionaler Übereinkünfte zur Ein-
dämmung grenzüberschreitender Luftverunreinigungen; 
f) Entwicklung von Strategien zur Reduzierung der Emissionen, die eine grenzüberschreitende Luftverunreini-
gung verursachen, sowie ihrer Auswirkungen. 
Maßnahmen 
9.28 Im Zusammenwirken mit den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls mit zwi-
schen- und nichtstaatlichen Organisationen und dem Privatsektor sollten die Regierungen auf geeigneter Ebene 
a) regionale Übereinkünfte zur Kontrolle der grenzüberschreitenden Luftverunreinigung abschließen und/oder 
stärken und insbesondere mit den Entwicklungsländern in Bereichen wie der systematischen Beobachtung und Be-
wertung, der Simulation sowie der Entwicklung und dem Austausch von Technologien zur Eindämmung von luft-
verunreinigenden Emissionen aus mobilen und stationären Quellen zusammenarbeiten. In diesem Zusammenhang 
sollte der Auseinandersetzung mit dem Ausmaß, den Ursachen, den gesundheitlichen und den sozioökonomischen 
Auswirkungen ultravioletter Strahlung, der Übersäuerung der Umwelt und der durch Fotooxidantien verursachten 
Schäden an Wäldern und anderen Vegetationsformen vermehrte Aufmerksamkeit gelten; 
b) Frühwarnsysteme und Reaktionsmechanismen für grenzüberschreitende Luftverunreinigungen auf Grund von 
Industrieunfällen und Naturkatastrophen und der vorsätzlichen und/oder unbeabsichtigten Zerstörung natürlicher 
Ressourcen einrichten oder stärken; 
c) Ausbildungsmöglichkeiten und den Austausch von Daten, Informationen und auf nationaler und/oder regiona-
ler Ebene gesammelten Erfahrungen fördern; 
d) auf regionaler, multilateraler und bilateraler Ebene bei der Bewertung grenzüberschreitender Luftverunreini-
gungen zusammenarbeiten und Programme ausarbeiten und durchführen, in deren Rahmen konkrete Maßnahmen 
zur Reduzierung atmosphärischer Emissionen und zur Bewältigung ihrer ökologischen, ökonomischen, sozialen und 
sonstigen Folgen festgelegt werden. 
Mittel zur Umsetzung 
 INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT 
9.29 Im Rahmen der bereits bestehenden Rechtsinstrumente wurden institutionelle Strukturen zur Verfolgung der 
Ziele dieser Instrumente geschaffen, und die entsprechenden Arbeiten sollen in erster Linie innerhalb dieses Kon-
texts weitergeführt werden. Die Regierungen sollten ihre Zusammenarbeit auf regionaler und globaler Ebene, na-
mentlich die Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen, fortführen und erweitern. In diesem 
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Zusammenhang wird auf die Empfehlungen in Kapitel 38 der Agenda 21 (Internationale institutionelle Vorkehrun-
gen) verwiesen. 
 KAPAZITÄTSAUFBAU 
9.30 In Zusammenarbeit mit den zuständigen Gremien der Vereinten Nationen, internationalen Gebern und nicht-
staatlichen Organisationen sollten die Staaten technische und finanzielle Ressourcen mobilisieren und die technische 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern erleichtern, um deren technische, Management-, Planungs- und Ver-
waltungskapazität zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung und zum Schutz der Erdatmosphäre in allen dafür in 
Betracht kommenden Bereichen zu stärken. 
 ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
9.31 Programme zur Aufklärung und Bewusstseinsbildung betreffend die Förderung der nachhaltigen Entwicklung 
und den Schutz der Atmosphäre müssen auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene in allen in Betracht kom-
menden Sektoren eingeführt und verstärkt werden. 
 FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
9.32 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in den Programmbereich A fallenden Maßnahmen auf etwa 640 Millio-
nen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustel-
len sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Grö-
ßenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden. 
9.33 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in den Programmbereich B fallenden Maßnahmen auf etwa 20 Milliar-
den Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustel-
len sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Grö-
ßenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden. 
9.34 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in den Programmbereich C fallenden Maßnahmen auf zwischen 160 und 
590 Millionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen 
bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen 
der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nicht-
konzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und       
-programme von den Regierungen beschlossen werden. 
9.35 Das Sekretariat der Konferenz hat Kostenansätze für technische Hilfe und Pilotprogramme in Ziffer 9.32 und 
9.33 aufgenommen. 
 
_____________________ 
1 Zu den neuen und erneuerbaren Energien gehören thermische und fotovoltaische Sonnenenergie, Windkraft, Wasserkraft, Energie aus 
Biomasse, geothermische Energie, Meeresenergie, tierische und menschliche Kraft, entsprechend den ausdrücklich für die Konferenz 
erstellten Berichten des Ausschusses für die Erschließung und Nutzung neuer und erneuerbarer Energiequellen (siehe 
A/CONF.151/PC/119 und A/AC.218/1992/5). 
2 Dazu gehören auch Normen oder Empfehlungen, die von Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration unterstützt werden. 
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    Integriertes Konzept zur Planung und Bewirtschaftung der 
     Flächenressourcen 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
10.1 Land wird gewöhnlich anhand seiner Topografie und räumlichen Ausdehnung als physikalisches Gebilde defi-
niert; eine umfassende, integrative Sichtweite schließt auch in dem Land befindliche natürliche Ressourcen wie Bö-
den, Bodenschätze, Wasser und Biota mit ein. Diese Einzelelemente sind in Ökosystemen organisiert, die eine Viel-
zahl von Dienstleistungen erbringen, die wesentlich für die Bewahrung der Unversehrtheit der lebenserhaltenden 
Systeme und der Produktivkapazität der Umwelt sind. Flächenressourcen werden auf eine Weise genutzt, die sich 
alle diese Eigenschaften zunutze macht. Land ist eine begrenzte Ressource, während die von ihm dargebotenen na-
türlichen Ressourcen sich im Laufe der Zeit und je nach Bewirtschaftungs- und Nutzungsform verändern können. 
Steigende Nutzungsansprüche des Menschen und die Wirtschaftstätigkeit setzen die Flächenressourcen einer stetig 
weiter zunehmenden Belastung aus, die zu Konkurrenz- und Konfliktsituationen und einer suboptimalen Nutzung 
sowohl der Flächen als auch der Flächenressourcen führt. Wenn die Nutzungsansprüche des Menschen in Zukunft in 
nachhaltiger Weise erfüllt werden sollen, muss für diese Nutzungskonflikte schon heute eine Lösung gefunden und 
eine wirksamere und schonendere Nutzung des Landes und seiner natürlichen Ressourcen angestrebt werden. Eine 
integrierte Raumordnung und Flächennutzungsplanung und -bewirtschaftung ist ein außerordentlich praktischer 
Weg, dies zu erreichen. Durch eine integrierte Überprüfung aller Flächennutzungen ist die Möglichkeit gegeben, 
Konflikte auf ein Minimum zu reduzieren, die effizienteste Kompromisslösung zu finden und die soziale und wirt-
schaftliche Entwicklung mit dem Schutz und der Verbesserung der Umwelt zu verknüpfen, um so zur Verwirkli-
chung der Ziele einer nachhaltigen Entwicklung beizutragen. Das Wesen des integrierten Ansatzes zeigt sich darin, 
dass die entsprechenden sektoralen Planungs- und Lenkungstätigkeiten mit den verschiedenen Aspekten der Flä-
chennutzung und der Flächenressourcen koordiniert werden.  
  
10.2 Das vorliegende Kapitel umfasst einen Programmbereich, das integrierte Konzept zur Planung und Bewirt-
schaftung der Flächenressourcen, das auf die Neuordnung und – falls notwendig – auf einen begrenzten Ausbau der 
Entscheidungsstruktur ausgerichtet ist, einschließlich der existierenden Politiken sowie der Planungs- und Bewirt-
schaftungsverfahren und -methoden, die bei der Aufstellung eines solchen integrierten Konzepts von Nutzen sein 
können. Auf die operativen Aspekte der Planung und Bewirtschaftung, die sinnvoller unter den entsprechenden 
sektoralen Programmen behandelt werden, wird dabei nicht eingegangen. Da sich das Programm mit einem wich-
tigen sektorübergreifenden Aspekt der Entscheidungsfindung für eine nachhaltige Entwicklung befasst, steht es mit 
einer Reihe anderer Programme, die sich direkt mit dieser Frage beschäftigen, in engem Zusammenhang.  
 
 
PROGRAMMBEREICH  
 
Integriertes Konzept zur Planung und Bewirtschaftung der Flächenressourcen  
 
Handlungsgrundlage  
 
10.3 Flächenressourcen werden für eine Vielzahl miteinander im Wechselspiel oder auch in Konkurrenz stehender 
Zwecke genutzt; es ist daher wünschenswert, alle Nutzungen in integrierter Weise zu planen und zu steuern. Die 
Integration soll auf zwei Ebenen stattfinden, wobei zum einen alle ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Fak-
toren (so beispielsweise auch die von den verschiedenen Bereichen der Wirtschaft und der Gesellschaft ausgehenden 
Wirkungen auf die Umwelt und die natürlichen Ressourcen) und zum anderen alle umwelt- und ressourcen-
bezogenen Komponenten (d. h. Luft, Wasser, Biota, Land, geologische und natürliche Ressourcen) zusammen be-
rücksichtigt werden. Eine integrierte Betrachtung ermöglicht es, angemessene Entscheidungen zu treffen und Kom-
 
Agenda 21 90 
promisse einzugehen, und maximiert somit die nachhaltige Produktivität und Nutzung. Gelegenheiten, Flächen an-
deren Nutzungsformen zuzuführen, bieten sich in Verbindung mit großen Siedlungs- oder Entwicklungsprojekten 
und fortschreitend auch immer dann, wenn Land zum Verkauf angeboten wird. Daraus ergeben sich wiederum Mög-
lichkeiten, traditionelle Formen der nachhaltigen Flächenbewirtschaftung aufrechtzuerhalten oder Naturschutz-
gebiete zur Erhaltung der biologischen Vielfalt oder kritischer ökologischer Dienstleistungen einzurichten. 
 
10.4 Verschiedene Techniken, Strukturen und Prozesse können miteinander kombiniert werden, um zu einem inte-
grierten Konzept zu gelangen. Diese sind unentbehrliches Stützwerk für den Planungs- und Bewirtschaftungsprozess 
auf nationaler und lokaler Ebene und auf der Ebene der Ökosysteme oder einzelner Standorte und für die Er-
arbeitung spezifischer Aktionsprogramme. Viele Elemente dieses Konzepts sind bereits vorhanden, müssen aber 
umfassender eingesetzt, weiterentwickelt und ausgebaut werden. Der vorliegende Programmbereich ist in erster Li-
nie auf die Schaffung eines Rahmens für die Koordinierung der Entscheidungsfindung ausgerichtet; inhaltliche Fra-
gen und operative Aufgaben werden daher hier nicht einbezogen, sondern in den entsprechenden Sektorprogrammen 
der Agenda 21 behandelt.  
Ziele  
10.5 Das Gesamtziel besteht darin, es zu ermöglichen, Flächen Nutzungsformen zuzuführen, die die größten nach-
haltigen Vorteile gewährleisten, und den Übergang zu einer nachhaltigen und integrierten Bewirtschaftung der Flä-
chenressourcen zu fördern. Dabei sollten ökologische, soziale und wirtschaftliche Fragen mit berücksichtigt werden. 
Schutzgebiete, private Grundbesitzrechte, die Rechte der Angehörigen indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer 
Gemeinschaften und anderer örtlicher Gemeinschaften sowie die wirtschaftliche Rolle der Frau in der Land-
wirtschaft und bei der ländlichen Entwicklung sollten neben anderen Fragen einbezogen werden. Genauer ausge-
drückt lauten die Ziele wie folgt:  
 
a) Spätestens bis 1996: Prüfung und Erarbeitung von Politiken, die die bestmögliche Flächennutzung und eine 
nachhaltige Bewirtschaftung der Flächenressourcen unterstützen;  
 
b) spätestens bis 2000: Verbesserung und Ausbau von Planungs-, Bewirtschaftungs- und Evaluierungssystemen 
für Flächen und Flächenressourcen;  
 
c) spätestens bis 1998: Ausbau von Institutionen und Koordinierungsstrukturen für Flächen und Flächenressour-
cen;  
 
d) spätestens bis 1996: Schaffung von Mechanismen zur Erleichterung der aktiven Mitwirkung und Beteiligung 
aller Betroffenen – insbesondere der Gemeinschaften und Einzelpersonen auf lokaler Ebene – an der Entscheidungs-
findung zur Flächennutzung und -bewirtschaftung. 
 
 
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
 
ENTWICKLUNG FÖRDERLICHER POLITIKEN UND POLITIKINSTRUMENTE  
 
10.6 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung regionaler und internationaler Orga-
nisationen sicherstellen, dass die Politiken und Politikinstrumente die bestmögliche Flächennutzung und eine nach-
haltige Bewirtschaftung der Flächenressourcen unterstützen. Besondere Beachtung gebührt dabei der Rolle landwirt-
schaftlich genutzter Flächen. Zu diesem Zweck sollten sie  
 
a) auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene eine integrierte Zielbildung und Politikformulierung entwickeln, 
die auch ökologische, soziale, demografische und wirtschaftliche Fragen berücksichtigt;  
 
b) Politiken entwickeln, die eine nachhaltige Flächennutzung und Bewirtschaftung der Flächenressourcen fördern 
und den vorhandenen Bestand an Flächenressourcen, demografische Aspekte und die Interessen der örtlichen Be-
völkerung berücksichtigen;  
 
c) den Regulierungsrahmen einschließlich Gesetzen, sonstigen Rechtsvorschriften und Durchsetzungsverfahren 
überprüfen, um festzustellen, welche Verbesserungen notwendig sind, um die nachhaltige Flächennutzung und Be-
wirtschaftung der Flächenressourcen zu unterstützen und die Überführung produktiver Anbauflächen in andere Nut-
zungsformen zu beschränken;  
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d) wirtschaftliche Instrumente einsetzen und institutionelle Mechanismen und Anreize schaffen, um die best-
mögliche Flächennutzung und eine nachhaltige Bewirtschaftung der Flächenressourcen zu fördern;  
 
e) das Prinzip der Delegierung der Politikgestaltung auf die niedrigste mit wirksamem Handeln und lokaler Trä-
gerschaft vereinbare Behördenebene fördern.  
 
AUSBAU VON PLANUNGS- UND MANAGEMENTSYSTEMEN  
 
10.7 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung regionaler und internationaler Orga-
nisationen ihre Planungs- und Managementsysteme überprüfen und gegebenenfalls revidieren, um eine integrierte 
Vorgehensweise zu ermöglichen. Zu diesem Zweck sollten sie  
 
a) Planungs- und Managementsysteme einführen, die die Integration von Bestandteilen der Umwelt wie etwa der 
Luft, des Wassers, des Bodens und anderer natürlicher Ressourcen ermöglichen, unter Einsatz landschaftsökologi-
scher Planung (LANDEP) oder anderer beispielsweise auf Ökosysteme oder Einzugsgebiete ausgerichteter Ansätze;  
 
b) Strategierahmen einführen, die eine Integration von Entwicklungs- und Umweltzielen gestatten; als Beispiele 
sind Systeme zur dauerhaften Sicherung des Lebensunterhalts, die ländliche Entwicklung, die Weltstrategie für die 
Erhaltung der Natur/Caring for the Earth, der grundlegende Umweltschutz und andere zu nennen;  
 
c) einen allgemeinen Rahmen für die Flächennutzungs- und Raumplanung schaffen, innerhalb deren spezialisierte 
und detailliertere sektorale Pläne (beispielsweise für Schutzgebiete, die Landwirtschaft, Wälder, menschliche Sied-
lungen, die ländliche Entwicklung) ausgearbeitet werden können; des Weiteren sollten sie sektorübergreifende Bera-
tungsgremien einrichten, um die Projektplanung und Projektdurchführung zu rationalisieren;  
 
d) Bewirtschaftungsysteme für Flächen und natürliche Ressourcen durch Einbeziehung geeigneter traditioneller 
und indigener Methoden unterstützen; als Beispiele dafür sind die Weidewirtschaft, die Hima-Gebiete (traditionelle 
islamische Landschaftsschutzgebiete) und die Terrassenkultur zu nennen;  
 
e) innovative und flexible Programmfinanzierungskonzepte prüfen bzw. gegebenenfalls aufstellen;  
 
f) detaillierte Inventare des Potenzials der Bodenflächen aufstellen, als Anhaltspunkt für die nachhaltige Zuwei-
sung, Bewirtschaftung und Nutzung der Flächenressourcen auf nationaler und kommunaler Ebene.  
 
FÖRDERUNG DER ANWENDUNG GEEIGNETER PLANUNGS- UND BEWIRTSCHAFTUNGSINSTRUMENTE  
 
10.8 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung nationaler und internationaler Orga-
nisationen die Verbesserung, Weiterentwicklung und umfassende Verwendung von Planungs- und Bewirtschaf-
tungsinstrumenten fördern, die ein integriertes, nachhaltiges Vorgehen in Bezug auf Flächen und Ressourcen er-
möglichen. Zu diesem Zweck sollten sie  
 
a) verbesserte Systeme zur Auswertung und integrierten Analyse von Daten über Flächennutzung und Flächen-
ressourcen einführen;  
 
b) systematisch Techniken und Verfahren zur Abschätzung der ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Fol-
gen, Risiken, Kosten und Vorteile spezifischer Maßnahmen zum Einsatz bringen;  
 
c) Möglichkeiten zur Einbeziehung der Land- und Ökosystemfunktionen sowie des Wertes der Flächenressourcen 
in die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung analysieren und erproben.  
 
BEWUSSTSEINSBILDENDE MASSNAHMEN  
 
10.9 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit nationalen Institutionen und Inter-
essengruppen und mit Unterstützung regionaler und internationaler Organisationen bewusstseinsbildende Maßnah-
men ergreifen, um die Bevölkerung auf die Wichtigkeit einer integrierten Bewirtschaftung der Flächen- und Flä-
chenressourcen und auf die Rolle aufmerksam zu machen und darüber aufzuklären, die Einzelpersonen und gesell-
schaftliche Gruppen spielen können. Parallel dazu sollten die Mittel bereitgestellt werden, die es ermöglichen, ver-
besserte Methoden der Flächennutzung und der nachhaltigen Bewirtschaftung einzuführen.  
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FÖRDERUNG DER BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT  
 
10.10 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit nationalen Organisationen und 
mit Unterstützung regionaler und internationaler Organisationen innovative Verfahren, Programme, Projekte und 
Dienstleistungen einführen, die eine aktive Beteiligung aller Betroffenen am Entscheidungs- und Durchführungs-
prozess ermöglichen und unterstützen, insbesondere der Gruppen, die bisher häufig ausgeschlossen wurden, wie 
etwa Frauen, Jugendliche, indigene Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften sowie sonstige örtliche Gemein-
schaften.  
 
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
 
AUSBAU DER INFORMATIONSSYSTEME  
 
10.11 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit nationalen Organisationen und 
dem Privatsektor und mit Unterstützung regionaler und internationaler Organisationen die Informationssysteme aus-
bauen, die sie für die Entscheidungsfindung und die Evaluierung künftiger Veränderungen in der Landnutzung und 
Bodenbewirtschaftung benötigen. Die Bedürfnisse von Männern wie Frauen sollten berücksichtigt werden. Zu die-
sem Zweck sollten sie  
 
a) die Informationssysteme sowie die Systeme zur systematischen Beobachtung und Auswertung stärken, die für 
Umwelt-, Wirtschafts- und Sozialdaten im Zusammenhang mit den Bodenressourcen auf globaler, regionaler, natio-
naler und lokaler Ebene sowie für die Bodenleistung und für Muster der Flächennutzung und -bewirtschaftung zur 
Verfügung stehen;  
 
b) die Koordinierung zwischen vorhandenen sektoralen Datensystemen über Flächen und Flächenressourcen und 
die Kapazität der einzelnen Staaten zur Datenerfassung und -auswertung verstärken;  
 
c) allen Teilen der Bevölkerung, insbesondere örtlichen Gemeinschaften und Frauen, in zugänglicher Form die 
entsprechenden technischen Informationen zur Verfügung stellen, die sie für eine aufgeklärte Entscheidungsfindung 
über Flächenutzung und -bewirtschaftung benötigen;  
 
d) kostengünstige, von den Gemeinwesen verwaltete Systeme zur Sammlung von Vergleichsinformationen über 
den Status und die sich vollziehenden Veränderungsprozesse bei den Flächenressourcen, einschließlich Böden, 
Walddecke, Tier- und Pflanzenwelt, Klima und anderer Faktoren, unterstützen.  
 
 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
 
SCHAFFUNG REGIONALER EINRICHTUNGEN  
 
10.12 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung regionaler und internationaler Or-
ganisationen die regionale Zusammenarbeit und den Austausch von Informationen über Flächenressourcen ausbau-
en. Zu diesem Zweck sollten sie  
 
a) regionale Politiken zur Unterstützung von Flächennutzungs- und Raumplanungsprogrammen untersuchen und 
erarbeiten;  
 
b) die Aufstellung von Flächennutzungs- und Raumplänen in den Ländern der Region fördern;  
 
c) Informationssysteme entwickeln und die Ausbildung fördern;  
 
d) im Rahmen von Verbundnetzen und mit anderen geeigneten Mitteln Informationen über die Erfahrungen aus-
tauschen, die im Verlauf und als Ergebnis der integrierten und partizipativen Planung und Bewirtschaftung der Flä-
chenressourcen auf nationaler und lokaler Ebene gesammelt worden sind.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
 
10.13 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 50 Mil-
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lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden.  
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
 
ERWEITERUNG DER WISSENSCHAFTLICHEN ERKENNTNISSE ÜBER DAS SYSTEM DER FLÄCHENRESSOURCEN 
 
10.14 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit nationalen und internationalen 
Wissenschaftlern und mit Unterstützung durch geeignete nationale und internationale Organisationen auf die ört-
lichen Bedingungen zugeschnittene Forschungsarbeiten über das System der Flächenressourcen und die Auswir-
kungen auf nachhaltige Entwicklungs- und Bewirtschaftungspraktiken fördern und unterstützen. Vorrang gebührt 
dabei gegebenenfalls 
 
a) der Bewertung des Potenzials der Bodenfläche und der Ökosystemfunktionen;  
 
b) ökosystemaren Interaktionen und Interaktionen zwischen Flächenressourcen und Sozial-, Wirtschafts- und 
Umweltsystemen;  
 
c) der Erarbeitung von Nachhaltigkeitsindikatoren für die Flächenressourcen, unter Berücksichtigung ökologi-
scher, ökonomischer, sozialer, demografischer, kultureller und politischer Faktoren.  
 
ERPROBUNG VON FORSCHUNGSERGEBNISSEN IM RAHMEN VON PILOTPROJEKTEN  
 
10.15 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit nationalen und internationalen 
Wissenschaftlern und mit Unterstützung durch die zuständigen internationalen Organisationen im Rahmen von Pi-
lotprojekten die Eignung verbesserter Ansätze für eine integrierte Planung und Bewirtschaftung der Flächen-
ressourcen, einschließlich technischer, gesellschaftlicher und institutioneller Faktoren, erforschen und erproben.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
 
VERBESSERUNG DER AUS- UND FORTBILDUNG  
 
10.16 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit den zuständigen Kommunal-
behörden, nichtstaatlichen Organisationen und internationalen Institutionen die Erschließung der menschlichen Res-
sourcen fördern, die für eine nachhaltige Planung und Bewirtschaftung der Flächen und der Flächenressourcen benö-
tigt werden. Dies sollte durch Anreize für örtliche Initiativen und durch Erweiterung der lokalen Managementkapa-
zität, insbesondere von Frauen, erfolgen,  
 
a) durch Schwerpunktsetzung bei interdisziplinären, integrativen Lehrplankonzepten in Schulen und in der tech-
nischen, berufsbezogenen und universitären Ausbildung;  
 
b) durch Unterweisung aller in Betracht kommenden Sektoren im integrierten und nachhaltigen Umgang mit den 
Flächenressourcen;  
 
c) durch Unterweisung von Gemeinschaften, entsprechenden Beratungsdiensten, auf kommunaler Ebene tätigen 
Gruppen und nichtstaatlichen Organisationen in Techniken und Konzepten der Flächenbewirtschaftung, die andern-
orts bereits mit Erfolg eingesetzt worden sind.  
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
STÄRKUNG DER TECHNOLOGISCHEN KAPAZITÄT 
 
10.17 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit anderen Regierungen und mit 
Unterstützung durch zuständige internationale Organisationen gezielte, konzertierte Bildungs- und Ausbildungsmaß-
nahmen sowie den Transfer von Techniken und Technologien fördern, welche die verschiedenen Aspekte des Pro-
zesses der nachhaltigen Planung und Bewirtschaftung auf staatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- und kommunaler 
Ebene unterstützen.  
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STÄRKUNG DER INSTITUTIONEN  
 
10.18 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung durch die geeigneten internationa-
len Organisationen  
 
a) den Auftrag der mit Flächen und natürlichen Ressourcen befassten Institutionen überprüfen und gegebenenfalls 
dahin gehend abändern, dass er sich ausdrücklich auch auf die interdisziplinäre Integration ökologischer, sozialer 
und wirtschaftlicher Fragestellungen erstreckt;  
 
b) die Koordinierungsmechanismen zwischen den mit Flächennutzung und Ressourcenbewirtschaftung befassten 
Institutionen stärken, um die Integration sektoraler Anliegen und Strategien zu erleichtern;  
 
c) die kommunale Entscheidungskapazität stärken und die Koordinierung mit den übergeordneten Ebenen verbes-
sern.  
 
Agenda 21 95 
 
 Bekämpfung der Entwaldung 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. ERHALTUNG DER MULTIFUNKTIONALITÄT ALLER ARTEN VON WÄLDERN, WALDGEBIETEN 
UND BEWALDETEN FLÄCHEN  
 
 
Handlungsgrundlage  
11.1 Die Politiken, Methoden und Mechanismen, die beschlossen wurden, um die ökologische, wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Multifunktionalität von Bäumen, Wäldern und Waldgebieten zu unterstützen und weiterzuent-
wickeln, weisen gravierende Schwachpunkte auf. Viele entwickelte Länder sind mit den Auswirkungen von Luft-
verschmutzung und Brandschäden in ihren Wäldern konfrontiert. Häufig sind wirksamere Maßnahmen und Ansätze 
auf nationaler Ebene erforderlich, um die Politikformulierung, Planung und Programmerstellung, gesetzgeberische 
Maßnahmen und Instrumente, Entwicklungsmuster, die Beteiligung der breiten Öffentlichkeit, insbesondere der 
Frauen und der indigenen Bevölkerungsgruppen, die Einbeziehung der Jugend, die Rollen des Privatsektors, ört-
licher Organisationen, nichtstaatlicher Organisationen und Genossenschaften, die Entwicklung technischer und mul-
tidisziplinärer Qualifikationen und die Qualität der Humanressourcen, die forstwirtschaftliche Beratung und Auf-
klärung der Öffentlichkeit, die Forschungskapazität und Unterstützung der Forschung, die Verwaltungsstrukturen 
und -mechanismen, einschließlich der sektorübergreifenden Koordinierung, Dezentralisierung und Aufgaben-
verteilung sowie Anreizsysteme, und die Informationsverbreitung und Öffentlichkeitsarbeit zu verbessern und mit-
einander abzustimmen. Dies ist besonders wichtig, um ein rationelles, ganzheitliches Konzept für die nachhaltige 
und umweltverträgliche Entwicklung der Wälder sicherzustellen. Die Notwendigkeit, die Multifunktionalität der 
Wälder und Waldgebiete durch eine ausreichende und angemessene Stärkung der Institutionen zu sichern, ist in vie-
len Berichten, Beschlüssen und Empfehlungen der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Na-
tionen (FAO), der Internationalen Tropenholzorganisation (ITTO), des Umweltprogramms der Vereinten Nationen 
(UNEP), der Weltbank, der Internationalen Union für die Erhaltung der Natur und der natürlichen Hilfsquellen   
(IUCN) und anderer Organisationen wiederholt betont worden.  
Ziele  
11.2 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
 
a) Stärkung der mit Waldfragen befassten nationalen Institutionen, Erhöhung des Umfangs und der Wirksamkeit 
von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung der Wälder 
und wirksame Sicherstellung der Nachhaltigkeit bei der Nutzung und Erzeugung forstlicher Güter und Dienstlei-
stungen in den entwickelten Ländern wie den Entwicklungsländern; bis zum Jahr 2000 Ausbau der Voraussetzungen 
und der Möglichkeiten nationaler Institutionen, damit sie sich das erforderliche Wissen für den Schutz und die Er-
haltung der Wälder aneignen können, sowie Erweiterung ihres Tätigkeitsbereichs und demzufolge Steigerung der 
Wirksamkeit der Programme und Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung und Entwicklung der 
Wälder;  
 
b) Stärkung und Verbesserung menschlicher, technischer und beruflicher Qualifikationen, Fachkenntnisse und 
Fähigkeiten zur wirksamen Formulierung und Umsetzung von Politiken, Plänen, Programmen, Forschungsvorhaben 
und Projekten betreffend die Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung aller Arten von Wäldern und 
waldgestützten Ressourcen, namentlich von Waldland, sowie anderer Gebiete, aus denen forstlicher Nutzen gezogen 
werden kann. 
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
 
11.3 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung regionaler, subregionaler und inter-
nationaler Organisationen nach Bedarf die institutionellen Möglichkeiten zur Förderung der Multifunktionalität aller 
Wald- und Vegetationsarten, einschließlich anderer, verwandter Flächen und Waldressourcen, bei der Unterstützung 
einer nachhaltigen Entwicklung und des Umweltschutzes in allen Sektoren ausbauen. Dies soll – sofern möglich und 
notwendig – durch den Ausbau und/oder die Änderung der vorhandenen Strukturen und Regelungen und durch Ver-
besserung der Zusammenarbeit und Koordinierung ihrer jeweiligen Funktionen geschehen. Zu den wichtigsten Maß-
nahmen in diesem Zusammenhang gehören  
 
a) die Straffung und Stärkung von Verwaltungsstrukturen und -mechanismen, wozu unter anderem auch die Si-
cherstellung einer angemessenen Personalausstattung und Aufgabenverteilung, die Dezentralisierung der Ent-
scheidungsfindung, die Bereitstellung von Infrastrukturanlagen und -einrichtungen, die sektorübergreifende Koor-
dinierung und ein effektives Kommunikationssystem gehören;  
 
b) die Förderung der Beteiligung des Privatsektors, der Gewerkschaften, ländlicher Genossenschaften, örtlicher 
Gemeinschaften, indigener Bevölkerungsgruppen, der Jugend, der Frauen, von Nutzergruppen und nichtstaatlichen 
Organisationen an waldbezogenen Aktivitäten sowie die Förderung des Zugangs zu Informationen und Ausbil-
dungsprogrammen im nationalen Bereich;  
 
c) die Überprüfung und gegebenenfalls Überarbeitung von Maßnahmen und Programmen für alle Wald- und Ve-
getationsarten, einschließlich anderer, verwandter Flächen und Waldressourcen, und ihre Inbezugsetzung zu anderen 
Arten der Flächennutzung und zu Politiken und Rechtsvorschriften im Zusammenhang mit der Entwicklung sowie 
Förderung angemessener Rechtsvorschriften und anderer Maßnahmen als Grundlage zur Verhinderung einer unkon-
trollierten Überführung in andere Arten der Flächennutzung;  
 
d) die Erarbeitung und Umsetzung von Plänen und Programmen, wozu auch die Aufstellung nationaler und ge-
gebenenfalls regionaler und subregionaler Ziele, Programme und Kriterien für deren Durchführung und an-
schließende Verbesserung gehört;  
 
e) der Aufbau, der Ausbau und die Aufrechterhaltung eines wirksamen Systems der Forstberatung und der Bevöl-
kerungsaufklärung, um ein schärferes Bewusstsein der vielfältigen Rollen und des verschiedenfachen Wertes von 
Bäumen, Wäldern und Waldgebieten sowie deren höhere Wertschätzung und bessere Bewirtschaftung zu gewähr-
leisten;  
 
f) die Schaffung und/oder der Ausbau von Institutionen für die forstwissenschaftliche Lehre und Ausbildung so-
wie die Forstwirtschaft, um einen ausreichenden Bestand an universitär, technisch und berufsschulisch ausge-
bildeten und qualifizierten Kräften heranzubilden, mit besonderem Gewicht auf jungen Menschen und Frauen;  
 
g) die Schaffung neuer und der Ausbau vorhandener Möglichkeiten für Forschungsarbeiten zu verschiedenen 
Aspekten der Wälder und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse, beispielsweise über die nachhaltige Bewirtschaftung 
der Wälder, die biologische Vielfalt, die Auswirkungen von Schadstoffeinträgen aus der Luft, die traditionelle Nut-
zung von Waldressourcen durch ortsansässige und indigene Bevölkerungsgruppen und die Steigerung der Markt-
erlöse und anderer marktwirtschaftlich nicht erfassbarer Wertleistungen, die sich aus der Bewirtschaftung der Wäl-
der ergeben.  
 
 
B) DATEN UND INFORMATION 
 
11.4 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene, gegebenenfalls mit Unterstützung durch internationale, 
regionale, subregionale und bilaterale Organisationen und in Zusammenarbeit mit diesen für die Planung und die 
Programmbewertung benötigte ausreichende Datenbestände und Basislinieninformationen aufbauen. Zu den kon-
kreteren Maßnahmen gehören 
 
a) die Erfassung, Zusammenstellung, regelmäßige Aktualisierung und Verbreitung von Informationen über Land-
klassifizierung und Flächennutzung, einschließlich Daten über die Waldbedeckung, für die Aufforstung geeignete 
Gebiete, gefährdete Arten, den ökologischen Wert, den Wert der traditionellen/indigenen Flächennutzung, Biomasse 
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und Produktivität, unter Korrelierung demografischer, sozioökonomischer und die Waldressourcen betreffender In-
formationen auf Mikro- und Makroebene und unter Durchführung periodischer Analysen von Waldprogrammen;  
 
b) die Herstellung von Verknüpfungen mit anderen Datensystemen und Datenquellen, die für die Bewirtschaf-
tung, Erhaltung und Entwicklung der Wälder von Bedeutung sind, bei gleichzeitiger Weiterentwicklung oder gege-
benenfalls Erweiterung existierender Systeme wie etwa geografischer Informationssysteme;  
 
c) die Schaffung von Mechanismen, durch die ein Zugang der Öffentlichkeit zu diesen Informationen sicher-
gestellt wird.  
 
 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
 
11.5 Die Regierungen auf entsprechender Ebene und die Institutionen sollten bei der Bereitstellung von Fachwissen 
und sonstiger Unterstützung und bei der Förderung internationaler Forschungsbemühungen zusammenarbeiten, ins-
besondere um den Technologietransfer und die Fachausbildung zu verbessern und den Zugang zu Erfahrungen und 
Forschungsergebnissen zu gewährleisten. Es ist notwendig, die Koordinierung zu verstärken und die Leistung der 
bestehenden, mit Waldfragen befassten internationalen Organisationen im Hinblick auf die technische Zusammen-
arbeit mit interessierten Ländern bei der Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung der Wälder und 
auf die Unterstützung dieser Länder zu steigern.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
 
11.6 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 2,5 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 860 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
 
11.7 Die genannten Planungs-, Forschungs- und Ausbildungsmaßnahmen stellen sowohl die wissenschaftlichen und 
technologischen Mittel zur Umsetzung dieses Programmbereichs als auch dessen Produkt dar. Die im Rahmen des 
Programms geschaffenen Systeme und Methoden und das dabei gewonnene Wissen werden zur Effizienzsteigerung 
beitragen. Zu den konkreten Maßnahmen sollten die folgenden gehören:  
 
a) Analyse der Leistungen, Hindernisse und sozialen Fragestellungen im Hinblick auf die Unterstützung der Pro-
grammformulierung und -durchführung;  
 
b) Analyse der Forschungsprobleme und des Forschungsbedarfs, die Forschungsplanung und die Durchführung 
spezifischer Forschungsvorhaben;  
 
c) Ermittlung des Bedarfs im Bereich der menschlichen Ressourcen, der fachlichen Qualifizierung und der Aus-
bildung;  
 
d) Entwicklung, Prüfung und Anwendung geeigneter Methoden/Konzepte für die Durchführung waldbezogener 
Programme und Pläne.  
 
 
C) ERSCHLIESSUNG DER HUMANRESSOURCEN 
 
11.8 Die konkreten Teilelemente der forstwissenschaftlichen Aus- und Fortbildung werden wirksam zur Erschlie-
ßung der Humanressourcen beitragen. Dazu gehören  
 
a) die Einführung von Graduierten- und Postgraduiertenprogrammen sowie von Spezialisierungs- und For-
schungsprogrammen;  
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b) der Ausbau von berufsvorbereitenden und berufsbegleitenden Ausbildungsprogrammen sowie Fortbildungs-
programmen technischer und fachspezifischer Art für das Beratungswesen, wozu auch die Ausbildung von Aus-
bildern/Lehrern sowie die Ausarbeitung von Lehrplänen und Unterrichtsmaterialien/-methoden gehört;  
 
c) die Spezialausbildung der Mitarbeiter einzelstaatlicher, mit Waldfragen befasster Organisationen in Bereichen 
wie der Projektplanung und -bewertung und der periodischen Durchführungsbewertung.  
 
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
 
11.9 Dieser Programmbereich befasst sich spezifisch mit dem Kapazitätsaufbau im Waldbereich, und alle aufge-
führten Programmaktivitäten dienen diesem einen Zweck. Bei der Schaffung neuer und verstärkter Kapazität sollten 
vorhandene Systeme und gewonnene Erfahrungen voll und ganz ausgeschöpft werden.  
 
 
B. VERBESSERUNG DES SCHUTZES, DER NACHHALTIGEN BEWIRTSCHAFTUNG UND DER 
ERHALTUNG ALLER WÄLDER UND BEGRÜNUNG DEGRADIERTER FLÄCHEN DURCH 
WALDSANIERUNG, AUFFORSTUNG, WIEDERAUFFORSTUNG UND ANDERE SANIERUNGS-
MASSNAHMEN  
 
 
Handlungsgrundlage  
11.10 Überall auf der Welt waren und sind die Wälder durch unkontrollierte Zerstörung und Überführung in 
andere Formen der Flächennutzung bedroht, bedingt durch wachsenden Bedarf der Menschen, die Ausbreitung der 
Landwirtschaft und eine umweltschädliche Misswirtschaft, so z. B. in Gestalt mangelhaften Waldbrandschutzes und 
mangelhafter Schutzmaßnahmen gegen Holzdiebstahl, nicht nachhaltiger kommerzieller Abholzung, von Über-
weidung, von ungeregeltem Wildverbiss und der schädlichen Auswirkungen von Schadstoffeinträgen aus der Luft 
sowie ökonomischer Anreize und sonstiger von anderen Wirtschaftsbereichen ergriffener Maßnahmen. Die Auswir-
kungen des Verlustes und der Zerstörung der Wälder äußern sich in Form von Bodenerosion, eines Rückgangs der 
biologischen Vielfalt, in Form von Schäden an Wildbiotopen und der Schädigung von Wassereinzugsgebieten, einer 
Verschlechterung der Lebensqualität und der Einschränkung der Entwicklungsmöglichkeiten.  
 
11.11 Die gegenwärtige Situation verlangt nach einem sofortigen und konsequenten Handeln zum Schutz und 
zur Erhaltung der Waldressourcen. Die Begrünung geeigneter Flächen, mit allem, was dazugehört, ist ein wirksamer 
Weg, das öffentliche Bewusstsein zu schärfen und die Bevölkerung verstärkt am Schutz und an der Bewirtschaftung 
der Waldressourcen zu beteiligen. Dabei sollten auch die Flächennutzungs- und Bodenbesitzverhältnisse sowie die 
lokalen Bedürfnisse berücksichtigt und die konkreten Ziele der verschiedenen Arten von Begrünungsmaßnahmen 
ausgewiesen und geklärt werden.  
Ziele  
11.12 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
 
a) Bestandssicherung der vorhandenen Wälder durch Erhaltungs- und Bewirtschaftungsmaßnahmen und die Be-
wahrung und Erweiterung von wald- und baumbedeckten Flächen an geeigneten Standorten in den entwickelten 
Ländern wie in den Entwicklungsländern durch die Erhaltung von Naturwäldern, durch Schutz-, Sanierungs-, Ver-
jüngungs-, Aufforstungs- und Wiederaufforstungsmaßnahmen und durch Pflanzung von Bäumen mit dem Ziel, das 
ökologische Gleichgewicht zu bewahren bzw. wiederherzustellen und den Beitrag der Wälder zur Deckung der Be-
dürfnisse und zur Wohlfahrt der Menschen zu steigern;  
 
b) gegebenenfalls Aufstellung und Durchführung von nationalen Waldaktionsprogrammen und/oder -plänen für 
die Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung der Wälder. Diese Programme und/oder Pläne sollten 
in andere Flächennutzungen eingebunden werden. In diesem Zusammenhang werden gegenwärtig mit Unterstützung 
der internationalen Gemeinschaft im Rahmen des Tropen-Forstwirtschafts-Aktionsplans in über 80 Ländern von den 
Ländern selbst gesteuerte, nationale Waldaktionsprogramme und/oder -pläne durchgeführt;  
 
c) Gewährleistung einer nachhaltigen Bewirtschaftung und gegebenenfalls Erhaltung der vorhandenen und der 
künftigen Waldressourcen;  
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d) Erhaltung bzw. Steigerung des ökologischen, biologischen, klimatischen, soziokulturellen und ökonomischen 
Beitrags der Waldressourcen;  
 
e) Förderung und Unterstützung der wirksamen Umsetzung der von der Konferenz der Vereinten Nationen über 
Umwelt und Entwicklung verabschiedeten Nicht rechtsverbindlichen, maßgeblichen Grundsatzerklärung für einen 
weltweiten Konsens über die Bewirtschaftung, Erhaltung und nachhaltige Entwicklung aller Arten von Wäldern; 
außerdem ausgehend von der Umsetzung dieser Grundsätze die Prüfung der Notwendigkeit und Durchführbarkeit 
geeigneter, international vereinbarter Regelungen zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit bei der Be-
wirtschaftung, Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung aller Arten von Wäldern, so auch bei Aufforstungs-, Wie-
deraufforstungs- und Sanierungsmaßnahmen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
 
11.13 Die Regierungen sollten erkennen, wie wichtig es ist, die Wälder im Rahmen einer langfristigen Walder-
haltungs- und -bewirtschaftungspolitik verschiedenen Waldkategorien zuzuordnen und zur Sicherung der Erhaltung 
der Wälder in jeder Region/jedem Wassereinzugsgebiet zukunftsfähige Waldgebiete zu schaffen. Die Regierungen 
sollten unter Beteiligung des Privatsektors, der nichtstaatlichen Organisationen, der ortsansässigen Gemeinschaften, 
von Angehörigen indigener Bevölkerungsgruppen, von Frauen, der Kommunalbehörden und der breiten Öffentlich-
keit alles tun, um die vorhandene Vegetationsdecke, wo immer dies ökologisch, sozial und wirtschaftlich durchführ-
bar ist, durch technische Zusammenarbeit und andere Formen der Unterstützung zu erhalten und zu erweitern. Zu 
den wichtigsten in Erwägung zu ziehenden Maßnahmen gehören  
 
a) die Sicherstellung der nachhaltigen Bewirtschaftung aller Waldökosysteme und bewaldeten Flächen durch 
verbesserte Planung und Bewirtschaftung und rechtzeitige Durchführung waldbaulicher Maßnahmen, einschließlich 
Waldinventuren und waldrelevanter Forschung, sowie die Sanierung geschädigter Naturwälder zur Wiederherstel-
lung ihrer Produktivität und ihrer Leistungen für die Umwelt, unter besonderer Berücksichtigung des Bedarfs der 
Menschen an ökonomischen und ökologischen Dienstleistungen, der Holzenergie, der Agroforstwirtschaft, der forst-
lichen Nichtholzprodukte und Dienstleistungen, des Schutzes der Wassereinzugsgebiete und des Bodenschutzes, der 
Wildbewirtschaftung und der forstgenetischen Ressourcen;  
 
b) der jeweiligen nationalen Ausgangssituation entsprechend die Einrichtung, Ausweitung und Bewirtschaftung 
von Schutzgebietssystemen, die auf der Grundlage ihrer ökologischen, sozialen und spirituellen Funktion und ihres 
entsprechenden Werts abgegrenzte Systeme von Erhaltungseinheiten umfassen, einschließlich der Erhaltung von 
Wäldern in repräsentativen Ökosystemen und Landschaften, die Erhaltung von Primärwäldern/Altholzbeständen, 
der Wildschutz und die Wildbewirtschaftung, gegebenenfalls die Ausweisung von Stätten des Weltnaturerbes im 
Rahmen des Übereinkommens zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt, die Erhaltung der genetischen Res-
sourcen einschließlich In-situ- und Ex-situ-Maßnahmen und die Durchführung flankierender Maßnahmen zur Ge-
währleistung der nachhaltigen Nutzung der biologischen Ressourcen und der Erhaltung der biologischen Vielfalt 
und der traditionellen Waldlebensräume indigener Bevölkerungsgruppen sowie von Waldbewohnern und örtlichen 
Gemeinschaften;  
 
c) die Bewirtschaftung und Förderung der Bewirtschaftung von Puffer- und Übergangszonen;  
 
d) die Rekultivierung geeigneter Berg- und Hochlandregionen, kahler Flächen, geschädigter Ackerböden, arider 
und semiarider Gebiete und Küstenzonen zur Bekämpfung der Wüstenbildung und zur Verhütung von Erosions-
problemen sowie zu anderen Schutzzwecken und zur Durchführung nationaler Programme zur Sanierung degradier-
ter Flächen, auch im Bereich der kommunalen oder sozialen Waldwirtschaft, der Agroforstwirtschaft und Waldwei-
dewirtschaft, wobei auch die Rolle der Wälder als nationale Kohlenstoffspeicher und -senken zu berücksichtigen ist;  
 
e) die Anlage von Pflanzungen für industrielle und nichtindustrielle Zwecke, um auf diese Weise ökologisch ver-
trägliche nationale Aufforstungs- und Wiederaufforstungs-/Verjüngungsprogramme an geeigneten Standorten zu 
unterstützen und zu fördern, wozu auch die Aufwertung vorhandener Forsten gehört, die sowohl für industrielle als 
auch für nichtindustrielle sowie für gewerbliche Zwecke bestimmt sind, damit deren Beitrag zur menschlichen Be-
dürfnisbefriedigung erhöht und der Druck auf die Primärwälder/Altholzbestände verringert werden kann. Durch 
Zwischenpflanzung und Unterpflanzung mit wertvollen Kulturen sollten Maßnahmen zur Förderung und Erzielung 
von Zwischenerträgen und zur Steigerung der Erlöse aus Investitionen in Pflanzungen getroffen werden;  
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f) die vorrangige Aufstellung/Erweiterung eines nationalen Programms und/oder Rahmenplans für Forsten, in 
dem unter anderem der Standort, die Flächenausdehnung und die vorkommenden Baumarten festgelegt sowie be-
reits vorhandene sanierungsbedürftige Forsten ausgewiesen werden, wobei der wirtschaftliche Aspekt bei der künf-
tigen Anpflanzung solcher Wälder mit berücksichtigt und heimische Baumarten bevorzugt werden sollten;  
g) der verbesserte Schutz der Wälder vor Schadstoffeinträgen, Feuer, Schädlingen und Krankheiten sowie ande-
ren durch den Menschen bedingten Störungen, wie etwa vor Forstdiebstahl, Bergbaumaßnahmen und ungesteuerter 
Brandrodung sowie der unkontrollierten Einbringung nichtheimischer Pflanzen- und Tierarten, und die Einleitung 
und Beschleunigung von Forschungsmaßnahmen mit dem Ziel, einen genaueren Einblick in die mit der Bewirtschaf-
tung und Verjüngung aller Waldarten zusammenhängenden Probleme zu erhalten; des Weiteren die Verstärkung 
und/oder Einführung geeigneter Maßnahmen zur Bewertung und/oder Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbrin-
gung von Pflanzen und verwandtem Material;  
h) die Förderung der Entwicklung einer städtischen Forstwirtschaft mit dem Ziel, städtische, Stadtrand- und länd-
liche Siedlungen für Freizeit-, Erholungs- und Produktionszwecke und zum Schutz einzelner Bäume und Baum-
bestände zu begrünen;  
i) die Schaffung neuer bzw. die Verbesserung vorhandener Möglichkeiten für die Beteiligung aller Menschen – 
einschließlich der Jugend, der Frauen, der indigenen Bevölkerungsgruppen und der ortsansässigen Gemeinschaften 
– an der Aufstellung, Weiterentwicklung und Umsetzung waldbezogener Programme und anderer Aktivitäten, unter 
gebührender Berücksichtigung der lokalen Bedürfnisse und kulturellen Werte;  
j) die Einschränkung der zerstörerischen Brandrodung und das Streben danach, sie durch die Behebung der ihr 
zugrunde liegenden sozialen und ökologischen Ursachen völlig zu beenden. 
 
 
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
 
11.14 Die ergriffenen Lenkungsmaßnahmen sollten auch die Erfassung, Zusammenstellung und Analyse von 
Daten/Informationen, darunter auch Basislinienerhebungen umfassen. Zu den konkreten Maßnahmen gehören unter 
anderem 
a) die Durchführung von Erhebungen und die Aufstellung und Umsetzung von Flächennutzungsplänen für geeig-
nete Begrünungs-/Pflanzungs-/Aufforstungs-/Wiederaufforstungs-/Waldsanierungsmaßnahmen;  
b) die Konsolidierung und Fortschreibung von Flächennutzungs-, Waldinventur- und Bewirtschaftungsinforma-
tionen zum Zwecke der Bewirtschaftung von Holz- und Nichtholzressourcen und der entsprechenden Flächennut-
zungsplanung, unter Einschluss von Daten über Brandrodung und über andere Auslöser der Waldzerstörung; 
c) die Konsolidierung von Informationen über genetische Ressourcen und die entsprechende Biotechnologie, 
nach Bedarf unter Durchführung von Erhebungen und Untersuchungen;  
d) Erhebungen und Untersuchungen zu dem Wissen der örtlichen/indigenen Bevölkerung über Bäume und Wäl-
der und ihre Nutzung, um die Planung und Durchführung einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung zu verbessern;  
e) die Aufbereitung und Analyse von Forschungsdaten über die Interaktion zwischen den in Pflanzungen ver-
wendeten Arten und ihrem Standort und die Bewertung der potenziellen Auswirkungen der Klimaänderung auf die 
Wälder wie auch der von den Wäldern ausgehenden Wirkungen auf das Klima; des Weiteren die Einleitung einge-
hender Untersuchungen des Kohlenstoffkreislaufs im Zusammenhang mit verschiedenen Waldarten, welche als 
Grundlage für eine wissenschaftliche Beratung und fachliche Unterstützung dienen sollen;  
f) die Herstellung von Verknüpfungen mit anderen Daten-/Informationsquellen, die sich mit einer nachhaltigen 
Bewirtschaftung und Nutzung der Wälder befassen, und die Schaffung besserer Zugangsmöglichkeiten zu Daten 
und Informationen;  
g) die Aufnahme und Intensivierung von Forschungsarbeiten, deren Ziel die Erweiterung der Wissensbasis und 
des Verständnisses der Probleme und der natürlichen Abläufe im Zusammenhang mit der Bewirtschaftung und Wie-
derherstellung der Wälder ist, einschließlich Forschungsarbeiten über die Fauna und die zwischen ihr und dem Wald 
bestehende Wechselbeziehung;  
h) die Konsolidierung von Informationen über den Zustand der Wälder und über standortbeeinflussende Immis-
sionen und Emissionen.  
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C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
 
11.15 Die Begrünung geeigneter Flächen ist eine Aufgabe von globaler Bedeutung und Wirkung. Die interna-
tionale und regionale Gemeinschaft sollten für diesen Programmbereich technische Zusammenarbeit und andere 
Mittel zur Verfügung stellen. Folgende konkrete internationale Aktivitäten sollten unter anderem flankierend zu den 
nationalen Bemühungen hinzukommen:  
 
a) Vermehrte kooperative Maßnahmen zur Reduzierung der Schadstoffeinträge und der grenzüberschreitenden 
Schadwirkungen auf Bäume und Wälder und zur Erhaltung repräsentativer Ökosysteme;  
 
b) die Koordinierung regionaler und subregionaler Forschungsarbeiten über Kohlenstoffbindung, Luftverschmut-
zung und andere Umweltprobleme;  
 
c) die Dokumentation und der Austausch von Informationen/Erfahrungen zum Nutzen von Ländern mit ähnlichen 
Problemen und Perspektiven;  
 
d) die Verstärkung der Koordinierung und Erhöhung der Kapazität und Fähigkeit zwischenstaatlicher Orga-
nisationen wie der FAO, der ITTO, des UNEP und der UNESCO, technische Unterstützung bei der Bewirtschaf-
tung, Erhaltung und nachhaltigen Entwicklung der Wälder zu leisten, so auch Unterstützung bei der Neuverhand-
lung des Internationalen Tropenholz-Übereinkommens von 1983, die 1992/93 fällig ist.  
Mittel zur Umsetzung  
 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
 
11.16 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der unter dieses Programm fallenden Maßnahmen auf etwa 10 Milliarden 
Dollar, von denen 3,7 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
 
11.17 Datenanalyse, Planung, Forschung, Technologietransfer bzw. -entwicklung und/oder Ausbildungs-
maßnahmen bilden insoweit einen festen Bestandteil der Programmaktivitäten, als sie die wissenschaftlichen und 
technologischen Mittel zur praktischen Umsetzung bereitstellen. Die nationalen Einrichtungen sollten 
 
a) für größere Waldbauaktivitäten Durchführbarkeitsstudien erstellen und operative Planungsmaßnahmen vorneh-
men;  
 
b) für die verschiedenen aufgeführten Aktivitäten zweckmäßige umweltgerechte Technologien entwickeln und 
zum Einsatz bringen;  
 
c) zur Erhöhung der Produktivität und der Resistenz gegenüber Umweltbelastungen vermehrt auf genetische Ver-
besserungen und die Anwendung der Biotechnologie hinwirken, so etwa durch Forstpflanzenzüchtung, Saatgut-
technik, Saatgutbeschaffungsnetze, Genbanken, In-vitro-Methoden und In-situ- und Ex-situ-Erhaltung.  
 
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
 
11.18 Zu den unverzichtbaren Voraussetzungen für eine wirksame Durchführung der Maßnahmen gehören die 
Ausbildung und die Schaffung entsprechender Fachkenntnisse, Arbeitseinrichtungen und Arbeitsbedingungen sowie 
die Motivierung und Sensibilisierung der Öffentlichkeit. Zu den konkreten Maßnahmen gehören  
 
a) die Bereitstellung fachspezifischer Ausbildung in den Bereichen Planung, Management, Umweltschutz, Bio-
technologie usw.;  
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b) die Einrichtung von Demonstrationsgebieten, die als Modell- und Ausbildungseinrichtungen dienen können;  
 
c) die Unterstützung von örtlichen Organisationen und Gemeinschaften, nichtstaatlichen Organisationen und pri-
vaten Landbesitzern, insbesondere von Frauen, Jugendlichen, Bauern und indigenen Bevölkerungsgruppen/-
Wanderfeldbauern, durch Erweiterung und Bereitstellung von Betriebsmitteln und Ausbildungsmöglichkeiten.  
 
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
 
11.19 Die einzelstaatlichen Regierungen, der Privatsektor, örtliche Organisationen/Gemeinschaften, indigene 
Bevölkerungsgruppen, die Gewerkschaften und die nichtstaatlichen Organisationen sollten mit gebührender Unter-
stützung der einschlägigen internationalen Organisationen Kapazität für die Durchführung der Programmaktivitäten 
aufbauen. Diese Kapazität sollte im Einklang mit den Programmaktivitäten auf- und ausgebaut werden. Zu den ka-
pazitätsbildenden Maßnahmen gehören die Schaffung eines Politik- und Rechtsrahmens, der Auf- und Ausbau na-
tionaler Einrichtungen, die Erschließung der menschlichen Ressourcen, der Ausbau von Forschung und Technolo-
gie, der Ausbau der Infrastruktur, die Förderung des öffentlichen Bewusstseins usw.  
 
 
C. FÖRDERUNG EINER EFFIZIENTEN WALDNUTZUNG UND ZUSTANDSERFASSUNG, MIT DEM 
ZIEL, DEN VOLLEN WERT DER VON WÄLDERN, WALDGEBIETEN UND BEWALDETEN 
FLÄCHEN GEBOTENEN GÜTER UND DIENSTLEISTUNGEN ZU ERSCHLIEßEN 
 
 
Handlungsgrundlage  
11.20 Bisher ist das enorme Potenzial, das Wälder und Waldgebiete als bedeutende Entwicklungsressource dar-
stellen, noch nicht voll erschlossen worden. Durch eine bessere Bewirtschaftung der Wälder ist es möglich, die Gü-
ter- und Dienstleistungsproduktion und insbesondere auch die Erträge an forstlichen Holz- und Nichtholzprodukten 
zu steigern und so zur Schaffung zusätzlicher Beschäftigungs- und Verdienstmöglichkeiten, zur Wertschöpfung 
durch die Weiterverarbeitung von forstwirtschaftlichen Erzeugnissen und den Handel damit, zu einem höheren An-
teil dieses Sektors an den Deviseneinkünften und zu höheren Investitionserträgen beizutragen. Waldressourcen kön-
nen, da sie erneuerbar sind, nachhaltig und in einer Weise bewirtschaftet werden, die mit dem Schutz der Umwelt 
vereinbar ist. Die Auswirkungen der Ernte von Waldressourcen auf die anderen wertvollen Funktionen des Waldes 
sollten bei der Konzipierung der Waldpolitik voll und ganz berücksichtigt werden. Es besteht außerdem die Mög-
lichkeit, den Wert der Wälder durch schonende Nutzungen wie etwa den Ökotourismus und die geregelte Bereit-
stellung genetischen Materials zu steigern. Es bedarf eines abgestimmten Vorgehens, um den Menschen den Wert 
und den Nutzen der Wälder stärker als bisher bewusst zu machen. Das Überleben der Wälder und ihr auch künftig 
fortdauernder Beitrag zum Wohl der Menschen hängen in erheblichem Maße vom Erfolg dieser Bemühungen ab.  
Ziele  
11.21 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
 
a) Förderung der Anerkennung des sozialen, ökonomischen und ökologischen Wertes der Bäume, der Wälder und 
der Waldgebiete, einschließlich der Folgen der durch das Fehlen von Wäldern verursachten Schäden; Unterstützung 
von Methoden zur Einbeziehung des sozialen, ökonomischen und ökologischen Wertes der Bäume, Wälder und 
Waldgebiete in die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen; Gewährleistung ihrer nachhaltigen Bewirtschaftung 
in einer Weise, die mit der Flächennutzung, mit Umweltüberlegungen und mit Entwicklungserfordernissen in Ein-
klang steht;  
 
b) Unterstützung einer effizienten, rationellen und nachhaltigen Nutzung aller Wald- und Vegetationsarten ein-
schließlich anderer, verwandter Flächen und Waldressourcen durch die Entwicklung leistungsfähiger waldwirt-
schaftlicher weiterverarbeitender Industrien, die wertschöpfende sekundäre Weiterverarbeitung von Waldprodukten 
und des Handels mit diesen auf der Grundlage nachhaltig bewirtschafteter Waldressourcen und im Einklang mit 
Plänen, die alle Holz- und Nichtholzressourcen der Wälder einbeziehen;  
 
c) Förderung einer effizienteren und nachhaltigeren Nutzung der Wälder und Bäume für die Brennholz- und   
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d) Förderung einer umfassenderen Nutzung der Waldgebiete und Erzielung eines breiteren wirtschaftlichen Bei-
trags durch Einbindung des Ökotourismus in die Waldbewirtschaftung und -planung.  
 
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
 
11.22 Die Regierungen sollten gegebenenfalls mit Unterstützung durch den Privatsektor, wissenschaftliche Ein-
richtungen, indigene Bevölkerungsgruppen, nichtstaatliche Organisationen, Genossenschaften und Unternehmern 
die folgenden, auf nationaler Ebene entsprechend abgestimmten und von Seiten internationaler Organisationen fi-
nanziell und technisch unterstützten Maßnahmen ergreifen:  
 
a) Die Durchführung detaillierter Investitionsstudien, die Abstimmung von Angebot und Nachfrage und die 
Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen mit dem Ziel einer rationelleren und verbesserten Nutzung der 
Bäume und Wälder und der Erarbeitung und Einführung geeigneter Anreizsysteme und Regulierungsmaßnahmen, 
darunter auch Pacht- und Nutzungsregelungen, um ein günstiges Investitionsklima zu schaffen und eine bessere Be-
wirtschaftung zu ermöglichen;  
 
b) die Formulierung wissenschaftlich fundierter Kriterien und Richtlinien für die Bewirtschaftung, Erhaltung und 
nachhaltige Entwicklung aller Arten von Wäldern;  
 
c) die Verbesserung umweltgerechter Holzerntemethoden und -verfahren, die ökologisch vertretbar und wirt-
schaftlich tragfähig sind, einschließlich der Planung und Bewirtschaftung sowie der besseren Nutzung der Geräte-, 
Lager- und Transportkapazität, um Abfälle zu reduzieren und nach Möglichkeit größtenteils weiterzuverwerten und 
eine Wertsteigerung sowohl von Holz- als auch von Nichtholzprodukten zu erreichen;  
 
d) die Förderung der besseren Nutzung und Entwicklung von Naturwäldern und bewaldeten Flächen, so gegeben-
enfalls auch von Forsten, durch standortgerechte, umweltgerechte und wirtschaftlich tragfähige Aktivitäten, ein-
schließlich waldbaulicher Maßnahmen und der Bewirtschaftung anderer Pflanzen- und Tierarten;  
 
e) die Förderung und Unterstützung der Weiterverarbeitung von Waldprodukten, um einen größeren Teil der 
Wertschöpfungskette im Land zu behalten und größere sonstige Vorteile zu erlangen;  
 
f) die Förderung/Popularisierung von Nichtholzprodukten und anderer Arten von Waldressourcen, abgesehen von 
Brennholz, (z. B. Arzneipflanzen, Farbstoffe, Pflanzenfasern, Gummiarten, Harze, Viehfutter, Kulturprodukte, Rat-
tan, Bambus) mit Hilfe von Programmen sowie von sozialer und partizipatorischer Waldwirtschaft, so auch von 
Forschungsmaßnahmen zu ihrer Weiterverarbeitung und Nutzung;  
 
g) die Entwicklung, der Ausbau und/oder die Leistungs- und Effizienzsteigerung von waldgestützten Industrien 
zur Weiterverarbeitung von Holz- und Nichtholzprodukten, unter Einbeziehung von Aspekten wie effiziente Kon-
versionstechnologien und eine verbesserte nachhaltige Nutzung der Ernte- und Verarbeitungsrückstände; die Förde-
rung nicht ausreichend genutzter Arten in Naturwäldern durch Forschungs-, Demonstrations- und Vermark-
tungsbemühungen; die Förderung der mehrwertschaffenden sekundären Weiterverarbeitung zum Zwecke der Schaf-
fung von mehr Arbeitsplätzen, größeren Einkommen und Rückbehaltung eines größeren Teils der Wertschöpfungs-
kette im Land; und die Förderung/Verbesserung der Absatzmärkte und des Handels mit forstlichen Erzeugnissen 
durch einschlägige Institutionen, Politiken und Einrichtungen; 
 
h) die Förderung und Unterstützung der Wildbewirtschaftung sowie des Ökotourismus, einschließlich des Land-
baus, und die Anregung und Unterstützung der Haltung bzw. des Anbaus wilder Arten zur Verbesserung der ländli-
chen Einkommens- und Beschäftigungssituation, bei Gewährleistung wirtschaftlicher und sozialer Vorteile ohne 
ökologische Schadfolgen; 
 
i) die Förderung geeigneter waldgestützter Kleinbetriebe mit dem Ziel, die ländliche Entwicklung und die Schaf-
fung einer örtlichen Unternehmerschaft zu unterstützen;  
 
j) die Verbesserung und Förderung von Methoden für eine umfassende Zustandserfassung, die den vollen Wert 
der Wälder erfasst, mit dem Ziel, diesen Wert in die marktgestützte Preisbildung für Holz- und Nichtholzprodukte 
einzubeziehen;  
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k) die Abstimmung der nachhaltigen Waldentwicklung mit den Entwicklungserfordernissen und der Handels-
politik des jeweiligen Landes, die mit einer ökologisch verträglichen Nutzung von Waldressourcen, beispielsweise 
auf der Grundlage der ITTO-Richtlinien für die umweltverträgliche Bewirtschaftung der tropischen Wälder, verein-
bar ist;  
 
l) die Aufstellung, Einführung und Erweiterung von Programmen für volkswirtschaftliche Konten zur Erfassung 
des ökonomischen und nichtökonomischen Wertes der Wälder.  
 
 
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
 
11.23 Die Ziele und Lenkungsmaßnahmen setzen Daten- und Informationsanalysen, Durchführbarkeitsunter-
suchungen und Marktstudien sowie die Überprüfung technischer Informationen voraus. Zu den einschlägigen Maß-
nahmen gehören 
 
a) die Analyse des Angebots von und der Nachfrage nach Waldprodukten und forstlichen Dienstleistungen, um 
gegebenenfalls ihre effiziente Nutzung zu gewährleisten;  
 
b) die Durchführung von Investitionsanalysen und Durchführbarkeitsstudien einschließlich Umweltverträglich-
keitsprüfungen für die Errichtung waldwirtschaftlicher weiterverarbeitender Betriebe;  
 
c) die Untersuchung der Eigenschaften gegenwärtig zu wenig genutzter Arten mit dem Ziel ihrer Förderung und 
Vermarktung;  
 
d) die Unterstützung der Durchführung von Marktstudien für Waldprodukte mit dem Ziel der Handelsförderung 
und Informationssammlung;  
 
e) die Erleichterung der Bereitstellung ausreichender Technologieinformationen, um eine bessere Nutzung der 
Waldressourcen zu unterstützen.  
 
 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
 
11.24 Die Zusammenarbeit und Unterstützung internationaler Organisationen und der internationalen Gemein-
schaft beim Technologietransfer, bei der Spezialisierung und bei der Förderung fairer Austauschverhältnisse ohne 
Verhängung einseitiger, dem GATT und anderen multilateralen Handelsübereinkünften zuwiderlaufender Beschrän-
kungen und/oder Einfuhrverbote für Waldprodukte sowie die Anwendung geeigneter Marktmechanismen und An-
reize werden mit zu Lösungsansätzen für globale Umweltprobleme beitragen. Zu den weiteren konkreten Maßnah-
men gehört auch eine bessere Koordinierung und Programmdurchführung seitens der bestehenden internationalen 
Organisationen, insbesondere der FAO, der UNIDO, der UNESCO, des UNEP, des Internationalen Handelszen-
trums/UNCTAD/GATT, der ITTO und der ILO, bei der Bereitstellung von technischer Hilfe und Beratung in die-
sem Programmbereich.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
 
11.25 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 18 Milli-
arden Dollar, wovon etwa 880 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
 
11.26 Die Programmaktivitäten setzen umfassende Forschungsarbeiten und Untersuchungen sowie Verbesse-
rungen im technologischen Bereich voraus. Diese sollten von den nationalen Regierungen in Zusammenarbeit und 
mit Unterstützung der einschlägigen internationalen Organisationen und Institutionen koordiniert werden. Zu den 
konkreten Einzelmaßnahmen gehören 
 
a) Forschungsarbeiten über die Eigenschaften von Holz- und Nichtholzprodukten und ihre Einsatzmöglichkeiten, 
um ihre bessere Nutzung zu fördern;  
 
b) die Entwicklung und der Einsatz umweltgerechter und weniger belastender Technologien für die Waldnutzung;  
 
c) Modelle und Verfahrenstechniken für Perspektivanalysen und die Entwicklungsplanung;  
 
d) wissenschaftliche Untersuchungen über die Erschließung und Nutzung forstlicher Nichtholzprodukte;  
 
e) geeignete Methoden für eine vollständige Werterfassung der Wälder.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
 
11.27 Der Erfolg und die Wirksamkeit dieses Programmbereichs hängen von der Verfügbarkeit ausgebildeter 
Kräfte ab. Die Fachausbildung ist in diesem Zusammenhang ein wichtiger Faktor. Neues Gewicht sollte auf die Ein-
beziehung der Frauen gelegt werden. Die Erschließung der menschlichen Ressourcen für die Programmdurchfüh-
rung, in sowohl quantitativer als auch qualitativer Hinsicht, sollte folgende Maßnahmen umfassen:  
 
a) Die Entwicklung der erforderlichen Fachkompetenz zur Durchführung des Programms, wozu auch die Errich-
tung spezieller Ausbildungseinrichtungen auf allen Ebenen gehört;  
 
b) die Einführung/der Ausbau von Auffrischungskursen einschließlich Stipendien und Exkursionen, mit denen 
das fachliche Können und das technische Wissen auf den aktuellsten Stand gebracht und die Produktivität gesteigert 
werden soll;  
 
c) den Ausbau der vorhandenen Kapazität für Forschungs- und Planungsarbeiten, Wirtschaftsanalysen, perio-
dische Kontrollen und eine Bewertung mit Blick auf die bessere Nutzung der Waldressourcen;  
 
d) die Förderung der Effizienz und der Leistungsfähigkeit des Privat- und Genossenschaftssektors durch Bereit-
stellung von Einrichtungen und Anreizen.  
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
 
11.28 Der Kapazitätsaufbau, einschließlich der Stärkung vorhandener Kapazität, ist in den Programmaktivitäten 
automatisch mit inbegriffen. Verbesserungen im Hinblick auf Verwaltung, Politik und Planung, nationale Institu-
tionen, personelle Ressourcen, Forschung und wissenschaftliche Möglichkeiten, Technologieentwicklung sowie 
periodische Kontrollen und Bewertung sind wichtige Elemente kapazitätsbildender Maßnahmen.  
 
 
D. SCHAFFUNG UND/ODER STÄRKUNG VON KAPAZITÄT FÜR DIE PLANUNG, ZUSTANDSBEWER-
TUNG UND SYSTEMATISCHE BEOBACHTUNG DER WÄLDER UND DAMIT ZUSAMMEN-
HÄNGENDE PROGRAMME, PROJEKTE UND AKTIVITÄTEN EINSCHLIESSLICH DES HANDELS 
UND DER WEITERVERARBEITUNG  
 
Handlungsgrundlage  
11.29 Die Zustandserfassung und systematische Beobachtung sind unverzichtbare Voraussetzungen für die 
langfristige Planung, für eine quantitative und qualitative Wirkungsanalyse und für die Beseitigung von Mängeln. 
Dennoch gehört dieser Mechanismus zu den am häufigsten vernachlässigten Aspekten der Bewirtschaftung, Erhal-
tung und Entwicklung der Waldressourcen. In vielen Fällen mangeln selbst die elementarsten Informationen über 
Waldfläche und Waldart, über das vorhandene Potenzial und das Erntevolumen. In vielen Entwicklungsländern feh-
len Strukturen und Mechanismen, die diese Funktionen übernehmen können. Es besteht eine dringende Notwen-
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digkeit, diesen Zustand zur Erreichung eines besseren Verständnisses der Funktion und der Bedeutung der Wälder 
zu ändern und realistische Pläne für ihre wirksame Erhaltung, Bewirtschaftung, Verjüngung und nachhaltige Ent-
wicklung zu erarbeiten.  
Ziele  
11.30 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
 
a) Verstärkung oder Schaffung von Systemen für die Zustandserfassung und systematische Beobachtung der 
Wälder und Waldgebiete mit dem Ziel, die Auswirkungen von Programmen, Projekten und Maßnahmen auf die 
Qualität und den Umfang der Waldressourcen, die für die Aufforstung verfügbaren Flächen und die Pacht- und Nut-
zungsregelungen zu ermitteln und diese Systeme in einen kontinuierlichen Prozess der Forschung und Detailanalyse 
einzubinden, gleichzeitig aber für die notwendigen Veränderungen und Verbesserungen in der Planung und der Ent-
scheidungsfindung zu sorgen. Besonderer Nachdruck soll dabei auf die Beteiligung der ländlichen Bevölkerung an 
diesen Prozessen gelegt werden; 
 
b) Bereitstellung zuverlässiger und ausreichender aktueller Informationen über Wälder und die Ressourcen von 
Waldgebieten für Volkswirtschaftler, Planungsfachleute, Entscheidungsträger und ortsansässige Gemeinschaften.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
 
11.31 Die Regierungen und Institutionen sollten gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit entsprechenden interna-
tionalen Organen und Organisationen, Universitäten und nichtstaatlichen Organisationen im Hinblick auf die konti-
nuierliche Verbesserung der Wälder eine Zustandserfassung und systematische Beobachtung der Wälder sowie ent-
sprechende Programme und Verfahren veranlassen. Diese Maßnahmen sollten mit den entsprechenden Forschungs- 
und Bewirtschaftungsaktivitäten verknüpft und, sofern möglich, unter Heranziehung vorhandener Systeme durchge-
führt werden. Folgende Hauptaktivitäten sollen in Betracht gezogen werden:  
 
a) die Bewertung und systematische Beobachtung der quantitativen und qualitativen Situation und der Verän-
derungen der Walddecke und der Ausstattung mit Waldressourcen, einschließlich Landklassifizierung und Flächen-
nutzung mit fortlaufender Aktualisierung, auf der entsprechenden einzelstaatlichen Ebene und gegebenenfalls die 
Verknüpfung dieser Tätigkeit mit der Planung als Grundlage für die Politik- und Programmaufstellung;  
 
b) die Schaffung nationaler Systeme für die Bewertung und systematische Beobachtung sowie die Evaluierung 
von Programmen und Abläufen, wozu auch die Festlegung von Definitionen, Regeln, Normen und Interkalibrie-
rungsverfahren sowie die Kapazität zur Vornahme von Korrekturen und zur verbesserten Planung und Durchführung 
von Programmen und Projekten gehört;  
 
c) die Abschätzung der Gesamtwirkung von Tätigkeiten mit Auswirkungen auf die Waldentwicklung und auf 
Vorschläge zur Walderhaltung, nach Maßgabe bestimmter Schlüsselvariablen wie etwa Entwicklungsziele, Nutzen 
und Kosten, Beiträge der Wälder zu anderen Sektoren, Gemeinwohl, Umweltbedingungen und biologische Vielfalt 
sowie gegebenenfalls ihre Wirkung auf lokaler, regionaler und globaler Ebene, um die sich verändernden techni-
schen und finanziellen Bedürfnisse der einzelnen Länder zu bewerten;  
 
d) die Erarbeitung nationaler Systeme für die Zustands- und Werterfassung von Waldressourcen einschließlich 
der erforderlichen Forschungsarbeiten und Datenanalysen, in die möglichst die gesamte Palette der Holz- und Nicht-
holzprodukte und der forstlichen Dienstleistungen einbezogen werden soll, sowie die Einbindung der Ergebnisse in 
Pläne und Strategien und, sofern möglich, in die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und die gesamtwirt-
schaftliche Planung;  
 
e) die Herstellung der erforderlichen übergreifenden Verbindungen zwischen Sektoren und Programmen, ein-
schließlich besseren Zugriffs auf Informationen, um einen holistischen Planungs- und Programmerstellungsansatz zu 
unterstützen. 
 
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
 
11.32 Zuverlässige Daten und Informationen sind für diesen Programmbereich von entscheidender Bedeutung. 
Die einzelstaatlichen Regierungen sollten sich nach Bedarf in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen 
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Organisationen bemühen, Daten und Informationen kontinuierlich zu verbessern und ihren Austausch sicher-
zustellen. Folgende Hauptaktivitäten sollten in Betracht gezogen werden:  
 
a) die Erfassung, die Konsolidierung und der Austausch vorhandener Informationen und die Ermittlung von Ba-
sislinieninformationen über Aspekte, die diesen Programmbereich betreffen;  
 
b) die Vereinheitlichung der Methoden für Programme, in denen es um daten- und informationsrelevante Maß-
nahmen geht, damit deren Genauigkeit und Konsistenz gewährleistet ist;  
 
c) die Durchführung von Sondererhebungen, z. B. über die Bodenleistung und die Eignung von Flächen für Auf-
forstungsmaßnahmen;  
 
d) verstärkte Forschungsförderung und die Schaffung besserer Zugriffs- und Austauschmöglichkeiten bezüglich 
der erzielten Forschungsresultate.  
 
 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
 
11.33 Die internationale Gemeinschaft sollte den in Betracht kommenden Regierungen die erforderliche techni-
sche und finanzielle Unterstützung für die Umsetzung dieses Programmbereichs zur Verfügung stellen, wobei auch 
folgende Maßnahmen berücksichtigt werden sollen:  
 
a) die Schaffung eines konzeptionellen Rahmens und die Formulierung geeigneter Kriterien, Normen und Defini-
tionen für die systematische Beobachtung und Bewertung von Waldressourcen;  
 
b) der Aufbau und die Stärkung institutioneller Koordinierungsmechanismen in den einzelnen Ländern für Zu-
standserfassungen und systematische Beobachtungen der Wälder;  
 
c) der Ausbau vorhandener regionaler und globaler Netzwerke für den Austausch relevanter Informationen;  
 
d) die Stärkung der Kapazität und Fähigkeit bestehender internationaler Organisationen wie etwa der Bera-
tungsgruppe für internationale Agrarforschung (CGIAR), der FAO, der ITTO, des UNEP, der UNESCO und der 
UNIDO und die Verbesserung ihrer Leistung, was die Bereitstellung technischer Hilfe und Anleitung im Rahmen 
dieses Programmbereichs angeht.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
 
11.34 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 750 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 230 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
 
11.35 Zur Beschleunigung der Entwicklung müssen die vorstehend genannten Lenkungsmaßnahmen und Maß-
nahmen im Daten- und Informationsbereich umgesetzt werden. Zu den auf globale Umweltprobleme ausgerichteten 
Maßnahmen gehören alle diejenigen, die globale Informationen für die Abschätzung/Bewertung/Inangriffnahme von 
Umweltproblemen auf weltweiter Basis liefern. Die Kapazität internationaler Institutionen auszubauen bedeutet, den 
Bestand an fachlich ausgebildetem Personal verschiedener internationaler Organisationen und ihre Durch-
führungskapazität den Anforderungen der einzelnen Länder entsprechend auszubauen.  
 
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
 
11.36 Die Zustandsbewertungen und systematischen Beobachtungen setzen einen erheblichen Forschungsauf-
wand, die Anwendung statistischer Modelle und technologische Neuerungen voraus. Diese sind in den Lenkungs-
maßnahmen inbegriffen, welche ihrerseits eine Verbesserung des technischen und wissenschaftlichen Inhalts der 
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Zustandsbewertungen und periodischen Evaluierungen mit sich bringen. Zu den konkreten wissenschaftlichen und 
technischen Einzelmaßnahmen im Rahmen dieser Aktivitäten gehören  
 
a) die Entwicklung technischer, ökologischer und ökonomischer Methoden und Modelle für periodische Evalu-
ierungen und die Gesamtbewertung;  
 
b) die Entwicklung von Datensystemen, der Datenverarbeitung und statistischer Modelle;  
 
c) Fernerkundung und Geländevermessung;  
 
d) die Entwicklung geografischer Informationssysteme;  
 
e) die Bewertung und Verbesserung der Technologie.  
 
11.37 Diese Maßnahmen sind mit ähnlichen Aktivitäten und Einzelmaßnahmen in den anderen Programmberei-
chen zu verknüpfen und abzustimmen.  
 
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
 
11.38 In den Programmaktivitäten wird die Notwendigkeit der Erschließung der menschlichen Ressourcen be-
rücksichtigt, was Spezialisierung (z. B. in Fernerkundungstechnik, Kartierung und statistischer Modellerstellung), 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, Technologietransfer, Stipendien und Demonstrationen vor Ort angeht. Entspre-
chende Vorkehrungen wurden getroffen.  
 
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
 
11.39 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit entsprechenden internationalen Organisationen und In-
stitutionen die notwendige Kapazität für die Umsetzung dieses Programmbereichs entwickeln. Dabei sollte eine Ab-
stimmung mit kapazitätsbildenden Maßnahmen in anderen Programmbereichen erfolgen. Der Kapazitätsaufbau soll-
te sich auf Bereiche wie Politik, öffentliche Verwaltung, nationale Einrichtungen, Humankapital- und Kompe-
tenzentwicklung, Forschungspotenzial, Technologieentwicklung, Informationssysteme, Programmevaluierung, sek-
torübergreifende Koordinierung und internationale Zusammenarbeit erstrecken. 
 
 
E) FINANZIERUNG DER INTERNATIONALEN UND REGIONALEN ZUSAMMENARBEIT  
 
11.40 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 750 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 530 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
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 Bewirtschaftung empfindlicher Ökösysteme: 
 Bekämpfung von Wüstenbildung und Dürre 
 
 
 
EINFÜHRUNG 
 
12.1 Empfindliche Ökosysteme sind wichtige Naturräume mit einzigartigen Merkmalen und Ressourcen. Zu diesen 
Ökosystemen zählen Wüsten, semiaride Gebiete, Berge, Feuchtgebiete, kleine Inseln und bestimmte Küstenberei-
che. Die meisten dieser Ökosysteme umfassen eine ganze Region und überschreiten dabei Ländergrenzen. Das vor-
liegende Kapitel befasst sich mit Fragen der Flächenressourcen in Wüstengebieten und ariden, semiariden und trok-
kenen subhumiden Regionen. Auf die Frage der nachhaltigen Entwicklung von Bergregionen wird in Kapitel 13 der 
Agenda 21 eingegangen; kleine Inseln und Küstengebiete werden in Kapitel 17 behandelt. 
12.2 Unter Wüstenbildung ist die Landverödung in ariden, semiariden und trockenen subhumiden Gebieten infolge 
verschiedener Faktoren, einschließlich Klimaschwankungen und menschlicher Tätigkeiten, zu verstehen. Etwa ein 
Sechstel der Weltbevölkerung, 70 Prozent aller Trockengebiete mit einer Gesamtfläche von 3,6 Milliarden Hektar 
und ein Viertel der gesamten Bodenfläche der Erde sind von Wüstenbildung betroffen. Sichtbarste Folge der Deser-
tifikation sind neben ausgedehnter Armut die zunehmende Verödung von 3,3 Milliarden Hektar der gesamten Wei-
defläche, was einem Anteil von 73 Prozent des Weidelandes mit geringer Tragfähigkeit für Menschen und Tiere 
entspricht; die Verschlechterung der Bodenfruchtbarkeit und des Bodengefüges auf einem Flächenanteil von etwa 
47 Prozent der Trockengebiete, die als Grenzertragsstandorte für den Feldbau mit natürlicher Bewässerung genutzt 
werden; und schließlich die Verödung bewässerter Ackerböden, die etwa 30 Prozent der Trockengebiete mit hoher 
Bevölkerungsdichte und hohem landwirtschaftlichem ErtragsPotenzial ausmachen. 
12.3 Vorrang bei der Bekämpfung der Wüstenbildung sollten Vorbeugemaßnahmen in Bezug auf Flächen haben, 
die noch nicht oder nur geringfügig verödet sind. Die stark verödeten Gebiete sollten dabei allerdings nicht außer 
Acht gelassen werden. Ein unverzichtbarer Faktor bei der Bekämpfung von Wüstenbildung und Dürre ist die Betei-
ligung der örtlichen Gemeinschaften, der ländlichen Organisationen, der Regierungen, der nichtstaatlichen Organi-
sationen und internationaler und regionaler Organisationen. 
12.4 Das vorliegende Kapitel umfasst folgende Programmbereiche: 
a) Erweiterung der Wissensbasis und Entwicklung von Informations- und Überwachungssystemen für die von 
Wüstenbildung und Dürre bedrohten Regionen einschließlich der wirtschaftlichen und sozialen Aspekte solcher 
Ökosysteme; 
b) Bekämpfung der Landverödung unter anderem durch verstärkte Bodenerhaltungs-, Aufforstungs- und Wieder-
aufforstungsmaßnahmen; 
c) Entwicklung und Verstärkung integrierter Entwicklungsprogramme zur Bekämpfung der Armut und zur Förde-
rung alternativer Möglichkeiten der Existenzsicherung in von der Desertifikation bedrohten Gebieten; 
d) Aufstellung umfassender Programme zur Bekämpfung der Wüstenbildung und ihre Einbindung in nationale 
Entwicklungspläne und die nationale Umweltplanung; 
e) Aufstellung umfassender Programme zur Dürrevorsorge und Dürrehilfe, einschließlich Selbsthilfevorkehrun-
gen, für dürreanfällige Gebiete und Erarbeitung von Programmen im Hinblick auf Umweltflüchtlinge; 
f) Unterstützung und Förderung der Beteiligung der Bevölkerung und der Umwelterziehung mit den Schwer-
punkten Bekämpfung der Wüstenbildung und Dürrefolgenbeseitigung. 
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PROGRAMMBEREICHE 
A. ERWEITERUNG DER WISSENSBASIS UND ENTWICKLUNG VON INFORMATIONS- UND 
ÜBERWACHUNGSSYSTEMEN FÜR DIE VON WÜSTENBILDUNG UND DÜRRE BEDROHTEN 
REGIONEN EINSCHLIESSLICH DER WIRTSCHAFTLICHEN UND SOZIALEN ASPEKTE SOLCHER 
ÖKOSYSTEME 
Handlungsgrundlage 
12.5 Die vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) 1977, 1984 und 1991 durchgeführten weltweiten 
Bewertungen des Standes und der Geschwindigkeit des Vordringens der Wüsten haben Hinweise auf einen Mangel 
an Basiswissen über Desertifikationsprozesse ergeben. Sachgerechte weltweite Systeme zur systematischen Über-
wachung sind bei der Ausarbeitung und Durchführung wirksamer Programme zur Bekämpfung der Wüstenbildung 
überaus hilfreich. Die vorhandenen Möglichkeiten bestehender internationaler, regionaler und nationaler Institutio-
nen, insbesondere in den Entwicklungsländern, sachdienliche Informationen zu beschaffen und auszutauschen, sind 
begrenzt. Ein auf geeigneter Technologie aufbauendes, integriertes und koordiniertes Informations- und syste-
matisches Überwachungssystem, das den globalen, regionalen, nationalen und lokalen Bereich erfasst, ist eine we-
sentliche Voraussetzung für das Verständnis der Desertifikationsdynamik und der Dürreprozesse. Ebenso wichtig ist 
es für die Konzipierung angemessener Maßnahmen zur Bewältigung der Wüstenbildung und der Dürren und zur 
Verbesserung der sozioökonomischen Bedingungen. 
Ziele 
12.6 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Förderung der Einrichtung und/oder des Ausbaus nationaler Koordinierungszentren für Umweltinformationen, 
die innerhalb der Regierungen als zentrale Anlaufstelle für die Fachressorts fungieren und die notwendige Standar-
disierungs- und Unterstützungsarbeit leisten; außerdem soll dafür Sorge getragen werden, dass nationale Umweltin-
formationssysteme für Wüstenbildung und Dürre auf subregionaler, regionaler und interregionaler Ebene durch ein 
Verbundsystem miteinander vernetzt werden; 
b) Ausbau regionaler und globaler Netze für systematische Beobachtung, im Verbund mit der Entwicklung natio-
naler Systeme zur Beobachtung der durch Klimaschwankungen und anthropogene Einflüsse hervorgerufenen Land-
verödung und Wüstenbildung und Ausweisung vorrangiger Handlungsbereiche; 
c) Einführung eines ständigen Systems auf nationaler und internationaler Ebene zur Überwachung der Desertifi-
kation und der Landverödung mit dem Ziel, die Lebensbedingungen in den betroffenen Gebieten zu verbessern. 
Maßnahmen 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
12.7 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) auf nationaler Ebene Umweltinformationssysteme einrichten und/oder ausbauen; 
b) die auf staatlicher, bundesstaatlicher/Provinz- und kommunaler Ebene durchgeführten Bewertungen verstärken 
und die Zusammenarbeit/Vernetzung zwischen vorhandenen Umweltinformations- und -überwachungssystemen wie 
etwa Earthwatch und der Beobachtungsstelle für die Sahara und den Sahel gewährleisten; 
c) die bei nationalen Institutionen vorhandene Kapazität zur Analyse von Umweltdaten ausbauen, damit auf na-
tionaler Ebene die ökologischen Veränderungen kontinuierlich überwacht und Umweltinformationen kontinuierlich 
erfasst werden können. 
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
12.8 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
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a) eine Bestandsaufnahme der Mittel zur Messung der ökologischen, ökonomischen und sozialen Folgen der Wü-
stenbildung und Landverödung aufstellen, diese Mittel untersuchen und die Ergebnisse der Untersuchungen auf in-
ternationaler Ebene in die Verfahren zur Beurteilung der Wüstenbildung und Landverödung einbringen; 
b) eine Bestandsaufnahme der Wechselbeziehungen zwischen den sozioökonomischen Auswirkungen des Kli-
mas, der Dürre und der Wüstenbildung aufstellen, diese Beziehungen untersuchen und die Ergebnisse der Untersu-
chungen als Grundlage zur Herbeiführung konkreter Maßnahmen verwenden. 
12.9 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) die integrierte Datenerfassung und Forschungsarbeit im Rahmen von Programmen unterstützen, die sich mit 
Problemen der Wüstenbildung und Dürre befassen; 
b) nationale, regionale und globale Programme zur integrierten Datenerfassung sowie Forschungsnetze unterstüt-
zen, die Beurteilungen der Bodendegradation und Landverödung durchführen; 
c) nationale und regionale meteorologische und hydrologische Netzwerke und Überwachungssysteme ausbauen, 
um eine angemessene Erfassung von Grundlageninformationen und eine ausreichende Kommunikation zwischen 
nationalen, regionalen und internationalen Zentren zu gewährleisten. 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG 
12.10 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) regionale Programme und die internationale Zusammenarbeit ausbauen, wie etwa im Rahmen des Ständigen 
zwischenstaatlichen Ausschusses zur Dürrebekämpfung im Sahel (CILSS), der Zwischenstaatlichen Behörde für 
Dürrebekämpfung und Entwicklung (IGADD), der Konferenz für die Koordinierung der Entwicklung im südlichen 
Afrika (SADCC), der Union des Arabischen Maghreb und anderer Regionalorganisationen sowie im Rahmen von 
Organisationen wie der Beobachtungsstelle für die Sahara und den Sahel; 
b) eine umfassende Teildatenbank zu der Wüstenbildung, der Landverödung und den Lebensbedingungen der 
Menschen einrichten, die sowohl physische als auch sozioökonomische Parameter enthält. Diese sollte auf vorhan-
denen und, sofern erforderlich, zusätzlichen Einrichtungen aufbauen, wie etwa denjenigen von Earthwatch und an-
deren, zu diesem Zweck erweiterten Informationssystemen internationaler, regionaler und nationaler Institutionen; 
c) Zielgrößen festlegen und Fortschrittsindikatoren aufstellen, mit deren Hilfe die Arbeit lokaler und regionaler 
Organisationen bei der Verfolgung von Fortschritten im Kampf gegen die Wüstenbildung erleichtert wird. Besonde-
re Beachtung gebührt dabei Indikatoren für die lokale Partizipation. 
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
12.11 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtko-
sten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 350 Millio-
nen Dollar, wovon etwa 175 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL 
12.12 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der mit Desertifikations- und Dürre-
fragen befassten einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen 
a) Inventare der natürlichen Ressourcen wie etwa Energie, Wasser, Böden, Mineralien, die Nahrungsverfügbar-
keit für Pflanzen und Tiere sowie sonstiger Ressourcen wie etwa Wohnungen, Arbeitsplätze, Gesundheit, Bildung 
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und demografische Verteilung aus zeitlicher und räumlicher Sicht anfertigen oder vorhandene Inventare aktuali-
sieren; 
b) integrierte Informationssysteme für Umweltüberwachung, Umweltrechnung und Umweltverträglichkeitsprü-
fungen entwickeln; 
c) mit internationalen Organen zusammenarbeiten, um den Erwerb bzw. die Entwicklung geeigneter Technologi-
en für die Überwachung und Bekämpfung von Dürre und Wüstenbildung zu erleichtern. 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
12.13 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der für Fragen der Wüstenbildung 
und Dürre zuständigen internationalen und regionalen Organisationen die technischen und fachlichen Qualifikatio-
nen des Personals weiterentwickeln, das sich mit der Überwachung und Bewertung dieser Fragen beschäftigt. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
12.14 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der für Fragen der Wüstenbildung 
und Dürre zuständigen internationalen und regionalen Organisationen 
a) nationale und lokale Einrichtungen durch die Bereitstellung ausreichenden Personals, Geräts und Geldes zur 
Beurteilung der Desertifikation unterstützen; 
b) durch Aufklärung und Bewusstseinsbildung die Beteiligung der örtlichen Bevölkerung, insbesondere der Frau-
en und der Jugend, an der Erfassung und Nutzung von Umweltinformationen fördern. 
B. BEKÄMPFUNG DER LANDVERÖDUNG, UNTER ANDEREM DURCH VERSTÄRKTE BODEN-
ERHALTUNGS-, AUFFORSTUNGS- UND WIEDERAUFFORSTUNGSMASSNAHMEN 
Handlungsgrundlage 
12.15 Etwa 3,6 Milliarden Hektar, d. h. etwa 70 Prozent der Gesamtfläche der weltweiten Trockenzonen bzw. 
fast ein Viertel der gesamten Landfläche der Erde sind von der Desertifikation bedroht. Im Kampf gegen das Vor-
dringen der Wüsten auf die für die Weidewirtschaft und für den Regenfeldbau genutzten Flächen und auf Bewässe-
rungsgebiete sollen in noch nicht oder nur in geringem Maße betroffenen Gebieten Vorbeugemaßnahmen ergriffen 
werden, während auf mäßig desertifizierten Flächen durch entsprechende Abhilfemaßnahmen die Ertragsfähigkeit 
der Böden erhalten werden soll. Sanierungsmaßnahmen sind angezeigt, wenn stark bis sehr stark desertifizierte Tro-
ckengebiete wiederhergestellt werden sollen. 
12.16 Durch eine zunehmend dichtere Vegetationsdecke würde die Wasserbilanz in den Trockengebieten verbes-
sert und stabilisiert und die Qualität und Ertragskraft des Bodens erhalten. Durch den Schutz noch nicht geschädigter 
Flächen und die Einleitung von Abhilfe- und Sanierungsmaßnahmen in mäßig bis stark geschädigten Trockengebie-
ten, einschließlich der durch Wanderdünen gefährdeten Gebiete, durch Einführung umweltgerechter, sozial an-
nehmbarer, fairer und wirtschaftlich vertretbarer Landnutzungssysteme wird die Tragfähigkeit der Flächen verbes-
sert und die Erhaltung der biotischen Ressourcen in sensiblen Ökosystemen sichergestellt. 
Ziele 
12.17 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Gewährleistung einer angepassten Bewirtschaftung der vorhandenen natürlichen Pflanzengesellschaften (ein-
schließlich der Wälder) in noch nicht oder nur in geringem Ausmaß von der Desertifikation betroffenen Gebieten 
mit dem Ziel der Erhaltung der biologischen Vielfalt, des Schutzes der Wassereinzugsgebiete, der nachhaltigen Pro-
duktion und Agrarentwicklung und anderer Ziele unter voller Beteiligung der indigenen Bevölkerung; 
b) Sanierung mäßig bis stark desertifizierter Trockengebiete im Hinblick auf ihre produktive Nutzung und die 
langfristige Erhaltung ihrer Produktivität für eine agropastorale/agroforstwirtschaftliche Entwicklung, unter anderem 
durch Boden- und Wassererhaltung; 
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c) Verstärkung der Vegetationsdecke und Unterstützung der Bewirtschaftung der biotischen Ressourcen in von 
Wüstenbildung und Dürre betroffenen oder bedrohten Regionen, insbesondere durch Aufforstung/Wiederauffor-
stung, Agroforstwirtschaft, kommunale Waldbewirtschaftung und Vegetationsschutzmaßnahmen; 
d) Verbesserung der Bewirtschaftung der Waldressourcen, so auch von Holzbrennstoffen, und Verringerung des 
Brennholzverbrauchs durch rationellere Nutzung und Erhaltung sowie durch Förderung, Erschließung und Nutzung 
anderer, darunter auch alternativer, Energieträger. 
Maßnahmen 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
12.18 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) in anfälligen, aber noch nicht geschädigten oder nur geringfügig desertifizierten Trockengebieten dringliche 
direkte Vorbeugemaßnahmen ergreifen, durch Einführung: i) einer auf eine nachhaltigere Bodenproduktivität ausge-
richtete optimierte Flächennutzungspolitik und -praxis; ii) standortgerechte, umweltverträgliche und wirtschaftlich 
vertretbare landwirtschaftliche und weidewirtschaftliche Technologien; und iii) eine verbesserte Bewirtschaftung 
der Böden und der Wasserressourcen; 
b) im Verbund mit gemeinwesengestützten agroforstwirtschaftlichen Programmen beschleunigte Aufforstungs- 
und Wiederaufforstungsprogramme unter Verwendung dürreresistenter und raschwüchsiger – insbesondere hei-
mischer – Arten einschließlich Leguminosen und sonstiger Arten durchführen. In diesem Zusammenhang soll die 
Einrichtung umfangreicher Aufforstung- und Wiederaufforstungsprogramme erwogen werden, insbesondere durch 
die Anlage von Grüngürteln, wobei die zahlreichen Vorteile solcher Maßnahmen zu berücksichtigen sind; 
c) zusätzlich zu den in Punkt 18 Buchstabe a genannten Maßnahmen dringliche direkte Abhilfemaßnahmen in 
mäßig bis stark desertifizierten Trockengebieten ergreifen, um deren Ertragsfähigkeit wiederherzustellen und dauer-
haft aufrechtzuerhalten; 
d) verbesserte Bewirtschaftungssysteme für Flächen/Wasser/Anbaukulturen fördern und es so ermöglichen, die 
Versalzung bestehender künstlich bewässerter Anbauflächen zu bekämpfen, für den Regenfeldbau genutzte land-
wirtschaftliche Nutzflächen stabilisieren und in der Flächennutzung verbesserte Bewirtschaftungssysteme für Bö-
den/Anbaukulturen einführen; 
e) die partizipatorische Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen einschließlich der Weideflächen fördern, um 
ausgehend von neuen oder angepassten heimischen Technologien sowohl die Bedürfnisse der ländlichen Bevölke-
rung als auch die Schutzziele erfüllen zu können; 
f) den In-situ-Schutz und die In-situ-Erhaltung spezieller Lebensräume durch Gesetz und mit anderen Mitteln 
fördern, um die Wüstenausbreitung zu bekämpfen und gleichzeitig den Schutz der biologischen Vielfalt zu gewähr-
leisten; 
g) durch diverse Anreize einschließlich gesetzlicher Maßnahmen, Investitionen in die Entwicklung der Forst-
wirtschaft in Trockengebieten fördern und unterstützen; 
h) die Erschließung und Nutzung von Energiequellen fördern, mit deren Hilfe der Druck auf die Holzressourcen 
verringert werden kann, einschließlich alternativer Energieträger und brennstoffsparender Herde. 
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
12.19 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) auf der örtlichen Praxis aufbauende Flächennutzungsmodelle entwickeln, mit dem Ziel, diese Praxis zu verbes-
sern, wobei der Schwerpunkt auf der Vorbeugung gegen die Verödung liegen soll. Die Modelle sollten einen besse-
ren Einblick in die Vielzahl natürlicher und anthropogener Faktoren geben, die zur Desertifikation beitragen können. 
In diesen Modellen sollte auch der Wechselwirkung zwischen neuen und traditionellen Praktiken zur Verhütung der 
Verödung Rechnung getragen werden und die Widerstandsfähigkeit des gesamten ökologischen und sozialen Sy-
stems Berücksichtigung finden; 
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b) unter gebührender Berücksichtigung von Aspekten der Umweltsicherheit dürreresistente, raschwüchsige und 
ertragreiche Pflanzensorten entwickeln, testen und einführen, die für die Umweltbedingungen in den betreffenden 
Regionen geeignet sind. 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG 
12.20 Die entsprechenden Organisationen der Vereinten Nationen, internationalen und regionalen Organisatio-
nen, nichtstaatlichen Organisationen und bilateralen Einrichtungen sollten 
a) ihre Aufgaben bei der Bekämpfung der Verödung und der Förderung von Wiederaufforstungs-, Agroforstwirt-
schafts- und Flächenbewirtschaftungssystemen in den betroffenen Ländern koordinieren; 
b) regionale und subregionale Aktivitäten zur Entwicklung und Verbreitung von Technologien, im Bereich der 
Ausbildung und der Programmdurchführung unterstützen, um die Verödung von Trockengebieten aufzuhalten. 
12.21 Die betroffenen nationalen Regierungen, die entsprechenden Organisationen der Vereinten Nationen und 
bilaterale Organisationen sollten die koordinierende Rolle stärken, die den zu diesem Zweck eingerichteten subre-
gionalen zwischenstaatlichen Organisationen wie etwa CILSS, IGADD, SADCC und der Union des Arabischen 
Maghreb auf dem Gebiet der Verödung von Trockengebieten zukommt. 
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
12.22 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtko-
sten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 6 Milliarden 
Dollar, einschließlich etwa 3 Milliarden Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu 
Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch 
nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebe-
nenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Um-
setzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL 
12.23 Die Regierungen auf entsprechender Ebene und die ortsansässigen Gemeinschaften sollten mit Unterstüt-
zung der einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen 
a) die Kenntnis der indigenen Bevölkerungsgruppen über Wälder und Forstgebiete, das Weideland und die natür-
liche Vegetation in Forschungsvorhaben zum Thema Desertifikation und Dürre einbeziehen; 
b) soweit durchführbar auf der Grundlage traditioneller Ansätze integrierte Forschungsprogramme über den 
Schutz, die Wiederherstellung und die Erhaltung der Wasser- und Flächenressourcen und das Flächennutzungsma-
nagement fördern. 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
12.24 Die Regierungen auf entsprechender Ebene und die ortsansässigen Gemeinschaften sollten mit Unterstüt-
zung der einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen: 
a) Mechanismen schaffen, um sicherzustellen, dass Landnutzer, insbesondere Frauen, die Hauptakteure bei der 
Durchsetzung verbesserter Formen der Flächennutzung – auch agroforstwirtschaftlicher Systeme – zur Bekämpfung 
der Landverödung sind; 
b) die Schaffung leistungsfähiger Beratungseinrichtungen in von der Wüstenausbreitung und von Dürren bedroh-
ten Regionen fördern, insbesondere zur Unterweisung von Bauern und Weidetierhaltern im besseren Umgang mit 
den Land- und Wasserressourcen in Trockengebieten. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
12.25 Die Regierungen auf entsprechender Ebene und die ortsansässigen Gemeinschaften sollten mit Unterstüt-
zung der einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen: 
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a) eine neue umweltgerechte und entwicklungsorientierte Flächennutzungspolitik erarbeiten und durch entspre-
chende nationale Rechtsvorschriften beschließen sowie auf institutionellem Wege in die Praxis umsetzen; 
b) auf kommunaler Ebene tätige Organisationen der Bevölkerung, insbesondere der Bauern und der Weidetierhal-
ter, fördern; 
C. ENTWICKLUNG UND VERSTÄRKUNG INTEGRIERTER ENTWICKLUNGSPROGRAMME ZUR 
BEKÄMPFUNG DER ARMUT UND ZUR FÖRDERUNG ALTERNATIVER MÖGLICHKEITEN DER 
EXISTENZSICHERUNG IN VON DER DESERTIFIKATION BEDROHTEN GEBIETEN 
Handlungsgrundlage 
12.26 In den von Wüstenbildung und Dürre bedrohten Regionen kann mit den gegenwärtigen Formen der Exi-
stenzsicherung und der Ressourcennutzung kein angemessener Lebensstandard aufrechterhalten werden. In den mei-
sten ariden und semiariden Gebieten sind die traditionellen Formen der Existenzsicherung auf der Grundlage agro-
pastoraler Systeme häufig unangemessen und nicht nachhaltig, insbesondere in Anbetracht der Folgewirkungen von 
Dürren und des wachsenden Bevölkerungsdrucks. Die Armut ist ein Faktor, der wesentlich zur Beschleunigung der 
Degradations- und Desertifikationsprozesse beiträgt. Daher muss etwas getan werden, um die agropastoralen Sy-
steme zur nachhaltigen Bewirtschaftung der Weideflächen wiederherzustellen und zu verbessern und um alternative 
Möglichkeiten der Existenzsicherung zu schaffen. 
Ziele 
12.27 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Befähigung der Dorfgemeinschaften und der Hirtengruppen, auf einer sozial ausgewogenen und ökologisch 
tragfähigen Grundlage die Verantwortung für ihre eigene Entwicklung und die Bewirtschaftung ihrer Landressour-
cen zu übernehmen; 
b) Verbesserung der Produktionssysteme, um im Rahmen gebilligter Programme zur Erhaltung der nationalen 
Ressourcen und im Rahmen eines integrierten Konzepts der ländlichen Entwicklung eine höhere Produktivität zu 
erzielen; 
c) Schaffung alternativer Möglichkeiten der Existenzsicherung als Voraussetzung für die Verringerung des 
Drucks auf die Landressourcen bei gleichzeitiger Schaffung zusätzlicher Einkommensmöglichkeiten, insbesondere 
für ländliche Bevölkerungsgruppen, und damit Verbesserung ihres Lebensstandards. 
Maßnahmen 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
12.28 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) eine von einem dezentralen Ansatz geleitete einzelstaatliche Politik für die Bewirtschaftung der Landressour-
cen beschließen, durch welche Verantwortung an die ländlichen Organisationen übertragen wird; 
b) ländliche Organisationen schaffen oder ausbauen, die für die Bewirtschaftung der im Dorfbesitz befindlichen 
Flächen und der Weideflächen verantwortlich sind; 
c) lokale, nationale und sektorübergreifende Mechanismen zur Bewältigung der aus der Bodenbesitzstruktur – 
ausgedrückt in Landnutzung und Eigentumsrechten – erwachsenden Konsequenzen für Umwelt und Entwicklung 
schaffen und weiterentwickeln. Besondere Berücksichtigung gebührt dem Schutz der Eigentumsrechte der auf dem 
Lande lebenden Frauen und der Hirten- und Nomadengemeinschaften; 
d) Dorfverbände gründen oder erweitern, die sich schwerpunktmäßig mit im gemeinsamen weidewirtschaftlichen 
Interesse liegenden Wirtschaftsaktivitäten befassen (Erwerbsgartenbau, Weiterverarbeitung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse, Nutzvieh, Herdenhaltung usw.); 
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e) das ländliche Kreditwesen fördern und den Sparwillen auf dem Lande durch Einrichtung ländlicher Bankensy-
steme aktivieren; 
f) durch Beteiligung der örtlichen Bevölkerung eine entsprechende Infrastruktur und lokale Produktions- und 
Vermarktungskapazität aufbauen, um alternative Existenzsicherungsmöglichkeiten und die Bekämpfung der Armut 
zu unterstützen; 
g) einen revolvierenden Fonds für die Kreditvergabe an ländliche Unternehmer und örtliche Gruppen einrichten, 
um so die Schaffung von Heimindustrien bzw. eines Heimgewerbes und Darlehen für landwirtschaftliche Produkti-
onsmittel im agropastoralen Bereich zu erleichtern. 
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
12.29 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) sozioökonomische Basisuntersuchungen durchführen, um einen guten Einblick in die in diesem Programm-
bereich gegebene Situation zu gewinnen, insbesondere was die Frage der Ressourcen sowie der Nutzungs- und 
Pachtregelungen, traditionelle Flächenbewirtschaftungsmethoden und Merkmale der Produktionssysteme betrifft; 
b) Inventare der natürlichen Ressourcen (Boden, Wasser und Vegetation) und des Ausmaßes der Ressourcen-
schädigung aufstellen, wobei in erster Linie auf das Wissen der örtlichen Bevölkerung zurückgegriffen wird (z. B. 
durch eine schnelle ländliche Erhebung (rapid rural appraisal)); 
c) Informationen über technische Pakete verbreiten, die an die jeweiligen sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Bedingungen angepasst sind; 
d) den Austausch und die gemeinsame Nutzung von Informationen über die Entwicklung alternativer Möglichkei-
ten der Existenzsicherung mit anderen agroökologischen Regionen fördern. 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG 
12.30 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den Forschungsinstitutionen für aride und semi-
aride Gebiete über Verfahrenstechniken und Technologien zur Verbesserung der Flächen- und Arbeitsproduktivität 
sowie über tragfähige Produktionssysteme fördern; 
b) die Durchführung der von internationalen Organisationen und nichtstaatlichen Organisationen finanzierten 
Programme und Projekte zur Linderung der Armut und zur Förderung eines Systems alternativer Möglichkeiten der 
Existenzsicherung koordinieren und harmonisieren. 
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
12.31 Das Konferenzsekretariat hat die Kosten für diesen Programmbereich in den für Kapitel 3 (Armutsbekämp-
fung) und für Kapitel 14 (Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung) veranschlagten 
Kosten berücksichtigt. 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL 
12.32 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) mit Unterstützung lokaler Forschungseinrichtungen anwendungsorientierte Forschung im Bereich der Land-
nutzung betreiben; 
b) die regelmäßige nationale, regionale und interregionale Kommunikation und den regelmäßigen Austausch von 
Informationen und Erfahrungen zwischen landwirtschaftlichen Beratern und Forschern erleichtern; 
c) die Einführung und den Gebrauch von Technologien zur Schaffung alternativer Einkommensquellen unterstüt-
zen und fördern. 
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C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
12.33 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) Mitgliedern ländlicher Organisationen entsprechendes Fachwissen im Managementbereich vermitteln und 
Weidebauern in Spezialtechniken wie Boden- und Wassererhaltung, Wasserernte, Agroforstwirtschaft und Kleinbe-
wässerung ausbilden; 
b) landwirtschaftliche Berater in einem partizipativen Herangehen an die integrierte Flächenbewirtschaftung 
ausbilden. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
12.34 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen Mechanismen entwickeln und aufrechterhalten, durch die sichergestellt wird, dass Strate-
gien zur Bekämpfung der Armut unter den Bewohnern der von der Wüstenausbreitung bedrohten Gebiete Eingang 
in sektorale und nationale Entwicklungspläne und -programme finden. 
D. AUFSTELLUNG UMFASSENDER PROGRAMME ZUR BEKÄMPFUNG DER WÜSTENBILDUNG 
UND IHRE EINBINDUNG IN NATIONALE ENTWICKLUNGSPLÄNE UND DIE NATIONALE 
UMWELTPLANUNG 
Handlungsgrundlage 
12.35 In einer Reihe von Entwicklungsländern, die von Wüstenbildung betroffen sind, stellt die natürliche Res-
sourcenbasis die wichtigste Grundlage dar, auf der der gesamte Entwicklungsprozess aufbauen muss. Die Wechsel-
wirkung zwischen sozialen Systemen und Flächenressourcen macht das Problem noch komplexer und lässt ein inte-
griertes Herangehen an die Planung und Bewirtschaftung der Flächenressourcen notwendig werden. Aktionspläne 
zur Bekämpfung von Wüstenbildung und Dürre sollten auch Aspekte des Umwelt- und des Entwicklungsmanage-
ments mit einbeziehen und so dem Konzept gerecht werden, nationale Entwicklungspläne und nationale Umweltak-
tionspläne miteinander zu integrieren. 
Ziele 
12.36 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Ausbau der nationalen institutionellen Kapazität zur Entwicklung geeigneter Programme zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung und zur Integration dieser Programme in die nationale Entwicklungsplanung; 
b) Entwicklung strategischer Planungsrahmen für die Erschließung, den Schutz und die Bewirtschaftung der na-
türlichen Ressourcen in Trockengebieten und Integration dieser Planungsrahmen in die nationale Entwicklungs-
planung; dazu gehören auch nationale Pläne zur Bekämpfung der Wüstenbildung und Umweltaktionspläne für die 
am stärksten von der Wüstenausbreitung bedrohten Länder; 
c) Einleitung eines langfristigen Prozesses zur Umsetzung und Überwachung der die Bewirtschaftung der natürli-
chen Ressourcen betreffenden Strategien; 
d) Ausbau der regionalen und internationalen Zusammenarbeit zur Bekämpfung der Wüstenbildung unter ande-
rem durch die Annahme von Rechts- und sonstigen Instrumenten. 
Maßnahmen 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
12.37 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) im Rahmen staatlicher oder lokaler Exekutivorgane nationale und lokale Behörden zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung schaffen bzw. stärken, ebenso wie kommunale Komitees/Verbände der Landnutzer in allen 
betroffenen ländlichen Gemeinden, um die Zusammenarbeit zwischen allen beteiligten Akteuren von der Basis 
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ländlichen Gemeinden, um die Zusammenarbeit zwischen allen beteiligten Akteuren von der Basis (Bauern und 
Weidetierhalter) bis hin zu den höheren Regierungsebenen zu organisieren; 
b) nationale Aktionspläne zur Bekämpfung der Wüstenbildung aufstellen und gegebenenfalls als festen Bestand-
teil in nationale Entwicklungspläne und nationale Umweltaktionsprogramme einbeziehen; 
c) eine Politik umsetzen, die auf eine verbesserte Landnutzung, eine angemessene Bewirtschaftung von Gemein-
deland, die Schaffung von Anreizen für Kleinbauern und Weidetierhalter, eine Beteiligung der Frauen und die An-
regung privater Investitionen in die Entwicklung von Trockengebieten ausgerichtet ist; 
d) die Koordinierung zwischen den auf staatlicher und kommunaler Ebene an Programmen zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung arbeitenden Ressorts und Institutionen gewährleisten. 
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
12.38 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen unter anderem durch Aufbau von Beziehungsnetzen den Informationsaustausch und die 
Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Ländern fördern, was die Aufstellung nationaler Pläne und Programme 
angeht. 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG 
12.39 Die einschlägigen internationalen Organisationen, multilateralen Finanzierungsinstitutionen, nichtstaatli-
chen Organisationen und bilateralen Organisationen sollten untereinander verstärkt zusammenarbeiten, um die Aus-
arbeitung von Programmen zur Kontrolle der Desertifikation und deren Integration in nationale Planungsstrategien, 
die Einrichtung nationaler Koordinierungsmechanismen und systematischer Beobachtungsmechanismen und die 
regionale und globale Vernetzung dieser Pläne und Mechanismen zu unterstützen. 
12.40 Die Generalversammlung auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung sollte ersucht werden, unter der Schirm-
herrschaft der Generalversammlung einen zwischenstaatlichen Verhandlungsausschuss einzurichten, der ein interna-
tionales Übereinkommen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer 
betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika, ausarbeiten soll, mit dem Ziel der Fertigstellung bis Juni 1994. 
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
12.41 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtko-
sten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 180 Millio-
nen Dollar, wovon etwa 90 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessi-
onsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht ge-
prüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL 
12.42 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) geeignete, verbesserte und nachhaltige landwirtschaftliche und weidewirtschaftliche Techniken entwickeln und 
einführen, die sozial- und umweltverträglich und wirtschaftlich vertretbar sind; 
b) Anwendungsstudien zur Integration von Umwelt- und Entwicklungsmaßnahmen in nationale Entwicklungs-
pläne durchführen. 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
12.43 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen in den betroffenen Ländern unter Heranziehung bestehender Einrichtungen der Massen-
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medien, der Bildungsinfrastruktur sowie neugeschaffener oder ausgebauter Beratungsdienste landesweite großange-
legte Bewusstseinsbildungs-/Ausbildungskampagnen für die Desertifikationsbekämpfung einleiten. Dadurch soll 
sichergestellt werden, dass die Bevölkerung Zugang zu Informationen über Wüstenbildung und Dürre und zu natio-
nalen Aktionsplänen zur Bekämpfung der Wüstenbildung hat. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
12.44 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen Mechanismen schaffen und aufrechterhalten, die die Koordinierung zwischen den Fach-
ressorts und den sektoralen Institutionen, einschließlich der Institutionen auf lokaler Ebene, und geeigneten nicht-
staatlichen Organisationen gewährleisten, mit dem Ziel, Programme zur Bekämpfung der Wüstenbildung in natio-
nale Entwicklungspläne und nationale Umweltaktionspläne zu integrieren. 
E. AUFSTELLUNG UMFASSENDER DÜRREVORSORGE- UND DÜRREHILFSPROGRAMME EIN-
SCHLIEßLICH SELBSTHILFEMASSNAHMEN FÜR DÜRREGEFÄHRDETE GEBIETE UND 
ERARBEITUNG VON PROGRAMMEN ZUM UMGANG MIT UMWELTFLÜCHTLINGEN 
Handlungsgrundlage 
12.45 In vielen Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika, sind Dürren unterschiedlichen Häufigkeits- und 
Schweregrads ein regelmäßig wiederkehrendes Phänomen. Neben den Verlusten an Menschenleben – etwa 3 Mil-
lionen Menschen starben Mitte der achtziger Jahre an den Folgen der Dürre im subsaharischen Afrika – fallen auch 
hohe volkswirtschaftlichen Kosten dürrebedingter Katastrophen in Form von Produktionsverlusten, zweckentfrem-
deten Produktionsmitteln und der Abzweigung von Entwicklungsressourcen an. 
12.46 Durch Einführung von Frühwarnsystemen zur Vorhersage von Dürren wird es in Zukunft möglich sein, 
Vorsorgemaßnahmen gegen Dürren zu ergreifen. Auf der Ebene der landwirtschaftlichen Betriebe und der Wasser-
einzugsgebiete ansetzende integrierte Maßnahmenpakete wie etwa alternative Anbaustrategien, Boden- und Wasser-
erhaltung und die Förderung von Wassererntetechniken könnten die Dürreresistenz des Landes und seine Fähigkeit, 
die Grundbedürfnisse zu decken, verbessern und damit die Zahl der Umweltflüchtlinge und der erforderlichen Hilfs-
aktionen bei Dürrekatastrophen erheblich verringern. Gleichzeitig sind aber auch Katastrophenpläne für die Hilfelei-
stung in Zeiten akuten Mangels erforderlich. 
Ziele 
12.47 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Entwicklung nationaler Strategien für eine kurz- und langfristige Dürrevorsorge mit dem Ziel, die Anfälligkeit 
der Produktionssysteme für Dürren zu reduzieren; 
b) umfangreichere Weiterleitung von Frühwarninformationen an Entscheidungsträger und Landnutzer, um Län-
dern die Möglichkeit zu geben, bei Dürren entsprechende Interventionsstrategien zum Tragen zu bringen; 
c) Programme der Dürrehilfe und Möglichkeiten zur Bewältigung der Umweltflucht erarbeiten und in die natio-
nale und regionale Entwicklungsplanung aufnehmen. 
Maßnahmen 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
12.48 In dürrebedrohten Gebieten sollten die Regierungen auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der ein-
schlägigen internationalen und regionalen Organisationen 
a) Strategien zur Bewältigung von Nahrungsmittelengpässen im eigenen Land auf Grund von Produktionsausfäl-
len entwerfen. Diese Strategien sollten sich auf Lagerung und Bevorratung, Importe, Hafenanlagen, Lebensmittella-
ger, Transport und Verteilung beziehen; 
b) die nationalen und regionalen Kapazitäten im Bereich der Agrometeorologie und der Anbauplanung im Even-
tualfall verbessern. Die Agrometeorologie verbindet die Häufigkeit, den Inhalt und den regionalen Erfassungsbe-
reich von Wettervorhersagen mit den Erfordernissen auf dem Gebiet der Anbauplanung und der Anbauberatung; 
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c) ländliche Projekte zur Bereitstellung kurzfristiger Beschäftigungsmöglichkeiten in ländlichen Gebieten für von 
der Dürre betroffene Haushalte planen. Der Verlust des Einkommens und der Möglichkeit der Nahrungsmittelver-
sorgung sind eine häufige Ursache von Not in Dürrezeiten. Ländliche Beschäftigungsmöglichkeiten tragen dazu bei, 
das zum Kauf von Nahrungsmitteln für arme Haushalte erforderliche Einkommen zu erwirtschaften; 
d) sofern erforderlich, Eventualfallvorkehrungen für die Nahrungs- und Futterverteilung und Wasserversorgung 
treffen; 
e) haushaltstechnische Mechanismen zur kurzfristigen Bereitstellung von Mitteln für die Dürrehilfe einrichten; 
f) Sicherheitsnetze für die anfälligsten Haushalte schaffen. 
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
12.49 Die Regierungen der betroffenen Länder sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlä-
gigen internationalen und regionalen Organisationen 
a) Forschungsarbeiten über saisonale Prognosen durchführen, um die Katastrophenplanung und die Hilfeleistung 
zu verbessern und um in Dürrezeiten die Einleitung von Vorsorgemaßnahmen auf der Ebene der landwirtschaft-
lichen Betriebe zu ermöglichen, so etwa die Auswahl geeigneter Sorten und Anbaumethoden; 
b) anwendungsorientierte Forschung zur Untersuchung von Möglichkeiten der Reduzierung des Wasserverlusts 
aus dem Boden und der Erhöhung der Wasseraufnahmefähigkeit der Böden sowie von Methoden der Wasserernte in 
dürregefährdeten Gebieten betreiben; 
c) nationale Frühwarnsysteme unter besonderer Berücksichtigung der Bereiche Risikokartierung, Fernerkundung, 
agrometeorologische Modellierung, integrierte multidisziplinäre Verfahren zur Erntevorausschätzung und rechner-
gestützte Angebots-/Nachfrageanalysen für Nahrungsmittel ausbauen. 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG 
12.50 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen: 
a) ein System von Reservekapazitäten in Form von Lebensmittelvorräten, logistischer Unterstützung, Personal 
und Finanzmitteln für eine rasche internationale Hilfe in dürrebedingten Notsituationen schaffen; 
b) agrohydrologische und agrometeorologische Programme der Weltorganisation für Meteorologie (WMO), das 
Programm des regionalen Anwendungszentrums für Agrometeorologie und operative Hydrologie und deren An-
wendungsgebiete (AGRHYMET), Dürreüberwachungszentren und das Afrikanische Zentrum für den Einsatz der 
Meteorologie zum Zweck der Entwicklung (ACMAD) sowie die Bemühungen des Ständigen Zwischenstaatlichen 
Ausschusses zur Dürrebekämpfung im Sahel (CILSS) und der Zwischenstaatlichen Behörde für Dürrebekämpfung 
und Entwicklung (IGADD) unterstützen; 
c) Programme der FAO und andere Programme zur Errichtung von nationalen Frühwarnsystemen und Hilfspro-
grammen zur Ernährungssicherung unterstützen; 
d) den von bestehenden regionalen Programmen abgedeckten Bereich und die Aktivitäten der zuständigen Organe 
und Organisationen der Vereinten Nationen wie etwa des Welternährungsprogramms (WFP), des Amtes des Koor-
dinators der Vereinten Nationen für Katastrophenhilfe (UNDRO) und des Büros der Vereinten Nationen für die Su-
dan-Sahel-Region (UNSO) sowie nichtstaatlicher Organisationen stärken und erweitern, um die Folgen von Dürren 
und Katastrophen zu mildern. 
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
12.51 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtko-
sten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1,2 Milliar-
den Dollar, wovon etwa 1,1 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
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geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL 
12.52 Die Regierungen auf entsprechender Ebene und die von Dürre bedrohten Gemeinschaften sollten mit Un-
terstützung der einschlägigen internationalen und regionalen Organisationen 
a) traditionelle Mechanismen zur Bewältigung des Hungers in Anspruch nehmen, um Hilfe und Entwicklungs-
hilfe weiterzuleiten; 
b) das nationale, regionale und lokale interdisziplinäre Forschungs- und AusbildungsPotenzial für Strategien der 
Dürrevorsorge stärken und ausbauen. 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
12.53 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) die Ausbildung von Entscheidungsträgern und Landnutzern in der wirksamen Nutzung der Informationen aus 
Frühwarnsystemen fördern; 
b) die Forschungs- und nationale Ausbildungskapazität zur Bewertung der Dürrefolgen verstärken und Methoden 
für die Vorhersage von Dürren entwickeln. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
12.54 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) Strukturen mit einer angemessenen personellen, gerätetechnischen und finanziellen Ausstattung für die Über-
wachung von Dürreparametern ausbauen und aufrechterhalten, um auf regionaler, nationaler und lokaler Ebene ent-
sprechende Vorsorgemaßnahmen ergreifen zu können; 
b) interministerielle Verbindungen und Koordinierungsstellen für die Dürreüberwachung, Folgenabschätzung und 
Verwaltung von Dürrehilfe-Programmen schaffen. 
F. UNTERSTÜTZUNG UND FÖRDERUNG DER PARTIZIPATION UND DER UMWELTERZIEHUNG 
MIT DEN SCHWERPUNKTEN BEKÄMPFUNG DER WÜSTENBILDUNG UND DÜRREFOLGEN-
BESEITIGUNG 
Handlungsgrundlage 
12.55 Was den Erfolg oder das Fehlschlagen von Programmen und Projekten angeht, kann nach den bisherigen 
Erfahrungen die Nachhaltigkeit von Maßnahmen im Zusammenhang mit der Wüstenausbreitung und Dürrekontrolle 
nur mit Unterstützung der Bevölkerung gewährleistet werden. Dazu ist es aber notwendig, über das theoretische 
Partizipationsideal hinauszugehen und darauf abzustellen, tatsächliche, aktive Partizipation auf der Grundlage des 
Partnerschaftskonzepts herzustellen. Dies bedeutet Aufgabenteilung und gemeinsames Engagement aller Beteiligten. 
In diesem Kontext soll der vorliegende Programmbereich als unverzichtbares flankierendes Element aller Maßnah-
men zur Bekämpfung von Wüstenbildung und Dürre betrachtet werden. 
Ziele 
12.56 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt: 
a) Schaffung und Vertiefung des öffentlichen Bewusstseins und der Wissensbasis über Wüstenbildung und Dürre, 
auch durch Einbindung der Umwelterziehung in die Lehrpläne von Grundschulen und weiterführenden Schulen; 
b) Schaffung und Förderung einer echten Partnerschaft zwischen den Regierungs- und Verwaltungsbehörden auf 
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nationaler und lokaler Ebene, anderen Durchführungsorganisationen, nichtstaatlichen Organisationen und den von 
Dürren und Wüstenausbreitung betroffenen Landnutzern, wobei letzteren eine verantwortliche Rolle innerhalb des 
Planungs- und Durchführungsprozesses zu übertragen ist, damit sie vollen Nutzen aus Entwicklungsprojekten ziehen 
können; 
c) Gewährleistung dessen, dass die Partner Verständnis für die jeweiligen Bedürfnisse, Ziele und Ansichten des 
anderen haben, indem eine Vielzahl von Mitteln wie Ausbildung, öffentliche Bewusstseinsbildung und ein offen 
geführter Dialog angeboten werden; 
d) Unterstützung örtlicher Gemeinschaften in ihren Bemühungen um die Bekämpfung der Wüstenausbreitung und 
Heranziehung des Wissens und des Erfahrungsschatzes der betroffenen Bevölkerungen, wobei die volle Mitwirkung 
der Frauen und der indigenen Bevölkerung zu gewährleisten ist. 
Maßnahmen 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
12.57 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) eine Politik betreiben und Verwaltungsstrukturen schaffen, die eine stärkere Dezentralisierung gestatten, was 
die Herbeiführung und Umsetzung von Entscheidungen angeht; 
b) Strukturen für die Beratung und Beteiligung von Landnutzern und für den Ausbau des an der Basis vorhande-
nen Potenzials zur Identifizierung und/oder Beteiligung an der Identifizierung und Planung von Maßnahmen schaf-
fen und nutzen; 
c) in Zusammenarbeit mit ortsansässigen Gemeinschaften spezifische Programm-/Projektziele abstecken und 
lokale Bewirtschaftungspläne erarbeiten, die auch Fortschritts-Messwerte beinhalten, so dass die Möglichkeit gege-
ben ist, nach Bedarf entweder die Projektkonzeption oder aber die Bewirtschaftungsverfahren zu ändern; 
d) gesetzliche, institutionelle/organisatorische und finanzielle Maßnahmen einleiten, um die Beteiligung von 
Landnutzern und ihren Zugang zu Landressourcen zu gewährleisten; 
e) günstige Voraussetzungen für die Erbringung von Dienstleistungen, wie etwa Kredit- und Absatzmöglichkei-
ten für die ländliche Bevölkerung, schaffen und/oder erweitern; 
f) Ausbildungsprogramme erarbeiten, um das Bildungsniveau und die Partizipation, insbesondere der Frauen und 
der indigenen Bevölkerungsgruppen, unter anderem durch Alphabetisierung und Entwicklung fachlicher Kompeten-
zen zu steigern; 
g) ländliche Bankensysteme schaffen, um der ländlichen Bevölkerung, insbesondere Frauen und indigenen 
Bevölkerungsgruppen, bessere Zugangsmöglichkeiten zu Krediten zu verschaffen und das Sparaufkommen auf dem 
Lande zu fördern; 
h) mittels geeigneter Politiken die private und öffentliche Investitionstätigkeit ankurbeln. 
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
12.58 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) auf allen Ebenen vorhandene und nach Geschlecht aufgeschlüsselte Informationen darüber, auf welche Weise 
Partizipation zustandegebracht und gefördert werden kann, sowie entsprechende Fachkenntnisse und einschlägiges 
Know-how zusammenstellen, aufbereiten und verbreiten; 
b) die Entwicklung von technologischem Know-how vorantreiben, wobei der Schwerpunkt auf angepassten 
Technologien liegen soll; 
c) die Ergebnisse anwendungsorientierter Forschung über Boden- und Wasserfragen, angepasste Arten, Agrar-
techniken und technologisches Know-how weitergeben. 
 
Agenda 21 123 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG 
12.59 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) Programme zur Unterstützung regionaler Organisationen wie etwa des CILSS, der IGADD, der SADCC und 
der Union des Arabischen Maghreb und anderer zwischenstaatlicher Organisationen in Afrika und anderen Teilen 
der Welt entwickeln, Kontaktprogramme ausbauen und die Beteiligung nichtstaatlicher Organisationen sowie der 
ländlichen Bevölkerung verstärken; 
b) Mechanismen zur Erleichterung der Zusammenarbeit im Technologiebereich schaffen und eine solche Zu-
sammenarbeit als Bestandteil aller ausländischen Unterstützungsleistungen und Aktivitäten im Zusammenhang mit 
Projekten der technischen Hilfe im öffentlichen und privaten Sektor fördern; 
c) die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akteuren im Rahmen von Umwelt- und Entwicklungsprogram-
men fördern; 
d) die Bildung repräsentativer Organisationsstrukturen zur Förderung und Pflege der organisationsübergreifenden 
Zusammenarbeit unterstützen. 
Mittel zur Umsetzung 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG 
12.60 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtko-
sten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1 Milliarde 
Dollar, wovon etwa 500 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL 
12.61 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen die Erschließung indigenen Wissens und den Technologietransfer fördern. 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN 
12.62 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen 
a) am öffentlichen Bildungswesen beteiligte Institutionen unterstützen und/oder stärken, darunter auch die ört-
lichen Medien, die Schulen und Bürgergruppen; 
b) das Niveau des öffentlichen Bildungswesens steigern. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
12.63 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen die Mitglieder örtlicher ländlicher Organisationen unterstützen und mehr auf lokaler 
Ebene tätige Berater ausbilden und einsetzen. 
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 Bewirtschaftung empfindlicher Ökosysteme:  
 Nachhaltige Entwicklung von Berggebieten 
 
 
 
EINFÜHRUNG 
 
13.1 Berggebieten kommt eine besondere Bedeutung als Wasser- und Energiespender und als Lebensraum für 
eine Vielzahl von Arten zu. Außerdem liefern sie so wichtige Güter wie Mineralien, Wald- und Agrarprodukte und 
Möglichkeiten zur Erholung. Als wichtiges Ökosystem, das repräsentativ für die komplexe, durch enge Wechselbe-
ziehungen gekennzeichnete Ökologie unseres Planeten ist, sind Berggebiete von entscheidender Wichtigkeit für das 
Überleben des globalen Ökosystems. Allerdings sind Gebirgsökosysteme rapiden Veränderungen unterworfen. Sie 
sind gefährdet durch beschleunigte Bodenerosion, Erdrutsche und einen rapiden Rückgang der Lebensräume und der 
genetischen Vielfalt. Was die menschliche Seite betrifft, ist unter den Gebirgsbewohnern weitverbreitete Armut und 
ein Verlust an indigenem Wissen zu beobachten. Infolgedessen sind die meisten Gebirgsräume der Erde der Um-
weltzerstörung ausgesetzt. Es besteht daher sofortiger Handlungsbedarf im Hinblick auf die angemessene Bewirt-
schaftung der Gebirgsressourcen und die sozioökonomische Entwicklung der dort lebenden Menschen.  
13.2 Etwa zehn Prozent der Weltbevölkerung sind unmittelbar von den Gebirgsressourcen abhängig. Ein weitaus 
größerer Prozentsatz nimmt Gebirgsressourcen in Anspruch, so insbesondere Wasser. Die Gebirge sind Orte hoher 
biologischer Vielfalt und Lebensräume für gefährdete Arten.  
13.3 Das vorliegende Kapitel umfasst zwei Programmbereiche, die sich ausführlicher mit dem Problem empfind-
licher Ökosysteme mit Blick auf alle Gebirgsräume der Erde befassen, und zwar:  
a) Schaffung und Ausbau der notwendigen Wissensgrundlage über die Ökologie und die nachhaltige Ent-
wicklung von Gebirgsökosystemen;  
b) Förderung einer integrierten Entwicklung von Wassereinzugsgebieten und alternativer Möglichkeiten der 
Existenzsicherung.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. SCHAFFUNG UND AUSBAU DER NOTWENDIGEN WISSENSGRUNDLAGE ÜBER DIE ÖKOLOGIE 
UND DIE NACHHALTIGE ENTWICKLUNG VON GEBIRGSÖKOSYSTEMEN  
 
Handlungsgrundlage  
13.4 Gebirge sind in hohem Maße anfällig für Störungen des ökologischen Gleichgewichts durch anthropogene 
Eingriffe und natürliche Ursachen. Gebirge sind außerdem diejenigen Gebiete, die am empfindlichsten auf jede Ver-
änderung des Klimageschehens in der Atmosphäre reagieren. Präzise Informationen über die Ökologie, das vorhan-
dene Potenzial an natürlichen Ressourcen und die sozioökonomischen Abläufe sind von entscheidender Bedeutung. 
Gebirge und Hügellandschaften enthalten eine reiche Vielfalt ökologischer Systeme. Auf Grund ihrer vertikalen 
Ausdehnung entstehen an Bergen Gradienten der Temperatur, des Niederschlags und der Sonneneinstrahlung. So 
kann es an einem jeweiligen Berghang zur Ausbildung mehrerer Klimasysteme kommen í beispielsweise tropisch, 
subtropisch, gemäßigt und alpin í, von denen jedes einen Mikrokosmos einer größeren Lebensraumvielfalt darstellt. 
Es mangelt indessen an Wissen über Gebirgsökosysteme. Daher ist die Errichtung einer weltweiten Gebirgsdaten-
bank eine wesentliche Voraussetzung für die Einleitung von Programmen, die zur nachhaltigen Entwicklung von 
Gebirgsökosystemen beitragen.  
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Ziele  
13.5 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Durchführung einer Bestandserhebung der in Gebirgsökosystemen vorkommenden unterschiedlichen Boden- 
und Waldarten, Wassernutzungen, Kulturen, Pflanzen- und Tierressourcen unter Berücksichtigung der von beste-
henden internationalen und regionalen Organisationen bereits geleisteten Arbeit;  
b) Verwaltung vorhandener und Schaffung neuer Datenbanken und Informationssysteme zur Erleichterung der 
integrierten Bewirtschaftung und ökologischen Beurteilung von Gebirgsökosystemen unter Berücksichtigung der 
von bestehenden internationalen und regionalen Organisationen geleisteten Arbeit;  
c) Verbesserung und Erweiterung der vorhandenen boden-/wasserökologischen Wissensbasis mit Blick auf 
Technologien sowie auf landwirtschaftliche Methoden und Naturschutzverfahren in den Berggebieten der Erde, un-
ter Beteiligung der ortsansässigen Gemeinschaften;  
d) Einrichtung bzw. Ausbau des Kommunikationsnetzes und einer Informations-Clearingstelle für bestehende, 
mit Gebirgsfragen befasste Organisationen;  
e) Verbesserung der Koordinierung der regionalen Bemühungen um den Schutz empfindlicher Gebirgs-
ökosysteme durch Prüfung geeigneter Mechanismen einschließlich regionaler und sonstiger Rechtsinstrumente;  
f) Erfassung von Informationen für die Einrichtung von Datenbanken und Informationssystemen, um eine Be-
wertung der Umweltrisiken und Naturkatastrophen in Gebirgsökosystemen zu erleichtern.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
13.6 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) auf lokaler, nationaler und regionaler Ebene vorhandene Institutionen erweitern oder neue aufbauen, um eine 
multidisziplinäre boden-/wasserökologische Wissensbasis für Bergökosysteme zu schaffen;  
b) eine nationale Politik fördern, die Anreize für die örtliche Bevölkerung schaffen würde, umweltverträgliche 
Technologien sowie Bodenbearbeitungs- und Erhaltungsmethoden anzuwenden und weiterzugeben;  
c) die Wissensbasis und das Sachverständnis durch Schaffung von Mechanismen für die Zusammenarbeit und 
den Informationsaustausch zwischen den mit empfindlichen Gebirgsökosystemen befassten nationalen und regiona-
len Institutionen erweitern;  
d) auf eine Politik hinwirken, die Anreize für Bauern und die örtliche Bevölkerung bieten würde, Erhaltungs- 
und Regenerationsmaßnahmen durchzuführen;  
e) die Wirtschaft der Berggebiete unter anderem durch die Schaffung und/oder den Ausbau des Tourismus di-
versifizieren, im Einklang mit der integrierten Bewirtschaftung der Berggebiete;  
f) alle forst-, weide- und wildwirtschaftlichen Tätigkeiten so integrieren, dass spezifische Gebirgsökosysteme 
erhalten bleiben;  
g) an/in repräsentativen artenreichen Standorten und Regionen geeignete Naturschutzgebiete errichten.  
 
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
13.7 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) vorhandene meteorologische, hydrologische und physikalische Monitoringanalysen und Monitoring-
kapazitäten, mit denen die unterschiedlichen Klimabedingungen und die Wasserverteilung in verschiedenen Berg-
gebieten der Erde erfasst werden können, beibehalten und neue schaffen;  
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b) ein Inventar der verschiedenen Arten von Böden, Wäldern und Wassernutzungen sowie der genetischen Res-
sourcen von Anbaukulturen, Pflanzen und Tieren anlegen, wobei den vom Aussterben bedrohten Arten Vorrang 
einzuräumen ist. Die genetischen Ressourcen sollten in situ geschützt werden, durch Beibehaltung bestehender und 
Errichtung neuer Schutzgebiete, durch Verbesserung traditioneller Ackerbau- und Viehhaltungsverfahren und durch 
Einführung von Programmen zur Evaluierung der potenziellen Wertleistung der Ressourcen;  
c) Gefahrenzonen ausweisen, die besonders anfällig für Bodenerosion, Überschwemmungen, Erdrutsche, Erd-
beben, Schneelawinen und andere Naturgefahren sind;  
d) Berggebiete ausweisen, die durch Luftverunreinigung aus benachbarten Industrie- und Stadtgebieten bedroht 
sind.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
13.8 Die nationalen Regierungen und die zwischenstaatlichen Organisationen sollten  
a) die regionale und internationale Zusammenarbeit koordinieren und den Informations- und Erfahrungs-
austausch zwischen den Sonderorganisationen, der Weltbank, dem Internationalen Fonds für landwirtschaftliche 
Entwicklung (IFAD) und sonstigen internationalen und regionalen Organisationen, nationalen Regierungen, For-
schungseinrichtungen und mit der Bergentwicklung befassten nichtstaatlichen Organisationen erleichtern;  
b) auf die regionale, nationale und internationale Vernetzung von Bürgerinitiativen und den Aktivitäten der mit 
der Bergentwicklung befassten internationalen, regionalen und lokalen nichtstaatlichen Organisationen wie etwa der 
Universität der Vereinten Nationen (UNU), den Waldgebirgsinstituten (WMI), dem Internationalen Zentrum für 
integrierte Gebirgsentwicklung (ICIMOD), dem Internationalen Gebirgsverband (IMS), der Afrikanischen Gebirgs-
vereinigung und der Anden-Gebirgsvereinigung hinwirken; darüber hinaus soll der Informations- und Erfahrungs-
austausch zwischen diesen Organisationen unterstützt werden;  
c) empfindliche Gebirgsökosysteme schützen, indem sie geeignete Mechanismen einschließlich regionaler 
Rechtsinstrumente und sonstiger Instrumente, in Erwägung ziehen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
13.9 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 50 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
13.10 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen wissenschaftliche Forschungs- und Technologieentwicklungsprogramme stärken, so auch 
deren Verbreitung auf dem Wege über nationale und regionale Institutionen, insbesondere im Bereich der Meteoro-
logie, Hydrologie, Forstwissenschaft, Bodenforschung und Botanik.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
13.11 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Ausbildungs- und Beratungsprogramme über umweltverträgliche Technologien und Verfahrenstechniken 
einleiten, die für Gebirgsökosysteme geeignet wären;  
b) die Hochschulausbildung durch Studien- und Forschungsstipendien für Umweltstudien über Berg- und Hü-
gelgebiete fördern, insbesondere für Stipendienbewerber aus der indigenen Gebirgsbevölkerung;  
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c) Umwelterziehungsmaßnahmen für Bauern, insbesondere Frauen, anbieten, um bei der ländlichen Bevöl-
kerung das Verständnis für die ökologische Problematik der nachhaltigen Entwicklung von Gebirgsökosystemen zu 
vertiefen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
13.12 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen nationale und regionale institutionelle Grundlagen schaffen, auf denen die Forschung, 
Ausbildung und Informationsverbreitung über die nachhaltige Entwicklung der Wirtschaft empfindlicher Ökosyste-
me erfolgen könnte.  
B. FÖRDERUNG EINER INTEGRIERTEN ENTWICKLUNG VON WASSEREINZUGSGEBIETEN UND 
ALTERNATIVER MÖGLICHKEITEN DER EXISTENZSICHERUNG  
Handlungsgrundlage  
13.13 Die Gebirgsökologie und die Schädigung der Wassereinzugsgebiete wirkt sich in unterschiedlicher Weise auf 
nahezu die Hälfte der gesamten Weltbevölkerung aus. Etwa 10 Prozent der Menschen dieser Erde leben in Bergge-
bieten mit steilen Hochlagen, während etwa 40 Prozent in den angrenzenden Wassereinzugsgebieten mit ihren Mit-
tel- und Tieflagen wohnen. In diesen Einzugsgebieten bestehen gravierende Probleme der Umweltzerstörung. So ist 
beispielsweise in den Hanglagen der Andenländer in Südamerika ein großer Teil der bäuerlichen Bevölkerung mit 
einer rapiden Verschlechterung der Flächenressourcen konfrontiert. In ähnlicher Weise sind die Berg- und Hoch-
landregionen des Himalaja, Südostasiens und Ost- und Zentralafrikas, die einen lebenswichtigen Beitrag zur land-
wirtschaftlichen Produktion leisten, durch die infolge des wachsenden Bevölkerungsdrucks zunehmend praktizierte 
Bewirtschaftung marginaler Standorte bedroht. In vielen Regionen sind gleichzeitig Überweidung, Entwaldung und 
ein Verlust der Vegetationsdecke zu beobachten.  
13.14 Für die vielen Landbewohner, die vom Regenfeldbau in den Hoch- und Mittellagen leben, kann Bodenero-
sion verheerende Folgen haben. Armut, Arbeitslosigkeit, schlechte Gesundheit und schlechte Hygienebedingungen 
sind dort weit verbreitet. Die Förderung integrierter Entwicklungsprogramme für Wassereinzugsgebiete durch wirk-
same Beteiligung der ortsansässigen Bevölkerung ist mitentscheidend für die Verhinderung einer weiteren Ver-
schiebung des ökologischen Gleichgewichts. Um die natürliche Ressourcenbasis aus Land-, Wasser-, Pflanzen-, 
Tier- und menschlichen Ressourcen erhalten, verbessern und nutzen zu können, bedarf es eines integrierten Ansat-
zes. Darüber hinaus kann auch die Förderung alternativer Möglichkeiten der Existenzsicherung, insbesondere durch 
Entwicklung von Beschäftigungsprogrammen, die mit dem Wachstum der produktiven Basis verbunden sind, eine 
wichtige Rolle bei der Verbesserung des Lebensstandards der großen in Gebirgsökosystemen lebenden ländlichen 
Bevölkerung spielen.  
Ziele  
13.15 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) bis zum Jahr 2000: Entwicklung einer geeigneten Flächennutzungsplanung und Flächenbewirtschaftung für 
landwirtschaftlich nutzbare und nicht nutzbare Flächen in aus Berggebieten gespeisten Wassereinzugsgebieten zur 
Vorbeugung gegen die Bodenerosion, zur Steigerung der Produktion von Biomasse und zur Erhaltung des ökologi-
schen Gleichgewichts;  
b) Förderung einkommenschaffender Tätigkeiten, wie etwa eines nachhaltigen Tourismus und Fischfangs und 
eines umweltgerechten Bergbaus sowie Verbesserung der Infrastruktur und der Sozialeinrichtungen, insbesondere 
um die Existenzgrundlagen der ortsansässigen Gemeinschaften und der indigenen Bevölkerung zu schützen;  
c) Schaffung der technischen und institutionellen Grundlagen für gefährdete Länder zur Milderung der Auswir-
kungen von Naturkatastrophen durch Gefahrenverhütung, Ausweisung von Risikozonen, Frühwarnsysteme, Evaku-
ierungspläne und Hilfslieferungen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
13.16 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
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a) Maßnahmen ergreifen, um Bodenerosion zu verhüten und Erosionsbekämpfungsmaßnahmen in allen Sekto-
ren zu fördern;  
b) ergänzend zu vorhandenen Institutionen Arbeitsgruppen oder Ausschüsse zur Entwicklung von Wasserein-
zugsgebieten gründen, um integrierte Dienstleistungen zur Unterstützung örtlicher Initiativen im Bereich der Vieh-
zucht, der Forstwirtschaft, des Gartenbaus und der ländlichen Entwicklung auf allen Verwaltungsebenen zu koordi-
nieren;  
c) die Partizipation bei der Bewirtschaftung lokaler Ressourcen durch entsprechende Rechtsvorschriften verbes-
sern;  
d) nichtstaatliche Organisationen und andere private Gruppen unterstützen, die den örtlichen Organisationen 
und Gemeinschaften bei der Ausarbeitung von Projekten zur Seite stehen, die auf verstärkte Partizipation der örtli-
chen Bevölkerung an der Entwicklung ausgerichtet sind;  
e) Mechanismen zur Erhaltung bedrohter Gebiete schaffen, welche für den Schutz wilder Tiere und für die Er-
haltung der biologischen Vielfalt oder als Nationalparks dienen könnten;  
f) eine nationale Politik erarbeiten, die Anreize für Bauern und die örtliche Bevölkerung schafft, Erhaltungs-
maßnahmen zu ergreifen und umweltfreundliche Technologien zu verwenden;  
g) einkommenschaffende Maßnahmen im Bereich der Heimindustrie und in der Verarbeitung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse wie etwa dem Anbau und der Verarbeitung von Arznei- und Duftpflanzen durchführen;  
h) die oben genannten Maßnahmen unter Berücksichtigung der Notwendigkeit einer umfassenden Beteiligung 
der Frauen sowie der indigenen Bevölkerung und der ortsansässigen Gemeinschaften an der Entwicklung durchfüh-
ren.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
13.17 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) auf staatlicher, Landes- oder Provinzebene Kapaziäten zur systematischen Beobachtung und Beurteilung 
beibehalten bzw. schaffen, um Informationen für tägliche Maßnahmen zu erschließen und um die ökologischen und 
sozioökonomischen Auswirkungen der einzelnen Vorhaben zu bewerten;  
b) Daten über alternative Möglichkeiten der Existenzsicherung und über diversifizierte Produktionssysteme auf 
Dorfebene, wie etwa einjährige Kulturen und Baumfrüchte, Viehhaltung, Geflügelzucht, Bienenzucht, Fischfang, 
dörfliches Kleingewerbe, Märkte, Transportwesen und einkommenschaffende Möglichkeiten, erschließen, unter 
voller Berücksichtigung der Rolle der Frau und unter Einbindung der Frau in den Planungs- und Durchführungspro-
zess.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT  
13.18 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) die Rolle entsprechender internationaler Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen wie etwa der Bera-
tungsgruppe für internationale Agrarforschung der Weltbank (CGIAR) und des Internationalen Forums für Boden-
forschung und Bodenbewirtschaftung (IBSRAM) sowie regionaler Forschungszentren wie etwa der Waldgebirgsin-
stitute und des Internationalen Zentrums für integrierte Gebirgsentwicklung bei der Durchführung von anwendungs-
orientierten, die Entwicklung von Wassereinzugsgebieten betreffenden Forschungsarbeiten stärken;  
b) die regionale Zusammenarbeit und den Daten- und Informationsaustausch zwischen den Ländern fördern, die 
gemeinsamen Anteil an Gebirgsketten und Flussbecken haben, insbesondere soweit sie durch Bergkatastrophen und 
Überschwemmungen gefährdet sind;  
c) bestehende Partnerschaften mit nichtstaatlichen Organisationen und sonstigen privaten Gruppen, die sich mit 
der Entwicklung von Wassereinzugsgebieten befassen, weiterführen und neue eingehen.  
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Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
13.19 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 13 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 1,9 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
13.20 Die Bereitstellung von Finanzmitteln zur Förderung alternativer Möglichkeiten der Existenzsicherung in Ge-
birgsökosystemen sollte als Teil der ländereigenen Programme zur Bekämpfung der Armut bzw. zur Schaffung sol-
cher alternativen Möglichkeiten der Existenzsicherung betrachtet werden, die auch in Kapitel 3 (Armutsbekämp-
fung) und in Kapitel 14 (Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung) der Agenda 21 
behandelt werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
13.21 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) die Durchführung von Pilotprojekten in Betracht ziehen, die Umweltschutz- und Entwicklungsaufgaben mit-
einander verknüpfen; dabei ist besonderer Nachdruck auf einige der traditionellen Methoden bzw. Systeme der 
Umweltbewirtschaftung zu legen, die sich positiv auf die Umwelt auswirken;  
b) Technologien für spezifische Bedingungen in Wassereinzugsgebieten und landwirtschaftlichen Betrieben 
erarbeiten, im Rahmen eines partizipativen Ansatzes unter Beteiligung ortsansässiger Männer und Frauen sowie von 
Wissenschaftlern und Beratern, die Experimente und Versuche über diese Bedingungen auf landwirtschaftlicher 
Betriebsebene durchführen;  
c) Technologien für vegetationserhaltende Maßnahmen zum Schutz vor Bodenerosion, das In-situ-Feuchtigkeits-
management, verbesserte Anbautechniken, die Futterproduktion und die Agroforstwirtschaft unterstützen, die ko-
stengünstig und einfach zu handhaben sind und von der örtlichen Bevölkerung ohne weiteres angenommen werden.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
13.22 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) bei Ausbildungsmaßnahmen und bei der Vermittlung von Wissen an die örtliche Bevölkerung über eine 
Vielzahl von Themen wie etwa heimgestützte Produktionssysteme, die Erhaltung und Nutzung anbaufähiger und 
nicht anbaufähiger Flächen, die Unterhaltung von Entwässerungsgräben und die Grundwasseranreicherung, die 
Viehwirtschaft, den Fischfang, die Agroforstwirtschaft und den Gartenbau einen multidisziplinären und sektorüber-
greifenden Ansatz fördern;  
b) die menschlichen Ressourcen durch Schaffung von Zugangsmöglichkeiten zu Bildung, Gesundheitsdiensten, 
Energie und Infrastruktur erschließen;  
c) das örtliche Problembewusstsein und die Bereitschaft zur Katastrophenvorbeugung und Katastrophen-
milderung im Verbund mit modernsten Frühwarn- und Vorhersagesystemen fördern.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
13.23 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen staatliche Zentren für die Bewirtschaftung von Wassereinzugsgebieten einrichten und 
ausbauen, um auf einen übergreifenden Ansatz für die ökologischen, sozioökonomischen, technologischen, gesetzli-
chen, finanziellen und administrativen Aspekte hinzuwirken und um Entscheidungsträger, Verwaltungsfachleute, 
Feldpersonal und Bauern im Hinblick auf die Entwicklung von Wassereinzugsgebieten zu unterstützen.  
13.24 Der Privatsektor und die ortsansässigen Gemeinschaften sollten in Zusammenarbeit mit den Regierungen die 
Entwicklung der kommunalen Infrastruktur, so auch von Kommunikationsnetzen, und die Entwicklung von Klein- 
oder Kleinstwasserkraftanlagen zur Versorgung von Heimindustrien sowie den Marktzugang fördern.  
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 Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen 
 Entwicklung 
 
 
 
EINFÜHRUNG 
 
14.1 Im Jahr 2025 werden 83 Prozent der Weltbevölkerung, die bis dahin voraussichtlich auf 8,5 Milliarden Men-
schen angestiegen sein wird, in den Entwicklungsländern leben. Es ist indessen fraglich, ob die Kapazität der vor-
handenen Ressourcen und Technologien ausreichen wird, um die Bedürfnisse dieser ständig weiter wachsenden Be-
völkerung in Bezug auf Nahrungsmittel und andere landwirtschaftliche Produkte zu befriedigen. Die Landwirtschaft 
muss dieser Herausforderung in erster Linie dadurch begegnen, dass sie die Produktion auf bereits bewirtschafteten 
Flächen steigert und ein weiteres Vordringen auf nur begrenzt für eine landwirtschaftliche Nutzung geeignete Flä-
chen unterlässt.  
14.2 Sowohl in den entwickelten Ländern als auch in den Entwicklungsländern müssen auf nationaler wie auch auf 
internationaler Ebene umfangreiche agrar-, umwelt- und wirtschaftspolitische Anpassungen vorgenommen werden, 
um die notwendigen Voraussetzungen für eine nachhaltige Landwirtschaft und ländliche Entwicklung zu schaffen. 
Oberstes Ziel der nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung ist die nachhaltige Steigerung der Nah-
rungsmittelproduktion und die Verbesserung der Ernährungssicherung. Dazu bedarf es entsprechender Initiativen im 
Bildungsbereich, des Einsatzes wirtschaftlicher Anreize und der Entwicklung geeigneter neuer Technologien, um 
eine stabile Versorgung mit aus ernährungsphysiologischer Sicht ausreichenden Nahrungsmitteln, den Zugang 
schwächerer Bevölkerungsgruppen zu diesen Nahrungsmitteln und die Produktion von Nahrungsmitteln für den 
Markt zu gewährleisten; hinzu kommt die Schaffung von Arbeitsplätzen und Einkommen zur Linderung der Armut 
und schließlich die Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und der Umweltschutz.  
14.3 Vorrang muss dabei die Erhaltung und Steigerung der Leistungsfähigkeit der ertragreicheren landwirtschaft-
lichen Nutzflächen im Hinblick auf die Versorgung einer wachsenden Bevölkerung haben. Allerdings ist zur Auf-
rechterhaltung eines zukunftsfähigen Verhältnisses Mensch/Flächenbedarf auch die Erhaltung und Rehabilitierung 
der natürlichen Ressourcen auf weniger ertragreichen Flächen vonnöten. Zu den wichtigsten Instrumentarien einer 
nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung gehören: Politik- und Agrarreform, Beteiligung der Be-
völkerung, Einkommensdiversifizierung, Bodenschutz und ein verbesserter Einsatz der Produktionsmittel. Der Er-
folg dieses Entwicklungskonzepts hängt zu einem ganz erheblichen Teil von der Unterstützung und Beteiligung der 
ländlichen Bevölkerung, der nationalen Regierungen und der Privatwirtschaft sowie von internationaler Zusammen-
arbeit ab, einschließlich der technischen und wissenschaftlichen Zusammenarbeit.  
14.4 Das vorliegende Kapitel umfasst folgende Programmbereiche:  
a) Überprüfung der Agrarpolitik, Planung und integrierte Programmierung unter Berücksichtigung der Multifunk-
tionalität der Landwirtschaft, insbesondere im Hinblick auf die Ernährungssicherung und nachhaltige Entwicklung;  
b) Gewährleistung der Bevölkerungspartizipation und Förderung der Humankapitalentwicklung im Dienste der 
nachhaltigen Landwirtschaft;  
c) Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktion und der Bewirtschaftungssysteme durch Diversifizierung 
der landwirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplätze und Infrastrukturentwicklung;  
d) flächenbezogene Planung, Information und Ausbildung im Agrarsektor;  
e) Bodenschutz und Bodensanierung;  
f) Wasser für eine nachhaltige Nahrungsmittelproduktion und eine nachhaltige ländliche Entwicklung;  
g) Erhaltung und nachhaltige Nutzung der pflanzengenetischen Ressourcen für die Ernährung und für eine nach-
haltige Landwirtschaft;  
h) Erhaltung und nachhaltige Nutzung der tiergenetischen Ressourcen für eine nachhaltige Landwirtschaft;  
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i) integrierte Schädlingsbekämpfung in der Landwirtschaft;  
j) nachhaltige Pflanzenernährung zur Steigerung der Nahrungsmittelproduktion;  
k) produktivitätssteigernde Energiewende im ländlichen Bereich;  
l) Beurteilung der Auswirkungen der durch den Abbau der stratosphärischen Ozonschicht verursachten ultravio-
letten Strahlung auf Pflanzen und Tiere.  
PROGRAMMBEREICHE  
 
A. ÜBERPRÜFUNG DER AGRARPOLITIK, PLANUNG UND INTEGRIERTE PROGRAMMIERUNG UNTER 
BERÜCKSICHTIGUNG DES MULTIFUNKTIONALEN ASPEKTS DER LANDWIRTSCHAFT, INSBESON-
DERE IM HINBLICK AUF DIE ERNÄHRUNGSSICHERUNG UND NACHHALTIGE ENTWICKLUNG 
Handlungsgrundlage  
14.5 In allen Ländern, insbesondere in den Entwicklungsländern, ergibt sich die Notwendigkeit, in die agrar-
politische Zielanalyse und Planung auch Überlegungen in Bezug auf eine nachhaltige Entwicklung einzubeziehen. 
Empfehlungen sollten unmittelbar zur Erarbeitung realistischer mittel- und langfristiger operativer Pläne und Pro-
gramme und damit zu konkreten Schritten beitragen. Eine Unterstützung und Überwachung der Durchführung sollte 
sich daran anschließen.  
14.6 Das Fehlen eines kohärenten nationalen Politikrahmens für nachhaltige Landwirtschaft und ländliche Entwick-
lung ist ein weit verbreitetes Phänomen, das sich nicht nur auf die Entwicklungsländer beschränkt. Insbesondere die 
im Übergang von der Planwirtschaft zur marktwirtschaftlichen Ordnung befindlichen Wirtschaftssysteme benötigen 
einen solchen Rahmen, um Umweltaspekte in ihre wirtschaftlichen Tätigkeiten, einschließlich der Landwirtschaft, 
einbeziehen zu können. Alle Länder müssen eine umfassende Bewertung der Auswirkungen solcher Politiken auf 
die Leistung des Ernährungs- und Agrarsektors, die Ernährungssicherung, das Wohl der Landbevölkerung und die 
internationalen Handelsbeziehungen vornehmen, um geeignete Ausgleichsmaßnahmen festlegen zu können. Haupt-
ziel der Ernährungssicherung ist in diesem Fall eine wesentliche, in nachhaltiger Weise erzielte Steigerung der 
landwirtschaftlichen Produktion sowie eine spürbare Verbesserung der Lage, was den Anspruch der Menschen auf 
ausreichende Ernährung und eine den kulturellen Gegebenheiten entsprechende Nahrungsmittelversorgung betrifft.  
14.7 Um solide Grundsatzentscheidungen in Bezug auf den internationalen Handel und die Kapitalströme treffen zu 
können, sind außerdem Maßnahmen zur Überwindung folgender Defizite notwendig:  
a) Unwissen über die durch sektorale und gesamtwirtschaftliche Politiken verursachten Umweltkosten und die 
daraus resultierende Gefährdung der Nachhaltigkeit;  
b) mangelnde Fachkompetenz und Erfahrung, was die Einbindung von Nachhaltigkeitsaspekten in die Politik und 
in Programme betrifft; und  
c) unzulängliche Analyse- und Monitoring-Instrumente.1 
Ziele  
14.8 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Bis 1995: Prüfung und gegebenenfalls Festlegung eines Programms zur Integration der umweltverträglichen 
und nachhaltigen Entwicklung in die Politikanalyse im Ernährungs- und Agrarsektor sowie in die entsprechende 
gesamtwirtschaftliche Politikanalyse, -aufstellung und -umsetzung;  
b) spätestens bis 1998: Fortführung und gegebenenfalls Entwicklung operativer multisektoraler Pläne, Program-
me und Politikmaßnahmen einschließlich Programmen und Maßnahmen zur Steigerung der nachhaltigen Nah-
rungsmittelproduktion und Ernährungssicherung im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung;  
c) spätestens bis 2005: Aufrechterhaltung und Verbesserung der Fähigkeit der Entwicklungsländer, insbesondere 
der am wenigsten entwickelten Länder, die Politikaufstellung, Programmierung und Planung selbst zu übernehmen.  
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
14.9 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Überprüfungen der nationalen Politik in Bezug auf die Nahrungsmittelsicherheit durchführen, so auch was die 
angemessene Höhe und die Stabilität der Nahrungsmittelversorgung und den Zugang aller Haushalte zu 
Nahrungsmitteln angeht; 
b) die nationale und die regionale Agrarpolitik unter anderem unter dem Gesichtspunkt des Außenhandels, der 
Preispolitik, der Wechselkurspolitik, der Agrarsubventionen und -steuern sowie der Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration überprüfen;  
c) Politiken mit positiver Wirkung auf Pacht- und Nutzungsregelungen und Eigentumsrechte umsetzen, unter 
gebührender Berücksichtigung der Bewirtschaftungsfläche, die mindestens gegeben sein muss, um die Produktion 
aufrechtzuerhalten und weiterer Zersplitterung Einhalt zu gebieten;  
d) demografische Trends und Bevölkerungsbewegungen prüfen und für die landwirtschaftliche Produktion kriti-
sche Bereiche ausweisen;  
e) Politiken, Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften sowie Anreizstrukturen erarbeiten, einführen und überwa-
chen, die zu einer nachhaltigen landwirtschaftlichen und ländlichen Entwicklung und einer besseren Ernährungssi-
cherung und zur Entwicklung und zum Transfer geeigneter Agrartechnologien – gegebenenfalls einschließlich 
nachhaltiger landwirtschaftlicher Systeme mit niedrigem Produktionsmitteleinsatz – führen;  
f) nationale und regionale Frühwarnsysteme durch Hilfsprogramme auf dem Gebiet der Ernährungssicherung 
unterstützen, die Nahrungsmittelangebot und -nachfrage und die Faktoren überwachen, die sich auf den Zugang der 
Haushalte zu Nahrungsmitteln auswirken;  
g) die im Hinblick auf die Verbesserung der Erntemethoden, der Lagerhaltung, der Verarbeitung, der Verteilung 
und der Vermarktung von Produkten verfolgte Politik auf lokaler, nationaler und regionaler Ebene überprüfen;  
h) integrierte landwirtschaftliche Projekte planen und durchführen, in die gegebenenfalls auch andere natürliche 
Ressourcen wie etwa Weiden, Wald und Wildtiere einbezogen sind;  
i) im Sozial- und Wirtschaftsbereich eine Forschung und eine Politik fördern, die eine nachhaltige landwirtschaft-
liche Entwicklung begünstigen, insbesondere in empfindlichen Ökosystemen und in dicht besiedelten Gebieten;  
j) Lagerhaltungs- und Verteilungsprobleme aufzeigen, welche die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln beein-
trächtigen; soweit erforderlich, Forschungsarbeiten zur Lösung dieser Probleme unterstützen und mit Erzeugern und 
Verteilern bei der Einführung verbesserter Verfahren und Systeme zusammenarbeiten.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
14.10 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) aktiv zusammenarbeiten, um sowohl auf regionaler als auch auf nationaler Ebene für eine ausführlichere und 
bessere Information mittels Frühwarnsystemen für den Ernährungs- und den Agrarsektor zu sorgen;  
b) Erhebungen und Forschungsarbeiten durchführen und auswerten, um Referenzdaten zum Stand der natürlichen 
Ressourcen aufzustellen, soweit es um die Nahrungsmittel- und Agrarproduktion und -planung geht, mit dem Ziel, 
die Auswirkungen verschiedener Nutzungsformen auf diese Ressourcen abzuschätzen und Methodologien und Ana-
lysewerkzeuge wie etwa eine Umweltrechnungslegung zu entwickeln.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.11 Die Organisationen der Vereinten Nationen wie etwa die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
(FAO), die Weltbank, der Internationale Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (IFAD) und das Allgemeine 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) sowie die regionalen Organisationen, bilateralen Geberorganisationen und 
sonstigen Gremien sollten im Rahmen ihres jeweiligen Mandats eine Rolle dabei übernehmen, mit den Regierungen 
bei folgenden Tätigkeiten zusammenzuarbeiten:  
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a) Umsetzung integrierter und nachhaltiger Agrarentwicklungs- und Ernährungssicherungsstrategien auf subre-
gionaler Ebene, die auf regionale Produktions- und Handelspotenziale, einschließlich Organisationen der regionalen 
Wirtschaftsintegration, zurückgreifen, um die Ernährungssicherheit zu fördern;  
b) Unterstützung eines offeneren und nicht diskriminierenden Handelssystems im Kontext der Herbeiführung 
einer nachhaltigen landwirtschaftlichen Entwicklung und im Einklang mit diesbezüglichen international vereinbar-
ten Handels- und Umweltgrundsätzen sowie Vermeidung nicht zu rechtfertigender Handelsschranken, was zusam-
men mit anderen politischen Maßnahmen die weitere Integration der Agrar- und der Umweltpolitik erleichtert, so 
dass sie sich wechselseitig stützen;  
c) Ausbau vorhandener und Schaffung neuer nationaler, regionaler und internationaler Systeme und Netzwerke, 
um mehr Verständnis für die Wechselwirkung zwischen der Landwirtschaft und dem Zustand der Umwelt zu wek-
ken, umweltverträgliche Technologien zu identifizieren und den Austausch von Informationen über Datenquellen, 
die verfolgte Politik und Analysetechniken und -werkzeuge zu fördern.  
Mittel zur Umsetzung  
 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.12 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 3 Milliar-
den Dollar, wovon etwa 450 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.13 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen landwirtschaftliche Haushalte und Gemeinschaften bei der Anwendung von Technologi-
en zur Verbesserung der Nahrungsmittelproduktion und Ernährungssicherung unterstützen, so auch bei der Lager-
haltung, der Überwachung der Erzeugung und der Verteilung.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.14 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) einheimische Wirtschaftsfachleute, Planer und Analytiker dazu heranziehen und ausbilden, nationale und in-
ternationale Grundsatzüberprüfungen einzuleiten und Rahmen für eine nachhaltige Landwirtschaft zu erarbeiten;  
b) gesetzliche Maßnahmen ergreifen, um den Zugang der Frauen zu Grund und Boden zu fördern und Vor-
eingenommenheiten in Bezug auf ihre Beteiligung an der ländlichen Entwicklung auszuräumen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
14.15 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen die für die Landwirtschaft, die natürlichen Ressourcen und die Planung zuständigen Res-
sorts stärken.  
 
B. GEWÄHRLEISTUNG DER BEVÖLKERUNGSPARTIZIPATION UND FÖRDERUNG DER HUMAN-
KAPITALENTWICKLUNG IM DIENSTE DER NACHHALTIGEN LANDWIRTSCHAFT 
Handlungsgrundlage 
14.16 Dieser Programmbereich schlägt eine Brücke zwischen Politik und integrierter Ressourcenbewirtschaftung. 
Je mehr Kontrolle die Gemeinschaft über die Ressourcen hat, die ihre Lebensgrundlage bilden, desto größer ist der 
Anreiz für die Erschließung der wirtschaftlichen und menschlichen Ressourcen. Gleichzeitig müssen die Regierun-
 
Agenda 21 134 
gen die Politikinstrumente schaffen, die notwendig sind, um einen Ausgleich zwischen lang- und kurzfristigen Er-
fordernissen herzustellen. Die Vorgehensweise ist schwerpunktmäßig auf die Förderung der Eigenständigkeit und 
der Zusammenarbeit, die Bereitstellung von Informationen und die Unterstützung von Nutzerorganisationen ausge-
richtet. Im Vordergrund sollen dabei Verwaltungspraktiken, die Herstellung von Einvernehmen über veränderte 
Ressourcennutzungen, Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit der Nutzung von Flächen, Gewässern und Wäl-
dern, das Funktionieren der Märkte, die Preise und der Zugang zu Informationen, Kapital und Produktionsmitteln 
stehen. Voraussetzung hierfür wären Ausbildung und Kapazitätsaufbau im Hinblick auf die Übernahme größerer 
Verantwortung bei den Bemühungen um nachhaltige Entwicklung.2  
Ziele  
14.17 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Schärfung des öffentlichen Bewusstseins für die Bedeutung der Beteiligung der Bevölkerung und ihrer Organi-
sationen, insbesondere der Frauengruppen, der Jugend, indigenen Bevölkerungsgruppen, örtlichen Gemeinschaften 
und Kleinbauern, an der nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung;  
b) Gewährleistung fairer Zugangsmöglichkeiten für die ländliche Bevölkerung, insbesondere Frauen, Kleinbau-
ern, Landlose und indigene Bevölkerungsgruppen, zu Land-, Wasser- und Waldressourcen und zu Technologien und 
Finanzierungs-, Vermarktungs-, Weiterverarbeitungs- und Absatzmöglichkeiten;  
c) Stärkung und Ausbau der Verwaltung und der Eigenkapazität von Organisationen der ländlichen Bevölkerung 
und Beratungsdiensten sowie Dezentralisierung der Entscheidungsfindung auf die unterste Ebene der Gemeinschaft.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
14.18 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) integrierte landwirtschaftliche Beratungsdienste und Einrichtungen sowie ländliche Organisationen aufbauen 
bzw. verbessern und Maßnahmen zur Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und zur Ernährungssicherung 
ergreifen, unter Berücksichtigung der verschiedenen Anforderungen einer Selbstversorgungslandwirtschaft und ei-
nes marktorientierten Anbaus;  
b) bestehende Vorkehrungen zur Schaffung umfassenderer Zugangsmöglichkeiten zu den Land-, Wasser- und 
Waldressourcen überprüfen und neu ausrichten und die Gleichberechtigung von Frauen und anderer benachteiligter 
Gruppen gewährleisten, unter besonderer Berücksichtigung der ländlichen Bevölkerung, der indigenen Bevölke-
rungsgruppen und der örtlichen Gemeinschaften;  
c) klare Rechtstitel, Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Grund und Boden sowie auf Einzelpersonen 
oder Gemeinschaften zuweisen, um Anreize für Investitionen in Landressourcen zu setzen;  
d) Leitlinien für eine Dezentralisierungspolitik im Hinblick auf die ländliche Entwicklung durch Neuorgani-
sierung und Ausbau ländlicher Institutionen schaffen;  
e) eine Politik für die Bereiche Beratung, Ausbildung, Preisfestsetzung, Produktionsmittelverteilung sowie Kre-
dit- und Steuerwesen aufstellen, um auf diese Weise für die notwendigen Anreize und den ausgewogenen Zugang 
der Armutsgruppen zu produktionsbezogenen Unterstützungsleistungen zu sorgen;  
f) Unterstützungsleistungen und Ausbildungsmöglichkeiten bereitstellen, unter Berücksichtigung der standortbe-
dingt unterschiedlichen landwirtschaftlichen Gegebenheiten und Praktiken, der optimalen Nutzung betriebsinterner 
Inputs und der möglichst geringen Heranziehung externer Inputs, der optimalen Nutzung vor Ort vorhandener natür-
licher Ressourcen und der Bewirtschaftung erneuerbarer Energieträger sowie der Errichtung von Netzwerken für 
den Austausch von Informationen über alternative Formen der Landwirtschaft.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
14.19 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen Informationen über das Arbeitskräftepotenzial, die Rolle der Regierungen, der örtlichen 
Gemeinschaften und der nichtstaatlichen Organisationen bei der Sozialinnovation und bei Strategien zur Förderung 
der ländlichen Entwicklung sammeln, analysieren und verbreiten.  
 
Agenda 21 135 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.20 In Betracht kommende internationale und regionale Organisationen sollten  
a) ihre Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen bei der Erfassung und Verbreitung von Informatio-
nen über die Beteiligung der Bevölkerung und ihrer Organisationen, bei der Prüfung von partizipativen Entwick-
lungsmethoden, bei der Aus- und Fortbildung zur Erschließung der menschlichen Ressourcen und beim Ausbau der 
Verwaltungsstrukturen ländlicher Organisationen intensivieren;  
b) bei der Erschließung der über nichtstaatliche Organisationen erhältlichen Informationen behilflich sein und die 
Einrichtung eines internationalen Netzwerks für umweltfreundliche Landwirtschaft fördern, um die Entwicklung 
und Einführung umweltfreundlicher landwirtschaftlicher Verfahrensweisen zu beschleunigen.  
Mittel zur Umsetzung  
 
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.21 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 4,4 Milli-
arden Dollar, wovon etwa 650 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.22 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) die Beteiligung der Bevölkerung an der Entwicklung und am Transfer von Agrartechnologien unterstützen, 
unter Einbeziehung des Wissens indigener Bevölkerungsgruppen über die Umwelt und der Verfahrensweisen dieser 
Gruppen;  
b) angewandte Forschung über Partizipationsmethoden, Managementstrategien und örtliche Organisationen 
durchführen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.23 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen management- und fachspezifische Fortbildungsmöglichkeiten für Beschäftigte der öffent-
lichen Verwaltung und Mitglieder von Ressourcennutzergruppen zum Thema Grundsätze, Verfahren und Vorteile 
der Bevölkerungspartizipation an der ländlichen Entwicklung anbieten.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
14.24 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen Managementstrategien und -mechanismen wie etwa Buchhaltungs- und Bilanzprüfungs-
dienste für Organisationen der ländlichen Bevölkerung und Einrichtungen für die Humankapitalentwicklung schaf-
fen und Verwaltungs- und Finanzkompetenzen für Entscheidung, Mittelbeschaffung und Mittelverwendung auf die 
kommunale Ebene delegieren.  
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C. VERBESSERUNG DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN PRODUKTION UND DER BEWIRTSCHAF-
TUNGSSYSTEME DURCH DIVERSIFIZIERUNG DER LANDWIRTSCHAFTLICHEN UND NICHT-
LANDWIRTSCHAFTLICHEN ARBEITSPLÄTZE UND INFRASTRUKTURENTWICKLUNG 
Handlungsgrundlage  
14.25 Die Landwirtschaft muss intensiviert werden, damit der künftige Bedarf an landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen gedeckt und ein weiteres Vordringen auf marginale Standorte und empfindliche Ökosysteme verhindert wer-
den kann. Die vermehrte Inanspruchnahme externer Produktionsmittel und die Entwicklung spezialisierter Produk-
tions- und Bewirtschaftungssysteme führt meist zu einer erhöhten Anfälligkeit gegenüber Umweltbelastungen und 
Marktschwankungen. Daher muss eine Intensivierung der Landwirtschaft durch Diversifizierung der Produktionssy-
steme mit dem Ziel einer möglichst effizienten Nutzung der einheimischen Ressourcen bei gleichzeitiger Minimie-
rung der ökologischen und ökonomischen Risiken angestrebt werden. Ist eine Intensivierung der landwirtschaftli-
chen Bewirtschaftungssysteme nicht möglich, sollten andere Beschäftigungsmöglichkeiten innerhalb und außerhalb 
der Landwirtschaft identifiziert und erschlossen werden, wie etwa Heimindustrien, Nutzung der wildlebenden Tier- 
und Pflanzenarten, Aquakultur und Fischerei sowie nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten wie dörfliche Leichtindu-
strien, die Weiterverarbeitung landwirtschaftlicher Grunderzeugnisse, die Agrarnahrungsmittelindustrie, Freizeit und 
Fremdenverkehr usw.  
 
Ziele  
14.26 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
 
a) Nachhaltige Erhöhung der landwirtschaftlichen Produktivität sowie gesteigerte Diversifizierung, Effizienz, 
Ernährungssicherheit und höhere ländliche Einkommen bei minimaler Gefährdung des Ökosystems;  
b) erhöhte Eigenständigkeit der bäuerlichen Bevölkerung im Hinblick auf die Entwicklung und den Ausbau der 
ländlichen Infrastruktur und erleichterter Transfer umweltverträglicher Technologien für integrierte Produktions- 
und Bewirtschaftungssysteme einschließlich indigener Technologien sowie die nachhaltige Nutzung biologischer 
und ökologischer Prozesse einschließlich der Agroforstwirtschaft, der nachhaltigen Erhaltung und Bewirtschaftung 
wildlebender Tier- und Pflanzenarten, der Aquakultur, der Binnenfischerei und der Viehhaltung;  
c) Schaffung landwirtschaftlicher und nichtlandwirtschaftlicher Beschäftigungsmöglichkeiten, insbesondere für 
Armutsgruppen und in marginalen Gebieten lebende Menschen unter Berücksichtigung des unter anderem im Zu-
sammenhang mit den Trockengebieten gemachten Vorschlags zur Schaffung alternativer Möglichkeiten der Exi-
stenzsicherung.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
14.27 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) integrierte Bodenbewirtschaftungstechnologien wie etwa Fruchtwechselwirtschaft, organische Düngung und 
andere auf die verminderte Verwendung von Agrochemikalien ausgerichtete Verfahren, verschiedene Techniken 
betreffend Nährstoffquellen und die effiziente Nutzung externer Produktionsmittel entwickeln und an bäuerliche 
Haushalte weitergeben und gleichzeitig verbesserte Verfahren der Nutzung von Abfällen und Nebenprodukten und 
der Verhinderung von Vor- und Nachernteverlusten einführen, unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der 
Frau; 
b) durch private kleingewerbliche Verarbeitungsbetriebe für Agrarprodukte, ländliche Dienstleistungszentren und 
den dazugehörigen Infrastrukturausbau außerlandwirtschaftliche Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen;  
c) ländliche Finanzierungsnetze fördern und ausbauen, die auf örtlicher Ebene beschafftes Investitionskapital 
einsetzen;  
d) die grundlegende ländliche Infrastruktur für den Zugang zu landwirtschaftlichen Produktionsmitteln und 
Dienstleistungen sowie zu den nationalen und lokalen Märkten bereitstellen und Nahrungsmittelverluste senken;  
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e) landwirtschaftliche Erhebungen, die argrarbetriebliche Erprobung angepasster Technologien und einen Dialog 
mit ländlichen Gemeinschaften einleiten und weiterführen, um Beschränkungen und Engpässe aufzuzeigen und ent-
sprechende Lösungen zu finden;  
f) Möglichkeiten der wirtschaftlichen Integration land- und forstwirtschaftlicher Tätigkeiten sowie der Wasser-
wirtschaft und der Fischerei untersuchen und aufzeigen und wirksame Maßnahmen zur Förderung waldwirtschaftli-
cher Aktivitäten und des Pflanzens von Bäumen durch Bauern (Feldwaldbau) als Form der Ressourcenerschließung 
ergreifen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
14.28 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) die Auswirkungen technischer Neuerungen und Anreize auf das Einkommen und das Wohlergehen der bäuer-
lichen Haushalte untersuchen;  
b) landwirtschaftliche und außerlandwirtschaftliche Programme zur Erfassung und Aufzeichnung des indigenen 
Wissens einleiten und durchführen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.29 Internationale Institutionen wie etwa die FAO und der IFAD, internationale Argrarforschungszentren wie 
die Beratungsgruppe der Weltbank für internationale Agrarforschung (CGIAR) und regionale Zentren sollten die 
wichtigsten Agroökosysteme der Welt, ihre flächenmäßige Ausdehnung, ihre ökologischen und sozioökonomischen 
Merkmale, ihre Anfälligkeit für eine Schädigung und ihr Ertragspotenzial ermitteln. Dies könnte als Grundlage für 
die Entwicklung und den Austausch von Technologien und für eine regionale Forschungszusammenarbeit dienen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.30 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 10 Milli-
arden Dollar, wovon etwa 1,5 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.31 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen die Forschung über landwirtschaftliche Produktionssysteme in Gebieten mit unterschied-
licher Ressourcenausstattung und agroökologischen Zonen verstärken, wozu auch eine Vergleichsanalyse der Inten-
sivierung, der Diversifizierung und der unterschiedlichen Einsatzmengen externer und interner Produktionsmittel 
gehören.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.32 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) die schulische und berufliche Ausbildung der bäuerlichen Bevölkerung und der ländlichen Gemeinschaften 
durch formale und nichtformale Bildung fördern;  
b) Informations- und Fortbildungsprogramme für Unternehmer, Verwaltungsfachleute, Bankfachleute und Händ-
ler zum Thema ländliche Dienstleistungen und kleingewerbliche Verarbeitung von Agrarprodukten durchführen.  
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D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
14.33 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) ihre organisatorische Kapazität zur Behandlung von Fragen im Zusammenhang mit außerlandwirtschaftlichen 
Aktivitäten und der Entwicklung einer ländlichen Industrie ausbauen;  
b) Kreditfazilitäten sowie die ländliche Infrastruktur für den Verarbeitungs-, Transport- und Vermarktungsbereich 
erweitern.  
D. FLÄCHENBEZOGENE PLANUNG, INFORMATION UND AUSBILDUNG IM AGRARSEKTOR  
Handlungsgrundlage  
14.34 Unangepasste und unkontrollierte Flächennutzungsformen sind einer der Hauptgründe für die Schädigung 
und Erschöpfung der Flächenressourcen. Die gegenwärtige Flächennutzung lässt häufig das tatsächliche Potenzial, 
die ökologische Tragfähigkeit und die Beschränkungen der Flächenressourcen sowie ihre räumliche Diversität außer 
Acht. Schätzungen zufolge wird die Gesamtzahl der auf der Erde lebenden Menschen, die heute bei 5,4 Milliarden 
liegt, bis zur Jahrhundertwende auf 6,25 Milliarden gestiegen sein. Die im Hinblick auf die wachsenden Bedürfnisse 
der Bevölkerung notwendige Steigerung der Nahrungsmittelproduktion wird alle natürlichen Ressourcen, unter an-
derem auch die Flächen, einer enormen Belastung aussetzen.  
14.35 Armut und Mangelernährung sind in vielen Regionen bereits endemisch. Die Zerstörung und Degradation 
der Agrar- und Umweltressourcen stellt einen Hauptproblembereich dar. Techniken zur Produktionssteigerung und 
zur Erhaltung der Boden- und Wasserressourcen stehen zwar bereits zur Verfügung, werden aber nicht umfassend 
oder systematisch eingesetzt. Es bedarf einer systematischen Herangehensweise, um die in einer jeweiligen Umwelt- 
und Klimazone zukunftsbeständigen Flächennutzungen und Produktionssysteme zu ermitteln und gleichzeitig die 
für ihre Einführung notwendigen wirtschaftlichen, sozialen und institutionellen Mechanismen bereitzustellen.3 
Ziele  
14.36 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Harmonisierung der Planungsverfahren, Beteiligung der Bauern am Planungsprozess, Erfassung von Daten 
über die Flächenressourcen, Entwurf und Einrichtung von Datenbanken, Bestimmung von Landflächen mit ähnli-
chem Potenzial, Identifizierung der Ressourcenprobleme und Werte, die im Hinblick auf die Schaffung von Mecha-
nismen zur Förderung einer effizienten und umweltschonenden Ressourcennutzung berücksichtigt werden müssen;  
b) Einrichtung von landwirtschaftlichen Planungsgremien auf nationaler und lokaler Ebene, die über Prioritäten 
entscheiden, Ressourcen zuweisen und Programme durchführen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
14.37 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) auf nationaler und lokaler Ebene die Planung, Bewirtschaftung, Ausbildung und Information in Bezug auf die 
landwirtschaftliche Flächennutzung und die Flächenressourcen auf- und ausbauen;  
b) auf Distrikts- und Dorfebene Gruppen für die Planung, Bewirtschaftung und Erhaltung der landwirtschaft-
lichen Flächenressourcen gründen und weiterführen, die sich an der Problemidentifizierung, der Entwicklung von 
technischen und Managementlösungen und der Projektdurchführung beteiligen.  
B) DATEN- UND INFORMATIONEN 
14.38 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
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a) nach Möglichkeit Informationen zu folgenden Punkten sammeln, fortlaufend überwachen, aktualisieren und 
verbreiten: Die Nutzung der natürlichen Ressourcen und die Lebensbedingungen, das Klima, Wasser- und bodenbe-
zogene Faktoren, die Flächennutzung, die Verteilung der Vegetationsdecke und der Tierarten, die Nutzung wildle-
bender Pflanzen, Produktionssysteme und Erträge, Kosten und Preise sowie gesellschaftliche und kulturelle Ge-
sichtspunkte, welche die Nutzung landwirtschaftlicher und angrenzender Flächen berühren;  
b) Programme einrichten, mit dem Ziel, Informationen bereitzustellen, Diskussionen zu fördern und die Bildung 
von Managementgruppen anzuregen.  
A) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.39 Die entsprechenden Organisationen der Vereinten Nationen und regionalen Organisationen sollten  
a) internationale, regionale und subregionale technische Arbeitsgruppen mit konkreter Aufgabenstellung und ent-
sprechendem Budget einrichten oder stärken, um die integrierte Nutzung der Flächenressourcen für landwirtschaftli-
che Zwecke, die Planung, die Erfassung von Daten und die Verbreitung von Simulationsmodellen der Produktion 
sowie die Informationsverbreitung zu fördern;  
b) international annehmbare Verfahren für die Einrichtung von Datenbanken, die Beschreibung von Flächen-
nutzungsformen und die Mehrzieloptimierung erarbeiten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.40 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1,7 Mil-
liarden Dollar, wovon etwa 250 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.41 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Datenbanken und geografische Informationssysteme für die Speicherung und Darstellung von den Agrarbe-
reich betreffenden räumlichen, sozialen und wirtschaftlichen Daten und die Abgrenzung von ökologischen Zonen 
und Entwicklungsgebieten einrichten;  
b) mit Hilfe von Verfahren der Mehrzieloptimierung Verbindungen von Flächennutzungen und Produktions-
systemen auswählen, die für Flächeneinheiten geeignet sind, sowie Liefersysteme und die Beteiligung der örtlichen 
Gemeinschaft ausbauen;  
c) eine auf Wassereinzugsgebiete und Landschaften abstellende integrierte Planung unterstützen, um Boden-
verluste zu reduzieren und die Oberflächengewässer und Grundwasservorkommen vor der Verschmutzung durch 
Chemikalien zu schützen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.42 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Fachleute und Planungsgruppen auf nationaler Ebene sowie auf Distrikts- und Dorfebene durch formale und 
informale Fortbildungskurse, Exkursionen und Interaktion ausbilden;  
b) mit Hilfe von Medienprogrammen, Tagungen und Seminaren auf allen Ebenen die Diskussion über Politik-, 
Entwicklungs- und Umweltfragen im Zusammenhang mit der landwirtschaftlichen Flächennutzung und Flächenbe-
wirtschaftung anregen.  
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D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
14.43 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) auf nationaler Ebene und auf Distrikts- und Dorfebene Stellen für die Kartierung und Planung der Flächen-
ressourcen schaffen, die als zentrale Anlauf- und Verbindungsstellen zwischen Institutionen und Fachdisziplinen 
sowie zwischen den Regierungen und den Bürgern fungieren sollen;  
b) für die Bestandsaufnahme, Bewirtschaftung und Entwicklung der landwirtschaftlichen Ressourcen zuständige 
staatliche und internationale Institutionen schaffen bzw. erweitern, den vorhandenen Rechtsrahmen straffen und 
stärken und Gerät und technische Hilfe bereitstellen.  
E. BODENSCHUTZ UND BODENSANIERUNG  
Handlungsgrundlage  
14.44 Bodendegradation ist für ausgedehnte Landflächen sowohl in den Industrieländern als auch in den Ent-
wicklungsländern das bedeutendste Umweltproblem. Das Problem der Bodenerosion ist insbesondere in den Ent-
wicklungsländern stark ausgeprägt, während die Versalzung, die Vernässung, die Schadstoffbelastung der Böden 
und der Verlust der Bodenfruchtbarkeit in allen Ländern zunimmt. Die Bodendegradation ist deshalb so gravierend, 
weil die Ertragskraft riesiger Landflächen gerade in dem Augenblick abnimmt, in dem die Bevölkerungszahlen rapi-
de steigen und erhöhte Anforderungen an den Boden gestellt werden, mehr Nahrungsmittel, Pflanzenfasern und 
Brennstoffe zu erzeugen. Bemühungen, die Bodendegradation vor allem in den Entwicklungsländern in den Griff zu 
bekommen, haben bislang nur begrenzten Erfolg gezeitigt. Was jetzt benötigt wird, sind durchdachte, langfristige 
nationale und regionale Bodenschutz- und -sanierungsprogramme, die starke politische Unterstützung genießen und 
ausreichend mit Finanzmitteln dotiert sind. Zwar dürften sich durch entsprechende Flächennutzungspläne und durch 
Einteilung der Flächennutzung im Verbund mit einer verbesserten Flächenbewirtschaftung langfristige Lösungen 
finden lassen, doch ist es von vordringlicher Bedeutung, der Bodendegradation Einhalt zu gebieten und in den am 
stärksten betroffenen und empfindlichsten Gebieten Bodenschutz- und -sanierungssprogramme einzuleiten.  
Ziele  
14.45 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Bis zum Jahr 2000: Überprüfung bzw. Einleitung nationaler Bestandserhebungen der Flächenressourcen, aus 
denen die Lage, die Ausdehnung und der Schweregrad der Bodendegradation hervorgeht;  
b) Ausarbeitung und Umsetzung umfassender Politiken und Programme mit dem Ziel der Wiederurbarmachung 
geschädigter Flächen und der Erhaltung gefährdeter Gebiete sowie Verbesserung der allgemeinen Planung, Bewirt-
schaftung und Nutzung der Flächenressourcen und der Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit mit Blick auf eine nachhal-
tige landwirtschaftliche Entwicklung.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
14.46 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Programme zur Beseitigung und Ausräumung der raumordnungsbezogenen, sozialen und wirtschaftlichen Ur-
sachen der Bodendegradation wie etwa Pacht- und Nutzungsregelungen, entsprechende Handelssysteme und Agrar-
preisstrukturen, die zu einem unsachgemäßen Flächennutzungsmanagement führen, planen und durchführen;  
b) Anreize und, sofern notwendig und möglich, Mittel für die Beteiligung der örtlichen Gemeinschaften an der 
Planung, Umsetzung und Weiterführung ihrer eigenen Programme zum Bodenschutz und zur Wiederurbarmachung 
bereitstellen;  
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c) Programme für die Sanierung von durch Vernässung und Versalzung geschädigten Böden planen und durch-
führen;  
d) Programme für die progressive Heranziehung unkultivierter Flächen mit landwirtschaftlichem ErtragsPotenzial 
für eine nachhaltige Nutzung planen und durchführen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
14.47 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) regelmäßige Erhebungen durchführen, um die Ausdehnung und den Zustand der eigenen Flächenressourcen zu 
ermitteln;  
b) nationale Datenbanken für die Flächenressourcen ausbauen bzw. neu einrichten, unter Angabe der Lage, der 
Ausdehnung und des Schweregrads der bereits eingetretenen Bodendegradation sowie der gefährdeten Gebiete, und 
den Fortschritt der in diesem Zusammenhang eingeleiteten Erhaltungs- und Sanierungsprogramme evaluieren;  
c) Informationen über einheimische Erhaltungs- und Sanierungsverfahren und Bewirtschaftungssysteme als 
Grundlage für Forschungs- und Beratungsprogramme sammeln und aufzeichnen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.48 Die in Betracht kommenden Organisationen der Vereinten Nationen, regionalen und nichtstaatlichen Or-
ganisationen sollten  
a) vorrangige Erhaltungs- und Sanierungsprogramme mit Beratenden Diensten für Regierungen und regionale 
Organisationen erarbeiten;  
b) regionale und subregionale Netzwerke für Wissenschaftler und Techniker zum Austausch von Erfahrungen, 
zur Entwicklung gemeinsamer Programme und zur Verbreitung erfolgreicher Technologien für den Bodenschutz 
und die Bodensanierung errichten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.49 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 5 Milliar-
den Dollar, wovon etwa 800 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.50 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen aus bäuerlichen Haushalten bestehenden Gemeinschaften helfen, standortgerechte Tech-
nologien und Bewirtschaftungssysteme zu untersuchen und zu fördern, mit denen der Boden geschützt und saniert 
und gleichzeitig die landwirtschaftliche Produktion gesteigert werden kann, wozu auch eine Agroforstwirtschaft bei 
konservierender Bodenbearbeitung sowie Terrassen- und Mischkultur gehören.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.51 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen Feldpersonal sowie Bodennutzer in einheimischen und modernen Techniken des Boden-
schutzes und der Bodensanierung unterweisen und Ausbildungseinrichtungen für landwirtschaftliche Berater und 
Bodennutzer einrichten.  
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D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
14.52 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) nationale institutionelle Kapazität im Forschungsbereich aufbauen oder erweitern, um wirksame Bodenschutz- 
und Bodensanierungsverfahren zu ermitteln und umzusetzen, die den herrschenden sozioökonomischen und physi-
schen Voraussetzungen der Bodennutzer angepasst sind;  
b) alle den Bodenschutz und die Bodensanierung betreffenden Konzepte, Strategien und Programme mit ver-
wandten laufenden Programmen wie etwa nationalen Umweltaktionsplänen, dem Tropen-Forstwirtschafts-Aktions-
plan (TFAP) und nationalen Entwicklungsprogrammen koordinieren.  
F. WASSER FÜR EINE NACHHALTIGE NAHRUNGSMITTELPRODUKTION UND EINE 
NACHHALTIGE LÄNDLICHE ENTWICKLUNG  
14.53 Dieser Programmbereich wird in Kapitel 18 (Schutz der Süßwasserqualität und der Süßwasservorkommen), 
Programmbereich F, behandelt.  
G. ERHALTUNG UND NACHHALTIGE NUTZUNG DER PFLANZENGENETISCHEN RESSOURCEN 
FÜR DIE ERNÄHRUNG UND FÜR EINE NACHHALTIGE LANDWIRTSCHAFT 
Handlungsgrundlage  
14.54 Die pflanzengenetischen Ressourcen für die Landwirtschaft sind eine unverzichtbare Grundlage zur Dek-
kung des zukünftigen Nahrungsmittelbedarfs. Die Sicherheit dieser Ressourcen ist immer stärker bedroht, und für 
die Erhaltung, Weiterentwicklung und Nutzung der genetischen Vielfalt stehen zu wenig finanzielle Mittel und zu 
wenig Personal zur Verfügung. Viele bestehende Genbanken bieten zu wenig Sicherheit, und in einigen Fällen ist 
der Verlust an pflanzengenetischer Vielfalt in den Genbanken ebenso groß wie im Freiland.  
14.55 Oberstes Ziel ist der Schutz der genetischen Ressourcen der Erde und ihre Bewahrung für eine nachhaltige 
Nutzung. Hierzu gehören auch die Erarbeitung von Maßnahmen zur Erleichterung der Erhaltung und Nutzung der 
pflanzengenetischen Ressourcen, die Schaffung von Netzen von In-situ-Schutzgebieten und die Verwendung von 
Werkzeugen wie Ex-situ-Sammlungen und Keimplasmabanken. Dabei könnte besonderes Gewicht auf den Aufbau 
einer endogenen Kapazität zur Bestimmung, Evaluierung und Nutzung von pflanzengenetischen Ressourcen für die 
Landwirtschaft, insbesondere von in geringem Umfang angebauten Kulturen und anderen wenig oder überhaupt 
nicht genutzten Nahrungs- und Agrarpflanzen, so auch von Baumarten für die Agroforstwirtschaft, gelegt werden. 
Weiterführende Maßnahmen könnten darauf gerichtet sein, Netzwerke von In-situ-Schutzgebieten zu konsolidieren 
und effizient zu verwalten und Werkzeuge wie Ex-situ-Sammlungen und Genbanken zu verwenden.  
14.56 Es gibt schwerwiegende Lücken und Schwächen in der Kapazität der vorhandenen nationalen und inter-
nationalen Mechanismen zur Bewertung, Untersuchung, Überwachung und Nutzung der pflanzengenetischen Res-
sourcen im Hinblick auf die Steigerung der Nahrungsmittelerzeugung. Die vorhandenen institutionellen Kapazitäten, 
Strukturen und Programme sind im allgemeinen unzureichend und zumeist unterfinanziert. Bei unersetzlichen Kul-
turpflanzenarten kommt es zu einer Generosion. Die existierende Vielfalt an Kulturpflanzen wird nicht so für eine 
nachhaltige Erhöhung der Nahrungsmittelerzeugung herangezogen, wie dies eigentlich möglich wäre.4 
Ziele  
14.57 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Möglichst baldiger weltweiter Abschluss der ersten Regeneration und sicheren Duplikation vorhandener Ex-
situ-Sammlungen;  
b) Sammlung und Untersuchung von Pflanzen, die für die Steigerung der Nahrungsmittelerzeugung geeignet sind, 
durch gemeinsame Aktivitäten einschließlich Fortbildungsmaßnahmen im Rahmen von Netzwerken kooperierender 
Institutionen;  
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c) spätestens bis zum Jahr 2000: Verabschiedung einer entsprechenden Politik und Erweiterung vorhandener oder 
Schaffung neuer Programme für die agrarbetriebliche In-situ-Erhaltung und die Ex-situ-Erhaltung und zukunftsfähi-
ge Nutzung der pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft, und zwar eingebunden in Stra-
tegien und Programme für eine nachhaltige Landwirtschaft;  
d) Ergreifung geeigneter Maßnahmen für die gerechte und ausgewogene Aufteilung der Vorteile und der Ergeb-
nisse von Forschung und Entwicklung im Bereich der Pflanzenzucht zwischen den Herkunftsländern und den Nut-
zern pflanzengenetischer Ressourcen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
14.58 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) institutionelle Kapazitäten, Strukturen und Programme für die Erhaltung und Nutzung der pflanzengenetischen 
Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft schaffen und ausbauen;  
b) die Forschung im öffentlichen Bereich, die sich mit der Evaluierung und Nutzung der pflanzengenetischen 
Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft befasst, unter Berücksichtigung der Ziele einer nachhaltigen Land-
wirtschaft und ländlichen Entwicklung intensivieren und neue Forschungsmöglichkeiten schaffen;  
c) insbesondere in Entwicklungsländern Einrichtungen für die Multiplikation/Propagation, den Austausch und die 
Weitergabe von pflanzengenetischen Ressourcen für die Landwirtschaft (Samen und Pflanzmaterial) schaffen und 
das Einbringen von Pflanzen überwachen, kontrollieren und evaluieren;  
d) gegebenenfalls auf der Basis von Länderstudien über die pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und 
Landwirtschaft Pläne oder Programme für vorrangige Maßnahmen zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung dieser 
Ressourcen erarbeiten;  
e) in landwirtschaftlichen Produktionssystemen gegebenenfalls eine Anbaudiversifizierung unter Einbeziehung 
neuer Pflanzen mit potenziellem Wert als Nahrungskulturen fördern;  
f) gegebenenfalls die Heranziehung sowie die Erforschung wenig bekannter, potenziell nutzbarer Pflanzen und 
Kulturen fördern;  
g) die im eigenen Land vorhandenen Möglichkeiten der Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen für Ernährung 
und Landwirtschaft sowie der Pflanzenzucht und der Samenproduktion sowohl durch Facheinrichtungen als auch 
durch bäuerliche Gemeinschaften ausbauen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
14.59 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Strategien für Netzwerke von In-situ-Schutzgebieten und die Verwendung von Werkzeugen wie agrarbetrieb-
lichen Ex-situ-Sammlungen, Keimplasmabanken und entsprechende Technologien entwickeln;  
b) Netzwerke von Ex-situ-Basissammlungen einrichten;  
c) in regelmäßigen Abständen unter Verwendung vorhandener Systeme und Verfahren die Lage in Bezug auf die 
pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft überprüfen und darüber Bericht erstatten;  
d) gesammeltes pflanzengenetisches Material bestimmen und evaluieren, Informationen weitergeben, um die 
Nutzung der Sammlungen pflanzengenetischer Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft zu erleichtern und die 
genetische Variabilität solcher Sammlungen ermitteln.  
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C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.60 Die in Betracht kommenden Organisationen der Vereinten Nationen und Regionalorganisationen sollten  
a) das Weltweite System für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der pflanzengenetischen Ressourcen für Er-
nährung und Landwirtschaft ausbauen, und zwar unter anderem durch beschleunigte Entwicklung des Weltweiten 
Informations- und Frühwarnsystems, um den Austausch von Informationen zu erleichtern, durch Schaffung von 
Möglichkeiten zur Förderung des Transfers umweltverträglicher Technologien, insbesondere in die Entwicklungs-
länder, und durch weitere Maßnahmen zur Verwirklichung der Rechte der Bauern;  
b) subregionale, regionale und globale Netzwerke von In-situ Schutzgebieten für pflanzengenetische Ressourcen 
errichten;  
c) regelmäßige Berichte über die Situation der pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und Land-
wirtschaft in der Welt erstellen;  
d) einen laufend fortgeschriebenen, weltweiten Aktionsplan über die Zusammenarbeit zur Sicherung und Erhal-
tung der pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft ausarbeiten;  
e) die Abhaltung der Vierten Internationalen Fachkonferenz über die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der 
pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft im Jahre 1994 unterstützen, auf der der erste 
weltweite Situationsbericht und der erste weltweite Aktionsplan über die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der 
pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft verabschiedet werden sollen;  
f) entsprechend dem Ausgang der Verhandlungen über ein Übereinkommen über die biologische Vielfalt Anpas-
sungen an dem Weltweiten System für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der pflanzengenetischen Ressourcen 
für Ernährung und Landwirtschaft vornehmen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.61 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 600 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 300 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.62 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Grundlagenforschung in Bereichen wie der Pflanzentaxonomie und Phytogeografie unter Heranziehung mo-
derner Entwicklungen wie der Computerwissenschaften, der Molekulargenetik und der In-vitro-Gefrierhaltung 
(Kryokonservierung) entwickeln;  
b) umfassende Gemeinschaftsprojekte zwischen Forschungsprogrammen in entwickelten Ländern und Entwick-
lungsländern planen, insbesondere mit Blick auf die Förderung wenig bekannter oder vernachlässigter Kulturen;  
c) die Entwicklung kostengünstiger Technologien für die Aufbewahrung von Duplikaten von Ex-situ-Sammlun-
gen unterstützen (die auch von den örtlichen Gemeinschaften genutzt werden können);  
d) die umwelt- und naturschutzbezogenen Wissenschaften im Hinblick auf die In-situ-Erhaltung weiter voran-
bringen und technische Möglichkeiten für die Verknüpfung der In-situ-Erhaltung mit Ex-situ-Erhaltungsmaßnahmen 
entwickeln.  
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C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.63 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Aus- und Fortbildungsprogramme für Studenten und Graduierte umwelt- und naturschutzbezogener Studien-
gänge fördern, zur Vorbereitung auf die Verwaltung von Einrichtungen für pflanzengenetische Ressourcen für Er-
nährung und Landwirtschaft sowie auf die Planung und Durchführung einzelstaatlicher Programme in diesem Be-
reich;  
b) bei landwirtschaftlichen Beratungsdiensten Bewusstseinsbildung betreiben, mit dem Ziel, eine Verbindung 
zwischen den im Bereich der pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft unternommenen 
Aktivitäten und den Nutzergemeinschaften herzustellen;  
c) Lehrmaterial zur Förderung der Erhaltung und Nutzung der pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung 
und Landwirtschaft auf lokaler Ebene entwickeln.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
14.64 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen mittels der von ihnen verfolgten Politik pflanzengenetischen Ressourcen für Ernährung 
und Landwirtschaft einen Rechtsstatus einräumen und für die stärkere Berücksichtigung der sie betreffenden rechtli-
chen Aspekte sorgen, so auch indem sie langfristige Ausgabeverpflichtungen für Keimplasmasammlungen und für 
die Durchführung von Maßnahmen im Bereich der pflanzengenetischen Ressourcen eingehen.  
H. ERHALTUNG UND NACHHALTIGE NUTZUNG DER TIERGENETISCHEN RESSOURCEN FÜR EINE 
NACHHALTIGE LANDWIRTSCHAFT  
Handlungsgrundlage  
14.65 In Anbetracht der Tatsache, dass die Nachfrage nach tierischen Produkten und Zugtieren sowohl in quan-
titativer als auch in qualitativer Hinsicht zunimmt, muss die vorhandene Vielfalt der Tierrassen erhalten werden, 
damit künftige Bedürfnisse, auch für die Zwecke der Biotechnologie, gedeckt werden können. Einige Landrassen 
weisen neben ihrer soziokulturellen Wertleistung einzigartige Merkmalsausprägungen hinsichtlich Anpassungsfä-
higkeit, Krankheitsresistenz und spezifischer Nutzungsmöglichkeiten auf und sollen geschützt werden. Diese Land-
rassen sind infolge der Einführung nichtheimischer Rassen und auf Grund von Veränderungen in den Tierproduk-
tionssystemen vom Aussterben bedroht.  
Ziele  
14.66 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Möglichst umfassende Auflistung und Beschreibung aller zur landwirtschaftlichen Viehhaltung herange-
zogenen Nutztierrassen und Einleitung eines Zehn-Jahres-Aktionsprogramms;  
b) Planung und Durchführung von Aktionsprogrammen zur Ermittlung bedrohter Arten einschließlich der Form 
der Gefährdung und geeigneter Schutzmaßnahmen;  
c) Planung und Durchführung von Zuchtprogrammen für einheimische Rassen, um ihren Fortbestand zu sichern 
und zu verhindern, dass sie durch Verdrängungskreuzung oder Kreuzungszucht ersetzt werden.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
14.67 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Pläne zur Erhaltung der vom Aussterben bedrohten Rassen ausarbeiten, wozu auch die Sammlung und Lage-
rung von Samen bzw. Embryonen, die Erhaltung heimischer Bestände im landwirtschaftlichen Betrieb oder die In-
situ-Erhaltung gehört;  
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b) Zuchtstrategien planen und in die Praxis umsetzen;  
c) Populationen heimischer Rassen entsprechend ihrer regionalen Bedeutung und genetischen Einzigartigkeit für 
ein Zehn-Jahres-Programm mit anschließender Auswahl einer zusätzlichen Kohorte einheimischer Rassen für die 
Zucht auswählen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
14.68 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen nationale Bestandslisten der vorhandenen tiergenetischen Ressourcen erstellen und ver-
vollständigen. Der Gefrierkonservierung könnte der Vorzug gegenüber einer Bestimmung und Evaluierung gegeben 
werden. Besondere Beachtung gebührt dabei der Unterweisung einheimischer Kräfte in Erhaltungs- und Bewer-
tungstechniken.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.69 Die entsprechenden Organisationen der Vereinten Nationen und andere internationale und regionale Orga-
nisationen sollten  
a) soweit gerechtfertigt, die Einrichtung regionaler Genbanken ausgehend von den Grundsätzen der technischen 
Zusammenarbeit zwischen den Entwicklungsländern fördern;  
b) tiergenetisches Material auf globaler Ebene bearbeiten, lagern und analysieren; dazu gehören auch: die Erstel-
lung einer weltweiten Bestandsliste der vom Aussterben bedrohten Rassen (World Watch List) und die Errichtung 
eines entsprechenden Frühwarnsystems, eine weltweite Bewertung der wissenschaftlichen und zwischenstaatlichen 
Leitlinien des Programms und die Überprüfung der regionalen und nationalen Maßnahmen, die Entwicklung von 
Methoden, Normen und Standards (einschließlich internationaler Vereinbarungen), die Überwachung ihrer Umset-
zung, und die dazugehörige fachliche und finanzielle Unterstützung;  
c) eine umfassende Datenbank für tiergenetische Ressourcen anlegen und veröffentlichen, in der jede einzelne 
Rasse, ihre Herkunft, ihre Verwandtschaft mit anderen Rassen, die effektive Populationsgröße sowie eine knappe 
Zusammenstellung der biologischen und produktionsspezifischen Merkmale beschrieben sind;  
d) eine weltweite Bestandsliste der vom Aussterben bedrohten landwirtschaftlichen Nutztierrassen erstellen und 
veröffentlichen, um den Regierungen die Möglichkeit zu geben, Maßnahmen zum Schutz der bedrohten Rassen zu 
ergreifen und, wo es notwendig ist, um fachliche Hilfe nachzusuchen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.70 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 200 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 100 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.71 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) rechnergestützte Datenbanken und Fragebögen einsetzen, um eine weltweite Bestandsliste der vom Aussterben 
bedrohten Rassen zu erstellen;  
b) mit Hilfe der Gefrierkonservierung von Keimplasma besonders stark gefährdete Rassen und anderes Material, 
aus dem Gene rekonstruiert werden können, erhalten.  
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C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.72 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Fortbildungslehrgänge für einheimische Kräfte fördern, damit sich diese das erforderliche Fachwissen für die 
Erfassung und den Umgang mit Daten und für die Probennahme genetischen Materials aneignen können;  
b) Wissenschaftlern und Verwaltungsfachleuten die Möglichkeit geben, eine Datenbank für einheimische Nutz-
tierrassen einzurichten, und Programme zur Entwicklung und Erhaltung genetischen Materials besonders wichtiger 
Nutztierrassen fördern.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
14.73 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) im eigenen Land Besamungsstationen und In-situ-Zuchtbetriebe schaffen;  
b) inländische Programme fördern und die entsprechende materielle Infrastruktur für die Erhaltung und Zucht-
entwicklung von Nutztierrassen sowie für den Ausbau der nationalen Vorsorgekapazität bei Bedrohung von Rassen 
unterstützen.  
I. INTEGRIERTE SCHÄDLINGSBEKÄMPFUNG IN DER LANDWIRTSCHAFT  
Handlungsgrundlage  
14.74 Hochrechnungen zufolge ist bis zum Jahr 2000 mit einer 50-prozentigen Steigerung des weltweiten Nah-
rungsmittelbedarfs zu rechnen, der sich bis 2050 auf mehr als das Doppelte erhöhen wird. Nach vorsichtigen Schät-
zungen liegen die durch Schadorganismen verursachten Vor- und Nachernteverluste bei 25 bis 50 Prozent. Auch die 
Schaderreger, welche die Tiergesundheit beeinträchtigen, verursachen erhebliche Verluste und behindern in vielen 
Regionen die gesunde Entwicklung der Tiere. Bisher hat die chemische Bekämpfung von Schädlingen in der Land-
wirtschaft im Vordergrund gestanden, doch wirkt sich der übermäßige Gebrauch von Chemikalien negativ auf die 
Kostensituation der landwirtschaftlichen Betriebe, auf die menschliche Gesundheit und auf die Umwelt sowie den 
internationalen Handel aus. Es treten fortlaufend neue schädlingsbedingte Probleme auf. Eine integrierte Schäd-
lingsbekämpfung, die die biologische Bekämpfung, Wirtspflanzenresistenz und geeignete Anbaupraktiken mitein-
ander verknüpft und die Anwendung von Pestiziden auf ein Minimum reduziert, ist die optimale Lösung für die Zu-
kunft, da sie die Erträge sichert, die Kosten senkt, umweltverträglich ist und zur Nachhaltigkeit der Landwirtschaft 
beiträgt. Integrierte Schädlingsbekämpfung sollte mit einem umweltgerechten Pestizidmanagement einhergehen, das 
die Pestizidregulierung und -kontrolle, einschließlich des Handels, und die sichere Handhabung und Beseitigung von 
Pestiziden, insbesondere der giftigen und beständigen Mittel, mit einbezieht.  
Ziele  
14.75 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Spätestens bis zum Jahr 2000: Verbesserung der vorhandenen und Einführung neuer Pflanzenschutz- und 
Tiergesundheitsdienste einschließlich Mechanismen zur Kontrolle der Verbreitung und Anwendung von Pestiziden 
und Umsetzung des Internationalen Verhaltenskodexes für das Inverkehrbringen und die Anwendung von Pflanzen-
schutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln;  
b) Verbesserung und Einführung von Programmen, um Landwirten mit Hilfe bäuerlicher Netzwerke, landwirt-
schaftlicher Beratungsdienste und Forschungseinrichtungen die Verwendung von Methoden der integrierten Schäd-
lingsbekämpfung zu erleichtern;  
c) spätestens bis 1998: Errichtung operativer, interaktiver Netzwerke zwischen Landwirten, Forschern und land-
wirtschaftlichen Beratungsdiensten, um die integrierte Schädlingsbekämpfung zu fördern und weiterzuentwickeln.  
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
14.76 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) die nationale Politik und die Mechanismen überprüfen und umgestalten, die die sichere und umweltgerechte 
Anwendung von Pestiziden gewährleisten würden – wie z. B. die Preisfestsetzung für diese Mittel, Schädlingsbe-
kämpfungsbrigaden, das Input-/Output-Preisgefüge sowie integrierte Schädlingsbekämpfungs-strategien und Akti-
onspläne;  
b) leistungsfähige Managementsysteme zur Kontrolle und Überwachung des Auftretens von Schädlingen und 
Krankheiten in der Landwirtschaft und der Verbreitung und Anwendung von Pestiziden auf Länderebene entwickeln 
und einführen;  
c) auf die Erforschung und Entwicklung von spezifisch auf den Zielorganismus wirkenden und nach ihrer An-
wendung rasch in unschädliche Bestandteile zerfallenden Pestiziden hinwirken;  
d) gewährleisten, dass die Produktkennzeichnung der Pestizide dem Landwirt in verständlicher Form Auskunft 
über den sicheren Umgang mit diesen Mitteln und über ihre gefahrlose Anwendung und Beseitigung gibt.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
14.77 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) vorhandene Informationen und Programme über die Anwendung von Pestiziden, die in verschiedenen Ländern 
verboten sind oder strengen Auflagen unterliegen, zusammenfassen und vereinheitlichen;  
b) Informationen über natürliche Schädlingsbekämpfung und organische Schädlingsbekämpfungsmittel sowie 
über traditionelle und sonstige einschlägige Kenntnisse und Fertigkeiten in Bezug auf alternative nichtchemische 
Möglichkeiten der Schädlingsbekämpfung zusammentragen, dokumentieren und verbreiten;  
c) im Hinblick auf Basislinieninformationen über die Anwendung von Pestiziden in den einzelnen Ländern und 
die Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt einzelstaatliche Erhebungen durchführen und außerdem entspre-
chende Aufklärungsarbeit betreiben.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.78 Die in Betracht kommenden Organisationen der Vereinten Nationen und Regionalorganisationen sollten  
a) ein System zur Erfassung, Analyse und Verbreitung von Daten über Quantität und Qualität der Pestizide im 
Jahresverbrauch und über ihre Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt einrichten;  
b) regionale interdisziplinäre Projekte ausbauen und integrierte Schädlingsbekämpfungsnetzwerke einrichten, um 
die sozialen, ökonomischen und ökologischen Vorteile der integrierten Schädlingsbekämpfung für landwirtschaftli-
che Nahrungs- und Marktkulturen zu demonstrieren;  
c) eine sachgerechte integrierte Schädlingsbekämpfung aufbauen, die auch die Auswahl der verschiedenen Be-
kämpfungsmöglichkeiten biologischer, physikalischer und pflanzenbaulicher Art sowie chemische Bekämpfungs-
maßnahmen umfasst, wobei die spezifischen regionalen Gegebenheiten zu berücksichtigen sind.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.79 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1,9 Milli-
arden Dollar, wovon etwa 285 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
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geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.80 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen agrarbetriebliche Forschungsvorhaben einleiten, die sich mit der Entwicklung alternati-
ver, nichtchemischer Technologien der Schädlingsbekämpfung befassen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.81 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Fortbildungsprogramme über Konzepte und Techniken der integrierten Schädlingsbekämpfung und der Pesti-
zidkontrolle planen und durchführen, um Entscheidungsträger, Forscher, nichtstaatliche Organisationen und Bauern 
damit bekannt zu machen;  
b) landwirtschaftliche Berater ausbilden und Bauern und Frauengruppen in die Pflanzengesundheit und alternati-
ve, nichtchemische Methoden der Schädlingsbekämpfung in der Landwirtschaft einbeziehen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
14.82 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen die öffentliche Verwaltung und die Aufsichtsbehörden im eigenen Land im Hinblick auf 
die Pestizidkontrolle und den Transfer von Technologien für die integrierte Schädlingsbekämpfung stärken.  
J. NACHHALTIGE PFLANZENERNÄHRUNG ZUR STEIGERUNG DER NAHRUNGSMITTELPRODUKTION  
Handlungsgrundlage  
14.83 Die Erschöpfung der Pflanzennährstoffe ist ein gravierendes Problem, das zu einem Rückgang der Bo-
denfruchtbarkeit, insbesondere in den Entwicklungsländern, führt. Die Programme der FAO für nachhaltige Pflan-
zenernährung könnten sich zur Aufrechterhaltung der Bodenproduktivität als nützlich erweisen. Im südlich der Sa-
hara gelegenen Teil Afrikas übersteigt der Nährstoffaustrag aus allen Quellen gegenwärtig den Nährstoffinput um 
das drei- bis vierfache, mit einem geschätzten Nettoverlust von etwa 10 Millionen Tonnen pro Jahr. Die Folge ist, 
dass immer mehr Grenzertragsstandorte und empfindliche natürliche Ökosysteme landwirtschaftlich genutzt werden, 
was dazu führt, dass die Verarmung des Bodens zunimmt und weitere Umweltprobleme entstehen. Ziel des Kon-
zepts der integrierten Pflanzenernährung ist die Gewährleistung einer nachhaltigen Versorgung mit Pflanzennähr-
stoffen, um somit eine Steigerung künftiger Erträge ohne Schädigung der Umwelt und der Bodenfruchtbarkeit zu 
erreichen.  
14.84 In vielen Entwicklungsländern wächst die Bevölkerung um mehr als 3 Prozent pro Jahr, und die eigene 
Agrarproduktion reicht nicht mehr aus, um den Nahrungsmittelbedarf zu decken. In diesen Ländern soll als Ziel 
angestrebt werden, die Agrarproduktion ohne Zerstörung der Bodenfruchtbarkeit um mindestens 4 Prozent pro Jahr 
zu steigern. Dies setzt eine Erhöhung der Agrarproduktion auf Böden mit hohem ErtragsPotenzial durch einen effi-
zienteren Produktionsmitteleinsatz voraus. Von entscheidender Bedeutung sind hierbei ausgebildete Arbeitskräfte, 
Energieversorgung, angepasste Geräte und Technologien, Pflanzennährstoffe und die Bodenbereicherung.  
Ziele  
14.85 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Spätestens bis zum Jahr 2000: Einführung bzw. Beibehaltung des Konzepts der integrierten Pflanzenernährung 
in allen Ländern und Optimierung der Verfügbarkeit von Dünger und anderen Pflanzennährstoffträgern;  
b) spätestens bis zum Jahr 2000: Schaffung bzw. Aufrechterhaltung der institutionellen und personellen Infra-
struktur, um eine wirksamere Entscheidungsfindung in der Frage der Bodenfruchtbarkeit zu ermöglichen;  
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c) Entwicklung nationalen und internationalen Fachwissens über neue und bereits vorhandene umweltgerechte 
Technologien und Strategien zur Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit und Bereitstellung dieser Fachkenntnisse an 
Bauern, landwirtschaftliche Berater, Planer und Entscheidungsträger zur Verwendung für die Förderung einer nach-
haltigen Landwirtschaft.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
14.86 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Strategien entwickeln und anwenden, mit denen die Aufrechterhaltung der Bodenfruchtbarkeit zur Gewähr-
leistung einer nachhaltigen Agrarproduktion verbessert werden kann, und die dafür erforderlichen agrarpolitischen 
Instrumente dementsprechend anpassen;  
b) organische und anorganische Quellen von Pflanzennährstoffen in ein System zur Aufrechterhaltung der Boden-
fruchtbarkeit einbinden und den Bedarf an mineralischen Düngemitteln feststellen;  
c) den Bedarf an Pflanzennährstoffen und entsprechende Versorgungsstrategien festlegen und den Einsatz organischer 
bzw. mineralischer Nährstoffquellen optimieren, um die landwirtschaftliche Effizienz und Produktion zu steigern;  
d) Verfahren für die Rückführung organischer und anorganischer Abfallprodukte in das Bodengefüge ohne Be-
einträchtigung der Umwelt, des Pflanzenwachstums und der menschlichen Gesundheit entwickeln und unterstützen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
14.87 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) eine "nationale Gesamtrechnung" für Pflanzennährstoffe einschließlich Nährstoffzufuhr (Input) und Nährstoff-
verlust (Output) aufstellen und auf die einzelnen Anbausysteme bezogene Bilanzen und Prognosen erstellen;  
b) das technische und wirtschaftliche Potenzial verschiedener Quellen von Pflanzennährstoffen überprüfen, dar-
unter auch nationale Vorkommen, eine bessere organische Nährstoffzufuhr, die Rückführung von Abfallstoffen, aus 
organischem Abfallmaterial produzierter Mutterboden und die biologische Stickstofffixierung.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.88 Die entsprechenden Organisationen der Vereinten Nationen wie etwa die FAO, die internationalen Agrar-
forschungsinstitute und nichtstaatliche Organisationen sollten bei der Durchführung von Aufklärungs- und Publizi-
tätskampagnen über das Konzept der integrierten Pflanzenernährung sowie über die Effizienz der Bodenproduktivi-
tät und ihr Verhältnis zur Umwelt zusammenarbeiten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.89 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 3,2 Milli-
arden Dollar, wovon etwa 475 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.90 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
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a) an Referenzstandorten und auf Äckern standortspezifische Technologien entwickeln, die auf Grund von Unter-
suchungen, die im vollen Zusammenwirken mit der örtlichen Bevölkerung durchgeführt werden, auf die bestehen-
den sozioökonomischen und ökologischen Gegebenheiten zugeschnitten sind;  
b) auf internationaler Ebene vermehrt interdisziplinäre Forschung über Anbau- und Bewirtschaftungssysteme, 
verbesserte In-situ-Biomasse-Produktionsverfahren, die Verwertung organischer Reststoffe und agroforstliche Tech-
nologien betreiben und den Technologietransfer intensivieren.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.91 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) landwirtschaftliche Berater und Forscher auf dem Gebiet der Pflanzennährstoffbewirtschaftung, der Anbau- 
und Bewirtschaftungssysteme und der wirtschaftlichen Bewertung der Rolle von Pflanzennährstoffen ausbilden;  
b) Bauern und Frauengruppen im Umgang mit der Pflanzenernährung ausbilden, unter besonderer Betonung der 
Erhaltung vorhandenen und Produktion neuen Mutterbodens.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
14.92 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) geeignete institutionelle Mechanismen für die Festlegung von Leitlinien zur Überwachung und Steuerung inte-
grierter Pflanzenernährungsprogramme im Rahmen eines interaktiven Prozesses unter Beteiligung der Bauern, der 
Forschung, der Beratungsdienste und anderer gesellschaftlicher Bereiche schaffen;  
b) soweit dies erforderlich ist, vorhandene Beratungsdienste ausbauen und Personal ausbilden, neue Technologien 
entwickeln und erproben und die Einführung von Verfahren zur Verbesserung und Aufrechterhaltung der vollen 
Produktivität des Bodens erleichtern.  
K. PRODUKTIVITÄTSSTEIGERNDE ENERGIEWENDE IM LÄNDLICHEN BEREICH  
14.93 In vielen Ländern reicht die vorhandene Energie nicht aus, um den entwicklungsbezogenen Bedarf zu dek-
ken, und die Energiepreise sind hoch und instabil. In den ländlichen Regionen der Entwicklungsländer gehören 
Brennholz, Ernterückstände und Dung sowie tierische und menschliche Energie zu den Hauptenergiequellen. Vor-
aussetzung für die Steigerung der Produktivität der menschlichen Arbeitskraft und die Schaffung von Einkommen 
ist ein vermehrter Energieeinsatz. Zu diesem Zweck sollte durch die Energiepolitik und -technologie für den ländli-
chen Raum der kombinierte Einsatz kostengünstiger fossiler und erneuerbarer Energieträger gefördert werden, der 
von sich aus nachhaltig ist und eine nachhaltige landwirtschaftliche Entwicklung ermöglicht. Der ländliche Raum 
stellt Energie in Form von Holz bereit. Das volle Potenzial der Land- und Agroforstwirtschaft sowie der Ressourcen 
im Gemeineigentum als Quellen erneuerbarer Energie ist noch längst nicht voll ausgeschöpft. Die Verwirklichung 
einer nachhaltigen ländlichen Entwicklung ist eng mit den Bedarfs- und Versorgungsstrukturen im Energiebereich 
verknüpft.5 
Ziele  
14.94 Die Ziele dieses Programmbereichs lauten wie folgt:  
a) Spätestens bis zum Jahr 2000: Einleitung und Unterstützung des Prozesses einer umweltverträglichen Ener-
giewende in ländlichen Gemeinden von nicht nachhaltigen Energieformen auf strukturierte und diversifizierte Ener-
gieträger durch Bereitstellung alternativer neuer und erneuerbarer Energiequellen;  
b) Steigerung der verfügbaren Energiemengen zur Deckung des ländlichen Energiebedarfs im häuslichen und 
agroindustriellen Bereich durch Planung, Transfer angepasster Technologien und Entwicklung;  
c) Durchführung eigenständiger ländlicher Programme zu Gunsten einer nachhaltigen Entwicklung erneuerbarer 
Energieträger und einer größeren Energieeffizienz.  
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
14.95 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Pilotprogramme und -projekte zum Einsatz elektrischer, mechanischer und thermischer Energie (Vergasung, 
Biomasse, Solartrockner, Windkraftpumpen und Verbrennungssysteme) fördern, die angepasst sind und Aussicht 
auf ausreichende Wartung bieten;  
b) ländliche Energieprogramme, unterstützt durch eine technische Ausbildung, Bankdienstleistungen und eine 
entsprechende Infrastruktur, einleiten und fördern;  
c) die Forschung und die Entwicklung, Diversifizierung und Einsparung von Energie unter Berücksichtigung der 
Notwendigkeit einer rationellen Nutzung und umweltgerechter Technologie intensivieren.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
14.96 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) Daten über die Angebots- und Nachfragestrukturen in der ländlichen Energieversorgung sammeln und weiter-
geben, soweit sie den Energiebedarf für Haushalte, die Landwirtschaft und die Agroindustrie betreffen;  
b) sektorale Energie- und Produktionsdaten analysieren, um den ländlichen Energiebedarf zu ermitteln.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
14.97 Die entsprechenden Organisationen der Vereinten Nationen und Regionalorganisationen sollten unter Ein-
beziehung der Erfahrungen und Informationen nichtstaatlicher Organisationen in diesem Bereich die auf Länder- 
und Regionalebene gemachten Erfahrungen über Verfahren der ländlichen Energieplanung austauschen, um eine 
effiziente Planung zu fördern und die Auswahl kostengünstiger Technologien zu ermöglichen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
14.98 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1,8 Milli-
arden Dollar, wovon etwa 265 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
14.99 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) die in den Entwicklungsländern und in den Industrieländern im öffentlichen und im privatwirtschaftlichen Be-
reich betriebene Forschung in Bezug auf erneuerbare Energieträger für die Landwirtschaft intensivieren;  
b) Forschung im Bereich der Nutzung von Biomasse und Sonnenenergie für die landwirtschaftliche Produktion 
und für Nacherntemaßnahmen betreiben und den Transfer entsprechender Technologien veranlassen.  
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C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
14.100 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen das öffentliche Bewusstsein für ländliche Energieprobleme schärfen, unter Hervorhebung 
der ökonomischen und ökologischen Vorteile erneuerbarer Energieträger.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
14.101 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen  
a) nationale institutionelle Mechanismen für die ländliche Energieplanung und Energiewirtschaft schaffen, die für 
eine größere Effizienz der landwirtschaftlichen Produktion sorgen und auch die Dorf- und Haushaltsebene erfassen;  
b) Beratungsdienste und lokale Organisationen stärken, um Pläne und Programme für neue und erneuerbare Ener-
gieträger auf Dorfebene umzusetzen.  
L. ABSCHÄTZUNG DER AUSWIRKUNGEN DER DURCH DEN ABBAU DER STRATOSPHÄRISCHEN 
OZONSCHICHT VERURSACHTEN ULTRAVIOLETTEN STRAHLUNG AUF PFLANZEN UND TIERE  
Handlungsgrundlage  
14.102 Die Zunahme der ultravioletten (UV) Strahlung infolge des Abbaus der stratosphärischen Ozonschicht ist 
ein Phänomen, das in verschiedenen Regionen der Erde beobachtet worden ist, insbesondere jedoch auf der südli-
chen Halbkugel. Daher ist es wichtig, die Auswirkungen dieses Abbaus auf das pflanzliche und tierische Leben so-
wie auf eine nachhaltige landwirtschaftliche Entwicklung abzuschätzen.  
Ziele  
14.103 Ziel dieses Programmbereichs ist die Durchführung von Forschungsmaßnahmen, um die Auswirkungen 
einer durch den Abbau der stratosphärischen Ozonschicht verursachten verstärkten UV-Strahlung auf die Erdober-
fläche und auf das pflanzliche und tierische Leben in den betroffenen Regionen sowie die Folgen für die Landwirt-
schaft abzuschätzen und gegebenenfalls Strategien zur Milderung der Folgeschäden zu entwickeln.  
Maßnahmen  
LENKUNGSMASSNAHMEN 
14.104 In den betroffenen Regionen sollten die Regierungen auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der ein-
schlägigen internationalen und regionalen Organisationen im Rahmen einer institutionellen Zusammenarbeit die 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um die Durchführung von Forschungsarbeiten und Evaluierungen über die 
Auswirkungen einer verstärkten ultravioletten Strahlung auf das pflanzliche und tierische Leben sowie auf landwirt-
schaftliche Tätigkeiten zu erleichtern, und die Ergreifung geeigneter Abhilfemaßnahmen in Betracht ziehen.  
_______________________ 
1 Einige der Fragen in diesem Programmbereich werden in Kapitel 3 (Armutsbekämpfung) behandelt. 
2 Einige der Fragen in diesem Programmbereich werden in Kapitel 8 (Integration von Umwelt- und Entwicklungsgesichtspunkten in der 
Entscheidungsfindung) und in Kapitel 37 (Nationale Mechanismen und internationale Zusammenarbeit zum Kapazitätsaufbau in Ent-
wicklungsländern) erörtert. 
3 Einige der Fragen in diesem Programmbereich werden in Kapitel 10 (Integriertes Konzept zur Planung und Bewirtschaftung der Flä-
chenressourcen) behandelt. 
4 Die in diesem Programmbereich vorgesehenen Maßnahmen stehen mit einigen Maßnahmen des Kapitels 15 (Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt) in Zusammenhang. 
5 Die in diesem Programmbereich vorgesehenen Maßnahmen stehen mit einigen Maßnahmen des Kapitels 9 (Schutz der Erdatmosphäre) 
in Zusammenhang. 
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 Erhaltung der biologischen Vielfalt 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG 
15.1 Die in diesem Kapitel der Agenda 21 aufgeführten Ziele und Maßnahmen sind darauf gerichtet, die Erhaltung 
der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der biologischen Ressourcen zu verbessern und das Überein-
kommen über die biologische Vielfalt zu untermauern.  
 
15.2 Die unentbehrlichen Güter und Dienstleistungen unserer Erde sind auf die Vielfalt und Variabilität von Genen, 
Arten, Populationen und Ökosystemen angewiesen. Die biologischen Ressourcen ernähren und kleiden uns, gewäh-
ren uns Obdach und liefern uns Arzneimittel und geistige Nahrung. Die natürlichen Ökosysteme der Wälder, der 
Savannen, der Gras- und Weideflächen, der Wüsten, der Tundren, der Flüsse, Seen und Meere beheimaten den größ-
ten Teil der biologischen Vielfalt unserer Erde. Auch die Felder der Bauern und die Gärten sind sehr wichtige Spei-
cher, während Genbanken, botanische Gärten, Zoos und andere Keimplasmaspeicher einen zwar kleinen, aber be-
deutenden Beitrag leisten. Der gegenwärtig zu verzeichnende Verlust der biologischen Vielfalt ist zum großen Teil 
Folge menschlichen Handelns und stellt eine ernste Bedrohung für die menschliche Entwicklung dar.  
PROGRAMMBEREICH  
 
ERHALTUNG DER BIOLOGISCHEN VIELFALT  
 
Handlungsgrundlage  
 
15.3 Trotz verstärkter Bemühungen in den letzten zwanzig Jahren schreitet der Verlust der biologischen Vielfalt auf 
unserer Erde, der in erster Linie auf die Zerstörung der Lebensräume, Übernutzung, Verschmutzung und unange-
messene Einbringung nichtheimischer Pflanzen- und Tierarten zurückzuführen ist, weiter voran. Die biologischen 
Ressourcen stellen ein Kapitalgut dar, das großes Potenzial für die Erbringung nachhaltiger Vorteile in sich birgt. Es 
bedarf sofortigen und entschlossenen Handelns, um Gene, Arten und Ökosysteme im Sinne einer nachhaltigen Be-
wirtschaftung und Nutzung der biologischen Ressourcen zu erhalten und zu bewahren. Die Kapazität zur Bewer-
tung, Untersuchung und systematischen Beobachtung und Evaluierung der biologischen Vielfalt muss auf nationaler 
und internationaler Ebene ausgebaut werden. Für den In-situ-Schutz von Ökosystemen, die Ex-situ-Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und genetischen Ressourcen und die Verbesserung der Ökosystemfunktionen bedarf es wirk-
samen einzelstaatlichen Vorgehens und internationaler Zusammenarbeit. Die Beteiligung der ortsansässigen Ge-
meinschaften und Unterstützung durch diese sind unverzichtbare Voraussetzungen für den Erfolg eines solchen An-
satzes. Die in letzter Zeit auf dem Gebiet der Biotechnologie erzielten Fortschritte haben das Potenzial erkennen 
lassen, das das in Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen enthaltene genetische Material für die Landwirtschaft, die 
Gesundheit und das Wohlergehen der Menschen sowie für die Belange der Umwelt besitzt. Gleichzeitig ist es in 
diesem Zusammenhang besonders wichtig, hervorzuheben, dass die einzelnen Staaten das souveräne Recht haben, 
ihre eigenen biologischen Ressourcen gemäß ihrer eigenen Umweltpolitik zu nutzen, und dass sie die Pflicht haben, 
ihre biologische Vielfalt zu bewahren und ihre biologischen Ressourcen nachhaltig zu nutzen und dafür zu sorgen, 
dass durch Tätigkeiten, die innerhalb ihres Hoheitsbereichs oder unter ihrer Kontrolle ausgeübt werden, der biologi-
schen Vielfalt in anderen Staaten oder in Gebieten außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche kein Schaden zugefügt 
wird.  
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Ziele  
15.4 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit den einschlägigen Organen der 
Vereinten Nationen sowie mit regionalen, zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen, dem Privatsek-
tor und Finanzierungseinrichtungen und unter Berücksichtigung indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemein-
schaften sowie sozialer und wirtschaftlicher Faktoren  
 
a) auf das baldige Inkrafttreten des Übereinkommens über die biologische Vielfalt unter möglichst umfassender 
Beteiligung drängen;  
 
b) nationale Strategien zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und nachhaltigen Nutzung der biologischen Res-
sourcen entwickeln;  
 
c) Strategien zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und nachhaltigen Nutzung der biologischen Ressourcen in 
nationale Entwicklungsstrategien und/oder -pläne einbinden;  
 
d) geeignete Maßnahmen ergreifen zur gerechten und ausgewogenen Verteilung der durch Forschung und Ent-
wicklung und die Nutzung der biologischen und genetischen Ressourcen, darunter auch durch die Biotechnologie, 
erzielten Vorteile zwischen denjenigen, von denen diese Ressourcen kommen, und denjenigen, die sie nutzen;  
 
e) gegebenenfalls Länderstudien über die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der 
biologischen Ressourcen durchführen, einschließlich Analysen der damit verbundenen Kosten und Vorteile unter 
besonderer Berücksichtigung sozioökonomischer Aspekte;  
 
f) auf der Grundlage nationaler Bewertungen regelmäßig aktualisierte weltweite Berichte über die biologische 
Vielfalt erstellen;  
 
g) die traditionellen Methoden und die Kenntnisse indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften im 
Hinblick auf die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der biologischen Ressourcen an-
erkennen und fördern, unter Betonung der besonderen Rolle der Frau, und diesen Gruppen die Möglichkeit einräu-
men, Anteil an den wirtschaftlichen und kommerziellen Vorteilen aus der Anwendung solcher traditioneller Metho-
den und Kenntnisse zu haben1; 
 
h) Mechanismen für die Verbesserung, Entwicklung und nachhaltige Anwendung der Biotechnologie und deren 
sicheren Transfer, insbesondere an die Entwicklungsländer, schaffen, unter Berücksichtigung des potenziellen Bei-
trags der Biotechnologie zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und zur nachhaltigen Nutzung der biologischen 
Ressourcen2; 
 
i) breitere internationale und regionale Zusammenarbeit fördern, mit dem Ziel, das wissenschaftliche und wirt-
schaftliche Verständnis für die Bedeutung der biologischen Vielfalt und ihrer Funktionen innerhalb von Ökosyste-
men zu vertiefen;  
 
j) Maßnahmen und Vorkehrungen entwickeln, um das Recht der Ursprungsländer genetischer Ressourcen im 
Sinne des Übereinkommens über die biologische Vielfalt bzw. der diese Ressourcen zur Verfügung stellenden Län-
der, insbesondere der Entwicklungsländer, auf Beteiligung an den Vorteilen der biotechnologischen Entwicklung 
und der kommerziellen Nutzung der aus diesen Ressourcen entwickelten Produkte zu gewährleisten 2,3. 
 
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
 
15.5 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene im Einklang mit ihren innerstaatlichen Politiken und Ge-
pflogenheiten in Zusammenarbeit mit den einschlägigen Organen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls zwi-
schenstaatlichen Organisationen und mit Unterstützung indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften, 
nichtstaatlicher Organisationen und sonstiger Gruppen, einschließlich der Wirtschaft und der Wissenschaft, sowie 
im Einklang mit den Erfordernissen des Völkerrechts nach Bedarf 
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a) neue Strategien, Aktionspläne oder Aktionsprogramme zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und zur nach-
haltigen Nutzung der biologischen Ressourcen entwickeln oder vorhandene erweitern, unter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse im Bildungs- und Ausbildungsbereich4; 
 
b) Strategien für die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der biologischen und gene-
tischen Ressourcen in entsprechende sektorale oder sektorübergreifende Pläne, Programme und Politiken einbezie-
hen, unter besonderer Beachtung der speziellen Bedeutung der terrestrischen und aquatischen biologischen und ge-
netischen Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft5; 
 
c) Länderstudien durchführen oder andere Methoden anwenden, um diejenigen Bestandteile der biologischen 
Vielfalt zu bestimmen, die für ihre Erhaltung und für die nachhaltige Nutzung der biologischen Ressourcen wichtig 
sind, den biologischen und genetischen Ressourcen Werte zuordnen, Vorgänge und Aktivitäten mit signifikanten 
Folgen für die biologische Vielfalt aufzeigen, die potenziellen Auswirkungen der Erhaltung der biologischen Viel-
falt und der nachhaltigen Nutzung der biologischen und genetischen Ressourcen auf die Wirtschaft bewerten und 
vorrangige Maßnahmen vorschlagen;  
 
d) wirksame wirtschaftliche, soziale und andere geeignete Anreizmaßnahmen ergreifen, um die Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der biologischen Ressourcen zu fördern, so auch durch die Förde-
rung nachhaltiger Produktionssysteme wie etwa traditioneller Methoden der Landwirtschaft, der Agroforstwirt-
schaft, der Forstwirtschaft, der Weidewirtschaft und der Bewirtschaftung wildlebender Arten, welche die biologi-
sche Vielfalt nutzen, bewahren oder vergrößern5;  
 
e) im Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften Kenntnisse, Innovationen und Gebräuche indigener und 
ortsansässiger Gemeinschaften mit traditionellen Lebensformen, die für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der 
biologischen Vielfalt von Belang sind, achten, bewahren und erhalten und ihre breitere Anwendung begünstigen, mit 
dem Ziel, die gerechte und ausgewogene Teilung der daraus entstehenden Vorteile zu fördern, und sich für Mecha-
nismen zur Beteiligung dieser Gemeinschaften, einschließlich der Frauen, an der Erhaltung und Bewirtschaftung 
von Ökosystemen einsetzen1; 
 
f) Langzeituntersuchungen über die Bedeutung der biologischen Vielfalt für das Funktionieren der Ökosysteme 
und über ihre Rolle bei der Erzeugung von Gütern, Umweltdienstleistungen und sonstigen Werten durchführen, auf 
die sich die nachhaltige Entwicklung stützt; besonders zu berücksichtigen sind dabei die Biologie und das Fortpflan-
zungsPotenzial terrestrischer und aquatischer Schlüsselarten, darunter auch einheimischer, gezüchteter und kultivier-
ter Arten, neue Beobachtungs- und Bestandserfassungsverfahren, die erforderlichen ökologischen Bedingungen für 
die Erhaltung der biologischen Vielfalt und der Evolutionsvorgänge sowie das Sozialverhalten und die Ernährungs-
gewohnheiten in Abhängigkeit von natürlichen Ökosystemen, wobei Frauen eine Schlüsselrolle spielen. Diese Ar-
beiten sollten unter Beteiligung möglichst vieler Menschen durchgeführt werden, insbesondere der indigenen Be-
völkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften, einschließlich Frauen1; 
 
g) sofern erforderlich, Schritte zur Erhaltung der biologischen Vielfalt durch die In-situ-Erhaltung von Öko-
systemen und natürlichen Lebensräumen sowie von Primitivsorten und ihren wildlebenden Verwandten und zur 
Bewahrung und Regenerierung lebensfähiger Populationen von Arten in ihrer natürlichen Umgebung ergreifen und 
Ex-situ-Maßnahmen, vorzugsweise im Ursprungsland, durchführen. Zu den In-situ-Maßnahmen sollte der Ausbau 
von Schutzgebietssystemen auf dem Lande, im Meer und in Binnengewässern gehören, wobei unter anderem auch 
empfindliche Süßwasser-Ökosysteme und andere Feuchtgebiete und Küstenökosysteme wie etwa Mündungsgebiete, 
Korallenriffe und Mangrovenwälder einbezogen werden sollten6; 
 
h) die Sanierung und Wiederherstellung geschädigter Ökosysteme und die Regenerierung bedrohter und gefähr-
deter Arten unterstützen;  
 
i) Politiken erarbeiten, um die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung biologischer und 
genetischer Ressourcen auf Privatland zu begünstigen;  
 
j) um den Schutz der Schutzgebiete zu verstärken, die umweltverträgliche und nachhaltige Entwicklung in den 
angrenzenden Gebieten fördern;  
 
k) geeignete Verfahren einführen, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung für geplante Vorhaben vorschreiben, 
welche erhebliche Auswirkungen auf die biologische Vielfalt haben könnten, wobei für eine umfassende Bereitstel-
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lung geeigneter Informationen und gegebenenfalls für eine Beteiligung der Öffentlichkeit gesorgt werden soll; au-
ßerdem sollten sie auf die Folgenabschätzung einschlägiger Politiken und Programme für die biologische Vielfalt 
hinwirken;  
 
l) auf entsprechender Ebene gegebenenfalls die Einführung und die Stärkung nationaler Bestandserfassungs-, 
Regelungs- oder Verwaltungs- und Kontrollsysteme im Zusammenhang mit den biologischen Ressourcen unterstüt-
zen;  
 
m) Maßnahmen zur Förderung eines größeren Verständnisses und einer größeren Wertschätzung der biologischen 
Vielfalt ergreifen, wie sie sowohl in ihren Bestandteilen als auch in den bereitgestellten Ökosystemleistungen zum 
Ausdruck kommt.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
 
15.6 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene im Einklang mit ihren innerstaatlichen Politiken und Ge-
pflogenheiten in Zusammenarbeit mit den einschlägigen Organen der Vereinten Nationen und gegebenenfalls zwi-
schenstaatlichen Organisationen und mit Unterstützung indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften, 
nichtstaatlicher Organisationen und sonstiger Gruppen, einschließlich der Wirtschaft und der Wissenschaft, sowie 
im Einklang mit den Erfordernissen des Völkerrechts nach Bedarf 7  
 
a) regelmäßig Informationen über die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der biolo-
gischen Ressourcen zusammentragen, bewerten und austauschen;  
 
b) Methoden entwickeln, mit dem Ziel, auf einzelstaatlicher Ebene systematisch Proben der mit Hilfe von Län-
derstudien bestimmten Bestandteile der biologischen Vielfalt zu entnehmen und diese zu bewerten;  
 
c) Methoden einführen bzw. weiterentwickeln sowie auf der entsprechenden Ebene Erhebungen über den Zustand 
der Ökosysteme einleiten bzw. fortsetzen und Basisinformationen über die biologischen und genetischen Ressour-
cen, einschließlich derjenigen in terrestrischen, aquatischen, limnischen und Meeresökosystemen, sowie unter Betei-
ligung der ortsansässigen und indigenen Bevölkerung und ihrer Gemeinschaften durchgeführte Inventare aufstellen;  
 
d) ausgehend von den Ergebnissen von Länderstudien die potenziellen wirtschaftlichen und sozialen Aus-
wirkungen und Vorteile der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung von terrestrischen und aquatischen Arten in einem 
jedem Land ermitteln und bewerten;  
 
e) die Aktualisierung, Analyse und Auswertung der im Rahmen der oben erwähnten Bestimmung, Probennahme 
und Evaluierung ermittelten Daten durchführen;  
 
f) mit der vollen Unterstützung und Beteiligung ortsansässiger und indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer 
Gemeinschaften zeitgerecht und in einer für die Entscheidungsfindung auf allen Ebenen geeigneten Form einschlä-
gige und verlässliche Informationen sammeln, bewerten und zur Verfügung stellen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
 
15.7 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene in Zusammenarbeit mit den einschlägigen Organen der 
Vereinten Nationen und gegebenenfalls zwischenstaatlichen Organisationen und mit Unterstützung indigener Be-
völkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften, nichtstaatlicher Organisationen und sonstiger Gruppen, einschließlich 
der Wirtschaft und der Wissenschaft, sowie im Einklang mit den Erfordernissen des Völkerrechts nach Bedarf 
 
a) die Schaffung oder den Ausbau nationaler oder internationaler Möglichkeiten und Netzwerke für den Aus-
tausch von Daten und Informationen erwägen, die für die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige 
Nutzung der biologischen und genetischen Ressourcen von Belang sind7; 
 
b) ausgehend von in allen Ländern durchzuführenden nationalen Bewertungen regelmäßig aktualisierte Weltbe-
richte über die biologische Vielfalt erstellen;  
 
c) die technische und wissenschaftliche Zusammenarbeit im Bereich der Erhaltung der biologischen Vielfalt und 
der nachhaltigen Nutzung der biologischen und genetischen Ressourcen fördern. Bei der Förderung einer solchen 
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Zusammenarbeit soll dem Ausbau und der Stärkung nationaler Möglichkeiten durch Erschließung der menschlichen 
Ressourcen und Schaffung von Institutionen besondere Aufmerksamkeit zugewendet werden, wozu auch der Trans-
fer von Technologien und/oder die Schaffung von Forschungs- und Verwaltungseinrichtungen wie etwa Herbarien, 
Museen, Genbanken und Laboratorien gehören, die mit der Erhaltung der biologischen Vielfalt im Zusammenhang 
stehen8; 
 
d) unbeschadet der einschlägigen Bestimmungen des Übereinkommens über die biologische Vielfalt für dieses 
Kapitel den Transfer von Technologien, die für die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung 
von biologischen Ressourcen von Belang sind, oder von Technologien, welche die genetischen Ressourcen nutzen, 
ohne der Umwelt erhebliche Schäden zuzufügen, in Übereinstimmung mit Kapitel 34 erleichtern, wobei festzustel-
len ist, dass Technologie auch Biotechnologie umfasst 2,8; 
 
e) die Zusammenarbeit zwischen den Parteien einschlägiger internationaler Übereinkommen und Aktionspläne 
fördern, um die Bemühungen um die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der biologi-
schen Ressourcen zu intensivieren und zu koordinieren;  
 
f) internationale und regionale Instrumente, Programme und Aktionspläne, die sich mit der Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt und der nachhaltigen Nutzung der biologischen Ressourcen befassen, verstärkt unterstützen;  
 
g) sich für eine bessere internationale Koordinierung von Maßnahmen zur wirksamen Erhaltung und Verwaltung 
bedrohter/nichtschädlicher wandernder Arten einsetzen, wozu auch ein angemessenes Maß an Unterstützung für die 
Einrichtung und Verwaltung von Schutzgebieten an grenzüberschreitenden Standorten gehört;  
 
h) nationale Bemühungen um die Durchführung von Bestandserhebungen und die Datenerfassung, Probennahme 
und Evaluierung sowie die Unterhaltung von Genbanken fördern.  
 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
 
15.8 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 3,5 Milliarden 
Dollar, wovon etwa 1,75 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
 
15.9 Zu den spezifischen Aspekten, die zu behandeln sind, gehört die Notwendigkeit,  
 
a) rationelle Methoden für Basiserhebungen und Bestandserhebungen sowie für die systematische Probennahme 
und Bewertung der biologischen Ressourcen zu entwickeln;  
 
b) Methoden und Technologien für die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der bio-
logischen Ressourcen zu entwickeln;  
 
c) verbesserte und diversifizierte Methoden für die Ex-situ-Erhaltung zu entwickeln, mit dem Ziel der lang-
fristigen Erhaltung genetischer Ressourcen, die für die Forschung und Entwicklung von Bedeutung sind.  
 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
 
15.10 Es ist notwendig, nach Bedarf  
 
a) die Zahl der Fachkräfte in wissenschaftlichen und technischen Bereichen, die für die Erhaltung der biologi-
schen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der biologischen Ressourcen von Belang sind, zu erhöhen bzw. diese 
Fachkräfte effizienter einzusetzen;  
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b) Programme zur wissenschaftlichen und technischen Aus- und Fortbildung von Führungs- und Fachkräften, 
insbesondere in den Entwicklungsländern, in Maßnahmen zur Bestimmung und Erhaltung der biologischen Vielfalt 
und zur nachhaltigen Nutzung der biologischen Ressourcen weiterzuführen bzw. einzurichten;  
 
c) das Verständnis für die Bedeutung der zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und nachhaltigen Nutzung der 
biologischen Ressourcen erforderlichen Maßnahmen auf allen Führungs- und Entscheidungsebenen von Regierun-
gen, Wirtschaftsunternehmen und Kreditinstituten sowie die Einbeziehung dieser Fragestellungen in Bildungspro-
gramme zu fördern und anzuregen.  
 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
 
15.11 Es ist notwendig, nach Bedarf  
 
a) vorhandene Einrichtungen, die für die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhaltige Nutzung der 
biologischen Ressourcen zuständig sind, auszubauen und/oder neue einzurichten, und die Entwicklung von Mecha-
nismen wie etwa nationale Institute oder Zentren für die biologische Vielfalt zu erwägen;  
 
b) in allen einschlägigen Bereichen weiterhin Kapazität zur Erhaltung der biologischen Vielfalt und nachhaltigen 
Nutzung der biologischen Ressourcen aufzubauen;  
 
c) insbesondere innerhalb von Regierungen, Wirtschaftsunternehmen sowie bilateralen und multilateralen Ent-
wicklungsorganisationen Kapazität für die Integration von Biodiversitätsbelangen, Vorteilsmöglichkeiten und Op-
portunitätskostenrechnungen in die Projektgestaltung, -durchführung und -evaluierung sowie für die Bewertung der 
Auswirkungen geplanter Entwicklungsvorhaben auf die biologische Vielfalt zu schaffen;  
 
d) auf der entsprechenden Ebene die Kapazität der für die Planung und Verwaltung von Schutzgebieten zuständi-
gen staatlichen und privaten Einrichtungen zur sektorübergreifenden Koordinierung und Planung mit anderen staat-
lichen Einrichtungen, nichtstaatlichen Organisationen und gegebenenfalls indigenen Bevölkerungsgruppen und ih-
ren Gemeinschaften zu erweitern. 
 
____________________________ 
1 Siehe Kapitel 26 (Anerkennung und Stärkung der Rolle indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften) und Kapitel 24 
(Globale Maßnahmen zur Einbeziehung der Frau in den Aufbau einer nachhaltigen, gerechten Entwicklung). 
2 Siehe Kapitel 16 (Umweltgerechte Nutzung der Biotechnologie). 
3 Artikel 2 í "Begriffsbestimmungen" des Übereinkommens über die Biologische Vielfalt enthält unter anderem folgende Begriffsbe-
stimmungen: "Ursprungsland der genetischen Ressourcen" bedeutet das Land, das diese genetischen Ressourcen unter In-situ-
Bedingungen besitzt. "Genetische Ressourcen zur Verfügung stellendes Land" bedeutet das Land, das genetische Ressourcen bereitstellt, 
die aus In-situ-Quellen gewonnen werden, einschließlich Populationen sowohl wildlebender als auch domestizierter Arten, oder die aus 
Ex-situ-Quellen entnommen werden, unabhängig davon, ob sie ihren Ursprung in diesem Land haben oder nicht. 
4 Siehe Kapitel 36 (Förderung der Bildung, der Bewusstseinsbildung und Aus- und Fortbildung). 
5 Siehe Kapitel 14 (Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung) und Kapitel 11 (Bekämpfung der Entwal-
dung). 
6 Siehe Kapitel 17 (Schutz der Ozeane, aller Arten von Meeren einschließlich umschlossener und halbumschlossener Meere und Küsten-
gebiete sowie Schutz, rationelle Nutzung und Entwicklung ihrer lebenden Ressourcen). 
7 Siehe Kapitel 40 (Informationen für die Entscheidungsfindung). 
8 Siehe Kapitel 34 (Transfer umweltgerechter Technologien, Zusammenarbeit und Kapazitätsaufbau). 
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Umweltgerechte Nutzung der Biotechnologie 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
16.1  Die Biotechnologie ist die Verbindung der aus der modernen Biotechnologie hervorgehenden neuen Techniken 
mit den bewährten Ansätzen der traditionellen Biotechnologie. Als aufstrebender, wissensintensiver Forschungsbe-
reich bietet sie eine Vielzahl förderlicher Verfahrenstechniken für spezifische, vom Menschen vorgenommene Ver-
änderungen der Desoxiribonukleinsäure (DNS) oder des genetischen Materials in Pflanzen, Tieren und Mikroorga-
nismengruppen, deren Ergebnis nützliche Produkte und Technologien sind. Die Biotechnologie alleine ist nicht in 
der Lage, alle grundlegenden Umwelt- und Entwicklungsprobleme zu lösen, weshalb entsprechende Erwartungen 
durch eine realistischere Sicht eingeschränkt werden sollten. Dennoch verspricht die Biotechnologie, einen bedeu-
tenden Beitrag zu leisten, indem sie beispielsweise eine bessere Gesundheitsversorgung, größere Ernährungssicher-
heit durch nachhaltige Anbaupraktiken, eine verbesserte Trinkwasserversorgung, effizientere Industrieprozesse für 
die Rohstoffumwandlung, Unterstützung für nachhaltige Aufforstungs- und Wiederaufforstungsverfahren und die 
Entgiftung gefährlicher Abfälle ermöglicht. Außerdem bietet die Biotechnologie neue Möglichkeiten für weltweite 
Partnerschaften, insbesondere zwischen den Ländern, die reich an biologischen Ressourcen (einschließlich geneti-
scher Ressourcen) sind, denen aber das notwendige Fachwissen und die erforderlichen Investitionsmittel zur Nut-
zung dieser Ressourcen mit Hilfe der Biotechnologie fehlen, und den Ländern, die das technische Fachwissen ent-
wickelt haben, biologische Ressourcen so umzuwandeln, dass sie der nachhaltigen Entwicklung dienen1. Die Bio-
technologie kann zur Erhaltung dieser Ressourcen beispielsweise durch Ex-situ-Verfahren beitragen. In den nachste-
hend beschriebenen Programmbereichen wird versucht, die Anwendung international vereinbarter Grundsätze zu 
fördern, mit deren Hilfe die umweltgerechte Handhabung der Biotechnologie gewährleistet, eine Vertrauensbasis in 
der Öffentlichkeit geschaffen, die Entwicklung nachhaltiger biotechnologischer Anwendungen gefördert und ent-
sprechende günstige Rahmenbedingungen – insbesondere in den Entwicklungsländern – geschaffen werden können; 
dazu sind folgende Maßnahmen erforderlich: 
a) Steigerung der Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln, Futtermitteln und nachwachsenden Rohstoffen;  
b) Verbesserung der menschlichen Gesundheit;  
c) Verbesserung des Umweltschutzes;  
d) Erhöhung der Sicherheit und Schaffung internationaler Mechanismen für die Zusammenarbeit;  
e) Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für die Entwicklung und umweltgerechte Nutzung der Biotechnolo-
gie.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
 
A. STEIGERUNG DER VERFÜGBARKEIT VON NAHRUNGSMITTELN, FUTTERMITTELN UND 
NACHWACHSENDEN ROHSTOFFEN  
 
Handlungsgrundlage  
16.2 Um den wachsenden Verbrauchsbedarf der Weltbevölkerung decken zu können, muss nicht nur die Versorgung 
mit Lebensmitteln, sondern auch deren Verteilung deutlich verbessert werden, während gleichzeitig nachhaltigere 
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Landwirtschaftssysteme entwickelt werden müssen. Ein erheblicher Teil dieses Produktivitätsanstiegs muss in den 
Entwicklungsländern erzielt werden. Voraussetzung dafür ist die erfolgreiche und umweltverträgliche Nutzung der 
Biotechnologie in der Landwirtschaft, im Umweltschutz und in der Gesundheitsfürsorge. Der größte Teil der Investi-
tionen in die moderne Biotechnologie ist bislang in den Industrieländern getätigt worden. Es bedarf erheblicher Neu-
investitionen und einer signifikant gesteigerten Humankapitalentwicklung im Bereich der Biotechnologie, 
insbesondere in den Entwicklungsländern.  
Ziele 
16.3 Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, die Anwendung angemessener Sicherheitsvorkehrungen auf der 
Grundlage des Programmbereichs D zu fördern, werden folgende Ziele vorgeschlagen:  
a) Die möglichst optimale Steigerung der Erträge der wichtigsten Kulturpflanzen, Nutztiere und Aquakultur-
Arten durch die Kombination der Ressourcen der modernen Biotechnologie und der herkömmlichen Methoden zur 
Verbesserung des Zuchtmaterials von Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen, namentlich durch die diversifizierte 
Nutzung der genetischen Ressourcen – als Hybrid- und Ausgangsformen2. Auch bei Forsterzeugnissen sollen 
ähnliche Ertragssteigerungen erzielt werden, damit die nachhaltige Nutzung der Wälder sichergestellt ist3; 
b) die Verringerung der Notwendigkeit einer Mengensteigerung bei Nahrungsmitteln, Futtermitteln und Rohstof-
fen durch Verbesserung des Nährwerts (der Zusammensetzung) der als Ausgangsbasis dienenden Pflanzen, Tiere 
und Mikroorganismen und Reduzierung der Nachernteverluste bei pflanzlichen und tierischen Erzeugnissen;  
c) der vermehrte Einsatz von Techniken des integrierten Pflanzenschutzes und Pflanzenbaus, um der übermäßigen 
Abhängigkeit von Agrochemikalien ein Ende zu setzen und so zu umweltverträglichen Landwirtschaftsverfahren 
anzuregen;  
d) die Bewertung des landwirtschaftlichen Potenzials von Grenzertragsstandorten im Vergleich zu anderen Nut-
zungsmöglichkeiten und gegebenenfalls die Entwicklung von Systemen, die nachhaltige Produktivitätssteigerungen 
ermöglichen;  
e) die erweiterte Anwendung der Biotechnologie in der Forstwirtschaft sowohl zur Ertragssteigerung als auch zur 
effizienteren Nutzung von Forsterzeugnissen sowie zur Verbesserung von Aufforstungs- und Wiederaufforstungsver-
fahren. Die Bemühungen sollten in erster Linie auf Arten und Erzeugnisse ausgerichtet sein, die in den Entwick-
lungsländern angebaut werden und insbesondere für diese Länder von Bedeutung sind;  
f) die Erhöhung der Effizienz der Stickstoffbindung und der Mineralstoffabsorption durch die Symbiose höherer 
Pflanzen mit Mikroorganismen;  
g) der Ausbau des vorhandenen Potenzials für die grundlagen- und anwendungsorientierte Forschung und für die 
Planung und Durchführung komplexer fachübergreifender Forschungsvorhaben.  
Maßnahmen 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
16.4 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Hilfe internationaler und regionaler Organisationen und 
mit Unterstützung nichtstaatlicher Organisationen, des Privatsektors und akademischer und wissenschaftlicher Ein-
richtungen durch Anwendung der traditionellen und der modernen Biotechnologie Verbesserungen in der Pflanzen- 
und Tierzucht wie auch bei Mikroorganismen erzielen, um durch eine nachhaltige Steigerung der landwirtschaftli-
chen Erträge die Ernährungssicherung zu gewährleisten, insbesondere in den Entwicklungsländern; dabei sollten vor 
jeder Modifikation die erwünschten Eigenschaften bestimmt werden, wobei die Bedürfnisse der Landwirte, die so-
zioökonomischen, kulturellen und umweltspezifischen Auswirkungen solcher Modifikationen und die Notwendig-
keit der Förderung einer nachhaltigen sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung zu berücksichtigen sind und be-
sonders darauf zu achten ist, welche Auswirkungen die Nutzung der Biotechnologie auf die Bewahrung der Unver-
sehrtheit der Umwelt haben wird.  
16.5 Genauer ausgedrückt sollten diese Einrichtungen  
a) die Produktivität, die Nährstoffqualität und die Lagerbeständigkeit von Nahrungsmitteln und Tierfuttermitteln 
verbessern, wobei sich ihre Bemühungen auch auf Vor- und Nachernteverluste erstrecken sollen;  
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b) die Krankheits- und Schädlingsresistenz weiterentwickeln;  
c) Pflanzensorten züchten, die tolerant und/oder resistent gegen Belastungen durch Faktoren wie Schädlinge und 
Krankheiten sowie Belastungen abiotischer Art sind;  
d) die Verwendung zu wenig genutzter Kulturpflanzen fördern, die in der Zukunft Bedeutung für die menschliche 
Ernährung und die industrielle Rohstoffversorgung gewinnen könnten;  
e) die Effizienz symbiotischer Vorgänge steigern, die zu einer nachhaltigen Agrarproduktion beitragen;  
f) die Erhaltung und den sicheren Austausch von pflanzlichem, tierischem und mikrobiellem Keimplasma er-
leichtern, unter Anwendung von Verfahren der Risikobewertung und -abwendung, einschließlich verbesserter Dia-
gnoseverfahren zur Erkennung von Schädlingen und Krankheiten durch bessere Verfahren der Schnellvermehrung;  
g) bessere Diagnoseverfahren und Impfstoffe zur Vorbeugung gegen Krankheiten und zur Verhinderung ihrer 
Ausbreitung sowie zur Schnellanalyse von Giften oder Infektionserregern in Erzeugnissen, die für den menschlichen 
Gebrauch bestimmt oder als Viehfutter vorgesehen sind, entwickeln;  
h) produktivere Sorten raschwüchsiger Bäume ermitteln, insbesondere als Brennholzquelle, und Schnellvermeh-
rungstechniken entwickeln, um zu ihrer weiteren Verbreitung und Nutzung beizutragen;  
i) die Nutzung verschiedener biotechnologischer Verfahren zur Erzielung von Ertragssteigerungen bei Fischen, 
Algen und sonstigen aquatischen Arten prüfen;  
j) nachhaltige landwirtschaftliche Erträge fördern, indem sie die Kapazität bestehender Forschungszentren stär-
ken und ihr Betätigungsfeld erweitern, um die erforderliche kritische Masse zu erzielen, durch Förderung und 
Überwachung der Forschung zur Entwicklung biologischer Erzeugnisse und Verfahren, die von produktivem und 
ökologischem Wert sowie wirtschaftlich und sozial verträglich sind und Sicherheitsaspekte berücksichtigen;  
k) die Integration angepasster und traditioneller biotechnologischer Verfahren zur Kultivierung genetisch verän-
derter Pflanzen, zur Aufzucht gesunder Tiere und zum Schutz forstgenetischer Ressourcen fördern;  
l) Verfahren entwickeln, mit denen die Verfügbarkeit der mit Hilfe der Biotechnologie gewonnenen Stoffe für die 
Erzeugung von Nahrungsmitteln, Futtermitteln und nachwachsenden Rohstoffen verbessert werden kann.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
16.6 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Es sollte in Erwägung gezogen werden, vergleichende Bewertungen des Potenzials verschiedener Technologi-
en für die Nahrungsmittelerzeugung vorzunehmen, im Verbund mit einem System zur Bewertung der möglichen 
Auswirkungen biotechnologischer Verfahren auf den internationalen Handel mit Agrarprodukten;  
b) die Auswirkungen eines Subventionsabbaus und der mögliche Einsatz anderer Wirtschaftsinstrumente zur Er-
fassung der auf Grund der nicht nachhaltigen Verwendung von Agrochemikalien entstandenen Umweltkosten sollten 
geprüft werden;  
c) es sollten Datenbanken mit Informationen über die umweltspezifischen und gesundheitlichen Auswirkungen 
von Organismen gepflegt bzw. aufgebaut werden, damit Risikobewertungen durchgeführt werden können;  
d) der Erwerb, der Transfer und die Anpassung von Technologien durch die Entwicklungsländer sollte beschleu-
nigt werden, um nationale Maßnahmen zur Förderung der Ernährungssicherheit zu unterstützen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
16.7 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen und 
regionalen Organisationen gegebenenfalls folgende Maßnahmen im Einklang mit internationalen Übereinkünften 
oder Vereinbarungen über die biologische Vielfalt fördern:  
a) Die Zusammenarbeit in Fragen, die folgende Bereiche betreffen: die Erhaltung von Keimplasma, den Zugang 
dazu und den Austausch vom Keimplasma; die Rechte im Zusammenhang mit geistigem Eigentum und informellen 
Innovationen, einschließlich der Rechte von Bauern und Züchtern; die Beteiligung an den Vorteilen der Biotechno-
logie; und die biologische Sicherheit;  
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b) die Förderung gemeinschaftlicher Forschungsprogramme – insbesondere in Entwicklungsländern – zur Unter-
stützung der in diesem Programmbereich beschriebenen Maßnahmen unter besonderer Berücksichtigung der Zu-
sammenarbeit mit örtlichen und indigenen Bevölkerungsgruppen und deren Gemeinschaften bei der Erhaltung der 
biologischen Vielfalt und der nachhaltigen Nutzung der biologischen Ressourcen sowie Förderung der traditionellen 
Methoden und Kenntnisse dieser Gruppen im Zusammenhang mit diesen Maßnahmen;  
c) die Beschleunigung der Aneignung, des Transfers und der Anpassung von Technologien durch die Entwick-
lungsländer, um nationale Maßnahmen zur Förderung der Ernährungssicherheit zu unterstützen, durch die Entwick-
lung von Systemen für eine wesentliche und nachhaltige Steigerung der Produktivität ohne Schädigung oder Ge-
fährdung örtlicher Ökosysteme4; 
d) die Ausarbeitung geeigneter Sicherheitsverfahren auf der Grundlage des Programmbereichs D unter Berück-
sichtigung ethischer Gesichtspunkte.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
16.8 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 5 Milliarden Dol-
lar, wovon etwa 50 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbe-
dingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL∗ 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
16.9 Die Aus- und Fortbildung qualifizierter Fachleute auf allen Ebenen (darunter Wissenschaftler, technisches Per-
sonal und Berater) in den Grundlagen- und angewandten Wissenschaften ist einer der wichtigsten Bestandteile aller 
Programme dieser Art. Bewusstseinsbildung hinsichtlich der Vorteile und Risiken der Biotechnologie ist von we-
sentlicher Bedeutung. Angesichts der Tragweite einer guten Verwaltung der Forschungsressourcen für die erfolgrei-
che Durchführung multidisziplinärer Großprojekte sollte in formale Fortbildungsprogramme für Wissenschaftler 
auch eine Managementausbildung einbezogen werden. Außerdem sollten im Zusammenhang mit spezifischen Vor-
haben Ausbildungsprogramme erarbeitet werden, um den regionalen bzw. nationalen Bedarf an umfassend ausgebil-
deten Fachkräften, die mit moderner Technologie umzugehen wissen, decken und die Abwanderung von Wissen-
schaftlern von den Entwicklungs- in die Industrieländer verhindern zu können. Nachdruck sollte auf die Förderung 
der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaftlern, Beratern und Nutzern und deren Weiterbildung gelegt werden, da-
mit es zur Schaffung integrierter Systeme kommt. Besondere Berücksichtigung sollte auch die Durchführung von 
Programmen zur Ausbildung und zum Austausch von Wissen über traditionelle Biotechnologien und zur Ausbildung 
in Sicherheitsverfahren finden.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
16.10 Institutionelle Verbesserungen oder andere geeignete Maßnahmen werden notwendig sein, um auf natio-
naler Ebene technische, Management-, Planungs- und Verwaltungskapazität zur Unterstützung der Tätigkeiten in 
diesem Programmbereich aufzubauen. Diese Maßnahmen sollten durch eine internationale, wissenschaftliche, tech-
nische und finanzielle Hilfe ergänzt werden, die ausreicht, um die technische Zusammenarbeit zu erleichtern und die 
Kapazität der Entwicklungsländer zu erweitern. Der Programmbereich E enthält weitere Einzelheiten.  
                                                 
∗ Siehe die Punkte 16.6 und 16.7. 
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B. VERBESSERUNG DER MENSCHLICHEN GESUNDHEIT  
Handlungsgrundlage  
16.11 Die Verbesserung der menschlichen Gesundheit ist eines der wichtigsten Entwicklungsziele. Die Ver-
schlechterung der Umweltqualität, insbesondere die Verschmutzung der Luft, der Gewässer und des Bodens durch 
giftige Chemikalien, durch gefährliche Abfälle, durch Strahlung und aus sonstigen Quellen gibt zunehmend Anlass 
zur Sorge. Diese Schädigung der Umwelt auf Grund einer unzureichenden oder unangemessenen Entwicklung hat 
direkte negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit. Unterernährung, Armut, schlechte Wohnbedingun-
gen, mangelndes hochwertiges Trinkwasser und unzulängliche sanitäre Einrichtungen kommen noch zu den Proble-
men der übertragbaren und nicht übertragbaren Krankheiten hinzu. Dies führt dazu, dass die Gesundheit und das 
Wohlergehen der Menschen zunehmenden Belastungen ausgesetzt sind.  
Ziele 
16.12 Hauptziel dieses Programmbereichs ist es, durch umweltgerechte Nutzung der Biotechnologie im Rah-
men eines umfassenden Gesundheitsprogramms einen Beitrag zu leisten zu5 
a) der Erweiterung oder (vordringlichen) Einführung von Programmen, die zur Bekämpfung der wichtigsten an-
steckenden Krankheiten beitragen sollen;  
b) der Förderung eines guten gesundheitlichen Allgemeinzustands der Menschen aller Altersgruppen;  
c) der Ausarbeitung bzw. Verbesserung von Programmen, die zur gezielten Behandlung der wichtigsten nicht an-
steckenden Krankheiten und zum Schutz vor diesen beitragen sollen;  
d) der Festlegung und Erweiterung geeigneter Sicherheitsverfahren auf der Grundlage des Programmbereichs D, 
unter Berücksichtigung ethischer Gesichtspunkte;  
e) der Schaffung besserer Möglichkeiten zur Durchführung grundlagen- und anwendungsorientierter Forschung 
und zur Abwicklung fachübergreifender Forschungsvorhaben.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
16.13 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung internationaler und regionaler Or-
ganisationen, akademischer und wissenschaftlicher Einrichtungen und der pharmazeutischen Industrie unter ange-
messener Berücksichtigung sicherheitstechnischer und ethischer Gesichtspunkte  
a) nationale und internationale Programme erarbeiten, um diejenigen Bevölkerungsgruppen auf der Erde zu 
ermitteln und gezielt anzugehen, die am dringendsten einer Verbesserung des gesundheitlichen Allgemeinbefindens 
und des Schutzes gegen Krankheiten bedürfen;  
b) Kriterien für die Bewertung der Wirksamkeit sowie der Vorteile und Risiken der geplanten Maßnahmen auf-
stellen;  
c) Screening-Verfahren, systematische Stichproben- und Evaluierungsverfahren für Arzneimittel und medizini-
sche Technologien festlegen und durchsetzen, um den Gebrauch derjenigen Mittel und Technologien zu verbieten, 
die nicht genügend Sicherheit für den experimentellen Einsatz bieten; sowie gewährleisten, dass Arzneimittel und 
Technologien im Bereich der Reproduktionsmedizin sicher und wirksam sind und ethische Gesichtspunkte berück-
sichtigen;  
d) die Trinkwassergüte durch Einführung geeigneter spezifischer Maßnahmen einschließlich der Diagnose von im 
Wasser vorhandenen Pathogenen und Schadstoffen verbessern, durch systematische Probennahme überprüfen und 
bewerten;  
e) gegen die wichtigsten ansteckenden Krankheiten neue und verbesserte Impfstoffe entwickeln und auf breiter 
Basis zur Verfügung stellen, die wirksam und unbedenklich sind und bei minimaler Dosierung Schutz bieten; dazu 
gehört auch die Intensivierung der Arbeit an Impfstoffen, die zur Bekämpfung von häufig vorkommenden Kinder-
krankheiten benötigt werden;  
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f) biologisch abbaubare Darreichungssysteme für Impfstoffe entwickeln, welche die gegenwärtig üblichen Mehr-
fachimpfungen überflüssig machen, einen flächendeckenderen Impfschutz der Bevölkerung ermöglichen und die 
Immunisierungskosten senken;  
g) unter Berücksichtigung von Umweltschutzaspekten wirksame biologische Bekämpfungsmittel gegen Krank-
heitserreger übertragende Vektoren wie etwa Stechmücken und resistente Varianten entwickeln;  
h) unter Heranziehung der Mittel der modernen Biotechnologie unter anderem verbesserte Diagnoseverfahren, 
neue Arzneimittel und bessere Therapien und Arzneiformen entwickeln;  
i) die Verbesserung und effektivere Nutzung von Arzneipflanzen und sonstigen entsprechenden Ausgangsmate-
rialien vorantreiben;  
j) Verfahren entwickeln, mit deren Hilfe mittels der Biotechnologie gewonnene Stoffe breiter verfügbar gemacht 
werden können, um die menschliche Gesundheit zu verbessern.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
16.14 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Es sollten Forschungsarbeiten durchgeführt werden, um die komparativen sozialen, ökologischen und finanzi-
ellen Kosten und Vorteile verschiedener Technologien für die Basisgesundheitsversorgung und die Reproduktions-
medizin zu bewerten, unter Berücksichtigung allgemeiner Unbedenklichkeitsüberlegungen und ethischer Gesichts-
punkte;  
b) es sollten Aufklärungsprogramme für Entscheidungsträger und die breite Öffentlichkeit entwickelt werden, um 
ihr Verständnis und Bewusstsein für die relativen Vorteile und Risiken der modernen Biotechnologie unter Beach-
tung ethischer und kultureller Gesichtspunkte zu wecken.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
16.15 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen 
und regionalen Organisationen  
a) auf der Grundlage des Programmbereichs D unter Berücksichtigung ethischer Gesichtspunkte geeignete Si-
cherheitsverfahren festlegen und verstärken;  
b) insbesondere in Entwicklungsländern die Aufstellung nationaler Programme zur Verbesserung der Volksge-
sundheit, vor allem den Schutz vor den wichtigsten ansteckenden Krankheiten, häufig vorkommenden Kinderkrank-
heiten und Krankheitsüberträgern, unterstützen.  
Mittel zur Umsetzung  
16.16 Um zur Bekämpfung der wichtigsten übertragbaren Krankheiten bis zum Beginn des nächsten Jahrhun-
derts Fortschritte zu erzielen, müssen die zur Erfüllung der oben angeführten Ziele erforderlichen Maßnahmen mit 
besonderer Dringlichkeit durchgeführt werden. Die Ausbreitung mancher Krankheiten auf alle Regionen der Erde 
erfordert ein weltweites Handeln. Bei eher örtlich begrenzten Krankheiten ist ein regionales oder nationales Vorge-
hen angebracht. Die Erfüllung der Ziele verlangt Folgendes:  
a) Ein fortgesetztes internationales Engagement;  
b) die Festlegung nationaler Prioritäten innerhalb eines fest umrissenen Zeitrahmens;  
c) den Einsatz wissenschaftlicher und finanzieller Mittel auf globaler und nationaler Ebene.  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
16.17 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 14 Milli-
arden Dollar, wovon etwa 130 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
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einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten 
Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
16.18 Es bedarf sorgfältig abgestimmter multidisziplinärer Bemühungen, zu denen auch die Zusammenarbeit 
zwischen Wissenschaftlern, Finanzierungseinrichtungen und Industriezweigen gehört. Auf globaler Ebene kann 
darunter eine Zusammenarbeit zwischen Forschungseinrichtungen in verschiedenen Ländern zu verstehen sein, 
wobei die Finanzierung auf zwischenstaatlicher Ebene erfolgt, gegebenenfalls flankiert durch eine ähnliche 
Zusammenarbeit auf nationaler Ebene. Auch die Unterstützung der Forschung und Entwicklung muss weiter 
ausgebaut werden, ebenso wie die Mechanismen zum Transfer einschlägiger Technologien.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
16.19 Auf globaler Ebene sind Aus- und Fortbildung sowie Technologietransfer vonnöten, wobei die Regionen 
und Länder Zugangs- und Beteiligungsmöglichkeiten am Austausch von Informationen und Fachwissen haben soll-
ten, insbesondere wenn es um einheimisches oder traditionelles Wissen und die entsprechende Biotechnologie geht. 
Wesentlich ist der Auf- oder Ausbau eigener Kapazität in den Entwicklungsländern, um diesen die Möglichkeit zu 
geben, sich aktiv an den Prozessen der Biotechnologie-Produktion zu beteiligen. Die Ausbildung von Personal könn-
te auf drei Ebenen stattfinden:  
a) Die Ausbildung von Wissenschaftlern, die für die grundlagen- und die produktorientierte Forschung benötigt 
werden;  
b) die Ausbildung der im Gesundheitswesen tätigen Fachkräfte (Unterweisung im sicheren Umgang mit neuen 
Produkten) und der für komplexe fachübergreifende Forschungsvorhaben benötigten Wissenschaftsmanager;  
c) die Ausbildung von dem Dienstleistungsbereich zugehörigen Fachkräften, die für die Programmdurchführung 
vor Ort benötigt werden.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU∗ 
C. VERBESSERUNG DES UMWELTSCHUTZES  
 
Handlungsgrundlage  
16.20 Umweltschutz ist fester Bestandteil der nachhaltigen Entwicklung. Die Umwelt mit all ihren biotischen 
und abiotischen Bestandteilen ist bedroht: die Tiere, die Pflanzen, die Mikroorganismen und die Ökosysteme, wel-
che die biologische Vielfalt enthalten; die Gewässer, der Boden und die Luft, welche die natürlichen Bestandteile 
der Lebensräume und Ökosysteme bilden; und alle Wechselwirkungen zwischen den Bestandteilen der biologischen 
Vielfalt und den Lebensräumen und Ökosystemen, die sie tragen. Mit dem immer weiter steigenden Verbrauch von 
Chemikalien, Energie und nicht erneuerbaren Ressourcen durch eine wachsende Weltbevölkerung werden sich auch 
die damit verbundenen Umweltprobleme verschärfen. Trotz vermehrter Anstrengungen, eine Abfallakkumulation zu 
verhindern und die Wiederverwertung zu fördern, werden die durch Überverbrauch verursachte Umweltschädigung, 
das anfallende Abfallvolumen und der Umfang der nicht nachhaltigen Flächennutzung wahrscheinlich weiter zu-
nehmen.  
16.21 Dass für eine nachhaltige Entwicklung ein vielfältiger Genpool an pflanzlichem, tierischem und mikrobi-
schem Keimplasma notwendig ist, wird allgemein akzeptiert. Die Biotechnologie ist eines der vielen Instrumente, 
die eine wichtige Rolle bei der Wiederherstellung geschädigter Ökosysteme und Landschaften spielen kann. Dies 
könnte etwa durch Entwicklung neuer Aufforstungs- und Wiederaufforstungsverfahren, durch Konservierung von 
Keimplasma und durch Züchtung neuer Pflanzensorten geschehen. Außerdem kann die Biotechnologie einen Beitrag 
dazu leisten, die Auswirkungen von in Ökosysteme eingebrachten Organismen auf die übrigen Organismen und auf 
sonstige Organismen zu untersuchen.  
                                                 
∗ Siehe Programmbereich E. 
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Ziele 
16.22 Gesamtziel dieses Programmbereichs ist die Verhütung, Beendigung und Umkehrung der Umweltzerstö-
rung durch angepasste Nutzung der Biotechnologie in Verbindung mit anderen Technologien bei gleichzeitiger 
Unterstützung bestimmter Sicherheitsverfahren als integraler Bestandteil des Programms. Zu den Einzelzielen 
gehört die baldmögliche Einleitung gezielter Programme mit folgenden spezifischen Vorgaben:  
a) Die Einführung von Produktionsverfahren, die dank der Wiederverwertung von Biomasse, der Wiedergewin-
nung von Energie und der Minimierung des Abfallaufkommens6 eine optimale Nutzung der natürlichen Ressourcen 
ermöglichen6; 
b) die Förderung der Nutzung biotechnologischer Verfahren unter Berücksichtigung der biologischen Sanierung 
des Bodens und der Gewässer, der Abfallbehandlung, der Bodenerhaltung, der Wiederaufforstung, der Aufforstung 
und der Flächensanierung7,8; 
c) die Anwendung der Biotechnologien und biotechnologischer Produkte zur Intakterhaltung der Umwelt mit dem 
Ziel langfristiger ökologischer Sicherheit.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
16.23 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen 
und regionalen Organisationen, des Privatsektors, nichtstaatlicher Organisationen und akademischer und wissen-
schaftlicher Einrichtungen  
a) umweltverträgliche Alternativen und Verbesserungen für umweltschädliche Produktionsprozesse entwickeln;  
b) Anwendungen entwickeln, die eine möglichst geringe Inanspruchnahme nicht nachhaltiger synthetischer che-
mischer Einsatzstoffe und eine möglichst weitgehende Verwendung umweltgerechter Produkte, darunter auch Na-
turprodukte, ermöglichen (siehe Programmbereich A);  
c) Verfahren entwickeln, die eine geringere Abfallerzeugung, eine Behandlung der Abfälle vor ihrer Beseitigung 
und die Verwendung biologisch abbaubarer Stoffe ermöglichen;  
d) Verfahren entwickeln, die die Rückgewinnung von Energie und die Bereitstellung von regenerativen Energie-
trägern, Tierfutter und Rohstoffen durch Verwertung von organischen Abfällen und Biomasse ermöglichen;  
e) Verfahren entwickeln, die die Entfernung von Schadstoffen aus der Umwelt ermöglichen, einschließlich un-
fallbedingter Ölverschmutzungen, für die konventionelle Verfahren nicht zur Verfügung stehen oder zu teuer, unra-
tionell oder inadäquat sind;  
f) Verfahren zur Erweiterung des verfügbaren Angebots an Pflanzgut, insbesondere Lokalsorten, für Aufforstungs- 
und Wiederaufforstungsmaßnahmen und zur Erzielung nachhaltigerer forstwirtschaftlicher Erträge entwickeln; 
g) Anwendungen zur Erweiterung des verfügbaren Angebots an stresstolerantem Pflanzgut für Flächensanierun-
gen und Bodenschutzmaßnahmen entwickeln;  
h) die Verwendung integrierter Schädlingsbekämpfungsmethoden ausgehend von einem ausgewogenen Einsatz 
biologischer Pflanzenschutzverfahren unterstützen;  
i) die angepasste Verwendung von Biodünger im Rahmen nationaler Düngerprogramme unterstützen;  
j) die Nutzung biotechnologischer Verfahren für die Erhaltung und wissenschaftliche Untersuchung der biologi-
schen Vielfalt und der nachhaltigen Nutzung der biologischen Ressourcen fördern;  
k) einfach anzuwendende Technologien zur Behandlung von Abwasser und organischen Abfällen entwickeln;  
l) neue Technologien für Schnell-Tests zur Bestimmung von Organismen mit wertvollen biologischen Eigen-
schaften entwickeln;  
m) neue Biotechnologien zur umweltverträglichen Erschließung von Bodenschätzen fördern.  
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B) DATEN UND INFORMATIONEN  
16.24 Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, um den Zugang zu vorhandenen Informationen über Biotechno-
logie und zu Einrichtungen auf der Grundlage weltweiter Datenbanken zu verbessern.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
16.25 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen 
und regionalen Organisationen  
a) zur Unterstützung der in diesem Programmbereich beschriebenen Maßnahmen insbesondere in den Entwick-
lungsländern die vorhandenen Forschungs-, Ausbildungs- und Entwicklungsmöglichkeiten ausbauen;  
b) Mechanismen zur Herbeiführung der Einsatzreife und zur Verbreitung umweltverträglicher biotechnologischer 
Verfahren schaffen, die vor allem kurzfristig von hoher Umweltbedeutung sind, selbst wenn sie nur begrenzte Aus-
sichten auf einen wirtschaftlichen Erfolg bieten;  
c) die Zusammenarbeit, einschließlich des Transfers von Biotechnologie, zwischen Teilnehmerstaaten zum Zweck 
des Kapazitätsaufbaus verbessern;  
d) geeignete Sicherheitsverfahren auf der Grundlage des Programmbereichs D entwickeln, unter Berücksichti-
gung ethischer Gesichtspunkte.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
16.26 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1 Milliar-
de Dollar, wovon etwa 10 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessi-
onsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht ge-
prüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL∗ 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
16.27 Auf Grund der Maßnahmen in diesem Programmbereich wird sich der Bedarf an ausgebildeten Fachkräf-
ten erhöhen. Dazu muss die Unterstützung bestehender Ausbildungsprogramme, beispielsweise auf Universitäts- 
und Fachhochschulebene, verstärkt und der Austausch von Fachkräften zwischen Ländern und Regionen intensiviert 
werden. Außerdem müssen neue und zusätzliche Ausbildungsprogramme, beispielsweise für Fach- und Hilfsperso-
nal, geschaffen werden. Darüber hinaus ist es dringend erforderlich, das Verständnis der Entscheidungsträger in den 
Regierungen sowie bei Finanzierungseinrichtungen und sonstigen Institutionen in Bezug auf biologische Prinzipien 
und ihre Politikauswirkungen zu verbessern.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
16.28 Die zuständigen Institutionen müssen die Verantwortung für die Durchführung der oben genannten Maß-
nahmen tragen und über die dafür erforderliche Kapazität (politischer, finanzieller und personeller Art) verfügen und 
neuen biotechnologischen Entwicklungen aufgeschlossen gegenüberstehen (siehe Programmbereich E).  
                                                 
∗ Siehe die Ziffern 16.23 und 16.25. 
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D. ERHÖHUNG DER SICHERHEIT UND SCHAFFUNG INTERNATIONALER MECHANISMEN FÜR DIE 
ZUSAMMENARBEIT  
Handlungsgrundlage  
16.29 Es besteht die Notwendigkeit, unter Rückgriff auf einzelstaatlich aufgestellte Grundsätze weiter an der 
Entwicklung international vereinbarter Grundsätze für die Risikobeurteilung und Risikobewältigung aller Aspekte 
der Biotechnologie zu arbeiten. Nur wenn geeignete und transparente Sicherheits- und Grenzkontrollverfahren in 
Kraft sind, kann die Gemeinschaft in ihrer Gesamtheit den bestmöglichen Nutzen aus der Biotechnologie ziehen, 
und ist sie eher in der Lage, die potenziellen Vorteile und Risiken der Biotechnologie zu akzeptieren. Diese Sicher-
heitsverfahren könnten auf verschiedenen Grundprinzipien aufbauen, einschließlich primär der Auseinandersetzung 
mit dem Organismus selbst, aufbauend auf dem in einem flexiblen Rahmen angewandten Grundsatz der Vertrautheit 
und unter Berücksichtigung nationaler Erfordernisse sowie anerkennend, dass der logische Ablauf ein schritt- und 
fallweises Vorgehen erfordert, allerdings auch anerkennend, dass die Erfahrung, auf der Grundlage der in der ersten 
Zeit gemachten Erfahrungen, vielfach auch einen umfassenderen Ansatz nahe legt und unter anderem zu Rationali-
sierung und Kategorisierung, der ergänzenden Einbeziehung der Risikobeurteilung und Risikobewältigung und der 
Unterteilung in Organismen zur Verwendung in einem geschlossenen Umfeld oder zur Freisetzung in die Umwelt 
führen sollte. 
Ziele 
16.30 Ziel dieses Programmbereichs ist es, die notwendige Sicherheit bei der Entwicklung, der Anwendung, 
dem Austausch und der Weitergabe von Biotechnologie durch eine internationale Vereinbarung über die bei der Ri-
sikobeurteilung und Risikobewältigung anzuwendenden Grundsätze zu gewährleisten, wobei insbesondere auf 
gesundheits- und umweltrelevante Gesichtspunkte Bezug genommen und für eine möglichst umfassende Beteiligung 
der Öffentlichkeit und die Berücksichtigung ethischer Gesichtspunkte gesorgt werden soll.  
Maßnahmen  
16.31 Die in diesem Programmbereich vorgeschlagenen Maßnahmen setzen eine enge internationale Zusam-
menarbeit voraus. Sie sollten auf geplanten oder laufenden Maßnahmen zur Beschleunigung einer umweltverträgli-
chen Anwendung der Biotechnologie, insbesondere in Entwicklungsländern, aufbauen.*∗ 
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
16.32 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen 
und regionalen Organisationen, des privaten Sektors, nichtstaatlicher Organisationen sowie akademischer und wis-
senschaftlicher Einrichtungen  
a) die bestehenden Sicherheitsverfahren durch Erfassung der vorhandenen Informationen und deren Anpassung 
an die besonderen Bedürfnisse der verschiedenen Länder und Regionen auf breiter Basis weitergeben;  
b) sofern erforderlich, die bestehenden Sicherheitsverfahren weiterentwickeln, um in den Bereichen Risikobeur-
teilung und Risikobewältigung die wissenschaftliche Entwicklung und Kategorisierung zu fördern (Informationsbe-
darf; Datenbanken; Verfahrensregeln für die Risikobeurteilung und Bedingungen für die Freisetzung; Aufstellung 
von Sicherheitsauflagen; Überwachung und Kontrollen; Berücksichtigung laufender nationaler, regionaler und in-
ternationaler Initiativen und möglichst weitgehende Vermeidung von Doppelarbeit);  
c) miteinander kompatible Sicherheitsverfahren zusammenstellen, aktualisieren und in einen Rahmen internatio-
nal vereinbarter Grundsätze einbinden, die als Grundlage für in der Biotechnologie zu verwendende Sicherheitsleit-
linien dienen, wobei auch geprüft werden soll, ob es notwendig und möglich ist, ein internationales Übereinkommen 
zu schließen; außerdem unter Einbeziehung der von internationalen oder sonstigen Sachverständigengremien bereits 
geleisteten Arbeit den Informationsaustausch als Grundlage für die weitere Entwicklung fördern;  
                                                 
∗∗ Siehe Forschungsbericht Nr. 55 "Environmentally sound management of biotechnology: safety in biotechnology- assessment and ma-
nagement of risks" (Umweltverträgliche Nutzung der Biotechnologie: Sicherheit in der Biotechnologie í Risikoabschätzung und Risi-
komanagement) (Februar 1992), der vom Sekretariat der Konferenz über Umwelt und Entwicklung der Vereinten Nationen unter Berück-
sichtigung der auf der dritten Tagung des Vorbereitungsausschusses für die Konferenz abgegebenen Stellungnahmen zu Teil II des Do-
kuments A/CONF.151/PC/67 ausgearbeitet wurde, das die Ergebnisse des im Juni 1991 in London abgehaltenen Ad-hoc-Workshops 
hochrangiger Experten zum Thema "Abschätzung und Management biotechnologischer Risiken" enthält. 
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d) auf nationaler und regionaler Ebene Ausbildungsprogramme über die Anwendung der geplanten technischen 
Leitlinien durchführen;  
e) den Informationsaustausch über die erforderlichen Verfahren für eine sichere Handhabung und Risikobewälti-
gung sowie über die Freisetzungsbedingungen für biotechnologische Produkte unterstützen und sich an der Bereit-
stellung von Soforthilfe in Notfallsituationen beteiligen, die im Zusammenhang mit der Nutzung biotechnologischer 
Produkte eintreten können. 
B) DATEN UND INFORMATIONEN* 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG 
16.33 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung der einschlägigen internationalen 
und regionalen Organisationen das Bewusstsein für die relativen Vorteile und Risiken der Biotechnologie fördern.  
16.34 Zu den weiteren Maßnahmen sollten folgende gehören (siehe auch Punkt 16.32): 
a) die Abhaltung eines oder mehrerer regionaler Treffen zwischen den betroffenen Ländern, um weitere prakti-
sche Schritte zur Erleichterung der internationalen Zusammenarbeit im Bereich der biologischen Sicherheit zu ver-
einbaren;  
b) die Einrichtung eines internationalen Netzwerks unter Einbeziehung nationaler, regionaler und globaler Kon-
taktstellen;  
c) auf Anforderung die Bereitstellung von Direkthilfe über das internationale Netzwerk unter Verwendung von 
Informationsnetzen, Datenbanken und Informationsverfahren;  
d) die Prüfung der Frage, ob es notwendig und möglich ist, international vereinbarte Leitlinien über die Sicherheit 
freigesetzter biotechnologischer Produkte aufzustellen, einschließlich der Risikobeurteilung und Risikobewältigung, 
und die Prüfung der Frage, ob man sich mit der Möglichkeit von Leitlinien beschäftigen sollte, mit denen die Ein-
führung nationaler Haftungs- und Entschädigungsvorschriften erleichtert werden könnte.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
16.35 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 2 Millio-
nen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustel-
len sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Grö-
ßenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL** 
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN** 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
16.36 Es sollte eine angemessene internationale technische und finanzielle Hilfe bereitgestellt und die techni-
sche Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern erleichtert werden, damit auf nationaler Ebene die Fach-, Manage-
ment-, Planungs- und Verwaltungskapazität zur Unterstützung der im vorliegenden Programmbereich vorgesehenen 
Maßnahmen geschaffen werden kann (siehe auch Programmbereich E).  
                                                 
*   Siehe die Punkte 16.32 und 16.33. 
** Siehe Ziffer 16.32. 
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E. SCHAFFUNG GÜNSTIGER RAHMENBEDINGUNGEN FÜR DIE ENTWICKLUNG UND UMWELT-
VERTRÄGLICHE NUTZUNG DER BIOTECHNOLOGIE  
Handlungsgrundlage 
16.37 Die beschleunigte Entwicklung und Anwendung der Biotechnologie, insbesondere in den Entwicklungs-
ländern, setzt intensive Bemühungen um den Aufbau institutioneller Kapazität auf nationaler und regionaler Ebene 
voraus. In den Entwicklungsländern sind Förderfaktoren wie Ausbildungskapazität, Fachwissen, Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen und -mittel, industrielles Potenzial, Kapital (darunter auch Risikokapital), der Schutz des 
geistigen Eigentums und Fachkompetenz in Bereichen wie der Marktforschung, der Technologiefolgenabschätzung, 
der sozioökonomischen und der Sicherheitsbeurteilung häufig unzureichend. Daher müssen Anstrengungen unter-
nommen werden, um in diesen und in anderen Bereichen entsprechende Kapazität aufzubauen und diese Bemühun-
gen durch entsprechende finanzielle Mittel zu unterstützen. Es besteht demnach die Notwendigkeit, die Eigenkapazi-
tät der Entwicklungsländer durch neue internationale Initiativen zur Forschungsförderung zu unterstützen, um die 
Entwicklung und Anwendung neuer wie konventioneller Biotechnologien voranzutreiben und auf diese Weise den 
Bedürfnissen einer nachhaltigen Entwicklung auf lokaler, nationaler und regionaler Ebene entgegenzukommen. Na-
tionale Mechanismen, die eine aufgeklärte Meinungsäußerung der Öffentlichkeit zur Frage der biotechnologischen 
Forschung und ihrer Anwendungsmöglichkeiten gestatten, sollten ebenfalls Teil dieser Bemühungen sein.  
16.38 Einige Aktivitäten auf nationaler, regionaler und globaler Ebene befassen sich bereits mit den in den Pro-
grammbereichen A, B, C und D angesprochenen Fragen sowie auch mit der Beratung der einzelnen Länder bei der 
Ausarbeitung nationaler Leitlinien und Systeme zur Umsetzung dieser Leitlinien. Allerdings sind diese Aktivitäten 
im allgemeinen nicht koordiniert und mit vielen verschiedenen Organisationen, Prioritäten, Interessengruppen, Zeit-
horizonten, Finanzierungsquellen und Ressourcenengpässen verbunden. Um die verfügbaren Ressourcen in mög-
lichst wirksamer Weise nutzbar machen zu können, ist ein viel kohärenteres und besser abgestimmtes Vorgehen 
erforderlich. Wie die meisten neuen Technologien könnten auch die biotechnologische Forschung und die 
Anwendung ihrer Ergebnisse erhebliche positive und negative sozioökonomische sowie kulturelle Auswirkungen 
haben. Diese Auswirkungen sollten bereits in den Anfangsphasen der Biotechnologieentwicklung sorgfältig 
bestimmt werden, damit die Folgen eines Biotechnologietransfers entsprechend gesteuert werden können. 
Ziele 
16.39 Die Ziele lauten wie folgt:  
a) Förderung der Entwicklung und Anwendung von Biotechnologien, unter besonderer Berücksichtigung der 
Entwicklungsländer  
 i) durch Verstärkung der bisherigen Bemühungen auf nationaler, regionaler und globaler Ebene;  
 ii) durch Bereitstellung der erforderlichen Unterstützung im Bereich der Biotechnologie – insbesondere in 
der Forschung und der Produktentwicklung – auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene;  
 iii) durch Schärfung des Bewusstseins der Öffentlichkeit für die relativen Vorteile und Risiken der Biotech-
nologie, um einen Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung zu leisten;  
 iv) durch Mithilfe bei der Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für Investitionen, beim Aufbau indu-
strieller Kapazität und beim Vertrieb/bei der Vermarktung;  
 v) durch Förderung des Austauschs von Wissenschaftlern zwischen allen Ländern und durch Unterbindung 
der Abwanderung von Fach- und Führungskräften;  
 vi) durch Anerkennung und Förderung der traditionellen Methoden und Kenntnisse indigener Bevölkerungs-
gruppen und ihrer Gemeinschaften und durch Gewährleistung der Möglichkeit ihrer Beteiligung an den 
wirtschaftlichen und kommerziellen Vorteilen von Entwicklungen in der Biotechnologie9; 
b) Bestimmung von Wegen zur Verstärkung der gegenwärtigen Bemühungen, nach Möglichkeit unter Aufbau auf 
bestehenden, vor allem regionalen, Fördermechanismen, mit dem Ziel, die Art der zusätzlich notwendigen Initiati-
ven genau zu bestimmen, insbesondere soweit es um die Entwicklungsländer geht; sowie Entwicklung angemesse-
ner Antwortstrategien, einschließlich Vorschlägen für etwaige neue internationale Mechanismen;  
c) nach Bedarf auf lokaler, regionaler und internationaler Ebene geeignete Mechanismen für die Sicherheits- und 
die Risikobeurteilung schaffen bzw. anpassen.  
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
16.40 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung internationaler und regionaler Or-
ganisationen, des Privatsektors, nichtstaatlicher Organisationen und akademischer und wissenschaftlicher Einrich-
tungen  
a) Politiken erarbeiten und zusätzliche Mittel aufbringen, um insbesondere für Entwicklungsländer und zwischen 
ihnen erweiterte Zugangsmöglichkeiten zu den neuen Biotechnologien zu schaffen;  
b) Programme zur Schärfung des Bewusstseins der Öffentlichkeit und der wichtigsten Entscheidungsträger für die 
potenziellen und relativen Vorteile und Risiken einer umweltverträglichen Anwendung der Biotechnologie durchfüh-
ren;  
c) auf nationaler, regionaler und globaler Ebene eine dringliche Überprüfung der vorhandenen Fördermechanis-
men, -programme und -aktivitäten vornehmen, um Stärken, Schwächen und Lücken zu identifizieren und die vor-
rangigen Bedürfnisse der Entwicklungsländer zu ermitteln;  
d) eine umgehende Nachbereitung und kritische Überprüfung vornehmen, um Wege zur Stärkung in und zwi-
schen den Entwicklungsländern vorhandener endogener Kapazität zur umweltverträglichen Nutzung der Biotechno-
logie zu ermitteln, und dazu in einem ersten Schritt Möglichkeiten prüfen, vorhandene Mechanismen, insbesondere 
auf regionaler Ebene, zu verbessern, und in einem zweiten Schritt die mögliche Schaffung neuer internationaler Me-
chanismen wie etwa regionaler Biotechnologiezentren in Betracht ziehen;  
e) Strategiepläne zur Überwindung spezifischer Problemstellen durch entsprechende Forschung, Produktentwick-
lung und Vermarktung entwickeln;  
f) sofern erforderlich, zusätzliche Qualitätssicherungsnormen für biotechnologische Anwendungen und Produkte 
festlegen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
16.41 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden: Der Zugriff auf vorhandene Systeme zur Weitergabe von 
Informationen, insbesondere zwischen den Entwicklungsländern, sollte erleichtert und erforderlichenfalls verbessert 
werden; außerdem sollte die Erstellung eines Informationsverzeichnisses in Betracht gezogen werden.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
16.42 Die Regierungen sollten auf entsprechender Ebene mit Unterstützung internationaler und regionaler Or-
ganisationen geeignete neue Initiativen zur Bestimmung vorrangiger, von konkreten Problemstellungen ausgehender 
Forschungsbereiche entwickeln und insbesondere in und zwischen Entwicklungsländern sowie zwischen einschlägi-
gen Unternehmungen in diesen Ländern den Zugang zu neuen Biotechnologien erleichtern, mit dem Ziel, die im 
Land selbst vorhandene Kapazität auszubauen und den Aufbau von Forschungskapazität und institutioneller Kapazi-
tät in diesen Ländern zu unterstützen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
16.43 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 5 Millio-
nen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustel-
len sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Grö-
ßenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
16.44 Auf regionaler und globaler Ebene müssen Workshops, Symposien, Seminare und sonstige Austausch-
möglichkeiten zwischen Wissenschaftlern über konkrete vorrangige Themen organisiert werden, wobei das vorhan-
dene wissenschaftliche und technische KräftePotenzial jedes Landes in vollem Umfang zur Herbeiführung eines 
solchen Austauschs eingesetzt werden soll.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
16.45 Der Personalentwicklungsbearf auf nationaler, regionaler und globaler Ebene, insbesondere in Entwick-
lungsländern, muss ermittelt und zusätzliche Fortbildungsprogramme müssen erarbeitet werden. Diese sollten durch 
eine verstärkte Weiterbildung auf allen Ebenen – der Graduierten-, Postgraduierten- und Postpromotionsebene – so-
wie durch Fortbildung von Fach- und Hilfspersonal unterstützt werden, wobei der Heranbildung von Fachkräften in 
den Bereichen Beratungsdienste, Projektkonzeption, Ingenieurwesen und Marktforschung besondere Beachtung ge-
bührt. Darüber hinaus müssen Weiterbildungsprogramme für Dozenten erarbeitet werden, die in Spitzenforschungs-
einrichtungen in verschiedenen Ländern überall auf der Welt Wissenschaftler und Technologen ausbilden, und es 
müssen Systeme eingeführt werden, die Wissenschaftlern und Technologen angemessene Honorierung, Anreize und 
Anerkennung gewährleisten (siehe Punkt 16.44). Auch die Beschäftigungsbedingungen müssen in den Entwick-
lungsländern auf nationaler Ebene verbessert werden, um Arbeitskräfte mit abgeschlossener Berufsausbildung durch 
Unterstützung und Förderung im eigenen Land zu halten. Die Gesellschaft sollte über die sozialen und kulturellen 
Auswirkungen der Entwicklung und Anwendung der Biotechnologie informiert werden.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
16.46 In vielen Ländern findet die biotechnologische Forschung und Entwicklung sowohl unter hochtechnisier-
ten Bedingungen als auch auf Praxisebene statt. Es muss dafür gesorgt werden, dass die notwendigen 
Infrastruktureinrichtungen für Forschungs-, Beratungs- und Technologiemaßnahmen auf dezentraler Basis zur 
Verfügung stehen. Die globale und regionale Zusammenarbeit im Bereich der Grundlagenforschung und der 
angewandten Forschung und Entwicklung muss ebenfalls weiter ausgebaut werden, und es muss alles getan werden, 
um sicherzustellen, dass vorhandene nationale und regionale Einrichtungen in vollem Umfang genutzt werden. 
Solche Einrichtungen gibt es bereits in einigen Ländern, und es sollte möglich sein, sie für Ausbildungszwecke und 
gemeinsame Forschungsvorhaben zu nutzen. Auch der Ausbau von Universitäten, technischen Hochschulen und 
örtlichen Forschungseinrichtungen für die Entwicklung von Biotechnologien und den Aufbau von Beratungsdiensten 
für ihre Anwendung muss insbesondere in den Entwicklungsländern vorangetrieben werden.  
________________________ 
1 Siehe Kapitel 15 (Erhaltung der biologischen Vielfalt). 
2 Siehe Kapitel 14 (Förderung einer nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung).  
3 Siehe Kapitel 11 (Bekämpfung der Entwaldung). 
4 Siehe Kapitel 34 (Transfer umweltgerechter Technologien, Zusammenarbeit und Kapazitätsaufbau). 
5 Siehe Kapitel 6 (Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit). 
6 Siehe Kapitel 21 (Umweltgerechte Behandlung fester Abfälle und Abwasserfragen) 
7 Siehe Kapitel 10 (Integriertes Konzept zur Planung und Bewirtschaftung der Flächenressourcen). 
8 Siehe Kapitel 18 (Schutz der Süßwasserqualität und der Süßwasservorkommen: Anwendung integrierter Ansätze zur Erschließung, 
Bewirtschaftung und Nutzung der Wasserressourcen). 
9 Siehe Kapitel 26 (Anerkennung und Stärkung der Rolle indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften) 
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Schutz der Ozeane, aller Arten von Meeren einschließlich um- 
      schlossener und halbumschlossener Meere und Küstengebiete  
      sowie Schutz, rationelle Nutzung und Entwicklung ihrer leben- 
      den Ressourcen 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
17.1 Die Meeresumwelt – einschließlich der Ozeane und aller Meere und angrenzenden Küstengebiete – bildet ein 
integriertes Ganzes, das ein unverzichtbarer Bestandteil der globalen Lebensgrundlagen und ein Gut ist, das Mög-
lichkeiten für eine nachhaltige Entwicklung bietet. Das Völkerrecht legt im Rahmen des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen (UNCLOS)1,2, auf das im vorliegenden Kapitel der Agenda 21 Bezug genommen wird, 
Rechte und Pflichten der Staaten fest und bildet die völkerrechtliche Grundlage für den Schutz und die nachhaltige 
Entwicklung der Meeres- und Küstenumwelt und ihrer Ressourcen. Dazu bedarf es neuer Ansätze für die Bewirt-
schaftung und Entwicklung der Meeres- und Küstenregionen auf nationaler, subregionaler, regionaler und globaler 
Ebene í Ansätze, die ihrem Inhalt nach integrativ und ihrer Wirkung nach vorbeugend und vorsorgend sind, wie es 
in den folgenden Programmbereichen zum Ausdruck kommt3: 
a) Integrierte Bewirtschaftung und nachhaltige Entwicklung von Küsten- und Meeresgebieten, einschließlich aus-
schließlicher Wirtschaftszonen;  
b) Schutz der Meeresumwelt;  
c) Nachhaltige Nutzung und Erhaltung der lebenden Meeresressourcen der Hohen See;  
d) Nachhaltige Nutzung und Erhaltung der lebenden Meeresressourcen in Gewässern unter staatlicher Hoheits-
gewalt;  
e) Behandlung gravierender Unsicherheiten in Bezug auf die Bewirtschaftung der Meeresumwelt und auf Klima-
änderungen;  
f) Stärkung der internationalen, einschließlich regionalen, Zusammenarbeit und Koordinierung;  
g) Nachhaltige Entwicklung kleiner Inseln.  
17.2 Die Durchführung der nachstehend aufgeführten Tätigkeiten in den Entwicklungsländern erfolgt entsprechend 
den jeweiligen technologischen und finanziellen Möglichkeiten und Prioritäten dieser Länder bei der Zuweisung von 
Mitteln für Entwicklungsbedürfnisse und ist letztlich eine Frage des Technologietransfers und der dafür benötigten 
und diesen Ländern zur Verfügung gestellten Mittel.  
PROGRAMMBEREICHE  
A. INTEGRIERTE BEWIRTSCHAFTUNG UND NACHHALTIGE ENTWICKLUNG VON KÜSTEN- UND 
MEERESGEBIETEN, EINSCHLIEßLICH AUSSCHLIEßLICHER WIRTSCHAFTSZONEN  
Handlungsgrundlage  
17.3 Im Küstenbereich befinden sich vielfältige und produktive Lebensräume, die als Siedlungsbereiche sowie für 
die Entwicklung und die Selbstversorgung eines Landes bedeutsam sind. Bereits jetzt leben mehr als 50 Prozent der 
Weltbevölkerung innerhalb eines 60 Kilometer breiten Küstenstreifens, und dieser Anteil könnte bis zum Jahr 2020 
auf 75 Prozent steigen. Ein großer Teil der auf der Erde lebenden Armen ist in Küstengebieten zusammengedrängt. 
 
Agenda 21 175 
Für viele örtliche Gemeinschaften und indigene Bevölkerungsgruppen sind die Küstenressourcen von existentieller 
Bedeutung. Auch die ausschließlichen Wirtschaftszonen sind ein wichtiger Meeresbereich, in dem die Staaten für 
die Entwicklung und Erhaltung der natürlichen Ressourcen zum Wohle ihrer Bürger sorgen. Für kleine Inselstaaten 
oder -länder sind dies die Gebiete, die sich am leichtesten für Entwicklungsmaßnahmen anbieten.  
17.4 Trotz nationaler, subregionaler, regionaler und globaler Anstrengungen haben sich die derzeitigen Konzepte 
zur Bewirtschaftung der Meeres- und Küstenressourcen nicht immer als fähig erwiesen, eine nachhaltige Entwick-
lung zu bewirken, und in vielen Teilen der Welt sind die Küstenressourcen und die Küstenumwelt einer rapiden De-
gradation und Zerstörung ausgesetzt.  
Ziele  
17.5 Die Küstenstaaten verpflichten sich zu einer integrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen Entwicklung der 
unter ihrer staatlichen Hoheitsgewalt befindlichen Küsten- und Meeresgebiete. Zu diesem Zweck ist es unter ande-
rem notwendig, dass sie  
a) für eine integrierte Politik und einen integrierten Entscheidungsprozess unter Einbeziehung aller beteiligten 
Sektoren sorgen, um die Vereinbarkeit und den Ausgleich verschiedener Nutzungsformen zu gewährleisten;  
b) bestehende und geplante Nutzungen der Küstengebiete und ihre Wechselwirkungen aufzeigen;  
c) sich auf festumrissene Fragestellungen im Zusammenhang mit der Küstenbewirtschaftung konzentrieren;  
d) bei der Planung und Durchführung von Vorhaben vorbeugende und vorsorgende Ansätze zugrunde legen, wo-
zu auch die vorherige Prüfung und systematische Beobachtung der Auswirkungen größerer Projekte gehört;  
e) Verfahren wie etwa eine nationale ressourcen- und umweltökonomische Gesamtrechnung erarbeiten und an-
wenden, in der wertmäßige Veränderungen auf Grund von Nutzungen der Küsten- und Meeresgebiete einschließlich 
Verschmutzung, Meereserosion, Ressourcenabbau und Zerstörung von Lebensräumen ihren Niederschlag finden;  
f) soweit möglich, betroffenen Einzelpersonen, Gruppen und Organisationen Zugang zu einschlägigen Informa-
tionen und Möglichkeiten der Konsultation und der Mitwirkung am Planungs- und Entscheidungsprozess auf den 
dafür geeigneten Ebenen gewähren.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
17.6 Jeder Küstenstaat sollte die Schaffung oder gegebenenfalls den Ausbau geeigneter Koordinierungsmechanis-
men (wie etwa einer hochrangigen Planungsbehörde, die sich mit grundsatzpolitischen Fragen befasst) für die inte-
grierte Bewirtschaftung und nachhaltige Entwicklung von Küsten- und Meeresgebieten und ihrer Ressourcen auf 
lokaler und nationaler Ebene erwägen. Solche Mechanismen sollten gegebenenfalls auch Konsultationen mit der 
Wissenschaft und dem Privatsektor, nichtstaatlichen Organisationen, örtlichen Gemeinschaften, Ressourcennutzer-
gruppen und indigenen Bevölkerungsgruppen umfassen. Solche nationalen Koordinierungsmechanismen könnten 
unter anderem folgende Aufgaben übernehmen:  
a) Die Erarbeitung und Umsetzung einer Flächen- und Wassernutzungspolitik sowie einer Standortpolitik;  
b) die Umsetzung von Plänen und Programmen für die integrierte Bewirtschaftung und nachhaltige Entwicklung 
von Küsten- und Meeresgebieten auf den entsprechenden Ebenen;  
c) die Ausarbeitung von Küstenprofilen, in denen Problembereiche einschließlich erodierter Flächen, physikali-
scher Prozesse, Entwicklungsmuster, Nutzerkonflikte und spezifischer Bewirtschaftungsprioritäten ausgewiesen 
sind;  
d) die vorherige Prüfung der Umweltverträglichkeit und die systematische Beobachtung und Nachbetreuung grö-
ßerer Projekte, wozu auch die planmäßige Einbeziehung der ermittelten Ergebnisse in die Entscheidungsfindung 
gehört;  
e) die Aufstellung von Notfallplänen für von Menschen verursachte und natürliche Katastrophen einschließlich 
der wahrscheinlichen Folgen einer möglichen Klimaänderung und eines Anstiegs des Meeresspiegels sowie Notfall-
pläne für Schäden und Verschmutzungen anthropogenen Ursprungs einschließlich Öl und anderer Stoffe;  
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f) die Verbesserung der Bedingungen in küstennahen Siedlungsbereichen, insbesondere in Bezug auf Wohnraum, 
Trinkwasser und die Behandlung und Beseitigung von Abwasser, festen Abfällen und Industrieabwässern;  
g) die regelmäßige Abschätzung der Wirkungen externer Faktoren und Phänomene, um sicherzustellen, dass die 
Ziele einer integrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen Entwicklung der Küstengebiete und der Meeresumwelt 
erfüllt werden;  
h) die Erhaltung und Wiederherstellung veränderter wichtiger Lebensräume;  
i) die Verknüpfung von sektoralen, auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichteten Programmen für Siedlun-
gen, die Landwirtschaft, den Tourismus, die Fischerei, Häfen sowie Industrien, die sich auf den Küstenbereich aus-
wirken;  
j) Infrastrukturanpassungsmaßnahmen und alternative Beschäftigungsmöglichkeiten;  
k) die Erschließung der menschlichen Ressourcen und die Aus- und Fortbildung;  
l) Programme zur Aufklärung, Sensibilisierung und Information der Öffentlichkeit;  
m) die Förderung umweltverträglicher Technologien und nachhaltiger Verfahrensweisen;  
n) die Erarbeitung und gleichzeitige Umsetzung von Umweltqualitätskriterien.  
17.7 Die Küstenstaaten sollten, auf Verlangen mit Unterstützung internationaler Organisationen, Maßnahmen zur 
Bewahrung der biologischen Vielfalt und der Produktivität der tierischen und pflanzlichen Meereslebewesen und 
ihrer Lebensräume unter staatlicher Hoheitsgewalt einleiten. Zu diesen Maßnahmen könnten unter anderem Erhe-
bungen der biologischen Vielfalt des Meeres, Bestandsaufnahmen gefährdeter Arten und kritischer Küsten- und 
Meereslebensräume, die Einrichtung und Bewirtschaftung von Schutzgebieten und die Unterstützung der wissen-
schaftlichen Forschung sowie die Verbreitung der Forschungsergebnisse gehören.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
17.8 Die Küstenstaaten sollten, wo dies notwendig ist, ihre Kapazität zur Erfassung, Analyse, Auswertung und An-
wendung von Informationen über die nachhaltige Ressourcennutzung, einschließlich der Umweltwirkungen von 
Tätigkeiten in Küsten- und Meeresgebieten, verbessern. In Anbetracht der Intensität und Größenordnung der Verän-
derungen, die sich im Küsten- und Meeresbereich vollziehen, gebührt Informationen für Lenkungszwecke Vorrang. 
Zu diesem Zweck ist es unter anderem notwendig,  
a) Datenbanken zur Bewertung und Bewirtschaftung von Küstengebieten und aller Meere und ihrer Ressourcen 
einzurichten und zu verwalten;  
b) sozioökonomische und umweltspezifische Indikatoren zu erarbeiten;  
c) regelmäßige Bewertungen des Zustands der Umwelt in Küsten- und Meeresgebieten durchzuführen;  
d) auf der Grundlage der Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung Profile von Ressourcen, Aktivitäten, Nutzun-
gen, Lebensräumen und Schutzgebieten in Küstenbereichen zu erstellen und auf dem neuesten Stand zu halten;  
e) Informationen und Daten auszutauschen.  
17.9 Die Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern und gegebenenfalls mit subregionalen und regionalen Stel-
len sollte verstärkt werden, damit ihre Kapazität zur Verwirklichung der vorstehenden Ziele gesteigert wird.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
17.10 Die internationale Zusammenarbeit und die Koordinierung auf bilateraler Grundlage und gegebenenfalls 
im subregionalen, interregionalen, regionalen und globalen Rahmen dient der Unterstützung und Ergänzung der 
nationalen Bemühungen der Küstenstaaten um die Förderung einer integrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen 
Entwicklung der Küsten- und Meeresgebiete.  
17.11 Die Staaten sollten gegebenenfalls bei der Ausarbeitung einzelstaatlicher Leitlinien für die integrierte 
Bewirtschaftung und Entwicklung von Küstengebieten zusammenarbeiten und dabei auf bereits gewonnene Erfah-
rungen zurückgreifen. Eine weltweite Konferenz zum Austausch von Erfahrungen in diesem Bereich könnte noch 
vor 1994 stattfinden.  
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Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
17.12 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 6 Milliar-
den Dollar, wovon etwa $50 Millionen von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbe-
dingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
17.13 Die Staaten sollten bei der Entwicklung der notwendigen Beobachtungs-, Forschungs- und Informations-
verwaltungssysteme für Küstengebiete zusammenarbeiten. Sie sollten Entwicklungsländern Zugang zu umweltver-
träglichen Technologien und Verfahren für eine nachhaltige Entwicklung der Küsten- und Meeresgebiete gewähren 
und für deren Transfer an die Entwicklungsländer sorgen. Außerdem sollten sie Technologien entwickeln und endo-
gene wissenschaftliche und technologische Kapazität schaffen.  
17.14 Die internationalen Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder globaler Art, sollten ge-
gebenenfalls die Küstenstaaten auf Verlangen bei diesen Bemühungen unterstützen, wobei den Entwicklungsländern 
besondere Beachtung gebührt.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
17.15 Die Küstenstaaten sollten die Durchführung von Schulungs- und Ausbildungsmaßnahmen im Bereich der 
integrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen Entwicklung von Küsten- und Meeresgebieten fördern und erleich-
tern, unter anderem für Wissenschaftler, Technologen, Verwaltungsfachleute (einschließlich Verwaltungsfachleuten 
im kommunalen Bereich) sowie Nutzer, Führungspersönlichkeiten, Angehörige indigener Bevölkerungsgruppen, 
Fischer, Frauen und Jugendliche. Bewirtschaftungs- und Entwicklungsfragen wie auch Umweltschutzbelange und 
örtliche Planungsfragen sollten in Ausbildungspläne und öffentliche Aufklärungskampagnen einbezogen werden, 
wobei traditionelle ökologische Kenntnisse und soziokulturelle Werte gebührend zu berücksichtigen sind.  
17.16 Die internationalen Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder globaler Art, sollten 
gegebenenfalls die Küstenstaaten auf Verlangen bei diesen Bemühungen unterstützen, wobei den 
Entwicklungsländern besondere Beachtung gebührt.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
17.17 Den Küstenstaaten sollte auf Verlangen volle Unterstützung bei ihren Bemühungen um Kapazitätsaufbau 
gewährt werden; der Kapazitätsaufbau sollte gegebenenfalls auch in die bilaterale und multilaterale Entwicklungs-
zusammenarbeit einbezogen werden. Die Küstenstaaten können unter anderem in Betracht ziehen,  
a) den Kapazitätsaufbau auf kommunaler Ebene sicherzustellen;  
b) sich mit Kommunalverwaltungen, der Wirtschaft, der Wissenschaft, Ressourcennutzergruppen und der breiten 
Öffentlichkeit über küsten- und meeresspezifische Fragen zu beraten;  
c) sektorale Programme zu koordinieren und gleichzeitig Kapazität aufzubauen;  
d) vorhandene und künftige Möglichkeiten, Einrichtungen und Bedürfnisse im Zusammenhang mit der Erschlie-
ßung der menschlichen Ressourcen und der wissenschaftlichen und technologischen Infrastruktur zu ermitteln;  
e) wissenschaftliche und technologische Mittel zu entwickeln und die Forschung auszubauen;  
f) die Erschließung der menschlichen Ressourcen und die Aus- und Fortbildung zu fördern und zu erleichtern;  
g) Kompetenzzentren auf dem Gebiet der integrierten Bewirtschaftung von Küsten- und Meeresressourcen zu 
unterstützen;  
h) Pilot- und Demonstrationsprogramme und -projekte auf dem Gebiet der integrierten Küsten- und Meeresbe-
wirtschaftung zu unterstützen.  
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B. SCHUTZ DER MEERESUMWELT  
Handlungsgrundlage  
17.18 Die Beeinträchtigung der Meeresumwelt kann auf eine Vielzahl von Ursachen zurückgeführt werden. So 
gehen 70 Prozent der Meeresverschmutzung vom Lande aus, während jeweils 10 Prozent dem Schiffsverkehr und 
dem Einbringen ins Meer zuzuschreiben sind. Zu den Schadstoffen, die nach Maßgabe der jeweiligen nationalen und 
regionalen Gegebenheiten in unterschiedlicher Rangfolge die stärkste Bedrohung für die Meeresumwelt darstellen, 
gehören Abwässer, Nährstoffe, synthetische organische Verbindungen, Sedimente, Müll und Kunststoffe, Metalle, 
Radionuklide, Öl/Kohlenwasserstoffe und polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK). Viele der vom 
Land aus eingebrachten Schadstoffe sind besonders belastend für die Meeresumwelt, da sie gleichzeitig hochgiftig 
und beständig sind und dazu neigen, sich in der Nahrungskette biologisch anzureichern. Es gibt zur Zeit noch keinen 
weltweiten Plan, gegen die vom Land ausgehende Verschmutzung des Meeres vorzugehen.  
17.19 Die Verschmutzung der Meeresumwelt kann auch auf eine Vielzahl von Tätigkeiten auf dem Land zu-
rückzuführen sein. Menschliche Siedlungen, die Landnutzung, der Bau von Küsteninfrastrukturanlagen, die Land-
wirtschaft, die Forstwirtschaft, die Stadtentwicklung, der Fremdenverkehr und die Industrie können die Meeresum-
welt beeinträchtigen. Besonderen Anlass zur Sorge geben die Küstenerosion und die Verschlickung.  
17.20 Die Schifffahrt und auf See stattfindende Tätigkeiten tragen ebenfalls zur Meeresverschmutzung bei. Jahr 
für Jahr gelangen etwa 600.000 Tonnen Öl im Rahmen des regulären Schiffsverkehrs, infolge von Unfällen und 
durch illegalen Eintrag ins Meer. Was die Offshore-Förderung von Öl und Gas betrifft, werden derzeit Ableitungen 
aus Maschinenräumen völkerrechtlich reguliert, und sechs regionale Übereinkommen zur Regelung von Ableitun-
gen von Förderplattformen liegen zur Zeit zur Prüfung vor. Die Auswirkungen von Offshore-Ölerkundungs- und 
Förderaktivitäten auf die Umwelt tragen sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht im Allgemeinen 
nur sehr gering zur Meeresverschmutzung bei.  
17.21 Um die allmähliche Zerstörung der Meeresumwelt aufzuhalten, ist anstelle eines reaktiven Ansatzes ein 
vorsorgender und vorbeugender Ansatz notwendig. Dieser setzt unter anderem die Ergreifung von Vorsorgemaß-
nahmen, die Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen, saubere Produktionsverfahren, Wiederverwer-
tung, Abfallbilanzen und Abfallminimierung, den Bau und/oder die Erweiterung von Abwasserbehandlungsanlagen, 
Qualitätssicherungskriterien für den ordnungsgemäßen Umgang mit Gefahrstoffen sowie ein übergreifendes Kon-
zept in Bezug auf Schadeinwirkungen aus der Luft, vom Land und vom Wasser voraus. In einen solchen Lenkungs-
rahmen muss auch die Verbesserung der küstennahen Siedlungsgebiete und die integrierte Bewirtschaftung und Ent-
wicklung von Küstengebieten einbezogen werden.  
Ziele  
17.22 Nach den Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen zum Schutz und zur 
Bewahrung der Meeresumwelt verpflichten sich die Staaten im Rahmen ihrer Politik, ihrer Prioritäten und ihrer Res-
sourcen, die Schädigung der Meeresumwelt zu verhüten, zu verringern und zu überwachen, um deren lebenserhal-
tende und produktive Kraft zu erhalten und zu verbessern. Zu diesem Zweck ist es unter anderem notwendig,  
a) verhütende, vorsorgende und vorbeugende Ansätze anzuwenden, um eine Beeinträchtigung der Meeresumwelt 
zu verhindern, und um die Gefahr langfristiger oder irreversibler Folgeschäden zu vermindern;  
b) die vorherige Beurteilung von Tätigkeiten zu gewährleisten, die die Meeresumwelt erheblich beeinträchtigen 
können;  
c) den Schutz der Meeresumwelt in die jeweilige allgemeine Umwelt-, Sozial- und wirtschaftliche Entwicklungs-
politik einzubinden;  
d) gegebenenfalls ökonomische Anreize für die Verwendung sauberer Technologien und andere mit der Internali-
sierung von Umweltkosten vereinbare Mittel, wie etwa das Verursacherprinzip, zu entwickeln, um die Beeinträchti-
gung der Küsten- und Meeresumwelt aufzuhalten;  
e) den Lebensstandard der Küstenbewohner, insbesondere in den Entwicklungsländern, zu heben, um auf diese 
Weise dazu beizutragen, dass die Küsten- und Meeresumwelt weniger beeinträchtigt wird.  
17.23 Die Staaten stimmen darin überein, dass es notwendig wäre, über geeignete internationale Mechanismen 
zusätzliche Finanzierungsmittel bereitzustellen und bessere Zugangsmöglichkeiten zu sauberen Technologien und 
entsprechenden Forschungsarbeiten zu schaffen, um die Entwicklungsländer in ihren Bemühungen zu unterstützen, 
dieser Verpflichtung nachzukommen.  
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
Verhütung, Verringerung und Bekämpfung der Beeinträchtigung der Meeresumwelt durch zu Lande stattfin-
dende Tätigkeiten  
17.24 Bei der Erfüllung ihrer Verpflichtung, gegen die Beeinträchtigung der Meeresumwelt durch Tätigkeiten 
vom Lande aus vorzugehen, sollten die Staaten auf nationaler und gegebenenfalls auch auf regionaler und subregio-
naler Ebene im Verbund mit Maßnahmen zur Umsetzung des Programmbereichs A entsprechende Schritte einleiten 
und dabei die Leitlinien von Montreal für den Schutz der Meeresumwelt gegen Verschmutzung vom Lande aus be-
rücksichtigen.  
17.25 Zu diesem Zweck sollten die Staaten mit Unterstützung der zuständigen internationalen Umwelt-, Wis-
senschafts-, Fach- und Finanzierungsorganisationen zusammenarbeiten, um unter anderem  
a) je nach Bedarf die Aktualisierung, Stärkung und Erweiterung der Leitlinien von Montreal in Betracht zu zie-
hen;  
b) nach Bedarf die Wirksamkeit bestehender regionaler Übereinkünfte und Aktionspläne zu bewerten, um gege-
benenfalls Mittel zu einem verstärkten Vorgehen zur Verhütung, Verringerung und Überwachung der Beeinträchti-
gung der Meere durch Tätigkeiten vom Lande aus zu finden;  
c) gegebenenfalls die Ausarbeitung neuer Regionalvereinbarungen in die Wege zu leiten und zu fördern;  
d) Möglichkeiten zur Beratung in Bezug auf Technologien zu schaffen, die es gestatten, nach den besten wissen-
schaftlichen Angaben gegen die wichtigsten Arten der vom Land ausgehenden Verschmutzung der Meeresumwelt 
vorzugehen;  
e) grundsätzliche Richtlinien für einschlägige weltweite Finanzierungsmechanismen zu erarbeiten;  
f) weitere Maßnahmen aufzuzeigen, die der internationalen Zusammenarbeit bedürfen.  
17.26 Der Verwaltungsrat des Umweltprogramms der Vereinten Nationen wird ersucht, so bald wie möglich 
eine zwischenstaatliche Tagung zum Schutz der Meeresumwelt vor Tätigkeiten an Land einzuberufen.  
17.27 Soweit es um den Abwasserbereich geht, gehören zu den von den Staaten vorrangig zu prüfenden 
Maßnahmen  
a) die Berücksichtigung von Abwasserfragen bei der Ausarbeitung oder Überprüfung von Küstenentwicklungs-
plänen einschließlich Siedlungsplanungen;  
b) der Bau und die Unterhaltung von Kläranlagen nach Maßgabe der nationalen Politik und der nationalen Kapa-
zität und der verfügbaren internationalen Zusammenarbeit;  
c) die Wahl geeigneter Küstenstandorte für Auslässe ins Meer, damit die Umweltqualität in akzeptablem Umfang 
aufrechterhalten wird und Muschelbänke, Wasserentnahmestellen und Badebereiche keinen Pathogenen ausgesetzt 
werden;  
d) die Förderung der umweltverträglichen gemeinsamen Aufbereitung von häuslichen Abwässern und kompati-
blen Industrieabwässern, soweit praktisch durchführbar unter Einführung von Kontrollen gegen den Einlauf nicht 
systemkompatibler Abwässer;  
e) die Förderung der Vorbehandlung von in Flüsse, Ästuare und ins Meer eingeleiteten kommunalen Abwässern 
oder andere für spezifische Standorte geeignete Lösungen;  
f) die Einführung und Verbesserung je nach Bedarf lokaler, nationaler, subregionaler und regionaler Regelungs- 
und Überwachungsprogramme zur Kontrolle der Abwassereinleitung unter Zugrundelegung von Mindestanforde-
rungen an das Einleiten von Abwasser und von Gewässergütekriterien sowie unter gebührender Berücksichtigung 
der Eigenschaften der Vorfluter und der Menge und Art der Schadstoffe.  
17.28 Was andere Verschmutzungsquellen betrifft, gehören zu den von den Staaten vorrangig zu prüfenden 
Maßnahmen  
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a) je nach Bedarf die Einführung oder Verbesserung von Regelungs- und Überwachungsprogrammen zur Kon-
trolle von Abwassereinleitungen und -emissionen einschließlich der Entwicklung und Anwendung von Kontroll- 
und Rückgewinnungstechniken;  
b) die Förderung von Risikobeurteilungen und Umweltverträglichkeitsprüfungen als Beitrag zur Gewährleistung 
einer hinreichenden Umweltqualität;  
c) die Förderung von Beurteilungen und gegebenenfalls der Zusammenarbeit auf regionaler Ebene, soweit es um 
den Punktquellen-Schadstoffeintrag aus neuerrichteten Anlagen geht;  
d) die Beendigung der Emission oder Einleitung von Organohalogenverbindungen, die sich in der Meeresumwelt 
in gefährlichen Konzentrationen anzusammeln drohen;  
e) die Reduzierung der Emission oder Einleitung anderer synthetischer organischer Verbindungen, die sich in der 
Meeresumwelt in gefährlichen Konzentrationen anzusammeln drohen;  
f) die Förderung der Kontrolle anthropogener Stickstoff- und Phosphoreinträge in Küstengewässer, wo Probleme 
wie die Eutrophierung des Wassers die Meeresumwelt oder ihre Ressourcen bedrohen;  
g) die Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern in Form von finanzieller und technischer Unterstützung, um 
eine möglichst weitgehende Kontrolle und Reduzierung von toxischen, persistenten oder bioakkumulierenden Stof-
fen und Abfällen zu gewährleisten und um umweltverträgliche Möglichkeiten der Abfallentsorgung auf dem Lande 
als Alternative zur Einbringung in das Meer zu schaffen;  
h) die Zusammenarbeit bei der Entwicklung und Einführung umweltverträglicher Flächennutzungstechniken und 
-praktiken zur Reduzierung des Ablaufs in Fließgewässer und Ästuare, die eine Verschmutzung oder Beeinträchti-
gung der Meeresumwelt bewirken würden;  
i) die Förderung der Anwendung weniger umweltschädlicher Pflanzenschutz- und Düngemittel und alternativer 
Methoden der Schädlingsbekämpfung und die Erwägung eines Verbots derjenigen Mittel und Methoden, die für 
nicht umweltgerecht befunden werden;  
j) die Verabschiedung neuer Initiativen auf nationaler, subregionaler und regionaler Ebene zur Kontrolle des Ein-
trags von aus diffusen Quellen stammenden Schadstoffen, die umfassende Änderungen im Bereich der Abwasserbe-
seitigung und Abfallwirtschaft, der Anbautechniken, des Bergbaus, der Bauwirtschaft und des Verkehrswesens er-
fordern.  
17.29 Was die zu einer Beeinträchtigung der Meeresumwelt führende physische Zerstörung von Küsten- und 
Meeresgebieten angeht, sollten zu den vorrangigen Maßnahmen die Kontrolle und Verhütung der Küstenerosion und 
der Verschlickung auf Grund anthropogener, unter anderem mit der Flächennutzung und mit Bautechniken und 
-praktiken in Zusammenhang stehender Faktoren gehören. Außerdem sollten Bewirtschaftungsmethoden für Fluss-
gebiete gefördert werden, die dazu angetan sind, die Beeinträchtigung der Meeresumwelt zu verhüten, zu bekämpfen 
und zu verringern.  
Verhütung, Verringerung und Kontrolle der Beeinträchtigung der Meeresumwelt durch Tätigkeiten auf See 
17.30 Die Staaten sollten einzeln oder auf bilateraler, regionaler oder multilateraler Grundlage sowie im Rah-
men der Internationalen Schifffahrtsorganisation (IMO) und gegebenenfalls anderer einschlägiger internationaler 
Organisationen mit subregionalem, regionalem oder globalem Wirkungsbereich prüfen, inwieweit zusätzliche Maß-
nahmen gegen die Beeinträchtigung der Meeresumwelt ergriffen werden sollten, und zwar  
a) im Falle einer Verschmutzung durch Schiffe  
i) durch Unterstützung der umfassenderen Ratifizierung und Umsetzung einschlägiger Übereinkünfte und 
Protokolle zur Schifffahrt;  
  ii) durch Erleichterung des in Buchstabe i genannten Prozesses, indem einzelnen Staaten auf Verlangen Un-
terstützung bei der Überwindung von ihnen festgestellter Probleme gewährt wird;  
 iii) durch Zusammenarbeit bei der Überwachung (beispielsweise aus der Luft) der durch Schiffe, insbeson-
dere durch illegale Einleitungen, verursachten Meeresverschmutzung, und striktere Durchsetzung der 
MARPOL-Einleitungsbestimmungen;  
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 iv) durch Beurteilung des Ausmaßes der durch Schiffe verursachten Verschmutzung in von der IMO ausge-
wiesenen, besonders empfindlichen Gebieten und, soweit notwendig, Tätigwerden im Hinblick auf die 
Umsetzung der anwendbaren Maßnahmen in diesen Gebieten, um die Einhaltung allgemein anerkannter 
internationaler Vorschriften zu gewährleisten;  
 v) durch Maßnahmen mit dem Ziel, die Achtung der Gebiete zu gewährleisten, die von Küstenstaaten im 
Einklang mit dem Völkerrecht innerhalb ihrer ausschließlichen Wirtschaftszonen bestimmt worden sind, 
und auf diese Weise seltene oder empfindliche Ökosysteme wie etwa Korallenriffe und Mangrovensümp-
fe zu schützen und zu bewahren;  
 vi) durch Erwägung geeigneter Vorschriften für das Ablassen von Ballastwasser, um die Verbreitung nicht-
heimischer Organismen zu verhindern;  
 vii) durch Förderung der Schifffahrtssicherheit durch Erstellen geeigneter Küstenkarten und gegebenenfalls 
durch Wetternavigation;  
 viii) durch Prüfung der Notwendigkeit strengerer internationaler Vorschriften, um die Gefahr von Unfällen 
und Verschmutzungen durch Frachtschiffe (einschließlich Massengutfrachtern) weiter zu verringern;  
 ix) durch Eintreten für eine Zusammenarbeit zwischen der Internationalen Seeschifffahrts-Organisation und 
der Internationalen Atomenergie-Organisation mit dem Ziel, die Behandlung eines Kodexes für die Be-
förderung bestrahlter Kernbrennstoffe in Behältern an Bord von Schiffen abzuschließen;  
 x) durch Überprüfung und Aktualisierung des IMO-Sicherheitskodexes für atomgetriebene Handelsschiffe 
und die Prüfung der Frage, wie sich ein neugefasster Kodex am besten umsetzen lässt;  
 xi) durch Unterstützung der laufenden Arbeit der IMO im Zusammenhang mit der Erarbeitung geeigneter 
Maßnahmen zur Reduzierung der Luftverschmutzung durch Schiffe;  
 xii) durch Unterstützung der laufenden Arbeit der IMO im Zusammenhang mit der Ausarbeitung eines inter-
nationalen Regelwerks für die Beförderung von Gefahr- und Schadstoffen zur See und die weitere Prü-
fung der Frage, ob es sinnvoll wäre, auch für Verschmutzungsschäden durch andere Stoffe als Öl ähnli-
che Entschädigungsfonds einzurichten wie diejenigen, die im Rahmen des Ölverschmutzungsfonds-
Übereinkommens geschaffen wurden.  
b) im Falle einer Verschmutzung durch Einbringen 
 i) durch Unterstützung der umfassenderen Ratifizierung und Umsetzung einschlägiger Übereinkommen  
über das Einbringen auf See und der Beteiligung daran, so auch durch den baldigen Abschluss einer 
künftigen Strategie betreffend das Londoner Übereinkommen über das Einbringen von Abfällen;  
 ii) durch Einwirkung auf die Vertragsparteien des Londoner Übereinkommens über das Einbringen von 
Abfällen, geeignete Schritte zur Beendigung der Einbringung und Verbrennung gefährlicher Abfälle auf 
See zu unternehmen;  
c) im Falle einer Verschmutzung durch Öl- und Gas-Bohrinseln 
 i) durch Bewertung bestehender Regelungsmaßnahmen für Einleitungen und Emissionen sowie für die Si-
cherheit und durch Prüfung der Notwendigkeit weiterer Maßnahmen;  
d) im Falle der Verschmutzung durch Häfen 
i) durch Förderung der Errichtung von Auffanganlagen in Häfen für die Aufnahme von öl- und chemika-
lienhaltigen Rückständen sowie Schiffsabfällen, insbesondere in den Sondergebieten des Internationalen 
Übereinkommens zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch Schiffe (MARPOL), sowie durch För-
derung der Einrichtung kleinerer Auffanganlagen in Jacht- und Fischereihäfen.  
17.31 Die IMO und, soweit angemessen, auch andere dafür zuständige Organisationen der Vereinten Nationen 
sollten auf Ersuchen der betroffenen Staaten gegebenenfalls den Zustand der Meeresverschmutzung in Gebieten mit 
regem Schiffsverkehr wie etwa stark befahrenen internationalen Meerengen ermitteln, um die Einhaltung allgemein 
anerkannter internationaler Vorschriften zu gewährleisten, und zwar insbesondere derjenigen Vorschriften, die sich 
 
Agenda 21 182 
auf rechtswidrige Einleitungen durch Schiffe nach den Bestimmungen des Teils III des Seerechtsübereinkommens 
der Vereinten Nationen beziehen.  
17.32 Die Staaten sollten Schritte unternehmen, um die Wasserverschmutzung durch die in Antifouling-Farben 
enthaltenen Organozinnverbindungen zu reduzieren.  
17.33 Die Staaten sollten die Ratifizierung des Internationalen Übereinkommens über Vorsorge, Bekämpfung 
und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ölverschmutzung in Erwägung ziehen, das sich unter anderem mit der 
Erarbeitung von Notfallplänen auf nationaler und, soweit erforderlich, internationaler Ebene befasst, so auch mit der 
Bereitstellung von Gerät zur Bekämpfung von Ölverschmutzungen und der Personalausbildung; und sollten ferner 
prüfen, ob das Übereinkommen möglicherweise auch auf die Bekämpfung von Chemieunfällen ausgedehnt werden 
kann.  
17.34 Die Staaten sollten die internationale Zusammenarbeit intensivieren, um in Zusammenarbeit mit ein-
schlägigen subregionalen, regionalen oder globalen zwischenstaatlichen Organisationen und gegebenenfalls Organi-
sationen der Industrie regionale Zentren und/oder, soweit angemessen, Mechanismen zur Bekämpfung von Öl-/Chemie-
unfällen auszubauen oder gegebenenfalls neu einzurichten.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
17.35 Die Staaten sollten je nach Bedarf entsprechend den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln und unter 
gebührender Berücksichtigung ihrer technischen und wissenschaftlichen Möglichkeiten und Ressourcen systemati-
sche Beobachtungen des Zustands der Meeresumwelt durchführen. Zu diesem Zweck sollten die Staaten gegebenen-
falls folgende Schritte in Betracht ziehen:  
a) Als Grundlage für Lenkungsmaßnahmen die Einrichtung systematischer Beobachtungssysteme zur Messung 
der Meeresumweltqualität, auch was die Ursachen und Folgen der Beeinträchtigung des Meeres angeht;  
b) den regelmäßigen Austausch von Informationen über die Beeinträchtigung der Meeresumwelt auf Grund von 
Tätigkeiten auf dem Land und auf See und über Schritte zur Verhütung, Kontrolle und Verringerung dieser Beein-
trächtigung;  
c) die Unterstützung und Erweiterung internationaler Programme zur systematischen Beobachtung, wie etwa des 
Miesmuschel-Monitoringprogramms, unter Heranziehung vorhandener Einrichtungen und unter besonderer Berück-
sichtigung der Entwicklungsländer;  
d) die Einrichtung einer Clearing-Stelle für Informationen über den Meeresumweltschutz, einschließlich Verfah-
ren und Technologien zur Bekämpfung der Meeresverschmutzung, und zur Unterstützung ihres Transfers an die 
Entwicklungsländer und an andere Länder, die offenkundig über entsprechenden Bedarf verfügen;  
e) die Erarbeitung eines weltweiten Profils und einer weltweiten Datenbank, die Informationen über die Ursachen 
sowie die verschiedenen Arten, Mengen und Wirkungen von Schadstoffen enthält, die infolge landseitiger Tätigkei-
ten im Küstenbereich und aus auf See befindlichen Quellen in die Meeresumwelt gelangen;  
f) die Bereitstellung ausreichender Finanzmittel für den Auf- und Ausbau von Kapazitätsbildungs- und Ausbil-
dungsprogrammen, um die volle Beteiligung insbesondere der Entwicklungsländer an allen internationalen Plänen 
zur Erfassung, Auswertung und Nutzung von Daten und Informationen im Rahmen der Organe und Organisationen 
des Systems der Vereinten Nationen zu gewährleisten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
17.36 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 200 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -pro-
gramme von den Regierungen beschlossen werden.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
17.37 Nationale, subregionale und regionale Aktionsprogramme erfordern gegebenenfalls den Transfer von 
Technologien im Einklang mit Kapitel 34 sowie auch von Finanzmitteln, insbesondere im Falle der Entwicklungs-
länder; dazu gehört auch  
a) die Unterstützung der Industrie bei der Ermittlung schadstoffarmer Produktionstechniken und kostengünstiger 
Umweltschutztechnologien und deren Einführung;  
b) die Planung der Entwicklung und Verwendung kostengünstiger und wartungsarmer Technologien für Abwas-
seranlagen und die Abwasserbehandlung in den Entwicklungsländern;  
c) die Einrichtung von Labors für die systematische Beobachtung von anthropogenen und anderen Auswirkungen 
auf die Meeresumwelt;  
d) die Suche nach geeigneten Materialien zur Bekämpfung von Öl- und Chemikalienverschmutzungen, ein-
schließlich kostengünstiger, vor Ort verfügbarer Materialien und Verfahren, die sich für solche Verschmutzungsnot-
fälle in Entwicklungsländern eignen;  
e) die Untersuchung beständiger Organohalogenverbindungen, die dazu neigen, sich in der Meeresumwelt zu 
akkumulieren, mit dem Ziel, diejenigen zu ermitteln, die nicht ausreichend kontrolliert werden können, und um eine 
Entscheidungsgrundlage für einen Zeitplan für die schrittweise Abschaffung dieser Verbindungen zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt zu schaffen;  
f) die Einrichtung einer Clearing-Stelle für Informationen über den Meeresumweltschutz, einschließlich Verfah-
ren und Technologien zur Bekämpfung der Meeresverschmutzung, und zur Unterstützung ihres Transfers an die 
Entwicklungsländer und an andere Länder, die offenkundig über entsprechenden Bedarf verfügen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
17.38 Die Staaten sollten entweder einzeln oder in Zusammenarbeit miteinander und gegebenenfalls mit 
Unterstützung internationaler Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder globaler Art,  
a) ausgehend von ausbildungsbezogenen Bedarfsermittlungen auf nationaler, regionaler oder subregionaler Ebene 
Ausbildungsmöglichkeiten für wichtiges Personal schaffen, das für den angemessenen Schutz der Meeresumwelt 
benötigt wird;  
b) die Aufnahme von Themen des Meeresumweltschutzes in die Lehrpläne der Studiengänge für Meereskunde 
unterstützen;  
c) Ausbildungskurse für mit der Bekämpfung von Öl- und Chemieunfällen befasstes Personal einrichten, soweit 
erforderlich in Zusammenarbeit mit der Mineralölindustrie und der chemischen Industrie;  
d) Workshops zu umweltspezifischen Aspekten im Zusammenhang mit dem Betrieb und dem Ausbau von Häfen 
veranstalten;  
e) internationale Spezialzentren für die Seefahrt-Fachausbildung auf- und ausbauen und für deren gesicherte Fi-
nanzierung sorgen;  
f) auf dem Wege der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit die nationalen Bemühungen der Entwick-
lungsländer um die Erschließung des erforderlichen ArbeitskräftePotenzials für die Verhütung und Verringerung der 
Beeinträchtigung der Meeresumwelt unterstützen und ergänzen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
17.39 Nationale Planungs- und Koordinierungsstellen sollten mit den entsprechenden Kapazitäten und Befug-
nissen ausgestattet werden, um alle landseitigen Tätigkeiten und Verschmutzungsursachen im Hinblick auf ihre 
Wirkungen auf die Meeresumwelt zu untersuchen und geeignete Kontrollmaßnahmen vorzuschlagen.  
17.40 In den Entwicklungsländern sollten Forschungseinrichtungen zur systematischen Beobachtung der Mee-
resverschmutzung, zur Durchführung von Umweltverträglichkeitsprüfungen und zur Ausarbeitung von Empfehlun-
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gen für Kontrollmaßnahmen ausgebaut oder gegebenenfalls neu errichtet werden; diese sollten mit einheimischen 
Fachleuten besetzt und von ihnen verwaltet werden.  
17.41 Es müssen Sonderregelungen getroffen werden, damit genügend finanzielle und technische Mittel zur 
Verfügung stehen, um die Entwicklungsländer bei der Verhütung und Lösung von Problemen zu unterstützen, die 
sich im Zusammenhang mit Aktivitäten ergeben, welche die Meeresumwelt bedrohen.  
17.42 Für die Anwendung geeigneter Abwasserbehandlungstechnologien und den Bau von Abwasserbehand-
lungsanlagen sollte ein internationaler Finanzierungsmechanismus geschaffen werden, der auch Zuschüsse bzw. 
konzessionäre Darlehen internationaler Organisationen sowie entsprechender Regionalfonds einschließt, die zumin-
dest teilweise auf revolvierender Grundlage durch Benutzergebühren wiederaufgefüllt werden.  
17.43 Besonderer Beachtung bei der Durchführung dieser Programmaktivitäten bedürfen die Probleme der 
Entwicklungsländer, die auf Grund des in ihrem Fall gegebenen Mangels an entsprechenden Einrichtungen, Fach-
kenntnissen bzw. technischen Möglichkeiten eine ungleich höhere Last zu tragen hätten.  
C. NACHHALTIGE NUTZUNG UND ERHALTUNG DER LEBENDEN MEERESRESSOURCEN DER 
HOHEN SEE  
Handlungsgrundlage  
17.44 In den letzten zehn Jahren hat die Hochseefischerei eine erhebliche Ausweitung erfahren und erzielt zur 
Zeit etwa 5 Prozent der weltweiten Gesamtanlandungen. In den Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen über die lebenden Meeresressourcen der Hohen See sind die Rechte und Pflichten der Staaten in 
Bezug auf die Erhaltung und Nutzung dieser Ressourcen festgelegt.  
17.45 Allerdings ist die Bewirtschaftung der Fischerei auf Hoher See in vielen Gebieten unzureichend, so auch 
was die Einführung, Überwachung und Durchsetzung wirksamer Erhaltungsmaßnahmen angeht, und einige Res-
sourcen werden übermäßig genutzt. Es entstehen Probleme im Zusammenhang mit ungeregelter Fangtätigkeit, ü-
bermäßiger Ausrüstung, übergroßen Flottenbeständen, der Umflaggung von Schiffen, um Kontrollen zu entgehen, 
nicht ausreichend selektiven Fanggeräten, unzuverlässigen Datenbanken und einem Mangel an ausreichender Zu-
sammenarbeit zwischen den einzelnen Staaten. Maßnahmen derjenigen Staaten, deren Angehörige und Schiffe auf 
Hoher See fischen, und Zusammenarbeit auf bilateraler, subregionaler, regionaler und globaler Ebene sind von be-
sonderer Wichtigkeit in Bezug auf weit wandernde Arten und gebietsübergreifende Fischbestände. Dabei sollte es 
darum gehen, Mängel in den Fangpraktiken sowie im biologischen Wissen und in den Fischereistatistiken auszu-
räumen und Systeme zur Datenverarbeitung zu verbessern. Besondere Betonung sollte auch auf der Mehr-Arten-
Bewirtschaftung und anderen Ansätzen liegen, welche die gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen den Arten be-
rücksichtigen, insbesondere im Zusammenhang mit reduzierten Populationen von Arten und der Bestimmung des 
möglichen Nutzungsumfanges wenig oder gar nicht genutzter Populationen.  
Ziele  
17.46 Die Staaten verpflichten sich zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen 
der Hohen See. Zu diesem Zweck ist es notwendig,  
a) das NutzungsPotenzial der lebenden Meeresressourcen zu erschließen und zu steigern, um die Nahrungsmittel-
bedürfnisse der Menschen zu decken und soziale, wirtschaftliche und entwicklungspolitische Ziele zu verwirklichen;  
b) Populationen von im Meer lebenden Arten auf einem Stand zu erhalten bzw. auf diesen zurückzuführen, der 
den größtmöglich erreichbaren Dauerertrag sichert, wie er sich im Hinblick auf die in Betracht kommenden Um-
welt- und Wirtschaftsfaktoren ergibt, wobei die gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen den Arten zu berücksichti-
gen sind;  
c) die Entwicklung und Verwendung von selektiven Fanggeräten und -praktiken zu fördern, welche die Abfälle 
beim Fang von Zielfischarten und die Beifänge von Nichtzielarten auf ein Mindestmaß beschränken;  
d) in Bezug auf die Fangtätigkeit eine wirksame Überwachung und ordnungsgemäße Durchsetzung zu gewährlei-
sten;  
e) im Meer lebende gefährdete Arten zu schützen und die natürlichen Bestände wiederherzustellen;  
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f) Lebensräume und andere ökologisch empfindliche Gebiete zu bewahren;  
g) die wissenschaftliche Forschung im Bereich der lebenden Meeresressourcen der Hohen See zu fördern.  
17.47 Punkt 17.46 schränkt nicht das Recht eines Staates oder gegebenenfalls die Zuständigkeit einer interna-
tionalen Organisation ein, die Ausbeutung von Meeressäugetieren der Hohen See stärker als in diesem Punkt vorge-
sehen zu verbieten, zu begrenzen oder zu regeln. Die Staaten arbeiten im Hinblick auf die Erhaltung der Meeressäu-
getiere zusammen; sie setzen sich im Rahmen der geeigneten internationalen Organisationen insbesondere für die 
Erhaltung, Bewirtschaftung und Erforschung der Wale ein.  
17.48 Die Fähigkeit der Entwicklungsländer, die vorstehenden Ziele zu erfüllen, hängt von ihren Möglichkeiten 
ab, wozu auch die ihnen zur Verfügung stehenden finanziellen, wissenschaftlichen und technischen Mittel gehören. 
Um sie bei der Umsetzung dieser Ziele zu unterstützen, sollte für eine angemessene finanzielle, wissenschaftliche 
und technische Zusammenarbeit gesorgt werden.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
17.49 Die Staaten sollten je nach Bedarf auf subregionaler, regionaler und globaler Ebene wirksame Maßnah-
men ergreifen, einschließlich bilateraler und multilateraler Zusammenarbeit, um sicherzustellen, dass die Fischerei 
auf Hoher See nach den Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen bewirtschaftet wird. 
Insbesondere sollten sie  
a) diesen Bestimmungen in vollem Umfang Geltung verschaffen, soweit es um Populationen von Fischen geht, 
deren Verbreitungsgebiet sowohl innerhalb als auch außerhalb der ausschließlichen Wirtschaftszonen liegt ("ge-
bietsübergreifende Bestände");  
b) diesen Bestimmungen in vollem Umfang Geltung verschaffen, soweit es um weit wandernde Arten geht;  
c) gegebenenfalls internationale Vereinbarungen über die wirksame Bewirtschaftung und Erhaltung von Fischbe-
ständen aushandeln;  
d) entsprechende Bewirtschaftungseinheiten festlegen und ausweisen.  
17.50 Die Staaten sollten baldmöglichst unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen und unter 
Berücksichtigung entsprechender Aktivitäten auf subregionaler, regionaler und globaler Ebene eine 
zwischenstaatliche Konferenz einberufen, um eine wirksame Umsetzung der Bestimmungen des 
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen über gebietsüberschreitende Fischbestände und Bestände weit 
wandernder Fische zu fördern. Die Konferenz sollte unter anderem ausgehend von wissenschaftlichen und 
technischen Untersuchungen der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) vorhandene Probleme im 
Zusammenhang mit der Erhaltung und Bewirtschaftung derartiger Fischbestände aufzeigen und bewerten und 
Möglichkeiten der Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Bereich der Fischerei prüfen sowie 
geeignete Empfehlungen ausarbeiten. Die Arbeit und die Ergebnisse der Konferenz sollten im vollen Einklang mit 
den Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen stehen, insbesondere was die Rechte und 
Pflichten der Küstenstaaten und der auf Hoher See Fischfang betreibenden Staaten betrifft.  
17.51 Die Staaten sollten sicherstellen, dass die Fischereitätigkeit auf Hoher See durch ihre Flagge führende 
Schiffe so ausgeführt wird, dass Beifänge auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben.  
17.52 Die Staaten sollten mit dem Völkerrecht vereinbare wirksame Maßnahmen ergreifen, um die Fischereitä-
tigkeit auf Hoher See durch ihre Flagge führende Schiffe zu überwachen und zu kontrollieren, damit die Einhaltung 
der geltenden Erhaltungs- und Bewirtschaftungsregeln gewährleistet ist; dazu gehört auch eine umfassende, detail-
lierte, zutreffende und zeitnahe Berichterstattung über die Fangmengen und den Fischereiaufwand.  
17.53 Die Staaten sollten mit dem Völkerrecht vereinbare wirksame Maßnahmen ergreifen, um ihre Angehöri-
gen davon abzuhalten, zur Umgehung der geltenden Erhaltungs- und Bewirtschaftungsregeln für die Fischereitätig-
keit auf Hoher See ihr Schiff umzuflaggen.  
17.54 Die Staaten sollten die Dynamit- und die Giftfischerei und andere vergleichbare zerstörerische Fangprak-
tiken verbieten.  
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17.55 Die Staaten sollten die Resolution 46/215 der Generalversammlung über den Fischfang mit großen pela-
gischen Treibnetzen vollinhaltlich umsetzen.  
17.56 Die Staaten sollten durch entsprechende Maßnahmen die Verfügbarkeit lebender Meeresressourcen für 
die menschliche Ernährung steigern, indem sie Abfall, Nachernteverluste und Rückwürfe einschränken und die 
Verarbeitungs-, Verteilungs-, und Beförderungstechniken verbessern.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
17.57 Die Staaten sollten gegebenenfalls mit Unterstützung internationaler Organisationen, gleichviel ob 
subregionaler, regionaler oder globaler Art, zusammenarbeiten, um  
a) eine verstärkte Erfassung der erforderlichen Daten für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der lebenden 
Meeresressourcen der Hohen See zu gewährleisten;  
b) regelmäßig für die Beurteilung der Fischerei geeignete aktualisierte Daten und Informationen auszutauschen;  
c) Analyse- und Prognoseinstrumente wie etwa Modelle für eine Bestandsabschätzung und bioökonomische Mo-
delle zu entwickeln und gemeinsam zu nutzen;  
d) geeignete Überwachungs- und Beurteilungsprogramme einzurichten oder zu erweitern.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
17.58 Die Staaten sollten im Wege bilateraler und multilateraler Zusammenarbeit und, soweit angemessen, im 
Rahmen subregionaler und regionaler Fischereiorganisationen sowie mit Unterstützung anderer internationaler zwi-
schenstaatlicher Organisationen das RessourcenPotenzial der Hohen See bewerten und Profile aller Bestände (Ziel-
arten und andere Arten) erstellen.  
17.59 Die Staaten sollten, sofern und soweit erforderlich, für eine angemessene Koordinierung und Zusammen-
arbeit in Bezug auf umschlossene und halbumschlossene Meere und zwischen subregionalen, regionalen und globa-
len zwischenstaatlichen Fischereiorganisationen sorgen.  
17.60 Eine wirksame Zusammenarbeit zwischen bestehenden subregionalen, regionalen oder globalen 
Fischereiorganisationen sollte unterstützt werden. Falls keine derartigen Organisationen bestehen, sollten die Staaten 
nach Bedarf bei der Errichtung solcher Organisationen zusammenarbeiten.  
17.61 Staaten, die an einer Hochseefischereitätigkeit interessiert sind, die durch eine bestehende subregionale 
und/oder regionale Hochseefischereiorganisation geregelt wird, der sie nicht als Mitglied angehören, sollten dazu 
angehalten werden, gegebenenfalls dieser Organisation beizutreten.  
17.62 Die Staaten erkennen Folgendes an:  
a) Die Zuständigkeit der Internationalen Walfangkommission für die Erhaltung und Bewirtschaftung der Walbe-
stände und für die Regelung des Walfangs nach dem Internationalen Übereinkommen zur Regelung des Walfangs 
aus dem Jahre 1946;  
b) die Arbeit des Wissenschaftlichen Ausschusses der Internationalen Walfangkommission bei der Durchführung 
von Untersuchungen insbesondere über Großwale sowie auch über andere Walarten;  
c) die Arbeit anderer Organisationen wie etwa der Interamerikanischen Kommission für tropischen Thunfisch 
und des im Rahmen des Bonner Übereinkommens geschlossenen Abkommens zur Erhaltung der Kleinwale in der 
Nord- und Ostsee, deren Ziel die Erhaltung, Bewirtschaftung und Erforschung von Walen und anderen Meeressäu-
getieren ist.  
17.63 Die Staaten sollten zum Zwecke der Erhaltung, Bewirtschaftung und Erforschung der Wale 
zusammenarbeiten.  
 
Agenda 21 187 
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
17.64 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 12 Millio-
nen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustel-
len sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Grö-
ßenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
17.65 Die Staaten sollten, soweit erforderlich mit Unterstützung der zuständigen internationalen Organisatio-
nen, partnerschaftliche technische Programme und Forschungsprogramme ausarbeiten, um mehr Einblick in die Le-
benszyklen und Wanderbewegungen von Arten zu gewinnen, die auf Hoher See vorkommen, wozu auch die Ermitt-
lung kritischer Gebiete und Lebensstadien gehört.  
17.66 Die Staaten sollten gegebenenfalls mit Unterstützung der zuständigen internationalen Organisationen, 
gleichviel ob subregionaler, regionaler oder globaler Art,  
a) Datenbanken über die lebenden Meeresressourcen und die Fischerei auf Hoher See einrichten;  
b) Daten über die Meeresumwelt und über die lebenden Meeresressourcen der Hohen See sammeln und mitein-
ander korrelieren, darunter auch Daten über die Auswirkungen regionaler und globaler Veränderungen, die auf na-
türliche Ursachen oder die Einwirkung des Menschen zurückzuführen sind;  
c) bei der Koordinierung von Forschungsprogrammen zusammenarbeiten, damit das für die Bewirtschaftung der 
Ressourcen der Hohen See benötigte Wissen bereitgestellt wird.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
17.67 Die auf nationaler Ebene getroffenen Maßnahmen zur Erschließung der menschlichen Ressourcen sollten 
schwerpunktmäßig auf die Entwicklung und Bewirtschaftung der Ressourcen der Hohen See ausgerichtet werden 
und auch die Ausbildung in Bezug auf Fangtechniken für die Fischerei auf Hoher See und die Beurteilung der Res-
sourcen der Hohen See, die Aufstockung des mit der Bewirtschaftung und Erhaltung der Ressourcen der Hohen See 
und den damit verbundenen Umweltfragen befassten Personals sowie die Ausbildung von Beobachtern und Inspek-
toren, die auf Fischereifahrzeugen eingesetzt werden sollen, mit einschließen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
17.68 Die Staaten sollten mit Unterstützung der zuständigen internationalen Organisationen, gleichviel ob sub-
regionaler, regionaler oder globaler Art, soweit angemessen, zusammenarbeiten, um Systeme und institutionelle 
Strukturen zur Überwachung, Kontrolle und Aufsicht sowie auch die erforderliche Forschungskapazität zur Beurtei-
lung der Populationen lebender Meeresressourcen zu schaffen oder zu erweitern.  
17.69 Besondere Unterstützung, darunter auch Zusammenarbeit zwischen den Staaten, wird notwendig sein, um 
die Kapazität der Entwicklungsländer zu erweitern, was Daten und Informationen, die wissenschaftlichen und tech-
nologischen Mittel und die Erschließung der menschlichen Ressourcen angeht, damit sie sich wirksam an der Erhal-
tung und nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen der Hohen See beteiligen können.  
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D. NACHHALTIGE NUTZUNG UND ERHALTUNG DER LEBENDEN MEERESRESSOURCEN IN 
GEWÄSSERN UNTER STAATLICHER HOHEITSGEWALT  
Handlungsgrundlage  
17.70 Die in der Meeresfischerei erzielten Fangergebnisse bei Fischen und Schalentieren liegen bei 80 bis 
90 Millionen Tonnen pro Jahr, von denen 95 Prozent aus Gewässern unter staatlicher Hoheitsgewalt stammen. Die 
Erträge haben sich in den letzten vier Jahrzehnten fast verfünffacht. In den Bestimmungen des Seerechtsüberein-
kommens der Vereinten Nationen über die lebenden Meeresressourcen der ausschließlichen Wirtschaftszone und 
anderer Gebiete unter staatlicher Hoheitsgewalt sind die Rechte und Pflichten der Staaten in Bezug auf die Erhal-
tung und Nutzung dieser Ressourcen festgelegt.  
17.71 Die lebenden Meeresressourcen stellen für viele Länder eine wichtige Proteinquelle dar, und oft ist ihre 
Nutzung für die örtlichen Gemeinschaften und die indigene Bevölkerung von großer Bedeutung. Solche Ressourcen 
bilden die Ernährungs- und Existenzgrundlage für Millionen Menschen und bieten, sofern sie nachhaltig genutzt 
werden, zusätzliche Möglichkeiten, den Ernährungsbedarf und die sozialen Bedürfnisse insbesondere in den 
Entwicklungsländern zu decken. Um dieses Potenzial zu nutzen, ist es notwendig, die vorhandenen Bestände 
lebender Meeresressourcen, insbesondere die wenig oder gar nicht genutzten Bestände und Arten, besser zu kennen 
und zu bestimmen, neue Technologien einzusetzen, zur Vermeidung von Verlusten bessere Be- und 
Verarbeitungseinrichtungen zu schaffen und eine höhere Qualifizierung und bessere Ausbildung des zur wirksamen 
Bewirtschaftung und Erhaltung der lebenden Meeresressourcen der ausschließlichen Wirtschaftszone und anderer 
Gebiete unter staatlicher Hoheitsgewalt eingesetzten Fachpersonals sicherzustellen. Besondere Beachtung gebührt 
auch der Mehr-Arten-Bewirtschaftung und anderen Ansätzen, welche die gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen 
den Arten berücksichtigen.  
17.72 In vielen Gebieten unter staatlicher Hoheitsgewalt ist die Fischerei mit wachsenden Problemen konfron-
tiert; dazu gehören örtliche Überfischung, das unbefugte Eindringen ausländischer Fangflotten, die Zerstörung von 
Ökosystemen, übermäßige Ausrüstung und übergroße Flottenbestände, die Unterbewertung der Fangmenge, nicht 
ausreichend selektive Fanggeräte, unzuverlässige Datenbanken und eine wachsende Konkurrenz zwischen der 
handwerklichen und der im großen Umfang betriebenen Fischerei sowie zwischen dem Fischfang und anderen Tä-
tigkeiten.  
17.73 Die Probleme erstrecken sich über den Bereich der Fischerei hinaus. Korallenriffe und andere Meeres- 
und Küstenökosysteme wie etwa Mangrovensümpfe und Ästuare gehören zu den artenreichsten, am stärksten inte-
grierten und produktivsten Ökosystemen der Erde. Oft erfüllen sie wichtige ökologische Funktionen, tragen zum 
Küstenschutz bei und stellen lebenswichtige Ressourcen für die Nahrungs- und Energieversorgung, für den Frem-
denverkehr und die wirtschaftliche Entwicklung dar. In vielen Teilen der Erde sind solche Meeres- und 
Küstenökosysteme einer zunehmenden Belastung ausgesetzt oder von einer Vielzahl von Faktoren sowohl 
anthropogener als auch natürlicher Art bedroht.  
Ziele  
17.74 Die Küstenstaaten, und zwar insbesondere die Entwicklungsländer und Staaten, deren Wirtschaft in höch-
stem Maße von der Nutzung lebender Meeresressourcen in ihrer ausschließlichen Wirtschaftszone abhängig ist, soll-
ten in den Genuss der vollen sozialen und wirtschaftlichen Vorteile der nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeres-
ressourcen in ihrer ausschließlichen Wirtschaftszone und in anderen Gebieten unter staatlicher Hoheitsgewalt kom-
men.  
17.75 Die Staaten verpflichten sich zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen in 
den Gewässern unter staatlicher Hoheitsgewalt. Zu diesem Zweck ist es notwendig,  
a) das Potenzial der lebenden Meeresressourcen, die Nahrungsmittelbedürfnisse der Menschen zu decken und 
soziale, wirtschaftliche und Entwicklungsziele zu verwirklichen, zu erschließen und zu steigern;  
b) die traditionellen Kenntnisse und Interessen örtlicher Gemeinschaften, der handwerklichen Kleinfischerei und 
indigener Bevölkerungsgruppen im Rahmen von Entwicklungs- und Bewirtschaftungsprogrammen zu berücksichti-
gen;  
c) Populationen von im Meer lebenden Arten auf einem Stand zu erhalten bzw. auf diesen zurückzuführen, der 
den größtmöglich erreichbaren Dauerertrag sichert, wie er sich im Hinblick auf die in Betracht kommenden Um-
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welt- und Wirtschaftsfaktoren ergibt, wobei die gegenseitigen Abhängigkeiten zwischen den Arten zu berücksichti-
gen sind;  
d) die Entwicklung und Auswahl selektiver Fanggeräte und -praktiken zu fördern, welche die Abfälle beim Fang 
von Zielfischarten und die Beifänge von Nichtzielarten auf ein Mindestmaß beschränken;  
e) im Meer lebende gefährdete Arten zu schützen und die natürlichen Bestände wiederherzustellen;  
f) seltene oder sensible Ökosysteme sowie Lebensräume und andere ökologisch empfindliche Räume zu erhalten.  
17.76 Punkt 17.73 schränkt nicht das Recht eines Küstenstaates oder gegebenenfalls die Zuständigkeit einer 
internationalen Organisation ein, die Ausbeutung von Meeressäugetieren stärker als in diesem Punkt vorgesehen zu 
verbieten, zu begrenzen oder zu regeln. Die Staaten arbeiten zusammen, um die Meeressäugetiere zu erhalten; sie 
setzen sich im Rahmen der geeigneten internationalen Organisationen insbesondere für die Erhaltung, Bewirtschaf-
tung und Erforschung der Wale ein.  
17.77 Die Fähigkeit der Entwicklungsländer, die vorstehenden Ziele zu erfüllen, hängt von ihren Möglichkeiten 
ab, wozu auch die ihnen zur Verfügung stehenden finanziellen, wissenschaftlichen und technischen Mittel gehören. 
Um sie bei der Umsetzung dieser Ziele zu unterstützen, sollte für eine angemessene finanzielle, wissenschaftliche 
und technische Zusammenarbeit gesorgt werden.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
17.78 Die Staaten sollten sicherstellen, dass die lebenden Meeresressourcen der ausschließlichen Wirtschafts-
zone und anderer unter staatlicher Hoheitsgewalt stehender Gebiete nach den Bestimmungen des Seerechtsüberein-
kommens der Vereinten Nationen erhalten und bewirtschaftet werden.  
17.79 In Erfüllung der Bestimmungen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen sollten sich die 
Staaten der Frage der gebietsüberschreitenden und weit wandernden Arten annehmen; außerdem sollten sie unter 
voller Berücksichtigung des in Punkt 17.74 festgelegten Ziels Zugang zum Überschuss der zulässigen Fangmenge 
gewähren.  
17.80 Die Küstenstaaten sollten einzeln oder im Wege der bilateralen und/oder multilateralen Zusammenarbeit 
und gegebenenfalls mit Unterstützung internationaler Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder 
globaler Art, unter anderem  
a) das Potenzial der lebenden Meeresressourcen, einschließlich zu wenig oder gar nicht genutzter Bestände und 
Arten, soweit notwendig durch Erstellung von Bestandsaufnahmen zum Zwecke ihrer Erhaltung und nachhaltigen 
Nutzung ermitteln;  
b) Strategien für eine nachhaltige Nutzung der lebenden Meeresressourcen unter Berücksichtigung der besonde-
ren Bedürfnisse und Interessen der handwerklichen Kleinfischerei, örtlicher Gemeinschaften und indigener Bevölke-
rungsgruppen umsetzen, um den Ernährungsbedarf und andere Entwicklungsbedürfnisse zu befriedigen;  
c) insbesondere in den Entwicklungsländern Mechanismen zur Entwicklung der Marikultur und Aquakultur so-
wie der Kleinfischerei, der großen Hochseefischerei und der Meeresfischerei in Gebieten unter staatlicher Hoheits-
gewalt einführen, in denen Erhebungen gezeigt haben, dass lebende Meeresressourcen möglicherweise verfügbar 
sind;  
d) gegebenenfalls ihren Rechts- und Regelungsrahmen einschließlich Bewirtschaftungs-, Durchsetzungs- und 
Aufsichtskapazität ausbauen, um die mit den vorstehenden Strategien zusammenhängenden Aktivitäten zu regeln;  
e) Maßnahmen zur Steigerung der Verfügbarkeit der lebenden Meeresressourcen für die menschliche Ernährung 
ergreifen, indem sie Abfall, Nachernteverluste und Rückwürfe einschränken und die Verarbeitungs-, Verteilungs- 
und Beförderungstechniken verbessern;  
f) auf der Grundlage von Kriterien, die mit der nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen vereinbar 
sind, umweltverträgliche Technologien entwickeln und deren Anwendung fördern; dazu gehört auch die Prüfung der 
Umweltverträglichkeit wichtiger neuer Fangpraktiken;  
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g) die Produktivität und die Nutzung ihrer lebenden Meeresressourcen für die Ernährungs- und Einkommenssi-
cherung erhöhen.  
17.81 Die Küstenstaaten sollten den vorhandenen Spielraum für einen Ausbau von auf lebenden Meeresres-
sourcen basierenden Erholungs- und Fremdenverkehrsaktivitäten untersuchen, einschließlich derjenigen, die alterna-
tive Einkommensmöglichkeiten schaffen. Solche Aktivitäten sollten mit einer auf die Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung ausgerichteten Politik und Planung vereinbar sein.  
17.82 Die Küstenstaaten sollten die Zukunftsfähigkeit der handwerklichen Kleinfischerei unterstützen. Zu die-
sem Zweck sollten sie gegebenenfalls  
a) die Entwicklung der handwerklichen Kleinfischerei in die Meeres- und Küstenplanung einbinden, wobei die 
Interessen der Fischer, der in der Kleinfischerei Beschäftigten, der Frauen, örtlicher Gemeinschaften und indigener 
Bevölkerungsgruppen zu berücksichtigen und gegebenenfalls die Vertretung dieser Gruppen zu befürworten ist;  
b) die Rechte der in der Kleinfischerei Beschäftigten, der Frauen und der örtlichen Gemeinschaften, darunter auch 
ihr Recht auf dauerhafte Nutzung und dauerhaften Schutz ihrer Lebensräume, anerkennen;  
c) Systeme für die Erfassung und Aufzeichnung traditioneller Kenntnisse über die lebenden Meeresressourcen 
und die Umwelt schaffen und die Einbeziehung dieser Kenntnisse in Bewirtschaftungssysteme unterstützen.  
17.83 Die Küstenstaaten sollten sicherstellen, dass bei der Aushandlung und Umsetzung internationaler Verein-
barungen über die Erschließung oder Erhaltung der lebenden Meeresressourcen die Interessen der örtlichen Gemein-
schaften und der indigenen Bevölkerungsgruppen, insbesondere ihr Recht auf Selbstversorgung, berücksichtigt wer-
den.  
17.84 Die Küstenstaaten sollten gegebenenfalls mit Unterstützung internationaler Organisationen die Möglich-
keiten für Aquakulturen in Meeres- und Küstengebieten unter staatlicher Hoheitsgewalt analysieren und geeignete 
Schutzvorkehrungen gegen das Einbringen neuer Arten treffen.  
17.85 Die Staaten sollten die Dynamit- und die Giftfischerei und vergleichbare andere zerstörerische Fangprak-
tiken verbieten.  
17.86 Die Staaten sollten Meeresökosysteme, in denen ein hohes Maß an biologischer Vielfalt und Produktivität 
besteht, sowie andere kritische Lebensräume ermitteln und für die erforderlichen Nutzungsbeschränkungen in diesen 
Gebieten sorgen, unter anderem durch die Ausweisung von Schutzgebieten. Entsprechender Vorrang ist dabei einzu-
räumen:  
a) Korallenriff-Ökosystemen;  
b) Ästuaren;  
c) gemäßigten und tropischen Feuchtgebieten einschließlich Mangrovensümpfen;  
d) Seegraswiesen;  
e) anderen Laich- und Aufwuchsgebieten.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
17.87 Die Staaten sollten einzeln oder im Wege der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit und 
gegebenenfalls mit Unterstützung internationaler Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder 
globaler Art,  
a) eine verstärkte Erfassung und einen verstärkten Austausch der erforderlichen Daten für die Erhaltung und 
nachhaltige Nutzung der lebenden Meeresressourcen in Gewässern unter staatlicher Hoheitsgewalt unterstützen;  
b) regelmäßig für die Beurteilung der Fischerei geeignete aktualisierte Daten und Informationen austauschen;  
c) Analyse- und Prognoseinstrumente wie etwa Modelle für eine Bestandsabschätzung und bioökonomische Mo-
delle entwickeln und gemeinsam nutzen;  
d) geeignete Überwachungs- und Beurteilungsprogramme einrichten oder erweitern;  
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e) Profile der biologischen Vielfalt der Meere, der lebenden Meeresressourcen und wichtiger Lebensräume in 
ausschließlichen Wirtschaftszonen und anderen Gebieten unter staatlicher Hoheitsgewalt erstellen bzw. aktualisie-
ren, wobei auch auf Veränderungen in der Umwelt zu achten ist, die auf natürliche Ursachen oder die Einwirkung 
des Menschen zurückzuführen sind.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
17.88 Die Staaten sollten im Wege der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit und mit Unterstützung 
der zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen zusammenar-
beiten, um  
a) die finanzielle und technische Zusammenarbeit auszubauen und so die in den Entwicklungsländern zur Verfü-
gung stehende Kapazität in der Klein- und Meeresfischerei sowie in der küstennahen Aqua- und Marikultur zu er-
weitern;  
b) den Beitrag der lebenden Meeresressourcen zur Beseitigung der Mangelernährung zu steigern und in den Ent-
wicklungsländern eine Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln unter anderem durch weitgehende Ausschaltung von 
Nachernteverlusten und durch entsprechende Bewirtschaftung der Bestände zur Erzielung eines garantierten Dauer-
ertrags zu erreichen;  
c) gemeinsame Kriterien für den Gebrauch selektiver Fanggeräte und -praktiken zu erarbeiten, welche die Abfälle 
beim Fang von Zielfischarten und die Beifänge von Nichtzielarten auf ein Mindestmaß beschränken;  
d) die Qualität der Meeresfrüchte zu verbessern, auch durch entsprechende innerstaatliche Qualitätssicherungs-
systeme für Meeresfrüchte, um so den Marktzugang zu fördern, mehr Vertrauen beim Verbraucher zu schaffen und 
größtmögliche wirtschaftliche Erträge zu erzielen.  
17.89 Die Staaten sollten, sofern und soweit angemessen, für eine ausreichende Koordinierung und Zusammen-
arbeit in Bezug auf umschlossene und halbumschlossene Meere und zwischen subregionalen, regionalen und globa-
len zwischenstaatlichen Fischereiorganisationen sorgen.  
17.90 Die Staaten erkennen Folgendes an:  
a) Die Zuständigkeit der Internationalen Walfangkommission für die Erhaltung und Bewirtschaftung der Walbe-
stände und für die Regelung des Walfangs nach dem Internationalen Übereinkommen zur Regelung des Walfangs 
aus dem Jahre 1946;  
b) die Arbeit des Wissenschaftlichen Ausschusses der Internationalen Walfangkommission bei der Durchführung 
von Untersuchungen insbesondere über Großwale sowie auch über andere Walarten;  
c) die Arbeit anderer Organisationen wie etwa der Interamerikanischen Kommission für tropischen Thunfisch 
und des im Rahmen des Bonner Übereinkommens geschlossenen Abkommens zur Erhaltung der Kleinwale in der 
Nord- und Ostsee, deren Ziel die Erhaltung, Bewirtschaftung und Erforschung von Walen und anderen Meeressäu-
getieren ist. 
17.91 Die Staaten sollten zum Zwecke der Erhaltung, Bewirtschaftung und Erforschung der Wale 
zusammenarbeiten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
17.92 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 6 Milliar-
den Dollar, wovon etwa 60 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessi-
onsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht ge-
prüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
17.93 Die Staaten sollten gegebenenfalls mit Unterstützung der zuständigen zwischenstaatlichen Organisationen  
a) für den Transfer umweltverträglicher Technologien zur Entwicklung der Fischerei, der Aqua- und der Marikul-
tur insbesondere an die Entwicklungsländer sorgen;  
b) besondere Aufmerksamkeit auf Mechanismen zur Weitergabe von Informationen über Ressourcen und zum 
Transfer besserer Fischerei- und Aquakulturtechniken an Fischergemeinschaften auf lokaler Ebene richten;  
c) die Erforschung, wissenschaftliche Auswertung und Nutzung geeigneter traditioneller Bewirtschaftungssyste-
me fördern;  
d) erwägen, den von der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen und dem Interna-
tionalen Rat für Meeresforschung verabschiedeten Verfahrenskodex zur Prüfung der Übertragung und Einbringung 
von Meeres- und Süßwasserorganismen einzuhalten;  
e) die wissenschaftliche Forschung über Meeresgebiete, die von besonderer Bedeutung für lebende Meeresres-
sourcen sind, wie etwa Gebiete mit großer Artenvielfalt, ausgeprägtem Endemismus und hoher Produktivität, sowie 
über Rastplätze wandernder Arten vorantreiben.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
17.94 Die Staaten sollten einzeln oder im Wege der bilateralen und/oder multilateralen Zusammenarbeit und 
gegebenenfalls mit Unterstützung der zuständigen internationalen Organisationen, gleichviel ob subregionaler, re-
gionaler oder globaler Art, die Entwicklungsländer unter anderem dazu anregen und dabei unterstützen,  
a) die disziplinübergreifende Aus- und Fortbildung und Forschung im Bereich der lebenden Meeresressourcen, 
insbesondere in den Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, auszubauen;  
b) auf nationaler und regionaler Ebene Ausbildungsmöglichkeiten zu schaffen, um die handwerkliche Fischerei 
(auch für die Selbstversorgung) zu unterstützen, die kleingewerbliche Nutzung der lebenden Meeresressourcen wei-
terzuentwickeln und eine ausgewogene Beteiligung der örtlichen Gemeinschaften, der in der Kleinfischerei arbei-
tenden Menschen, der Frauen und indigener Bevölkerungsgruppen zu unterstützen;  
c) auf allen Bildungsstufen Themen in die Lehrpläne einzubeziehen, die auf die Bedeutung der lebenden Meeres-
ressourcen hinweisen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
17.95 Die Küstenstaaten sollten gegebenenfalls mit Unterstützung der zuständigen subregionalen, regionalen 
und globalen Organisationen  
a) Forschungskapazität zur Beurteilung der Populationen lebender Meeresressourcen und für ihre Überwachung 
aufbauen;  
b) Hilfe für örtliche Fischergemeinschaften, insbesondere für diejenigen, die Subsistenzfischerei betreiben, sowie 
für indigene Bevölkerungsgruppen und Frauen bereitstellen; dazu gehört gegebenenfalls auch die erforderliche tech-
nische und finanzielle Unterstützung, um die traditionellen Kenntnisse über die lebenden Meeresressourcen und 
Fangtechniken zu ordnen, zu bewahren, auszutauschen und zu verbessern und das Wissen über die Meeresökosy-
steme zu vertiefen;  
c) Entwicklungsstrategien für eine nachhaltige Aquakultur erarbeiten, unter Einbeziehung der Umweltbewirt-
schaftung zur Unterstützung ländlicher Fischzuchtgemeinschaften;  
d) soweit sich die Notwendigkeit ergibt, Institutionen schaffen und ausbauen, die in der Lage sind, die Ziele und 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Erhaltung und Bewirtschaftung der lebenden Meeresressourcen in die Praxis 
umzusetzen.  
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17.96 Besondere Unterstützung, darunter auch Zusammenarbeit zwischen den Staaten, wird notwendig sein, um 
die Kapazität der Entwicklungsländer zu erweitern, was Daten und Informationen, die wissenschaftlichen und tech-
nologischen Mittel und die Erschließung der menschlichen Ressourcen angeht, damit sie sich wirksam an der Erhal-
tung und nachhaltigen Nutzung der lebenden Meeresressourcen in Gewässern unter staatlicher Hoheitsgewalt betei-
ligen können.  
E. BEHANDLUNG GRAVIERENDER UNSICHERHEITEN IN BEZUG AUF DIE BEWIRTSCHAFTUNG 
DER MEERESUMWELT UND AUF KLIMAÄNDERUNGEN  
Handlungsgrundlage  
17.97 Die Meeresumwelt ist verletzlich und reagiert empfindlich auf Klimaänderungen und Veränderungen in 
der Atmosphäre. Voraussetzung für eine rationelle Nutzung und Entwicklung der Küstengebiete, aller Meere und 
Meeresressourcen sowie für die Erhaltung der Meeresumwelt ist, dass der gegenwärtige Zustand dieser Systeme 
ermittelt und die künftigen Bedingungen vorhergesagt werden können. Der hohe Unsicherheitsgrad im heutigen 
Informationsbestand ist ein Hindernis für eine wirksame Bewirtschaftung und schränkt die Möglichkeit ein, 
Vorhersagen zu machen und Umweltveränderungen zu beurteilen. Es bedarf einer systematischen Erfassung von 
Daten zu den Parametern der Meeresumwelt, um integrierte Bewirtschaftungskonzepte anwenden und die 
Auswirkungen weltweiter Klimaänderungen und atmosphärischer Phänomene wie etwa des Abbaus der Ozonschicht 
auf die lebenden Meeresressourcen und die Meeresumwelt vorhersagen zu können. Um den Einfluss der Ozeane und 
aller Meere auf globale Systeme bestimmen und die natürlichen und durch den Menschen verursachten 
Veränderungen der Meeres- und Küstenumwelt vorhersagen zu können, müssen die Strukturen zur Erfassung, 
Synthetisierung und Verbreitung der im Rahmen von Forschungsvorhaben und systematischen Beobachtungen 
ermittelten Daten umgestaltet und erheblich gestärkt werden.  
17.98 Im Zusammenhang mit den Klimaänderungen und speziell auch mit dem Anstieg des Meeresspiegels gibt 
es viele Unsicherheiten. Ein geringfügiger Anstieg kann auf kleinen Inseln und in tiefliegenden Küstengebieten er-
hebliche Schäden verursachen. Antwortstrategien sollten auf verlässlichen Daten aufbauen. Ein langfristiger partner-
schaftlicher Forschungsaufwand ist notwendig, um die erforderlichen Daten für globale Klimamodelle zu beschaffen 
und vorhandene Unsicherheiten abzubauen. In der Zwischenzeit sollten Vorsorgemaßnahmen getroffen werden, um 
die Risiken und Auswirkungen, insbesondere auf kleine Inseln und in den Niederungs- und Küstengebieten dieser 
Erde, zu vermindern.  
17.99 Aus einigen Teilen der Erde wird die Zunahme der ultravioletten (UV-) Strahlung auf Grund des Abbaus 
der Ozonschicht gemeldet. Die daraus resultierenden Auswirkungen auf die Meeresumwelt müssen im Hinblick auf 
die Reduzierung von Unsicherheiten und die Schaffung einer Grundlage für das weitere Vorgehen beurteilt werden.  
Ziele  
17.100 Die Staaten verpflichten sich in Übereinstimmung mit dem Seerechtsübereinkommen der Vereinten Na-
tionen, das Wissen über die Meeresumwelt und ihren Einfluss auf globale Kreisläufe zu vertiefen. Zu diesem Zweck 
ist es notwendig,  
a) die wissenschaftliche Erforschung und systematische Beobachtung der Meeresumwelt innerhalb der Grenzen 
des Bereichs staatlicher Hoheitsbefugnisse und auf Hoher See, einschließlich der Wechselwirkungen mit atmosphä-
rischen Phänomenen wie etwa dem Abbau der Ozonschicht zu fördern;  
b) den Austausch der im Rahmen der wissenschaftlichen Forschung und der systematischen Beobachtung sowie 
auf Grund des traditionellen ökologischen Wissens gewonnenen Daten und Informationen zu fördern und sicherzu-
stellen, dass diese Daten und Informationen politischen Entscheidungsträgern und der Öffentlichkeit auf nationaler 
Ebene zugänglich gemacht werden;  
c) im Hinblick auf die Entwicklung standardisierter interkalibrierter Verfahren, Messtechniken sowie Datenspei-
cher- und Datenverwaltungskapazität zur wissenschaftlichen Erforschung und systematischen Beobachtung der 
Meeresumwelt zusammenzuarbeiten.  
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
17.101 Die Staaten sollten unter anderem in Betracht ziehen,  
a) nationale und regionale Programme zur Beobachtung von mit dem Klimawandel verbundenen Küsten- und 
küstennahen Phänomenen und von Forschungsparametern, die für die Meeres- und Küstenbewirtschaftung in allen 
Regionen von Bedeutung sind, zu koordinieren;  
b) für die Sicherheit der Bewohner von Küstengebieten und den effizienten Schifffahrtsbetrieb verbesserte Vor-
hersagen des Meereszustands bereitzustellen;  
c) zusammenzuarbeiten, um spezielle Maßnahmen zur Bewältigung eines möglichen Klimawandels und Meeres-
spiegelanstiegs und zur Anpassung daran zu ergreifen, einschließlich der Entwicklung von weltweit akzeptierten 
Methoden zur Beurteilung der Küstengefährdung, von Modellen und von Antwortstrategien, insbesondere für priori-
täre Gebiete wie etwa kleine Inseln sowie tiefliegende und bedrohte Küstengebiete;  
d) laufende und geplante Programme zur systematischen Beobachtung der Meeresumwelt zusammenzustellen, 
mit dem Ziel, die Tätigkeiten miteinander zu integrieren und Prioritäten festzulegen, um gravierende Unsicherheiten 
in Bezug auf die Ozeane und alle Meere auszuräumen;  
e) ein Forschungsprogramm einzuleiten, um die meeresbiologischen Auswirkungen einer erhöhten UV-Strahlung 
auf Grund der Zerstörung der stratosphärischen Ozonschicht zu bestimmen und die möglichen Auswirkungen zu 
bewerten.  
17.102 In Anerkennung der wichtigen Rolle, welche die Ozeane und alle Meere bei der Milderung eines mögli-
chen Klimawandels spielen, sollten die Internationale Ozeanografische Kommission (IOC) und andere zuständige 
Gremien der Vereinten Nationen mit Unterstützung der Länder, die über entsprechende Mittel und Fachkenntnisse 
verfügen, Analysen, Beurteilungen und systematische Beobachtungen der Rolle der Ozeane als Kohlenstoffsenken 
durchführen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
17.103 Die Staaten sollten unter anderem erwägen,  
a) die internationale Zusammenarbeit zu verstärken, vor allem mit dem Ziel, die nationalen wissenschaftlichen 
und technischen Möglichkeiten zur Analyse, Beurteilung und Vorhersage weltweiter Klima- und Umweltverände-
rungen auszubauen;  
b) die von der IOC in Zusammenarbeit mit der Weltorganisation für Meteorologie (WMO), dem Umweltpro-
gramm der Vereinten Nationen (UNEP) und anderen internationalen Organisationen wahrgenommene Rolle bei der 
Erfassung, Auswertung und Weitergabe von Daten und Informationen über die Ozeane und alle Meere zu unterstüt-
zen, gegebenenfalls auch im Rahmen des Globalen Meeresbeobachtungssystems (GOOS), unter besonderer Berück-
sichtigung der Notwendigkeit, dass die IOC die Strategie der Bereitstellung von Ausbildung und technischer Hilfe 
an die Entwicklungsländer im Rahmen ihres Programms für Ausbildung, Bildung und gegenseitige Unterstützung 
voll zur Entfaltung bringt;  
c) nationale multisektorale Datenbanken zur Erfassung der im Rahmen von Forschungs- und Beobachtungspro-
grammen ermittelten Ergebnisse einzurichten;  
d) diese Datenbanken mit vorhandenen Daten- und Informationsdiensten und -mechanismen wie etwa World 
Weather Watch und Earthwatch zu verknüpfen;  
e) zusammenzuarbeiten, um Daten und Informationen auszutauschen und sie über die globalen und regionalen 
Datenzentren zu speichern und zu archivieren;  
f) zusammenzuarbeiten, um die volle Mitwirkung insbesondere der Entwicklungsländer an internationalen Pro-
jekten der Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen zur Erfassung, Analyse und Nutzung 
von Daten und Informationen zu gewährleisten.  
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C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
17.104 Die Staaten sollten erwägen, auf bilateraler und multilateraler Ebene und in Zusammenarbeit mit interna-
tionalen Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler, interregionaler oder globaler Art, soweit angemes-
sen, 
a) technische Zusammenarbeit für den Ausbau der in Küsten- und Inselstaaten vorhandenen Kapazität für die 
Meeresforschung und die systematische Beobachtung und für deren Nutzung bereitzustellen;  
b) bestehende nationale Einrichtungen zu stärken und, soweit erforderlich, internationale Analyse- und Vorhersa-
gemechanismen zu schaffen, um regionale und globale ozeanografische Analysen und Prognosen vorzunehmen und 
auszutauschen, und um gegebenenfalls internationale Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen auf nationaler, 
subregionaler und regionaler Ebene zu schaffen.  
17.105 In Anerkennung der Bedeutung der Antarktis für die Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorha-
ben, insbesondere solcher, die von wesentlicher Bedeutung für das Verständnis der globalen Umwelt sind, sollten 
die Staaten, die derartige Forschungsaktivitäten in der Antarktis betreiben, nach Artikel III des Antarktisvertrags 
auch in Zukunft  
a) sicherstellen, dass die aus diesen Forschungsarbeiten resultierenden Daten und Informationen der internationa-
len Gemeinschaft unbeschränkt zur Verfügung stehen;  
b) der internationalen Wissenschaft und den Sonderorganisationen der Vereinten Nationen bessere Zugriffsmög-
lichkeiten auf diese Daten und Informationen bieten, so auch durch die Förderung regelmäßig stattfindender Semi-
nare und Symposien.  
17.106 Die Staaten sollten die interinstitutionelle, subregionale, regionale bzw. globale Koordinierung auf hoher 
Ebene intensivieren und Mechanismen zur Errichtung und Integration von Netzwerken zur systematischen Beobach-
tung prüfen. Dies würde auch Folgendes einschließen:  
a) Die Überprüfung vorhandener regionaler und globaler Datenbanken;  
b) Mechanismen zur Entwicklung vergleichbarer und kompatibler Verfahrenstechniken, zur Validierung von Me-
thoden und Messungen, zur Durchführung regelmäßiger wissenschaftlicher Überprüfungen, zur Erarbeitung mögli-
cher Korrekturmaßnahmen, zur Vereinbarung von Formaten für die Darstellung und Speicherung und zur Weiterga-
be der gesammelten Informationen an potenzielle Nutzer;  
c) die systematische Beobachtung von Küstenlebensräumen und von Veränderungen des Meeresspiegels, Be-
standsaufnahmen der Ursachen der Meeresverschmutzung und die Überprüfung von Fischereistatistiken;  
d) die Durchführung periodischer Bewertungen des Zustands der Ozeane und aller Meere und Küstengebiete und 
der dabei zu verzeichnenden Trends.  
17.107 Durch internationale Zusammenarbeit im Rahmen der zuständigen Organisationen des Systems der Ver-
einten Nationen sollte Ländern geholfen werden, systematische regionale Langzeitbeobachtungsprogramme einzu-
richten und diese, soweit zutreffend, auf koordinierte Weise in die Regionalmeerprogramme zu integrieren, um ge-
gebenenfalls auf dem Grundsatz des gegenseitigen Datenaustauschs aufbauende subregionale, regionale und globale 
Beobachtungssysteme einzurichten. Eines der Ziele sollte die Vorhersage der Auswirkungen klimabedingter Notsi-
tuationen auf die bestehende materielle und sozioökonomische Infrastruktur der Küstengebiete sein.  
17.108  Ausgehend von den Ergebnissen der Forschungsarbeiten über die Auswirkungen der vermehrt die 
Erdoberfläche erreichenden UV-Strahlung auf die menschliche Gesundheit, die Landwirtschaft und die 
Meeresumwelt sollten die Staaten und internationale Organisationen die Ergreifung entsprechender 
Abhilfemaßnahmen in Betracht ziehen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
17.109 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 750 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 480 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
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zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
17.110 Die entwickelten Länder sollten die finanziellen Mittel für die Weiterentwicklung und Einführung des 
Globalen Meeresbeobachtungssystems bereitstellen.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
17.111  Um durch systematische Küsten- und Meeresbeobachtungen und Forschungsarbeiten gravierende Unsi-
cherheiten auszuräumen, sollten die Küstenstaaten in gemeinsamer Arbeit Verfahren entwickeln, die eine vergleich-
bare Auswertung und Verlässlichkeit der Daten gewährleisten. Außerdem sollten sie auf subregionaler und regiona-
ler Grundlage gegebenenfalls im Rahmen bereits bestehender Programme Infrastrukturanlagen und teure, an-
spruchsvolle Geräte gemeinsam nutzen, Qualitätssicherungsverfahren entwickeln und gemeinsam die menschlichen 
Ressourcen erschließen. Besondere Aufmerksamkeit gebührt der Weitergabe wissenschaftlicher und technologischer 
Erkenntnisse und Hilfsmittel zur Unterstützung von Staaten, insbesondere der Entwicklungsländer, beim Aufbau 
eigener Kapazität.  
17.112 Internationale Organisationen sollten die Küstenländer auf Antrag bei der Durchführung von 
Forschungsvorhaben über die Auswirkungen einer erhöhten UV-Strahlung unterstützen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
17.113 Die Staaten sollten einzeln oder im Wege der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit und 
gegebenenfalls mit Unterstützung internationaler Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder 
globaler Art, insbesondere in den Entwicklungsländern umfassende Programme für ein weitreichendes, kohärentes 
Konzept zur Deckung ihres grundlegenden Personalbedarfs im meereswissenschaftlichen Bereich erarbeiten und 
umsetzen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
17.114 Zur Entwicklung, Unterstützung und Koordinierung meereswissenschaftlicher Aktivitäten sollten die 
Staaten nationale wissenschaftliche und technologische ozeanografische Kommissionen oder entsprechende Gremi-
en ausbauen oder gegebenenfalls errichten und dabei eng mit internationalen Organisationen zusammenarbeiten.  
17.115 Die Staaten sollten gegebenenfalls vorhandene subregionale und regionale Mechanismen nutzen, um 
Kenntnisse über die Meeresumwelt zu sammeln, Informationen auszutauschen, systematische Beobachtungen und 
Beurteilungen zu veranlassen und Wissenschaftler, Einrichtungen und Geräte möglichst effizient zu nutzen. Außer-
dem sollten sie im Hinblick auf die Förderung der endogenen Forschungskapazität der Entwicklungsländer 
zusammenarbeiten.  
F. STÄRKUNG DER INTERNATIONALEN, EINSCHLIEßLICH REGIONALEN, ZUSAMMENARBEIT 
UND KOORDINIERUNG  
Handlungsgrundlage  
17.116 Anerkanntermaßen ist es die Aufgabe der internationalen Zusammenarbeit, auf einzelstaatlicher Ebene 
unternommene Bemühungen zu unterstützen und zu ergänzen. Die Umsetzung der Strategien und Maßnahmen auf 
Grund der mit Meeres- und Küstengebieten und Meeren befassten Programmbereiche erfordert wirksame institutio-
nelle Strukturen auf nationaler, subregionaler, regionaler bzw. globaler Ebene. Es gibt zahlreiche nationale und in-
ternationale wie auch regionale Einrichtungen innerhalb und außerhalb des Systems der Vereinten Nationen, die für 
Meeresfragen zuständig sind; hier ergibt sich die Notwendigkeit, die Koordinierung zu verbessern und die Verbin-
dungen zwischen ihnen auszubauen. Es gilt außerdem sicherzustellen, dass auf allen Ebenen in Bezug auf Meeres-
fragen ein integrierter und sektorübergreifender Ansatz verfolgt wird.  
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Ziele  
17.117 Die Staaten verpflichten sich, im Einklang mit ihrer Politik, ihren Prioritäten und ihren Mitteln die Schaf-
fung der institutionellen Grundlagen zu fördern, die zur Unterstützung der Umsetzung der in dem vorliegenden Ka-
pitel enthaltenen Programmbereiche notwendig sind. Zu diesem Zweck gilt es, nach Bedarf,  
a) einschlägige sektorale Tätigkeiten zu Fragen der Umwelt und Entwicklung in Meeres- und Küstengebieten auf 
nationaler, subregionaler, regionaler bzw. globaler Ebene miteinander zu integrieren;  
b) einen wirksamen Informationsaustausch und gegebenenfalls institutionelle Verknüpfungen zwischen bilatera-
len und multilateralen nationalen, regionalen, subregionalen und interregionalen Einrichtungen zu Fragen der Um-
welt und Entwicklung in Meeres- und Küstengebieten zu fördern;  
c) innerhalb des Systems der Vereinten Nationen eine regelmäßige zwischenstaatliche Überprüfung und Behand-
lung von Fragen der Umwelt und Entwicklung im Zusammenhang mit Meeres- und Küstengebieten zu fördern;  
d) das wirksame Arbeiten von Koordinierungsmechanismen für diejenigen Teile des Systems der Vereinten Na-
tionen, die sich mit Fragen der Umwelt und Entwicklung in Meeres- und Küstengebieten befassen, sowie auch Ver-
bindungen mit den zuständigen internationalen Entwicklungsorganisationen zu unterstützen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
Weltweite Maßnahmen  
 
17.118 Die Generalversammlung sollte innerhalb des Systems der Vereinten Nationen für die regelmäßige zwi-
schenstaatliche Behandlung allgemeiner meeres- und küstenspezifischer Fragen, einschließlich Fragen der Umwelt 
und Entwicklung, Sorge tragen und den Generalsekretär und die Leiter der Organe und Organisationen der Verein-
ten Nationen ersuchen,  
a) die Koordinierung zwischen den zuständigen, schwerpunktmäßig mit Meeres- und Küstenfragen befassten 
Organisationen der Vereinten Nationen, einschließlich ihrer subregionalen und regionalen Teile, zu verstärken und 
bessere Arbeitsbeziehungen zwischen ihnen herzustellen;  
b) die Koordinierung zwischen diesen Organisationen und anderen Organisationen, Institutionen und Sonderor-
ganisationen der Vereinten Nationen zu intensivieren, die sich mit Entwicklung, Handel und anderen damit zusam-
menhängenden Wirtschaftsfragen befassen;  
c) die Repräsentanz von Organisationen der Vereinten Nationen, die sich mit der Meeresumwelt befassen, bei den 
systemweiten Koordinierungsbemühungen der Vereinten Nationen zu verbessern;  
d) soweit erforderlich eine engere Zusammenarbeit zwischen den Organisationen der Vereinten Nationen und 
subregionalen und regionalen Küsten- und Meeresprogrammen herbeizuführen;  
e) ein zentrales System zur Erteilung von Auskünften über Rechtsvorschriften und zur Beratung in Bezug auf die 
Umsetzung von Rechtsvereinbarungen über meeresspezifische Umwelt- und Entwicklungsfragen zu schaffen.  
17.119 Die Staaten erkennen an, dass die Umweltpolitik bei den Grundursachen der Umweltzerstörung ansetzen 
soll, damit vermieden wird, dass Umweltschutzmaßnahmen unnötige Handelsbeschränkungen mit sich bringen. 
Umweltbezogene handelspolitische Maßnahmen sollen weder ein Mittel willkürlicher oder ungerechtfertigter Dis-
kriminierung noch eine verdeckte Beschränkung des internationalen Handels darstellen. Einseitige Maßnahmen zur 
Bewältigung von Umweltproblemen außerhalb des Hoheitsbereichs des Einfuhrlands sollten vermieden werden. 
Maßnahmen zur Bewältigung grenzüberschreitender oder weltweiter Umweltprobleme sollten soweit möglich auf 
internationalem Konsens beruhen. Es kann sein, dass handelsbezogene Maßnahmen erforderlich sind, um einzel-
staatlichen Maßnahmen, mit denen bestimmte Umweltziele erfüllt werden sollen, Wirksamkeit zu verleihen. Sollten 
handelspolitische Maßnahmen zur Durchsetzung der Umweltpolitik für notwendig erachtet werden, sollten be-
stimmte Grundsätze und Regeln zugrunde gelegt werden. Dazu könnten unter anderem folgende gehören: der 
Grundsatz der Nichtdiskriminierung; der Grundsatz, dass die gewählte handelsbezogene Maßnahme nicht handels-
beschränkender sein sollte, als zur Erreichung der gesteckten Ziele unbedingt notwendig ist; die Verpflichtung, beim 
Einsatz handelsbezogener Maßnahmen im Umweltbereich für Transparenz und für eine angemessene Notifikation 
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der einzelstaatlichen Vorschriften zu sorgen; und die Notwendigkeit, im Zuge der Fortschritte, welche die Entwick-
lungsländer auf dem Weg zur Erfüllung international vereinbarter Umweltziele machen, die besonderen Umstände 
und entwicklungsbezogenen Bedürfnisse dieser Länder zu berücksichtigen; 
 
Subregionale und regionale Maßnahmen  
17.120 Die Staaten sollten erwägen, gegebenenfalls  
a) die zwischenstaatliche regionale Zusammenarbeit, die Regionalmeerprogramme des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen, regionale und subregionale Fischereiorganisationen und die Regionalkommissionen zu stärken 
und, wo es notwendig ist, zu erweitern;  
b) wo es notwendig ist, Koordinierung zwischen den zuständigen Organisationen der Vereinten Nationen und 
anderen multilateralen Organisationen auf subregionaler und regionaler Ebene herzustellen, und im Zuge dessen 
auch gemeinsame Büroräumlichkeiten für ihre Mitarbeiter zu prüfen;  
c) in regelmäßigen Abständen Konsultationen innerhalb der Region zu veranstalten;  
d) subregionalen und regionalen Zentren und Netzwerken wie etwa den Regionalzentren für Meerestechnologie 
über entsprechende nationale Stellen den Zugang zu Fachwissen und Technologie und deren Nutzung zu erleichtern.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
17.121 Die Staaten sollten gegebenenfalls  
a) den Informationsaustausch über Meeres- und Küstenfragen fördern;  
b) die Kapazität internationaler Organisationen im Bereich der Informationsverarbeitung ausbauen und gegebe-
nenfalls den Aufbau nationaler, subregionaler und regionaler Daten- und Informationssysteme unterstützen. Dazu 
könnten auch Netzwerke gehören, die Verbindungen zwischen Ländern mit vergleichbaren Umweltproblemen her-
stellen;  
c) vorhandene internationale Strukturen wie Earthwatch und GESAMP weiterentwickeln.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
17.122 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 50 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -pro-
gramme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL, ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND 
KAPAZITÄTSAUFBAU  
17.123 Die Mittel zur Umsetzung, die in den anderen Programmbereichen zu Meeres- und Küstenfragen in den 
Abschnitten über die wissenschaftlichen und technologischen Mittel, die Erschließung der menschlichen Ressourcen 
und den Kapazitätsaufbau enthalten sind, gelten uneingeschränkt auch für diesen Programmbereich. Darüber hinaus 
sollten die Staaten im Wege der internationalen Zusammenarbeit ein umfassendes Programm zur Deckung ihres 
grundlegenden Personalbedarfs auf allen Ebenen im meereswissenschaftlichen Bereich erarbeiten.  
G. NACHHALTIGE ENTWICKLUNG KLEINER INSELN  
Handlungsgrundlage  
17.124 Kleine Inselentwicklungsländer und Inseln, auf denen kleine Gemeinschaften leben, sind vom Gesichts-
punkt der Umwelt wie auch der Entwicklung her ein Sonderfall. Sie sind ökologisch sensibel und gefährdet. Ihre 
 
Agenda 21 199 
geringe Größe, begrenzten Ressourcen, weite geografische Streuung und Abgeschnittenheit von den Märkten 
benachteiligen sie wirtschaftlich und lassen sie nicht in den Genuss von Größenvorteilen gelangen. Für kleine Insel-
entwicklungsländer hat die Meeres- und Küstenumwelt strategische Bedeutung und stellt eine wertvolle Entwick-
lungsressource dar.  
17.125 Auf Grund ihrer isolierten Lage kommt auf diesen Inseln eine vergleichsweise große Zahl einzigartiger 
Pflanzen- und Tierarten vor; somit ist dort ein sehr großer Anteil der weltweiten biologischen Vielfalt zu finden. 
Außerdem besitzen sie reiche und vielfältige, besonders an die Inselumwelt angepasste Kulturen und Kenntnisse 
über die schonende Bewirtschaftung der Inselressourcen.  
17.126 Kleine Inselentwicklungsländer haben mit denselben Umweltproblemen und Herausforderungen zu 
kämpfen, die in Küstengebieten zu finden sind, doch sind diese hier auf eine eng begrenzte Fläche konzentriert. In-
seln gelten als extrem anfällig für die globale Erwärmung und den Anstieg des Meeresspiegels, wobei manche klei-
ne, flache Inseln in zunehmenden Maße der Gefahr eines Verlustes ihres gesamten Staatsgebiets ausgesetzt sind. 
Außerdem bekommen die meisten Tropeninseln schon jetzt die direkteren Auswirkungen der Klimaänderung in 
Form von immer häufiger auftretenden Wirbelstürmen, Orkanen und Hurrikans zu spüren. Die Folge sind erhebliche 
Rückschläge in der sozioökonomischen Entwicklung dieser Inseln.  
17.127 Da die Entwicklungsalternativen kleiner Inselstaaten begrenzt sind, entstehen bei der Planung und Um-
setzung einer nachhaltigen Entwicklung besondere Herausforderungen. Kleine Inselentwicklungsländer werden 
Schwierigkeiten haben, diese Herausforderungen ohne die Mitwirkung und Hilfe der internationalen Staatengemein-
schaft zu bewältigen.  
Ziele  
17.128 Die Staaten verpflichten sich, die nachhaltigen Entwicklungsprobleme kleiner Inselentwicklungsländer zu 
lösen zu suchen. Zu diesem Zweck ist es notwendig,  
a) Pläne und Programme zur Unterstützung der nachhaltigen Entwicklung und Nutzung ihrer Meeres- und Kü-
stenressourcen zu beschließen und umzusetzen, wozu auch die Deckung der menschlichen Grundbedürfnisse, die 
Bewahrung der biologischen Vielfalt und die Verbesserung der Lebensqualität der Inselbewohner gehört;  
b) Maßnahmen einzuleiten, die den kleinen Inselentwicklungsländern die Möglichkeit geben, Umweltverände-
rungen auf wirksame, kreative und nachhaltige Weise zu bewältigen und die Auswirkungen und Gefahren für die 
Meeres- und Küstenressourcen zu mindern.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
17.129 Gegebenenfalls mit Unterstützung der internationalen Staatengemeinschaft und auf der Grundlage der 
bereits vorliegenden Arbeit nationaler und internationaler Organisationen sollten die kleinen Inselentwicklungslän-
der  
a) die umwelt- und entwicklungsspezifischen Besonderheiten kleiner Inseln untersuchen und im Zuge dessen ein 
Umweltprofil und eine Bestandsaufnahme ihrer natürlichen Ressourcen, ihrer wichtigsten marinen Lebensräume 
und ihrer biologischen Vielfalt erstellen;  
b) ausgehend von verschiedenen Entwicklungsannahmen und Randbedingungen in Bezug auf die Ressourcen 
Verfahren zur Bestimmung und Überwachung der ökologischen Tragfähigkeit kleiner Inseln entwickeln;  
c) mittel- und langfristige Pläne für eine nachhaltige Entwicklung erarbeiten, die die Mehrfachnutzung von Res-
sourcen betonen, Umweltgesichtspunkte in die wirtschaftliche und sektorale Planung und Politik integrieren, Maß-
nahmen zur Bewahrung der kulturellen und biologischen Vielfalt vorgeben und gefährdete Arten und kritische ma-
rine Lebensräume schützen;  
d) Techniken zur Bewirtschaftung von Küstengebieten wie etwa Planung, Standortwahl und Umweltverträglich-
keitsprüfungen unter Heranziehung Geografischer Informationssysteme (GIS) und Berücksichtigung der traditionel-
len und kulturellen Werte der indigenen Bevölkerung von Inselstaaten an die Besonderheiten kleiner Inseln anpas-
sen;  
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e) die bestehenden institutionellen Grundlagen überprüfen und entsprechende institutionelle Reformen planen 
und durchführen, die eine wesentliche Voraussetzung für die wirksame Umsetzung von Plänen für eine nachhaltige 
Entwicklung sind; hierzu gehört auch die sektorübergreifende Koordinierung und die Beteiligung der Gemeinschaft 
am Planungsprozess;  
f) Pläne für eine nachhaltige Entwicklung unter Überprüfung und Änderung bestehender nicht nachhaltiger Poli-
tiken und Vorgehensweisen in die Praxis umsetzen;  
g) ausgehend von vorbeugenden und vorsorgenden Ansätzen rationale Strategien zur Bekämpfung der ökologi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen des Klimawandels und Meeresspiegelanstiegs entwerfen und in 
die Praxis umsetzen und entsprechende Eventualfallpläne ausarbeiten;  
h) umweltverträgliche Technologien für die nachhaltige Entwicklung kleiner Inselentwicklungsländer fördern und 
feststellen, welche Technologien auf Grund der von ihnen ausgehenden Gefährdung lebenswichtiger Inselökosyste-
me ausgeschlossen werden sollen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
17.130 Zur Unterstützung des Planungsprozesses sollten zusätzliche Informationen über die geografischen, öko-
logischen, kulturellen und sozioökonomischen Merkmale von Inseln zusammengestellt und ausgewertet werden. 
Vorhandene Inseldatenbanken sollten erweitert und geografische Informationssysteme entwickelt und den Beson-
derheiten von Inseln angepasst werden.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
17.131 Die kleinen Inselentwicklungsländer sollten gegebenenfalls mit Unterstützung internationaler Organisa-
tionen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder globaler Art, die Zusammenarbeit und den Informationsaus-
tausch untereinander, regional und interregional weiterentwickeln und verstärken; dazu gehören auch in periodi-
schen Abständen stattfindende regionale und globale Tagungen über die nachhaltige Entwicklung kleiner Inselent-
wicklungsländer. Die erste Weltkonferenz über die nachhaltige Entwicklung der kleiner Inselstaaten unter den Ent-
wicklungsländern ist für 1993 geplant.  
17.132 Internationale Organisationen, gleichviel ob subregionaler, regionaler oder globaler Art, müssen die spe-
zifischen Entwicklungsbedürfnisse der kleinen Inselstaaten unter den Entwicklungsländern anerkennen und ihnen 
bei der Bereitstellung von Hilfe entsprechenden Vorrang einräumen, insbesondere was die Erarbeitung und Umset-
zung von Plänen für eine nachhaltige Entwicklung angeht.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
17.133 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 130 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 50 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
17.134 Auf regionaler Ebene sollten Zentren für die Erfassung und Verbreitung wissenschaftlicher Informationen 
und für die Beratung in Bezug auf die für kleine Inselentwicklungsländer geeigneten technischen Mittel und Tech-
nologien eingerichtet bzw. gestärkt werden, unter besonderer Berücksichtigung der Bewirtschaftung des Küstenbe-
reichs, der ausschließlichen Wirtschaftszone und der Meeresressourcen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
17.135 Da die Bewohner kleiner Inselentwicklungsländer nicht alle erforderlichen Spezialisierungen abdecken 
können, sollte die Ausbildung im Bereich der integrierten Küstenbewirtschaftung und Küstenentwicklung auf die 
Heranbildung eines Kaders von Managern oder Wissenschaftlern, Ingenieuren und Küstenplanern ausgerichtet wer-
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den, die in der Lage sind, die vielen bei der integrierten Küstenbewirtschaftung zu berücksichtigenden Faktoren zu 
verbinden. Ressourcennutzer sollten bereit sein, sowohl Bewirtschaftungs- als auch Schutzfunktionen zu überneh-
men und das Verursacherprinzip anzuwenden, und sollten für die Fortbildung ihres Personals sorgen. Bildungssy-
steme sollten im Hinblick auf diese Bedürfnisse geändert werden, und es sollten spezielle Ausbildungsprogramme 
für eine integrierte Inselbewirtschaftung und Inselentwicklung ausgearbeitet werden. Auf allen Ebenen sollte 
Ortsplanung in die Lehrpläne einbezogen werden, und mit Hilfe nichtstaatlicher Organisationen und der indigenen 
Küstenbevölkerung sollten Bewusstseinsbildungsprogramme erarbeitet werden.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
17.136 Die Gesamtkapazität der kleinen Inselentwicklungsländer wird immer begrenzt bleiben. Die bestehende 
Kapazität muss daher so umstrukturiert werden, dass die unmittelbaren Bedürfnisse in Bezug auf eine nachhaltige 
Entwicklung und eine integrierte Bewirtschaftung zufriedenstellend gedeckt werden können. Gleichzeitig muss 
durch ausreichende und angepasste Hilfe der internationalen Staatengemeinschaft gezielt darauf hingewirkt werden, 
das gesamte zur Umsetzung der Pläne für eine nachhaltige Entwicklung kontinuierlich benötigte Arbeitskräftepoten-
zial zu stärken.  
17.137 Neue Technologien, mit denen Leistungsspektrum und Leistungsvermögen der begrenzt vorhandenen 
menschlichen Ressourcen verbessert werden können, sollten mit dem Ziel eingesetzt werden, die eigenen Möglich-
keiten sehr kleiner Bevölkerungen zur Deckung ihrer Bedürfnisse zu verbessern. Traditionelle Kenntnisse sollten 
vermehrt erschlossen und herangezogen werden, um die Länder besser in die Lage zu versetzen, eine nachhaltige 
Entwicklung zu verwirklichen. 
 
1 Bezugnahmen auf das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen in diesem Kapitel der Agenda 21 berühren nicht die Haltung 
eines Staates im Hinblick auf die Unterzeichnung oder Ratifizierung des Übereinkommens oder den Beitritt zu ihm. 
2 Bezugnahmen auf das Seerechtsübereinkommen der Vereinten Nationen in diesem Kapitel der Agenda 21 berühren nicht die Haltung 
der Staaten, die das Übereinkommen als einheitliches Ganzes betrachten. 
3 Die Programmbereiche dieses Kapitels sind nicht so auszulegen, als beeinträchtigten sie die Rechte der Staaten, die an einer Streitigkeit 
über die Hoheit über die betreffenden Meeresgebiete oder ihre Abgrenzung beteiligt sind. 
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Schutz der Süßwasserqualität und der Süßwasservorkommen:  
      Anwendung integrierter Ansätze zur Erschliessung, Bewirtschaf- 
      tung und Nutzung der Wasserressourcen 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
18.1 Die Süßwasserressourcen sind ein essenzieller Bestandteil der Hydrosphäre und ein unverzichtbarer Teil aller 
Ökosysteme der Erde. Die Süßwasserumwelt wird bestimmt durch den Wasserkreislauf, einschließlich Hochwasser 
und Dürren, die in manchen Regionen extremer und in ihren Auswirkungen dramatischer geworden sind. Weltweite 
Klimaänderungen und Luftverschmutzung könnten sich auch auf die Süßwasserressourcen und ihre Verfügbarkeit 
auswirken und durch den Anstieg des Meeresspiegels auch tiefliegende Küstengebiete und kleine Inselökosysteme 
bedrohen.  
18.2 Wasser wird in allen Lebensbereichen benötigt. Allgemeines Ziel ist die gesicherte Verfügbarkeit von Wasser 
in angemessener Menge und guter Qualität für die gesamte Weltbevölkerung bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung 
der hydrologischen, biologischen und chemischen Funktionen der Ökosysteme, Anpassung der Aktivitäten des 
Menschen an die Belastungsgrenzen der Natur und Bekämpfung der Vektoren wasserinduzierter Krankheiten. Es 
bedarf innovativer, einschließlich verbesserter einheimischer, Technologien, um begrenzt vorhandene Wasserres-
sourcen voll zu nutzen und vor Verschmutzung zu bewahren.  
18.3 Die weitverbreitete Knappheit, die allmähliche Zerstörung und die zunehmende Verschmutzung der Süßwas-
serressourcen in vielen Regionen der Erde im Verbund mit der kontinuierlichen Zunahme unverträglicher Tätigkei-
ten machen eine integrierte Planung und Bewirtschaftung der Wasserressourcen erforderlich. Bei einer solchen inte-
grierten Vorgehensweise müssen alle Arten von miteinander in Wechselbeziehung stehenden Süßwassergewässer, 
und zwar sowohl Oberflächengewässer als auch Grundwasservorkommen, einbezogen und Mengen- und Güteaspek-
te gebührend berücksichtigt werden. Der sektorübergreifende Charakter der Wasserwirtschaft im Gesamtzusam-
menhang der sozioökonomischen Entwicklung muss ebenso anerkannt werden wie die unterschiedlichen Interessen 
dienende Nutzung der Gewässer, etwa für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung, die Landwirtschaft, 
die Industrie und die Entwicklung der Städte, die Erzeugung von Wasserkraft, die Binnenfischerei und das Ver-
kehrswesen, Freizeit- und Erholungszwecke, die Bewirtschaftung von tiefliegenden und Flachlandgebieten und für 
andere Aktivitäten. Rationelle Wassernutzungsprojekte für die Erschließung von Oberflächen- und Grundwasser-
vorkommen und anderen potenziell verfügbaren Wasservorkommen müssen durch begleitende Gewässerschutz-
maßnahmen und Maßnahmen zur Minimierung von Wasserverlusten ergänzt werden. Vorrang gebührt dabei aller-
dings der Hochwasservorbeugung und dem Hochwasserschutz sowie der Reduzierung der Sedimentablagerungen, 
wo dies notwendig ist.  
18.4 Grenzüberschreitende Wasserressourcen und ihre Nutzung sind von zentraler Bedeutung für die Anrainerstaa-
ten. In diesem Zusammenhang kann eine Zusammenarbeit zwischen diesen Staaten auf der Grundlage geltender 
Übereinkünfte und/oder anderer diesbezüglicher Vereinbarungen wünschenswert sein, wobei den Interessen aller 
beteiligten Anrainerstaaten Rechnung zu tragen ist.  
18.5 Für den Süßwassersektor werden folgende Programmbereiche vorgeschlagen:  
a) Integrierte Erschließung und Bewirtschaftung der Wasserressourcen;  
b) Beurteilung der Wasserressourcen;  
c) Schutz der Wasserressourcen, der Wassergüte und der aquatischen Ökosysteme;  
d) Trinkwasserversorgung und Abwasserhygiene;  
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e) Wasser und nachhaltige städtische Entwicklung;  
f) Wassernutzung für die nachhaltige Nahrungsmittelerzeugung und ländliche Entwicklung;  
g) Auswirkungen von Klimaänderungen auf die Wasserressourcen.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. INTEGRIERTE ERSCHLIESSUNG UND BEWIRTSCHAFTUNG DER WASSERRESSOURCEN  
Handlungsgrundlage  
18.6 Zumeist wird nicht genügend gewürdigt, in welchem Umfang die Erschließung von Wasserressourcen zur 
wirtschaftlichen Produktivität und zur sozialen Wohlfahrt beiträgt, obwohl das gesamte soziale und wirtschaftliche 
Leben in erheblichem Maße von der Menge und der Güte des Wasserdargebots abhängig ist. Mit zunehmender Be-
völkerungsdichte und wirtschaftlichem Wachstum erreichen viele Länder rasch einen Punkt, an dem das verfügbare 
Wasser knapp wird oder an dem sie an die Grenzen der wirtschaftlichen Entwicklung stoßen. Der Wasserbedarf 
nimmt rasch zu, wobei 70 bis 80 Prozent auf die Bewässerung, weniger als 20 Prozent auf die Industrie und nur 
6 Prozent auf den häuslichen Wasserverbrauch entfallen. Die ganzheitliche Bewirtschaftung des Süßwassers als be-
grenzte und verletzliche Ressource und die Integration sektoraler Wasserwirtschaftspläne und -programme im Rah-
men der staatlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik sind von zentraler Bedeutung für das weitere Vorgehen in den 
neunziger Jahren und darüber hinaus. Die Aufteilung der Zuständigkeiten für die Erschließung der Wasserressour-
cen auf verschiedene sektorale Behörden erweist sich allerdings als ein noch größeres Hindernis für die Förderung 
einer integrierten Bewirtschaftung der Wasserressourcen als ursprünglich angenommen. Daher werden wirksame 
Umsetzungs- und Koordinierungsmechanismen benötigt.  
Ziele  
18.7 Das Gesamtziel ist die Deckung des Süßwasserbedarfs aller Länder für die Zwecke ihrer nachhaltigen Ent-
wicklung.  
18.8 Bei der integrierten Bewirtschaftung der Wasserressourcen wird von der Annahme ausgegangen, dass Wasser 
ein integraler Bestandteil des Ökosystems, eine natürliche Ressource und ein soziales und wirtschaftliches Gut ist, 
wobei Menge und Güte die Art der Nutzung bestimmen. Aus diesem Grund müssen die Wasserressourcen geschützt 
werden, wobei auf die Funktionsfähigkeit der aquatischen Ökosysteme und die dauerhafte Verfügbarkeit der Res-
source zu achten ist, damit der Bedarf an Wasser für den menschlichen Gebrauch gedeckt und ausgeglichen werden 
kann. Bei der Erschließung und Nutzung der Wasserressourcen muss der Deckung der Grundbedürfnisse und dem 
Schutz der Ökosysteme Vorrang eingeräumt werden. Abgesehen davon soll der Wassernutzer jedoch in angemesse-
nem Umfang für das von ihm verbrauchte Wasser bezahlen.  
18.9 Die integrierte Bewirtschaftung der Wasserressourcen unter Einbindung flächen- und gewässerbezogener 
Aspekte sollte auf der Ebene von Einzugsgebieten oder von Teilen von Einzugsgebieten erfolgen. Dabei sollten die 
folgenden vier grundlegenden Ziele verfolgt werden:  
a) die Förderung eines dynamischen, interaktiven, iterativen und multisektoralen Ansatzes für die Bewirtschaf-
tung der Wasserressourcen, einschließlich der Bestimmung und des Schutzes potenziell verfügbarer Wasservor-
kommen, der technologische, sozioökonomische, ökologische und gesundheitliche Aspekte integriert;  
b) die Planung der nachhaltigen und rationellen Nutzung, des Schutzes, der Erhaltung und der Bewirtschaftung 
der Wasserressourcen unter Berücksichtigung der Bedürfnisse der Gemeinschaft und der Prioritäten im Rahmen der 
wirtschaftlichen Entwicklungspolitik der einzelnen Staaten; 
c) die Planung, Durchführung und Evaluierung wirtschaftlich effizienter und sozial angemessener Vorhaben und 
Programme innerhalb klar umrissener Strategien, ausgehend von einem Ansatz, der die volle Beteiligung der Bevöl-
kerung einschließlich Frauen, Jugendlicher, indigener Bevölkerungsgruppen und örtlicher Gemeinschaften an der 
Festlegung der Wasserwirtschaftspolitik und der diesbezüglichen Entscheidungsfindung vorsieht;  
d) die Bestimmung und die Verstärkung oder bei Bedarf – vor allem in den Entwicklungsländern – die Entwick-
lung der entsprechenden institutionellen, rechtlichen und finanziellen Strukturen, um sicherzustellen, dass die Was-
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serpolitik und ihre Umsetzung als Katalysator für nachhaltigen sozialen Fortschritt und nachhaltiges wirtschaftliches 
Wachstum dienen. 
18.10 Im Falle grenzüberschreitender Wasserressourcen besteht die Notwendigkeit, dass die Anrainerstaaten 
wasserwirtschaftliche Strategien beschließen, wasserwirtschaftliche Aktionsprogramme ausarbeiten und gegebenen-
falls die Harmonisierung dieser Strategien und Aktionsprogramme in Betracht ziehen.  
18.11 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten die folgenden Ziele festlegen:  
A) BIS ZUM JAHR 2000:  
i) die Planung und Einleitung mit Kostenkalkulationen und Zielvorgaben ausgestatteter nationaler Ak-
tionsprogramme und die Schaffung geeigneter institutioneller Strukturen und Rechtsinstrumente;  
   ii) die Ausarbeitung effizienter Wassernutzungsprogramme, um nachhaltige Muster des Ressourcenver-
brauchs einzuführen;  
B) BIS ZUM JAHR 2025:  
i) die Verwirklichung der subsektoralen Ziele aller die Wasserressourcen betreffenden Programmberei-
che. Es ist davon auszugehen, dass die Erfüllung der in Buchstabe A) Ziffer i und ii quantifizierten 
Zielvorgaben von neuen und zusätzlichen finanziellen Mitteln abhängt, die den Entwicklungsländern 
gemäß den einschlägigen Bestimmungen der Resolution 44/228 der Generalversammlung zur Verfü-
gung gestellt werden.  
Maßnahmen  
18.12 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Maßnahmen zur Verbesserung der integrierten Bewirtschaftung der 
Wasserressourcen ergreifen:  
a) Die Aufstellung mit Kostenkalkulationen und Zielvorgaben ausgestatteter nationaler Aktionspläne und Investi-
tionsprogramme;  
b) die Integration von Maßnahmen zum Schutz und zur Erhaltung potenziell verfügbarer Süßwasservorkommen, 
einschließlich der Inventarisierung von Wasserressourcen, in die Flächennutzungsplanung, die Nutzung der forstli-
chen Ressourcen, den Schutz von Berghängen und Flussufern und sonstige relevante Entwicklungs- und Erhal-
tungsmaßnahmen;  
c) die Entwicklung von interaktiven Datendanken, von Vorhersagemodellen, von Modellen für die wirtschaftliche 
Planung und von Methoden zur Wasserbewirtschaftung und Wasserplanung, einschließlich Verfahren für Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen;  
d) die Optimierung der Zuweisung der Wasserressourcen unter Berücksichtigung physischer und sozioökonomi-
scher Beschränkungen;  
e) die Umsetzung von Zuweisungsentscheidungen durch Nachfragesteuerung, Preissetzungsmechanismen und 
ordnungsrechtliche Maßnahmen;  
f) Maßnahmen zum Schutz vor Hochwasser- und Dürrekatastrophen, einschließlich Risikoanalyse sowie Um-
welt- und Sozialverträglichkeitsprüfung;  
g) die Förderung von Programmen zur rationellen Wassernutzung durch Schärfung des öffentlichen Bewusst-
seins, durch Aufklärungsprogramme, durch Erhebung von Wassergebühren und durch sonstige wirtschaftliche In-
strumente;  
h) die Erschließung von Wasserressourcen, insbesondere in ariden und semiariden Gebieten;  
i) die Förderung der internationalen Zusammenarbeit zur wissenschaftlichen Erforschung der Süßwasserressour-
cen;  
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j) die Erschließung neuer und alternativer Möglichkeiten der Wasserversorgung beispielsweise durch Meerwas-
serentsalzung, durch künstliche Grundwasseranreicherung, durch Nutzung von Wasser minderer Qualität, durch 
Wiederverwendung von Brauchwasser und durch Kreislaufführung von Wasser;  
k) die Integration von Wassermengen- und Wassergütewirtschaft (einschließlich Oberflächen- und Grundwasser-
vorkommen);  
l) die Förderung des Wassersparens durch auf alle Nutzer ausgelegte Programme zur effizienteren Wassernut-
zung und zur Minimierung von Wasserverlusten, darunter auch die Entwicklung wassersparender Geräte;  
m) die Unterstützung von Nutzergruppen zur Optimierung der lokalen Wasserressourcenbewirtschaftung; 
n) die Entwicklung von Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit und ihre Umsetzung im Entscheidungspro-
zess, insbesondere was die Stärkung der Rolle der Frau bei der Wasserressourcenplanung und -bewirtschaftung an-
geht;  
o) den Aufbau und gegebenenfalls die Verstärkung der Zusammenarbeit, eventuell einschließlich entsprechender 
Mechanismen auf allen in Betracht kommenden Ebenen, und zwar  
 i) auf der niedrigsten dafür geeigneten Ebene: nach Maßgabe der innerstaatlichen Rechtsvorschriften die 
generelle Verlagerung der Zuständigkeit für die Wasserressourcenbewirtschaftung auf diese Ebene, ein-
schließlich der Dezentralisierung staatlicher Dienstleistungen an die Kommunen, Privatunternehmen und 
Gemeinschaften;  
ii) auf nationaler Ebene: eine integrierte Wasserressourcenplanung und -bewirtschaftung im Rahmen des na-
tionalen Planungsprozesses und gegebenenfalls die Schaffung einer unabhängigen Regelungs- und Über-
wachungsinstanz für Süßwasser, auf der Grundlage innerstaatlicher Rechtsvorschriften und wirtschaftli-
cher Maßnahmen;  
   iii) auf regionaler Ebene: soweit angemessen, die Inbetrachtziehung einer Abstimmung nationaler Strategien 
und Aktionsprogramme;  
iv) auf globaler Ebene: bessere Aufgabenabgrenzung, Arbeitsteilung und Koordinierung internationaler Or-
ganisationen und Programme, einschließlich der Erleichterung von Gesprächen und des Erfahrungsaus-
tauschs in Bereichen, die mit der Wasserressourcenbewirtschaftung zusammenhängen;  
p) die Verbreitung von Informationen, einschließlich operativer Leitlinien, und die Förderung der Aufklärung von 
Wassernutzern, einschließlich der möglichen Ausrufung eines Weltwassertags durch die Vereinten Nationen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
18.13 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 115 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -program-
me von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
18.14 Die Schaffung von interaktiven Datenbanken, Vorhersageverfahren und Modellen für die wirtschaftliche 
Planung, die sich für die Aufgabe einer effizienten und nachhaltigen Bewirtschaftung der Wasserressourcen eignen, 
setzt die Verwendung neuer Techniken wie etwa geografischer Informationssysteme und Expertensysteme zur Er-
fassung, Angleichung, Auswertung und Darstellung multisektoraler Informationen und zur Optimierung des Ent-
scheidungsprozesses voraus. Darüber hinaus erfordert die Erschließung neuer und alternativer Wasservorkommen 
und die Entwicklung kostengünstiger Wassertechnologien eine innovative anwendungsorientierte Forschung. Dies 
schließt die Weitergabe, Anpassung und Verbreitung neuer Techniken und Technologien unter den Entwicklungs-
ländern sowie die Schaffung eigener Kapazität in diesen Ländern ein, damit sie in der Lage sind, der zusätzlichen 
Dimension gerecht zu werden, die sich aus der Integration der ingenieurtechnischen, wirtschaftlichen, ökologischen 
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und sozialen Aspekte der Wasserressourcenbewirtschaftung ergibt, und die Folgen für die Menschen zu prognosti-
zieren.  
18.15 Da Wasser anerkanntermaßen ein soziales und wirtschaftliches Gut ist, müssen die verschiedenen vor-
handenen Alternativen zur Erhebung von Nutzergebühren (darunter bei häuslichen, städtischen, industriellen und 
landwirtschaftlichen Nutzergruppen) genauer untersucht und in der Praxis erprobt werden. Außerdem bedarf es wei-
terer Entwicklungsarbeit an ökonomischen Instrumenten, damit diese Opportunitätskosten und umweltbezogene 
externe Effekte berücksichtigen. In ländlichen und städtischen Umgebungen sollten Feldstudien zur Untersuchung 
der Zahlungsbereitschaft durchgeführt werden.  
18.16 Die Erschließung und Bewirtschaftung der Wasserressourcen sollte auf integrierte Weise geplant werden, 
wobei sowohl langfristige Planungsbedürfnisse als auch solche mit kürzerem Zeithorizont zu berücksichtigen sind; 
das heißt, die Planung sollte auf dem Grundsatz der Nachhaltigkeit aufbauende ökologische, wirtschaftliche und 
soziale Gesichtspunkte berücksichtigen, die Erfordernisse aller Nutzer sowie diejenigen mit einschließen, die mit der 
Verhütung und Milderung wasserbezogener Gefahren zu tun haben, und einen festen Teil des sozioökonomischen 
Entwicklungsplanungsprozesses bilden. Da Wasser eine knappe, verletzliche Ressource darstellt, kann es nur dann 
nachhaltig bewirtschaftet werden, wenn bei allen Planungs- und Erschließungsmaßnahmen die vollen Kosten Be-
rücksichtigung finden. Bei Planungsüberlegungen sollte der erwartete Nutzen in Gegenüberstellung zu den Investiti-
ons-, Umweltschutz- und Betriebskosten sowie den Opportunitätskosten der vorteilhaftesten Alternative der Was-
sernutzung Berücksichtigung finden. Bei der konkreten Gebührenerhebung brauchen die aus diesen Überlegungen 
folgenden Konsequenzen nicht unbedingt an alle Nutzer weitergegeben zu werden. Tarifierungssysteme sollten al-
lerdings die tatsächlichen Kosten des Wassers in seiner Eigenschaft als wirtschaftliches Gut und die Zahlungsfähig-
keit der Gemeinden möglichst weitgehend berücksichtigen.  
18.17 Die Rolle des Wassers als soziales, wirtschaftliches und lebenserhaltendes Gut sollte in Mechanismen zur 
Nachfragesteuerung zum Ausdruck kommen und durch Wassersparen und Wasserwiederverwendung, Ressourcen-
bewertung und finanzielle Instrumente konkretisiert werden.  
18.18 Bei der Neufestlegung von Prioritäten für private und öffentliche Investitionsstrategien sollten a) die 
möglichst weitgehende Nutzung bestehender Projekte durch Instandhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen und Be-
triebsoptimierung, b) neue oder alternative saubere Technologien und c) der ökologisch und sozial verträgliche Ein-
satz von Wasserkraft in Betracht gezogen werden.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
18.19 Die Verlagerung der Wasserressourcenbewirtschaftung auf die niedrigste dafür geeignete Ebene setzt 
voraus, dass auf allen Ebenen entsprechendes Personal aus- und fortgebildet wird, und dass sichergestellt wird, dass 
Frauen gleichberechtigt an den Aus- und Fortbildungsprogrammen teilnehmen. Besonderer Nachdruck ist dabei auf 
die Einführung von Partizipationstechniken zu legen, wozu auch die Stärkung der Rolle der Frau, der Jugend, indi-
gener Bevölkerungsgruppen und örtlicher Gemeinschaften gehört. Fachliche Kompetenz in den verschiedenen was-
serwirtschaftlichen Bereichen muss sowohl bei Kommunalverwaltungen und Wasserbehörden als auch im privaten 
Sektor, bei auf lokaler oder nationaler Ebene tätigen nichtstaatlichen Organisationen, Genossenschaften, Unterneh-
men und sonstigen Wassernutzergruppen entwickelt werden. Außerdem muss die Öffentlichkeit über die Wichtig-
keit des Wassers und seiner ordnungsgemäßen Bewirtschaftung aufgeklärt werden.  
18.20 Zur Umsetzung dieser Grundsätze müssen die Kommunen über entsprechende Kapazität verfügen. Dieje-
nigen, die auf gleich welcher Ebene – der internationalen, nationalen oder lokalen – den Rahmen für die Wasserer-
schließung und -bewirtschaftung aufstellen, müssen dafür sorgen, dass die Mittel zum Aufbau dieser Kapazität vor-
handen sind. Diese Mittel sind von Fall zu Fall unterschiedlich. Gewöhnlich gehören dazu  
a) bewusstseinsfördernde Programme, mit denen unter anderem auch auf allen Ebenen Engagement und Unter-
stützung mobilisiert wird, und die Einleitung globaler und lokaler Maßnahmen zur Förderung derartiger Programme;  
b) die Fortbildung von Fachleuten für Wasserwirtschaft auf allen Ebenen, damit sie alle bei ihrer Entscheidungs-
findung zu berücksichtigenden Elemente richtig überschauen;  
c) der Ausbau von Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten in den Entwicklungsländern;  
d) eine sachgemäße Ausbildung der benötigten Fachkräfte einschließlich Beratern;  
e) die Verbesserung der beruflichen Aufstiegsmöglichkeiten;  
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f) der Austausch entsprechender Kenntnisse und Technologien, sowohl zur Erhebung von Daten als auch zur 
Verwirklichung geplanter Entwicklungsschritte, darunter auch schadstoffarmer Technologien und der notwendigen 
Kenntnisse zur Erzielung optimaler Ergebnisse im Rahmen des vorhandenen Investitionssystems.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
18.21 Die institutionelle Kapazität zur Implementierung einer integrierten Wasserbewirtschaftung sollte über-
prüft und ausgebaut werden, sofern ein eindeutiger Bedarf vorliegt. In vielen Fällen sind die vorhandenen Verwal-
tungsstrukturen durchaus in der Lage, die lokale Wasserressourcenbewirtschaftung zu übernehmen, jedoch kann 
sich auch die Notwendigkeit ergeben, neue Institutionen, beispielsweise auf der Grundlage von Flusseinzugsgebie-
ten, Bezirks-Entwicklungsbehörden und örtlichen Gemeindeausschüssen einzurichten. Wenngleich die Wasserbe-
wirtschaftung auf verschiedenen Ebenen des soziopolitischen Systems angesiedelt ist, verlangt eine nachfragege-
steuerte Bewirtschaftung doch die Errichtung von Wasser-Institutionen auf den entsprechenden Ebenen, wobei die 
Notwendigkeit einer Integration mit der Flächenbewirtschaftung zu berücksichtigen ist.  
18.22 Zu den Aufgaben der Regierung bei der Schaffung der erforderlichen Rahmenbedingungen für eine Be-
wirtschaftung der Wasserressourcen auf der niedrigsten dafür geeigneten Ebene gehören die Mobilisierung finan-
zieller und menschlicher Ressourcen, der Erlass von Rechtsvorschriften, die Festlegung von Normen und andere 
ordnungsrechtliche Funktionen, die Überwachung und Evaluierung der Nutzung der Wasser- und Bodenressourcen 
und die Schaffung von Mitsprachemöglichkeiten. Internationalen Organisationen und Gebern kommt eine wichtige 
Rolle dabei zu, die Entwicklungsländer bei der Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen für die integrierte 
Bewirtschaftung der Wasserressourcen zu unterstützen. Darin sollte gegebenenfalls auch Geberunterstützung für die 
kommunale Ebene in den Entwicklungsländern eingeschlossen sein, so auch für gemeindenahe Institutionen, nicht-
staatliche Organisationen und Frauengruppen.  
B. BEURTEILUNG DER WASSERRESSOURCEN  
Handlungsgrundlage  
18.23 Die Beurteilung der Wasserressourcen einschließlich der Ermittlung potenzieller Vorkommen zur Siche-
rung der Süßwasserversorgung umfasst die kontinuierliche Bestimmung von Vorkommen und des Umfangs, der 
Verlässlichkeit und der Güte der Wasserressourcen sowie der das Wasser beeinträchtigenden anthropogenen Tätig-
keiten. Eine derartige Beurteilung bildet die praktische Grundlage für die nachhaltige Bewirtschaftung der Wasser-
ressourcen und ist Voraussetzung für die Bewertung der Erschließungsmöglichkeiten. Allerdings wächst die Be-
sorgnis darüber, dass in einer Zeit, in der präzisere und zuverlässigere Informationen über die Wasserressourcen 
benötigt werden, hydrologische Dienste und ähnliche Stellen in geringerem Maße als früher in der Lage sind, diese 
Informationen zu liefern, insbesondere was Grundwasser und Wasserqualität betrifft. Zu den Haupthindernissen 
gehören fehlende finanzielle Mittel für die Beurteilung der Wasserressourcen, die Zersplitterung der hydrologischen 
Dienste und der Mangel an qualifiziertem Personal. Gleichzeitig erschwert die immer anspruchsvollere Datenerfas-
sungs- und Datenverwaltungstechnologie den Entwicklungsländern den Zugang. Indessen ist die Einrichtung natio-
naler Datenbanken eine unabdingbare Voraussetzung für die Beurteilung der Wasserressourcen und für die Milde-
rung der Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren, der Wüstenbildung und der Verschmutzung.  
Ziele  
18.24 Ausgehend von dem Aktionsplan von Mar del Plata ist die Laufzeit des vorliegenden Programmbereichs 
bis in die neunziger Jahre und darüber hinaus verlängert worden, wobei die Beurteilung und Vorhersage der Menge 
und Güte der Wasserressourcen das Gesamtziel darstellt, in dessen Rahmen die Gesamtmenge der verfügbaren Was-
serressourcen und ihr zukünftiges Potenzial für die Wasserversorgung abgeschätzt, ihr derzeitiger Gütezustand be-
stimmt, mögliche Konflikte zwischen Angebot und Nachfrage vorhergesagt und eine wissenschaftliche Datenbank 
für die rationelle Nutzung der Wasserressourcen geschaffen werden soll.  
18.25 Dementsprechend sind die nachstehenden fünf spezifischen Ziele festgelegt worden:  
a) Allen Ländern sollten ungeachtet ihres Entwicklungsstandes bedarfsgerechte Technologien zur Bewertung der 
Wasserressourcen zur Verfügung gestellt werden, darunter auch Verfahren zur Folgenabschätzung der Klimaände-
rung auf die Süßwasserressourcen;  
b) es soll dafür gesorgt werden, dass alle Länder im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten entsprechend dem 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Bedarf an wasserwirtschaftlichen Daten Finanzmittel für die Beurteilung der 
Wasserressourcen vorsehen;  
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c) es soll gewährleistet werden, dass die aus einer solchen Beurteilung resultierenden Informationen in vollem 
Umfang bei der Festlegung der Wasserwirtschaftspolitik berücksichtigt werden;  
d) es soll dafür gesorgt werden, dass alle Länder die notwendigen institutionellen Vorkehrungen treffen, um effi-
zient und auf integrierte Weise die Sammlung, Verarbeitung, Speicherung, Abfrage und Weiterleitung an den Ver-
braucher von Informationen über Qualität und Quantität des Wasserdargebots auf der Ebene von Einzugsgebieten 
und Grundwasserleitern zu gewährleisten;  
e) es soll dafür gesorgt werden, dass die mit der Bewertung der Wasserressourcen befassten Behörden eine aus-
reichende Zahl entsprechend qualifizierter und kompetenter Fachkräfte einstellen und langfristig verpflichten und 
dass diese Kräfte die notwendige Aus- und Fortbildung zur erfolgreichen Erfüllung ihrer Aufgaben erhalten.  
18.26 Im Rahmen bilateraler oder multilateraler Zusammenarbeit, gegebenenfalls auch mit den Vereinten Na-
tionen und sonstigen einschlägigen Organisationen, können alle Staaten entsprechend ihren Möglichkeiten und den 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln folgende Ziele festlegen:  
a) Bis zum Jahr 2000: die eingehende Prüfung der Durchführbarkeit der Einrichtung von Diensten zur Abschät-
zung des Wasserdargebots;  
b) als Langzeitziel die Verfügbarkeit voll funktionsfähiger Dienste auf der Grundlage flächendeckender hydrome-
trischer Netzwerke.  
Maßnahmen  
18.27 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Maßnahmen ergreifen:  
A) INSTITUTIONELLER RAHMEN:  
 i) Die Festlegung geeigneter Politikrahmen und nationaler Prioritäten;  
 ii) die Schaffung bzw. Erweiterung der institutionellen Kapazität der einzelnen Länder, einschließlich 
der erforderlichen gesetzlichen und ordnungsrechtlichen Grundlagen für die angemessene Beurteilung 
ihrer Wasserressourcen, und die Bereitstellung von Diensten zur Vorhersage von Überschwemmun-
gen und Dürren;  
 iii) die Anknüpfung und die Fortführung einer wirksamen Zusammenarbeit auf nationaler Ebene zwi-
schen den verschiedenen Stellen, die für die Erfassung, Speicherung und Auswertung hydrologischer 
Daten zuständig sind;  
 iv) die Zusammenarbeit bei der Beurteilung grenzüberschreitender Wasserressourcen, vorbehaltlich der 
vorherigen Zustimmung aller beteiligten Anrainerstaaten.  
B) DATENSYSTEME:  
 i) Die Überprüfung vorhandener Netze zur Datensammlung und die Bewertung ihrer Hinlänglichkeit, 
auch derjenigen Systeme, die Echtzeitdaten für die Vorhersage von Hochwasser- und Dürrekatastro-
phen liefern;  
 ii) die Verbesserung von Netzwerken, um die Einhaltung akzeptierter Leitlinien für die Bereitstellung 
von Daten über die Wassermenge und Wasserqualität der Oberflächengewässer und des Grundwas-
sers sowie einschlägige Flächennutzungsdaten zu gewährleisten;  
 iii) die Anwendung von Normen und sonstigen Mitteln, um die Kompatibilität der Daten zu gewährlei-
sten;  
 iv) der Ausbau von Einrichtungen und Verfahren zur Speicherung, Verarbeitung und Auswertung hydro-
logischer Daten und die Bereitstellung dieser Daten und der daraus resultierenden Vorhersagen an po-
tenzielle Nutzer;  
 v) die Errichtung von Datenbanken über alle Arten von auf nationaler Ebene verfügbaren hydrologi-
schen Daten;  
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 vi) die Durchführung von Datensicherungs- bzw. -speicherungsmaßnahmen, beispielsweise die Einrich-
tung nationaler Wasser-Archive;  
 vii) die Verwendung geeigneter und bewährter Techniken für die Verarbeitung hydrologischer Daten;  
 viii) die Ableitung gebietsbezogener Schätzungen aus hydrologischen Punktdaten;  
 ix) die Anpassung von Fernerkundungsdaten und gegebenenfalls die Verwendung geografischer Informa-
tionssysteme;  
C) DATENVERTEILUNG:  
 i) Die Ermittlung des Bedarfs an wasserwirtschaftlichen Daten für verschiedene Planungszwecke;  
 ii) die Auswertung und Vorlage von Daten und Informationen über Wasserressourcen in der für die Pla-
nung und Steuerung der sozioökonomischen Entwicklung der einzelnen Länder sowie für die Ver-
wendung im Rahmen von Umweltschutzstrategien und bei der Planung und dem Betrieb spezifischer 
Wasser-Vorhaben benötigten Form;  
 iii) Die Bereitstellung von Vorhersagen und Warninformationen für die Bevölkerung und den Zivilschutz 
zu Überschwemmungen und Dürren;  
D) FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG:  
 i) Die Einleitung oder Erweiterung von Forschungs- und Entwicklungsprogrammen auf nationaler, sub-
regionaler, regionaler und internationaler Ebene zur Unterstützung von Maßnahmen zur Beurteilung 
der Wasserressourcen;  
 ii) die laufende Überwachung von Forschungs- und Entwicklungsmaßnahmen, um sicherzustellen, dass 
vor Ort vorhandene Fachkompetenz und sonstige lokale Ressourcen in vollem Umfang einbezogen 
werden und dass diese Maßnahmen dem Bedarf des/der betreffenden Staates/Staaten gerecht werden.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
18.28 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 355 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 145 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
18.29 Zu den wichtigsten Erfordernissen im Forschungsbereich gehören: a) die Entwicklung globaler hydrolo-
gischer Modelle als Hilfsmittel zur Analyse der Auswirkungen der Klimaänderung und zur Beurteilung der Wasser-
ressourcen auf Makroebene; b) die Schließung der Lücke zwischen terrestrischer Hydrologie und Ökologie auf ver-
schiedenen Ebenen, einschließlich der hydrologischen Prozesse, die entscheidenden Anteil am Vegetationsschwund 
sowie der Bodendegradation bzw. Bodenwiederherstellung haben; und c) die Untersuchung der Schlüsselprozesse in 
der Genese der Wasserqualität, um die Lücke zwischen hydrologischen Strömungsvorgängen und biochemischen 
Vorgängen zu schließen. Die Forschungsmodelle sollten auf Untersuchungen der Wasserbilanz aufbauen und auch 
den Wasserverbrauch berücksichtigen. Auch dieser Ansatz sollte, soweit angemessen, auf der Ebene des Einzugsge-
biets angewandt werden.  
18.30 Zur Bewertung der Wasserressourcen müssen die vorhandenen Strukturen für den Transfer, die Anpas-
sung und die Verbreitung von Technologien ausgebaut und neue Technologien für den Einsatz unter Praxisbedin-
gungen entwickelt werden; außerdem muss die in jedem Staat selbst vorhandene Kapazität entwickelt werden. Vor 
Einleitung der vorstehend genannten Maßnahmen ist es notwendig, die wasserwirtschaftlichen Informationen zu 
katalogisieren, die bereits bei staatlichen Dienststellen, bei Privatunternehmen, in Bildungseinrichtungen, bei Bera-
tungsfirmen, örtlichen Wassernutzerorganisationen und an anderer Stelle vorliegen.  
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C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
18.31 Zur Beurteilung der Wasserressourcen ist die Heranbildung und langfristige Verpflichtung eines Bestands 
an gut ausgebildeten und motivierten Fachkräften erforderlich, der umfangreich genug ist, damit ihm die vorstehend 
genannten Aufgaben übertragen werden können. Auf lokaler, nationaler, subregionaler oder regionaler Ebene sollten 
Aus- und Fortbildungsprogramme eingerichtet oder erweitert werden, so dass solche Fachkräfte in ausreichender 
Zahl zur Verfügung stehen. Darüber hinaus ist die Schaffung attraktiver Beschäftigungsbedingungen und Auf-
stiegsmöglichkeiten für Fachkräfte und technisches Personal anzustreben. Der Personalbedarf sollte in regelmäßigen 
Abständen und auf allen Beschäftigungsebenen überprüft werden. Außerdem müssen Pläne ausgearbeitet werden, 
um diesen Bedarf durch Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten sowie internationale Lehrgangsprogramme und Ta-
gungen zu decken.  
18.32 Da ein gut ausgebildetes Personal für die Beurteilung der Wasserressourcen und für hydrologische Vor-
hersagen besonders wichtig ist, sollten Personalangelegenheiten in diesem Bereich besondere Berücksichtigung fin-
den. Ziel sollte dabei sein, für die Beurteilung der Wasserressourcen genügend Personal mit entsprechenden Quali-
fikationen anzuwerben und langfristig zu binden, um die zuverlässige Durchführung der vorgesehenen Aufgaben zu 
gewährleisten. Es kann sich als erforderlich erweisen, die Ausbildung sowohl auf nationaler als auch auf internatio-
naler Ebene durchzuführen, während die entsprechenden Beschäftigungsbedingungen in den nationalen Verantwor-
tungsbereich fallen.  
18.33 Zu den empfohlenen Maßnahmen gehören:  
a) Die Ermittlung des Bedarfs an Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten entsprechend den spezifischen Anforde-
rungen der einzelnen Länder;  
b) die Einführung und Erweiterung von Aus- und Fortbildungsprogrammen zu wasserwirtschaftlichen Themen 
mit Umwelt- und Entwicklungsbezug für alle mit der Beurteilung der Wasserressourcen befassten Personalkategori-
en, gegebenenfalls unter Heranziehung moderner Bildungstechnologien und unter Einbeziehung von männlichen 
und weiblichen Beschäftigten;  
c) die Festlegung einer vernünftigen Einstellungs-, Personal- und Lohnpolitik für das Personal staatlicher und 
kommunaler Wasserbehörden.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
18.34 Voraussetzung für die Beurteilung der Wasserressourcen mit Hilfe operativer nationaler hydrometrischer 
Netzwerke sind entsprechende Rahmenbedingungen auf allen Ebenen. Zur Verbesserung der nationalen Kapazität 
sind folgende flankierende nationale Maßnahmen erforderlich:  
a) Die Überprüfung der gesetzlichen und ordnungsrechtlichen Grundlage für die Bewertung der Wasserressour-
cen;  
b) die Ermöglichung einer engen Zusammenarbeit zwischen den Behörden für Wasserwirtschaft, insbesondere 
zwischen Informationsanbietern und -nutzern;  
c) die Umsetzung einer Wasserwirtschaftspolitik, die auf realistischen Einschätzungen der Gegebenheiten und 
Trends in Bezug auf die Wasserressourcen aufbaut;  
d) der Ausbau der Fähigkeiten von Wassernutzergruppen, darunter auch Frauen, Jugendliche, indigene Bevölke-
rungsgruppen und örtliche Gemeinschaften, im Bereich der Verwaltung, um die Effizienz der Wassernutzung auf 
lokaler Ebene zu verbessern.  
C. SCHUTZ DER WASSERRESSOURCEN, DER WASSERQUALITÄT UND DER AQUATISCHEN 
ÖKOSYSTEME  
Handlungsgrundlage  
18.35 Süßwasser ist eine unteilbare Ressource. Die langfristige Erschließung des weltweit verfügbaren Süßwas-
sers erfordert eine ganzheitliche Ressourcenbewirtschaftung und Anerkennung der Wechselbeziehungen zwischen 
den Faktoren, die mit dem Wasser und der Wasserqualität in Zusammenhang stehen. Es gibt weltweit nur wenige 
Regionen, die noch keine Probleme mit dem Verlust potenziell verfügbarer Wasservorkommen, der Verschlechte-
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rung der Wasserqualität und der Verschmutzung der Oberflächengewässer und des Grundwassers haben. Erhebliche 
negative Auswirkungen auf die Wassergüte von fließenden und stehenden Gewässern ergeben sich in unterschiedli-
cher Rangfolge je nach den Gegebenheiten aus der unzureichenden Vorbehandlung häuslicher Abwässer, der unge-
nügenden Kontrolle der Einleitung industrieller Abwässer, dem Verlust und der Zerstörung von Einzugsgebieten, 
einer nicht standortgerechten Ansiedlung von Industrieanlagen, der Entwaldung, dem unkontrollierten Wanderfeld-
bau und unangepassten Landbaupraktiken. Dies führt zur Abschwemmung von Nährstoffen und Pestiziden. Aquati-
sche Ökosysteme werden geschädigt, und die lebenden Süßwasserressourcen werden bedroht. Unter bestimmten 
Umständen werden solche aquatischen Ökosysteme auch durch wasserwirtschaftliche Maßnahmen im Agrarbereich 
wie etwa den Bau von Dämmen, die Umleitung von Flüssen, wasserbauliche Anlagen und Bewässerungsvorhaben 
beeinträchtigt. Auch die Erosion, die Ablagerung von Sedimenten, die Entwaldung und die Wüstenbildung haben zu 
vermehrter Bodenzerstörung beigetragen, und in manchen Fällen hat sich auch der Bau von Speicherbecken nachtei-
lig auf Ökosysteme ausgewirkt. Viele dieser Probleme sind auf ein Entwicklungsmodell zurückzuführen, das die 
Umwelt zerstört, sowie auf einen Mangel an Umweltbewusstsein und Aufklärung der Öffentlichkeit über den Schutz 
der Oberflächengewässer und des Grundwassers. Die Auswirkungen auf die Umwelt und die Gesundheit sind ein-
deutig messbar, wobei allerdings in vielen Staaten die Überwachungsmöglichkeiten unzureichend oder gar nicht 
vorhanden sind. Die Wechselwirkungen zwischen der Erschließung, Bewirtschaftung, Nutzung und Behandlung der 
Wasserressourcen und den aquatischen Ökosystemen werden weithin gar nicht gesehen. Ein vorbeugender Ansatz 
ist gegebenenfalls ausschlaggebend dafür, kostspielige nachgeschaltete Maßnahmen zur Sanierung und Behandlung 
des Wassers und zur Erschließung neuer Wasservorkommen zu vermeiden.  
Ziele  
18.36 Auf Grund der komplexen Wechselbeziehung zwischen Süßwassersystemen muss die Bewirtschaftung 
der Süßwasserressourcen ganzheitlich erfolgen (ausgehend von einem einzugsgebietsbezogenen 
Bewirtschaftungskonzept) und auf eine ausgewogene Berücksichtigung der Bedürfnisse von Mensch und Umwelt 
ausgerichtet sein. Der Aktionsplan von Mar del Plata hat bereits die unauflösliche Verknüpfung zwischen 
Wassererschließungsvorhaben und ihren erheblichen physikalischen, chemischen, biologischen, gesundheitlichen 
und sozioökonomischen Auswirkungen anerkannt. Das Gesamtziel aus der Sicht der Umwelthygiene wurde wie 
folgt definiert: "... die von den verschiedenen Wassernutzern ausgehenden Folgen für die Umwelt abschätzen, 
Maßnahmen zur Bekämpfung wasserinduzierter Krankheiten unterstützen und Ökosysteme schützen."1 
18.37 Das Ausmaß und der Schweregrad der Kontamination der ungesättigten Zonen und Grundwasserleiter 
sind lange Zeit wegen der relativen Unzugänglichkeit der Grundwasserleiter und wegen des Mangels an verlässli-
chen Informationen über Grundwassersysteme unterschätzt worden. Der Schutz des Grundwassers ist daher ein we-
sentlicher Bestandteil der Bewirtschaftung der Wasserressourcen.  
18.38 Drei Ziele müssen gleichzeitig verfolgt werden, um Überlegungen im Zusammenhang mit der Wasser-
qualität in die Bewirtschaftung der Wasserressourcen einzubinden:  
a) Die Bewahrung der Unversehrtheit der Ökosysteme im Einklang mit einem Bewirtschaftungsgrundsatz, der auf 
die Erhaltung von aquatischen Ökosystemen einschließlich ihrer lebenden Ressourcen und den wirksamen Schutz 
dieser Ökosysteme vor jeder Form von Schädigung auf der Basis von Niederschlagsgebieten ausgerichtet ist;  
b) der Schutz der öffentlichen Gesundheit, eine Aufgabe, die nicht nur die Bereitstellung hygienisch unbedenkli-
chen Wassers, sondern auch die Vektorbekämpfung in der Gewässerumwelt voraussetzt;  
c) die Erschließung der menschlichen Ressourcen, ein Schlüssel zum Kapazitätsaufbau und eine Voraussetzung 
für die Wassergütebewirtschaftung.  
18.39 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Ziele festlegen:  
a) Die Ermittlung von Oberflächen- und Grundwasservorkommen, die für eine nachhaltige Nutzung erschlossen 
werden könnten, und anderer wichtiger, erschließbarer wasserabhängiger Ressourcen sowie die gleichzeitige Einlei-
tung von Programmen zum Schutz, zur Erhaltung und zur rationellen Nutzung dieser Ressourcen auf einer nachhal-
tigen Grundlage;  
b) die Ermittlung aller potenziell verfügbaren Wasservorkommen und die Ausarbeitung von Grundlinien für ihren 
Schutz, ihre Erhaltung und ihre rationelle Nutzung;  
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c) die Einleitung wirksamer Programme zur Verhütung und Bekämpfung der Wasserverschmutzung, ausgehend 
von einer geeigneten Kombination aus direkt an der Verschmutzungsquelle ansetzenden Reinhaltungsstrategien, 
Umweltverträglichkeitsprüfungen und durchsetzbaren Normen für größere Einleitungen aus Punktquellen und für 
diffuse Quellen mit hohem GefährdungsPotenzial, im Einklang mit der sozioökonomischen Entwicklung des jewei-
ligen Staates;  
d) gegebenenfalls die Beteiligung an internationalen Programmen zur Wasserqualitätsüberwachung und -bewirt-
schaftung wie an dem Globalen Umweltüberwachungsprogramm/Wasser (GEMS/WATER), an dem Programm für 
umweltgerechte Bewirtschaftung von Binnengewässern des Umweltprogramms der Vereinten Nationen, an den für 
die Binnenfischerei zuständigen regionalen Gremien der FAO und an dem Übereinkommen über Feuchtgebiete, 
insbesondere als Lebensraum für Wasser- und Watvögel, von internationaler Bedeutung (Ramsarer Übereinkom-
men);  
e) die Reduzierung des Auftretens wasserinduzierter Krankheiten, beginnend mit der Ausrottung der Drakunkulo-
se (Guineawurm-Infektion) und der Onchozerkose (Flussblindheit) bis zum Jahr 2000;  
f) den Möglichkeiten und Bedürfnissen entsprechend die Festlegung biologischer, gesundheitlicher, physikali-
scher und chemischer Qualitätskriterien für alle Gewässer (Oberflächen- und Grundwasser) mit dem Ziel, die Was-
serqualität auf Dauer zu verbessern;  
g) die Einführung eines integrierten Ansatzes für eine umweltverträgliche, nachhaltige Bewirtschaftung der Was-
serressourcen einschließlich des Schutzes der aquatischen Ökosysteme und der lebenden Süßwasserressourcen;  
h) die Einführung von Strategien für eine umweltverträgliche Bewirtschaftung von Süßwasser- und damit zu-
sammenhängenden Küstenökosystemen, wobei auch die Fischerei, die Aquakultur, die Weidewirtschaft, landwirt-
schaftliche Tätigkeiten und die biologische Vielfalt zu berücksichtigen sind.  
Maßnahmen  
18.40 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Maßnahmen ergreifen:  
A) SCHUTZ UND ERHALTUNG DER WASSERRESSOURCEN:  
 i) Die Schaffung und Stärkung technischer und institutioneller Kapazität in allen Sektoren der Gesellschaft, 
um potenziell verfügbare Wasservorkommen zu ermitteln und zu schützen;  
 ii) die Ermittlung potenziell verfügbarer Wasservorkommen und die Aufstellung nationaler Profile;  
 iii) die Aufstellung nationaler Pläne für den Schutz und die Erhaltung der Wasserressourcen;  
 iv) die Sanierung wichtiger, aber bereits geschädigter Einzugsgebiete, insbesondere auf kleinen Inseln;  
 v) die Verstärkung administrativer und gesetzlicher Maßnahmen zur Verhütung einer Belastung vorhande-
ner und potenziell nutzbarer Einzugsgebiete;  
B) VERHÜTUNG UND BEKÄMPFUNG DER WASSERVERSCHMUTZUNG:  
 i) Soweit angebracht, die Anwendung des Verursacherprinzips auf alle Arten von Verschmutzungsquellen, 
einschließlich dezentraler und zentraler Einrichtungen zur Abwasserentsorgung;  
 ii) die Förderung des Baus von Kläranlagen für Haushalts- und Industrieabwässer und die Entwicklung an-
gepasster Technologien, wobei umweltgerechte traditionelle und einheimische Verfahren zu berücksich-
tigen sind;  
 iii) die Festlegung von Standards für die Ableitung von Abwässern und für das aufnehmende Wasser; 
 iv) soweit angebracht, die Einführung des Vorsorgeprinzips in die Wassergütebewirtschaftung, mit Schwer-
punkt auf einer weitgehenden Reduzierung und Verhütung der Wasserverschmutzung durch Verwendung 
neuer Technologien, durch Umstieg auf andere Produkte und Produktionsverfahren, durch Verringerung 
des Schadstoffeintrags an der Quelle und durch Wiederverwendung, Wiederverwertung und Rückgewin-
nung sowie umweltgerechte Entsorgung von Abwasser;  
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 v) obligatorische Umweltverträglichkeitsprüfungen für alle größeren Vorhaben zur Erschließung von Was-
serressourcen, die potenziell schädliche Auswirkungen auf die Wasserqualität und auf aquatische Ökosy-
steme haben, im Verbund mit der Festlegung geeigneter Abhilfemaßnahmen und einer verstärkten Kon-
trolle neuer Industrieanlagen, Mülldeponien und Infrastrukturvorhaben;  
 vi) Risikoabschätzung und Risikomanagement bei der Entscheidungsfindung in diesem Bereich und Sorge 
dafür, dass getroffenen Entscheidungen Folge geleistet wird;  
 vii) die Bestimmung und Anwendung der besten Umweltpraxis zu angemessenen Kosten, um eine diffuse 
Verschmutzung zu verhindern, und zwar durch eingeschränkten, rationellen und planvollen Einsatz von 
Stickstoffdünger und anderen Agrochemikalien (Pestizide, Herbizide) in der Landwirtschaft;  
 viii) die Unterstützung und Förderung der Verwendung sachgemäß behandelter und aufbereiteter Abwässer in 
der Landwirtschaft, der Aquakultur, der Industrie und in anderen Bereichen;  
C) ENTWICKLUNG UND ANWENDUNG SAUBERER TECHNOLOGIEN:  
 i) Die Kontrolle der Einleitung von Industrieabfällen, so auch durch abfallarme Produktionstechniken und 
die Kreislaufführung von Wasser, in integrierter Form und mit Hilfe vorsorglicher Maßnahmen, die auf 
einer umfassenden Lebenszyklusanalyse aufbauen;  
 ii) die Aufbereitung kommunaler Abwässer zur gefahrlosen Wiederverwendung in der Landwirtschaft und 
Aquakultur;  
 iii) die Entwicklung biotechnologischer Verfahren unter anderem zur Abfallbehandlung, zur Erzeugung von 
Biodünger und für andere Tätigkeiten;  
 iv) die Entwicklung geeigneter Methoden der Wasserreinhaltung, wobei umweltgerechte traditionelle und 
einheimische Verfahren zu berücksichtigen sind;  
D) SCHUTZ DES GRUNDWASSERS:  
 i) Die Entwicklung von Anbaupraktiken, die keine Schädigung des Grundwassers hervorrufen;  
 ii) die erforderlichen Maßnahmen zur Reduzierung des Eindringens von Salzwasser in die Grundwasserlei-
ter von kleinen Inseln und Küstenebenen als Folge des Meeresspiegelanstiegs oder einer übermäßigen 
Beanspruchung küstennaher Grundwasserleiter;  
 iii) die Verhütung einer Verunreinigung von Grundwasserleitern durch Regulierung von Giftstoffen, die 
durch den Boden sickern, und durch Errichtung von Schutzzonen in Grundwasseranreicherungs- und 
Grundwasserentnahmegebieten;  
 iv) die Planung und Bewirtschaftung von Mülldeponien auf der Basis verlässlicher hydrogeologischer In-
formationen und Umweltverträglichkeitsprüfungen, unter Heranziehung der für die Praxis am besten 
geeigneten und dem Stand der Technik entsprechenden Technologie;  
 v) die Förderung von Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit und Intaktheit von Brunnen und Brunnen-
kopfbereichen, um die Gefahr des Eindringens biologischer Keime und gefährlicher Chemikalien in 
Grundwasserleiter in Brunnenbereichen zu verringern;  
 vi) soweit erforderlich, die Überwachung der Wasserqualität von potenziell belastetem Oberflächen- und 
Grundwasser an Standorten, an denen giftige und gefährliche Stoffe abgelagert sind;  
E) SCHUTZ AQUATISCHER ÖKOSYSTEME:  
 i) Die Sanierung belasteter und geschädigter Gewässer zur Wiederherstellung von aquatischen Lebensräu-
men und Ökosystemen;  
 ii) Sanierungsprogramme für landwirtschaftlich genutzte Flächen und für andere Nutzungen, wobei gleich-
wertige Maßnahmen zum Schutz und zur Nutzung von Grundwasservorkommen in Betracht zu ziehen 
sind, die für die landwirtschaftliche Produktivität und die biologische Vielfalt in den Tropen von Bedeu-
tung sind;  
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 iii) die Erhaltung und der Schutz von Feuchtgebieten (auf Grund ihrer ökologischen Bedeutung und ihrer 
Funktion als Lebensraum für viele Arten), wobei soziale und wirtschaftliche Faktoren mit zu berücksich-
tigen sind;  
 iv) die Bekämpfung schädlicher Wasserlebewesen, die manche anderen Wasserlebewesen vernichten kön-
nen;  
F) SCHUTZ DER IM SÜSSWASSER VORKOMMENDEN LEBEWESEN:  
 i) Die Kontrolle und Überwachung der Gewässergüte, um die nachhaltige Entwicklung der Binnenfischerei 
zu ermöglichen;  
 ii) der Schutz von Ökosystemen vor Verschmutzung und Schädigung im Hinblick auf den Aufbau von 
Süßwasser-Aquakulturvorhaben;  
G) BEOBACHTUNG UND ÜBERWACHUNG VON WASSERRESSOURCEN UND GEWÄSSERN, DIE ABFÄLLE AUFNEHMEN: 
 i) Die Errichtung von Netzwerken zur Beobachtung und kontinuierlichen Überwachung von Gewässern, 
die Abfälle aufnehmen, sowie von punktförmigen und diffusen Schadstoffquellen;  
 ii) die Förderung und umfassendere Anwendung mit Hilfe geografischer Informationssysteme durchgeführ-
ter Umweltverträglichkeitsprüfungen;  
 iii) die Überwachung von Schadstoffquellen, um die Einhaltung von Grenzwerten und Vorschriften zu ver-
bessern und die Erteilung von Einleitungsgenehmigungen zu regeln;  
 iv) die Überwachung des Chemikalieneinsatzes in der Landwirtschaft mit seinen potenziell schädlichen 
Auswirkungen auf die Umwelt;  
 v) die schonende Flächennutzung, um die Schädigung und Erosion des Bodens und die Verlandung von 
Seen und anderen Gewässern zu verhindern;  
H) DIE ENTWICKLUNG NATIONALER UND INTERNATIONALER RECHTSINSTRUMENTE, DIE GEGEBENENFALLS ZUM 
SCHUTZ DER GEWÄSSERGÜTE ERFORDERLICH SIND, UND ZWAR INSBESONDERE FÜR  
 i) die Überwachung und Bekämpfung der Verschmutzung und ihrer Auswirkungen auf nationale und 
grenzüberschreitende Gewässer;  
 ii) die Bekämpfung der weiträumigen grenzüberschreitenden Übertragung von Schadstoffen in der Luft;  
 iii) die Bekämpfung durch Unfall und/oder absichtlich verursachter Schadstoffimmissionen in nationalen 
und/oder grenzüberschreitenden Gewässern;  
 iv) Umweltverträglichkeitsprüfungen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
18.41 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1 Milliar-
de Dollar, wovon etwa $340 Millionen von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbe-
dingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
18.42 Die Staaten sollten gemeinsame Forschungsprojekte durchführen, um Lösungen für technische Probleme 
zu entwickeln, die an die Gegebenheiten des jeweiligen Einzugsgebiets oder Staates angepasst sind. Außerdem soll-
ten die Staaten den Ausbau bzw. die Einrichtung von miteinander vernetzten und durch regionale hydrologische 
Forschungszentren unterstützten nationalen Forschungseinrichtungen erwägen. Die Schaffung von Nord-Süd-
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Partnerschaften zwischen Forschungszentren sowie Felduntersuchungen internationaler hydrologischer Forschungs-
einrichtungen sollten aktiv gefördert werden. Wichtig ist dabei, dass insbesondere bei fremdfinanzierten Projekten 
ein Mindestanteil der für wasserwirtschaftliche Maßnahmen vorgesehenen Mittel für die Forschung und Entwick-
lung zweckbestimmt wird.  
18.43 Oft sind für die Beobachtung und Bewertung komplexer aquatischer Systeme multidisziplinäre Untersu-
chungen notwendig, an denen verschiedene Einrichtungen und Wissenschaftler im Rahmen eines gemeinsamen Pro-
gramms beteiligt sind. Internationale Programme zur Überwachung der Wasserqualität wie etwa GEMS/WASSER 
sollten sich schwerpunktmäßig mit der Wassergüte in den Entwicklungsländern befassen. Außerdem sollten benut-
zerfreundliche Software und Geografische Informationssysteme (GIS) sowie GRID-Verfahren (Internationale Da-
tenbank/Ressourcen) zur Verarbeitung, Auswertung und Interpretation von Messdaten und zur Erarbeitung von Be-
wirtschaftungsstrategien entwickelt werden.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
18.44 Um den sich verändernden Bedürfnissen und Herausforderungen Rechnung zu tragen, sollten für die 
Aus- und Fortbildung von Fach- und Führungskräften innovative Konzepte zum Einsatz gebracht werden. In Bezug 
auf neue Fragen im Zusammenhang mit der Wasserverschmutzung sollte Flexibilität und Anpassungsfähigkeit ent-
wickelt werden. Innerhalb der für die Wassergütebewirtschaftung zuständigen Organisationen sollten in regelmäßi-
gen Abständen auf allen Ebenen Fortbildungsmaßnahmen durchgeführt und innovative Unterrichtsmethoden für 
spezifische Aspekte der Wassergüteüberwachung und -kontrolle eingeführt werden; dazu gehören auch die Ausbil-
dung von Lehrkräften, die berufsbegleitende Aus- und Fortbildung, Workshops zur Erarbeitung von Problemlösun-
gen und Auffrischungslehrgänge.  
18.45 Zu den in Betracht kommenden Vorgehensweisen gehören die Erweiterung und Verbesserung der perso-
nellen Kapazität der Kommunalverwaltungen im Bereich des Wasserschutzes, der Wasseraufbereitung und der Was-
sernutzung, insbesondere in städtischen Gebieten, und die Einrichtung nationaler und regionaler technischer und 
ingenieurwissenschaftlicher Lehrveranstaltungen über den Schutz und die Kontrolle der Wasserqualität an bestehen-
den Bildungseinrichtungen, und Aus- bzw. Fortbildungskurse für Labor- und Feldtechniker, Frauen und andere 
Wassernutzergruppen über den Schutz und die Erhaltung der Wasserressourcen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
18.46 Um Wasserressourcen und Ökosysteme wirksam vor einer Verschmutzung zu schützen, muss in den mei-
sten Ländern die vorhandene Kapazität erheblich ausgebaut werden. Programme zur Wassergütebewirtschaftung 
setzen ein bestimmtes Mindestmaß an Infrastruktur und Personal voraus, damit technische Lösungen gefunden und 
umgesetzt und ordnungsrechtliche Maßnahmen durchgesetzt werden können. Zu den zentralen Problemen der Ge-
genwart und der Zukunft gehören der dauerhafte Betrieb und Unterhalt dieser Einrichtungen. In einigen Gebieten ist 
sofortiges Handeln notwendig, um eine weitere Schädigung der im Rahmen früherer Investitionen erschlossenen 
Ressourcen zu verhindern.  
D. TRINKWASSERVERSORGUNG UND ABWASSERHYGIENE  
Handlungsgrundlage  
18.47 Die Versorgung mit sauberem Trinkwasser und die Umwelthygiene sind wesentliche Voraussetzungen 
für den Schutz der Umwelt, die Verbesserung der Gesundheit und die Bekämpfung der Armut. Gesundheitlich un-
bedenkliches Wasser ist auch für viele traditionelle und kulturelle Tätigkeiten von zentraler Bedeutung. Schät-
zungsweise 80 Prozent aller Krankheiten und über ein Drittel der Todesfälle in Entwicklungsländern sind auf den 
Genuss verseuchten Wassers zurückzuführen, und durchschnittlich geht bis zu einem Zehntel des Arbeitslebens ei-
nes Menschen durch wasserinduzierte Krankheiten verloren. Dank konzertierter Bemühungen in den achtziger Jah-
ren bekamen Hunderte Millionen Menschen, die zu den Ärmsten dieser Welt zählen, Zugang zu Trinkwasser und 
Sanitärdienstleistungen. Unter diesen Bemühungen an herausragendster Stelle zu nennen ist die 1981 eingeleitete 
Internationale Dekade für Trinkwasserversorgung und Abwasserhygiene, die aus dem von der Wasserkonferenz der 
Vereinten Nationen im Jahre 1977 verabschiedeten Aktionsplans von Mar del Plata hervorging. Die einvernehmli-
che Ausgangsgrundlage war, dass "alle Völker, auf welchem Entwicklungsstand sie sich auch immer befinden und 
unter welchen sozialen und wirtschaftlichen Bedingungen sie leben, das Recht auf Zugang zu Trinkwasser in der 
Menge und Güte haben, die ihren Grundbedürfnissen entspricht".2 Ziel der Dekade war, unterversorgte städtische 
und ländliche Gebiete bis zum Jahr 1990 mit hygienisch unbedenklichem Trinkwasser und Sanitäreinrichtungen zu 
versorgen, jedoch reichte selbst der während der Dekade erzielte beispiellose Erfolg nicht aus. Ein Drittel der Men-
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schen in der Dritten Welt hat immer noch keinen Zugang zu diesen beiden wichtigsten Grundvoraussetzungen für 
ein Leben in Gesundheit und Würde. Es wird auch anerkannt, dass menschliche Fäkalien und Abwasser wichtige 
Ursachen für die Verschlechterung der Gewässergüte in Entwicklungsländern sind, und dass die Einführung vor-
handener Technologien einschließlich angepasster Technologien und der Bau von Abwasserbehandlungsanlagen 
enorme Fortschritte mit sich bringen könnte.  
Ziele  
18.48 Die Erklärung von Neu-Delhi (die auf der vom 10. bis 14. September 1990 abgehaltenen Weltweiten 
Konsultation über hygienische Wasserversorgung und Abwasserentsorgung für die neunziger Jahre verabschiedet 
wurde) formalisierte die Forderung, allen Menschen nachhaltigen Zugang zu sauberem Trinkwasser in ausreichen-
der Menge und zu guter Abwasserhygiene zu verschaffen, wobei der Ansatz des "ein wenig für alle anstatt viel für 
einige wenige" betont wurde. Vier Leitprinzipien bilden die Grundlage für die Programmziele:  
a) Schutz der Umwelt und Erhaltung der Gesundheit durch integrierte Bewirtschaftung der Wasserressourcen 
sowie flüssiger und fester Abfälle;  
b) institutionelle Reformen zur Förderung eines integrierten Ansatzes unter Berücksichtigung veränderter Verfah-
ren, Einstellungen und Verhaltensweisen und die umfassende Beteiligung von Frauen auf allen Ebenen innerhalb der 
sektoralen Einrichtungen;  
c) die Verwaltung von Dienstleistungen auf kommunaler Ebene, unterstützt durch Maßnahmen zur Stärkung 
kommunaler Einrichtungen, soweit es um die Umsetzung und dauerhafte Weiterführung von Wasserversorgungs- 
und Abwasserbeseitigungsprogrammen geht;  
d) ein solides Finanzgebaren durch bessere Verwaltung der vorhandenen Mittel und weitgehende Anwendung 
angepasster Technologien.  
18.49 Die Erfahrungen der Vergangenheit haben gezeigt, dass jedes Land seine eigenen spezifischen Ziele fest-
legen sollte. Auf dem Weltgipfel für Kinder im September 1990 forderten die Staatsoberhäupter bzw. Regierungs-
chefs sowohl den universalen Zugang zu Wasserversorgung und Sanitäreinrichtungen als auch die Ausrottung der 
Guineawurm-Infektion bis 1995. Selbst wenn man von dem realistischeren Ziel einer flächendeckenden Wasserver-
sorgung bis zum Jahr 2025 ausgeht, müssen die jährlichen Investitionen schätzungsweise verdoppelt werden. Eine 
Strategie, mit welcher der gegenwärtige und künftige Bedarf realistischerweise gedeckt werden könnte, besteht da-
her darin, kostengünstigere, aber ausreichende Dienstleistungen zu entwickeln, die von den Kommunen realisiert 
und getragen werden können.  
Maßnahmen  
18.50 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Maßnahmen ergreifen:  
A) UMWELT UND GESUNDHEIT:  
 i) Die Einrichtung von Schutzgebieten für Quellen der Trinkwasserversorgung;  
 ii) die hygienische Beseitigung von Fäkalien und Schmutzwasser, wobei zur Abwasserbehandlung in städti-
schen und ländlichen Gebieten angepasste Systeme zu verwenden sind;  
 iii) die Erweiterung der städtischen und ländlichen Wasserversorgung und die Errichtung und Erweiterung 
von Regenwasserauffangsystemen, insbesondere auf kleinen Inseln, zusätzlich zum eigentlichen Wasser-
versorgungsnetz;  
 iv) den Bau und gegebenenfalls die Erweiterung von Abwasserbehandlungsanlagen und Kanalisationssyste-
men;  
 v) die Behandlung und hygienisch unbedenkliche Wiederverwendung von häuslichen und industriellen 
Abwässern in städtischen und ländlichen Gebieten;  
 vi) die Bekämpfung wasserinduzierter Krankheiten;  
 
Agenda 21 217 
B) MENSCHEN UND INSTITUTIONEN:  
 i) Die Steigerung der Handlungsfähigkeit der Regierungen im Bereich der Wasserbewirtschaftung und die 
gleichzeitige volle Anerkennung der Rolle der Kommunalbehörden;  
 ii) die Unterstützung der Wassererschließung und -bewirtschaftung ausgehend von einem partizipativen 
Ansatz unter Beteiligung von Nutzern, Planern und politischen Entscheidungsträgern auf allen Ebenen;  
 iii) die Anwendung des Grundsatzes, wonach Entscheidungen auf der niedrigsten in Betracht kommenden 
Ebene zu treffen sind, unter Konsultation der Öffentlichkeit und Beteiligung von Nutzern an der Planung 
und Durchführung von Wasserprojekten;  
 iv) die Erschließung der menschlichen Ressourcen auf allen Ebenen, einschließlich spezieller Programme 
für Frauen;  
 v) breitgefächerte Erziehungsprogramme unter besonderer Betonung der Bereiche Hygiene, kommunale 
Verwaltung und Risikominderung;  
 vi) internationale Unterstützungsmechanismen für die Finanzierung, Durchführung und Nachbetreuung von 
Programmen;  
C) STAATLICHE UND KOMMUNALE VERWALTUNG:  
 i) Die Bereitstellung von Hilfe und Unterstützung für Kommunen bei der nachhaltigen Verwaltung ihrer 
eigenen Einrichtungen;  
 ii) die Unterstützung der örtlichen Bevölkerung, insbesondere der Frauen, der Jugend, indigener Bevölke-
rungsgruppen und örtlicher Gemeinschaften bei der Wasserbewirtschaftung;  
 iii) Verknüpfungen zwischen nationalen Wasserplänen und der kommunalen Bewirtschaftung der örtlichen 
Gewässer;  
 iv) die Einbindung der kommunalen Wasserwirtschaft in die Gesamtplanung;  
 v) die Förderung der primären Gesundheitsversorgung und des grundlegenden Umweltschutzes auf lokaler 
Ebene einschließlich der Unterweisung örtlicher Gemeinschaften in der sachgemäßen Wasserbewirt-
schaftung und der primären Gesundheitsversorgung;  
 vi) die Unterstützung von Dienstleistungseinrichtungen bei der Umstellung auf eine kostenwirksamere und 
verbrauchergerechtere Leistungserbringung;  
 vii) die stärkere Beachtung unterversorgter ländlicher Gebiete und einkommensschwacher städtischer Rand-
gebiete;  
 viii) die Sanierung defekter Systeme, die Verminderung von Wasserverlusten und die hygienisch unbedenkli-
che Wiederverwendung von Brauch- und Abwasser;  
 ix) Programme für eine rationelle Wassernutzung sowie einen gesicherten Betrieb und eine gesicherte Un-
terhaltung;  
 x) die Erforschung und Entwicklung angepasster technischer Lösungen;  
 xi) eine wesentliche Steigerung der städtischen Abwasserbehandlungskapazität entsprechend der Zunahme 
der Abwasserfracht;  
D) BEWUSSTSEINSBILDUNG UND INFORMIERUNG/BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT:  
 i) Der Ausbau der Überwachung des Sektors und der Informationsverwaltung auf subnationaler und natio-
naler Ebene;  
 ii) die jährliche Verarbeitung, Auswertung und Bekanntgabe der Überwachungsergebnisse auf staatlicher 
und kommunaler Ebene als Instrument zur Sektorverwaltung und zur Interessensvertretung/Be-
wusstseinsbildung;  
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 iii) die Verwendung begrenzter Sektorindikatoren auf regionaler und globaler Ebene zur Förderung des Sek-
tors und zur Aufbringung von Mitteln;  
 iv) die Verbesserung der Sektorkoordinierung, -planung und -durchführung mit Hilfe einer besseren Über-
wachung und Informationsverwaltung, um die Aufnahmefähigkeit des Sektors, insbesondere bei auf 
kommunaler Ebene durchgeführten Selbsthilfeprojekten, zu verbessern.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
18.51 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 20 Mil-
liarden Dollar, wovon etwa 7,4 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
18.52 Um die Durchführbarkeit, Akzeptanz und Nachhaltigkeit geplanter Wasserversorgungsdienste zu gewähr-
leisten, sollten die gewählten Technologien die Bedürfnisse der jeweiligen Gemeinwesen und die auf Grund der 
dortigen Gegebenheiten bestehenden Beschränkungen berücksichtigen. Die Kriterien für die Gestaltung dieser 
Dienstleistungen werden daher technische, gesundheitsbezogene, soziale, wirtschaftliche, provinzspezifische, insti-
tutionelle und ökologische Faktoren einschließen, die die Grundlage für die Merkmale, Größenordnung und Kosten 
des geplanten Systems darstellen. Diesbezügliche internationale Hilfsprogramme sollten in den Entwicklungslän-
dern unter anderem darauf abstellen, 
a) dass kostengünstige wissenschaftliche und technische Mittel zum Einsatz gebracht werden, soweit dies prak-
tisch sinnvoll ist;  
b) dass traditionelle und indigene Verfahren herangezogen werden, soweit dies praktisch sinnvoll ist, um eine 
möglichst umfassende und langfristige örtliche Beteiligung zu gewährleisten;  
c) dass technische/wissenschaftliche Einrichtungen auf Landesebene Hilfe erhalten, um die Ausarbeitung von 
Lehrplänen zur Unterstützung von für den Wasser- und Sanitärsektor besonders wichtigen Bereichen zu erleichtern.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
18.53 Um die Trinkwasserversorgung und die Abwasserbeseitigung auf nationaler, Provinz-, Distrikts- und 
Gemeindeebene effektiv planen und verwalten und finanzielle Mittel möglichst effizient nutzen zu können, muss in 
jedem Land genügend technisch und fachlich qualifiziertes Personal herangebildet werden. Zu diesem Zweck müs-
sen die Länder Personalentwicklungspläne erstellen, worin der derzeitige Bedarf und geplante Entwicklungen zu 
berücksichtigen sind. Anschließend sollen die Schaffung und die Leistungsfähigkeit von Ausbildungseinrichtungen 
auf nationaler Ebene verbessert werden, damit diese eine führende Rolle beim Kapazitätsaufbau übernehmen kön-
nen. Wichtig ist außerdem, dass die Länder eine ausreichende Ausbildung für Frauen in der nachhaltigen Unterhal-
tung von Gerät, in der Bewirtschaftung der Wasserressourcen und in der Umwelthygiene bereitstellen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
18.54 Die Durchführung von Trinkwasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsprogrammen fällt in die Zu-
ständigkeit der einzelnen Staaten. Die Verantwortung für die Durchführung von Vorhaben und den Betrieb von Sy-
stemen sollte in unterschiedlichem Maße auf alle Verwaltungsebenen bis hinab zu den Kommunen und den einzel-
nen Nutzern delegiert werden. Das bedeutet auch, dass die nationalen Behörden gemeinsam mit den Organisationen 
und sonstigen Gremien des Systems der Vereinten Nationen und anderen externen Organisationen, die nationale 
Programme unterstützen, Mechanismen und Verfahren für die Zusammenarbeit auf allen Ebenen erarbeiten sollten. 
Dies ist besonders wichtig, wenn voller Nutzen aus gemeindenahen Ansätzen und dem Prinzip der Eigenverantwor-
tung als Instrumente der Nachhaltigkeit gezogen werden soll. Daraus wird sich ein hohes Maß an kommunaler Mit-
wirkung, auch der Frauen, an der Gestaltung, Planung, Entscheidungsfindung, Durchführung und Evaluierung von 
Projekten ergeben, bei denen es um die Wasserversorgung der Haushalte und die Abwasserbeseitigung geht.  
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18.55 Der gesamte nationale Kapazitätsaufbau auf allen Verwaltungsebenen einschließlich des Aufbaus von 
Institutionen, der Koordinierung, der Entwicklung der menschlichen Ressourcen, der Partizipation, der Gesundheits- 
und Hygieneerziehung und der Alphabetisierung muss entsprechend seinen grundlegenden Zusammenhängen so-
wohl mit Bemühungen um die Verbesserung der Gesundheit und der sozioökonomischen Entwicklung durch die 
Wasserversorgung und Abwasserentsorgung als auch mit deren Auswirkungen auf die menschliche Umwelt einher-
gehen. Daher sollte der Kapazitätsaufbau ein Schlüsselbestandteil von Umsetzungsstrategien sein. Der Aufbau insti-
tutioneller Kapazität sollte in seiner Bedeutung dem Bereich der sektorbezogenen Verbrauchs- und Nichtver-
brauchsgüter gleichgesetzt werden, so dass beiden Bereichen Mittel zugewiesen werden können. Dies kann in der 
Planungsphase oder der Phase der Programm-/Projektformulierung Hand in Hand mit einer klaren Festlegung der 
Zielsetzungen und Zielwerte geschehen. Von entscheidender Bedeutung in diesem Zusammenhang ist die technische 
Zusammenarbeit zwischen den Entwicklungsländern auf Grund des ihnen zur Verfügung stehenden Wissens- und 
Erfahrungsschatzes sowie auf Grund der Notwendigkeit, das Rad nicht noch einmal neu zu erfinden. Ein solcher 
Kurs hat sich bei vielen Ländervorhaben bereits als kosteneffektiv erwiesen.  
E. WASSER UND NACHHALTIGE STÄDTISCHE ENTWICKLUNG  
Handlungsgrundlage  
18.56 Zu Beginn des nächsten Jahrhunderts wird mehr als die Hälfte der Weltbevölkerung in Stadtgebieten le-
ben. Bis zum Jahr 2025 wird sich dieser Anteil sogar auf 60 Prozent, also auf etwa 5 Milliarden Menschen, erhöht 
haben. Das rasche Bevölkerungswachstum in den Städten und die Industrialisierung stellen eine enorme Belastung 
für die Wasserressourcen und die Umweltschutzkapazität vieler Städte dar. Besondere Aufmerksamkeit gebührt 
dabei den zunehmenden Auswirkungen der Urbanisierung auf den Wasserbedarf und die Wassernutzung und der 
kritischen Rolle, die den Verwaltungen der Städte und Gemeinden bei der Bewirtschaftung, Nutzung und gesamten 
Aufbereitung des Wassers zukommt, und dies insbesondere in den Entwicklungsländern, die der besonderen Unter-
stützung bedürfen. Die Knappheit der Süßwasserressourcen und die eskalierenden Kosten der Erschließung neuer 
Wasservorkommen haben erhebliche Auswirkungen auf Industrie-, Agrar- und Siedlungsentwicklung und wirt-
schaftliches Wachstum der einzelnen Länder. Durch effizientere Bewirtschaftung der städtischen Wasserressourcen 
einschließlich der Beendigung nicht nachhaltiger Konsumgewohnheiten kann ein wesentlicher Beitrag zur Armuts-
linderung und zur Verbesserung der Gesundheit und der Lebensqualität der städtischen und ländlichen Armutsgrup-
pen geleistet werden. Ein hoher Anteil der großen städtischen Ballungsgebiete liegt im Umland von Ästuaren und in 
Küstengebieten. Diese Regelung führt zu Verschmutzung durch kommunale und industrielle Einleitungen im Ver-
bund mit einer Übernutzung des Wasserdargebots und gefährdet die Meeresumwelt und die Süßwasservorkommen.  
Ziele  
18.57 Das entwicklungsbezogene Ziel dieses Programmbereichs besteht darin, die Kommunalverwaltungen und 
Regierungen bei ihren Bemühungen, die Entwicklung und die Produktivität des eigenen Landes durch eine umwelt-
verträgliche Bewirtschaftung der Wasserressourcen für den städtischen Verbrauch nachhaltig zu sichern, und den 
Aufbau einer entsprechenden Kapazität zu unterstützen. Flankierend zu diesem Ziel hinzu kommt die Benennung 
und Umsetzung von Strategien und Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, die kontinuierliche Bereitstellung von 
erschwinglichem Wasser zur Deckung des gegenwärtigen und künftigen Bedarfs zu gewährleisten und die gegen-
wärtigen Tendenzen zur Ressourcenschädigung und -erschöpfung umzukehren.  
18.58 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Ziele festlegen: 
a) Bis zum Jahr 2000 sicherzustellen, dass alle Stadtbewohner Zugang zu mindestens 40 Litern hygienisch unbe-
denklichen Wassers pro Kopf und pro Tag haben und dass 75 Prozent der Stadtbevölkerung mit sanitären Einrich-
tungen in der eigenen Wohnung oder in Gemeinschaftsanlagen versorgt sind;  
b) bis zum Jahr 2000 quantitative und qualitative Einleitungsnormen für kommunale und industrielle Abwässer 
festzulegen und zur Anwendung zu bringen;  
c) bis zum Jahr 2000 dafür zu sorgen, dass 75 Prozent der in den Städten anfallenden festen Abfälle eingesam-
melt und verwertet oder in umweltschonender Weise entsorgt werden.  
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Maßnahmen  
18.59 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Maßnahmen ergreifen:  
A) SCHUTZ DER WASSERRESSOURCEN VOR ERSCHÖPFUNG, VERUNREINIGUNG UND SCHÄDIGUNG: 
 i) Die Schaffung hygienischer Abfallbeseitigungseinrichtungen auf der Grundlage umweltverträglicher, 
kostengünstiger und modernisierbarer Technologien;  
 ii) die Durchführung von Programmen zur städtischen Regenwasserabführung und Entwässerung;  
 iii) die Förderung der Verwertung bzw. Wiederverwendung von Abwasser und festen Abfällen;  
 iv) die Kontrolle industrieller Schadstoffquellen zum Schutz der Wasserressourcen;  
 v) den Schutz von Wassereinzugsgebieten vor der Ausdünnung und Zerstörung der Walddecke und vor 
schädlichen Einwirkungen flussaufwärts;  
 vi) die Förderung von Forschungsarbeiten zur Untersuchung des Beitrags der Wälder zu einer nachhaltigen 
Entwicklung der Wasserressourcen;  
 vii) die Förderung der besten Bewirtschaftungspraktiken im Hinblick auf den Einsatz von Agrochemikalien, 
um ihre Auswirkungen auf die Wasserressourcen auf ein Mindestmaß zu beschränken;  
B) EFFIZIENTE UND AUSGEWOGENE ZUTEILUNG DER WASSERRESSOURCEN:  
 i) Die Abstimmung der Stadtentwicklungsplanung mit der kurzfristigen und auf Dauer aufrechterhaltbaren 
Verfügbarkeit der Wasserressourcen;  
 ii) die Deckung des Grundbedarfs der städtischen Bevölkerung an Wasser;  
 iii) unter Berücksichtigung der Gegebenheiten in jedem Land und sofern finanziell tragbar, die Einführung 
von Wassergebühren, die die Grenz- und Opportunitätskosten des Wassers, insbesondere für Produk-
tionstätigkeiten, widerspiegeln;  
C) INSTITUTIONELLE/RECHTLICHE/ADMINISTRATIVE REFORMEN:  
 i) Die Festlegung eines städtischen Gesamtkonzepts für die Bewirtschaftung der Wasserressourcen;  
 ii) die Förderung der Erarbeitung von Flächennutzungsplänen auf staatlicher und kommunaler Ebene, in 
denen die Wasserwirtschaftsplanung gebührend berücksichtigt wird;  
 iii) die Nutzung des Fachwissens und des Potenzials nichtstaatlicher Organisationen, des Privatsektors und 
der örtlichen Bevölkerung, unter Berücksichtigung der Interessen der Öffentlichkeit und der strategi-
schen Interessen an den Wasserresourcen;  
D) FÖRDERUNG DER BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT:  
 i) Die Einleitung von Aufklärungskampagnen mit dem Ziel, die Bevölkerung zu einer rationellen Wasser-
nutzung anzuhalten;  
 ii) die Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Frage des Schutzes der Wasserqualität im städtischen Um-
feld;  
 iii) die Förderung der Beteiligung der Öffentlichkeit an der Sammlung, Wiederverwendung und Beseitigung 
von Abfällen;  
E) UNTERSTÜTZUNG DES AUFBAUS KOMMUNALER KAPAZITÄT:  
 i) Die Erarbeitung von Gesetzen und Politiken zur Förderung von Investitionen in die städtische Wasser- 
und Abfallwirtschaft, die den bedeutenden Beitrag der Städte zur wirtschaftlichen Entwicklung eines 
Landes zum Ausdruck bringen;  
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 ii) die Bereitstellung von Startkapital und technischer Unterstützung für die Abwicklung der Materialbe-
schaffung und der Leistungserbringung auf lokaler Ebene;  
 iii) soweit möglich, die Unterstützung der Eigenständigkeit und Eigenwirtschaftlichkeit der städtischen Ver-
sorgungsunternehmen für die Wasserversorgung sowie Abfall- und Abwasserbeseitigung;  
 iv) die Heranbildung und Indienststellung eines festen Bestands an Fachkräften und angelernten Arbeitskräf-
ten für die Wasser-, Abwasser- und Abfallwirtschaft;  
F) SCHAFFUNG EINES BESSEREN ZUGANGS ZU SANITÄRDIENSTLEISTUNGEN:  
 i) Die Durchführung von schwerpunktmäßig auf städtische Armutsgruppen ausgerichteten Programmen zur 
Wasser-, Abwasser- und Abfallbewirtschaftung;  
 ii) die Bereitstellung kostengünstiger Technologiealternativen für die Wasserversorgung und Abwasserbe-
seitigung;  
 iii) die Auswahl der Technologie und des Leistungsumfangs auf der Grundlage der Präferenzen und der Zah-
lungsbereitschaft der Nutzer;  
 iv) die Mobilisierung der Frauen und die Erleichterung ihrer aktiven Mitwirkung an Teams zur Wasserbe-
wirtschaftung;  
 v) die Unterstützung und Ausstattung kommunaler Wasserverbände und Wasserkomitees, damit sie die 
Bewirtschaftung der kommunalen Wasserversorgungssysteme und Latrinen übernehmen können, falls er-
forderlich mit entsprechender technischer Unterstützung;  
 vi) die Prüfung, inwieweit es sinnvoll und durchführbar ist, vorhandene defekte Systeme zu sanieren und 
Betriebs- und Wartungsmängel zu beseitigen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
18.60 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 20 Mil-
liarden Dollar, wovon etwa 4,5 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
18.61 In den achtziger Jahren waren enorme Fortschritte in der Entwicklung und Anwendung kostengünstiger 
Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungstechnologien zu verzeichnen. Das vorliegende Programm sieht die 
Fortführung dieser Arbeit vor, wobei das Hauptaugenmerk der Entwicklung angepasster Abwasser- und Abfallbesei-
tigungstechnologien für ärmere städtische Siedlungen mit hoher Wohndichte gilt. Außerdem sollte ein internationa-
ler Informationsaustausch stattfinden, um dafür zu sorgen, dass auf diesem Sektor tätiges Fachpersonal umfassende 
Kenntnis von der Verfügbarkeit und den Vorteilen angepasster kostengünstiger Technologien erhält. Im Rahmen der 
Aufklärungskampagnen sollte auch versucht werden, Widerstand von Nutzern gegen zweitklassige Dienstleistungen 
zu überwinden, indem die Vorteile von Zuverlässigkeit und Nachhaltigkeit unterstrichen werden.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
18.62 Unauflöslich mit fast allen Teilbereichen dieses Programms verbunden ist die Notwendigkeit einer pro-
gressiven Verbesserung der Ausbildung und Laufbahnförderung des Personals auf allen Ebenen der Sektoreinrich-
tungen. In spezifischen Programmaktivitäten geht es um die Ausbildung und langfristige Bindung von Personal mit 
Kenntnissen im Bereich der Gemeinschaftsbeteiligung, der kostengünstigen Technologien, der Haushaltsführung 
und der integrierten städtischen Wasserwirtschaftsplanung. Besondere Vorkehrungen sollten für die Mobilisierung 
der Frauen, der Jugend, indigener Bevölkerungsgruppen und örtlicher Gemeinschaften und die Erleichterung ihrer 
aktiven Beteiligung an Teams für die Wasserbewirtschaftung sowie für die Unterstützung der Einrichtung von Was-
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serverbänden und Wasserkomitees, mit entsprechenden Ausbildungsmöglichkeiten zum Schatzmeister, Sekretär und 
Verwalter, getroffen werden. Außerdem sollten im Zusammenhang mit dem Schutz der Wasserressourcen und der 
Wasserqualität in Stadtgebieten spezifische Bildungs- und Ausbildungsprogramme für Frauen eingeleitet werden.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
18.63 Die Stärkung der institutionellen, gesetzgebenden und administrativen Strukturen gehört zusammen mit 
der Entwicklung der menschlichen Ressourcen zu den Schlüsselelementen dieses Programms. Vorbedingung für 
Fortschritte in Richtung auf besseren Zugang zu Wasser- und Sanitärdienstleistungen ist die Schaffung eines 
institutionellen Rahmens, durch den sichergestellt wird, dass in der Stadtentwicklungsplanung die realen 
Bedürfnisse und potenziellen Beiträge der gegenwärtig nicht versorgten Bevölkerungsgruppen berücksichtigt 
werden. Der multisektorale Ansatz, ein wesentlicher Bestandteil der städtischen Wasserwirtschaft, setzt auf 
staatlicher und kommunaler Ebene Verbindungen zwischen den Institutionen voraus, weshalb das Programm auch 
Vorschläge für die Einrichtung sektorübergreifender Planungsgruppen enthält. Der Erfolg von Vorschlägen für 
besseren Umweltschutz und bessere Umweltvorsorge hängt von der richtigen Kombination wirtschafts- und 
ordnungspolitischer Mechanismen ab, die durch eine angemessene Kontrolle und Überwachung ergänzt und durch 
das bessere Vermögen der Kommunalverwaltungen, auf Umweltfragen einzugehen, flankiert werden müssen.  
18.64 Zu den vorgeschlagenen Maßnahmen gehört daher die Schaffung entsprechender Baunormen, Ziele für 
die Wasserqualität und Einleitungsgenehmigungen. Das Programm sieht außerdem Unterstützung dafür vor, die 
Leistungsfähigkeit der Wasser- und Abwasserbehörden zu steigern und sie eigenständiger und in vermehrtem Maße 
eigenwirtschaftlich zu gestalten. Der Betrieb und die Wartung bestehender Wasserversorgungs- und Abwasserbesei-
tigungseinrichtungen ist in vielen Ländern nach allgemeinem Erkenntnisstand mit schwerwiegenden Mängeln ver-
bunden. Technische und finanzielle Unterstützung wird benötigt, um den Ländern zu helfen, die derzeitigen Unzu-
länglichkeiten zu beseitigen und Kapazität für den Betrieb und die Unterhaltung sanierter und neuer Systeme aufzu-
bauen.  
F. WASSER FÜR DIE NACHHALTIGE NAHRUNGSMITTELERZEUGUNG UND LÄNDLICHE 
ENTWICKLUNG  
Handlungsgrundlage  
18.65 Die Nachhaltigkeit der Nahrungsmittelerzeugung hängt in zunehmendem Maße von vernünftigen und 
effizienten Wassernutzungs- und Wassererhaltungspraktiken ab, worunter in erster Linie die Planung und Bewirt-
schaftung von Bewässerungsmaßnahmen einschließlich der Wasserbewirtschaftung in nicht bewässerten Gebieten, 
die Trinkwasserversorgung von Vieh, die Binnenfischerei und die Agroforstwirtschaft fallen. Der Ernährungssiche-
rung wird in vielen Ländern besonderer Vorrang eingeräumt, und die Landwirtschaft muss nicht nur Nahrung für 
eine wachsende Bevölkerung liefern, sondern auch Wasser für andere Zwecke sparen. Es geht also darum, wasser-
sparende Technologien und Bewirtschaftungsmethoden zu entwickeln und einzusetzen, und die Kommunen durch 
Kapazitätsaufbau in die Lage zu versetzen, Einrichtungen und Anreize für die ländliche Bevölkerung zu schaffen, 
um sie zur Einführung neuer Anbauungsmethoden sowohl mit natürlicher als auch mit künstlicher Bewässerung zu 
bewegen. Darüber hinaus muss die ländliche Bevölkerung besseren Zugang zu Trinkwasser und Sanitärdienstlei-
stungen erhalten. Dies ist zwar eine gewaltige Aufgabe, aber sie ist durchaus lösbar, vorausgesetzt dass auf allen 
Ebenen – der lokalen, nationalen und internationalen Ebene – entsprechende Politiken und Programme verabschie-
det werden. Während in den letzten zehn Jahren eine beträchtliche Erweiterung der nicht bewässerten Anbauflächen 
verzeichnet werden konnte, waren der Produktivitätsentwicklung auf künstlich bewässerten Flächen und dem dauer-
haften Bestand von Bewässerungssystemen infolge von Problemen der Vernässung und Versalzung Grenzen gesetzt. 
Finanz- und Marktprobleme sind ebenfalls häufig zu beobachten. Bodenerosion, Misswirtschaft und Übernutzung 
der natürlichen Ressourcen sowie ein heftig geführter Konkurrenzkampf um die Wasserressourcen haben sich alle-
samt auf das Ausmaß der Armut, des Hungers und der Not in den Entwicklungsländern ausgewirkt. Die durch die 
Überweidung verursachte Bodenerosion ist oft auch für die Verlandung von stehenden Gewässern verantwortlich. In 
den meisten Fällen werden bei der Planung von Bewässerungsvorhaben weder Umweltverträglichkeitsprüfungen 
durchgeführt, mit denen sich die hydrologischen Folgewirkungen von Wasserüberleitungen in andere Einzugsgebie-
te bestimmen lassen, noch werden die sozialen Auswirkungen auf die in den Flusstälern lebenden Menschen bewer-
tet.  
18.66 Die Nichtverfügbarkeit qualitativ geeigneter Wasservorkommen wirkt sich in vielen Ländern stark be-
grenzend auf die tierische Erzeugung aus, während umgekehrt unter bestimmten Umständen die unsachgemäße Be-
seitigung tierischen Abfalls zur Verseuchung des für die Versorgung von Mensch und Tier benötigten Wassers füh-
ren kann. Der Trinkwasserbedarf des Viehs ist unterschiedlich und hängt von der Tierart und der Umgebung ab, in 
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der die Tiere gehalten werden. Laut Schätzung beträgt der weltweite Trinkwasserbedarf von Nutzvieh zur Zeit etwa 
60 Milliarden Liter pro Tag und wird in absehbarer Zukunft ausgehend von Schätzungen der Bestandserweiterung 
um 0,4 Milliarden Liter pro Jahr steigen.  
18.67 Die Binnenfischerei in stehenden und fließenden Gewässern stellt eine wichtige Nahrungs- und Protein-
quelle dar. Der Fischfang in Binnengewässern sollte so gehandhabt werden, dass auf umweltgerechte Weise ein 
möglichst hoher Ertrag an Wasserlebewesen für Nahrungszwecke erzielt wird. Voraussetzung dafür ist, dass Gewäs-
sergüte und -menge wie auch die funktionelle Morphologie der Gewässerumwelt erhalten bleiben. Auf der anderen 
Seite können Fischerei und Aquakultur ihrerseits das aquatische Ökosystem schädigen; aus diesem Grund sollte ihre 
Entwicklung nach Maßgabe von Leitlinien für eine Folgenbegrenzung erfolgen. Die gegenwärtigen Erträge aus der 
Binnenfischerei, und zwar sowohl in Süß- wie auch in Brackwasserbereichen, belaufen sich auf etwa 7 Millionen 
Tonnen pro Jahr und könnten bis zum Jahr 2000 auf 16 Millionen Tonnen steigen; allerdings könnte eine Zunahme 
der Umweltbelastungen diesen Anstieg gefährden.  
Ziele  
18.68 Die wichtigsten strategischen Zielvorgaben für eine ganzheitliche und integrierte umweltverträgliche 
Bewirtschaftung der Wasserressourcen im ländlichen Raum lauten wie folgt:  
a) Wasser sollte als begrenzte Ressource betrachtet werden, die einen mit maßgeblichen sozialen und ökonomi-
schen Implikationen verbundenen wirtschaftlichen Wert besitzt, der sich an der Bedeutung des Wassers für die 
Grundbedürfnisdeckung misst;  
b) örtliche Gemeinschaften müssen in allen Bereichen der Wasserbewirtschaftung ein Mitspracherecht haben, 
wobei die volle Mitwirkung von Frauen auf Grund ihrer ausschlaggebenden Rolle bei der praktischen täglichen Be-
schaffung, Zuteilung und Nutzung des Wassers gewährleistet sein muss;  
c) die Bewirtschaftung der Wasserressourcen muss im Rahmen eines Katalogs von Grundsatzmaßnahmen für die 
Bereiche i) menschliche Gesundheit, ii) Erzeugung, Konservierung und Verteilung von Nahrung, iii) Katastrophen-
schutzplanung und iv) Umweltschutz und Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen entwickelt werden;  
d) es ist notwendig, die Rolle der ländlichen Bevölkerung anzuerkennen und aktiv zu unterstützen, wobei der 
Frau besondere Beachtung gebührt.  
18.69 Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) hat in Zusammenarbeit mit anderen internatio-
nalen Organisationen ein internationales Aktionsprogramm Wasser und nachhaltige landwirtschaftliche Entwicklung 
(IAP-WASAD) eingeleitet. Oberstes Ziel des Aktionsprogramms ist es, die Entwicklungsländer bei der integrierten 
Planung, Erschließung und Bewirtschaftung ihrer Wasserressourcen zu unterstützen, damit sie in der Lage sind, ih-
ren gegenwärtigen und künftigen Bedarf in Bezug auf die landwirtschaftliche Erzeugung unter Berücksichtigung 
von Umweltschutzbelangen zu decken.  
18.70 Das Aktionsprogramm hat einen Rahmen für die nachhaltige Wassernutzung im Agrarsektor geschaffen 
und vorrangige Handlungsfelder auf nationaler, regionaler und globaler Ebene ausgewiesen. Mengenziele für neue 
Bewässerungsvorhaben, die Verbesserung vorhandener Bewässerungssysteme und die Rückgewinnung vernässter 
und versalzter Böden durch Entwässerungsmaßnahmen in 130 Entwicklungsländern werden auf der Grundlage des 
Nahrungsbedarfs, agrarklimatischer Zonen und der Verfügbarkeit von Wasser und Boden ermittelt.  
18.71 Die weltweiten Projektionen der FAO hinsichtlich Bewässerung, Entwässerung und kleiner wasserwirt-
schaftlicher Programme für 130 Entwicklungsländer bis zum Jahr 2000 lauten wie folgt: a) 15,2 Millionen Hektar 
neue Bewässerungsvorhaben, b) 12 Millionen Hektar Sanierung/Modernisierung vorhandener Systeme, c) 7 Millio-
nen Hektar mit Entwässerungs- und Wasserregelungsanlagen ausgestattet, und d) 10 Millionen Hektar kleine was-
serwirtschaftliche Programme und Wassererhaltung.  
18.72 Die Erschließung neuer Bewässerungsgebiete im vorstehend genannten Rahmen kann zu Umweltbeden-
ken Anlass geben, da damit die Zerstörung von Feuchtgebieten, eine Verschmutzung des Wassers, eine erhöhte Ab-
lagerung von Sedimenten und ein Rückgang der biologischen Vielfalt verbunden ist. Aus diesem Grund sollte bei 
allen neuen Bewässerungsvorhaben je nach Größe des Vorhabens eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt 
werden, falls spürbare negative Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind. Werden Vorschläge für neue Be-
wässerungsvorhaben erwogen, sollte auch eine rationellere Ausnutzung und eine Steigerung der Effizienz bzw. Pro-
duktivität bereits vorhandener Systeme in Betracht gezogen werden, die dasselbe Gebiet versorgen könnten. Die 
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Technologien für neue Bewässerungsvorhaben sollten eingehend bewertet werden, auch was mögliche Konflikte mit 
anderen Flächennutzungsformen angeht. Die aktive Beteiligung von Wassernutzergruppen ist ein flankierendes Ziel.  
18.73 Es sollte sichergestellt werden, dass ländliche Gemeinden aller Länder im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
und der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel und gegebenenfalls unter Inanspruchnahme internationaler Zusam-
menarbeit Zugang zu hygienisch unbedenklichem Wasser in ausreichender Menge und zu einer angemessenen Ab-
wasserentsorgung haben, damit sie ihre Gesundheitsbedürfnisse decken und das Wesen ihrer örtlichen Umgebung 
bewahren können.  
18.74 Zu den wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen im Bereich der Binnenfischerei und der Aquakultur gehören 
die Erhaltung der qualitativen und quantitativen Voraussetzungen für eine optimale Erzeugung und die Verhütung 
der Gewässerverschmutzung durch die Aquakultur. Das Aktionsprogramm ist bemüht, die Mitgliedsländer bei der 
fischereilichen Bewirtschaftung der Binnengewässer zu unterstützen, und zwar durch Förderung der nachhaltigen 
Bewirtschaftung des Fischfangs und durch die Entwicklung umweltverträglicher Möglichkeiten zum Ausbau der 
Aquakultur.  
18.75 Die wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen im Bereich der Viehwirtschaft gehen in zwei Richtungen: zum 
einen die Bereitstellung ausreichender Mengen an Trinkwasser und zum anderen die Erhaltung der Trinkwassergüte 
entsprechend den besonderen Anforderungen der verschiedenen Tierarten. Dazu gehören auch Höchstgrenzen, was 
die Salztoleranz angeht, sowie Freiheit von Krankheitserregern. Auf Grund der breiten Schwankungen zwischen 
einzelnen Regionen und innerhalb der einzelnen Länder können keine globalen Ziele festgelegt werden.  
Maßnahmen  
18.76 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Maßnahmen ergreifen:  
A) WASSERVERSORGUNG UND ABWASSERBESEITIGUNG FÜR GEGENWÄRTIG NICHT VERSORGTE LÄNDLICHE 
ARMUTSGRUPPEN:  
 i) Die Festlegung einer nationalen Politik und Aufstellung von Haushaltsprioritäten mit Blick auf eine flä-
chendeckendere Versorgung;  
 ii) die Förderung angepasster Technologien;  
 iii) die Einführung geeigneter Kostendeckungsmechanismen, wobei der Effizienz und der sozialen Ausge-
wogenheit durch Nachfragesteuerung Rechnung zu tragen ist;  
 iv) die Förderung von Kommunaleigentum und kommunalen Rechten an Wasserversorgungs- und Abwas-
serbeseitigungseinrichtungen;  
 v) die Einführung von Überwachungs- und Evaluierungssystemen;  
 vi) die Stärkung des ländlichen Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungswesens, wobei der institutio-
nellen Entwicklung, der effizienten Bewirtschaftung und einer angemessenen Rahmenstruktur für die Fi-
nanzierung von Dienstleistungen besondere Beachtung gebührt;  
 vii) der Ausbau der Hygieneerziehung und die Beseitigung von Krankheitsherden;  
 viii) die Einführung angepasster Technologien für die Wasseraufbereitung;  
 ix) die Einführung umfassender Umweltmanagementmaßnahmen zur Bekämpfung von Krankheitsüberträ-
gern;  
B) EFFIZIENTE WASSERNUTZUNG:  
 i) Die Steigerung der Effizienz und der Produktivität der landwirtschaftlichen Wassernutzung mit dem Ziel 
einer besseren Ausnutzung der begrenzt verfügbaren Wassermengen;  
 ii) der Ausbau der Forschung im Bereich der Wasser- und Bodenbewirtschaftung unter Anbaubedingungen 
mit und ohne Zusatzbewässerung;  
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 iii) die Überwachung und die Evaluierung der Leistung von Bewässerungsvorhaben, um unter anderem die 
optimale Nutzung und sachgemäße Unterhaltung des Vorhabens zu gewährleisten;  
 iv) die Unterstützung von Wassernutzergruppen, um die Bewirtschaftungseffizienz auf lokaler Ebene zu 
verbessern;  
 v) die Unterstützung der sachgemäßen Verwendung relativ brackigen Wassers für die Bewässerung;  
C) STAUNÄSSEBILDUNG, BEKÄMPFUNG DER VERSALZUNG UND ENTWÄSSERUNG:  
 i) Die Einführung der Oberflächenentwässerung in Anbaugebieten mit natürlicher Bewässerung, um eine 
zeitweilige Vernässung und Überflutung von Niederungsgebieten zu verhindern;  
 ii) die Einführung der künstlichen Entwässerung in Anbaugebieten mit und ohne Zusatzbewässerung;  
 iii) die Unterstützung der gemeinsamen Nutzung von Oberflächen- und Grundwasser einschließlich Beob-
achtung und Untersuchung der Wasserbilanz;  
 iv) die Durchführung von Entwässerungsmaßnahmen auf bewässerten Flächen in ariden und semiariden 
Regionen;  
D) WASSERGÜTEBEWIRTSCHAFTUNG  
 i) Die Errichtung und der Betrieb kostenwirksamer Systeme zur Überwachung der Wassergüte bei Wasser-
nutzungen für landwirtschaftliche Zwecke;  
 ii) die Verhinderung negativer Auswirkungen landwirtschaftlicher Tätigkeiten auf die Güte von Wasser, das 
für andere soziale und wirtschaftliche Tätigkeiten bestimmt ist, sowie auf Feuchtgebiete, unter anderem 
durch die optimale Nutzung betriebsinterner Inputs und die möglichst geringe Heranziehung externer In-
puts für landwirtschaftliche Tätigkeiten;  
 iii) die Festlegung biologischer, physikalischer und chemischer Wassergütekriterien für landwirtschaftliche 
Wassernutzer und für Meeres- und Flussökosysteme;  
 iv) die weitgehende Reduzierung des Bodenabtrags und der Sedimentation;  
 v) die ordnungsgemäße Beseitigung von Abwasser aus Siedlungen und von Stalldung aus der Intensivhal-
tung von Nutztieren;  
 vi) die weitgehende Reduzierung der schädlichen Auswirkungen von Agrochemikalien durch Anwendung 
integrierter Schädlingsbekämpfungsmethoden;  
 vii) die Aufklärung von Gemeinden über die umweltschädlichen Auswirkungen von Düngemitteln und Che-
mikalien auf die Gewässergüte, die Lebensmittelsicherheit und die menschliche Gesundheit;  
E) PROGRAMME ZUR ERSCHLIESSUNG VON WASSERRESSOURCEN:  
 i) Die Planung kleiner Bewässerungs- und Wasserversorgungsmaßnahmen für Menschen und Nutztiere und 
für den Gewässer- und Bodenschutz;  
 ii) die Ausarbeitung großflächiger und langfristiger Bewässerungsprogramme unter Berücksichtigung ihrer 
Auswirkungen auf lokaler Ebene, auf die Gesamtwirtschaft und auf die Umwelt;  
 iii) die Förderung lokaler Initiativen zur integrierten Entwicklung und Bewirtschaftung der Wasserressour-
cen;  
 iv) die Bereitstellung angemessener technischer Beratung und Unterstützung und die Verbesserung der insti-
tutionellen Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene;  
 v) die Förderung eines landbaulichen Ansatzes für die Flächen- und Wasserbewirtschaftung, der den Aus-
bildungsstand, die Fähigkeit, örtliche Gemeinschaften zu mobilisieren, und die ökosystemaren Bedürf-
nisse arider und semiarider Regionen berücksichtigt;  
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 vi) die Planung und Entwicklung polyvalenter Programme zur Wasserkraftgewinnung, wobei sicherzustellen 
ist, dass Umweltbelange gebührend berücksichtigt werden;  
F) BEWIRTSCHAFTUNG KNAPPER WASSERRESSOURCEN:  
 i) Die Entwicklung von Langzeitstrategien und praxisbezogenen Programmen für die landwirtschaftliche 
Wassernutzung unter Knappheitsbedingungen und bei konkurrierenden Formen des Wasserbedarfs;  
 ii) die Anerkennung des Wassers als soziales, wirtschaftliches und strategisches Gut bei der Planung und 
Bewirtschaftung von Bewässerungsvorhaben;  
 iii) die Ausarbeitung spezieller Schwerpunktprogramme für die Dürrevorsorge, die sich insbesondere mit der 
Frage der Nahrungsmittelknappheit und mit Umweltschutzmaßnahmen befassen;  
 iv) die Förderung und der Ausbau der Wiederverwendung von Abwasser in der Landwirtschaft;  
G) WASSERVERSORGUNG FÜR DIE VIEHWIRTSCHAFT:  
 i) Die Verbesserung der Güte des für das Vieh verfügbaren Wassers, wobei dessen Toleranzschwellen zu 
beachten sind;  
 ii) die Erhöhung der Zahl der für die Viehwirtschaft zur Verfügung stehenden Wasserstellen, insbesondere 
in extensiven weidewirtschaftlichen Systemen, um die Wege zu diesen Wasserstellen zu verkürzen und 
ein Überweiden rund um die Wasserstellen zu verhindern;  
 iii) die Verhinderung der Verunreinigung von Wasserstellen durch Tierexkremente, um die Ausbreitung von 
Krankheiten, insbesondere der Zoonose, zu verhindern;  
 iv) die Förderung der Mehrfachnutzung von Wasservorkommen durch Förderung integrierter Agro-/Vieh-/ 
Fischwirtschafts-Systeme;  
 v) die Unterstützung von Wasserverteilungsverfahren zur Erhöhung der Wasserretention weitläufiger Gras-
landflächen mit dem Ziel, die Futterproduktion anzuregen und den Oberflächenabfluss zu unterbinden;  
H) BINNENFISCHEREI:  
 i) Die Schaffung einer nachhaltigen Fischereiwirtschaft als Teil der nationalen Wasserplanung;  
 ii) die Untersuchung spezifischer Aspekte der Hydrobiologie und der Umweltanforderungen der wichtigsten 
Süßwasserfischarten, in Beziehung zu den verschiedenen Wasserhaushalten;  
 iii) die Verhütung oder Reduzierung der Auswirkungen von durch andere Nutzer verursachten Veränderun-
gen in aquatischen Ökosystemen bzw. die Sanierung von bereits veränderten Ökosystemen zugunsten ei-
ner nachhaltigen Nutzung und Erhaltung der biologischen Vielfalt der lebenden Wasserressourcen;  
 iv) die Erarbeitung und die Verbreitung umweltverträglicher Verfahren zur Erschließung und Bewirtschaf-
tung der Wasserressourcen mit dem Ziel einer Intensivierung der Fangerträge in der Binnenfischerei;  
 v) die Einrichtung und Unterhaltung geeigneter Systeme zur Sammlung und Auswertung von Daten über 
Wassergüte und -menge sowie über die Morphologie des Flussbettes, in Beziehung zu dem Zustand und 
der Bewirtschaftung lebender Wasserressourcen, so auch der Fischerei;  
I) ENTWICKLUNG DER AQUAKULTUR:  
 i) Die Entwicklung umweltverträglicher Aquakulturtechniken, die mit lokalen, regionalen und nationalen 
Wasserwirtschaftsplänen vereinbar sind und soziale Faktoren mit berücksichtigen;  
 ii) die Einführung angepasster Aquakulturtechniken und entsprechender Praktiken zur Erschließung und 
Bewirtschaftung des Wassers in Ländern, die noch keine Erfahrungen mit der Aquakultur gemacht ha-
ben;  
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 iii) die Prüfung der Umweltverträglichkeit der Aquakultur unter besonderer Berücksichtigung von kommer-
ziell betriebenen Zuchteinrichtungen und einer potenziellen Gewässerverschmutzung durch Verarbei-
tungszentren;  
 iv) die Bewertung der Wirtschaftlichkeit der Aquakultur im Verhältnis zu alternativen Wassernutzungen, 
unter Berücksichtigung der Verwendung von Wasser marginaler Qualität sowie des erforderlichen 
Kapitalbedarfs und der Betriebsanforderungen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
18.77 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 13,2 Mil-
liarden Dollar, wovon etwa 4,5 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
18.78 In den einzelnen Staaten besteht dringender Handlungsbedarf in folgenden Bereichen: Der Überwachung 
der Wasserressourcen und der Wassergüte, der Wasser- und Flächennutzung und der Anbauproduktion; der Erstel-
lung von Bestandsaufnahmen über Art und Umfang der Erschließungsmaßnahmen für Wasser für die Landwirt-
schaft und des gegenwärtigen und künftigen Beitrags zu einer nachhaltigen landwirtschaftlichen Entwicklung; der 
Bewertung des Potenzials für die Fischerei- und Aquakulturentwicklung; und schließlich verbesserte Verfügbarkeit 
und Verbreitung von Daten an Planer, Techniker, Bauern und Fischer. Es gibt folgende Forschungsschwerpunkte:  
a) Die Ermittlung wesentlicher Bereiche für wasserbezogene adaptive Forschung;  
b) die Stärkung der Kapazität von Institutionen in den Entwicklungsländern im Bereich der adaptiven Forschung;  
c) die bessere Umsetzung der Forschungsergebnisse über wasserbezogene Anbau- und Fischereisysteme in prak-
tische und allgemein zugängliche Technologien und die Bereitstellung der erforderlichen Unterstützung für ihre 
rasche Einführung auf Feldebene.  
18.79 Der horizontale und vertikale Transfer von Technologien muss verstärkt werden. Mechanismen zur Be-
reitstellung von Krediten, Betriebsmitteln, Absatzmärkten, einer angemessenen Preisgestaltung und Transportmög-
lichkeiten müssen von den Ländern und ausländischen Hilfsorganisationen gemeinsam entwickelt werden. Die inte-
grierte ländliche Wasserversorgungsinfrastruktur, einschließlich Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten im Bereich 
der Wasserwirtschaft und sonstiger Unterstützungsleistungen für die Landwirtschaft, sollte mehrzweckorientiert 
erweitert werden und zur Entwicklung der ländlichen Wirtschaft beitragen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
18.80 Auf nationaler Ebene sollte aktiv die Aus- und Fortbildung des Humankapitals betrieben werden, und 
zwar durch a) Abschätzung des gegenwärtigen und langfristigen Bedarfs im Bereich der Personalverwaltung und der 
Aus- und Fortbildung, b) die Festlegung einer staatlichen Politik für die Erschließung der menschlichen Ressourcen 
und c) die Einleitung und Durchführung von Ausbildungsprogrammen für Beschäftigte auf allen Ebenen sowie für 
Bauern. Zu den erforderlichen Maßnahmen gehören:  
a) Die Abschätzung des Ausbildungsbedarfs für die landwirtschaftliche Wasserbewirtschaftung;  
b) die Erweiterung der formalen und der informalen Ausbildungsmaßnahmen;  
c) die Ausarbeitung praxisbezogener Ausbildungslehrgänge, um Beratungsdienste besser zu befähigen, Techno-
logien zu verbreiten und die Möglichkeiten der Bauern zu erweitern, wobei den Kleinsterzeugern besondere Beach-
tung gebührt;  
d) die Aus- und Fortbildung auf allen Ebenen einschließlich der Bauern, der Fischer und der Angehörigen örtli-
cher Gemeinschaften, wobei Frauen besondere Beachtung gebührt;  
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e) die Erweiterung der Aufstiegschancen, um Verwaltungsfachleuten und Beamten aller Ebenen, die mit boden- 
und wasserwirtschaftlichen Programmen befasst sind, bessere Möglichkeiten zu geben.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
18.81 Die Bedeutung eines funktionalen und kohärenten institutionellen Rahmens auf nationaler Ebene zur 
Förderung der Wassergewinnung und der nachhaltigen landwirtschaftlichen Entwicklung wird heute allgemein an-
erkannt. Darüber hinaus sollte ein geeigneter Rechtsrahmen aus Regeln und Vorschriften vorhanden sein, der Maß-
nahmen in Bereichen wie der landwirtschaftlichen Wassernutzung, der Entwässerung, der Wassergütewirtschaft, 
kleiner wasserwirtschaftlicher Programme und der Arbeit von Wassernutzer- und Fischerverbänden ermöglicht. 
Spezifisch auf die Bedürfnisse des landwirtschaftlichen Wassersektors ausgerichtete Rechtsvorschriften sollten mit 
den allgemeinen Rechtsvorschriften für die Wasserbewirtschaftung vereinbar und aus diesen abgeleitet sein. Hand-
lungsbedarf besteht in folgenden Bereichen:  
a) Verbesserung der Wassernutzungspolitik im Bereich der Landwirtschaft, der Fischerei und der ländlichen 
Entwicklung und der rechtlichen Rahmen für die Umsetzung solcher Politiken;  
b) Überprüfung, Stärkung und gegebenenfalls Umstrukturierung vorhandener Institutionen, um ihre Kapazität im 
wasserwirtschaftlichen Bereich zu erweitern, wobei gleichzeitig anerkannt wird, dass die Bewirtschaftung der Was-
serressourcen auf der niedrigsten dafür geeigneten Ebene zu erfolgen hat;  
c) Überprüfung und, wo es notwendig ist, der Stärkung der Organisationsstruktur, der funktionalen Beziehungen 
und Verknüpfungen zwischen Ministerien und Abteilungen innerhalb eines jeweiligen Ministeriums;  
d) Angabe spezifischer Maßnahmen, die Unterstützung im Hinblick auf eine institutionelle Stärkung erforderlich 
machen, unter anderem durch Aufstellung langfristiger Programmhaushaltspläne, Personalschulung, Anreize, Mobi-
lität, Ausrüstung und Koordinierungsmechanismen;  
e) gegebenenfalls erweiterte Beteiligung der Privatwirtschaft an der Humankapitalentwicklung und der Infra-
strukturbereitstellung;  
f) Transfer bestehender und neuer Technologien zur Wassernutzung durch Schaffung von Mechanismen für die 
Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen nationalen und regionalen Einrichtungen.  
G. Auswirkungen der Klimaänderung auf die Wasserressourcen  
Handlungsgrundlage  
18.82 Bei den Vorhersagen von Klimaänderungen auf globaler Ebene gibt es Unsicherheiten. Diese Unsicher-
heiten nehmen auf regionaler wie auch auf nationaler und lokaler Ebene noch um einiges zu, doch es ist vor allem 
die nationale Ebene, auf der die wichtigsten Entscheidungen getroffen werden müssten. Steigende Temperaturen 
und geringere Niederschläge würden zu einer Abnahme der Wasserreserven und einer erhöhten Nachfrage nach 
Wasser führen: Sie könnten eine Verschlechterung der Gewässergüte der Binnengewässer bewirken und damit in 
vielen Staaten das ohnehin schon empfindliche Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage stören. Auch für 
den Fall, dass die Niederschläge zunehmen, ist keine Garantie gegeben, dass sie in der Jahreszeit fallen, in der sie 
genutzt werden können; außerdem könnte es sein, dass vermehrt Überschwemmungen auftreten. Ein Anstieg des 
Meeresspiegels wird in vielen Fällen zum Vordringen von Salzwasser in die Mündungssysteme von Flüssen, in die 
Grundwasserleiter von kleinen Inseln und von Küstengebieten sowie zur Überflutung tiefliegender Küstenregionen 
führen; damit sind tiefliegende Länder in erheblichem Maße gefährdet.  
18.83 In der Ministererklärung der Zweiten Weltklimakonferenz heißt es, "die potenziellen Auswirkungen einer 
solchen Klimaänderung könnten eine Bedrohung der Umwelt in bislang nicht gekanntem Ausmaß mit sich brin-
gen ... und könnten in einigen kleinen Inselstaaten und tiefliegenden Küstengebieten sowie in Trocken- und Halb-
trockengebieten das Überleben in Frage stellen".3 Die Konferenz stellte fest, dass die Auswirkungen auf den Was-
serkreislauf und auf die Systeme der Wasserbewirtschaftung und damit auch auf die sozioökonomischen Systeme zu 
den gravierendsten Folgen einer Klimaänderung gehörten. Das vermehrte Auftreten extremer Situationen wie 
Hochwasser oder Dürre ziehe das häufigere Auftreten schwererer Katastrophen nach sich. Daher forderte die Konfe-
renz eine Verstärkung der erforderlichen Forschungs- und Überwachungsprogramme und den Austausch relevanter 
Daten und Informationen auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene.  
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Ziele  
18.84 Dieses Thema setzt schon von seinem Wesen her an erster Stelle ein Mehr an Informationen und ein tie-
feres Verständnis der drohenden Gefahr voraus. Dies kann in die nachstehenden Ziele umgesetzt werden, die im 
Einklang mit dem Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen stehen: 
a) Die von den Auswirkungen der Klimaänderung auf die Süßwasserressourcen ausgehenden Gefahren zu verste-
hen und zu quantifizieren;  
b) die Umsetzung wirksamer nationaler Gegenmaßnahmen zu erleichtern, sofern und sobald die drohenden Aus-
wirkungen hinreichend nachgewiesen zu sein scheinen, um ein entsprechendes Vorgehen zu rechtfertigen;  
c) die potenziellen Auswirkungen einer Klimaänderung auf dürre- und überschwemmungsgefährdete Gebiete zu 
untersuchen.  
Maßnahmen  
18.85 Nach Maßgabe ihrer Kapazität und verfügbaren Ressourcen und auf dem Wege der bilateralen oder mul-
tilateralen Zusammenarbeit, so gegebenenfalls auch mit den Vereinten Nationen und sonstigen einschlägigen Orga-
nisationen, könnten alle Staaten folgende Maßnahmen ergreifen:  
a) Überwachung des Wasserhaushalts einschließlich Bodenfeuchte, Grundwasserbilanz, Versickerung und Ver-
dunstung und damit zusammenhängender Klimafaktoren, insbesondere in den Regionen und Ländern, die wahr-
scheinlich am ehesten von den negativen Auswirkungen der Klimaänderung betroffen sind und in denen deshalb die 
in Bezug auf diese Auswirkungen besonders anfälligen Gebiete ausgewiesen werden sollten;  
b) Entwicklung und Anwendung von Techniken und Methoden zur Beurteilung der möglichen schädlichen Aus-
wirkungen von Klimaänderungen in Form von Veränderungen der Temperatur, der Niederschläge und der Meeres-
spiegelhöhe auf die Süßwasserressourcen und die Hochwassergefahr;  
c) Einleitung von Fallstudien, um herauszufinden, ob es einen Zusammenhang zwischen Klimaänderungen und 
dem gegenwärtigen Auftreten von Dürren und Überschwemmungen in bestimmten Regionen gibt;  
d) Abschätzung der daraus resultierenden sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Folgen;  
e) Erarbeitung und Umsetzung von Bewältigungsstrategien zur Abwehr der festgestellten negativen Auswirkun-
gen, einschließlich Veränderungen des Grundwasserspiegels, und zur Bekämpfung des Eindringens von Salzwasser 
in Grundwasserleiter;  
f) Entwicklung landwirtschaftlicher Tätigkeiten, die auf der Nutzung von Brackwasser basieren;  
g) Leistung von Beiträgen zu Forschungsmaßnahmen im Rahmen laufender internationaler Programme.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
18.86 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 100 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 40 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
18.87 Die Beobachtung der Klimaänderungen und ihrer Auswirkungen auf die Binnengewässer muss eng mit 
nationalen und internationalen Programmen zur Umweltbeobachtung gekoppelt werden, insbesondere mit denjeni-
gen, die sich, wie anderswo in der Agenda 21 erörtert, mit der Atmosphäre und, wie im vorstehenden Programmbe-
reich B erörtert, mit der Hydrosphäre befassen. Die Auswertung von Daten zum Nachweis von Klimaänderungen 
und als Grundlage für Gegenmaßnahmen ist eine komplexe Aufgabe. In diesem Bereich bedarf es umfangreicher 
Forschungsarbeit, wobei die Arbeit der Zwischenstaatlichen Sachverständigengruppe über Klimaänderungen 
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(IPCC), des Weltklimaprogramms, des Internationalen Geosphären-Biosphären-Programms (IGBP) und anderer 
einschlägiger internationaler Programme gebührend zu berücksichtigen ist.  
18.88 Die Entwicklung und Umsetzung von Bewältigungsstrategien erfordert die innovative Nutzung technolo-
gischer Mittel und technischer Lösungen, einschließlich der Einrichtung von Warnsystemen für Hochwasser und 
Dürren und der Errichtung von neuen wasserbaulichen Anlagen wie etwa von Staudämmen, Aquädukten, Brunnen-
galerien, Abwasseraufbereitungsanlagen, Entsalzungsanlagen, Dämmen, Uferbefestigungen und Entwässerungsgrä-
ben. Außerdem ist es notwendig, über koordinierte Forschungsnetzwerke wie das Netz des Internationalen Geosphä-
ren-Biosphären-Programms/ Globaler Wandel: System für Analyse, Forschung und Ausbildung (IGBP/START) zu 
verfügen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
18.89 Der Erfolg der Entwicklungsarbeit und innovativer Verfahren hängt von einer guten wissenschaftlichen 
Ausbildung und Motivation des Personals ab. Internationale Vorhaben können zwar von Nutzen sein, indem sie Al-
ternativen anbieten, jedoch muss jedes Land selbst die erforderlichen Politiken erarbeiten und umsetzen und eigene 
Sachkompetenz entwickeln, um den sich stellenden wissenschaftlichen und technischen Herausforderungen begeg-
nen zu können. Außerdem muss es ein Gremium aus engagierten Personen bilden, das in der Lage ist, den politi-
schen Entscheidungsträgern die damit zusammenhängenden komplexen Problemstellungen auseinanderzusetzen. 
Solche spezialisierten Kräfte müssen ausgebildet, eingestellt und langfristig gebunden werden, damit sie ihrem Land 
bei der Erfüllung dieser Aufgaben helfen können.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
18.90 Es besteht indes die Notwendigkeit, auf nationaler Ebene Aktionsstrategien zu entwickeln, zu überprüfen 
und umzusetzen. Um größere wasserbauliche Maßnahmen durchführen und Vorhersagesysteme einrichten zu kön-
nenmuss die Kapazität der verantwortlichen Stellen, gleichviel, ob diese im öffentlichen oder privaten Sektor ange-
siedelt sind, erheblich ausgebaut werden. Am ausschlaggebendsten ist die Notwendigkeit eines sozioökonomischen 
Mechanismus, der in der Lage ist, Vorhersagen über die Auswirkungen der Klimaänderung und möglicher Bewälti-
gungsstrategien zu überprüfen, und das erforderliche Urteil abzugeben und die gebotenen Entscheidungen zu treffen. 
 
 
1 Report of the United Nations Water Conference, Mar del Plata, 14. í 25. March 1977 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen, 
Best.-Nr. E.77.II.A.12), Teil 1, Kapitel I, Abschnitt C, Absatz 35. 
2 Ebd., Teil 1, Kapitel I, Resolution II. 
3 A/45/696/Add.1, Anlage III, Präambel, Absatz 2. 
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          Umweltgerechte Behandlung toxischer Chemikalien einschließ- 
        lich Verhütung des illegalen internationalen Verkehrs mit toxi- 
        schen und gefährlichen Produkten 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
19.1 Zur Verwirklichung der von der internationalen Staatengemeinschaft angestrebten sozialen und wirtschaftli-
chen Ziele ist eine umfangreiche Verwendung von Chemikalien unverzichtbar, und wie sich anhand moderner vor-
bildlicher Verfahrensweisen zeigt, können sie umfassend, kostenwirksam und unter Wahrung eines hohen Sicher-
heitsstandards eingesetzt werden. Gleichwohl ist es sicherlich noch ein weiter Weg bis zur Verwirklichung einer 
umweltgerechten Behandlung von toxischen Chemikalien, die den Grundsätzen einer nachhaltigen Entwicklung und 
dem Ziel einer höheren Lebensqualität für alle Menschen gleichermaßen Rechnung trägt. Zwei der Hauptprobleme, 
insbesondere in den Entwicklungsländern, sind dabei a) die unzureichende wissenschaftliche Datenbasis zur Bewer-
tung der mit dem Gebrauch einer Vielzahl von Stoffen verbundenen Risiken und b) die fehlenden Mittel für die Be-
wertung von Stoffen, für die Daten zur Verfügung stehen.  
19.2 In letzter Zeit kommt es in einigen der führenden Industrieregionen der Erde auch weiterhin zu gravierenden 
chemischen Verschmutzungen mit den damit einhergehenden schwerwiegenden Schäden an der Gesundheit, den 
genetischen Strukturen und den Fortpflanzungsergebnissen sowie an der Umwelt. Zur Beseitigung dieser Schäden 
sind erhebliche Investitionen und die Entwicklung neuer Techniken erforderlich. Erst seit kurzem beginnt man zu 
verstehen, wie weiträumig die Auswirkungen der Verschmutzung sind, von denen selbst die grundlegenden chemi-
schen und physikalischen Abläufe in der Atmosphäre und das Klimageschehen betroffen sind, und fängt man an, 
sich der Tragweite dieser Auswirkungen bewusst zu werden.  
19.3 Zur Zeit beschäftigen sich eine ganze Reihe internationaler Gremien mit Fragen der Chemikaliensicherheit. 
Außerdem gibt es in vielen Ländern Arbeitsprogramme, die sich mit der Förderung der Chemikaliensicherheit be-
fassen. Solche Arbeiten haben internationale Bedeutung, da die von Chemikalien ausgehenden Gefahren nicht vor 
Ländergrenzen Halt machen. Allerdings bedarf es einer erheblichen Verstärkung sowohl der nationalen als auch der 
internationalen Bemühungen, bis das Ziel einer umweltgerechten Behandlung von Chemikalien erreicht ist.  
19.4 Die folgenden sechs Programmbereiche werden vorgeschlagen:  
a) Erweiterte und beschleunigte internationale Bewertung chemischer Gefahren; 
b) Harmonisierung der Einstufung und Kennzeichnung von Chemikalien;  
c) Informationsaustausch über toxische Chemikalien und Chemikalienrisiken;  
d) Schaffung von Risikominderungsprogrammen;  
e) Schaffung besserer Möglichkeiten und Voraussetzungen für den Umgang mit Chemikalien in den einzelnen 
Ländern;  
f) Verhütung des illegalen internationalen Verkehrs mit toxischen und gefährlichen Produkten.  
Ergänzend hierzu wird in dem abschließenden Unterabschnitt G kurz auf die Bemühungen um die Verbesserung der 
Zusammenarbeit im Zusammenhang mit verschiedenen Programmbereichen eingegangen.  
19.5 Entscheidend für die erfolgreiche Umsetzung der genannten sechs Programmbereiche sind intensive interna-
tionale Bemühungen und die bessere Koordinierung der zur Zeit laufenden internationalen Aktivitäten sowie die Er-
mittlung und der Einsatz technischer, wissenschaftlicher, pädagogischer und finanzieller Mittel, insbesondere in den 
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Entwicklungsländern. Die einzelnen Programmbereiche befassen sich in unterschiedlichem Umfang auch mit der 
Bewertung der Gefährlichkeit (ausgehend von den stoffinhärenten Eigenschaften), der Risikobewertung (einschließ-
lich Expositionsbewertung), der Risikoakzeptanz und dem Risikomanagement.  
19.6 Zentraler Ausgangspunkt der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der umweltgerechten Behand-
lung toxischer Chemikalien sollte die Zusammenarbeit im Bereich der Chemikaliensicherheit zwischen dem Um-
weltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP), der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) und der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) im Rahmen des Internationalen Programms zur Chemikaliensicherheit (IPCS) sein. Alles 
sollte getan werden, um dieses Programm zu stärken. Die Zusammenarbeit mit anderen Programmen wie etwa dem 
Chemikalienprogramm der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), der Euro-
päischen Gemeinschaft (EG) und anderen regionalen und staatlichen Chemikalienprogrammen sollte ebenfalls ge-
fördert werden.  
19.7 Des Weiteren sollte die Koordinierung zwischen Gremien der Vereinten Nationen und anderen internationalen 
Organisationen, die mit der Bewertung und Behandlung von Chemikalien befasst sind, weiter verbessert werden. 
Zur Sondierung dieser Frage hat auf Einladung des UNEP-Exekutivdirektors im Dezember 1991 in London im 
Rahmen des IPCS bereits eine zwischenstaatliche Begegnung stattgefunden (siehe Punkt 19.75 und 19.76).  
19.8 Voraussetzung für die Herbeiführung von Chemikaliensicherheit ist eine möglichst umfassende Aufklärung 
über die von Chemikalien ausgehende Gefährdung. Dem Grundsatz, dass die Öffentlichkeit und die Arbeitnehmer 
Anspruch darauf haben, diese Risiken zu kennen, sollte Geltung verschafft werden. Allerdings ist dieses Recht, die 
Identität gefährlicher Inhaltsstoffe zu kennen, gegen das Recht der Industrie auf Wahrung von Betriebsgeheimnissen 
abzuwägen. (Unter dem Begriff Industrie, wie er in diesem Kapitel verwendet wird, sind industrielle Großunterneh-
men und transnationale Unternehmen ebenso zu verstehen wie einheimische Industrieunternehmen). Die Industrie-
Initiative für Verantwortliches Handeln und Produktverantwortung sollte ausgebaut und gefördert werden. Zum 
Schutz von Gesundheit und Umwelt sollte die Industrie in allen Ländern angemessene Betriebsstandards zugrunde 
legen.  
19.9 Weltweit wird mit Sorge zur Kenntnis genommen, dass ein Teil der internationalen Verbringung toxischer und 
gefährlicher Produkte unter Verletzung geltender einzelstaatlicher Rechtsvorschriften und internationaler Rechtsin-
strumente und zu Lasten der Umwelt und der öffentlichen Gesundheit in allen Ländern, insbesondere den Entwick-
lungsländern, erfolgt.  
19.10 In der Resolution 44/226 vom 22. Dezember 1989 ersuchte die Generalversammlung die einzelnen Re-
gionalkommissionen, im Rahmen der vorhandenen Mittel zur Verhinderung des unerlaubten Verkehrs mit toxischen 
und gefährlichen Produkten und Abfällen beizutragen, indem sie kontinuierlich in jeder Region diesen unerlaubten 
Verkehr überwachen und die sich daraus ergebenden Folgen für die Umwelt und die Gesundheit auf regionaler Ebe-
ne bewerten. Die Versammlung ersuchte die Regionalkommissionen außerdem, sich miteinander ins Benehmen zu 
setzen und mit dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten, um den erlaubten Verkehr mit 
toxischen und gefährlichen Produkten und Abfällen auch weiterhin wirksam und auf koordinierte Weise zu überwa-
chen und zu bewerten.  
PROGRAMMBEREICHE  
A. ERWEITERTE UND BESCHLEUNIGTE INTERNATIONALE BEWERTUNG CHEMISCHER GEFAHREN 
19.11 Voraussetzung für die Planung der gefahrlosen und nutzbringenden Verwendung einer Chemikalie ist die 
Bewertung der von ihr möglicherweise ausgehenden Risiken für Gesundheit und Umwelt. Von den etwa 100.000 im 
Handel befindlichen chemischen Substanzen und den vielen Tausenden von Stoffen natürlichen Ursprungs, mit de-
nen der Mensch in Berührung kommt, finden sich viele als verunreinigende Stoffe und Schadstoffe in Lebensmitteln 
und Handelserzeugnissen und in den verschiedenen Umweltmedien wieder. Da die Mehrzahl dieser Stoffe nur in 
ganz geringen Mengen verwendet wird, halten sich glücklicherweise die Expositionen zumeist auch in Grenzen (auf 
insgesamt nur etwa 1.500 Stoffe entfallen 95 Prozent der gesamten Weltproduktion). Gravierend fällt hier jedoch ins 
Gewicht, dass selbst bei einer Vielzahl der in großem Maßstab hergestellten Stoffe wesentliche Daten für die Risi-
kobewertung häufig nicht vorliegen. Im Rahmen des Chemikalienprogramms der OECD wird zur Zeit für eine Rei-
he von Stoffen entsprechendes Datenmaterial erarbeitet.  
19.12 Risikobewertungen sind sehr aufwendig. Kostenwirksamkeit könnte durch Intensivierung und bessere 
Koordinierung der internationalen Zusammenarbeit erzielt werden, da so die verfügbaren Ressourcen optimal ge-
nutzt werden und unnötige Doppelarbeit vermieden werden kann. Allerdings sollte jeder Staat über einen Kernbe-
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stand an Fachpersonal verfügen, das Erfahrung in der Durchführung von Toxizitätsprüfungen und Expositionsanaly-
sen í zwei wesentlichen Bestandteilen der Risikobewertung í besitzt.  
Ziele  
19.13 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) die Verstärkung der internationalen Risikobewertung. Bis zum Jahr 2000 sollten mehrere hundert vorrangige 
Stoffe oder Stoffgruppen, darunter wichtige Schadstoffe und Kontaminanten von globaler Bedeutung, auf der 
Grundlage der derzeit gültigen Auswahl- und Bewertungskriterien untersucht werden;  
b) die Ausarbeitung von Leitlinien zur Festlegung von Expositionsobergrenzen für eine größere Vielzahl toxi-
scher Chemikalien, auf der Grundlage von Peer-Review-Verfahren und wissenschaftlichem Konsens, wobei zwi-
schen gesundheits- oder umweltbezogenen Obergrenzen auf der einen und durch sozioökonomische Faktoren be-
dingten Obergrenzen auf der anderen Seite zu unterscheiden ist.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
19.14 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen Organisationen und 
gegebenenfalls der Industrie  
a) Programme zur Risikobewertung von Chemikalien im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen, d. h. des 
Internationalen Programms zur Chemikaliensicherheit (UNEP, ILO, WHO), und der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) stärken und erweitern, gemeinsam mit anderen Organisationen, 
darunter auch der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), auf der Grundlage 
eines einvernehmlichen Konzepts der Sicherung der Datenqualität, der Anwendung von Bewertungskriterien, der 
Durchführung von Peer Reviews und der Verknüpfung mit Aktivitäten im Bereich des Risikomanagements unter 
Berücksichtigung des Vorsorgegrundsatzes;  
b) Mechanismen zur vermehrten Zusammenarbeit zwischen den Regierungen, der Industrie, der Wissenschaft und 
in Betracht kommenden nichtstaatlichen Organisationen fördern, die mit den verschiedenen Aspekten der Risikobe-
wertung von Chemikalien und mit ihnen zusammenhängenden Prozessen befasst sind, und insbesondere For-
schungsarbeiten zum besseren Verständnis der Wirkmechanismen toxischer Chemikalien fördern und koordinieren;  
c) den Anstoß zur Entwicklung von Verfahren geben, mit denen die Länder ihre Stoffberichte im Hinblick auf 
deren Verwendung im Rahmen nationaler Programme zur Chemikalienbewertung untereinander austauschen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
19.15 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen Organisationen und 
gegebenenfalls der Industrie  
a) der Bewertung der Gefährlichkeit von Stoffen, d. h. der stoffinhärenten Eigenschaften, als geeigneter Grundla-
ge für die Risikoanalyse hohe Priorität einräumen;  
b) aufbauend unter anderem auf den beim Internationalen Programm zur Chemikaliensicherheit (UNEP, WHO, 
ILO), der FAO sowie bei der OECD und der EG laufenden Programme sowie auf bestehenden Programmen anderer 
Regionen und Regierungen die für die Bewertung benötigten Daten entwickeln. Die Industrie sollte sich aktiv daran 
beteiligen.  
19.16 Die Industrie sollte das Datenmaterial über die von ihr hergestellten Stoffe zur Verfügung stellen, das 
spezifisch zur Abschätzung potenzieller Gefahren für die Gesundheit und die Umwelt benötigt wird. Alle in Be-
tracht kommenden nationalen Fachbehörden, internationalen Gremien und sonstigen mit der Gefährdungs- und Risi-
kobewertung befassten Stellen sollten hierauf Zugriff nehmen können, sowie in größtmöglichem Umfang und bei 
Wahrung schutzwürdiger Geheimhaltungsinteressen auch die Öffentlichkeit.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
19.17 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen Organisationen und 
gegebenenfalls der Industrie  
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a) Kriterien für die Schwerpunktsetzung bei denjenigen Chemikalien entwickeln, deren Bewertung von globaler 
Relevanz ist;  
b) Strategien zur Expositionsabschätzung und Umweltüberwachung überprüfen, um eine möglichst optimale Nut-
zung der verfügbaren Ressourcen zu ermöglichen, Datenkompatibilität zu gewährleisten und ein einheitliches natio-
nales und internationales Vorgehen bei derartigen Abschätzungen sicherzustellen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
19.18 Der größte Teil der Daten und Verfahren für die Risikobewertung von Chemikalien stammt aus den 
entwickelten Ländern; eine Ausweitung und Beschleunigung der Arbeit in diesem Bereich erfordert eine erhebliche 
Steigerung des von der Industrie und von Forschungseinrichtungen betriebenen Forschungs- und Prüfaufwands. Die 
vorgenommenen Kostenprojektionen tragen der Notwendigkeit eines Ausbaus der verfügbaren Kapazität der zu-
ständigen Stellen der Vereinten Nationen Rechnung und basieren auf dem aktuellen Erfahrungsstand des IPCS. 
Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass es beträchtliche Kostenfaktoren gibt, die häufig nicht quantifizierbar sind und 
nicht berücksichtigt wurden. Hierzu gehören etwa die für die Industrie und staatliche Stellen anfallenden Kosten für 
die Generierung der den Bewertungen zugrunde liegenden Sicherheitsdaten und die ebenfalls staatlicherseits anfal-
lenden Kosten für die Vorlage von Hintergrunddokumenten und Stoffberichten in Entwurfsform beim IPCS, beim 
Internationalen Register potenziell toxischer Chemikalien (IRPTC) und bei der OECD. Außerdem fallen darunter 
die Kosten der Arbeitsbeschleunigung in Nicht-VN-Organisationen wie der OECD und der EG.  
19.19 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 30 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -
programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
19.20 Zur Verbesserung der für die Risikoanalyse verwendeten Methoden sind erhebliche Forschungsanstren-
gungen erforderlich. Ziel muss dabei die Schaffung einheitlicher Rahmenrichtlinien für die Risikobewertung und die 
Verbesserung von Verfahren zur Nutzung toxikologischer und epidemiologischer Daten für die Vorhersage der ge-
sundheits- und umweltrelevanten Folgewirkungen von Chemikalien sein. Auf diese Weise sollen Entscheidungsträ-
ger befähigt werden, angemessene Politiken und Maßnahmen zur Minderung der von Chemikalien ausgehenden 
Gefahren zu beschließen.  
19.21 Zu den Tätigkeiten gehören unter anderem  
a) die Intensivierung der Forschung über unbedenkliche/unbedenklichere Ersatzstoffe für solche toxischen Che-
mikalien, von denen eine nicht vertretbare und nicht anderweitig zu beherrschende Gefahr für Umwelt oder Ge-
sundheit ausgeht und deren Verwendung auf Grund ihrer Toxizität, ihrer Langlebigkeit und ihres Bioakkumula-
tionsverhaltens nicht ausreichend kontrolliert werden kann;  
b) die Förderung der Forschung mit dem Ziel, Verfahren zu entwickeln und zu validieren, die als Ersatz für Me-
thoden dienen, die Tierversuche erfordern (wodurch der Einsatz von Tieren für Versuchszwecke reduziert wird);  
c) die Förderung einschlägiger epidemiologischer Untersuchungen mit dem Ziel, einen Ursache-Wirkungszu-
sammenhang zwischen Expositionen gegenüber Chemikalien und dem Auftreten bestimmter Krankheiten herzustel-
len;  
d) die Förderung ökotoxikologischer Untersuchungen mit dem Ziel, die von Chemikalien ausgehende Um-
weltgefährdung abzuschätzen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
19.22 Die internationalen Organisationen sollten unter Mitwirkung von Regierungen und nichtstaatlichen Orga-
nisationen Ausbildungs- und Aufklärungsprojekte, insbesondere für die am stärksten gefährdete Gruppe der Frauen 
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und Kinder, einleiten, um die Länder, insbesondere die Entwicklungsländer zu befähigen, auf internationaler Ebene 
erstellte Risikobewertungen von Chemikalien bei sich möglichst umfassend zu nutzen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
19.23 Ausgehend von ihrer gesamten bisherigen und künftigen Arbeit im Bereich der Risikobewertung sollten 
die internationalen Organisationen den Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern, beim Auf- und Ausbau von 
Kapazität zur Risikobewertung auf nationaler und regionaler Ebene unterstützend zur Seite stehen, um ihnen zu hel-
fen, die mit der Herstellung und Verwendung toxischer und gefährlicher Chemikalien einhergehenden Gefahren auf 
ein Mindestmaß zu beschränken und so weit wie möglich zu kontrollieren und zu verhüten. Um eine optimale Stoff-
auswahl zu ermöglichen, sollte allen Tätigkeiten, die der Erweiterung und Beschleunigung der nationalen und inter-
nationalen Bemühungen um die Bewertung und Bekämpfung der von Chemikalien ausgehenden Gefahren dienen, 
entsprechende technische Zusammenarbeit sowie finanzielle oder sonstige Unterstützung zuteil werden.  
B. HARMONISIERUNG DER EINSTUFUNG UND KENNZEICHNUNG VON CHEMIKALIEN  
Handlungsgrundlage  
19.24 Die ausreichende Kennzeichnung von Chemikalien und die Verbreitung von Sicherheitsdatenblättern wie 
etwa Internationalen Sicherheitskarten für den Umgang mit Chemikalien (ICSC International Chemical Safety 
Cards) und ähnlicher die verschiedenen Gesundheits- und Umweltgefahren dokumentierender Materialien stellen die 
einfachste und wirkungsvollste Möglichkeit der Aufklärung über die sichere Handhabung und Verwendung von 
Chemikalien dar.  
19.25 Zur Gewährleistung der sicheren Beförderung von Gefahrgütern einschließlich Chemikalien ist zur Zeit 
eine im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen erarbeitete umfassende Leitlinie im Gebrauch. Diese berück-
sichtigt in erster Linie die von Chemikalien ausgehenden akuten Gefährdungen.  
19.26 Weltweit einheitliche Einstufungs- und Kennzeichnungssysteme für Gefahrstoffe, die den sicheren Ge-
brauch von Stoffen unter anderem am Arbeitsplatz oder im Haushalt fördern, gibt es bisher noch nicht. Die Einstu-
fung von Chemikalien kann zu unterschiedlichen Zwecken vorgenommen werden und ist ein besonders wichtiges 
Hilfsmittel bei der Schaffung von Kennzeichnungssystemen. Es ist notwendig, ausgehend von der bereits geleisteten 
Arbeit einheitliche Einstufungs- und Kennzeichnungssysteme für Gefahrstoffe zu entwickeln. 
Ziele  
19.27 Ein weltweit harmonisiertes System für die Einstufung und entsprechende Kennzeichnung von Gefahr-
stoffen, einschließlich entsprechender Sicherheitsdatenblätter und leicht verständlicher Gefahrensymbole, sollte 
nach Möglichkeit bis zum Jahr 2000 bereitgestellt werden.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
19.28 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen Organisationen sowie 
gegebenenfalls der Industrie ein Projekt in die Wege leiten, dessen Ziel die Ausarbeitung und Einführung eines har-
monisierten Einstufungs- und entsprechenden Kennzeichnungssystems für Chemikalien ist, das in allen Amtsspra-
chen der Vereinten Nationen abgefasst ist und einprägsame Piktogramme vorsieht. Allerdings darf ein solches 
Kennzeichnungssystem nicht zur Errichtung ungerechtfertigter Handelsschranken führen. Es soll im größtmöglichen 
Umfang auf den bereits bestehenden Systemen aufbauen, stufenweise entwickelt werden und sich um Kompatibilität 
mit bereits eingeführten Formen der Kennzeichnung bemühen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
19.29 Internationale Gremien wie etwa das Internationale Programm zur Chemikaliensicherheit (UNEP, ILO, 
WHO), die FAO, die Internationale Seeschifffahrts-Organisation (IMO), der Sachverständigenausschuss der Verein-
ten Nationen für die Beförderung gefährlicher Güter und die OECD sollten in Zusammenarbeit mit regionalen und 
nationalen Behörden, die bereits über Einstufungs- und Kennzeichnungssysteme und sonstige Systeme für den In-
formationsaustausch verfügen, eine Koordinierungsgruppe gründen, um  
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a) Bewertungen und gegebenenfalls eigene Untersuchungen von bereits vorhandenen Systemen zur Einstufung 
von Gefahrstoffen und von Informationssystemen über Gefahrstoffe vorzunehmen, deren Ziel die Festlegung allge-
meingültiger Grundregeln für ein weltweit harmonisiertes System ist;  
b) einen Arbeitsplan für die Einführung eines weltweit harmonisierten Systems zur Einstufung von Gefahrstoffen 
zu erarbeiten und in die Praxis umzusetzen. Der Plan sollte eine Beschreibung der zu erfüllenden Aufgaben, zeitli-
che Vorgaben für ihre Beendigung und Angaben über ihre Aufteilung auf die an der Koordinierungsgruppe Be-
teiligten enthalten;  
c) ein harmonisiertes System zur Einstufung von Gefahrstoffen zu erarbeiten;  
d) Vorschläge zur Standardisierung der Gefahrenbezeichnungen und Gefahrensymbole zu erarbeiten, um ein bes-
seres Risikomanagement für Chemikalien herbeizuführen und den internationalen Handel sowie die Übersetzung der 
weiterzugebenden Informationen in die Sprache des jeweiligen Endbenutzers zu erleichtern;  
e) ein harmonisiertes Kennzeichnungssystem auszuarbeiten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
19.30 Das Konferenzsekretariat hat die mit diesem Programmbereich zusammenhängenden technischen Unter-
stützungskosten in den Kostenschätzungen zu Programmbereich E berücksichtigt. Es geht davon aus, dass sich die 
durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten (1993-2000) für die Stärkung der internationalen Organisationen auf 
etwa 3 Millionen Dollar belaufen werden, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
19.31 Regierungen, Institutionen und nichtstaatliche Organisationen sollten in Zusammenarbeit mit den ent-
sprechenden Organisationen und Programmen der Vereinten Nationen Lehrgänge abhalten und Aufklärungskam-
pagnen einleiten, um das Verständnis und den Gebrauch eines neuen harmonisierten Einstufungs- und entsprechen-
den Kennzeichnungssystems für Chemikalien zu erleichtern.  
C) KAPAZITÄTSAUFBAU  
19.32 Bei der Stärkung der nationalen Kapazität im Bereich des Chemikalienmanagements einschließlich der 
Erarbeitung und Einführung neuer Einstufungs- und Kennzeichnungssysteme und der Anpassung an diese Systeme 
sollte die Errichtung von Handelsschranken vermieden und den begrenzten Möglichkeiten und Mitteln einer großen 
Zahl von Ländern, insbesondere der Entwicklungsländer, solche Systeme in die Praxis umzusetzen, in vollem Um-
fang Rechnung getragen werden.  
C. AUSTAUSCH VON INFORMATIONEN ÜBER TOXISCHE CHEMIKALIEN UND VON CHEMIKA-
LIEN AUSGEHENDE RISIKEN  
Handlungsgrundlage  
19.33 Die nachfolgend genannten Aktivitäten betreffen den Informationsaustausch über die mit der Verwen-
dung von Chemikalien verbundenen Nutzen und Risiken und sind darauf ausgerichtet, durch den Austausch wissen-
schaftlicher, technischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Daten den umweltverträglichen Umgang mit toxischen 
Chemikalien zu fördern.  
19.34 Bei den Londoner Leitlinien für den Informationsaustausch über Chemikalien im internationalen Handel 
handelt es sich um einen Katalog von Leitlinien, der von den Regierungen angenommen worden ist, um durch einen 
Informationsaustausch über Chemikalien zur Erhöhung der Chemikaliensicherheit beizutragen. Sie enthalten außer-
dem eigene Bestimmungen zum Informationsaustausch über verbotene und streng beschränkte Stoffe.  
19.35 Die Ausfuhr von in den Herstellerländern verbotenen und in einigen Industrieländern strengen Beschrän-
kungen unterliegenden Chemikalien in die Entwicklungsländer gibt Anlass zur Sorge, da in manchen Einfuhrländern 
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auf Grund der unzureichenden infrastrukturellen Voraussetzungen für die Überwachung der Einfuhr, des Inverkehr-
bringens, der Lagerung, der Formulierung und der Entsorgung von Chemikalien der sichere Umgang mit Chemika-
lien nicht gewährleistet ist.  
19.36 Um dagegen vorzugehen, wurden 1989 sowohl in die Londoner Leitlinien (UNEP) als auch in den Inter-
nationalen Verhaltenskodex für das Inverkehrbringen und die Anwendung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln (FAO) Bestimmungen bezüglich "Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkenntnisset-
zung" (PIC) aufgenommen. Außerdem wurde von der FAO und dem UNEP ein gemeinsames Programm zur An-
wendung der PIC-Bestimmungen auf Chemikalien eingeleitet, das sich unter anderem auf die Auswahl der für das 
PIC-Verfahren in Frage kommenden Chemikalien und die Ausarbeitung von PIC-Entscheidungsleitlinien erstreckt. 
Das Chemikalienübereinkommen der ILO verlangt, dass Ausfuhr- und Einfuhrländer in den Fällen, in denen Ge-
fahrstoffe aus Gründen der Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz mit einem Verbot belegt worden sind, mit-
einander in Verbindung treten. Die Schaffung verbindlicher Regelungen für auf dem Binnenmarkt verbotene oder 
strengen Beschränkungen unterliegende Produkte ist darüber hinaus auch Gegenstand von Verhandlungen im Rah-
men des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT). Wie in seinem in C/M/251 enthaltenen Beschluss 
festgestellt, ist der Rat des GATT übereingekommen, das Mandat der Arbeitsgruppe vom Datum der nächsten Ta-
gung der Gruppe an gerechnet um drei Monate zu verlängern, und hat den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe beauf-
tragt, Konsultationen über die Terminierung dieser Tagung zu führen.  
19.37 Ungeachtet der Wichtigkeit des PIC-Verfahrens besteht die Notwendigkeit eines Informationsaustauschs 
über alle Chemikalien.  
Ziele  
19.38 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) die Förderung eines intensiveren Informationsaustauschs über Fragen der Sicherheit, der Verwendung und der 
Emission von Chemikalien zwischen allen Beteiligten;  
b) die volle Beteiligung an dem PIC-Verfahren und seine Umsetzung möglichst bis zum Jahr 2000, sowie unter 
Umständen auch dessen verbindliche Einführung auf der Grundlage der mit dem PIC-Verfahren gemachten Erfah-
rungen sowie der in den geänderten Londoner Leitlinien und im internationalen Verhaltenskodex der FAO enthalte-
nen Rechtsinstrumente.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
19.39 In Zusammenarbeit mit der Industrie sollten die Regierungen und die zuständigen internationalen 
Organisationen  
a) die für den Informationsaustausch über toxische Chemikalien zuständigen nationalen Einrichtungen ausbauen 
und die Einrichtung nationaler Zentren fördern, soweit diese noch nicht bestehen;  
b) die für den Informationsaustausch über toxische Stoffe zuständigen internationalen Einrichtungen und Netz-
werke wie z. B. das Internationale Register potenziell toxischer Chemikalien stärken;  
c) eine technische Zusammenarbeit mit anderen Ländern herstellen und ihnen Informationen zuliefern, insbeson-
dere soweit dort ein Mangel an technischem Fachwissen besteht, unter anderem auch durch Ausbildung in der sach-
gemäßen Interpretation einschlägiger technischer Daten wie etwa der Stoffberichte (Environmental Health Criteria 
Documents), der Gesundheits- und Sicherheitsleitfäden (Health and Safety Guides) und der Sicherheitsdatenblätter 
(International Chemical Safety Cards), die alle vom Internationalen Programm zur Chemikaliensicherheit herausge-
geben werden, der Monografien über die Bewertung des von Chemikalien ausgehenden Krebsrisikos für Menschen, 
die vom Internationalen Krebsforschungszentrum (IARC) herausgegeben werden, und der über das gemeinsame 
Programm der FAO und des UNEP zum PIC bereitgestellten Entscheidungsleitlinien; dazu kommen außerdem die 
von der Industrie und anderen Stellen vorgelegten Unterlagen;  
d) die PIC-Verfahren möglichst bald zur Anwendung bringen und im Licht der gewonnenen Erfahrungen die zu-
ständigen internationalen Organisationen wie UNEP, GATT, FAO, WHO und andere bitten, in Erwägung zu ziehen, 
in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich zügig auf den Abschluss rechtsverbindlicher Instrumente hinzuwirken. 
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B) DATEN UND INFORMATIONEN  
19.40 In Zusammenarbeit mit der Industrie sollten die Regierungen und die zuständigen internationalen 
Organisationen  
a) bei der Einrichtung nationaler Informationssysteme über Chemikalien in den Entwicklungsländern behilflich 
sein und einen besseren Zugriff auf bereits vorhandene internationale Systeme ermöglichen;  
b) Datenbanken und Informationssysteme über toxische Chemikalien, wie z. B. Programme für Emissionsinven-
tare verbessern, durch die Bereitstellung von Schulungsmöglichkeiten für die praktische Anwendung dieser Systeme 
sowie von Software, Hardware und anderen Einrichtungen;  
c) die Weitergabe von Wissen und Informationen über strengen Beschränkungen unterliegende oder verbotene 
Chemikalien an Einfuhrländer veranlassen, damit diese selbst beurteilen und entscheiden können, ob sie diese Che-
mikalien einführen und wie sie mit ihnen umgehen sollten; außerdem sollte im Handel mit Chemikalien gemeinsame 
Verantwortung zwischen Einfuhr- und Ausfuhrland bestehen;  
d) die erforderlichen Daten zur Bewertung der Gesundheits- und Umweltrisiken möglicher Ersatzstoffe für verbo-
tene oder strengen Beschränkungen unterliegende Chemikalien bereitstellen.  
19.41 Die Organisationen der Vereinten Nationen sollten, soweit möglich, dafür Sorge tragen, dass das gesamte 
internationale, den Bereich toxischer Chemikalien betreffende Informationsmaterial in allen Amtssprachen der Ver-
einten Nationen zur Verfügung steht.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
19.42 Die Regierungen und die zuständigen internationalen Organisationen sollten in Zusammenwirken mit der 
Industrie bei der Errichtung, Stärkung und Ausweitung des Netzes bezeichneter nationaler Behörden für den 
Informationsaustausch über Chemikalien zusammenarbeiten und ein Austauschprogramm für Fachpersonal 
einrichten, um in jedem beteiligten Land einen festen Bestand an ausgebildeten Fachkräften heranzubilden.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
19.43 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 10 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und 
-programme von den Regierungen beschlossen werden.  
D. EINFÜHRUNG VON RISIKOMINDERUNGSPROGRAMMEN  
Handlungsgrundlage  
19.44 Für viele der heute verwendeten toxischen Chemikalien gibt es Ersatzstoffe. Somit kann mitunter durch 
Verwendung anderer Stoffe oder sogar durch chemiefreie Technologien eine Risikominderung erreicht werden. Ein 
solcher Ersatz schädlicher Substanzen durch unschädliche oder weniger schädliche kann als klassisches Beispiel 
einer Risikominderung angesehen werden. Maßnahmen im Rahmen des vorbeugenden Umweltschutzes oder auch 
die Vorgabe von Grenzwerten für Chemikalien in allen Umweltmedien, darunter auch Lebensmittel, Wasser und 
Konsumgüter, sind weitere Beispiele für eine solche Risikominderung. In einem umfassenderen Kontext bedeutet 
Risikominderung auch das breitgefächerte, den gesamten Lebenszyklus berücksichtigende Bemühen um eine Redu-
zierung der von toxischen Chemikalien ausgehenden Gefahren. Dabei kommen sowohl regulatorische als auch 
nicht-regulatorische Maßnahmen in Betracht, wie etwa die Förderung sauberer Produkte und Technologien, die Un-
terstützung von Maßnahmen und Programmen im Rahmen des vorbeugenden Umweltschutzes, die Erstellung von 
Emissionskatastern, Produktkennzeichnung, Anwendungsbeschränkungen, wirtschaftliche Anreize, Verfahren für 
den sicheren Umgang mit Gefahrstoffen, Regelungen betreffend Expositionsgrenzen, sowie eine allmähliche Ein-
stellung der Produktion und Verwendung oder ein Verbot all jener Chemikalien, von denen eine nicht zu vertretende 
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und anderweitig nicht zu beherrschende Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt ausgeht und die 
toxisch, persistent und bioakkumulierend sind und deren Verwendung nicht ausreichend kontrolliert werden kann.  
19.45 Im Agrarbereich ist die integrierte Schädlingsbekämpfung unter Einbeziehung der biologischen Bekämp-
fung als Alternative zu toxischen Pestiziden eine Möglichkeit zur Risikominderung. 
19.46 Vorsorglicher Schutz vor Chemikalienunfällen, Schutz vor Vergiftungen durch Chemikalien, toxikologi-
sche Überwachung und die Koordinierung der Reinigung und Sanierung durch toxische Chemikalien belasteter Flä-
chen sind weitere Bereiche, in denen ein Beitrag zur Risikominderung geleistet werden kann.  
19.47 Der Rat der OECD hat beschlossen, dass alle OECD-Mitgliedstaaten eigene nationale Risikominderungs-
programme einrichten bzw. stärken sollten. Der Internationale Rat der Chemieverbände (ICCA) hat Initiativen er-
griffen, die auf verantwortliches Handeln und Produktverantwortung mit Blick auf eine Reduzierung des Chemikali-
enrisikos abzielen. Das UNEP-Programm APELL (Awareness and Preparedness for Emergencies at Local Level – 
Katastrophenbewusstsein und Katastrophenbereitschaft auf örtlicher Ebene) soll Entscheidungsträgern und Techni-
kern dabei behilflich sein, das Bewusstsein der Bevölkerung vor Ort für gefährliche Anlagen zu schärfen sowie da-
bei, Antwortpläne zu erarbeiten. Die ILO hat einen Verfahrenskodex zur Verhütung schwerer Industrieunfälle veröf-
fentlicht und arbeitet zur Zeit an einer für 1993 zur Verabschiedung vorgesehenen internationalen Vereinbarung 
über die Verhütung von Industriekatastrophen.  
Ziele  
19.48 Ziel dieses Programmbereichs sind die Ausschaltung nicht hinnehmbarer bzw. nicht vertretbarer Risiken 
sowie – im Rahmen des wirtschaftlich Vertretbaren – die Reduzierung der von toxischen Chemikalien ausgehenden 
Gefährdung, durch umfassende Nutzung des breiten Spektrums an Möglichkeiten zur Risikominderung und durch 
Ergreifung vorbeugender Maßnahmen auf der Grundlage breit angelegter Lebenszyklusanalysen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
19.49 In Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen Organisationen sowie gegebenenfalls der Indu-
strie sollten die Regierungen  
a) in Erwägung ziehen, Politiken zu verfolgen, die, soweit angebracht, auf anerkannten Grundsätzen der Produ-
zentenhaftung sowie auf einem Chemikalienmanagement aufbauen, das im Hinblick auf Herstellung, Handel, Be-
förderung, Verwendung und Entsorgung vorbeugende, vorsorgliche und vom Lebenszyklus ausgehende Ansätze  
heranzieht;  
b) konzertierte Anstrengungen unternehmen, um unter Berücksichtigung des vollständigen Lebenszyklus die von 
toxischen Chemikalien ausgehenden Gefahren zu vermindern. Dabei kommen sowohl regulatorische als auch nicht-
regulatorische Maßnahmen in Betracht, wie etwa die Förderung saubererer Produkte und Technologien, die Erstel-
lung von Emissionskatastern, Produktkennzeichnung, Anwendungsbeschränkungen, wirtschaftliche Anreize, sowie 
eine allmähliche Einstellung der Produktion und Verwendung oder ein Verbot all jener Chemikalien, von denen eine 
nicht zu vertretende und anderweitig nicht zu beherrschende Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Um-
welt ausgeht und die toxisch, persistent und bioakkumulierend sind und deren Verwendung nicht ausreichend kon-
trolliert werden kann; 
c) Politiken sowie regulatorische und nichtregulatorische Maßnahmen einführen, um toxische Chemikalien zu 
bestimmen und die Exposition gegenüber toxischen Chemikalien auf ein Mindestmaß zu reduzieren, indem sie sie 
durch weniger toxische Stoffe ersetzen und letztlich allmählich die Produktion und Verwendung derjenigen Chemi-
kalien einstellen, von denen eine nicht zu vertretende und anderweitig nicht zu beherrschende Gefahr für die 
menschliche Gesundheit oder die Umwelt ausgeht und die toxisch, persistent und bioakkumulierend sind und deren 
Verwendung nicht ausreichend kontrolliert werden kann; 
d) sich verstärkt darum bemühen, festzustellen, inwieweit auf nationaler Ebene Richtwerte im Kontext des 
FAO/WHO-Codex Alimentarius aufgestellt und umgesetzt werden sollten, um die schädlichen Auswirkungen che-
mischer Inhaltsstoffe in Lebensmitteln so gering wie möglich zu halten;  
e) einzelstaatliche Politiken entwickeln und die notwendigen Regulierungsrahmen zur Unfallverhütung, Unfallbe-
reitschaft und Unfallbewältigung beschließen, unter anderem durch Flächennutzungsplanung, Genehmigungssyste-
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me und Meldepflicht bei Unfällen, sowie mit dem OECD/UNEP-Verzeichnis regionaler Einsatzstellen und dem 
APELL-Programm arbeiten;  
f) die Einrichtung und gegebenenfalls die Stärkung nationaler Giftinformations- und Behandlungszentren för-
dern, um eine sofortige und angemessene Diagnose und Behandlung von Vergiftungsfällen zu ermöglichen;  
g) die übermäßige Abhängigkeit von der Verwendung von Agrarchemikalien verringern, durch die Einführung 
alternativer Anbaumethoden, die integrierte Schädlingsbekämpfung und andere geeignete Maßnahmen;  
h) Hersteller, Importeure und andere, die mit toxischen Chemikalien umgehen, auffordern, soweit zutreffend un-
ter Zusammenarbeit mit den Produzenten dieser Stoffe Gegenmaßnahmen für den Notfall zu erarbeiten und anlagen-
interne und -externe Notfallpläne aufzustellen;  
i) Risiken aus der Lagerung chemischer Altstoffe ermitteln, bewerten, reduzieren und auf ein Mindestmaß be-
grenzen oder soweit möglich durch umweltverträgliche Entsorgung dieser Stoffe beseitigen.  
19.50 Die Industrie sollte dazu angehalten werden,  
a) in Zusammenarbeit mit den Regierungen, einschlägigen internationalen Organisationen und den zuständigen 
Einrichtungen des Systems der Vereinten Nationen einen international vereinbarten Prinzipienkodex für die Gestal-
tung des Handels mit Chemikalien zu erarbeiten, in dem sie insbesondere ihre Verantwortung anerkennt, Informa-
tionen über das GefährdungsPotenzial sowie über Verfahren zur umweltverträglichen Entsorgung chemischer Ab-
fallstoffe bereitzustellen;  
b) bei Erzeugern und Herstellern ein von "verantwortlichem Handeln" geprägtes Herangehen an chemische Pro-
dukte herbeizuführen, unter besonderer Berücksichtigung der vollständigen Lebenszyklen solcher Produkte;  
c) auf freiwilliger Grundlage an internationalen Leitlinien orientierte Programme einzuführen, die dem Recht der 
Gemeinwesen auf Information Rechnung tragen und die Weitergabe von Informationen über die Ursachen für eine 
unfallmäßige oder potenzielle Freisetzung von Stoffen und über Möglichkeiten zu ihrer Verhütung sowie die Vorla-
ge von Berichten über die im Laufe eines Jahres erfolgende routinemäßige Emission toxischer Chemikalien in die 
Umwelt vorsehen, soweit das Niederlassungsland keine einschlägigen Vorschriften macht.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
19.51 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen Organisationen und 
gegebenenfalls der Industrie  
a) den Austausch von Informationen über Maßnahmen auf nationaler und regionaler Ebene zur Reduzierung der 
von toxischen Chemikalien ausgehenden Risiken fördern;  
b) zur Förderung des Informationsaustauschs mit der Öffentlichkeit und zur Erhöhung des Gefahrenbewusstseins 
auf nationaler Ebene bei der Entwicklung von Kommunikationsleitlinien über Chemikalienrisiken zusammenarbei-
ten.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
19.52 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den zuständigen internationalen Organisationen und 
gegebenenfalls der Industrie  
a) zusammenarbeiten, um gemeinsame Kriterien zur Bestimmung solcher Chemikalien zu erarbeiten, die vorran-
gig für konzertierte Anstrengungen zur Risikominderung in Betracht kommen;  
b) konzertierte Anstrengungen zur Risikominderung miteinander koordinieren;  
c) Richtlinien und Leitsätze für Hersteller, Einführer und sonstige Verwender von toxischen Chemikalien erar-
beiten, in denen diese zur Offenlegung von Informationen über die Giftigkeit unter Darstellung der Gefährdungen 
und Notfallvorkehrungen verpflichtet werden;  
d) Großunternehmen, einschließlich transnationaler und sonstiger Unternehmen, gleichviel wo sie tätig sind, dazu 
anhalten, Leitsätze einzuführen, die ihre Entschlossenheit beweisen, im Sinne eines umweltverträglichen Umgangs 
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mit toxischen Chemikalien die gleichen bzw. nicht weniger strenge Betriebsnormen einzuhalten wie in ihren jewei-
ligen Heimatländern;  
e) kleinere und mittlere Industrieunternehmen zur Entwicklung und Einführung geeigneter Verfahren zur Risi-
kominderung bei ihrer Tätigkeit ermutigen und sie dabei unterstützen;  
f) einen Katalog regulatorischer und nichtregulatorischer Maßnahmen und Verfahren erarbeiten, deren Ziel die 
Verhinderung der Ausfuhr verbotener, strengen Beschränkungen unterliegender oder aus ökologischen bzw. gesund-
heitlichen Gründen vom Markt genommener oder gar nicht erst zugelassener Stoffe ist, es sei denn, für eine derarti-
ge Ausfuhr wurde das vorherige schriftliche Einverständnis des Einfuhrlandes eingeholt oder sie erfolgt in Überein-
stimmung mit dem PIC-Verfahren;  
g) zu nationalen und regionalen Tätigkeiten anregen, um die Bewertung von Schädlingsbekämpfungsmitteln ab-
zustimmen;  
h) Verfahren zur sicheren Herstellung, Handhabung und Verwendung gefährlicher Stoffe fördern bzw. entwickeln 
und gegebenenfalls Programme ausarbeiten, um sie durch ungefährlichere Ersatzstoffe zu ersetzen;  
i) Notfall-Einsatzzentralen zu Verbundsystemen zusammenfassen;  
j) die Industrie auf der Grundlage multilateraler Zusammenarbeit dazu anhalten, noch vorrätig gehaltene oder 
verwendete verbotene Chemikalien umweltverträglich auszumustern oder zu entsorgen bzw. – wo zulässig und 
möglich – einer sicheren Wiederverwendung zuzuführen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
19.53 Die meisten der diesen Programmbereich betreffenden Kosten sind vom Konferenzsekretariat in die Pro-
grammbereiche A und E einbezogen worden. Für Ausbildungsmaßnahmen und die verstärkte Unterstützung der 
Notfall- und Giftzentren werden etwa 4 Millionen Dollar pro Jahr veranschlagt, die von der internationalen Gemein-
schaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, 
von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzie-
rungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon 
ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
19.54 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den einschlägigen internationalen Organisationen und 
Programmen  
a) Technologien fördern, die in allen Ländern zu einer möglichst geringen Freisetzung von und Exposition ge-
genüber toxischen Chemikalien beitragen;  
b) soweit erforderlich, im nationalen Bereich ursprünglich zugelassene Pflanzenschutzmittel überprüfen, sofern 
deren Zulassung auf inzwischen als unzureichend oder überholt geltenden Kriterien basiert, sowie Möglichkeiten 
des Einsatzes anderer Verfahren der Schädlingsbekämpfung prüfen, insbesondere bei toxischen, persistenten 
und/oder bioakkumulierenden Pestiziden.  
E. SCHAFFUNG BESSERER MÖGLICHKEITEN UND VORAUSSETZUNGEN FÜR DAS CHEMIKA-
LIENMANAGEMENT IN DEN EINZELNEN LÄNDERN 
Handlungsgrundlage  
19.55 In vielen Ländern sind keine geeigneten nationalen Systeme zur Beherrschung der von Chemikalien aus-
gehenden Gefahren vorhanden. Auch fehlt es in den meisten Ländern an wissenschaftlichen Möglichkeiten, Beweise 
für Missbrauch zu sammeln und die Auswirkungen toxischer Chemikalien auf die Umwelt zu beurteilen, da es 
schwierig ist, manche problematischen Chemikalien nachzuweisen und ihre Stoffkreisläufe systematisch zu verfol-
gen. Umfangreiche neue Verwendungszwecke für diese Stoffe bewirken mögliche ökologische und gesundheitliche 
Gefährdungen in den Entwicklungsländern. Wo aber – wie in einigen Ländern der Fall – Systeme bereits existieren, 
bedürfen diese zumeist dringend einer effizienteren Gestaltung.  
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19.56 Grundelemente eines guten Chemikalienmanagements sind: a) angemessene Rechtsvorschriften; b) die 
Sammlung und Verbreitung von Informationen; c) Kapazität zur Risikobewertung und -interpretation; d) die Festle-
gung einer Politik für das Risikomanagement; e) die Kapazität für deren Durchführung und Vollzug; f) entsprechen-
de Möglichkeiten zur Sanierung kontaminierter Standorte und zur Behandlung von Vergiftungsfällen; g) wirksame 
Schulungsprogramme; und h) Kapazität für Maßnahmen zur Notfallbewältigung.  
19.57 Da das Chemikalienmanagement in einer Reihe von Sektoren erfolgt, für die verschiedene einzelstaatli-
che Ministerien zuständig sind, legt die Erfahrung nahe, dass ein Koordinierungsmechanismus von ausschlaggeben-
der Wichtigkeit wäre. 
Ziel  
19.58 Soweit möglich sollten bis zum Jahr 2000 in allen Ländern einzelstaatliche Systeme für ein umweltge-
rechtes Chemikalienmanagement einschließlich entsprechender Rechtsvorschriften sowie Durchführungs- und Voll-
zugsbestimmungen eingeführt sein.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
19.59 Soweit angebracht sollten die Regierungen in Zusammenarbeit mit den zuständigen zwischenstaatlichen 
Organisationen sowie den Institutionen und Programmen des Systems der Vereinten Nationen  
a) multidisziplinäre Ansätze zur Lösung von Problemen der Chemikaliensicherheit fördern und unterstützen;  
b) die Notwendigkeit der Schaffung und gegebenenfalls des Ausbaus nationaler Koordinierungsmechanismen 
prüfen, die die Verbindung zwischen allen an Maßnahmen der Chemikaliensicherheit Beteiligten wahren (z. B. 
Landwirtschaft, Umweltbereich, Erziehungsbereich, Industrie, Arbeitswelt, Gesundheitsbereich, Verkehrsbereich, 
Polizei, Zivilschutz, Wirtschaft, Forschungseinrichtungen und Giftzentren);  
c) institutionelle Mechanismen zum Chemikalienmanagement einschließlich wirksamer Mittel zur Rechtsdurch-
setzung entwickeln;  
d) gegebenenfalls die Einrichtung und Entwicklung oder Stärkung von Verbundsystemen von Notfalleinrichtun-
gen, darunter auch Giftzentren, vorantreiben;  
e) auf nationaler und lokaler Ebene Kapazität zur Unfallvorsorge und Unfallfolgenbeherrschung unter Berück-
sichtigung des UNEP-Programms APELL und gegebenenfalls ähnlicher Programme zur Unfallverhütung, Unfall-
vorsorge und Unfallfolgenbeherrschung entwickeln, wozu auch in regelmäßigen Abständen zu prüfende und zu ak-
tualisierende Notfallpläne gehören;  
f) in Zusammenarbeit mit der Industrie Notfallmaßnahmen erarbeiten und dabei in den Industriebetrieben und 
Anlagen zur Verfügung stehende Möglichkeiten und technische Einrichtungen aufzeigen, die zur Minderung der 
Unfallfolgen erforderlich sind.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
19.60 Die Regierungen sollten  
a) an die allgemeine Öffentlichkeit gerichtete Aufklärungskampagnen einleiten, so etwa Informationsprogramme 
über chemische Lagerbestände, ökologisch ungefährlichere Ersatzstoffe und Emissionskataster, die auch als Werk-
zeug für die Risikominderung dienen könnten, mit dem Ziel, das Bewusstsein der Öffentlichkeit für Fragen der 
Chemikaliensicherheit zu schärfen; 
b) in Zusammenarbeit mit dem IRPTC nationale Register und Datenbanken, einschließlich Sicherheitshinweise, 
für Chemikalien erstellen;  
c) Feldüberwachungsdaten für ökologisch besonders relevante toxische Chemikalien erheben;  
d) gegebenenfalls mit internationalen Organisationen zusammenarbeiten, um eine wirksame Überwachung und 
Kontrolle der Erzeugung, Herstellung, Verteilung, Beförderung und Entsorgung toxischer Chemikalien sicherzustel-
len, ein vorbeugendes und vorsorgliches Vorgehen zu fördern und die Einhaltung der Regeln zur Sicherheitsüberwa-
chung sowie eine korrekte Berichterstattung der einschlägigen Daten zu gewährleisten.  
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C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
19.61 Die Regierungen sollten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den internationalen Organisationen,  
a) soweit noch nicht geschehen, Leitlinien erarbeiten, die Ratschläge und Prüflisten für den Erlass von Rechts-
vorschriften im Bereich der Chemikaliensicherheit enthalten;  
b) Länder, insbesondere Entwicklungsländer, bei der Erarbeitung und weiteren Stärkung ihrer nationalen Rechts-
vorschriften und deren Umsetzung unterstützen;  
c) gegebenenfalls die Verabschiedung von Programmen als mögliches Instrument zur Risikominderung erwägen, 
die dem Recht der Öffentlichkeit auf Information Rechnung tragen bzw. andere Formen der Informationsverbreitung 
vorsehen. Die in Betracht kommenden internationalen Organisationen, insbesondere UNEP, OECD, die Wirt-
schaftskommission für Europa (ECE) und andere interessierte Parteien, sollten die Möglichkeit der Ausarbeitung 
eines Richtlinienpapiers für interessierte Regierungen über die Einrichtung solcher Programme prüfen. Das Doku-
ment sollte auf der im Unfallbereich bereits geleisteten Arbeit aufbauen und neue Richtlinien für die Erstellung von 
Katastern toxischer Emissionen sowie die Risikoaufklärung enthalten. Eine solche Richtlinie sollte die Harmonisie-
rung von Vorschriften, Definitionen und Datenmaterial anstreben, um Einheitlichkeit zu fördern und einen interna-
tionalen Datenaustausch zu ermöglichen;  
d) ausgehend von der gesamten bisherigen und künftigen Arbeit auf internationaler Ebene im Bereich der Risiko-
bewertung einzelnen Ländern, insbesondere Entwicklungsländern, beim Auf- und Ausbau von Kapazität zur Risiko-
bewertung auf nationaler und regionaler Ebene behilflich sein, um die mit der Herstellung und Verwendung toxi-
scher und gefährlicher Chemikalien einhergehenden Gefahren auf ein Mindestmaß zu beschränken;  
e) die Umsetzung des UNEP-Programms APELL und insbesondere die Anwendung des von OECD und UNEP 
erstellten internationalen Verzeichnisses von Einsatzzentren fördern;  
f) mit allen Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern, bei der Schaffung nationaler institutioneller Me-
chanismen und der Entwicklung eines geeigneten Instrumentariums für das Chemikalienmanagement zusammenar-
beiten;  
g) auf allen Produktions- und Anwendungsebenen Informationslehrgänge für das mit der Chemikaliensicherheit 
befasste Personal einrichten;  
h) Mechanismen entwickeln, die den einzelnen Ländern die optimale Nutzung international verfügbarer Infor-
mationen ermöglichen;  
i) das UNEP bitten, aufbauend auf der von der ILO, der OECD und der ECE bereits geleisteten Arbeit für Regie-
rungen, die Industrie und die Öffentlichkeit Grundsätze zur Unfallverhütung, Unfallvorsorge und Unfallfolgenbe-
kämpfung zu fördern.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
19.62 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 600 Mil-
lionen Dollar, wovon 150 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessi-
onsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht ge-
prüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
19.63 Die internationalen Organisationen sollten  
a) die Einrichtung und den Ausbau nationaler Laboratorien fördern, um in allen Ländern ausreichende nationale 
Möglichkeiten zur Kontrolle der Einfuhr, Herstellung und Verwendung von Chemikalien zu gewährleisten;  
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b) soweit durchführbar, die Übersetzung auf internationaler Ebene erstellter Dokumente zu Fragen der Chemika-
liensicherheit in die Lokalsprachen veranlassen und verschiedene Stufen regionaler Maßnahmen zum Technologie-
transfer und Informationsaustausch unterstützen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
19.64 Die internationalen Organisationen sollten  
a) für Entwicklungsländer die fachliche Ausbildung im Bereich des Risikomanagements für Chemikalien ver-
bessern;  
b) die auf lokaler Ebene ansetzende Forschung durch Gewährung von Zuschüssen und Stipendien für Studien an 
anerkannten Forschungseinrichtungen fördern und verstärkt unterstützen, die in Disziplinen tätig sind, die für Pro-
gramme der Chemikaliensicherheit wichtig sind.  
19.65 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit der Industrie und den Gewerkschaften Ausbildungspro-
gramme für alle Stufen auf dem Gebiet des Chemikalienmanagements einschließlich des Verhaltens in Notfallsitua-
tionen einrichten. In allen Ländern sollten die wichtigsten Grundzüge der Chemikaliensicherheit in den Lehrplänen 
der Grundschulen Berücksichtigung finden.  
F. VERHÜTUNG DES ILLEGALEN INTERNATIONALEN VERKEHRS MIT TOXISCHEN UND GE-
FÄHRLICHEN PRODUKTEN  
19.66 Zur Zeit gibt es keine weltweit gültige internationale Vereinbarung über den Verkehr mit toxischen und 
gefährlichen Produkten (toxische und gefährliche Produkte sind solche, die Verboten und strengen Beschränkungen 
unterliegen bzw. deren Vertrieb vom Gesetzgeber zum Schutz von Umwelt und Gesundheit untersagt oder gar nicht 
erst zugelassen wurde). Auf internationaler Ebene besteht jedoch Besorgnis darüber, dass der illegale internationale 
Verkehr mit diesen Produkten der öffentlichen Gesundheit und der Umwelt schadet, insbesondere in den Entwick-
lungsländern, was von der Generalversammlung mit den Resolutionen 42/183 und 44/226 zur Kenntnis genommen 
wurde. Mit "illegalem Verkehr" ist ein Handel gemeint, der gegen einzelstaatliche Gesetze oder einschlägige inter-
nationale Übereinkünfte verstößt. Besorgnis besteht des Weiteren über die grenzüberschreitende Verbringung sol-
cher Produkte, die nicht im Einklang mit geltenden, auf internationaler Ebene angenommenen Richtlinien und 
Grundsätzen erfolgt. Die im Rahmen des vorliegenden Programmbereichs vorgesehenen Maßnahmen zielen auf die 
verbesserte Aufdeckung und Verhütung dieses Verkehrs ab.  
19.67 Zur Verhütung der rechtswidrigen grenzüberschreitenden Verbringung toxischer und gefährlicher Pro-
dukte bedarf es einer weiteren Verstärkung der internationalen und regionalen Zusammenarbeit. Des Weiteren ist 
die Schaffung einzelstaatlicher Kapazität zur Verbesserung der Möglichkeiten zur Überwachung und Rechtsdurch-
setzung notwendig, unter Anerkennung des Umstandes, dass im Rahmen eines wirksamen Durchsetzungspro-
gramms möglicherweise angemessene Strafen verhängt werden müssen. Auch die anderen im vorliegenden Kapitel 
(wie beispielsweise in Punkt 19.39 Buchstabe d) ins Auge gefassten Maßnahmen sollten diese Ziele verwirklichen 
helfen.  
Ziele  
19.68 Die Ziele dieses Programmbereichs sind:  
a) Die Stärkung einzelstaatlicher Möglichkeiten zur Aufdeckung und Unterbindung jeglicher gesetzwidriger Ver-
suche, unter Verletzung sowohl einzelstaatlicher Rechtsvorschriften als auch einschlägiger internationaler Rechts-
normen toxische und gefährliche Produkte in das Hoheitsgebiet eines Staates zu verbringen;  
b) die Unterstützung aller Länder, insbesondere der Entwicklungsländer, bei der Erlangung aller erforderlichen 
Informationen über den illegalen Verkehr mit toxischen und gefährlichen Produkten.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
19.69 Die Regierungen sollten im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel und 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen  
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a) soweit erforderlich, Rechtsvorschriften zur Verhinderung der illegalen Einfuhr und Ausfuhr toxischer und ge-
fährlicher Produkte erlassen und umsetzen;  
b) entsprechende nationale Durchsetzungsprogramme erarbeiten, die es ermöglichen, die Einhaltung dieser Ge-
setze zu überwachen sowie Verstöße aufzudecken und mit angemessenen Strafen von ihrer Begehung abzuschrek-
ken.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
19.70 Die Regierungen sollten gegebenenfalls die Entwicklung nationaler Warnsysteme zur besseren Aufdek-
kung des illegalen Verkehrs mit toxischen und gefährlichen Produkten veranlassen. Am Betrieb solcher Systeme 
könnten örtliche Gemeinwesen und sonstige Stellen beteiligt werden.  
19.71 Die Regierungen sollten beim Austausch von Informationen über illegale grenzüberschreitende Verbrin-
gungen toxischer und gefährlicher Produkte zusammenarbeiten und diese Informationen den zuständigen Einrich-
tungen der Vereinten Nationen wie etwa dem UNEP und den Regionalkommissionen zur Verfügung stellen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
19.72 Zur Unterbindung der illegalen grenzüberschreitenden Verbringung toxischer und gefährlicher Produkte 
bedarf es einer weiteren Stärkung der internationalen und regionalen Zusammenarbeit.  
19.73 Die Regionalkommissionen sollten in Zusammenarbeit und mit der sachverständigen Unterstützung und 
dem Rat des UNEP und anderer einschlägiger Stellen der Vereinten Nationen und unter Heranziehung der von den 
Regierungen zur Verfügung gestellten Daten und Informationen den illegalen Verkehr mit toxischen und gefährli-
chen Produkten und dessen Auswirkungen auf Umwelt, Wirtschaft und Gesundheit in jeder Region überwachen und 
auf kontinuierlicher Basis diesbezügliche regionale Bewertungen vornehmen, wobei die Ergebnisse und Erkenntnis-
se der voraussichtlich im August 1992 vorliegenden vorläufigen gemeinsamen UNEP/ESCAP-Bewertung des illega-
len Verkehrs Berücksichtigung finden sollten.  
19.74 Die Regierungen und die internationalen Organisationen sollten sich den Erfordernissen entsprechend in 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern bemühen, deren institutionelle und ordnungsrechtliche Kapazitäten 
zur Verhütung der illegalen Ein- und Ausfuhr toxischer und gefährlicher Produkte zu verbessern.  
G. VERBESSERUNG DER INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT IN VERSCHIEDENEN 
PROGRAMMBEREICHEN  
19.75 Von den Regierungen beauftragte Experten haben im Dezember 1991 auf einer Tagung in London Emp-
fehlungen erarbeitet, die eine bessere Koordinierung der Arbeit von Einrichtungen der Vereinten Nationen und an-
deren mit der Risikobewertung und dem Risikomanagement von Chemikalien befassten internationalen Organisa-
tionen gewährleisten sollten. Des Weiteren wurden auf diesem Treffen geeignete Maßnahmen zur Stärkung der Rol-
le des IPCS sowie die Bildung eines zwischenstaatlichen Forums zum Bereich Risikobewertung und Risikomana-
gement gefordert.  
19.76 Zur weiteren Erörterung der auf dem Londoner Treffen verabschiedeten Empfehlungen und, soweit 
erforderlich, zur Einleitung entsprechender Maßnahmen werden die Leiter der WHO, ILO und UNEP gebeten, 
binnen Jahresfrist ein zwischenstaatliches Treffen einzuberufen, das als die erste Tagung des geplanten 
zwischenstaatlichen Forums gelten könnte. 
 
      Umweltgerechte Behandlung von gefährlichen Abfällen, ein- 
     schließlich der Verhütung des illegalen internationalen Verkehrs  
     mit gefährlichen Abfällen 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
20.1 Die wirksame Kontrolle der Erzeugung, Lagerung, Behandlung, Verwertung und Wiederverwendung, Beför-
derung, Wiedergewinnung und Entsorgung gefährlicher Abfälle ist von überragender Bedeutung für gute Gesund-
heit, Umweltschutz und die Schonung der natürlichen Ressourcen sowie auch für eine nachhaltige Entwicklung. 
Dies setzt die aktive Zusammenarbeit und Mithilfe der internationalen Gemeinschaft, der Regierungen und der Indu-
strie voraus. Unter dem Begriff Industrie, wie er in diesem Kapitel verwendet wird, sind industrielle Großunterneh-
men und transnationale Unternehmen ebenso zu verstehen wie einheimische Industrieunternehmen.  
20.2 Schlüsselelemente hierbei sind die Vermeidung gefährlicher Abfälle und die Altlastensanierung, für die Wissen, 
erfahrenes Personal, Einrichtungen, Finanzmittel sowie technische und wissenschaftliche Kapazität erforderlich sind.  
20.3 Die im vorliegenden Kapitel enthaltenen Maßnahmen stehen in sehr engem Zusammenhang mit vielen der in 
anderen Kapiteln beschriebenen Programmbereiche und haben Auswirkungen auf diese, so dass ein integriertes Ge-
samtkonzept für die Behandlung gefährlicher Abfälle notwendig ist.  
20.4 Weltweit wird mit Sorge zur Kenntnis genommen, dass ein Teil der internationalen Verbringung gefährlicher 
Abfälle unter Verletzung geltender einzelstaatlicher Rechtsvorschriften und internationaler Rechtsinstrumente und 
zu Lasten der Umwelt und der öffentlichen Gesundheit in allen Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern, 
erfolgt.  
20.5 In Abschnitt I der Resolution 44/226 vom 22. Dezember 1989 forderte die Generalversammlung die einzelnen 
Regionalkommissionen auf, im Rahmen der vorhandenen Mittel zur Verhinderung des illegalen Verkehrs mit toxi-
schen und gefährlichen Produkten und Abfällen beizutragen, indem sie kontinuierlich in jeder Region diesen illega-
len Verkehr überwachen und die sich daraus ergebenden Folgen für die Umwelt und die Gesundheit auf regionaler 
Ebene bewerten. Des Weiteren ersuchte die Generalversammlung die Regionalkommissionen, sich miteinander ins 
Benehmen zu setzen und mit dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) zusammenzuarbeiten, um den 
illegalen Verkehr mit toxischen und gefährlichen Produkten und Abfällen auch weiterhin wirksam und auf koordi-
nierte Weise zu überwachen und zu bewerten.  
Gesamtziel  
20.6 Bei einer integrierten Kreislaufwirtschaft besteht das Gesamtziel darin, die Entstehung gefährlicher Abfälle 
nach Möglichkeit zu vermeiden bzw. sie auf ein Mindestmaß zu reduzieren sowie diese Abfälle so zu behandeln, 
dass sie weder gesundheits- noch umweltschädigend wirken. 
Gesamtzielvorgaben  
20.7 Die Gesamtzielvorgaben sind  
a) die Vermeidung oder Minimierung von gefährlichen Abfällen, als Teil eines auf eine saubere Produktion aus-
gerichteten integrierten Gesamtkonzepts; die Verhütung der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfäl-
le bzw. ihre Beschränkung auf ein Mindestmaß, das mit der umweltgerechten und wirksamen Behandlung solcher 
Abfälle vereinbar ist; und die Gewährleistung des möglichst umfassenden Rückgriffs auf umweltgerechte Möglich-
keiten der Behandlung gefährlicher Abfälle im Ursprungsland (Entsorgungsautarkie). Findet eine grenzüberschrei-
tende Verbringung statt, soll sie aus ökologischen oder wirtschaftlichen Beweggründen erfolgen und auf Vereinba-
rungen zwischen den betroffenen Staaten beruhen;  
b) die Ratifizierung des Basler Übereinkommens über die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung ge-
fährlicher Abfälle und ihrer Entsorgung und die umgehende Ausarbeitung dazugehöriger Protokolle wie etwa des 
  
Agenda 21 247 
Protokolls über Haftung und Schadenersatz sowie entsprechender Mechanismen und Leitlinien zur Erleichterung der 
Durchführung des Basler Übereinkommens;  
c) die Ratifizierung und volle Umsetzung des Bamako-Übereinkommens über das Verbot der Einfuhr gefährli-
cher Abfälle nach Afrika und die Kontrolle ihrer grenzüberschreitenden Verbringung innerhalb Afrikas durch die in 
Betracht kommenden Länder und die umgehende Ausarbeitung eines Protokolls über Haftung und Schadenersatz;  
d) die Verhütung der Ausfuhr gefährlicher Abfälle in Länder, die einzeln oder im Wege internationaler Vereinba-
rungen die Einfuhr solcher Abfälle untersagt haben, wie etwa die Vertragsparteien des Bamako-Übereinkommens, 
des Lomé-IV-Übereinkommens oder anderer einschlägiger Vereinbarungen, die ein solches Verbot vorsehen.  
20.8 Das vorliegende Kapitel umfasst folgende Programmbereiche:  
a) Förderung der Vermeidung und Minimierung von gefährlichen Abfällen;  
b) Förderung und Stärkung der institutionellen Kapazität für die Behandlung gefährlicher Abfälle;  
c) Förderung und Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit bei der Handhabung der grenzüberschreiten-
den Verbringung gefährlicher Abfälle;  
d) Verhütung des illegalen internationalen Verkehrs mit gefährlichen Abfällen.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. FÖRDERUNG DER VERMEIDUNG UND MINIMIERUNG VON GEFÄHRLICHEN ABFÄLLEN  
Handlungsgrundlage  
20.9 Gesundheit und Umweltqualität werden durch die in immer größeren Mengen anfallenden gefährlichen Abfälle 
kontinuierlich stärker beeinträchtigt. Außerdem entstehen der Gesellschaft und dem einzelnen Bürger im Zusam-
menhang mit der Erzeugung solcher Abfälle, dem Umgang mit ihnen und ihrer Entsorgung immer höhere direkte 
und indirekte Kosten. Es ist daher ausnehmend wichtig, über mehr Wissen und Datenmaterial über die wirtschaftli-
chen Aspekte der Vermeidung und Behandlung gefährlicher Abfälle zu verfügen, so auch in Bezug auf die Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt und auf den umweltbezogenen Nutzen, damit sichergestellt ist, dass dank entsprechen-
der wirtschaftlicher Anreize im Rahmen von Entwicklungsprogrammen die erforderlichen Investitionsmittel bereit-
gestellt werden. Eine der obersten Prioritäten im Hinblick auf die Behandlung gefährlicher Abfälle ist die Minimie-
rung des Abfallvolumens, als Teil einer umfassend ansetzenden Veränderung der industriellen Prozesse und Kon-
sumgewohnheiten durch Schadstoffprävention und sauberere Produktionsstrategien.  
20.10 Einer der wichtigsten Faktoren in diesen Strategien ist die Wiedergewinnung gefährlicher Abfälle und 
ihre Umwandlung in gebrauchsfähige Stoffe. Die Minimierung gefährlicher Abfälle zielt daher primär auf die An-
wendung bzw. Modifikation entsprechender Technologien und auf die Entwicklung neuer abfallarmer Technologien 
ab.  
Ziele  
20.11 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) soweit realisierbar, eine reduzierte Erzeugung gefährlicher Abfälle, als Teil eines auf eine sauberere Produkti-
on ausgerichteten integrierten Konzepts;  
b) die Optimierung des Materialeinsatzes durch Verwertung der Rückstände aus Produktionsprozessen, soweit 
dies praktikabel und umweltverträglich ist;  
c) die Erweiterung der vorhandenen Wissensbasis und des Informationsbestands bezüglich der wirtschaftlichen 
Aspekte der Vermeidung und Behandlung gefährlicher Abfälle.  
20.12 Zur Erreichung dieser Ziele und damit zur Reduzierung der Auswirkungen und Kosten der industriellen 
Entwicklung sollten diejenigen Länder, die es sich leisten können, die notwendigen Technologien ohne Beeinträch-
tigung ihrer Entwicklung zum Einsatz zu bringen, unter anderem folgende Politiken verfolgen:  
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a) Die Integration von Konzepten für eine sauberere Produktion und Abfallminimierung in die Gesamtplanung 
sowie Festlegung konkreter Ziele;  
b) die Förderung des Einsatzes ordnungsrechtlicher und marktwirtschaftlicher Mechanismen;  
c) die Festlegung eines mittelfristigen Ziels für die Stabilisierung der erzeugten Menge an gefährlichen Abfällen;  
d) die Aufstellung langfristiger Programme und Strategien sowie gegebenenfalls auch fester Zielvorgaben für die 
Reduzierung der pro Produktionseinheit anfallenden Menge an gefährlichen Abfällen;  
e) die Erzielung einer qualitativen Verbesserung der Abfallströme, in erster Linie durch gezielte Bemühungen um 
die Verringerung ihrer gefährlichen Eigenschaften;  
f) die Schaffung der Voraussetzungen für kostenwirksame Konzepte und Vorgehensweisen zur Vermeidung und 
Behandlung gefährlicher Abfälle, unter Berücksichtigung des Entwicklungsstands des jeweiligen Landes.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
20.13 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Die Regierungen sollten Normen oder Beschaffungsspezifikationen aufstellen bzw. ändern, um eine Diskrimi-
nierung wiederverwerteter Stoffe, sofern diese umweltverträglich sind, zu verhindern;  
b) die Regierungen sollten im Rahmen ihrer Möglichkeiten und mit Hilfe multilateraler Zusammenarbeit gegebe-
nenfalls wirtschaftliche oder ordnungsrechtliche Anreize schaffen, um die Industrie zu Innovationsbemühungen um 
die Entwicklung saubererer Produktionsverfahren anzuregen, um die Industrie zu veranlassen, in abfallvermeidende 
oder Wiederverwertungs-Technologien zu investieren und so eine umweltgerechte Behandlung aller gefährlichen 
Abfälle einschließlich wiederverwertbarer Abfälle sicherzustellen, und um zu Investitionen in die Abfallvermeidung 
anzuregen;  
c) die Regierungen sollten die Forschungs- und Entwicklungsarbeit in Bezug auf kostenwirksame Alternativen 
für bestimmte Verfahren und Stoffe intensivieren, die gegenwärtig zur Entstehung gefährlicher Abfälle führen, wel-
che besondere Probleme in Bezug auf eine umweltverträgliche Entsorgung oder Behandlung aufwerfen, wobei die 
Möglichkeit einer progressiven Einstellung der Produktion und Verwendung derjenigen Stoffe, von denen eine nicht 
vertretbare und nicht anderweitig zu beherrschende Gefahr ausgeht und die toxisch, langlebig und bioakkumulierend 
sind, baldmöglichst in Betracht zu ziehen ist. Besondere Beachtung gebührt denjenigen Alternativen, die für die 
Entwicklungsländer wirtschaftlich vertretbar sein könnten;  
d) die Regierungen sollten im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel und gegebe-
nenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen und Industrien 
die Errichtung eigener Anlagen zur Behandlung der im Inland erzeugten gefährlichen Abfälle unterstützen;  
e) die Regierungen der entwickelten Länder sollten im Einklang mit Kapitel 34 den Transfer umweltgerechter 
Technologien sowie von Fachwissen über saubere Technologien und abfallarme Produktionsverfahren an Entwick-
lungsländer fördern, um dort dauerhaft innovationsfördernde Veränderungen in Gang zu bringen. Ebenso sollten sie 
mit der Industrie zusammenarbeiten, um im Rahmen sektoraler Industrie- und Handelsverbände gegebenenfalls Leit-
linien und Verhaltenskodizes auszuarbeiten, die zu einer saubereren Produktion führen;  
f) die Regierungen sollten die Industrie dazu anhalten, anfallende gefährliche Abfälle – sofern sie unvermeidbar 
sind – am Entstehungsort oder möglichst unweit davon vorzubehandeln, zu verwerten, wiederzuverwenden und zu 
entsorgen, vorausgesetzt, ein solches Vorgehen ist sowohl ökonomisch als auch ökologisch effizient;  
g) die Regierungen sollten die Durchführung von Technikfolgenabschätzungen (TA) beispielsweise durch Inan-
spruchnahme von TA-Zentren unterstützen;  
h) die Regierungen sollten durch Errichtung von Zentren, die Ausbildung und Information zu umweltgerechten 
Technologien anbieten, eine sauberere Produktion fördern;  
i) die Industrie sollte Umweltmanagementsysteme, so auch Umweltbetriebsprüfungen für ihre Produktions- bzw. 
Vertriebsstandorte einführen, um festzustellen, wo die Einführung saubererer Produktionsverfahren notwendig ist;  
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j) eine einschlägige und für diesen Bereich zuständige Organisation der Vereinten Nationen sollte in Zusammen-
arbeit mit anderen Organisationen und, soweit zutreffend, unter Berücksichtigung des Berichts der 1991 in Nairobi 
abgehaltenen Tagung der von ihren Regierungen ernannten Sachverständigen über eine internationale Strategie und 
ein Aktionsprogramm die Führung bei der Erarbeitung von Leitlinien zur Abschätzung der Kosten und Vorteile ver-
schiedener auf eine sauberere Produktion, die Abfallminimierung und die umweltgerechte Behandlung gefährlicher 
Abfälle, so auch die Altlastensanierung, gerichteter Konzepte übernehmen, so auch in Bezug auf technische Leitlini-
en für die umweltgerechte Behandlung gefährlicher Abfälle, insbesondere im Kontext der vom UNEP-Sekretariat 
entwickelten Tätigkeiten im Rahmen des Basler Übereinkommens;  
k) die Regierungen sollten Rechtsvorschriften erarbeiten, in denen die grundsätzliche Verantwortung der Indu-
strie für die umweltgerechte Entsorgung der von ihr erzeugten gefährlichen Abfälle festgeschrieben wird.  
B) DATEN- UND INFORMATIONEN  
20.14 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Die Regierungen sollten mit Unterstützung internationaler Organisationen Mechanismen zur Bewertung beste-
hender Informationssysteme schaffen;  
b) die Regierungen sollten nationale und regionale Clearingstellen und Netzwerke zur Erfassung und Weiterlei-
tung von Informationen einrichten, auf die staatliche Stellen und die Industrie sowie sonstige nichtstaatliche Organi-
sationen problemlos zugreifen und die sie leicht nutzen können;  
c) internationale Organisationen sollten über das UNEP-Programm für sauberere Produktionsverfahren und die 
Internationale Clearingstelle für Informationen über sauberere Produktionsverfahren (ICPIC) vorhandene Systeme 
zur Informationserhebung über sauberere Produktionsverfahren erweitern und ausbauen;  
d) alle Organe und Organisationen der Vereinten Nationen sollten die Nutzung und Weiterverbreitung der mittels 
des Netzwerks für sauberere Produktionsverfahren gesammelten Informationen unterstützen;  
e) in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen sollte die OECD eine umfassende Erhebung der in ihren Mit-
gliedsländern gesammelten Erfahrungen im Zusammenhang mit der Einführung wirtschaftlicher Regelungsmecha-
nismen und Anreizsysteme für die Behandlung gefährlicher Abfälle und für die Verwendung sauberer, zur Abfall-
vermeidung beitragender Technologien durchführen und die sich daraus ergebenden Informationen weitergeben;  
f) die Regierungen sollten die Industrie dazu anhalten, in ihrer Geschäftstätigkeit Transparenz zu beweisen und 
den Kommunen, die von der Erzeugung, Behandlung und Entsorgung gefährlicher Abfällen betroffen sein könnten, 
sachdienliche Informationen zur Verfügung zu stellen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
20.15 Durch internationale/regionale Zusammenarbeit sollte auf die Ratifizierung des Basler Übereinkommens 
und des Bamako-Übereinkommens durch die Staaten hingewirkt und die Umsetzung dieser Übereinkommen geför-
dert werden. Regionale Zusammenarbeit ist vonnöten, um im Bedarfsfall ähnliche Übereinkommen auch für andere 
Regionen als Afrika auszuhandeln. Darüber hinaus ist eine wirksame Koordinierung der internationalen, regionalen 
und nationalen Politiken und Rechtsinstrumente angebracht. Als weitere Maßnahme wird die Zusammenarbeit bei 
der Überwachung der Auswirkungen der Behandlung gefährlicher Abfälle empfohlen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
20.16 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 750 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und 
-programme von den Regierungen beschlossen werden.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
20.17 Im Bereich Forschung und Entwicklung sollten folgende Maßnahmen ergriffen werden:  
a) Die Regierungen sollten im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel in Zusam-
menarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen und gegebenenfalls Industrien die 
finanzielle Unterstützung von Forschungs- und Entwicklungsprogrammen zur Ermittlung sauberer Technologien, 
darunter auch biotechnologischer Verfahren, substanziell verstärken;  
b) die Staaten sollten gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen die Industrie dazu 
anhalten, die allmähliche Einstellung von Verfahren zu fördern und zu erforschen, die auf Grund der dabei entste-
henden gefährlichen Abfälle besonders umweltgefährdend sind;  
c) die Staaten sollten die Industrie dazu anhalten, Pläne zur Integration des Konzepts der umweltverträglichen 
Produktion in die Produktgestaltung und Betriebsführungspraxis zu entwickeln;  
d) die Staaten sollten die Industrie dazu anhalten, durch Abfallverringerung und durch Gewährleistung einer um-
weltgerechten Wiederverwendung, Verwertung und Wiedergewinnung gefährlicher Abfälle sowie ihrer endgültigen 
Entsorgung ein ökologisch verantwortungsvolles Verhalten an den Tag zu legen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
20.18 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Die Regierungen, internationale Organisationen und die Industrie sollten die Einführung industrieller Ausbil-
dungsprogramme fördern und dabei auch Techniken zur Abfallvermeidung und Abfallminimierung behandeln, so-
wie auf örtlicher Ebene Demonstrationsprojekte einleiten, um erste "Erfolgserlebnisse" im Hinblick auf sauberere 
Produktionsprozesse herbeizuführen;  
b) die Industrie sollte die Grundsätze der saubereren Produktion und entsprechende Fallbeispiele in Ausbildungs-
programme aufnehmen und sektor-/länderspezifische Demonstrationsvorhaben/-netzwerke schaffen;  
c) in allen Gesellschaftsbereichen sollten Kampagnen zur Bewusstseinsbildung über sauberere Produktionspro-
zesse entwickelt und Dialog und Partnerschaft mit der Industrie und anderen Akteuren gefördert werden.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU 
20.19 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) In Zusammenarbeit mit der Industrie und mit der Kooperation entsprechender internationaler Organisationen 
sollten die Regierungen der Entwicklungsländer Inventare erzeugter gefährlicher Abfälle aufstellen, um ihre eigenen 
Bedürfnisse hinsichtlich Technologietransfer und Maßnahmen zur umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfäl-
le und ihrer Entsorgung festzustellen;  
b) die Regierungen sollten in ihre nationale Planung und Gesetzgebung ein integriertes Umweltschutzkonzept 
aufnehmen, das von Kriterien der Schadstoffprävention und der Schadstoffreduzierung an der Quelle geleitet ist und 
von dem Verursacherprinzip ausgeht und Programme zur Abfallverringerung, einschließlich fester Zielvorgaben und 
angemessener Umweltkontrollmaßnahmen, beschließen;  
c) die Regierungen sollten gemeinsam mit der Industrie an sektorspezifischen Kampagnen zu Gunsten sauberer 
Produktionsprozesse und der Minimierung gefährlicher Abfälle sowie zur Reduzierung solcher Abfälle und sonsti-
ger Emissionen arbeiten;  
d) die Regierungen sollten die Führung bei der Festlegung bzw. Stärkung einzelstaatlicher Verfahrensregeln für 
Umweltverträglichkeitsprüfungen übernehmen, unter Berücksichtigung des Grundsatzes "von der Wiege bis zur 
Bahre" bei der Behandlung gefährlicher Abfälle, um Möglichkeiten zur Abfallminimierung durch die sicherere Be-
handlung, Lagerung, Entsorgung und Vernichtung dieser Abfälle aufzeigen;  
e) die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit der Industrie und entsprechenden internationalen Organisatio-
nen Verfahren für die Überwachung der Einhaltung des Prinzips "von der Wiege bis zur Bahre" entwickeln, ein-
schließlich Umweltbetriebsprüfungen; 
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f) bilaterale und multilaterale Entwicklungshilfeorganisationen sollten die für den Transfer saubererer Technolo-
gien an die Entwicklungsländer, so auch an Klein- und Mittelbetriebe, zur Verfügung gestellten Finanzmittel deut-
lich erhöhen.  
B. FÖRDERUNG UND STÄRKUNG DER INSTITUTIONELLEN KAPAZITÄT FÜR DIE BEHANDLUNG 
GEFÄHRLICHER ABFÄLLE  
Handlungsgrundlage  
20.20 Viele Länder verfügen nicht über die Kapazität, mit gefährlichen Abfällen umzugehen und sie zu behan-
deln. Dies ist in erster Linie Mängeln in der Infrastruktur, Unzulänglichkeiten des ordnungsrechtlichen Rahmens, 
nicht ausreichenden Aus- und Fortbildungsprogrammen und mangelnder Koordinierung zwischen den verschiede-
nen, mit den diversen Aspekten der Abfallwirtschaft befassten Ressorts und Einrichtungen zuzuschreiben. Darüber 
hinaus fehlt es oft an entsprechendem Wissen über Umweltverschmutzung und Schadstoffbelastung und über die 
mit einer Exposition der Bevölkerung, insbesondere von Frauen und Kindern, und der Ökosysteme gegenüber ge-
fährlichen Abfällen verbundenen Gesundheitsgefahren, ebenso wie über die Abschätzung der Risiken und die Ei-
genschaften der Abfälle. Es müssen unverzüglich Schritte zur Ermittlung besonders stark gefährdeter Bevölkerungs-
gruppen unternommen und erforderlichenfalls entsprechende Gegenmaßnahmen eingeleitet werden. Eine der ober-
sten Prioritäten bei der Gewährleistung einer umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfälle ist ein alle Gesell-
schaftsebenen abdeckendes Angebot an Aufklärungs-, Bildungs- und Ausbildungsprogrammen. Darüber hinaus ist 
es notwendig, mit Hilfe entsprechender Forschungsprogramme einen genaueren Einblick in die Eigenschaften ge-
fährlicher Abfälle zu gewinnen, ihre möglichen Auswirkungen auf die Umwelt zu bestimmen und Technologien 
zum gefahrlosen Umgang mit solchen Abfällen zu entwickeln. Schließlich muss auch die Kapazität der für die Be-
handlung gefährlicher Abfälle zuständigen Institutionen verstärkt werden.  
Ziele  
20.21 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) die Verabschiedung geeigneter Koordinierungsmaßnahmen sowie gesetzgeberischer und ordnungsrechtlicher 
Maßnahmen auf nationaler Ebene zur Gewährleistung einer umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfälle, ein-
schließlich der Umsetzung internationaler und regionaler Übereinkommen;  
b) die Einführung von Programmen zur Aufklärung und Informierung der Öffentlichkeit über Fragen betreffend 
gefährliche Abfälle und die Sicherstellung dessen, dass in Industrie und Staatsdienst tätigen Beschäftigten in allen 
Ländern grundlegende Aus- und Fortbildungsprogramme geboten werden; 
c) die Schaffung umfassender Forschungsprogramme zum Thema gefährliche Abfälle in den einzelnen Ländern;  
d) die Stärkung der Dienstleistungsindustrien, um sie zum Umgang mit gefährlichen Abfällen zu befähigen, und 
der Aufbau internationaler Netzwerke;  
e) der Aufbau eigener Kapazität in allen Entwicklungsländern für die Aus- und Fortbildung von Personal auf al-
len Ebenen im umweltgerechten Umgang mit gefährlichen Abfällen und ihrer Überwachung und umweltgerechten 
Behandlung;  
f) die Förderung der Ermittlung der Exposition von Menschen gegenüber Altlasten und die Bestimmung der er-
forderlichen Abhilfemaßnahmen;  
g) die Erleichterung der Abschätzung der von gefährlichen Abfällen ausgehenden Folgen und Gefahren für Ge-
sundheit und Umwelt durch Festlegung entsprechender Verfahren, Methoden, Kriterien und/oder emissionsbezoge-
ner Leitlinien und Normen;  
h) die Vertiefung des vorhandenen Wissens über die Auswirkungen gefährlicher Abfälle auf die Gesundheit der 
Menschen und ihre Umwelt;  
i) die Bereitstellung von Informationen an Regierungen und die Öffentlichkeit über die Einwirkungen gefährli-
cher – darunter auch infektiöser – Abfälle auf Gesundheit und Umwelt.  
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Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
20.22 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Die Regierungen sollten Inventare, so auch rechnergestützte Inventare, gefährlicher Abfälle und deren Aufbe-
reitungs-/Entsorgungsstätten sowie sanierungsbedürftiger Altlasten anlegen und die Exposition sowie die Gefahren 
für die menschliche Gesundheit und die Umwelt abschätzen. Darüber hinaus sollten sie feststellen, welche Maß-
nahmen notwendig sind, um die Deponien zu sanieren. Die Industrie sollte die erforderlichen Informationen liefern;  
b) die Regierungen, die Industrie und die internationalen Organisationen sollten bei der Erarbeitung von Leitlini-
en und einfach zu handhabenden Methoden zur Einordnung und Klassifizierung gefährlicher Abfälle zusammenar-
beiten;  
c) die Regierungen sollten bei den Anwohnern ungeordneter Sondermülldeponien Expositionsanalysen und Ge-
sundheitsbewertungen durchführen und entsprechende Abhilfemaßnahmen einleiten;  
d) die internationalen Organisationen sollten unter Berücksichtigung nationaler Entscheidungsprozesse verbesser-
te Gesundheitskriterien festlegen und Hilfe bei der Ausarbeitung sachgerechter technischer Leitlinien zur Vermei-
dung, Minimierung und gefahrlosen Behandlung und Entsorgung gefährlicher Abfälle gewähren;  
e) die Regierungen der Entwicklungsländer sollten fach- und sektorübergreifende Gruppen dazu anregen, in Zu-
sammenarbeit mit internationalen Organisationen und Stellen Ausbildungs- und Forschungsmaßnahmen einzuleiten, 
die sich mit der Abschätzung, Verhütung und Bekämpfung der mit gefährlichem Abfall verbundenen Gesundheitsri-
siken befassen. Derartige Gruppen sollten als Muster für die Entwicklung ähnlicher regionaler Programme dienen;  
f) die Regierungen sollten im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel gegebenen-
falls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen soweit möglich auf 
die Errichtung kombinierter Vorbehandlungs-/Entsorgungsanlagen für gefährliche Abfälle in Klein- und Mittelbe-
trieben hinwirken;  
g) die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit der Industrie und internationalen Organisationen die Auswei-
sung und Sanierung von Deponien für gefährliche Abfälle vorantreiben. Dafür sollten entsprechende Technologien, 
Fachkenntnisse und finanzielle Mittel zur Verfügung stehen, und es sollte – soweit möglich und sofern angebracht – 
das Verursacherprinzip zugrunde gelegt werden;  
h) die Regierungen sollten sicherstellen, dass ihre militärischen Einrichtungen den im eigenen Land geltenden 
Umweltnormen entsprechen, was die Vorbehandlung und Entsorgung gefährlicher Abfälle betrifft.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
20.23 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) die Regierungen, internationale und regionale Organisationen sowie die Industrie sollten die Weiterverbreitung 
technischer und wissenschaftlicher Informationen über die verschiedenen gesundheitsbezogenen Aspekte gefährli-
cher Abfälle erleichtern und ausweiten und die Verwendung dieser Informationen fördern;  
b) die Regierungen sollten Notifizierungsverfahren und Register exponierter Bevölkerungsgruppen und aufgetre-
tener Gesundheitsschäden sowie Datenbanken zur Risikobewertung in Bezug auf gefährliche Abfälle schaffen;  
c) die Regierungen sollten sich um die Erfassung von Daten über die Erzeuger oder Entsorger/Verwerter gefähr-
licher Abfälle bemühen und den betroffenen Personen und Institutionen diese Informationen zur Verfügung stellen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
20.24 Die Regierungen sollten im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel und 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und auch anderen einschlägigen Organisationen  
a) auf regionaler sowie gegebenenfalls auch auf lokaler Ebene die Integration und Tätigkeit institutioneller und 
interdisziplinärer Gruppen fördern und unterstützen, die sich entsprechend ihren Fähigkeiten und Möglichkeiten an 
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Maßnahmen beteiligen, die auf eine Verstärkung der Risikobewertung, des Risikomanagements und der Risikover-
minderung im Zusammenhang mit gefährlichen Abfällen ausgerichtet sind;  
b) in den Entwicklungsländern den Kapazitätsaufbau und die technische Entwicklung und Forschung im Zusam-
menhang mit der Erschließung der Humanressourcen unterstützen, wobei der Zusammenschluss von Netzwerken 
besondere Unterstützung erhalten sollte;  
c) auf Entsorgungsautarkie für gefährliche Abfälle im Ursprungsland hinwirken, sofern eine solche Entsorgung 
umweltverträglich und durchführbar ist. Findet eine grenzüberschreitende Verbringung statt, soll sie aus ökologi-
schen und wirtschaftlichen Beweggründen erfolgen und auf Vereinbarungen zwischen den betroffenen Staaten be-
ruhen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
20.25 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen weltweit auf etwa 
18,5 Milliarden Dollar, wovon sich etwa 3,5 Milliarden Dollar auf die Entwicklungsländer beziehen und etwa 
500 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereit-
zustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -program-
me von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
20.26 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) In Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen sowie gegebenen-
falls auch der Industrie sollten die Regierungen im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und 
Mittel ihre Unterstützung für die Durchführung der mit gefährlichen Abfällen befassten Forschung in den Entwick-
lungsländern verstärken;  
b) in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen sollten die Regierungen Forschungsarbeiten über die 
gesundheitlichen Auswirkungen gefährlicher Abfälle in den Entwicklungsländern durchführen, so auch über Lang-
zeitwirkungen bei Kindern und Frauen;  
c) die Regierungen sollten Forschungsarbeiten zur Ermittlung der Bedürfnisse von Klein- und Mittelbetrieben 
durchführen;  
d) in Zusammenarbeit mit der Industrie sollten die Regierungen und internationalen Organisationen die Technik-
forschung über den umweltgerechten Umgang mit gefährlichen Abfällen sowie über deren umweltgerechte Lage-
rung, Verbringung, Behandlung und Entsorgung und über die Bewertung, Behandlung und Sanierung solcher Abfäl-
le erweitern;  
e) die internationalen Organisationen sollten geeignete, verbesserte Technologien für den Umgang mit gefährli-
chen Abfällen sowie für ihre Lagerung, Verbringung, Behandlung und Entsorgung aufzeigen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER HUMANRESSOURCEN  
20.27 In Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen sowie 
gegebenenfalls auch der Industrie sollten die Regierungen im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten und Mittel  
a) die öffentliche Bewusstseinsbildung und die Aufklärung über abfallspezifische Fragen im Zusammenhang mit 
gefährlichen Abfällen verstärken und die Ausarbeitung und Verbreitung allgemeinverständlichen Informationsmate-
rials zur Frage gefährlicher Abfälle fördern;  
b) die Beteiligung der allgemeinen Öffentlichkeit, insbesondere von Frauen und unter Einbeziehung von Basis-
gruppen, an Programmen zur Behandlung gefährlicher Abfälle verstärken;  
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c) Aus- und Fortbildungsprogramme für männliche und weibliche Beschäftigte in der Industrie und im öffentli-
chen Dienst entwickeln, die praxisbezogene Fragen wie etwa die Planung und Umsetzung von Programmen zur Mi-
nimierung gefährlicher Abfälle, die Vornahme von Gefahrstoffprüfungen und die Schaffung geeigneter ordnungs-
rechtlicher Programme behandeln;  
d) in den Entwicklungsländern die Unterweisung von Arbeitnehmern, Führungskräften der Industrie und Bedien-
steten der staatlichen Aufsichtsbehörden in der Minimierung und umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfälle 
unterstützen.  
20.28 Folgende Maßnahmen sollten außerdem ergriffen werden:  
a) In Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und sonstigen Organisationen, so auch nichtstaatlichen Orga-
nisationen, sollten die Regierungen im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel ge-
meinsam für den Gebrauch in Schulen, für Frauengruppen und für die breite Öffentlichkeit bestimmtes Unterrichts-
material über gefährliche Abfälle und ihre Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt erstellen und verbreiten;  
b) in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und sonstigen Organisationen sollten die Regierungen im 
Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel Programme zur umweltverträglichen Entsor-
gung gefährlicher Abfälle ausarbeiten, gegebenenfalls im Einklang mit entsprechenden Gesundheits- und Umwelt-
normen einführen bzw. erweitern und Überwachungssysteme zur Ermittlung nachteiliger Auswirkungen gefährli-
cher Abfälle auf einzelne Bevölkerungsgruppen und die Umwelt ausbauen;  
c) die internationalen Organisationen sollten ihre Mitgliedstaaten bei der Abschätzung der von gefährlichen Ab-
fällen ausgehenden Gesundheits- und Umweltrisiken sowie bei der Festlegung ihrer Prioritäten hinsichtlich der Kon-
trolle der verschiedenen Abfallkategorien oder -arten unterstützen;  
d) in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen sollten die Regie-
rungen im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel die Einrichtung von Kompetenz-
zentren für die Aus- und Fortbildung auf dem Gebiet der Behandlung gefährlicher Abfälle unterstützen; dabei soll-
ten sie auf entsprechenden nationalen Einrichtungen aufbauen und unter anderem durch institutionelle Kontakte 
zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern zu internationaler Zusammenarbeit anregen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
20.29 Transnationale Unternehmen und sonstige Großunternehmen, gleichviel, wo sie tätig sind, sollten dazu 
angehalten werden, Leitsätze einzuführen und Selbstverpflichtungen einzugehen, im Hinblick auf die Erzeugung 
und Entsorgung gefährlicher Abfälle die gleichen bzw. nicht weniger strenge Betriebsnormen einzuhalten wie in 
ihren jeweiligen Heimatländern; des Weiteren werden die Regierungen ersucht, sich um die Aufstellung von Vor-
schriften zur umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfälle zu bemühen.  
20.30 Die internationalen Organisationen sollten ihre Mitgliedstaaten bei der Abschätzung der von gefährlichen 
Abfällen ausgehenden Gesundheits- und Umweltrisiken sowie bei der Festlegung ihrer Prioritäten hinsichtlich der 
Kontrolle der verschiedenen Abfallkategorien oder -arten unterstützen.  
20.31 In Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen sowie anderen einschlägigen Organisationen und Indu-
strien sollten die Regierungen im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel  
a) nationale Institutionen bei der ordnungsrechtlichen Überwachung und Vorschriftendurchsetzung in Bezug auf 
gefährliche Abfälle unterstützen, wozu auch gehört, sie dazu in die Lage zu versetzen, internationale Übereinkom-
men zu implementieren; 
b) Industrieeinrichtungen für die Auseinandersetzung mit gefährlichen Abfällen und Dienstleistungsindustrien für 
die Behandlung gefährlicher Abfälle schaffen;  
c) technische Leitlinien für die umweltgerechte Behandlung gefährlicher Abfälle beschließen und die Umsetzung 
regionaler und internationaler Übereinkommen unterstützen;  
d) für den Aufbau und die Erweiterung internationaler Netzwerke von Fachpersonal im Bereich gefährlicher Ab-
fälle sorgen und den Informationsfluss zwischen den einzelnen Ländern aufrechterhalten;  
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e) prüfen, ob es praktisch möglich ist, nationale, subregionale und regionale Zentren zur Vorbehandlung gefährli-
cher Abfälle einzurichten und zu unterhalten. Solche zentralen Einrichtungen könnten für Aus- und Fortbildungs-
zwecke und für die Erleichterung und Förderung des Technologietransfers zur umweltgerechten Behandlung gefähr-
licher Abfälle herangezogen werden;  
f) einschlägige wissenschaftliche Einrichtungen/Forschungseinrichtungen oder Kompetenzzentren benennen und 
sie durch verstärkte Unterstützung in die Lage versetzen, Aus- und Fortbildungsmaßnahmen auf dem Gebiet der 
umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfälle durchzuführen;  
g) ein Programm zur Schaffung einzelstaatlicher Mittel und Möglichkeiten zur Aus- und Fortbildung von Perso-
nal auf verschiedenen Ebenen auf dem Gebiet der Behandlung gefährlicher Abfälle aufbauen;  
h) zur Verbesserung betriebsinterner Systeme zur Behandlung gefährlicher Abfälle in bestehenden Industrien 
Umweltbetriebsprüfungen durchführen.  
C. FÖRDERUNG UND VERSTÄRKUNG DER INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT BEI DER 
HANDHABUNG DER GRENZÜBERSCHREITENDEN VERBRINGUNG GEFÄHRLICHER ABFÄLLE 
Handlungsgrundlage  
20.32 Zur Förderung und Stärkung der internationalen Zusammenarbeit bei der Handhabung, einschließlich der 
Kontrolle und Überwachung, der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle sollte ein vorsorgender 
Ansatz gewählt werden. Es ist notwendig, die in verschiedenen internationalen Übereinkünften und Rechtsinstru-
menten vorgesehenen Verfahren und Kriterien miteinander abzustimmen. Außerdem ist es notwendig, Kriterien für 
die Bestimmung umweltgefährdender Abfälle zu entwickeln bzw. bestehende Kriterien zu harmonisieren und Über-
wachungskapazität zu schaffen.  
Ziele  
20.33 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) die Erleichterung und Stärkung der internationalen Zusammenarbeit bei der umweltgerechten Behandlung ge-
fährlicher Abfälle, einschließlich der Kontrolle und Überwachung ihrer grenzüberschreitenden Verbringung, auch 
soweit sie für die Aufbereitung bestimmt sind, durch Verwendung völkerrechtlich vereinbarter Kriterien zur Be-
stimmung und Einstufung gefährlicher Abfälle und zur Vereinheitlichung der einschlägigen völkerrechtlichen Über-
einkünfte;  
b) der Erlass eines Ausfuhrverbots bzw. einer Ausfuhrsperre für gefährliche Abfälle in diejenigen Länder, die 
nicht über die erforderlichen Mittel zur umweltgerechten Behandlung solcher Abfälle verfügen oder deren Einfuhr 
untersagt haben;  
c) im Hinblick auf die Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle, die im Einklang 
mit dem Basler Übereinkommen für Wiedergewinnungsverfahren vorgesehen ist, die Erarbeitung von Verfahren, 
die umweltgerechte und wirtschaftlich vertretbare Verwertungsmöglichkeiten fördern.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN 
¾ Stärkung und Harmonisierung von Kriterien und Vorschriften  
20.34 In Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und gegebenenfalls auch anderen einschlägigen 
Organisationen sollten die Regierungen im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel  
a) das nach dem Basler Übereinkommen und einschlägigen Regionalabkommen sowie in den dazugehörigen An-
lagen vorgesehene Notifikationsverfahren in das einzelstaatliche Recht aufnehmen;  
b) gegebenenfalls regionale Vereinbarungen ähnlich dem Bamako-Übereinkommen zur Regelung der grenzüber-
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle ausarbeiten;  
c) die Vereinbarkeit und Komplementarität solcher Regionalvereinbarungen mit internationalen Übereinkommen 
und Protokollen sicherstellen helfen;  
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d) die nationalen und regionalen Kapazitäten und Möglichkeiten zur Überwachung und Kontrolle der grenzüber-
schreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle ausbauen;  
e) im Rahmen des Basler Übereinkommens und gegebenenfalls regionaler Vereinbarungen die Erarbeitung klarer 
Kriterien und Leitlinien für umweltgerechte und wirtschaftlich vertretbare Verfahren der Wiedergewinnung, Ver-
wertung, Rückgewinnung und unmittelbaren Wiederverwendung oder anderen Weiterverwendung und für die Fest-
legung annehmbarer Wiedergewinnungsverfahren einschließlich – soweit durchführbar und angebracht – Wieder-
gewinnungsquoten fördern, um Missbräuche und falsche Angaben im Zusammenhang mit den vorstehend genannten 
Tätigkeiten zu verhindern;  
f) die Schaffung nationaler und gegebenenfalls auch regionaler Systeme für die Überwachung und Kontrolle 
grenzüberschreitender Verbringungen gefährlicher Abfälle in Betracht ziehen;  
g) Leitlinien zur Bewertung der umweltgerechten Behandlung gefährlicher Abfälle erarbeiten;  
h) unter Berücksichtigung von auf internationaler und gegebenenfalls auch regionaler Ebene vereinbarten Kriteri-
en Leitlinien für die Bestimmung gefährlicher Abfälle auf nationaler Ebene erarbeiten und ein Verzeichnis von Risi-
koprofilen für die in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften aufgeführten Abfälle erstellen;  
i) geeignete Methoden zur Untersuchung, Kennzeichnung und Einstufung gefährlicher Abfälle entwickeln und 
zum Einsatz bringen und Sicherheitsstandards und Grundregeln für die umweltgerechte Behandlung solcher Abfälle 
neu einführen bzw. entsprechend anpassen.  
¾ Umsetzung bestehender Vereinbarungen  
20.35 Die Regierungen werden eindringlich aufgefordert, das Basler Übereinkommen und, soweit zutreffend, 
das Bamako-Übereinkommen zu ratifizieren und die rasche Ausarbeitung von damit verbundenen Protokollen, wie 
etwa von Protokollen über Haftung und Schadenersatz, sowie von Mechanismen und Leitlinien zur Erleichterung 
der Umsetzung der Übereinkünfte zu betreiben.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
20.36 Da sich der vorliegende Programmbereich auf ein relativ neues Arbeitsgebiet bezieht und es bisher an 
geeigneten Untersuchungen über die Kosten der darin vorgesehenen Maßnahmen fehlt, liegt zur Zeit noch keine 
Kostenabschätzung vor. Allerdings könnte man sagen, dass die Kosten für einen Teil der in diesem Programmbe-
reich vorgestellten Maßnahmen zum Kapazitätsaufbau in den Kosten für den vorstehenden Programmbereich B er-
fasst worden sind.  
20.37 Das Interimssekretariat des Basler Übereinkommens sollte im Rahmen eigener Untersuchungen die 
geschätzten Kosten für die anfänglich bis zum Jahr 2000 durchzuführenden Maßnahmen ermitteln.  
B) KAPAZITÄTSAUFBAU  
20.38 Die Regierungen sollten im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel und 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen  
a) unter Berücksichtigung bestehender völkerrechtlicher Vereinbarungen Politiken für die umweltgerechte Be-
handlung gefährlicher Abfälle ausarbeiten oder beschließen;  
b) den zuständigen Foren Empfehlungen zuleiten oder entsprechende Normen, einschließlich einer ausgewogenen 
Anwendung des Verursacherprinzips, und Vorschriften aufstellen bzw. anpassen, die auf die Einhaltung der Ver-
pflichtungen und Grundsätze des Basler Übereinkommens, des Bamako-Übereinkommens und anderer bestehender 
oder künftiger einschlägiger Übereinkünfte, einschließlich gegebenenfalls entsprechender Protokolle, gerichtet sind, 
was die Festlegung entsprechender Regeln und Verfahren hinsichtlich Haftung und Schadenersatz für Schäden aus 
der grenzüberschreitenden Verbringung und Entsorgung gefährlicher Abfälle angeht;  
c) Politiken verfolgen, die auf ein Ausfuhrverbot bzw. eine Ausfuhrsperre für gefährliche Abfälle in diejenigen 
Länder gerichtet sind, die nicht über die erforderlichen Mittel zur umweltgerechten Behandlung solcher Abfälle ver-
fügen oder deren Einfuhr untersagt haben;  
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d) im Rahmen des Basler Übereinkommens und einschlägiger regionaler Übereinkommen prüfen, ob es machbar 
wäre, in Notfallsituationen befristete finanzielle Hilfe bereitzustellen, um durch Unfälle im Zusammenhang mit der 
grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher Abfälle oder während ihrer Entsorgung entstehende Schäden so 
gering wie möglich zu halten.  
D. VERHÜTUNG DES ILLEGALEN INTERNATIONALEN VERKEHRS MIT GEFÄHRLICHEN ABFÄLLEN 
Handlungsgrundlage  
20.39 Die Verhütung des illegalen internationalen Verkehrs mit gefährlichen Abfällen dient dem Wohle der 
Umwelt und der öffentlichen Gesundheit in allen Ländern, insbesondere in den Entwicklungsländern. Darüber hin-
aus trägt sie dazu bei, die Wirksamkeit des Basler Übereinkommens und auf regionaler Ebene geschlossener interna-
tionaler Instrumente wie etwa des Bamako-Übereinkommens und des Lomé-IV-Übereinkommens zu erhöhen, in-
dem sie auf die Einhaltung der in diesen Übereinkommen festgelegten Kontrollen hinwirkt. Artikel 9 des Basler 
Übereinkommens befasst sich spezifisch mit der Frage illegaler Lieferungen gefährlicher Abfälle. Der unerlaubte 
Verkehr mit gefährlichen Abfällen kann schwerwiegende Gefahren für die Gesundheit und die Umwelt mit sich 
bringen und den Empfängerländern eine besondere, über Gebühr hohe Belastung aufbürden.  
20.40 Eine wirksame Verhütung setzt Maßnahmen in Form einer wirksamen Überwachung und Rechtsdurch-
setzung sowie in Form der Verhängung angemessener Strafen voraus.  
Ziele  
20.41 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) die Verstärkung der nationalen Kapazität zur Aufdeckung und Unterbindung aller illegalen Versuche, gefährli-
che Abfälle unter Verletzung geltender einzelstaatlicher Rechtsvorschriften und einschlägiger internationaler 
Rechtsinstrumente auf das Hoheitsgebiet eines Staates zu verbringen;  
b) die Unterstützung aller Länder, insbesondere der Entwicklungsländer, bei der Beschaffung aller notwendigen 
Informationen über den illegalen Verkehr mit gefährlichen Abfällen;  
c) Zusammenarbeit im Rahmen des Basler Übereinkommens bei der Gewährung von Hilfe an diejenigen Länder, 
die unter den Folgen des illegalen Handels zu leiden haben.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
20.42 Die Regierungen sollten im Rahmen der ihnen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Mittel und 
gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen  
a) soweit erforderlich, Rechtsvorschriften zur Verhütung der illegalen Ein- und Ausfuhr gefährlicher Abfälle er-
lassen und umsetzen;  
b) entsprechende nationale Vollzugsprogramme erarbeiten, um die Einhaltung dieser Rechtsvorschriften zu über-
wachen, sowie Verstöße aufzudecken und mit angemessenen Strafen zu ahnden; besondere Beachtung gebührt dabei 
Personen, von denen bekannt ist, dass sie illegalen Verkehr mit gefährlichen Abfällen betrieben haben, und gefährli-
chen Abfällen, von denen besonders zu erwarten ist, dass sie in den internationalen Verkehr gebracht werden.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
20.43 Die Regierungen sollten gegebenenfalls die Entwicklung eines Informationsnetzwerks und eines Warnsy-
stems veranlassen, um dazu beizutragen, illegalen Verkehr von gefährlichen Abfällen aufzudecken. Am Betrieb ei-
nes solchen Netzwerks bzw. Systems könnten auch örtliche Gemeinschaften und andere beteiligt werden.  
20.44 Die Regierungen sollten beim Austausch von Informationen über die illegale grenzüberschreitende 
Verbringung gefährlicher Abfälle zusammenarbeiten und diese Informationen an die entsprechenden Einrichtungen 
der Vereinten Nationen wie etwa das UNEP und die Regionalkommissionen weiterleiten.  
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C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
20.45 Die Regionalkommissionen sollten in Zusammenarbeit und mit der sachverständigen Unterstützung und 
Beratung des Umweltprogramms der Vereinten Nationen und anderer einschlägiger Stellen der Vereinten Nationen 
und unter voller Berücksichtigung des Basler Übereinkommens den illegalen Verkehr mit gefährlichen Abfällen und 
dessen Auswirkungen auf Umwelt, Wirtschaft und Gesundheit kontinuierlich überwachen und bewerten, wobei die 
Ergebnisse und Erkenntnisse der vorläufigen gemeinsamen UNEP/ESCAP-Bewertung des illegalen Verkehrs Be-
rücksichtigung finden sollten.  
20.46 Die Länder und gegebenenfalls die internationalen Organisationen sollten sich den Erfordernissen ent-
sprechend in Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern bemühen, deren institutionelle und ordnungsrechtliche 
Kapazität zur Kontrolle der illegalen Ein- und Ausfuhr gefährlicher Abfälle zu verbessern.  
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     Umweltgerechte Behandlung fester Abfälle und Abwasserfragen 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
 
21.1 Die Einbeziehung des vorliegenden Kapitels in die Agenda 21 erfolgte auf Grund von Resolution 44/228, Ab-
schnitt I, Ziffer 3, wo die Generalversammlung erklärte, die Konferenz solle Strategien und Maßnahmen ausarbei-
ten, die angetan sind, die Folgewirkungen der Umweltzerstörung im Kontext vermehrter einzelstaatlicher und inter-
nationaler Bemühungen um die Förderung einer bestandfähigen und umweltgerechten Entwicklung in allen Ländern 
aufzuheben und umzukehren; und auf Grund von Abschnitt I, Ziffer 12 Buchstabe g derselben Resolution, wo die 
Versammlung erklärte, dass die umweltgerechte Behandlung von Abfällen von großer Bedeutung für die Erhaltung 
der Umweltqualität auf der Erde und insbesondere für die Verwirklichung einer umweltgerechten und bestandfähi-
gen Entwicklung in allen Ländern sei.  
 
21.2 Die Programmbereiche des vorliegenden Kapitels der Agenda 21 sind eng mit den nachstehend genannten 
Programmbereichen anderer Kapitel verknüpft:  
a) Schutz der Süßwasserqualität und der Süßwasservorkommen: Anwendung integrierter Ansätze zur Er-
schließung, Bewirtschaftung und Nutzung der Wasserressourcen (Kapitel 18);  
b) Förderung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung (Kapitel 7);  
c) Schutz und Förderung der menschlichen Gesundheit (Kapitel 6);  
d) Veränderung der Konsumgewohnheiten (Kapitel 4).  
21.3 Unter festen Abfällen sind nach der im vorliegenden Kapitel verwendeten Definition alle häuslichen Abfälle 
und alle nicht als gefährlich eingestuften Abfälle wie Gewerbeabfälle und Abfälle aus Einrichtungen, Straßenkeh-
richt und Bauschutt zu verstehen. In einigen Ländern befasst sich die Siedlungsabfallwirtschaft auch mit Fäkalien 
wie etwa Fäkalschlamm, mit Schlacke aus Müllverbrennungsanlagen, mit Schlamm aus Faulgruben und mit Klär-
schlamm. Falls diese Abfälle gefährliche Eigenschaften an den Tag legen, sollten sie als gefährliche Abfälle behan-
delt werden.  
21.4 Eine umweltgerechte Behandlung von Abfällen muss über die reine Entsorgung oder Aufbereitung der erzeug-
ten Abfälle hinausgehen und bestrebt sein, durch den Versuch zur Veränderung nicht nachhaltiger Produktionswei-
sen und Konsumgewohnheiten das Problem an der Wurzel anzupacken. Dies bedeutet, dass das integrierte Kreis-
laufkonzept anzuwenden ist, das eine einzigartige Möglichkeit bietet, Entwicklung und Umweltschutz miteinander 
in Einklang zu bringen.  
21.5 Dementsprechend sollte der Rahmen für die gebotenen Maßnahmen auf einer Zielhierarchie aufbauen und auf 
die nachstehend genannten vier abfallbezogenen Programmschwerpunkte ausgerichtet sein:  
a) Abfallminimierung;  
b) Maximierung der umweltgerechten Wiederverwendung und Verwertung von Abfällen;  
c) Förderung einer umweltgerechten Abfallentsorgung und -vorbehandlung;  
d) Erweiterte Flächendeckung der Abfalldienstleistungen. 
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21.6 Da alle vier Programmbereiche miteinander verknüpft sind und sich gegenseitig stützen, müssen sie integriert 
werden, damit ein umfassender und umweltgerechter Rahmen für die Behandlung kommunaler Abfälle entsteht. Die 
jeweilige Kombination und Gewichtung der vier Programmbereiche variiert je nach den vor Ort herrschenden so-
zioökonomischen und physischen Gegebenheiten und der Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Zusammenset-
zung. Alle Teile der Gesellschaft sollten an allen Programmbereichen beteiligt sein.  
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. ABFALLMINIMIERUNG  
Handlungsgrundlage  
21.7 Infolge nicht nachhaltiger Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten nimmt die Menge und die Verschie-
denartigkeit der umweltbeständigen Abfälle in noch nie dagewesenem Umfang zu. Der sich abzeichnende Trend 
könnte eine erhebliche Steigerung der anfallenden Abfallmengen bereits bis zum Jahr 2000 und bis zum Jahr 2025 
sogar eine Steigerung um das Vier- bis Fünffache mit sich bringen. Die besten Aussichten auf eine Umkehrung der 
gegenwärtigen Entwicklung bietet ein vorbeugender abfallwirtschaftlicher Ansatz, der schwerpunktmäßig auf eine 
veränderte Lebensweise und veränderte Produktions- und Konsumgewohnheiten abzielt.  
Ziele  
21.8 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) die Stabilisierung oder Reduzierung der zur Ablagerung bestimmten Abfallmenge innerhalb eines vereinbarten 
Zeitrahmens durch die Festlegung von Zielen auf der Grundlage von Abfallgewicht, Abfallvolumen und Abfallzu-
sammensetzung und Herbeiführung der Abfalltrennung zur Erleichterung der Abfallverwertung und -wiederver-
wendung;  
b) die Stärkung von Verfahren zur Bewertung von Veränderungen in der Abfallmenge und -zusammensetzung, 
um operative Abfallminimierungspolitiken aufzustellen, unter Heranziehung wirtschaftlicher und anderer Instru-
mente zur Herbeiführung positiver Veränderungen in den Produktionsweisen und Verbrauchsgewohnheiten.  
21.9 Regierungen sollten im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel und gege-
benenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen  
a) bis zum Jahr 2000 das Vorhandensein ausreichender nationaler, regionaler und internationaler Zugriffs-, Ver-
arbeitungs- und Überwachungskapazität für Daten über abfallwirtschaftliche Trends gewährleisten und Abfallmini-
mierungsstrategien zur Anwendung bringen;  
b) bis zum Jahr 2000 in allen Industrieländern Programme zur Stabilisierung oder, soweit möglich, Reduzierung 
der zur Ablagerung bestimmten Abfallmenge, einschließlich des Pro-Kopf-Aufkommens (sofern dieser Ansatz an-
wendbar ist), auf dem/auf das zu dem Zeitpunkt erreichte(n) Niveau eingeführt haben; auch die Entwicklungsländer 
sollten versuchen, dieses Ziel zu erreichen, ohne dabei ihre Entwicklungsaussichten in Frage zu stellen;  
c) bis zum Jahr 2000 in allen Ländern, insbesondere aber in den Industrieländern, Programme zur Reduzierung 
der anfallenden Menge an agrochemischen Abfällen, Behältern und Verpackungen, die nicht die Gefährlichkeitskri-
terien erfüllen, zur Anwendung bringen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
21.10 Die Regierungen sollten Programme zur nachhaltigen Minimierung des erzeugten Abfalls einleiten. 
Nichtstaatliche Organisationen und Verbrauchergruppen sollten zur Mitwirkung an derartigen Programmen ermutigt 
werden, die, soweit erforderlich, auch in Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen ausgearbeitet werden 
könnten. Diese Programme sollten sich nach Möglichkeit auf bereits laufende oder geplante Maßnahmen stützen 
und dazu dienen,  
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a) nationale Kapazität zur Erforschung und Entwicklung umweltverträglicher Technologien sowie zur Verab-
schiedung von Maßnahmen zur weitestgehenden Reduzierung des Abfallvolumens zu entwickeln und zu verstärken;  
b) Anreize zur Verringerung nicht nachhaltiger Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten bereitzustellen;  
c) soweit erforderlich, nationale Pläne zur Minimierung der erzeugten Abfallmengen als Teil übergreifender na-
tionaler Entwicklungspläne zu erarbeiten;  
d) bei Beschaffungen innerhalb des Systems der Vereinten Nationen den Gesichtspunkt der Abfallminimierung 
zu betonen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
21.11 Die Überwachung ist eine entscheidende Voraussetzung für die Verfolgung von Veränderungen in der 
Abfallmenge und -zusammensetzung und den daraus resultierenden Auswirkungen auf Gesundheit und Umwelt. Die 
Regierungen sollten mit Unterstützung internationaler Einrichtungen 
a) Methoden zur Abfallüberwachung auf Länderebene entwickeln und zum Einsatz bringen;  
b) Daten erfassen und auswerten, nationale Ziele festlegen und den Stand der Verwirklichung überwachen;  
c) zur Bewertung der Umweltverträglichkeit der nationalen Abfallpolitik herangezogene Daten als Ausgangsbasis 
für Korrekturmaßnahmen verwenden;  
d) Informationen in weltweite Informationsnetzwerke einspeisen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
21.12 In Zusammenarbeit mit den Regierungen sollten die Vereinten Nationen und zwischenstaatlichen 
Organisationen durch die Erleichterung eines intensiveren Austauschs von Informationen, Kenntnissen und 
Erfahrungen zur Förderung der Abfallminimierung beitragen. Nachstehend folgt eine Aufzählung einiger von vielen 
gegebenenfalls zu ergreifenden konkreten Maßnahmen; 
a) Ermittlung, Entwicklung und Vereinheitlichung von Methoden zur Abfallüberwachung und Transfer dieser 
Methoden an die einzelnen Länder;  
b) Bestimmung und weiterer Ausbau der Tätigkeiten bereits vorhandener Informationsnetzwerke für saubere 
Technologien und Abfallminimierung;  
c) Regelmäßige Erhebung, Zusammenstellung und Auswertung länderspezifischer Daten sowie systematische 
Berichterstattung an die betroffenen Länder innerhalb eines geeigneten Forums der Vereinten Nationen;  
d) Überprüfung der Wirksamkeit aller Hilfsmittel zur Abfallminimierung sowie Ermittlung neuer potenziell ein-
setzbarer Instrumente und Verfahren für deren Umsetzung auf Länderebene. Außerdem sollten Leitlinien und Ver-
fahrenskodizes entwickelt werden;  
e) Durchführung von Forschungsarbeiten zur Untersuchung der sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Abfallminimierung auf die Verbraucher.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
21.13 Nach einem Vorschlag des Konferenzsekretariats sollten die Industrieländer die Möglichkeit in Betracht 
ziehen, etwa 1 Prozent der für die Entsorgung von festen Abfällen und Abwasser aufgewendeten Summe in die Ab-
fallminimierung zu investieren. Zur Zeit entspräche dies einem Betrag von etwa 6,5 Milliarden Dollar pro Jahr, ein-
schließlich etwa 1,8 Milliarden Dollar für Maßnahmen zur Minimierung des anfallenden kommunalen Abfalls. Die 
tatsächlichen Beträge würden von den Haushaltsbehörden der Kommunen, Provinzen und einzelnen Länder ausge-
hend von den örtlichen Gegebenheiten festgelegt.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
21.14 Es besteht die Notwendigkeit, Technologien und Verfahren zur Abfallminimierung zu entwickeln und in 
breiten Kreisen zu verbreiten. Diese Aufgabe sollte von den einzelnen Regierungen in Zusammenarbeit und mit Un-
terstützung nichtstaatlicher Organisationen, entsprechender Forschungseinrichtungen und geeigneter Organisationen 
der Vereinten Nationen koordiniert werden und könnte folgende Maßnahmen beinhalten:  
a) Eine kontinuierliche Überprüfung der Wirksamkeit aller Instrumente zur Abfallminimierung und die Ermitt-
lung neuer in Betracht kommender Instrumente sowie von Verfahren für deren Operationalisierung auf Länderebe-
ne. Außerdem sollten Leitlinien und Verfahrenskodizes entwickelt werden;  
b) die Förderung der Abfallvermeidung und -minimierung als oberstes Ziel nationaler Abfallwirtschaftsprogram-
me;  
c) die Förderung der Bewusstseinsbildung und einer Reihe regulatorischer und nichtregulatorischer Anreize, um 
die Industrie dazu anzuhalten, die Produktgestaltung zu verändern und produktionsspezifische Abfälle durch Ver-
wendung sauberer Technologien und durch eine gute abfallwirtschaftliche Praxis zu reduzieren, und Industrie und 
Verbraucher dazu anzuhalten, gefahrlos wiederverwendbare Verpackungen zu benutzen;  
d) im Rahmen der Möglichkeiten der einzelnen Länder die Durchführung von Demonstrations- und Pilotprojek-
ten zur Optimierung der Instrumente zur Abfallminimierung;  
e) die Festlegung von Verfahrensregeln für eine sachgemäße Beförderung, Lagerung, Haltbarmachung und Be-
wirtschaftung von Agrarerzeugnissen, Lebensmitteln und sonstigen verderblichen Erzeugnissen mit dem Ziel, die 
Verluste bei diesen Erzeugnissen zu verringern, da sie zur Steigerung des Aufkommens an festen Abfällen beitra-
gen; 
f) die Erleichterung des Transfers von Technologien zur Abfallverringerung an die Industrie, insbesondere in den 
Entwicklungsländern, und die Festlegung konkreter nationaler Normen für Abwässer und feste Abfälle, wobei unter 
anderem der Rohstoff- und Energieverbrauch zu berücksichtigen ist.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
21.15 Maßnahmen zur Erschließung der Humanressourcen im Bereich der Abfallminimierung sollten nicht al-
lein auf Fachleute aus der Abfallwirtschaft zugeschnitten, sondern auch darauf ausgerichtet sein, die Unterstützung 
der Bürger und der Industrie zu gewinnen. Ziel von Programmen zur Humankapitalerschließung muss daher die 
vermehrte Sensibilisierung, Aufklärung und Informierung der betroffenen Gruppen und der allgemeinen Öffentlich-
keit sein. Die Länder sollten nach Möglichkeit Grundsätze und Verfahren der Abfallvermeidung und Abfallminimie-
rung und Lehrmaterial über die Umweltauswirkungen von Abfällen in die Lehrpläne der Schulen aufnehmen.  
B. MAXIMIERUNG DER UNWELTGERECHTEN WIEDERVERWENDUNG UND VERWERTUNG VON 
ABFÄLLEN 
Handlungsgrundlage  
21.16 Die zunehmende Erschöpfung der Aufnahmekapazität vorhandener Mülldeponien, strengere Umwelt-
schutzauflagen im Hinblick auf die Abfallentsorgung und eine deutliche Zunahme persistenterer Abfälle, insbeson-
dere in den Industrieländern, haben insgesamt zu einem rapiden Anstieg der Kosten für die Abfallentsorgung ge-
führt. Bis zum Ende dieses Jahrzehnts könnten sich die Kosten verdoppeln oder gar verdreifachen. Außerdem stellen 
einige der derzeit üblichen Entsorgungspraktiken eine Gefahr für die Umwelt dar. In dem Maße, wie sich die Ko-
stenlage bei der Abfallentsorgung verändert, wird die Abfallverwertung und Wiedergewinnung von Ressourcen zu-
nehmend wirtschaftlicher. Künftige Programme zur Abfallbewirtschaftung sollten sich daher in größtmöglichem 
Umfang ressourcenwirksame Konzepte zur Kontrolle der Abfallmengen zunutze machen. Dies sollte parallel zu 
öffentlichen Aufklärungsprogrammen geschehen. Wichtig ist dabei, dass im Rahmen der Einführung von Wieder-
verwendungs- und Abfallverwertungsprogrammen geeignete Absatzmärkte für die aus rückgewonnenen Stoffen 
hergestellten Produkte ausfindig gemacht werden.  
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Ziele  
21.17 Die Ziele dieses Programmbereichs sind  
a) die Verstärkung und der Ausbau einzelstaatlicher Systeme zur Abfallwiederverwendung und -verwertung; 
b) die Schaffung eines internen Modellprogramms zur Wiederverwendung und Verwertung von Abfallströmen, 
einschließlich Papier, innerhalb des Systems der Vereinten Nationen; 
c) die Bereitstellung von Informationen, Techniken und entsprechenden Politikinstrumenten zur Förderung und 
Operationalisierung von Plänen zur Abfallwiederverwendung und -verwertung.  
21.18 Die Regierungen sollten im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen 
a) bis zum Jahr 2000 auf regionaler, nationaler bzw. lokaler Ebene dafür sorgen, dass ausreichende finanzielle 
und technische Kapazitäten zur Umsetzung von Wiederverwendungs- und Verwertungskonzepten und  
-maßnahmen vorhanden ist; 
b) bis zum Jahr 2000 in allen Industrieländern und bis zum Jahr 2010 in allen Entwicklungsländern über nationale 
Programme verfügen, die, soweit möglich, feste Ziele für eine effiziente Wiederverwendung und Verwertung von 
Abfällen umfassen. 
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
21.19 In Zusammenarbeit mit geeigneten Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sollten die Regie-
rungen und Institutionen sowie nichtstaatlichen Organisationen, einschließlich Verbraucherverbänden, Frauen- und 
Jugendgruppen, Demonstrationsprogramme und Programme zur Operationalisierung einer verstärkten Wiederver-
wendung und Verwertung von Abfällen einleiten. Diese Programme sollten sich nach Möglichkeit auf bereits lau-
fende oder geplante Maßnahmen stützen und dazu dienen,  
a) nationale Kapazität zur Wiederverwendung und Verwertung immer größerer Anteile des Abfallaufkommens zu 
entwickeln und zu verstärken;  
b) die nationale Abfallpolitik zu überprüfen und zu verbessern, um Anreize für die Wiederverwendung und Ver-
wertung zu schaffen;  
c) nationale Abfallwirtschaftspläne, die sich die Wiederverwendung und Verwertung zunutze machen und ihr 
Priorität einräumen, zu entwickeln und umzusetzen;  
d) vorhandene Normen oder Beschaffungsspezifikationen zu ändern, um eine Diskriminierung wiederverwerteter 
Stoffe zu verhindern, wobei Energie- und Rohstoffeinsparungen zu berücksichtigen sind;  
e) Bewusstseinsbildungs- und Aufklärungsprogramme zu erarbeiten, um die Verwendung von Recyclingproduk-
ten zu fördern.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
21.20 Informationen und Forschungsarbeiten sind notwendig, um auf das jeweilige Land zugeschnittene zu-
kunftsweisende sozialverträgliche und kostenwirksame Formen der Wiederverwendung und Verwertung von Abfäl-
len zu entwickeln. Zu den flankierenden Maßnahmen, die von den staatlichen und kommunalen Behörden in Zu-
sammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen ergriffen werden könnten, 
gehören unter anderem  
a) die umfassende Überprüfung von Alternativen und Verfahren für die Wiederverwendung und Verwertung aller 
Arten von festen Siedlungsabfällen. Die auf eine Wiederverwendung und Verwertung abstellende Politik sollte fe-
ster Bestandteil nationaler und kommunaler Abfallwirtschaftsprogramme werden;  
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b) die Bestimmung des Umfangs, in dem zur Zeit eine Wiederverwendung und Verwertung von Abfällen stattfin-
det, und der Vorgehensweise dabei sowie die Untersuchung von Möglichkeiten, wie dies erweitert und unterstützt 
werden könnte;  
c) die Bereitstellung weiterer Mittel für Forschungsprogramme mit Pilotcharakter zur Prüfung verschiedener 
Wiederverwendungs- und Verwertungsalternativen, darunter kleingewerbliche Recycling-Betriebe auf Heimarbeits-
basis, die Erzeugung von Kompost, die Bewässerung landwirtschaftlich genutzter Flächen mit vorbehandeltem Ab-
wasser und die Rückgewinnung von Energie aus Abfällen;  
d) die Ausarbeitung von Leitlinien und der besten Methoden für die Wiederverwendung und Verwertung von 
Abfällen;  
e) die Intensivierung der Bemühungen um die Erfassung, Auswertung und Verbreitung einschlägiger Informatio-
nen über Abfallfragen an wichtige Zielgruppen. Für innovative Forschungsvorhaben über Recycling-Verfahren 
könnten auf Wettbewerbsbasis besondere Forschungszuschüsse zur Verfügung gestellt werden;  
f) die Ausfindigmachung potenzieller Absatzmärkte für Recyclingprodukte. 
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
21.21 Die Staaten sollten auf dem Wege der bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit, so auch im Rah-
men der Vereinten Nationen und gegebenenfalls anderer einschlägiger internationaler Organisationen,  
a) in regelmäßigen Abständen Bilanz ziehen, in welchem Umfang die einzelnen Länder ihre Abfälle wiederver-
wenden und verwerten;  
b) die Wirksamkeit von Verfahren und Konzepten für die Wiederverwendung und Verwertung von Abfällen 
überprüfen, sowie von Möglichkeiten, wie deren Anwendung in den einzelnen Ländern verbessert werden kann;  
c) internationale Leitlinien für die gefahrlose Wiederverwendung von Abfällen überprüfen und aktualisieren;  
d) geeignete Programme zur Unterstützung von Wiederverwendungs- und Verwertungsbetrieben kleiner Gemein-
den in Entwicklungsländern aufstellen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
21.22 Nach Schätzung des Konferenzsekretariats würden sich bei Investition von einem Prozent der abfallbezo-
genen Aufwendungen der Kommunen in Programme zur gefahrlosen Wiederverwendung von Abfällen die weltwei-
ten Ausgaben für diesen Zweck auf 8 Milliarden Dollar belaufen. Die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der im vorliegenden Programmbereich genannten Maßnahmen in den Entwick-
lungsländern werden vom Sekretariat auf etwa 850 Millionen Dollar veranschlagt, in Form von Zuschüssen oder zu 
konzessionären Bedingungen. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Programme von 
internationalen Institutionen vorgeschlagen und von ihren Leitungsorganen gebilligt werden. 
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
21.23 Der Technologietransfer sollte die Verwertung und Wiederverwendung von Abfällen wie folgt unterstüt-
zen:  
a) Durch Einbeziehung des Transfers von Recycling-Technologien – wie etwa Maschinen für die Verwertung von 
Kunststoffen, Gummi und Papier – in bilaterale und multilaterale Programme zur technischen Zusammenarbeit und 
Hilfe;  
b) durch Weiterentwicklung und Verbesserung vorhandener Technologien, insbesondere der Technologien indi-
gener Bevölkerungsgruppen, und durch Erleichterung ihres Transfers im Rahmen laufender regionaler und interre-
gionaler Programme der technischen Hilfe;  
c) durch Erleichterung des Transfers von Technologien zur Abfallwiederverwendung und -verwertung.  
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21.24 Es gibt eine Vielzahl von Anreizen für die Wiederverwendung und Verwertung von Abfällen. Um die 
Industrie, Institutionen, gewerbliche Einrichtungen und Einzelpersonen dazu anzuregen, Abfall zu verwerten statt zu 
entsorgen, könnten die Länder folgende Möglichkeiten in Betracht ziehen:  
a) Den Gemeinde- und Kommunalbehörden, die den größtmöglichen Anteil ihrer Abfälle verwerten, Anreize zu 
bieten;  
b) Wiederverwendungs- und Verwertungsbetrieben im informellen Sektor technische Hilfe zu gewähren;  
c) wirtschaftliche und ordnungsrechtliche Instrumente einschließlich steuerlicher Anreize einzusetzen, um das 
Prinzip zu unterstützen, dass der Abfallerzeuger für die Entsorgung aufzukommen hat;  
d) rechtliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die Investitionen in die Abfallwiederverwen-
dung und -verwertung begünstigen;  
e) spezielle Mechanismen wie etwa Pfand-/Rückgabesysteme als Anreiz für eine vermehrte Wiederverwendung 
und Verwertung einzuführen;  
f) die Getrenntsammlung der verwertbaren Teile von Hausmüll zu unterstützen;  
g) Anreize zur Verbesserung der Vermarktbarkeit von auf technischem Weg verwertbaren Abfällen zu schaffen;  
h) nach Möglichkeit die Verwendung von Recycling-Materialien, insbesondere für Verpackungen, zu unterstüt-
zen;  
i) die Entwicklung von Absatzmärkten für Recycling-Produkte durch Einführung entsprechender Programme zu 
unterstützen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
21.25 Eine Umorientierung der derzeitigen Praxis der Abfallwirtschaft dahin gehend, dass sie auch 
Wiederverwendung und Verwertung einschließt, setzt eine entsprechende Aus- und Fortbildung voraus. In 
Zusammenarbeit mit internationalen und regionalen Organisationen der Vereinten Nationen sollten die Regierungen 
dazu die nachstehende, als Anhalt dienende Liste von Maßnahmen umsetzen:  
a) Die Integration der Abfallwiederverwendung und -verwertung in arbeitsbegleitende Ausbildungsprogramme, 
als Bestandteil von Programmen der technischen Zusammenarbeit im Bereich Städteplanung und Städtebau und 
Infrastrukturentwicklung;  
b) die Erweiterung von Aus- und Fortbildungsprogrammen im Bereich der Wasserversorgung und Siedlungshy-
giene auf Wiederverwendungs- und Verwertungsverfahren und -konzepte;  
c) die Berücksichtigung der mit der Abfallwiederverwendung und -verwertung verbundenen Vorteile und staats-
bürgerlichen Pflichten in Schullehrplänen und einschlägigen allgemeinen Bildungsmaßnahmen;  
d) Förderung der Programme, die nichtstaatliche Organisationen, gemeindenahe Organisationen sowie Frauen- 
und Jugendgruppen und öffentliche Interessengruppen in Zusammenarbeit mit örtlichen Kommunalbehörden durch-
führen, um durch gezielte Kampagnen auf kommunaler Ebene die Unterstützung der Öffentlichkeit für die Abfall-
wiederverwendung und -verwertung zu mobilisieren.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
21.26 Der Kapazitätsaufbau zur Unterstützung einer verstärkten Abfallwiederverwendung und -verwertung soll-
te schwerpunktmäßig auf folgende Gebiete ausgerichtet werden:  
a) Die Operationalisierung einzelstaatlicher abfallwirtschaftlicher Politiken und Anreize;  
b) die Befähigung örtlicher und kommunaler Behörden, die Unterstützung der Gemeinschaft für die Wiederver-
wendung und Verwertung von Abfällen zu gewinnen, indem sie Wiedergewinnungs- und Verwertungsbetriebe im 
informellen Sektor einbeziehen und unterstützen und eine Abfallwirtschaftsplanung durchführen, die auch eine Res-
sourcenrückgewinnung vorsieht.  
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C. FÖRDERUNG EINER UMWELTGERECHTEN ABFALLENTSORGUNG UND -VORBEHANDLUNG 
Handlungsgrundlage  
21.27 Selbst wenn es gelingt, das Abfallvolumen weitgehend zu minimieren, bleibt eine gewisse Menge von 
Restabfällen übrig. Auch nach einer Vorbehandlung geht von allen entsorgten Abfällen eine gewisse Restwirkung 
auf die aufnehmende Umwelt aus. Demzufolge besteht Handlungsbedarf, was die Verbesserung der Abfallvorbe-
handlungs- und -entsorgungspraktiken betrifft; beispielsweise sollte die Einbringung von Klärschlämmen ins Meer 
verhütet werden. In den Entwicklungsländern ist das Problem grundlegenderer Natur: weniger als 10 Prozent der 
städtischen Abfälle werden in der einen oder anderen Form vorbehandelt, und nur in wenigen Fällen entspricht die 
Vorbehandlung einem angemessenen Qualitätsstandard. Dabei sollte angesichts der von Fäkalien ausgehenden po-
tenziellen Gefahren für die Gesundheit gerade ihrer Vorbehandlung und Entsorgung gebührender Vorrang einge-
räumt werden.  
Ziele  
21.28 Ziel dieses Programmbereichs ist die Vorbehandlung und schadlose Entsorgung eines immer größeren 
Anteils der erzeugten Abfälle.  
21.29 Die Regierungen sollten im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen  
a) bis zum Jahr 2000 Qualitätskriterien, Zielvorgaben und Normen für die Abfallvorbehandlung und -entsorgung 
aufstellen, nach Maßgabe des aufnehmenden Umweltbereichs und seines Assimilationsvermögens;  
b) bis zum Jahr 2000 ausreichende Kapazität für die Überwachung der auf Abfälle zurückzuführenden Umwelt-
verschmutzung schaffen und regelmäßige Kontrollen veranlassen, gegebenenfalls auch solche epidemiologischer 
Art;  
c) gewährleisten, dass bis 1995 in den Industrieländern und bis 2005 in den Entwicklungsländern mindestens 
50 Prozent aller Klärschlämme und flüssigen und festen Abfälle in Übereinstimmung mit nationalen oder internatio-
nalen umwelt- und gesundheitsspezifischen Qualitätsrichtlinien vorbehandelt oder entsorgt werden;  
d) bis zum Jahr 2025 alle Klärschlamme und flüssigen und festen Abfälle in Übereinstimmung mit nationalen 
oder internationalen umwelt- und gesundheitsspezifischen Qualitätsrichtlinien entsorgen.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
21.30 In Zusammenarbeit mit geeigneten Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sollten die Regie-
rungen, Institutionen und nichtstaatlichen Organisationen gemeinsam mit der Industrie Programme zur besseren 
Bekämpfung und Steuerung der auf Abfälle zurückzuführenden Umweltverschmutzung initiieren. Diese Programme 
sollten sich nach Möglichkeit auf bereits laufende oder geplante Maßnahmen stützen und dazu dienen,  
a) nationale Kapazität zur Vorbehandlung und schadlosen Entsorgung von Abfällen zu entwickeln und zu ver-
stärken;  
b) die nationale Abfallwirtschaftspolitik zu überprüfen und zu verbessern, um die auf Abfälle zurückzuführende 
Umweltverschmutzung unter Kontrolle zu bringen;  
c) die Länder dazu anzuhalten, mit einer umweltgerechten und wirtschaftlichen Behandlung vereinbare Lösungen 
zur Abfallentsorgung auf ihrem Hoheitsgebiet und in größtmöglicher Nähe zur Anfallstelle anzustreben. In einigen 
Ländern findet eine grenzüberschreitende Abfallverbringung statt, durch die sichergestellt werden soll, dass Abfälle 
umweltgerecht und wirtschaftlich behandelt werden. Derartige Verbringungen erfolgen unter Beachtung der ein-
schlägigen Übereinkommen, auch solcher, die für außerhalb nationaler Hoheitsgewalt liegende Gebiete gelten;  
d) Pläne für die Behandlung von Fäkalien zu entwickeln, unter gebührender Berücksichtigung der Entwicklung 
und Anwendung geeigneter Technologien und der Verfügbarkeit von Mitteln für die Umsetzung.  
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B) DATEN UND INFORMATIONEN  
21.31 Normsetzung und Überwachung sind zwei Grundvoraussetzungen für die Eindämmung der auf Abfälle zu-
rückzuführenden Umweltbelastung. Die nachstehend genannten konkreten Maßnahmen dienen als Beispiele dafür, 
in welcher Form von internationalen Gremien wie etwa dem Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn- und Sied-
lungswesen (Habitat), dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen und der Weltgesundheitsorganisation unter-
stützende Maßnahmen ergriffen werden könnten: 
a) Erfassung und Auswertung der wissenschaftlichen Erkenntnisse über in der Umwelt befindliche Abfälle und 
der von ihnen ausgehenden Schadwirkungen mit dem Ziel, empfohlene wissenschaftliche Kriterien und Leitlinien 
für die umweltgerechte Behandlung fester Abfälle aufzustellen und zu verbreiten;  
b) Empfehlung nationaler und gegebenenfalls lokaler Umweltqualitätsnormen ausgehend von wissenschaftlichen 
Kriterien und Leitlinien;  
c) Aufnahme von Bestimmungen betreffend die Bereitstellung von Überwachungsgerät und der erforderlichen 
Unterweisung in seinem Gebrauch in Programmen und Vereinbarungen für technische Zusammenarbeit;  
d) Einrichtung einer zentralen Informations-Clearingstelle mit ausgedehnten Netzwerken auf regionaler, nationa-
ler und lokaler Ebene zur Erfassung und Verbreitung von Informationen zu allen Aspekten der Abfallbehandlung 
einschließlich der schadlosen Entsorgung.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
21.32 Die Regierungen sollten im Rahmen bilateraler und multilateraler Zusammenarbeit, gegebenenfalls auch 
im Rahmen der Vereinten Nationen und anderer einschlägiger internationaler Organisationen,  
a) Methoden und umweltqualitäts- und gesundheitsbezogene Leitlinien für die schadlose Emission und Entsor-
gung von Abfällen ermitteln, weiterentwickeln und untereinander abstimmen;  
b) den Stand der Entwicklung verfolgen und kennen sowie Informationen über die Wirksamkeit von Verfahren 
und Ansätzen für eine schadlose Abfallentsorgung und über Möglichkeiten zur Unterstützung ihrer Anwendung in 
den einzelnen Ländern weitergeben.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
21.33 Programme zur schadlosen Abfallentsorgung sind sowohl für entwickelte Länder als auch für Entwick-
lungsländer von Bedeutung. In den entwickelten Ländern liegt der Schwerpunkt auf der Anlagenoptimierung mit 
dem Ziel der Erfüllung höherer Umweltqualitätskriterien, während in den Entwicklungsländern umfangreiche Inve-
stitionen in den Bau neuer Behandlungsanlagen erforderlich sind.  
21.34 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 15 Mil-
liarden Dollar, wovon etwa 3,4 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
21.35 Entscheidend für die Verwirklichung der in diesem Programmbereich angestrebten Ziele sind wissen-
schaftliche Leitlinien und Forschungsarbeiten über verschiedene Aspekte der Bekämpfung der durch Abfälle verur-
sachten Verschmutzung. Die Regierungen sowie die Stadt- und Kommunalverwaltungen sollten mit entsprechender 
internationaler Zusammenarbeit  
a) Leitlinien und Fachberichte zu Themen wie der Verknüpfung der Flächennutzungsplanung in menschlichen 
Siedlungen mit der Abfallbeseitigung, Umweltqualitätskriterien und -normen, verschiedenen Möglichkeiten der Ab-
fallvorbehandlung und schadlosen Abfallentsorgung, der Behandlung von Industrieabfällen und dem Deponiebetrieb 
ausarbeiten;  
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b) Forschung in kritischen Bereichen betreiben, so etwa zu kostengünstigen und wartungsarmen Abwasseraufbe-
reitungsanlagen, Möglichkeiten zur schadlosen Entsorgung von Klärschlamm, der Behandlung von Industriabfällen 
sowie Einfachtechnologien zur umweltverträglichen Abfallentsorgung;  
c) in Übereinstimmung mit den Bedingungen und den Bestimmungen des Kapitels 34 (Transfer umweltgerechter 
Technologien, Zusammenarbeit und Kapazitätsaufbau) im Rahmen bilateraler und multilateraler Programme der 
technischen Zusammenarbeit und in Zusammenarbeit mit dem Handel und der Industrie, gegebenenfalls einschließ-
lich Großunternehmen und transnationaler Unternehmen, den Technologietransfer betreffend Verfahren für die Be-
handlung von Industrieabfällen gewährleisten; 
d) das Gewicht auf die Sanierung, den Betrieb und die Wartung bestehender Anlagen sowie auf die technische 
Hilfe im Zusammenhang mit verbesserten Wartungsverfahren und -techniken legen, gefolgt von der Planung und 
Errichtung von Anlagen zur Abfallvorbehandlung;  
e) Programme aufstellen, die die weitestgehende Aussortierung und schadlose Entsorgung der gefährlichen Be-
standteile fester Siedlungsabfälle an der Anfallstelle vorsehen;  
f) für Investitionen in Abfallsammeleinrichtungen und die Bereitstellung solcher Einrichtungen Sorge tragen, bei 
gleichzeitiger Bereitstellung von Wasserdienstleistungen und gleich hohen, parallelen Investitionen in Abfallbe-
handlungsanlagen und gleichlaufender Bereitstellung solcher Anlagen.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
21.36 Eine Verbesserung der derzeitigen Abfallwirtschaft dahin gehend, dass sie auch die schadlose Abfall-
sammlung und -entsorgung einschließt, setzt eine entsprechende Aus- und Fortbildung voraus. Nachstehend befindet 
sich eine als Anhalt dienende Liste von Maßnahmen, die die Regierungen in Zusammenarbeit mit internationalen 
Organisationen umsetzen sollten:  
a) Die Bereitstellung formaler und arbeitsbegleitender Ausbildungsmöglichkeiten, die sich schwerpunktmäßig 
mit Technologien zur Verschmutzungsbekämpfung, Abfallbehandlung und Abfallentsorgung befassen, und der Be-
trieb und die Unterhaltung der abfallwirtschaftlichen Infrastruktur. Darüber hinaus sollten zwischen den Ländern 
Austauschprogramme für Fachkräfte eingerichtet werden;  
b) die Durchführung der erforderlichen Ausbildungsmaßnahmen für eine Überwachung der abfallbedingten Um-
weltverschmutzung und Durchsetzung der Reinhaltungsmaßnahmen. 
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
21.37 Nur durch institutionelle Reformen und den Aufbau entsprechender Kapazität wird es den einzelnen Län-
dern möglich sein, die abfallbedingte Umweltverschmutzung zu quantifizieren und zu reduzieren. Zu den für eine 
Zielerfüllung erforderlichen Schritten gehören  
a) die Schaffung und Stärkung unabhängiger Umweltkontrollgremien auf nationaler und lokaler Ebene. Interna-
tionale Organisationen und Geber sollten die notwendige Verbesserung des Ausbildungsstands des Personals und 
die Bereitstellung von Gerät unterstützen;  
b) die Ausstattung von Gremien zur Verschmutzungsbekämpfung mit dem erforderlichen gesetzlichen Mandat 
und den erforderlichen finanziellen Mitteln zur wirksamen Durchführung ihrer Aufgaben.  
D. ERWEITERTE FLÄCHENDECKUNG DER ABFALLDIENSTLEISTUNGEN 
Handlungsgrundlage  
21.38 Bis zum Ende dieses Jahrhunderts werden mehr als zwei Milliarden Menschen keinen Zugang zu grund-
legender Siedlungshygiene besitzen und wird etwa die Hälfte der in den Entwicklungsländern lebenden städtischen 
Bevölkerung ohne angemessene Entsorgung fester Abfälle auskommen müssen. Jedes Jahr sterben bis zu 5,2 Mil-
lionen Menschen, darunter 4 Millionen Kinder unter fünf Jahren, an abfallbedingten Krankheiten. Für die städti-
schen Armutsgruppen sind die gesundheitlichen Auswirkungen besonders gravierend. Allerdings sind die einer un-
zulänglichen Abfallentsorgung zuzuschreibenden Gesundheits- und Umweltauswirkungen keineswegs auf die Sied-
lungen beschränkt, die gegenwärtig nicht über Entsorgungsdienstleistungen verfügen, sondern führen auch zu einer 
weiträumigeren Belastung und Verschmutzung des Wassers, des Bodens und der Luft. Eine entscheidende Voraus-
setzung, um diese Form der Umweltverschmutzung in den Griff zu bekommen, ist die Ausweitung und Verbesse-
rung der Dienstleistungen im Bereich der Abfallsammlung und schadlosen Abfallentsorgung.  
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Ziele  
21.39 Gesamtziel dieses Programmbereichs ist die Gewährleistung einer gesundheitsschonenden, 
umweltverträglichen Sammlung und Entsorgung von festen Abfällen für alle Menschen. Die Regierungen sollten im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten und der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel und gegebenenfalls in Zusammenarbeit 
mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen  
a) bis zum Jahr 2000 über die erforderliche technische, finanzielle und personelle Kapazität verfügen, um eine 
bedarfsgerechte Abfallsammlung bereitstellen zu können;  
b) bis zum Jahr 2025 allen Stadtbewohnern angemessene Abfalldienstleistungen gewähren;  
c) bis zum Jahr 2025 sicherstellen, dass die Städte kontinuierlich volle Abfalldienstleistungen erhalten und in 
allen ländlichen Gebieten siedlungshygienische Dienstleistungen gewährleistet sind.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
21.40 Die Regierungen sollten im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der ihnen zur Verfügung stehenden Mittel 
und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und anderen einschlägigen Organisationen  
a) Finanzierungsmechanismen für den Aufbau der Abfallentsorgung in benachteiligten Gebieten schaffen, wozu 
auch geeignete Formen der Einnahmenerzielung gehören;  
b) soweit angemessen durch Festlegung von kostendeckenden Gebühren für die Abfallentsorgung das Verursa-
cherprinzip zur Anwendung bringen und sicherstellen, dass Verursacher von Abfällen die vollen Kosten der um-
weltverträglichen Entsorgung dieser Abfälle tragen;  
c) die Institutionalisierung der Beteiligung der Kommunen am Planungs- und Umsetzungsprozess im Bereich der 
Entsorgung fester Abfälle unterstützen.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN 
21.41 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und internationalen Organisa-
tionen  
a) Methoden für die Abfallüberwachung entwickeln und anwenden;  
b) zur Festlegung von Zielen und zur Kontrolle der erzielten Fortschritte Daten sammeln und auswerten;  
c) Informationen in ein auf bereits vorhandenen Systemen aufbauendes, weltweites Informationsverbundsystem 
einspeisen;  
d) die Tätigkeit bereits bestehender Informationsnetzwerke ausbauen, um zielgerichtete Informationen über die 
Anwendung innovativer und kostengünstiger Alternativen für die Abfallentsorgung an spezifische Zielgruppen zu 
verbreiten.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
21.42 Es gibt eine ganze Reihe von Programmen sowohl im Rahmen der Vereinten Nationen als auch bilatera-
ler Art, die bestrebt sind, für bislang nicht versorgte Bevölkerungsgruppen Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung zu gewährleisten. Der Rat für Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung als weltweites Forum ist zur Zeit tätig, um die Entwicklung zu koordinieren und zur Zusammenarbeit anzure-
gen. Doch sind angesichts der immer weiter steigenden Zahl nicht versorgter städtischer Armutsgruppen und der 
Notwendigkeit, darüber hinaus auch das Problem der Entsorgung von festen Abfällen zu lösen, zusätzliche Mecha-
nismen unverzichtbar, wenn eine raschere Flächendeckung der Abfallentsorgung in den Städten gewährleistet sein 
soll. Die internationale Gemeinschaft im Allgemeinen und bestimmte Organisationen der Vereinten Nationen im 
Besonderen sollten  
a) im Nachgang zu der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung ein Siedlungsinfra-
struktur- und -umweltprogramm zur Koordinierung der Maßnahmen aller in diesem Bereich tätigen Organisationen 
  
Agenda 21 270 
des Systems der Vereinten Nationen einleiten und dabei auch eine Clearingstelle für die Verbreitung von Informa-
tionen über alle abfallwirtschaftlichen Fragestellungen vorsehen;  
b) für bislang unversorgte Menschen Abfalldienstleistungen bereitstellen und regelmäßig über die erzielten Fort-
schritte berichten;  
c) die Wirksamkeit von Verfahren und Ansätzen für eine flächendeckende Versorgung überprüfen und nach in-
novativen Möglichkeiten zur Beschleunigung dieses Prozesses suchen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
21.43 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 7,5 Mil-
liarden Dollar, wovon etwa 2,6 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
21.44 Die Regierungen und Institutionen sollten gemeinsam mit nichtstaatlichen Organisationen und in Zu-
sammenarbeit mit geeigneten Organisationen des Systems der Vereinten Nationen in verschiedenen Entwick-
lungsländern Programme zur Bereitstellung von Abfalldienstleistungen für bislang unversorgte Bevölkerungsgrup-
pen einleiten. Diese Programme sollten nach Möglichkeit auf bereits laufenden oder geplanten Maßnahmen aufbau-
en und diese entsprechend anpassen.  
21.45 Durch Änderungen der Abfallpolitik auf staatlicher und kommunaler Ebene könnte die flächendeckende-
re Bereitstellung der Abfallentsorgung rascher vonstatten gehen. Diese Änderungen sollten unter anderem Folgendes 
beinhalten:  
a) Die volle Anerkennung und Nutzung der gesamten Palette kostengünstiger Abfallentsorgungsvarianten, wozu 
gegebenenfalls auch deren Institutionalisierung und Einbeziehung in Verfahrenskodizes und Vorschriften gehört;  
b) die Einräumung einer hohen Priorität – sofern notwendig und angebracht – für die Ausweitung der Abfallent-
sorgung auf alle Siedlungen ungeachtet ihres rechtlichen Status, unter Schwerpunktsetzung bei der Deckung der 
Entsorgungsbedürfnisse der nicht versorgten Bevölkerungsgruppen, insbesondere der städtischen Armutsgruppen;  
c) die Kopplung der Bereitstellung und Aufrechterhaltung von Abfallentsorgungsdiensten mit anderen Grundver-
sorgungsdiensten wie etwa der Trinkwasserversorgung und der Regenwasserkanalisation.  
21.46 Die Forschungsanstrengungen könnten intensiviert werden. So sollten die Länder beispielsweise in 
Zusammenarbeit mit geeigneten internationalen und nichtstaatlichen Organisationen  
a) nach Lösungen und Gerät für die Abfallentsorgung in Gebieten mit hoher Bevölkerungsdichte und auf kleinen 
Inseln suchen. Dabei geht es insbesondere um geeignete Lager- und Sammelsysteme für Abfall und kostengünstige 
und hygienisch unbedenkliche Alternativen für die Fäkalienbeseitigung;  
b) Leitlinien, Fallstudien, Grundsatzüberprüfungen und Fachberichte über geeignete Lösungen und Formen der 
Leistungserbringung in nicht versorgten einkommensschwachen Gebieten ausarbeiten und verbreiten;  
c) Kampagnen zur Förderung der aktiven Partizipation, auch der Frauen- und Jugendgruppen, an der Abfallent-
sorgung, insbesondere der Entsorgung von Hausmüll, einleiten;  
d) den Austausch einschlägiger Technologien, insbesondere solcher für Siedlungen mit hoher Bevölkerungsdich-
te, zwischen den Ländern fördern.  
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C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
21.47 Internationale Organisationen sowie staatliche und kommunale Verwaltungsbehörden sollten in Zusam-
menarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen eine gezielte Ausbildung zu kostengünstigen Abfallsammel- und 
-entsorgungsmöglichkeiten anbieten, und zwar insbesondere in Bezug auf Verfahren für die Planung und Leistungs-
erbringung. Programme zum länderübergreifenden Personalaustausch zwischen den Entwicklungsländern könnten 
Bestandteil einer solchen Ausbildung sein. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei der Verbesserung des Status und 
der Qualifikationen des Führungspersonals der Abfallwirtschaftsbehörden gelten.  
21.48 Die größten Fortschritte in Bezug auf eine effizientere Leistungserbringung in der Abfallentsorgung wer-
den wahrscheinlich durch Verbesserungen bei den Verwaltungsverfahren zustande kommen. Die Vereinten Natio-
nen, internationale Organisationen und Finanzinstitutionen sollten in Zusammenarbeit mit den Regierungen und den 
kommunalen Verwaltungen leistungsfähige Managementinformationssysteme für die kommunale Akten- und Rech-
nungsführung und die Leistungs- und Wirtschaftlichkeitsprüfung entwickeln und zum Einsatz bringen.  
D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
21.49 In Zusammenarbeit mit geeigneten Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sollten die Regie-
rungen, Institutionen und nichtstaatlichen Organisationen Kapazität zur Umsetzung von Programmen aufbauen, de-
ren Ziel die Bereitstellung von Abfallsammel- und -entsorgungsdiensten für unversorgte Bevölkerungsgruppen ist. 
Zu den im Rahmen dieser Programme vorgesehenen Maßnahmen sollten unter anderem gehören:  
a) Die Einrichtung einer innerhalb vorhandener institutioneller Strukturen angesiedelten Sondergruppe, die für 
die Planung und Erbringung von Dienstleistungen für nicht versorgte Armutsgruppen zuständig ist und diese dabei 
einbezieht und beteiligt;  
b) die Änderung geltender Vorschriften und Bestimmungen, um den Einsatz der gesamten Palette kostengünstiger 
alternativer Abfallentsorgungstechnologien zu ermöglichen;  
c) der Aufbau der notwendigen institutionellen Kapazität und die Entwicklung von Verfahren für die Planung und 
Erbringung von Dienstleistungen.  
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     Sichere und umweltgerechte Behandlung von radioaktiven Abfällen 
 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH  
Förderung der sicheren und umweltgerechten Behandlung von radioaktiven Abfällen  
Handlungsgrundlage  
22.1 Radioaktive Abfälle fallen im Kernbrennstoffkreislauf und bei kerntechnischen Anwendungen (dem Einsatz 
von Radionukliden in der Medizin, in der Forschung und in der Industrie) an. Das von radioaktiven Abfällen aus-
gehende Strahlen- und Sicherheitsrisiko kann unterschiedlich hoch sein; es reicht von sehr gering bei kurzlebigen, 
schwach radioaktiven Abfällen bis zu sehr hoch bei hoch radioaktiven Abfällen. Pro Jahr fallen weltweit im Rahmen 
der Stromerzeugung aus Kernenergie etwa 200.000 m3 nieder- und mittelaktiver Abfälle und 10.000 m3 hochaktiver 
Abfälle (sowie abgebrannte, für eine Endlagerung vorgesehene Brennelemente) an. Mit der zunehmenden Zahl neu 
in Betrieb genommener Kernkraftwerke, zunehmenden Stilllegungen kerntechnischer Anlagen und zunehmendem 
Einsatz von Radionukliden werden diese Abfallmengen immer größer. Die hoch radioaktiven Abfälle enthalten etwa 
99 Prozent der Radionuklide und stellen somit das größte Strahlenrisiko dar. Die bei kerntechnischen Anwendungen 
anfallenden Abfallmengen sind im allgemeinen viel geringer, normalerweise einige Dutzend Kubikmeter oder weni-
ger pro Jahr und pro Land. Allerdings kann die Aktivitätskonzentration vor allem in umschlossenen Strahlungs-
quellen sehr hoch sein und somit sehr strenge Strahlenschutzmaßnahmen rechtfertigen. Die Zunahme des Ab-
fallvolumens sollte auch in Zukunft sorgfältig überwacht werden.  
22.2 Die sichere und umweltgerechte Behandlung von radioaktiven Abfällen einschließlich Abfallminimierung, 
Transport und Endlagerung ist auf Grund der Eigenschaften dieser Abfälle wichtig. In den meisten Ländern mit ei-
nem umfangreichen Kernenergieprogramm sind technische und administrative Maßnahmen zur Umsetzung eines 
Abfallwirtschaftssystems getroffen worden. In vielen anderen Ländern, in denen ein solches nationales Kernenergie-
programm erst im Entstehen begriffen ist oder in denen es nur kerntechnische Anwendungen gibt, fehlt es noch an 
derartigen Systemen.  
Ziele  
22.3 Ziel dieses Programmbereichs ist es, innerhalb des umfassenderen Rahmens eines interaktiven und integrativen 
Herangehens an den Umgang mit radioaktiven Abfällen und ihre Sicherheit dafür Sorge zu tragen, dass solche Ab-
fälle sicher behandelt, befördert, zwischengelagert und endgelagert werden, mit dem Ziel, den Schutz der Gesund-
heit und der Umwelt zu gewährleisten.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
22.4 Die Staaten sollten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit einschlägigen internationalen Organisationen,  
a) Politiken und praktische Maßnahmen zur Minimierung und Begrenzung, soweit zutreffend, der Erzeugung ra-
dioaktiver Abfälle fördern und für deren sichere Aufbereitung, Konditionierung, Beförderung und Endlagerung sor-
gen;  
b) Bemühungen innerhalb der Internationalen Atomenergie-Organisation (IAEO) um die Entwicklung und den 
Erlass von Sicherheitsnormen bzw. von Leitlinien und Verfahrenskodizes für radioaktive Abfälle als international 
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akzeptierte Grundlage für die sichere und umweltgerechte Behandlung und Entsorgung radioaktiver Abfälle unter-
stützen;  
c) in allen Ländern, insbesondere aber in den Entwicklungsländern, eine sichere Zwischenlagerung, Beförderung 
und Endlagerung radioaktiver Abfälle sowie zur Endlagerung bestimmter verbrauchter Strahlungsquellen und abge-
brannter Kernelemente aus Kernreaktoren fördern, durch Erleichterung des Transfers einschlägiger Technologien an 
diese Länder und/oder durch Rückgabe der Strahlungsquellen an den Lieferanten nach beendetem Gebrauch, in 
Übereinstimmung mit den entsprechenden internationalen Rechtsvorschriften oder Leitlinien;  
d) die ordnungsgemäße Planung, gegebenenfalls einschließlich Umweltverträglichkeitsprüfung, der sicheren und 
umweltverträglichen Behandlung von radioaktiven Abfällen einschließlich Notfallmaßnahmen, Zwischenlagerung, 
Beförderung und Endlagerung vor und nach Tätigkeiten, bei denen derartige Abfälle anfallen, fördern.  
B) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
22.5 Die Staaten sollten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit einschlägigen internationalen Organisationen,  
a) ihre Bemühungen um Inkraftsetzung des Verfahrenskodex für die grenzüberschreitende Verbringung radioakti-
ver Abfälle verstärken und unter der Schirmherrschaft der IAEA in Zusammenarbeit mit einschlägigen, mit den ver-
schiedenen Beförderungsarten befassten internationalen Organisationen die Frage einer derartigen Verbringung ak-
tiv verfolgen, auch in Bezug darauf, ob der Abschluss eines rechtsverbindlichen Instruments wünschenswert wäre;  
b) im Rahmen des Londoner Dumping-Übereinkommens (Übereinkommen über die Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch das Einbringen von Abfällen und anderen Stoffen) darauf hinwirken, dass die Bemühungen 
beschleunigt werden, die Untersuchungen über eine Ablösung des derzeitigen freiwilligen Moratoriums für die Ent-
sorgung schwach radioaktiver Abfälle im Meer durch ein Verbot zum Abschluss zu bringen, unter Berücksichtigung 
des Vorsorgegrundsatzes, damit eine gut informierte und baldige Entscheidung in dieser Frage getroffen werden 
kann;  
c) die Zwischen- oder Endlagerung hoch-, mittel- und niederaktiver Abfälle in der Nähe der Meeresumwelt weder 
unterstützen noch gestatten, es sei denn, sie stellen fest, dass durch wissenschaftliche Nachweise im Einklang mit 
den geltenden international vereinbarten Grundsätzen und Leitlinien belegt wird, dass eine derartige Zwischen- oder 
Endlagerung weder ein nicht hinnehmbares Risiko für den Menschen und die Meeresumwelt darstellt noch mit an-
deren legitimen Nutzungen des Meeres kollidiert; bei der Prüfung dieser Frage sollte der Vorsorgegrundsatz ange-
messen berücksichtigt werden;  
d) keine radioaktiven Abfälle in Länder ausführen, die einzeln oder im Rahmen internationaler Vereinbarungen 
die Einfuhr derartiger Abfälle verbieten, wie etwa die Vertragsparteien des Bamako-Übereinkommens über das Ver-
bot der Einfuhr gefährlicher Abfälle nach Afrika und die Kontrolle ihrer grenzüberschreitenden Verbringung inner-
halb Afrikas, des Lomé-IV-Übereinkommens oder anderer ein solches Verbot verhängender einschlägiger Über-
einkommen;  
e) im Einklang mit dem Völkerrecht die Beschlüsse achten, die von den Vertragsparteien sonstiger einschlägiger 
regionaler Umweltübereinkommen zu anderen Aspekten der sichereren und umweltgerechten Behandlung von ra-
dioaktiven Abfällen getroffen werden, sofern diese für sie gelten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
22.6 Die auf nationaler Ebene entstehenden Kosten für die Behandlung und Entsorgung radioaktiver Abfälle sind 
beträchtlich und schwanken je nach der für die Endlagerung verwendeten Technologie.  
22.7 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die den internationalen Organisationen entste-
henden durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programm-
bereich fallenden Maßnahmen auf etwa 8 Millionen Dollar. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingun-
gen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche kon-
kreten Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
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B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
22.8 Die Staaten sollten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit einschlägigen internationalen Organisationen,  
a) die Erforschung und Entwicklung von Methoden für die sichere und umweltgerechte Behandlung, Kondi-
tionierung und Endlagerung hochaktiver Abfälle, einschließlich ihrer Endlagerung in tiefen geologischen Formatio-
nen, fördern; 
b) Forschungs- und Bewertungsprogramme durchführen, die sich mit der Abschätzung der Gesundheits- und Um-
weltauswirkungen im Zusammenhang mit der Endlagerung radioaktiver Abfälle befassen; 
C) KAPAZITÄTSAUFBAU, EINSCHLIESSLICH ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN.  
22.9 Die Staaten sollten, gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit einschlägigen internationalen Organisationen, den 
Entwicklungsländern helfen, die Infrastruktur für die Behandlung von radioaktiven Abfällen aufzubauen und/oder 
zu verstärken; unter Einschluss von Rechtsvorschriften, Organisationen, ausgebildeten Fachkräften und Anlagen für 
die Behandlung, Konditionierung sowie Zwischen- und Endlagerung von aus kerntechnischen Anwendungen stam-
menden Abfällen. 
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TEIL 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
STÄRKUNG DER ROLLE  
WICHTIGER GRUPPEN 
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Präambel 
 
 
 
 
 
23.1 Ausschlaggebend für die wirksame Umsetzung der Ziele, Maßnahmen und Mechanismen, die von den Re-
gierungen in allen Programmbereichen der Agenda 21 gemeinsam beschlossen worden sind, ist das Engagement und 
die echte Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen.  
23.2 Eine der Grundvoraussetzungen für die Herbeiführung nachhaltiger Entwicklung ist die umfassende Beteili-
gung der Öffentlichkeit an der Entscheidungsfindung. Darüber hinaus hat sich im engeren Kontext der Umwelt und 
Entwicklung die Notwendigkeit neuer Formen der Partizipation gezeigt. Dazu gehören die Mitwirkung von Einzel-
personen, Gruppen und Organisationen an Umweltverträglichkeitsprüfungen sowie ihre Unterrichtung und Beteili-
gung an Entscheidungen, insbesondere solchen, die möglicherweise die Gemeinschaft betreffen könnten, in der sie 
leben und arbeiten. Einzelpersonen, Gruppen und Organisationen sollten Zugang zu umwelt- und entwicklungsrele-
vanten Informationen haben, die sich in Händen nationaler Stellen befinden, so auch Informationen über Produkte 
und Aktivitäten, die maßgebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben oder wahrscheinlich haben werden, sowie 
Informationen über Umweltschutzmaßnahmen.  
23.3 Alle Grundsatzentscheidungen, Definitionen oder Vorschriften, die den Zugang nichtstaatlicher Organisationen 
oder ihre Teilhabe an der Arbeit von Einrichtungen oder Organisationen der Vereinten Nationen berühren, die mit 
der Umsetzung der Agenda 21 zu tun haben, müssen gleichermaßen für alle wichtigen Gruppen gelten.  
23.4 Die nachstehenden Programmbereiche gehen auf die Mittel ein, mit denen eine echte gesellschaftliche Part-
nerschaft zu Gunsten der gemeinschaftlichen Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung zustande kommen 
kann.  
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      Globale Maßnahmen im Hinblick auf die Teilhabe der Frau an  
      einer nachhaltigen, gerechten Entwicklung 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH  
Handlungsgrundlage  
24.1 Die internationale Staatengemeinschaft hat mehrere Aktionspläne und Übereinkommen für die volle, gleichbe-
rechtigte und nutzbringende Integration der Frau in alle Entwicklungsmaßnahmen gebilligt, insbesondere die Zu-
kunftsstrategien von Nairobi zur Förderung der Frau1, in denen die Mitwirkung der Frau an der Bewirtschaftung der 
Ökosysteme und der Bekämpfung der Umweltverschlechterung auf nationaler und internationaler Ebene in den 
Vordergrund gestellt wird. Verschiedene Übereinkommen, darunter auch das Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau (Resolution 34/180 der Generalversammlung, Anlage) und Übereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) und der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (UNESCO), wurden verabschiedet, um der geschlechtsbedingten Diskriminierung ein Ende zu bereiten 
und der Frau Zugang zu Grund und Boden und anderen Ressourcen, Bildung und sicheren und gleichberechtigten 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu verschaffen. Ebenfalls von Relevanz ist in diesem Zusammenhang die Welterklä-
rung über das Überleben, den Schutz und die Entwicklung der Kinder aus dem Jahre 1990 und der Aktionsplan zur 
Umsetzung der Erklärung (A/45/625, Anhang). Die wirksame Durchführung dieser Programme hängt von der akti-
ven Einbeziehung der Frau in die wirtschaftlichen und politischen Entscheidungsprozesse ab und wird auch für die 
erfolgreiche Durchführung der Agenda 21 von größter Bedeutung sein.  
Ziele  
24.2 Den Regierungen der einzelnen Länder werden folgende Ziele vorgeschlagen:  
a) Die Umsetzung der Zukunftsstrategien von Nairobi zur Förderung der Frau, insbesondere im Hinblick auf de-
ren Beteiligung an der Bewirtschaftung der Ökosysteme und der Bekämpfung der Umweltverschlechterung im eige-
nen Land;  
b) die Erhöhung des Anteils der Frauen unter den Entscheidungsträgern, Planern, Fachberatern, Managern und 
Beratern in den Bereichen Umwelt und Entwicklung;  
c) die Erwägung der Möglichkeit, bis zum Jahr 2000 eine Strategie zur Herbeiführung der Änderungen zu erar-
beiten und bekannt zu geben, die notwendig sind, um die verfassungsrechtlichen, rechtlichen, administrativen, kultu-
rellen, verhaltensbedingten, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Hindernisse auf dem Weg zur vollen Beteiligung 
der Frau an der nachhaltigen Entwicklung und am öffentlichen Leben auszuräumen;  
d) die Einführung von Mechanismen auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene bis zum Jahr 1995 mit 
dem Ziel, den Durchführungsstand der entwicklungs- und umweltpolitischen Maßnahmen und Programme und de-
ren Auswirkungen auf die Frauen zu bewerten sowie den von ihnen geleisteten Beitrag und den ihnen entstehenden 
Nutzen sicherzustellen;  
e) die Auswertung, Prüfung, Überarbeitung und gegebenenfalls Einführung von Lehrplänen und sonstigem Unter-
richtsmaterial mit dem Ziel, in Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen darauf hinzuwirken, dass an 
Männer und Frauen im Rahmen der schulischen und außerschulischen Bildung und in entsprechenden Ausbildungs-
einrichtungen geschlechtsrelevante Kenntnisse und ein wertschätzendes Verständnis der Rolle der Frau vermittelt 
werden kann;  
f) die Ausarbeitung und Umsetzung einer klaren Regierungspolitik sowie staatlicher Leitlinien, Strategien und 
Pläne zur Herbeiführung von Gleichberechtigung in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens; dazu gehören 
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auch die Förderung der Alphabetisierung, der schulischen und beruflichen Ausbildung, der Ernährung und der Ge-
sundheit der Frau und ihre Teilhabe an zentralen Entscheidungsfunktionen und am Umwelt-Management, insbeson-
dere was ihren Zugang zu Ressourcen anbelangt, der durch Gewährung besserer Zugangsmöglichkeiten zu Krediten 
aller Art, insbesondere im informellen Sektor, sowie durch Maßnahmen zur Sicherung des Zugangs der Frau zu Ei-
gentumsrechten sowie zu landwirtschaftlichen Produktionsmitteln und Geräten gewährleistet werden sollte;  
g) die Ergreifung vordringlicher und den Gegebenheiten und Rechtssystemen des jeweiligen Landes entsprechen-
der Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Frauen und Männer das gleiche Recht haben, frei und eigenverantwortlich 
über die Zahl ihrer Kinder und die Geburtenabstände zu entscheiden, und dass sie nach Bedarf Zugang zu den In-
formationen, der Aufklärung und den Mitteln haben, die sie in die Lage versetzen, dieses Recht im Einklang mit 
ihrer Freiheit, ihrer Würde und ihren persönlichen Wertvorstellungen und unter Berücksichtigung ethischer und kul-
tureller Gesichtspunkte auszuüben;  
h) die Erwägung der Verabschiedung, Ergänzung und Durchsetzung von Rechtsvorschriften zum Verbot der Ge-
walt gegen Frauen und die Ergreifung aller erforderlichen Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um jede 
Form der Gewalt gegen Frauen zu beseitigen.  
Maßnahmen  
24.3 Die Regierungen sollten aktive Schritte im Hinblick auf folgende Maßnahmen unternehmen:  
a) Maßnahmen zur Überprüfung der verschiedenen Politikbereiche und zur Ausarbeitung entsprechender Pläne, 
um den Anteil der Frauen zu erhöhen, die als Entscheidungsträger, Planer, Manager, Wissenschaftler und technische 
Berater mit der Konzipierung, Ausarbeitung und Umsetzung von Politiken und Programmen zu Gunsten der nach-
haltigen Entwicklung befasst sind;  
b) Maßnahmen, um die Rolle von Büros für Frauenfragen, nichtstaatlichen Organisationen für Frauen und Frau-
engruppen zu stärken und sie in die Lage zu versetzen, zum verbesserten Kapazitätsaufbau zu Gunsten der nachhal-
tigen Entwicklung beizutragen;  
c) Maßnahmen zur Beseitigung des Analphabetismus bei Frauen und zur Erhöhung der Eintrittsrate von Frauen 
und Mädchen in Bildungseinrichtungen, zur Förderung des Ziels des allgemeinen Zugangs von Mädchen und Frauen 
zu Grundschulen und weiterführenden Schulen, zur Verbesserung der Bildungs- und Ausbildungschancen von Frau-
en und Mädchen in Wissenschaft und Technik, vor allem auf der postsekundären Ebene;  
d) Programme zur Förderung eines Abbaus der hohen Arbeitsbelastung von Frauen und Mädchen innerhalb und 
außerhalb des Haushalts durch die Einrichtung zahlreicherer kostengünstiger Kindertagesstätten und Kindergärten 
seitens der Regierungen, Kommunen, Arbeitgeber und anderer in Frage kommender Organisationen und durch eine 
gleichmäßige Aufteilung der Hausarbeit zwischen Männern und Frauen sowie zur Förderung der Bereitstellung 
umweltgerechter, in Absprache mit Frauen konzipierter, entwickelter und verbesserter Technologien und sauberen 
Wassers in erreichbarer Nähe, einer zuverlässigen Versorgung mit Brennstoffen und angemessener sanitärer Ein-
richtungen;  
e) Programme zum Auf- und Ausbau präventiv- und kurativmedizinischer Gesundheitseinrichtungen, wozu auch 
eine auf Frauen zugeschnittene und von Frauen geleitete sichere und effektive reproduktionsmedizinische Versor-
gung sowie gegebenenfalls erschwingliche, zugängliche Dienste für eine eigenverantwortliche Planung der Famili-
engröße im Einklang mit der Freiheit, der Würde und den persönlichen Wertvorstellungen und unter Berücksichti-
gung ethischer und kultureller Gesichtspunkte gehören. Die Programme sollten auf eine umfassende Gesundheits-
versorgung abstellen, wozu auch Schwangerschaftsvorsorge, Aufklärung und Information über Fragen der Gesund-
heit und der verantwortungsvollen Elternschaft gehören, und allen Frauen die Möglichkeit zum Vollstillen geben, 
zumindest während der ersten vier Monate nach der Geburt. Die Programme sollten die produktive und reproduktive 
Rolle und das Wohl der Frau uneingeschränkt unterstützen, unter besonderer Beachtung der Notwendigkeit einer 
gleichwertigen und verbesserten Gesundheitsversorgung für alle Kinder und der Reduzierung der Gefahr der Mütter- 
und Kindersterblichkeit und -morbidität;  
f) Programme zur Unterstützung und Verbesserung der Chancengleichheit auf dem Arbeitsmarkt und einer ge-
rechten Entlohnung der Frauen im formellen und informellen Sektor mit angemessenen wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Versorgungssystemen und -leistungen einschließlich Kinderbetreuung, insbesondere in Form von Kin-
dertagesstätten und Elternurlaub, sowie gleicher Zugang zu Krediten, Grund und Boden und sonstigen natürlichen 
Ressourcen;  
g) Programme zur Einrichtung ländlicher Bankensysteme, um den auf dem Lande lebenden Frauen leichteren und 
vermehrten Zugang zu Krediten, landwirtschaftlichen Produktionsmitteln und Geräten zu verschaffen;  
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h) Programme zur Stärkung des Verbraucherbewusstseins und der aktiven Beteiligung von Frauen unter Hervor-
hebung ihrer führenden Rolle bei der Herbeiführung der notwendigen Veränderungen für den Abbau oder die Ab-
schaffung nicht nachhaltiger Verbrauchsgewohnheiten und Produktionsweisen, insbesondere in den Industrielän-
dern, um auf diese Weise zu Investitionen in umweltgerechte Produktionsprozesse anzuregen und eine umwelt- und 
sozialverträgliche industrielle Entwicklung zu begünstigen;  
i) Programme zur Ausräumung hartnäckig fortbestehender negativer Vorstellungen, Klischees, Einstellungen und 
Vorurteile in Bezug auf Frauen durch Herbeiführung eines Wandels in den Sozialisationsmustern, in den Medien, in 
der Werbung sowie in der schulischen und außerschulischen Bildung; 
j) Maßnahmen zur Überprüfung der in diesen Bereichen erzielten Fortschritte einschließlich der Erstellung eines 
Prüf- und Bewertungsberichts, der auch die Empfehlungen einschließt, die auf der für 1995 vorgesehenen Weltfrau-
enkonferenz vorgelegt werden sollten.  
24.4 Die Regierungen werden dringend aufgefordert, alle einschlägigen, die Frau betreffenden Übereinkünfte zu 
ratifizieren, soweit dies nicht bereits geschehen ist. Die Regierungen, die solche Übereinkünfte bereits ratifiziert 
haben, sollten rechtliche, verfassungsrechtliche und administrative Verfahren einführen und durchsetzen, um die 
vereinbarten Rechte in einzelstaatliche Rechtsvorschriften umzusetzen; außerdem sollten sie Maßnahmen ergreifen, 
um diese Rechte in Kraft zu setzen und so die Rechtsfähigkeit der Frau im Hinblick auf die volle und gleichberech-
tigte Mitwirkung an Fragen und Entscheidungen im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung zu stärken.  
24.5 Die Vertragsstaaten des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau sollten bis 
zum Jahr 2000 Änderungsvorschläge zu diesem Übereinkommen prüfen und einbringen, um die den Bereich Um-
welt und Entwicklung betreffenden Teile des Übereinkommens zu stärken; besondere Beachtung gebührt dabei der 
Frage des Zugriffs und des Anspruchs auf natürliche Ressourcen, Technologien, kreative Bankdienste und er-
schwinglichen Wohnraum sowie der Schad- und Giftstoffbekämpfung zu Hause und am Arbeitsplatz. Die Vertrags-
staaten sollten auch klären, inwieweit sich das Übereinkommen auf Fragen der Umwelt und Entwicklung erstreckt 
und den Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau auffordern, Richtlinien über die Form auszuar-
beiten, in der die in bestimmten Artikeln des Übereinkommens geforderte Berichterstattung über diese Fragen erfol-
gen soll.  
A) BEREICHE, IN DENEN DRINGENDER HANDLUNGSBEDARF BESTEHT  
24.6 Die Länder sollten dringliche Maßnahmen zur Verhütung der rapide voranschreitenden Verschlechterung der 
Umweltsituation und der wirtschaftlichen Lage in den Entwicklungsländern ergreifen, die in ländlichen Gebieten 
ganz allgemein das Leben der Frauen und Kinder beeinträchtigt, welche unter den Folgen von Dürren, Wüstenaus-
breitung und Waldvernichtung, bewaffneten Feindseligkeiten, Naturkatastrophen, Giftmüll und den Folgen des Ein-
satzes ungeeigneter agrochemischer Produkte zu leiden haben.  
24.7 Damit diese Ziele erreicht werden können, sollten Frauen voll und ganz in die Entscheidungsprozesse und in 
die Durchführung nachhaltiger Entwicklungsmaßnahmen einbezogen werden.  
B) FORSCHUNG, DATENERFASSUNG UND VERBREITUNG VON INFORMATIONEN  
24.8 Im Zusammenwirken mit wissenschaftlichen Einrichtungen und einheimischen Forscherinnen sollten die Län-
der geschlechtsspezifisch differenzierende Datenbanken und Informationssysteme aufbauen und partizipative, hand-
lungsorientierte Forschungsarbeiten und Grundsatzanalysen durchführen, und zwar über  
a) den Wissensschatz und die Erfahrungen von Frauen über die Bewirtschaftung und Erhaltung der natürlichen 
Ressourcen zur anschließenden Eingabe in die auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichteten Datenbanken und 
Informationssysteme;  
b) die Auswirkungen von Strukturanpassungsprogrammen auf Frauen. Besondere Beachtung bei Untersuchungen 
im Zusammenhang mit Strukturanpassungsprogrammen gebührt den unterschiedlichen Auswirkungen dieser Pro-
gramme auf Frauen, insbesondere was Einschränkungen bei den Sozialleistungen sowie im Bildungs- und Gesund-
heitsbereich und den Wegfall von Subventionen für Lebensmittel und Brennstoffe anbelangt;  
c) die Auswirkungen der Umweltzerstörung, insbesondere durch Dürren, Wüstenbildung, giftige Chemikalien 
sowie bewaffnete Feindseligkeiten, auf Frauen;  
d) die Untersuchung der strukturellen Zusammenhänge zwischen den Geschlechterverhältnissen, der Umwelt und 
der Entwicklung;  
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e) die Berücksichtigung des Wertes unbezahlter Arbeit, einschließlich der gegenwärtig als Hausarbeit bezeichne-
ten Arbeit, in Rechnungssystemen, um den tatsächlichen Wert des von Frauen geleisteten Beitrages zur Volkswirt-
schaft besser auszuweisen, unter Verwendung der 1993 erscheinenden überarbeiteten Leitlinien des Systems Volks-
wirtschaftlicher Gesamtrechnungen (SNA) der Vereinten Nationen;  
f) Maßnahmen zur Aufstellung und Einbeziehung ökologischer, sozialer und geschlechtsspezifischer Wirkungs-
analysen als wichtigen Schritt bei der Erarbeitung und Überwachung von Programmen und Politiken;  
g) Programme zur Schaffung ländlicher und städtischer Ausbildungs-, Forschungs- und Ressourcenzentren in 
Entwicklungsländern und entwickelten Ländern zur Weiterverbreitung umweltgerechter Technologien an Frauen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND KOORDINIERUNG  
24.9 Der Generalsekretär der Vereinten Nationen sollte prüfen, inwieweit sich die gesamten Institutionen der Ver-
einten Nationen – auch diejenigen, die sich schwerpunktmäßig mit der Rolle der Frau befassen – zur Verwirklichung 
der gesteckten Entwicklungs- und Umweltziele eignen, und Empfehlungen für die Stärkung ihrer Kapazität ausspre-
chen. Zu den Stellen, die hier besonders zu beachten sind, gehören die Abteilung Frauenförderung (Zentrum für 
soziale Entwicklung und humanitäre Angelegenheiten, Büro der Vereinten Nationen in Wien), der Entwicklungs-
fonds der Vereinten Nationen für die Frau (UNIFEM), das Internationale Forschungs- und Ausbildungsinstitut zur 
Förderung der Frau (INSTRAW) und die Frauenprogramme der Regionalkommissionen. Bei der Prüfung sollte auch 
untersucht werden, wie die Umwelt- und Entwicklungsprogramme der einzelnen Organisationen des Systems der 
Vereinten Nationen entsprechend gestärkt werden können, damit sie in der Lage sind, die Agenda 21 umzusetzen, 
und wie die Rolle der Frauen in auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtete Programme und Entscheidungen 
eingebunden werden kann.  
24.10 Jede Organisation der Vereinten Nationen sollte die Anzahl der Frauen in herausgehobenen Führungs- 
und Leitungspositionen prüfen und, wo erforderlich, im Einklang mit Resolution 1991/17 des Wirtschafts- und So-
zialrats über die Verbesserung der Situation der Frauen im Sekretariat Programme zur Erhöhung des Frauenanteils 
beschließen.  
24.11 UNIFEM sollte in Zusammenarbeit mit dem Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) 
regelmäßige Konsultationen mit Gebern einführen, um auf diese Weise operative Programme und Projekte zu 
Gunsten der nachhaltigen Entwicklung zu fördern, die zu einer stärkeren Beteiligung von Frauen, insbesondere von 
Frauen mit niedrigem Einkommen, an der nachhaltigen Entwicklung und an Entscheidungsprozessen führen sollten. 
Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) sollte in allen Büros seiner residierenden Vertreter 
eine für Frauen bestimmte Anlaufstelle für Entwicklungs- und Umweltfragen einrichten, die Auskünfte erteilen und 
den Austausch von Erfahrungen und Informationen in diesen Bereichen fördern soll. Die an den Anschluss-
maßnahmen und der Umsetzung der Agenda 21 beteiligten Organisationen der Vereinten Nationen, Regierungen 
und nichtstaatlichen Organisationen sollten sicherstellen, dass bei allen Politiken, Programmen und Tätigkeiten 
geschlechtsspezifische Gesichtspunkte voll und ganz berücksichtigt werden.  
Mittel zur Umsetzung  
FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
24.12 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 40 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -
programme von den Regierungen beschlossen werden. 
 
 
____________________________ 
1 Abgedruckt in: Bericht der Weltkonferenz zur Überprüfung und Bewertung der Ergebnisse der Frauendekade der Vereinten Nationen 
für Gleichberechtigung, Entwicklung und Frieden, Nairobi, 15.-26. Juli 1985 (auszugsweise Übersetzung der Verkaufsveröffentlichung 
der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.85.IV.10), Kapitel I, Abschnitt A. 
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Kinder und Jugendliche und nachhaltige Entwicklung 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
25.1 Annähernd 30 Prozent der Weltbevölkerung sind Jugendliche. Die Einbeziehung der heutigen Jugend in Ent-
scheidungsprozesse auf dem Gebiet der Umwelt und Entwicklung und ihre Beteiligung an der Umsetzung von Pro-
grammen ist ausschlaggebend für den langfristigen Erfolg der Agenda 21.  
Programmbereiche  
A. STÄRKUNG DER ROLLE DER JUGEND UND AKTIVE EINBEZIEHUNG DER JUGEND IN DEN 
UMWELTSCHUTZ UND IN DIE FÖRDERUNG DER WIRTSCHAFTLICHEN UND SOZIALEN 
ENTWICKLUNG  
Handlungsgrundlage  
25.2 Es ist unbedingt erforderlich, dass Jugendliche aus allen Teilen der Welt auf allen in Betracht kommenden 
Ebenen aktiv an der Entscheidungsfindung beteiligt werden, weil diese ihr Leben heute beeinflusst und Auswirkun-
gen für die Zukunft besitzt. Abgesehen von ihrem geistigen Beitrag und ihrer Fähigkeit, Unterstützung zu mobilisie-
ren, bringen junge Menschen auch ihre eigenen Betrachtungsweisen mit ein, die der Berücksichtigung bedürfen.  
25.3 In der internationalen Gemeinschaft sind zahlreiche Maßnahmen vorgeschlagen und Empfehlungen einge-
bracht worden, mit dem Ziel, sicherzustellen, dass der Jugend eine sichere und gesunde Zukunft einschließlich einer 
lebenswerten Umwelt, eines verbesserten Lebensstandards und des Zugangs zu Bildung und Beschäftigung geboten 
wird. Die Entwicklungsplanung muss auf diese Fragen eingehen.  
Ziele  
25.4 Jedes Land sollte in Absprache mit seiner Jugend und deren Organisationen einen Prozess in Gang bringen, der 
den Dialog zwischen der Jugend und der Regierung auf allen Ebenen fördert, und Mechanismen einsetzen, die der 
Jugend den Zugriff auf Informationen ermöglichen und ihr Gelegenheit geben, ihren Standpunkt zu Regierungsent-
scheidungen – einschließlich der Umsetzung der Agenda 21 – darzulegen.  
25.5 Bis zum Jahre 2000 sollte jedes Land durch jährliche Erhöhung der Teilnahme- und Zugangsquoten sicherstel-
len, dass mehr als 50 Prozent der Jugendlichen – in einem ausgewogenen Verhältnis von Mädchen und Jungen – 
geeignete weiterführende Schulen besuchen oder an gleichwertigen Bildungs- oder berufsbildenden Programmen 
teilnehmen bzw. Zugang dazu haben.  
25.6 Jedes Land sollte Schritte unternehmen, um das gegenwärtige Niveau der Jugendarbeitslosigkeit zu senken, 
insbesondere dort, wo diese im Vergleich zur Gesamtarbeitslosenquote unverhältnismäßig hoch ist.  
25.7 Jedes Land und die Vereinten Nationen sollten die Förderung und Schaffung von Mechanismen unterstützen, 
die dazu vorgesehen sind, Jugendvertreter an allen Abläufen innerhalb der Vereinten Nationen zu beteiligen, damit 
sie auf diese Einfluss nehmen können.  
25.8 Jedes Land sollte Menschenrechtsverletzungen an jungen Menschen, insbesondere an jungen Frauen und Mäd-
chen, bekämpfen und in Betracht ziehen, alle Jugendlichen mit dem rechtlichen Schutz, den Qualifikationen, den 
Möglichkeiten und der Unterstützung auszustatten, die sie benötigen, um ihre persönlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Bestrebungen und das Potenzial zu verwirklichen, das sie in diesen Bereichen besitzen.  
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Maßnahmen  
25.9 Entsprechend den von ihnen verfolgten Strategien sollten die Regierungen Maßnahmen ergreifen,  
a) um bis 1993 Verfahren einzurichten, die unter Einbeziehung von Jugendlichen auf lokaler, nationaler und re-
gionaler Ebene die Konsultierung und mögliche Mitsprache von Jugendlichen beiderlei Geschlechts bei Entschei-
dungsprozessen auf dem Gebiet der Umwelt ermöglichen;  
b) um den Dialog mit Jugendorganisationen in Bezug auf die Abfassung und Bewertung von Umweltplänen und -
programmen oder Entwicklungsfragen zu fördern;  
c) um die Einbeziehung der Empfehlungen internationaler, regionaler und lokaler Jugendkonferenzen und anderer 
Foren, die den Standpunkt der Jugendlichen in Bezug auf die soziale und wirtschaftliche Entwicklung und die Res-
sourcenbewirtschaftung darlegen, in entsprechende Politiken zu erwägen;  
d) um allen Jugendlichen Zugang zu sämtlichen Bildungsarten zu gewähren und, wo immer dies angemessen ist, 
alternative Lernstrukturen bereitzustellen; sicherzustellen, dass das Bildungsangebot den wirtschaftlichen und sozia-
len Bedürfnissen der Jugendlichen entspricht und in allen Lehrplänen den Konzepten des Umweltbewusstseins und 
der nachhaltigen Entwicklung Rechnung trägt; um die Berufsausbildung zu erweitern, unter Einsatz innovativer Me-
thoden zur Erweiterung der praktischen Fertigkeiten, wie etwa Umwelterkundungen ("environmental scouting");  
e) um in Zusammenarbeit mit den zuständigen Ministerien und Organisationen einschließlich Jugendvertretern 
Strategien zur Schaffung alternativer Beschäftigungsmöglichkeiten zu entwickeln und umzusetzen und die erforder-
lichen Ausbildungsmöglichkeiten für junge Männer und Frauen bereitzustellen;  
f) um Projektgruppen einzurichten, denen Jugendliche und nichtstaatliche Jugendorganisationen angehören und 
die speziell auf die jugendliche Bevölkerung zugeschnittene Bildungsprogramme und Programme zur Bewusstseins-
schärfung zu wichtigen die Jugend betreffenden Themen entwickeln sollten. Diese Projektgruppen sollten sich Bil-
dungsmethoden im formellen und nichtformellen Bereich bedienen, um eine möglichst große Resonanz zu erzielen. 
Nationale und lokale Medien, nichtstaatliche Organisationen, Unternehmen und andere Organisationen sollten diese 
Projektgruppen unterstützen;  
g) um Programme, Projekte, Netzwerke, staatliche Organisationen und nichtstaatliche Jugendorganisationen zu 
unterstützen, damit diese die Integration von Programmen im Hinblick auf ihre Projektanforderungen überprüfen 
können, unter Förderung der Einbeziehung der Jugend in die Projektvorauswahl, Projektgestaltung, Projektdurch-
führung und Nachbetreuung;  
h) um gemäß den 1968, 1977, 1985 und 1989 verabschiedeten einschlägigen Resolutionen der Generalversamm-
lung in ihre Delegationen bei internationalen Konferenzen auch Jugendvertreter einzubeziehen.  
25.10 Die Vereinten Nationen und internationale Organisationen, die Jugendprogramme durchführen, sollten 
Maßnahmen ergreifen,  
a) um ihre Jugendprogramme zu überprüfen und Überlegungen anzustellen, wie die Koordinierung zwischen ih-
nen verbessert werden kann;  
b) um die Verbreitung einschlägiger Informationen an Regierungen, Jugendorganisationen und andere nichtstaat-
liche Organisationen über die gegenwärtig von der Jugend vertretenen Positionen und über ihre Aktivitäten zu ver-
bessern und die Umsetzung der Agenda 21 zu überwachen und zu bewerten;  
c) um den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das Internationale Jahr der Jugend zu unterstützen und mit 
Jugendvertretern bei der Verwaltung dieses Fonds zusammenzuarbeiten, wobei der Schwerpunkt auf den Bedürfnis-
sen der Jugendlichen aus Entwicklungsländern liegen sollte.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
25.11 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1,5 Mil-
lionen Dollar als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den 
Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbe-
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dingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, wel-
che konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) KINDER UND NACHHALTIGE ENTWICKLUNG  
Handlungsgrundlage  
25.12 Die Kinder werden nicht nur die Verantwortung für die Erde erben, sondern sie stellen in vielen Entwick-
lungsländern auch fast die Hälfte der Bevölkerung. Außerdem sind Kinder sowohl in den Entwicklungsländern als 
auch in den Industrieländern überaus anfällig für die Auswirkungen der Umweltverschlechterung. Darüber hinaus 
sind sie auch sehr bewusste Verfechter des Umweltgedankens. Die besonderen Interessen der Kinder müssen bei 
dem partizipativen Entscheidungsprozess zu Umwelt und Entwicklung voll berücksichtigt werden, damit die künfti-
ge Nachhaltigkeit aller zur Umweltverbesserung ergriffenen Maßnahmen sichergestellt ist.  
Ziele  
25.13 Im Einklang mit der von ihnen verfolgten Politik sollten die Regierungen der einzelnen Länder Maßnah-
men ergreifen,  
a) um das Überleben, den Schutz und die Entwicklung der Kinder gemäß den vom Weltkindergipfel 1990 gebil-
ligten Zielen (A/45/625, Anhang) sicherzustellen;  
b) um sicherzustellen, dass die Interessen der Kinder im Rahmen des partizipativen Prozesses zu Gunsten der 
nachhaltigen Entwicklung und der Umweltverbesserung voll und ganz berücksichtigt werden.  
Maßnahmen  
25.14 Die Regierungen sollten aktive Schritte unternehmen,  
a) um Programme für Kinder durchzuführen, deren Zweck die Verwirklichung der kinderspezifischen Ziele der 
neunziger Jahre im Bereich Umwelt und Entwicklung ist, insbesondere was Gesundheit, Ernährung, Erziehung, Al-
phabetisierung und Armutsbekämpfung betrifft;  
b) um das Übereinkommen über die Rechte der Kinder (Resolution 44/25 der Generalversammlung vom 
20. November 1989, Anlage) zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu ratifizieren und es anschließend in die Praxis 
umzusetzen, indem sie sich der Grundbedürfnisse der Jugendlichen und Kinder annehmen;  
c) um auf die Grundbedürfnisse der Gemeinschaften ausgerichtete primäre Umweltschutzaktivitäten zu fördern, 
um die Umwelt für Kinder auf Haushalts- und kommunaler Ebene zu verbessern und um insbesondere in den Ent-
wicklungsländern die Partizipation und die Selbsthilfekompetenz der einheimischen Bevölkerung einschließlich der 
Frauen, der Jugendlichen, der Kinder und der indigenen Bevölkerungsgruppen mit Blick auf das Ziel einer integrier-
ten Bewirtschaftung der Ressourcen durch die Gemeinschaft zu unterstützen;  
d) um die Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen, einschließlich der Erziehung zur Verantwortung für 
Umwelt und Entwicklung, unter überragender Beachtung der Erziehung von Mädchen zu vergrößern;  
e) um Gemeinschaften über Schulen und lokale Gesundheitszentren zu mobilisieren, damit Kinder und ihre Eltern 
wirksame Kristallisationspunkte zur Sensibilisierung dieser Gemeinschaften für Umweltfragen werden;  
f) um Verfahrensmechanismen zur Einbeziehung der Belange von Kindern in alle einschlägigen Politiken und 
Strategien auf dem Gebiet Umwelt und Entwicklung auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene zu schaffen; darin 
eingeschlossen sind auch solche, die sich auf die Verteilung der natürlichen Ressourcen und den Anspruch auf diese 
Ressourcen, den Bedarf an Wohnraum und Freizeiteinrichtungen und auf die Schad- und Giftstoffbekämpfung im 
ländlichen und städtischen Raum beziehen.  
25.15 Internationale und regionale Organisationen sollten auf den angesprochenen Gebieten zusammenarbeiten 
und sich miteinander abstimmen. Das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) sollte die Zusammenar-
beit mit anderen Organisationen der Vereinten Nationen, den Regierungen und nichtstaatlichen Organisationen bei 
der Entwicklung von kinderspezifischen Programmen und von Programmen zur Mobilisierung von Kindern für die 
oben genannten Aktivitäten fortführen.  
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Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
25.16 Der Mittelbedarf für die meisten dieser Maßnahmen ist in den Kostenvoranschlägen für andere Program-
me berücksichtigt worden.  
B) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
25.17 Diese Maßnahmen dürften den Kapazitätsaufbau und die Ausbildungsmaßnahmen erleichtern, die bereits 
in anderen Kapiteln der Agenda 21 vorgesehen sind.  
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Anerkennung und Stärkung der Rolle indigener Bevölke- 
      rungsgruppen und ihrer Gemeinschaften 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH 
Handlungsgrundlage  
26.1 Indigene Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften haben eine historische Beziehung zu ihrem Land und 
sind im allgemeinen Nachfahren der Ureinwohner solcher Gebiete. Im vorliegenden Kapitel umfasst der Begriff 
"Land" auch die Umwelt der von den betreffenden Menschen von alters her besiedelten Gebiete. Auf indigene Be-
völkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften entfällt ein erheblicher Anteil der Weltbevölkerung. Sie haben sich 
über viele Generationen hinweg ganzheitliche traditionelle wissenschaftliche Kenntnisse über ihr Land, die natürli-
chen Ressourcen und ihre Umwelt angeeignet. Indigene Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften müssen in 
den vollen Genuss der Menschenrechte und der Grundfreiheiten ohne Behinderung oder Diskriminierung kommen. 
Ihre Fähigkeit zur uneingeschränkten Mitwirkung an einem auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichteten Um-
gang mit ihrem Land war auf Grund wirtschaftlicher, sozialer und historischer Faktoren bislang eher begrenzt. An-
gesichts der Wechselbeziehung zwischen der natürlichen Umwelt und ihrer nachhaltigen Entwicklung einerseits und 
dem kulturellen, sozialen, wirtschaftlichen und physischen Wohlergehen der indigenen Bevölkerungsgruppen ande-
rerseits sollte bei nationalen und internationalen Anstrengungen zur Einführung einer umweltverträglichen und 
nachhaltigen Entwicklung die Rolle dieser Menschen und ihrer Gemeinschaften anerkannt, integriert, gefördert und 
gestärkt werden.  
26.2 Einige der den Zielen und Maßnahmen dieses Programmbereichs zugrunde liegenden Einzelziele sind bereits 
Bestandteil völkerrechtlicher Übereinkünfte wie etwa des Übereinkommens der ILO über indigene und in Stämmen 
lebende Völker in unabhängigen Ländern (Nr. 169) und sollen in die im Entwurf vorliegende allgemeine Erklärung 
über die Rechte indigener Bevölkerungsgruppen aufgenommen werden, die zur Zeit von der Arbeitsgruppe der Ver-
einten Nationen für indigene Bevölkerungsgruppen vorbereitet wird. Das von der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen in ihrer Resolution 45/164 vom 18. Dezember 1990 ausgerufene Internationale Jahr der autochthonen 
Bevölkerungsgruppen der Welt (1993) bietet eine günstige Gelegenheit für die Mobilisierung weiterer internationa-
ler technischer und finanzieller Zusammenarbeit.  
Ziele  
26.3 In voller Partnerschaft mit indigenen Bevölkerungsgruppen und ihren Gemeinschaften sollten sich die Regie-
rungen und gegebenenfalls auch zwischenstaatliche Organisationen bemühen, die folgenden Ziele zu erfüllen:  
a) Die Einleitung eines Prozesses zur Förderung des Mitspracherechts der indigenen Bevölkerungsgruppen und 
ihrer Gemeinschaften durch Maßnahmen, die Folgendes einschließen:  
 i) Die Verabschiedung oder Erweiterung einer entsprechenden Politik und/oder entsprechender Rechts-
instrumente auf nationaler Ebene;  
 ii) die Anerkennung der Notwendigkeit, das von den indigenen Bevölkerungsgruppen und ihren Ge-
meinschaften bewohnte Land vor Aktivitäten zu schützen, die umweltschädlich sind oder von den be-
troffenen indigenen Bevölkerungsgruppen als sozial und kulturell unangemessen betrachtet werden;  
 iii) die Anerkennung ihrer Wertvorstellungen, ihrer überlieferten Kenntnisse und der von ihnen prakti-
zierten Form der Ressourcenbewirtschaftung mit dem Ziel, eine umweltverträgliche und nachhaltige 
Entwicklung zu fördern;  
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 iv) die Anerkennung der Tatsache, dass die traditionelle und unmittelbare Abhängigkeit von erneuerbaren 
Ressourcen und Ökosystemen einschließlich nachhaltiger Erntepraktiken auch in Zukunft für das kul-
turelle, wirtschaftliche und physische Wohlergehen der indigenen Bevölkerungsgruppen und ihrer 
Gemeinschaften unentbehrlich ist;  
 v) die Schaffung und Stärkung staatlicher Konfliktlösungsmechanismen für Anliegen, die mit der Land- 
und Ressourcenbewirtschaftung zusammenhängen;  
 vi) Unterstützung für alternative umweltgerechte Produktionsmittel, damit den indigenen Bevölkerungs-
gruppen eine Bandbreite von Wahlmöglichkeiten zur Steigerung ihrer Lebensqualität zur Verfügung 
steht und sie wirksam an einer nachhaltigen Entwicklung teilhaben können;  
 vii) den verbesserten Aufbau der Kapazität der indigenen Gemeinschaften durch Anpassung und Aus-
tausch traditioneller Erfahrungen, Kenntnisse und Formen der Ressourcenbewirtschaftung, damit die 
nachhaltige Entwicklung dieser Gemeinschaften gewährleistet ist;  
b) gegebenenfalls die Schaffung von Regelungen zur Intensivierung der aktiven Mitwirkung der indigenen Be-
völkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften an der Gestaltung der Politik sowie der Rechtsvorschriften und Pro-
gramme im einzelstaatlichen Bereich, die die Ressourcenbewirtschaftung und andere sie möglicherweise berührende 
Entwicklungsprozesse betreffen, sowie von Regelungen, die es ihnen ermöglichen, Vorschläge für solche Politiken 
und Programme einzubringen;  
c) die Beteiligung indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften auf staatlicher und kommunaler 
Ebene an Strategien zur Ressourcenbewirtschaftung und Ressourcenerhaltung und sonstigen einschlägigen Pro-
grammen zur Unterstützung und Überprüfung von auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichteten Strategien wie 
sie z. B. in anderen Programmbereichen der Agenda 21 vorgeschlagen werden.  
Maßnahmen  
26.4 Es mag notwendig sein, dass manche indigenen Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften im Einklang 
mit einzelstaatlichen Rechtsvorschriften eine größere Kontrolle über ihr Land, die Selbstverwaltung ihrer Ressour-
cen, die Mitgestaltung der sie betreffenden Entwicklungsentscheidungen sowie gegebenenfalls auch eine Beteili-
gung an der Errichtung oder Verwaltung von Schutzgebieten erhalten. Nachfolgend sind einige der spezifischen 
Maßnahmen aufgeführt, die von den Regierungen zu ergreifen wären:  
a) Soweit noch nicht geschehen, die Erwägung der Ratifizierung und Anwendung bestehender internationaler 
Übereinkünfte, die für indigene Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften von Belang sind, und die Befürwor-
tung der Verabschiedung einer Erklärung über die Rechte indigener Völker durch die Generalversammlung;  
b) die Annahme bzw. Stärkung geeigneter Politiken und/oder Rechtsinstrumente, die das geistige und kulturelle 
Eigentum und das Recht indigener Bevölkerungsgruppen auf Bewahrung ihrer gewohnheitsrechtlichen und Verwal-
tungsstrukturen und -praktiken schützen.  
26.5 Die Organisationen der Vereinten Nationen und andere internationale Entwicklungs- und Finanzierungsinstitu-
tionen sowie die Regierungen sollten bei aktiver Beteiligung der indigenen Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemein-
schaften gegebenenfalls die nachfolgend aufgeführten Schritte unternehmen, um unter anderem die Wertvorstellun-
gen, Ansichten und Kenntnisse dieser Gruppen, einschließlich des einzigartigen Beitrags der indigenen Frauen, in 
die Ressourcenbewirtschaftung und andere Politiken und Programme, die sie berühren könnten, aufzunehmen:  
a) Die Benennung einer besonderen Anlaufstelle innerhalb jeder internationalen Organisation, die Veranstaltung 
von jährlichen Koordinierungstagungen zwischen den einzelnen Organisationen, gegebenenfalls in Absprache mit 
den Regierungen und Organisationen indigener Bevölkerungsgruppen, und die Schaffung eines Verfahrens inner-
halb und zwischen den Durchführungsorganen, das dazu dient, die Regierungen bei einer kohärenten und koordi-
nierten Einbeziehung der Ansichten indigener Bevölkerungsgruppen in die Politik- und Programmgestaltung und 
-umsetzung zu unterstützen. Im Rahmen dieses Verfahrens sollten indigene Bevölkerungsgruppen und ihre Gemein-
schaften informiert und konsultiert werden und die Möglichkeit zur Mitwirkung am innerstaatlichen Entscheidungs-
prozess erhalten, insbesondere soweit es um regionale und internationale Kooperationsmaßnahmen geht. Außerdem 
sollten Strategien, die auf lokalen indigenen Initiativen aufbauen, in diesen Politiken und Programmen volle Berück-
sichtigung finden;  
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b) die Bereitstellung technischer und finanzieller Unterstützung für Programme zum Kapazitätsaufbau, um indi-
gene Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften dabei zu unterstützen, eine nachhaltige Eigenentwicklung zu 
verfolgen;  
c) den Ausbau von Forschungs- und Bildungsprogrammen mit dem Ziel,  
 i) ein besseres Verständnis der Kenntnisse und der Erfahrungen zu erlangen, die indigene Bevölke-
rungsgruppen in Bezug auf die Bewirtschaftung der Umwelt besitzen, und diese auf heutige Entwick-
lungsherausforderungen anzuwenden;  
 ii) die Effizienz der von indigenen Bevölkerungsgruppen verwendeten Ressourcenbewirtschaftungssy-
steme zu steigern, beispielsweise durch Förderung der Anpassung und Verbreitung geeigneter techno-
logischer Neuerungen;  
d) den Beitrag zu den Bemühungen indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften im Rahmen von 
Strategien zur Ressourcenbewirtschaftung und -erhaltung (wie etwa denjenigen, die im Rahmen entsprechender über 
die Globale Umweltfazilität und den Tropen-Forstwirtschafts-Aktionsplan finanzierter Projekte entwickelt werden 
können) sowie von anderen Programmbereichen der Agenda 21 einschließlich Programmen zur Erfassung und 
Auswertung von Daten und anderen Informationen und deren Verwendung zur Unterstützung von auf eine nachhal-
tige Entwicklung ausgerichteten Vorhaben.  
26.6 In voller Partnerschaft mit den indigenen Bevölkerungsgruppen und ihren Gemeinschaften sollten die Regie-
rungen gegebenenfalls  
a) einzelstaatliche Regelungen für Konsultationen mit den indigenen Bevölkerungsgruppen und ihren Gemein-
schaften schaffen oder ausbauen, um sicherzustellen, dass deren Bedürfnissen Rechnung getragen wird und sich 
deren Wertvorstellungen sowie traditionelle und sonstige Kenntnisse und Gepflogenheiten in nationalen Politiken 
und Programmen zur Bewirtschaftung und Erhaltung der natürlichen Ressourcen und anderen sie berührenden Ent-
wicklungsprogrammen niederschlagen;  
b) sich nach Bedarf im Rahmen der regionalen Zusammenarbeit mit gemeinsamen, die indigenen Bevölkerungs-
gruppen betreffenden Fragen befassen, um die Mitwirkung dieser Gruppen an einer nachhaltigen Entwicklung anzu-
erkennen und stärker zum Tragen zu bringen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
26.7 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 3 Millionen Dol-
lar als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen 
noch nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, 
gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten 
Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) RECHTLICHE UND ADMINISTRATIVE RAHMENBEDINGUNGEN  
26.8 In Zusammenarbeit mit den betroffenen indigenen Bevölkerungsgruppen sollten die Regierungen je nach den 
besonderen Gegebenheiten des jeweiligen Landes die Rechte und Pflichten der indigenen Bevölkerungsgruppen und 
ihrer Gemeinschaften in die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften aufnehmen. Möglicherweise benötigen die Ent-
wicklungsländer bei der Durchführung dieser Maßnahmen technische Unterstützung.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
26.9 Die internationalen Entwicklungsorganisationen und die Regierungen sollten finanzielle und andere Ressour-
cen für die Bildung und Ausbildung indigener Bevölkerungsgruppen und ihrer Gemeinschaften bereitstellen, um 
ihre Kapazität zur Herbeiführung einer nachhaltigen Selbstentwicklung und Beitragsleistung zu und Teilhabe an 
einer nachhaltigen und ausgewogenen Entwicklung auf nationaler Ebene zu erhöhen. Besondere Aufmerksamkeit 
gebührt dabei der Stärkung der Rolle der indigenen Frauen.  
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Stärkung der Rolle der nichtstaatlichen Organisationen –  
      Partner für eine nachhaltige Entwicklung 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH  
Handlungsgrundlage  
27.1 Nichtstaatliche Organisationen spielen eine entscheidende Rolle bei der Ausformung und Umsetzung einer 
teilhabenden Demokratie. Ihre Glaubwürdigkeit ist durch die verantwortliche und konstruktive Rolle begründet, die 
sie in der Gesellschaft spielen. Formelle und informelle Organisationen wie auch Basisgruppen sollten als Partner 
bei der Umsetzung der Agenda 21 anerkannt werden. Die Unabhängigkeit der Rolle, die nichtstaatliche Organisatio-
nen innerhalb einer Gesellschaft spielen, erfordert echte Partizipation; deshalb ist Unabhängigkeit ein wesentliches 
Merkmal nichtstaatlicher Organisationen und eine Vorbedingung für wirkliche Partizipation.  
27.2 Eine der größten Herausforderungen, der sich die Weltgemeinschaft in ihrem Bemühen um einen Umstieg von 
nicht nachhaltigen Entwicklungsmustern auf eine umweltverträgliche und nachhaltige Entwicklung gegenübersieht, 
ist die Notwendigkeit, ein allen Teilen der Gesellschaft gemeinsames Zielbewusstsein lebendig werden zu lassen. 
Ob ein solches Zielbewusstsein zustande kommt, hängt davon ab, ob alle Gesellschaftssektoren bereit sind, sich in-
nerhalb der Gesellschaft an echter Partnerschaft und echtem Dialog zu beteiligen und gleichzeitig die unabhängige 
Rolle und Verantwortlichkeit und die besonderen Fähigkeiten des jeweils anderen Sektors anzuerkennen.  
27.3 Nichtstaatliche Organisationen einschließlich gemeinnütziger Organisationen, welche die im vorliegenden Teil 
der Agenda 21 angesprochenen Gruppen vertreten, verfügen über fundierte und vielfältige Erfahrungen, Fachkennt-
nisse und Fähigkeiten in Bereichen, die von besonderer Bedeutung für die Verwirklichung und Überprüfung einer 
umweltgerechten und sozialverantwortlichen nachhaltigen Entwicklung sind, wie sie in der gesamten Agenda 21 
angestrebt wird. Die Gemeinschaft der nichtstaatlichen Organisationen bietet deshalb ein globales Netzwerk, das zu 
Gunsten der Bemühungen um die Verwirklichung dieser gemeinsamen Ziele erschlossen, mit Mitspracherechten 
ausgestattet und gestärkt werden sollte.  
27.4 Um sicherzustellen, dass der Beitrag, den nichtstaatliche Organisationen zu leisten vermögen, voll zum Tragen 
kommt, sollte eine möglichst intensive Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen internationalen Organisatio-
nen, Regierungen und örtlichen Verwaltungen und nichtstaatlichen Organisationen in den mit der Umsetzung der 
Agenda 21 betrauten Gremien und im Rahmen der dafür entwickelten Programme hergestellt werden. Nichtstaatli-
che Organisationen müssen außerdem die Zusammenarbeit und die Kommunikation untereinander verbessern, damit 
sie wirksamere Akteure bei der Verwirklichung nachhaltiger Entwicklung sein können.  
Ziele  
27.5 Die Gesellschaft, die Regierungen und internationale Organe sollten Mechanismen entwickeln, die den nicht-
staatlichen Organisationen die Möglichkeit geben, ihrer partnerschaftlichen Rolle im Rahmen eines umweltverträg-
lichen und nachhaltigen Entwicklungsprozesses in verantwortlicher und wirksamer Weise gerecht zu werden.  
27.6 Zur Stärkung der Rolle der nichtstaatlichen Organisationen als gesellschaftliche Partner sollten das System der 
Vereinten Nationen und die Regierungen in Absprache mit den nichtstaatlichen Organisationen einen Prozess in 
Gang bringen, im Zuge dessen formelle Verfahren und Mechanismen für die Beteiligung dieser Organisationen auf 
allen Ebenen von der Politikgestaltung und Entscheidungsfindung bis hin zur Umsetzung geprüft werden.  
27.7 Bis 1995 sollte auf nationaler Ebene zwischen allen Regierungen und nichtstaatlichen Organisationen und de-
ren selbstorganisierten Netzwerken ein für beide Seiten konstruktiver Dialog eingeleitet werden, dessen Ziel die 
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Anerkennung und Stärkung ihrer jeweiligen Rolle im Rahmen der Verwirklichung einer umweltverträglichen und 
nachhaltigen Entwicklung ist.  
27.8 Die Regierungen und internationalen Organe sollten die Beteiligung nichtstaatlicher Organisationen an der 
Konzipierung, Schaffung und Evaluierung förmlicher Mechanismen und formeller Verfahren zur Überprüfung der 
Umsetzung der Agenda 21 auf allen Ebenen fördern und ermöglichen.  
Maßnahmen  
27.9 Das System der Vereinten Nationen einschließlich der internationalen Finanzierungsinstitutionen und Entwick-
lungsorganisationen sowie alle zwischenstaatlichen Organisationen und Foren sollten in Absprache mit den nicht-
staatlichen Organisationen Maßnahmen ergreifen,  
a) um Möglichkeiten zur Verbesserung bestehender Verfahren und Mechanismen zu prüfen, in deren Rahmen 
nichtstaatliche Organisationen einen Beitrag zur Politikgestaltung, Entscheidungsfindung, Umsetzung und Evaluie-
rung auf der Ebene der einzelnen Organe, in interinstitutionellen Gesprächen und im Rahmen von Konferenzen der 
Vereinten Nationen leisten können, und darüber Bericht zu erstatten;  
b) um auf der Grundlage von Buchstabe a vorhandene Mechanismen und Verfahren innerhalb jeder Organisation 
zu optimieren oder – falls nicht vorhanden – einzuführen, mit deren Hilfe bei der Gestaltung, Umsetzung und Evalu-
ierung von Politiken und Programmen auf das Fachwissen und die Ansichten nichtstaatlicher Organisationen zu-
rückgegriffen werden kann;  
c) um mit Blick auf eine Stärkung der Rolle nichtstaatlicher Organisationen als gesellschaftliche Partner den Um-
fang der ihnen gewährten finanziellen und administrativen Unterstützung und das Ausmaß und die Effektivität ihrer 
Beteiligung an der Durchführung von Programmen und Projekten zu überprüfen;  
d) um offene und wirksame Mittel zur Mitbeteiligung nichtstaatlicher Organisationen an den Verfahren zur Über-
prüfung und Evaluierung der Umsetzung der Agenda 21 auf allen Ebenen zu entwickeln;  
e) um nichtstaatliche Organisationen und deren selbstorganisierte Netzwerke zu fördern und ihnen die Möglich-
keit der Beteiligung an der Überprüfung und Evaluierung der Strategien und Programme zur Umsetzung der Agenda 
21 zu geben; dazu gehört auch die Unterstützung der nichtstaatlichen Organisationen der Entwicklungsländer und 
deren selbstorganisierter Netzwerke;  
f) um in den im Einklang mit dem Überprüfungsprozess für die Agenda 21 der Generalversammlung unterbreite-
ten diesbezüglichen Berichten des Generalsekretärs und aller einschlägigen Organisationen der Vereinten Nationen 
und anderer zwischenstaatlicher Organisationen und Foren die Erkenntnisse nichtstaatlicher Überprüfungssysteme 
und Evaluierungsverfahren in Bezug auf die Umsetzung der Agenda 21 zu berücksichtigen;  
g) um den nichtstaatlichen Organisationen Zugriff auf zuverlässige und aktuelle Daten und Informationen zu ge-
währen und auf diese Weise die Wirksamkeit ihrer Programme und Aktivitäten und ihre Rolle als unterstützendes 
Element einer nachhaltigen Entwicklung zu fördern.  
27.10 Die Regierungen sollten Schritte unternehmen,  
a) um mit den verschiedenen Sektoren repräsentierenden nichtstaatlichen Organisationen und deren selbstorgani-
sierten Netzwerken einen Dialog anzuknüpfen bzw. zu verstärken, der folgenden Zwecken dienen könnte: i) die 
Rechte und Verantwortlichkeiten dieser Organisationen zu überdenken; ii) von nichtstaatlicher Seite kommende 
integrierte Beiträge wirksam in den Politikgestaltungsprozess der Regierung einfließen zu lassen; iii) auf nichtstaat-
licher Seite die Koordinierung bei der Umsetzung staatlicher Politik auf Programmebene zu erleichtern;  
b) um im Rahmen der auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichteten Maßnahmen Partnerschaft und Dialog 
zwischen örtlichen nichtstaatlichen Organisationen und Kommunalverwaltungen zu fördern und zu ermöglichen;  
c) um nichtstaatliche Organisationen an einzelstaatlichen Mechanismen oder Verfahren zur Durchführung der 
Agenda 21 zu beteiligen und größtmöglichen Nutzen aus deren besonderen Fähigkeiten, insbesondere in den Berei-
chen Bildung, Armutsbekämpfung sowie Umweltschutz und -sanierung, zu ziehen;  
d) um bei der Gestaltung und Evaluierung der bei der Umsetzung der Agenda 21 verfolgten Politik auf allen Ebe-
nen die Erkenntnisse nichtstaatlicher Überwachungs- und Überprüfungsmechanismen zu berücksichtigen;  
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e) um das staatliche Bildungswesen dahingehend zu überprüfen, ob es dort Möglichkeiten zur Einbeziehung und 
stärkeren Beteiligung nichtstaatlicher Organisationen im Bereich der schulischen und außerschulischen Bildung und 
der öffentlichen Bewusstseinsbildung gibt;  
f) um nichtstaatlichen Organisationen die erforderlichen Daten und Informationen für eine wirksame Beteiligung 
an der Forschung und an der Gestaltung, Durchführung und Evaluierung von Programmen zur Verfügung zu stellen 
und zugänglich zu machen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
27.11 Auf internationaler und nationaler Ebene werden in relativ begrenztem und nicht vorhersehbarem Um-
fang Kosten für den Ausbau der Konsultationsverfahren und -mechanismen anfallen. Ihre Höhe hängt vom Resultat 
der Überprüfungsprozesse und von den sich entwickelnden Auffassungen über die beste Möglichkeit zur Anknüp-
fung einer Partnerschaft und eines Dialogs zwischen staatlichen Organisationen und Gruppen nichtstaatlicher Orga-
nisationen ab. Auch die nichtstaatlichen Organisationen benötigen zusätzliche Finanzierungsmittel für die Einrich-
tung oder Verbesserung eigener Monitoring-Systeme für die Agenda 21 oder für ihre Mitwirkung an solchen Syste-
men. Diese Kosten werden nicht unerheblich sein, können indes mit den zur Zeit verfügbaren Angaben nicht zuver-
lässig geschätzt werden.  
B) KAPAZITÄTSAUFBAU  
27.12 Die Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und sonstige zwischenstaatliche Organisationen 
und Foren, bilaterale Programme und gegebenenfalls auch die Privatwirtschaft müssen in Zukunft für nichtstaatliche 
Organisationen und deren selbstorganisierte Netzwerke, insbesondere die in den Entwicklungsländern angesiedelten, 
die an der laufenden Überwachung und Evaluierung der Programme der Agenda 21 beteiligt sind, mehr finanzielle 
und administrative Unterstützung bereitstellen. Außerdem müssen sie auf internationaler und regionaler Ebene Aus-
bildungsmöglichkeiten für nichtstaatliche Organisationen schaffen (und ihnen bei der Entwicklung eigener Ausbil-
dungsprogramme behilflich sein), damit sie sich verstärkt partnerschaftlich an der Gestaltung und Durchführung von 
Programmen beteiligen können.  
27.13 Unter Berücksichtigung der Gegebenheiten des jeweiligen Landes müssen die Regierungen die erforder-
lichen Rechtsvorschriften erlassen bzw. stärken, um die Einrichtung von Beratungsgruppen durch nichtstaatliche 
Organisationen zu ermöglichen und das Recht dieser Organisationen, sich mit rechtlichen Mitteln für die Wahrung 
des öffentlichen Interesses einzusetzen, zu gewährleisten.  
 
  
Agenda 21 291 
 
Kommunale Initiativen zur Unterstützung der Agenda 21 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH  
Handlungsgrundlage  
28.1 Da so viele der in der Agenda 21 angesprochenen Probleme und Lösungen ihre Wurzeln in Aktivitäten auf 
örtlicher Ebene haben, ist die Beteiligung und Mitwirkung der Kommunen ein entscheidender Faktor bei der Ver-
wirklichung der Agendaziele. Kommunen errichten, verwalten und unterhalten die wirtschaftliche, soziale und öko-
logische Infrastruktur, überwachen den Planungsablauf, stellen die kommunale Umweltpolitik und kommunale 
Umweltvorschriften auf und wirken an der Umsetzung der nationalen und regionalen Umweltpolitik mit. Als Poli-
tik- und Verwaltungsebene, die den Bürgern am nächsten ist, spielen sie eine entscheidende Rolle dabei, die Öffent-
lichkeit aufzuklären und zu mobilisieren und im Hinblick auf die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung auf ihre 
Anliegen einzugehen.  
Ziele  
28.2 In diesem Programmbereich sind folgende Ziele vorgesehen:  
a) Bis 1996 sollte die Mehrzahl der Kommunalverwaltungen der einzelnen Länder in einen Konsultationsprozess 
mit ihren Bürgern eingetreten sein und einen Konsens hinsichtlich einer "lokalen Agenda 21" für das jeweilige Ge-
meinwesen erzielt haben;  
b) bis 1993 sollte die internationale Gemeinschaft einen Konsultationsprozess eingeleitet haben, dessen Ziel eine 
zunehmend engere Zusammenarbeit zwischen den Kommunen ist;  
c) bis 1994 sollten Vertreter von Verbänden der Städte und anderer Kommunen die Zusammenarbeit und Koordi-
nierung intensiviert haben, mit dem Ziel, den Informations- und Erfahrungsaustausch zwischen den Kommunen zu 
verbessern;  
d) alle Kommunen in einem jedem Land sollten dazu angehalten werden, Programme durchzuführen und zu 
überwachen, deren Ziel die Beteiligung von Frauen und Jugendlichen an Entscheidungs-, Planungs- und Umset-
zungsprozessen ist.  
Maßnahmen  
28.3 Jede Kommunalverwaltung sollte in einen Dialog mit ihren Bürgern, örtlichen Organisationen und der Privat-
wirtschaft eintreten und eine "lokale Agenda 21" beschließen. Im Zuge der Konsultation und Konsensbildung wür-
den die Kommunen von ihren Bürgern und von örtlichen, Bürger-, Gemeinde-, Wirtschafts- und Gewerbeorganisa-
tionen lernen und die Informationen erhalten, die sie benötigen, um die beste Strategie aufstellen zu können. Durch 
den Konsultationsprozess würde das Bewusstsein der einzelnen Haushalte für Fragen der nachhaltigen Entwicklung 
geschärft. Kommunale Programme, Politiken, Gesetze und sonstige Vorschriften zur Verwirklichung der Zielset-
zungen der Agenda 21 würden bewertet und auf der Grundlage der verabschiedeten lokalen Programme modifiziert. 
Die Strategien könnten auch dazu herangezogen werden, lokale, nationale, regionale und internationale Finanzie-
rungsvorschläge zu unterstützen.  
28.4 Partnerschaften zwischen einschlägigen Organen und Organisationen wie etwa dem UNDP, dem Zentrum der 
Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) und dem UNEP, der Weltbank, regionalen Banken, 
dem Internationalen Städte- und Gemeindeverband, dem Metropolis-Weltverband (World Association of the Major 
Metropolises), dem Gipfel der großen Städte der Welt, dem Weltbund der Partnerstädte und anderen wichtigen Part-
nern sollten gefördert werden, um vermehrt internationale Unterstützung für kommunale Programme zu mobilisie-
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ren. Ein wichtiges Ziel in diesem Zusammenhang wäre, vorhandene Institutionen, die mit kommunalem Kapazitäts-
aufbau und lokalem Umweltmanagement befasst sind, zu unterstützen, zu erweitern und zu verbessern. Zu diesem 
Zweck  
a) sind Habitat und andere einschlägige Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen aufge-
fordert, ihre Dienstleistungen im Hinblick auf die Sammlung von Informationen über lokale Strategien, insbesonde-
re soweit diese internationaler Unterstützung bedürfen, zu verstärken;  
b) könnten im Rahmen regelmäßiger Konsultationen unter Beteiligung internationaler Partner sowie auch der 
Entwicklungsländer Strategien überprüft und Überlegungen angestellt werden, wie eine solche internationale Unter-
stützung am besten mobilisiert werden könnte. Eine derartige sektorale Absprache würde als Ergänzung zu gleich-
laufenden länderspezifischen Konsultationen dienen, wie etwa denjenigen, die im Rahmen von Beratungsgruppen 
und Rundtischkonferenzen stattfinden.  
28.5 Vertreter von Kommunalverbänden werden aufgefordert, Prozesse einzurichten, um den Austausch von Infor-
mationen und Erfahrungen und die gegenseitige technische Hilfe zwischen den Kommunen zu intensivieren.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
28.6 Es wird empfohlen, dass alle Beteiligten ihren Finanzbedarf in diesem Bereich neu bewerten. Schätzungen des 
Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten (1993-2000) für die 
Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1 Million Dollar als Zuschüsse oder 
zu Konzessionsbedingungen. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung.  
B) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN UND KAPAZITÄTSAUFBAU 
28.7 Dieses Programm dürfte den Kapazitätsaufbau und die Ausbildungsmaßnahmen erleichtern, die bereits in an-
deren Kapiteln der Agenda 21 enthalten sind.  
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Stärkung der Rolle der Arbeitnehmer und ihrer Gewerk- 
      schaften 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH  
Handlungsgrundlage  
29.1 Die Bemühungen um die Verwirklichung der nachhaltigen Entwicklung werden auf staatlicher und auf Unter-
nehmensebene sowohl Anpassungsprozesse als auch neue Chancen mit sich bringen, wovon an erster Stelle die Ar-
beitnehmer betroffen sind. Als ihre Interessenvertreter kommt den Gewerkschaften auf Grund ihrer Erfahrungen mit 
dem industriellen Wandel, auf Grund der außerordentlich hohen Priorität, die sie dem Schutz der Arbeitsumwelt und 
der damit zusammenhängenden natürlichen Umwelt einräumen, und auf Grund ihres Engagements für eine sozial 
verantwortliche wirtschaftliche Entwicklung eine wichtige Funktion dabei zu, die Herbeiführung einer nachhaltigen 
Entwicklung zu erleichtern. Das bestehende Kooperationsnetzwerk zwischen den Gewerkschaften und ihren zahlrei-
chen Mitgliedern ist ein wichtiges Medium, das es gestattet, die theoretischen Grundlagen der nachhaltigen 
Entwicklung zu verbreiten und ihre praktische Umsetzung zu unterstützen. Das bewährte dreigliedrige System bietet 
ein Fundament für eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen Arbeitnehmern und ihren Vertretern, den Regierungen 
und den Arbeitgebern, was die Verwirklichung der nachhaltigen Entwicklung anbelangt.  
Ziele  
29.2 Gesamtziel ist die Armutslinderung sowie eine nachhaltige Vollbeschäftigung als Beitrag zu einer sicheren, 
sauberen und gesunden Umwelt – sowohl der Arbeitsumwelt als auch der Gemeinschaft und der natürlichen Um-
welt. Arbeitnehmer sollten umfassend an der Umsetzung und Evaluierung der im Zusammenhang mit der Agen-
da 21 vorgeschlagenen Maßnahmen beteiligt werden.  
29.3 Um dies zu erreichen, sollten bis 2000 folgende Ziele verwirklicht werden:  
a) Förderung der Ratifizierung der einschlägigen Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
und Verabschiedung von Rechtsvorschriften zur Unterstützung dieser Übereinkommen;  
b) Einführung zweigliedriger und dreigliedriger Systeme in den Bereichen Sicherheit, Gesundheit und nachhalti-
ge Entwicklung;  
c) Erhöhung der Zahl kollektiver Umweltvereinbarungen, die auf die Herbeiführung einer nachhaltigen Entwick-
lung ausgerichtet sind;  
d) Reduzierung der Zahl der nach anerkannten statistischen Berichtsverfahren verzeichneten Arbeitsunfälle, be-
rufsbedingten Verletzungen und Berufskrankheiten;  
e) Erhöhung des Angebots an Aus- und Fortbildungs- sowie Umschulungsmöglichkeiten für Arbeitnehmer, ins-
besondere im Bereich Arbeits- und Umweltschutz.  
Maßnahmen  
A) FÖRDERUNG DER VEREINIGUNGSFREIHEIT  
29.4 Damit sich Arbeitnehmer und ihre Gewerkschaften umfassend und gut informiert an der Unterstützung einer 
nachhaltigen Entwicklung beteiligen können, sollten Regierungen und Arbeitgeber das Recht des einzelnen Arbeit-
nehmers auf Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Koalitionsrechts, wie durch die Übereinkommen der ILO vor-
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gesehen, fördern. Die Regierungen sollten die Ratifizierung und Umsetzung dieser Übereinkommen in Betracht zie-
hen, sofern sie dies bisher noch nicht getan haben.  
B) STÄRKUNG DER MITBESTIMMUNG UND DER KONSULTATION  
29.5 Die Regierungen und die Wirtschaft sollten die aktive Beteiligung der Arbeitnehmer und ihrer Gewerkschaften 
an der Gestaltung, Umsetzung und Evaluierung der nationalen und internationalen Politiken und Programme in den 
Bereichen Umwelt und Entwicklung, namentlich Beschäftigungspolitik, Industriestrategien, Arbeitsmarktanpas-
sungsprogramme und Fragen des Technologietransfers, fördern.  
29.6 Gewerkschaften, Arbeitgeber und Regierungen sollten zusammenarbeiten, um die ausgewogene Umsetzung 
des Konzepts der nachhaltigen Entwicklung zu gewährleisten.  
29.7 Daher sollten gemeinsame (Arbeitgeber/Arbeitnehmer) oder dreigliedrige (Arbeitgeber/Arbeitnehmer/Regie-
rung) Kooperationsmechanismen auf Betriebsebene sowie auf kommunaler und staatlicher Ebene eingerichtet wer-
den, die sich mit Fragen der Sicherheit, der Gesundheit und der Umwelt befassen und dabei unter anderem den 
Rechten und der Stellung der Frau am Arbeitsplatz besondere Berücksichtigung zukommen lassen. 
29.8 Die Regierungen und die Arbeitgeber sollten sicherstellen, dass den Arbeitnehmern und ihren Vertretern alle 
einschlägigen Informationen zur Verfügung gestellt werden, die ihnen eine wirksame Mitgestaltung dieser Entschei-
dungsprozesse ermöglichen.  
29.9 Die Gewerkschaften sollten auch in Zukunft Handlungskonzepte zu allen Aspekten der nachhaltigen Entwick-
lung präzisieren, entwickeln und fördern.  
29.10 Die Gewerkschaften und die Arbeitgeber sollten Rahmenbedingungen für eine gemeinsame Umweltpoli-
tik schaffen und Prioritäten für die Verbesserung der Arbeitsumwelt und des Gesamtbeitrags der Privatwirtschaft zur 
Entlastung der Umwelt setzen.  
29.11 Die Gewerkschaften sollten:  
a) sicherzustellen versuchen, dass Arbeitnehmer die Möglichkeit haben, an Umweltprüfungen am Arbeitsplatz 
und an Umweltverträglichkeitsprüfungen mitzuwirken;  
b) sich an Umwelt- und Entwicklungsaktivitäten innerhalb der örtlichen Gemeinschaft beteiligen und bei eventu-
ell aufkommenden Problemen von allgemeinem Interesse ein gemeinsames Vorgehen fördern;  
c) eine aktive Rolle bei den eine nachhaltige Entwicklung betreffenden Aktivitäten internationaler und regionaler 
Organisationen, insbesondere innerhalb des Systems der Vereinten Nationen, übernehmen.  
C) BEREITSTELLUNG ANGEMESSENER AUS- UND FORTBILDUNGSMÖGLICHKEITEN  
29.12 Die Arbeitnehmer und ihre Vertreter sollten Zugang zu angemessenen Aus- und Fortbildungsmöglichkei-
ten haben, damit ihr Umweltbewusstsein geschärft, ihre Sicherheit und Gesundheit gewährleistet und ihr wirtschaft-
liches und soziales Wohlergehen gesteigert werden können. Durch diese Aus- und Fortbildung sollte sichergestellt 
werden, dass die notwendigen Qualifikationen zur Förderung einer nachhaltigen Existenzsicherung und zur Verbes-
serung der Arbeitsumwelt vorhanden sind. Gewerkschaften, Arbeitgeber, Regierungen und internationale Organisa-
tionen sollten bei der Beurteilung der Ausbildungserfordernisse in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbereich zusammenar-
beiten. Die Arbeitnehmer und ihre Vertreter sollten in die Planung und Durchführung von vom Arbeitgeber und vom 
Staat durchgeführten Ausbildungsmaßnahmen für Arbeitnehmer einbezogen werden.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
29.13 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 300 Mil-
lionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzu-
stellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der 
Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkon-
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zessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -
programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) KAPAZITÄTSAUFBAU 
29.14 Besondere Beachtung gebührt der Stärkung der Kapazitäten jedes der drei Sozialpartner (Staat, 
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften), um eine engere Zusammenarbeit zu Gunsten einer nachhaltigen 
Entwicklung zu ermöglichen.  
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      Stärkung der Rolle der Wirtschaft 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
30.1 Die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen spielt eine zentrale Rolle in der sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung eines Landes. Stabile grundsatzpolitische Rahmenbedingungen geben der Wirtschaft 
Möglichkeiten und Anstöße zu einem verantwortungsbewussten und effizienten Handeln und zur Verfolgung län-
gerfristig ausgerichteter Politiken. Zunehmender Wohlstand, ein vorrangiges Ziel des Entwicklungsprozesses, ent-
steht vor allem durch die Aktivitäten der Wirtschaft. Große wie kleine Wirtschaftsunternehmen im formellen ebenso 
wie im informellen Sektor bieten bedeutende Möglichkeiten für Handel, Beschäftigung und Existenzsicherung. 
Frauen offen stehende unternehmerische Möglichkeiten tragen zu deren beruflicher Weiterentwicklung bei, stärken 
ihre Rolle in der Wirtschaft und verändern das soziale System. Die Wirtschaft, einschließlich der transnationalen 
Unternehmen, und die sie vertretenden Organisationen sollten an der Durchführung und Bewertung von Maßnah-
men im Zusammenhang mit der Agenda 21 voll beteiligt sein.  
30.2 Durch effizientere Produktionsprozesse, vorbeugende Strategien, sauberere Produktionstechnologien und -ver-
fahren während des gesamten Produktkreislaufs, die zur Abfallminimierung oder Abfallvermeidung führen, können 
Unternehmenspolitik und unternehmerisches Verhalten der Wirtschaft, einschließlich der transnationalen Unter-
nehmen, entscheidenden Einfluss auf die Verminderung der Auswirkungen auf die Ressourcennutzung und die Um-
welt nehmen. Technologische Innovationen, technische Entwicklung und Anwendung, Technologietransfer und die 
umfassenderen Partnerschafts- und Kooperationsaspekte fallen größtenteils in den Tätigkeitsbereich der Wirtschaft.  
30.3 Die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollte die Umweltbewirtschaftung als eine der 
höchsten unternehmerischen Prioritäten und als Schlüsseldeterminante für eine nachhaltige Entwicklung anerken-
nen. Einige aufgeklärte Unternehmensführer setzen heute bereits das Konzept des verantwortlichen Handelns und 
der Produktverantwortung um und führen entsprechende Programme durch, fördern Offenheit und Dialog mit den 
Beschäftigten und der Öffentlichkeit und führen Umweltbetriebsprüfungen und Überprüfungen der Einhaltung von 
Umweltauflagen durch. Diese Führungsspitzen der Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen leiten 
zunehmend freiwillige Eigeninitiativen ein, fördern und ergreifen Maßnahmen zur Eigenkontrolle und größeren Ei-
genverantwortlichkeit, indem sie sicherstellen, dass ihre unternehmerische Tätigkeit möglichst geringe Auswir-
kungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt mit sich bringt. Die in vielen Ländern eingeführten ord-
nungsrechtlichen Maßnahmen und das wachsende Umweltbewusstsein der Verbraucher und der Öffentlichkeit so-
wie aufgeklärter Führungskräfte der Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen haben zu dieser Ent-
wicklung gleichermaßen beigetragen. Ein positiver Beitrag der Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unter-
nehmen zu einer nachhaltigen Entwicklung kann in zunehmendem Maße dadurch erreicht werden, dass wirtschafts-
politische Instrumente wie etwa marktwirtschaftliche Mechanismen eingesetzt werden, bei denen entsprechend den 
länderspezifischen Gegebenheiten die Preise für Waren und Dienstleistungen zunehmend die ökologischen Kosten 
der eingesetzten Mittel, der Produktion, der Verwendung, des Recycling und der Entsorgung widerspiegeln sollten.  
30.4 Die Verbesserung der Produktionssysteme durch Technologien und Verfahren, welche die Ressourcen effi-
zienter nutzen und gleichzeitig weniger Abfall erzeugen – also mit weniger mehr erreichen – ist ein wichtiger Schritt 
in Richtung Nachhaltigkeit in der Wirtschaft. Ebenso ist es notwendig, Erfindungsgeist, Wettbewerbsstreben und 
freiwillige Initiativen zu erleichtern und zu fördern, um zur Entwicklung vielfältigerer, effizienterer und wirksame-
rer Alternativen anzuregen. Um diesen grundlegenden Erfordernissen gerecht zu werden und die Rolle der Wirt-
schaft einschließlich der transnationalen Unternehmen weiter zu stärken, werden die beiden folgenden Programmbe-
reiche vorgeschlagen.  
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Programmbereiche  
A) FÖRDERUNG EINER SAUBEREREN PRODUKTION  
Handlungsgrundlage  
30.5 Es wird zunehmend anerkannt, dass Produktionsprozesse, Technologien und Managementpraktiken, die die 
Ressourcen ineffizient nutzen, Rückstände erzeugen, die nicht wiederverwendet werden, Abfälle verursachen, die 
nachteilige Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt haben, und Produkte herstellen, von 
denen auch nach Gebrauch schädliche Wirkungen ausgehen und die schwierig wiederzuverwerten sind, durch Tech-
nologien, eine gute technische und Managementpraxis und Know-how ersetzt werden müssen, die die während des 
gesamten Produktkreislaufs anfallende Abfallmenge auf ein Minimum reduzieren. Das Konzept einer saubereren 
Produktion bedeutet, dass in jeder Phase des Produktkreislaufs optimale Effizienz angestrebt werden muss. Ein Er-
gebnis wäre die Verbesserung der allgemeinen Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens. Die Notwendigkeit eines 
Umstiegs auf ein umweltverträglicheres Produktionskonzept wurde auf der Konferenz über ökologisch nachhaltige 
industrielle Entwicklung anerkannt, die von der Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung 
(UNIDO) im Oktober 1991 in Kopenhagen auf Ministerebene veranstaltet wurde1. 
Ziele  
30.6 Die Regierungen und die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollten darauf hinwirken, 
die Effizienz der Ressourcennutzung zu steigern, so auch durch eine vermehrte Wiederverwendung und Wieder-
verwertung von Rückständen, und die zu beseitigende Abfallmenge pro Wertschöpfungseinheit zu vermindern.  
Maßnahmen  
30.7 Die Regierungen und die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollten verstärkt Partner-
schaften bilden, um die Prinzipien und Kriterien einer nachhaltigen Entwicklung umzusetzen.  
30.8 Die Regierungen sollten in Absprache mit der Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen eine 
geeignete Kombination aus wirtschaftlichen Instrumenten und normaktiven Maßnahmen wie etwa Gesetzen und 
sonstigen Rechtsvorschriften sowie Normen ermitteln und umsetzen, die die Einführung einer umweltverträgliche-
ren Produktion unter besonderer Berücksichtigung von kleinen und mittleren Unternehmen fördern. Freiwillige pri-
vate Initiativen sollten ebenfalls unterstützt werden.  
30.9 Die Regierungen, die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen, akademische Einrichtungen 
und internationale Organisationen sollten auf die Entwicklung und Umsetzung von Konzepten und Methoden für die 
Internalisierung der Umweltkosten in Kostenrechnung und Preisgestaltung hinarbeiten.  
30.10 Die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollte dazu angeregt werden,  
a) jährlich über ihr Umweltverhalten sowie über ihre Energie- und Ressourcennutzung Bericht zu erstatten;  
b) Verhaltenskodizes zur Förderung vorbildlichen Umweltverhaltens wie etwa die von der Internationalen Han-
delskammer (ICC) angenommene Wirtschaftscharta für nachhaltige Entwicklung und die Initiative "Verantwort-
liches Handeln" der chemischen Industrie zu verabschieden und über ihre Umsetzung Bericht zu erstatten.  
30.11 Die Regierungen sollten die Zusammenarbeit im Bereich Technologie und Know-how zwischen Unter-
nehmen fördern, wozu auch die Ermittlung, Beurteilung, Erforschung und Entwicklung, das Management, die Ver-
marktung und die Anwendung von schadstoffärmeren Produktionsprozessen gehören.  
30.12 Die Industrie sollte in ihrer Geschäfts- und Investitionstätigkeit eine Politik der schadstoffärmeren 
Produktion verfolgen und dabei auch ihren Einfluss auf Zulieferer und Endverbraucher bedenken.  
30.13 Die Wirtschafts- und Industrieverbände sollten mit Arbeitnehmern und Gewerkschaften zusammenarbei-
ten, um deren Kenntnisse und Sachkompetenz in Bezug auf Tätigkeiten, die auf eine nachhaltige Entwicklung ge-
richtet sind, fortlaufend zu verbessern.  
30.14 Die Wirtschafts- und Industrieverbände sollten die einzelnen Unternehmen dazu anhalten, Programme 
durchzuführen, die auf allen Ebenen erhöhtes Umweltbewusstsein und größere Umweltverantwortung herbeiführen 
sollen, damit sich diese Unternehmen auf der Grundlage international akzeptierter Managementpraktiken der Auf-
gabe einer Verbesserung ihrer Umweltleistung widmen.  
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30.15 Die internationalen Organisationen sollten in Zusammenarbeit mit der Industrie, akademischen Einrich-
tungen und einschlägigen staatlichen und kommunalen Behörden ihr Bildungs- und Ausbildungsangebot und ihre 
bewusstseinsfördernden Maßnahmen im Bereich der schadstoffärmeren Produktion verstärken.  
30.16 Internationale und nichtstaatliche Organisationen, so auch Handelsverbände und wissenschaftliche Verei-
nigungen, sollten die Informationsverbreitung über eine schadstoffärmere Produktion verstärken, indem sie 
vorhandene Datenbanken wie etwa die Internationale Clearingstelle für schadstoffärmere Produktionsverfahren 
(ICPIC) des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP), die Datenbank für Industrie und Technik (INTIB) 
der UNIDO und das Internationale Umweltbüro (IEB) der Internationalen Handelskammer (ICC) ausbauen und auf 
eine Vernetzung nationaler und internationaler Informationssysteme hinwirken.  
B) FÖRDERUNG VERANTWORTUNGSBEWUSSTEN UNTERNEHMERTUMS  
Handlungsgrundlage  
30.17 Das Unternehmertum ist eine der wichtigsten Triebkräfte für Innovationen, da es die Leistungsfähigkeit 
des Marktes steigert und auf neue Herausforderungen und Möglichkeiten eingeht. Insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen spielen eine sehr wichtige Rolle in der sozialen und wirtschaftlichen Entwicklung eines Landes. Oft 
sind sie die tragenden Elemente der ländlichen Entwicklung, indem sie das Angebot an Arbeitsplätzen außerhalb der 
Landwirtschaft erweitern und den Frauen Möglichkeiten zu einer Verbesserung ihrer Lebensbedingungen bieten. 
Eine verantwortungsbewusste Unternehmerschaft kann eine zentrale Rolle bei der Verbesserung der effizienten Res-
sourcennutzung, bei der Verminderung von Risiken und Gefahren, bei der Minimierung von Abfällen und bei der 
Sicherung der Umweltqualität spielen.  
Ziele  
30.18 Die folgenden Ziele werden vorgeschlagen:  
a) die Förderung des Konzepts des verantwortungsvollen unternehmerischen Handelns bei der Bewirtschaftung 
und Nutzung der natürlichen Ressourcen;  
b) die Erhöhung der Zahl derjenigen Unternehmer, die bei ihren Unternehmungen eine auf nachhaltige Ent-
wicklung ausgerichtete Politik verfolgen. 
Maßnahmen  
30.19 Die Regierungen sollten die Schaffung und die Geschäftstätigkeit nachhaltig geführter Unternehmen un-
terstützen. Als Maßnahmenbündel kämen ordnungsrechtliche Maßnahmen, wirtschaftliche Anreize und die Straf-
fung von Verwaltungsverfahren im Hinblick auf die möglichst effiziente Bearbeitung von Genehmigungsanträgen, 
um Investitionsentscheidungen zu erleichtern, sowie Beratung und Hilfeleistung auf dem Gebiet der Information, 
der Infrastrukturunterstützung und der Umweltverantwortung in Frage.  
30.20 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit dem Privatsektor die Einrichtung von Risikokapitalfonds 
für Vorhaben und Programme fördern, die der nachhaltigen Entwicklung dienen.  
30.21 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit der Wirtschaft, akademischen Einrichtungen und inter-
nationalen Organisationen Möglichkeiten der Ausbildung in den umweltspezifischen Aspekten der Unternehmens-
führung unterstützen. Dabei sind auch Lehrlingsprogramme für Jugendliche zu berücksichtigen.  
30.22 Die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollte ermutigt werden, weltweite Unter-
nehmenspolitiken in Bezug auf die nachhaltige Entwicklung aufzustellen, ihren Tochtergesellschaften in Entwick-
lungsländern, die im Wesentlichen Eigentum der Muttergesellschaft sind, ohne zusätzliche externe Kostenbelastung 
umweltverträgliche Technologien zur Verfügung zu stellen, überseeische Tochtergesellschaften dazu anzuhalten, 
Verfahren dahingehend abzuändern, dass sie den ökologischen Gegebenheiten vor Ort Rechnung tragen, und mit 
den Kommunen, den nationalen Regierungen und den internationalen Organisationen Erfahrungen auszutauschen.  
30.23 Großunternehmen der Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollten die Möglichkeit 
in Betracht ziehen, Partnerschaften mit kleinen und mittleren Unternehmen einzugehen, um gegebenenfalls mit Un-
terstützung internationaler Organisationen den Austausch von Erfahrungen in der Führung eines Unternehmens, in 
der Erschließung von Absatzmärkten und in Bezug auf technisches Know-how zu erleichtern.  
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30.24 Die Wirtschaft sollte nationale Räte für nachhaltige Entwicklung gründen und die unternehmerische In-
itiative im formellen und informellen Sektor fördern helfen. Die Einbeziehung von Unternehmerinnen sollte erleich-
tert werden.  
30.25 Die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollte in Zusammenarbeit mit akademi-
schen Einrichtungen und wissenschaftlich-technischen Einrichtungen die Forschung und Entwicklung von umwelt-
verträglichen Technologien und Systemen zur Umweltbewirtschaftung intensivieren, wobei sie gegebenenfalls auf 
einheimisches Wissen zurückgreifen soll.  
30.26 Die Wirtschaft einschließlich der transnationalen Unternehmen sollte ein aus der Sicht der Gesundheit, 
der Sicherheit und der Umwelt verantwortungsvolles und ethisch vertretbares Produkt- und Verfahrensmanagement 
gewährleisten. Zu diesem Zweck sollte die Wirtschaft unter Zuhilfenahme geeigneter Kodizes, Statuten und Initiati-
ven, die in alle Elemente der Unternehmensplanung und Entscheidungsfindung integriert sind, die Eigenkontrolle 
verstärken und einen offenen Umgang und Dialog mit den Beschäftigten und der Öffentlichkeit fördern.  
30.27 Einrichtungen für multilaterale und bilaterale Finanzhilfe sollten auch in Zukunft kleine und mittlere Un-
ternehmer, die im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung tätig sind, fördern und unterstützen.  
30.28 Organisationen und sonstige Gremien der Vereinten Nationen sollten bessere Mechanismen im Hinblick 
auf die von der Wirtschaft eingesetzten Mittel sowie für den Prozess der Politik- und Strategieformulierung einfüh-
ren, um sicherzustellen, dass Umweltaspekte bei Auslandsinvestitionen verstärkt berücksichtigt werden.  
30.29 Die internationalen Organisationen sollten ihre Unterstützung für Forschung und Entwicklung zur Ver-
besserung der technologischen und Managementvoraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung verstärken, ins-
besondere was kleine und mittlere Unternehmen in den Entwicklungsländern anbetrifft.  
Mittel zur Umsetzung  
FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
30.30 In den meisten Fällen erfordern die in diesem Programmbereich enthaltenen Maßnahmen nur eine Ände-
rung der Ausrichtung bereits laufender Aktivitäten, so dass keine wesentlichen zusätzlichen Kosten zu erwarten 
sind. Die Kosten der von den Regierungen und internationalen Organisationen zu ergreifenden Maßnahmen sind 
bereits in anderen Programmbereichen enthalten.  
 
_____________________ 
1 Siehe A/CONF.151/PC/125. 
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Wissenschaft und Technik 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
31.1 Das vorliegende Kapitel befasst sich schwerpunktmäßig mit der Frage, wie der Bereich Wissenschaft und 
Technik, zu dem unter anderem Ingenieure, Architekten, Industriedesigner, Städteplaner und andere Fachautoritäten 
sowie die politischen Entscheidungsträger gehören, in die Lage versetzt werden kann, einen offeneren und wir-
kungsvolleren Beitrag zur umwelt- und entwicklungsbezogenen Entscheidungsfindung zu leisten. Es ist wichtig, 
dass die Rolle, die der Wissenschaft und Technik im Leben der Menschen zukommt, in größerem Umfang bekannt 
gemacht und besser verstanden wird, und zwar sowohl bei Entscheidungsträgern, die an der Gestaltung der Politik 
mitwirken, als auch in der breiten Öffentlichkeit. Die Kooperationsbeziehung, die zwischen Wissenschaft und Tech-
nik auf der einen und der Öffentlichkeit auf der anderen Seite besteht, sollte ausgebaut und im Sinne einer vollwerti-
gen Partnerschaft vertieft werden. Eine bessere Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und 
Technik und den Entscheidungsträgern erleichtert die umfassendere Heranziehung wissenschaftlicher und techni-
scher Informationen und Kenntnisse bei der Umsetzung von Politiken und Programmen. Entscheidungsträger sollten 
günstigere Voraussetzungen für die Verbesserung der Aus- und Fortbildung und der unabhängigen Forschung im 
Bereich der nachhaltigen Entwicklung schaffen. Bestehende multidisziplinäre Ansätze müssen verstärkt werden und 
zwischen Wissenschaft und Technik und politischen Entscheidungsträgern sowie mit der breiten Öffentlichkeit müs-
sen weitere interdisziplinäre Untersuchungen vereinbart werden, damit entsprechende Führung und praktisches 
Know-how zur Verfügung steht, um das Konzept der nachhaltigen Entwicklung zu verwirklichen. Der Öffentlich-
keit sollte geholfen werden, ihre Meinung darüber, in welcher Form Wissenschaft und Technik organisiert werden 
müssten, um das Leben der Menschen in positiver Weise zu beeinflussen, gegenüber den Vertretern von Wissen-
schaft und Technik zum Ausdruck zu bringen. Aus demselben Grund muss die Unabhängigkeit des wissenschaft-
lich-technischen Bereichs gewahrt bleiben, ungehindert forschen und veröffentlichen und gewonnene Erkenntnisse 
austauschen zu dürfen. Die Verabschiedung und Einführung international anerkannter ethischer Grundprinzipien 
und Verfahrenskodizes für Wissenschaft und Technik könnte größere Professionalität bewirken, ebenso könnte da-
durch der Wert der von ihr erbrachten Leistungen für Umwelt und Entwicklung erhöht werden und könnten diese 
raschere Anerkennung finden, mit der Maßgabe, dass der Stand der Wissenschaft sich ständig fortentwickelt und 
nicht hundertprozentig gesichert ist.  
Programmbereiche  
A. VERBESSERUNG DER KOMMUNIKATION UND DER ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN 
WISSENSCHAFT UND TECHNIK, ENTSCHEIDUNGSTRÄGERN UND ÖFFENTLICHKEIT  
Handlungsgrundlage  
31.2 Wissenschaft und Technik und die politischen Entscheidungsträger sollten stärker miteinander in Austausch 
treten, um auf der Grundlage des neuesten Kenntnisstandes Strategien zur nachhaltigen Entwicklung umzusetzen. 
Dies bedeutet, dass Entscheidungsträger die erforderlichen Rahmenbedingungen für eine konsequent vorangetriebe-
ne Forschung und einen umfassenden und offenen Austausch der Erkenntnisse von Wissenschaft und Technik schaf-
fen und damit einhergehend Methoden entwickeln sollten, mit deren Hilfe Forschungsergebnisse und die aus den 
gewonnenen Erkenntnissen resultierenden Anliegen und Besorgnisse an die Entscheidungsgremien weitergegeben 
werden können, um so eine bessere Verknüpfung von wissenschaftlichem und technischem Wissen mit strategischer 
Politik- und Programmformulierung zu ermöglichen. Gleichzeitig würde ein solcher Dialog der Wissenschaft und 
Technik helfen, Prioritäten für die Forschung zu entwickeln und konstruktive Lösungsansätze vorzuschlagen.  
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Ziele  
31.3 Folgende Ziele werden vorgeschlagen:  
a) Ausbau und Öffnung des Entscheidungsfindungsprozesses und Erweiterung des Spektrums der Entwicklungs- 
und Umweltfragen, innerhalb dessen eine Zusammenarbeit auf allen Ebenen zwischen Wissenschaft und Technik 
und den Entscheidungsträgern stattfinden kann;  
b) Verbesserung des Austauschs von Wissen sowie von Anliegen und Besorgnissen zwischen Wissenschaft und 
Technik und der breiten Öffentlichkeit, um eine bessere Politik- und Programmformulierung sowie ein tieferes Ver-
ständnis und stärkere Unterstützung für diese Politiken und Programme zu ermöglichen. 
Maßnahmen  
31.4 Die Regierungen sollten folgende Maßnahmen ergreifen:  
a) Die Prüfung der Frage, inwieweit die einzelstaatliche wissenschaftlich-technische Arbeit als Teil einer Gesamt-
initiative zur Stärkung nationaler Forschungs- und Entwicklungssysteme unter anderem auch durch den Ausbau und 
die Erweiterung der Mitgliedschaft nationaler wissenschaftlicher und technischer Beratungsgremien, Organisationen 
und Ausschüsse, stärker auf die Anforderungen einer nachhaltigen Entwicklung ausgerichtet werden kann; damit 
soll sichergestellt werden,  
 i) dass den Regierungen und der Öffentlichkeit umfassend mitgeteilt wird, nach welchen wissenschaftli-
chen und technischen Programmen auf nationaler Ebene Bedarf besteht;  
ii) dass die verschiedenen Elemente der öffentlichen Meinung vertreten sind;  
b) die Förderung von Mechanismen der regionalen Zusammenarbeit, die sich mit regionalen Bedürfnissen in Be-
zug auf eine nachhaltige Entwicklung befassen. Solche regionalen Kooperationsmechanismen könnten die Form 
öffentlich-privater Partnerschaften annehmen und den Regierungen, der Industrie, nichtstaatlichen Bildungseinrich-
tungen und sonstigen einheimischen und internationalen Organisationen Unterstützung gewähren; dies könnte auch 
durch den Ausbau weltweiter Fachverbände geschehen;  
c) Verbesserung und Steigerung des Beitrags von Wissenschaft und Technik zu zwischenstaatlichen Konsultati-
ons-, Kooperations- und Verhandlungsprozessen im Vorfeld internationaler und regionaler Übereinkünfte mit Hilfe 
geeigneter Mechanismen;  
d) Verstärkung der wissenschaftlichen und technischen Beratung auf höchster Ebene der Vereinten Nationen und 
sonstiger internationaler Institutionen, um die Einbeziehung wissenschaftlichen und technologischen Fachwissens in 
Politiken und Strategien für eine nachhaltige Entwicklung zu gewährleisten;  
e) Verbesserung und Verstärkung von Programmen für die Verbreitung der Forschungsergebnisse von Universi-
täten und Forschungseinrichtungen. Dies setzt die Anerkennung und vermehrte Unterstützung von Wissenschaftlern, 
Technologen und Lehrkräften voraus, die mit der Weitergabe wissenschaftlicher und technischer Informationen an 
Richtliniengeber, Fachleute in anderen Bereichen und die breite Öffentlichkeit und mit der Interpretation dieser In-
formationen befasst sind. Diese Unterstützung soll schwerpunktmäßig auf die Vermittlung von Qualifikationen und 
die Weitergabe und Anpassung von Planungsmethoden ausgerichtet sein. Dazu bedarf es eines umfassenden und 
ungehinderten Austauschs von Daten und Informationen zwischen Wissenschaftlern und Entscheidungsträgern. 
Durch Veröffentlichung nationaler wissenschaftlicher Forschungsberichte und technischer Berichte, die verständlich 
und für die örtlichen Bedürfnisse im Hinblick auf eine nachhaltige Entwicklung relevant sind, würde die Schnittstel-
le zwischen Wissenschaftlern und Entscheidungsträgern ebenso wie die praktische Umsetzung wissenschaftlicher 
Ergebnisse verbessert;  
f) Verbesserung der Verbindungen zwischen der öffentlichen und der unabhängigen Forschung und der Privat-
wirtschaft, damit die Forschung zu einem wichtigen Bestandteil der Industriestrategie werden kann;  
g) Förderung und Stärkung der Rolle der Frau als gleichberechtigter Partnerin in den wissenschaftlich-
technischen Fachdisziplinen;  
h) Entwicklung und Einsatz von Informationstechnologien, um für eine verstärkte Verbreitung von Informationen 
zu Gunsten der nachhaltigen Entwicklung zu sorgen.  
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Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
31.5 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 15 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden.  
B) KAPAZITÄTSAUFBAU  
31.6 Unter Betonung der wissenschaftlich-technischen Aspekte sollten zwischenstaatliche Gruppen für Ent-
wicklungs- und Umweltfragen eingerichtet werden;  Untersuchungen über Reagibilität und Anpassungsfähigkeit 
sollten in späteren Aktionsprogrammen Berücksichtigung finden.  
B. FÖRDERUNG VON VERHALTENSKODIZES UND LEITLINIEN FÜR WISSENSCHAFT UND 
TECHNIK  
Handlungsgrundlage  
31.7 Wissenschaftler und Technologen tragen eine besondere Verantwortung, die ihnen sowohl in ihrer Eigenschaft 
als Erben einer Tradition als auch als Fachautoritäten und Angehörigen von Wissenschaftsbereichen zukommt, die 
mit der Suche nach neuen Erkenntnissen und der Notwendigkeit, die Biosphäre im Kontext einer nachhaltigen Ent-
wicklung zu schützen, befasst sind.  
31.8 Ein ausgeprägteres ethisches Bewusstsein in der umwelt- und entwicklungsbezogenen Entscheidungsfindung 
sollte dazu beitragen, der Bewahrung und Stärkung der lebenserhaltenden Systeme um ihrer selbst willen angemes-
sene Priorität einzuräumen und auf diese Weise sicherzustellen, dass der Ablauf tragfähiger natürlicher Prozesse von 
heutigen und künftigen Gesellschaften angemessen gewürdigt wird. Daher würde eine Stärkung der Verhaltenskodi-
zes und der Leitlinien für den Bereich der Wissenschaft und Technik zu einer Steigerung des Umweltbewusstseins 
und zur nachhaltigen Entwicklung beitragen. Dies würde der Wissenschaft und Technik eine größere Wertschätzung 
und Achtung verschaffen und es erleichtern, ihre Verantwortung abzugrenzen.  
Ziele  
31.9 Ziel soll die Entwicklung, Verbesserung und Förderung der internationalen Akzeptanz von Verhaltenskodizes 
und Leitlinien für Wissenschaft und Technik sein, in denen der Unverletzlichkeit der lebenserhaltenden Systeme 
umfassend Rechnung getragen und die wichtige Rolle der Wissenschaft und der Technik in dem Bemühen, die An-
sprüche von Umwelt und Entwicklung miteinander in Einklang zu bringen, anerkannt wird. Um im Rahmen des 
Entscheidungsfindungsprozesses auch tatsächlich zum Tragen zu kommen, müssen solche Grundprinzipien, Verhal-
tenskodizes und Leitlinien nicht nur zwischen Wissenschaftlern und Technologen vereinbart, sondern auch von der 
Gesellschaft in ihrer Gesamtheit anerkannt werden.  
Maßnahmen  
31.10 Folgende Maßnahmen könnten ergriffen werden:  
a) Verstärkung der nationalen und internationalen Zusammenarbeit – auch im nichtstaatlichen Bereich –, um 
Verhaltenskodizes und Leitlinien für eine umweltverträgliche und nachhaltige Entwicklung unter Berücksichtigung 
der Erklärung von Rio und bereits vorhandener Verhaltenskodizes und Leitlinien zu erarbeiten;  
b) Stärkung bzw. Neuschaffung nationaler Beratungsgruppen für Umwelt- und Entwicklungsethik, um ein ge-
meinsames ethisches Grundverständnis zwischen Wissenschaft und Technik und der Gesellschaft als Ganzes zu 
entwickeln und einen kontinuierlichen Dialog zu fördern;  
c) Ausbau von Bildung und Ausbildung in ethischen Fragen im Entwicklungs- und Umweltbereich, um diese 
Ziele bei der Aufstellung von Lehrplänen und Forschungsprioritäten zu berücksichtigen;  
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d) Überprüfung und Änderung einschlägiger nationaler und internationaler Rechtsinstrumente im Umwelt- und 
Entwicklungsbereich, um die Aufnahme entsprechender Verhaltenskodizes und Leitlinien in diese Regelwerke zu 
gewährleisten.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
31.11 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 5 Millio-
nen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  Konzessionsbedingungen bereitzustel-
len sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Grö-
ßenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden.  
B) KAPAZITÄTSAUFBAU  
31.12 Verhaltenskodizes und Leitlinien, auch zu entsprechenden Grundprinzipien, sollten für und durch Wis-
senschaftler und Technologen im Zuge ihrer Forschungsarbeit und im Zuge der Umsetzung von Programmen ent-
wickelt werden, die auf die nachhaltige Entwicklung ausgerichtet sind.  
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Stärkung der Rolle der Bauern∗ 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH  
Handlungsgrundlage  
32.1 Ein Drittel der Landfläche der Erde wird landwirtschaftlich genutzt, und für einen großen Teil der Weltbevöl-
kerung stellt die Arbeit in der Landwirtschaft die Hauptbeschäftigung dar. Diese Arbeit findet in engem Kontakt mit 
der Natur statt und trägt durch Erzeugung erneuerbarer Ressourcen zur Wertschöpfung bei; gleichzeitig aber kann 
sie die Anfälligkeit der Natur auf Grund übermäßiger Ausbeutung der Ressourcen und unangepasster Formen der 
Bewirtschaftung erhöhen.  
32.2 Die ländlichen Haushalte, die indigenen Bevölkerungsgruppen und ihre Gemeinschaften und die landwirt-
schaftlichen Familienbetriebe, die zu einem erheblichen Teil von Frauen geführt werden, sind die Treuhänder eines 
großen Teils der Ressourcen dieser Erde. Die Bauern müssen ihre natürliche Umwelt bewahren, da diese ihre Exi-
stenzgrundlage darstellt. In den letzten zwanzig Jahren ist ein eindrucksvoller Anstieg des Gesamtvolumens der 
Agrarproduktion zu verzeichnen gewesen. Allerdings ist in einigen Regionen dieser Anstieg durch das enorme Be-
völkerungswachstum oder hohe Auslandsschulden sowie sinkende Rohstoffpreise überflügelt worden. Hinzu 
kommt, dass die natürlichen Ressourcen, von denen die Landwirtschaft abhängig ist, einer schonenden Pflege bedür-
fen und in letzter Zeit zunehmend Bedenken hinsichtlich der Nachhaltigkeit landwirtschaftlicher Produktionssyste-
me geäußert werden.  
32.3 Ein Ansatz, der die Bauern in den Mittelpunkt stellt, ist sowohl in den entwickelten Ländern als auch in den 
Entwicklungsländern der Schlüssel zur Nachhaltigkeit, und viele Programmbereiche der Agenda 21 knüpfen an die-
ser Zielsetzung an. Breite Teile der ländlichen Bevölkerung in den Entwicklungsländern hängen primär von einer in 
kleinem Umfang mit der Arbeitskraft der Familienmitglieder betriebenen Subsistenzlandwirtschaft ab. Allerdings 
haben sie nur begrenzt Zugang zu Ressourcen, Technologien, alternativen Möglichkeiten der Existenzsicherung und 
Produktionsmitteln. Die Folge ist, dass die natürlichen Ressourcen, so auch Grenzertragsstandorte, von ihnen 
übermäßig ausgebeutet werden.  
32.4 Die Agenda 21 geht auch auf die nachhaltige Entwicklung von Bevölkerungsgruppen ein, die in marginalen 
und empfindlichen Ökosystemen leben. Der Schlüssel zur erfolgreichen Umsetzung der entsprechenden Programme 
liegt in der Motivation und der Einstellung des einzelnen Bauern sowie in einer staatlichen Politik, die den Bauern 
Anreize bietet, ihre natürlichen Ressourcen effizient und nachhaltig zu nutzen. Die bäuerliche Bevölkerung, insbe-
sondere die Frauen, sehen sich in hohem Maße wirtschaftlichen, rechtlichen und institutionellen Unwägbarkeiten 
ausgesetzt, wenn sie in ihr Land und in andere Ressourcen investieren. Die Dezentralisierung der Entscheidungsfin-
dung, also die Verlagerung hin zu lokalen und kommunalen Organisationen, ist der Schlüssel zu einer Veränderung 
des Verhaltens der Menschen und zur Umsetzung nachhaltiger Bewirtschaftungsstrategien. Dieser Programmbereich 
befasst sich mit Maßnahmen, die zur Verwirklichung dieses Ziels beitragen können.  
                                                 
∗ Wenn in diesem Kapitel von "Bauern" die Rede ist, ist damit die gesamte ländliche Bevölkerung gemeint, die ihren Lebensunterhalt 
durch Tätigkeiten wie Landwirtschaft, Fischerei und Forstwirtschaft bestreitet. Der Begriff "Landwirtschaft" schließt auch die Fischerei 
und die Forstwirtschaft ein. 
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Ziele  
32.5 Folgende Ziele werden vorgeschlagen:  
a) Unterstützung eines dezentralen Entscheidungsprozesses durch Schaffung und Stärkung lokaler und dörflicher 
Organisationen, wodurch Befugnisse und Verantwortung auf die Hauptnutzer natürlicher Ressourcen delegiert wür-
den;  
b) Unterstützung und Erweiterung der Rechtsfähigkeit von Frauen und besonders anfälliger Gruppen in Bezug auf 
Zugang zu Land, Landnutzung und Landbesitz;  
c) Förderung und Unterstützung nachhaltiger Bewirtschaftungsverfahren und Agrartechnologien;  
d) Einführung oder Stärkung einer Politik, die Eigenständigkeit in Bezug auf produktionsmittel- und energiespa-
rende Technologien, einschließlich einheimischer Verfahren, und Preisbildungsmechanismen fördert, welche die 
Umweltkosten internalisieren;  
e) Entwicklung eines Politikrahmens, der den Bauern Anreize und Motivation zur Anwendung nachhaltiger und 
effizienter Bewirtschaftungsverfahren bietet;  
f) Verstärkung der Beteiligung von Bauern und Bäuerinnen im Rahmen der sie vertretenden Organisationen an 
der Gestaltung und Umsetzung einer auf diese Ziele ausgerichteten Politik.  
Maßnahmen  
A) LENKUNGSMASSNAHMEN  
32.6 Die Regierungen der einzelnen Länder sollten  
a) die Durchführung von Programmen auf den Gebieten zukunftsfähige Existenzsicherung, Landwirtschaft und 
ländliche Entwicklung, Bewirtschaftung empfindlicher Ökosysteme, Wassernutzung in der Landwirtschaft und inte-
grierte Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen sicherstellen;  
b) Preissetzungsmechanismen, handelspolitische Maßnahmen, steuerliche Anreize und andere Politikinstrumente 
mit positiver Wirkung auf die Entscheidungen eines jeweiligen Bauern hinsichtlich einer effizienten und nachhalti-
gen Nutzung der natürlichen Ressourcen fördern, und die Auswirkungen dieser Entscheidungen auf die Ernährungs-
sicherheit der Haushalte, die Agrareinkommen, den Arbeitsmarkt und die Umwelt voll berücksichtigen; 
c) Bauern und die sie vertretenden Organisationen in die Politikformulierung einbeziehen;  
d) den Zugang von Frauen zu Besitz und Nutzung von Land ebenso wie ihr Recht auf Land, Zugang zu Krediten, 
Technologie, Produktionsmitteln und Ausbildung schützen, anerkennen und formalisieren;  
e) die Gründung von Bauernorganisationen durch Schaffung geeigneter rechtlicher und sozialer Rahmenbedin-
gungen unterstützen.  
32.7 Die Unterstützung der Bauernorganisationen könnte in folgender Weise erfolgen:  
a) Nationale und internationale Forschungszentren sollten mit den Bauernorganisationen bei der Entwicklung 
standortgerechter, umweltverträglicher Bewirtschaftungsverfahren zusammenarbeiten;  
b) die Regierungen, die multilateralen und bilateralen Entwicklungsagenturen und die nichtstaatlichen Organi-
sationen sollten mit den Bauernorganisationen bei der Erarbeitung landwirtschaftlicher Entwicklungsvorhaben für 
spezifische agroökologische Zonen zusammenarbeiten.  
B) DATEN UND INFORMATIONEN  
32.8 Die Regierungen und die Bauernorganisationen sollten  
a) Mechanismen zur Dokumentierung, Zusammenfassung und Verbreitung örtlicher Kenntnisse, Gepflogenheiten 
und Projekterfahrungen schaffen, um bei der Formulierung und Umsetzung von Politiken mit Auswirkung auf in der 
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Landwirtschaft, der Forstwirtschaft und der Fischerei tätige Bevölkerungsgruppen von den Lehren der Vergangen-
heit zu profitieren;  
b) Netzwerke für den Austausch von Erfahrungen über Anbaumethoden einrichten, die dazu beitragen, die Bo-
den-, Wasser- und Waldressourcen zu erhalten, den Einsatz von Chemikalien zu minimieren und in der Landwirt-
schaft anfallende Abfälle zu reduzieren oder wiederzuverwenden;  
c) Pilotprojekte entwickeln und Beratungsdienste einrichten, die auf den Bedürfnissen und dem Wissensfundus 
von Bäuerinnen aufbauen.  
C) INTERNATIONALE UND REGIONALE ZUSAMMENARBEIT  
32.9 Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO), der Internationale Fonds für 
landwirtschaftliche Entwicklung (IFAD), das Welternährungsprogramm (WFP), die Weltbank, die regionalen Ent-
wicklungsbanken und sonstige internationale, mit der ländlichen Entwicklung befasste Organisationen sollten, so-
weit angezeigt, Bauern und ihre Vertreter in ihre Beratungen einbeziehen.  
32.10 Die Organisationen, die die Interessen der Bauern vertreten, sollten Programme für den Aufbau und die 
Unterstützung von Bauernorganisationen, insbesondere in den Entwicklungsländern, erstellen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
32.11 Die für den vorliegenden Programmbereich benötigten Finanzmittel sind in Kapitel 14 (Förderung einer 
nachhaltigen Landwirtschaft und ländlichen Entwicklung), und zwar im Programmbereich "Gewährleistung der Be-
völkerungspartizipation und Förderung der Humankapitalentwicklung im Dienste der nachhaltigen Landwirtschaft" 
berücksichtigt worden. Die in Kapitel 3 (Armutsbekämpfung), Kapitel 12 (Bewirtschaftung empfindlicher Ökosy-
steme: Bekämpfung der Wüstenbildung und Dürre) und Kapitel 13 (Bewirtschaftung empfindlicher Ökosysteme: 
nachhaltige Entwicklung von Berggebieten) genannten Kosten sind auch für den vorliegenden Programmbereich 
relevant.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
32.12 Die Regierungen und in Betracht kommenden internationalen Organisationen sollten in Zusammenarbeit 
mit nationalen Forschungseinrichtungen und nichtstaatlichen Organisationen nach Bedarf  
a) umweltverträgliche Agrartechnologien entwickeln, die eine Steigerung der Ernteerträge, die Erhaltung der Bo-
dengüte, die Rückführung von Nährstoffen, die sparsame Verwendung von Wasser und Energie und die Bekämp-
fung von Schädlingen und Unkraut ermöglichen;  
b) Untersuchungen über eine ressourcenintensive und eine ressourcensparende Landwirtschaft durchführen, um 
deren Produktivität und Nachhaltigkeit zu vergleichen. Die Forschungsarbeiten sollten vorzugsweise mit unter-
schiedlichen ökologischen und soziologischen Vorgaben durchgeführt werden;  
c) Forschung über unterschiedliche Formen der Mechanisierung unterstützen, die einen optimalen Einsatz 
menschlicher Arbeitskraft und tierischer Kraft sowie handgeführter und von Tieren gezogener Geräte, die leicht zu 
bedienen und zu warten sind, ermöglichen. Bei der Entwicklung von Agrartechnologien sollten die den Bauern zur 
Verfügung stehenden Ressourcen sowie die Rolle der Tiere in den bäuerlichen Haushalten und in der Ökologie be-
rücksichtigt werden.  
C) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
32.13 Die Regierungen sollten mit Unterstützung multilateraler und bilateraler Entwicklungsorganisationen und 
wissenschaftlicher Einrichtungen agrarwissenschaftliche Lehrpläne für landwirtschaftliche Hochschulen und Aus-
bildungsstätten entwickeln, die die Ökologie integrieren. Fachübergreifende Programme im Bereich der Agraröko-
logie sind eine wesentliche Voraussetzung für die Heranbildung einer neuen Generation von Agrarwissenschaftlern 
und vor Ort tätiger landwirtschaftlicher Berater.  
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D) KAPAZITÄTSAUFBAU  
32.14 Die Regierungen sollten unter Berücksichtigung der besonderen Lage eines jeden Landes  
a) die institutionellen und rechtlichen Voraussetzungen zur Gewährleistung sinnvoller Pacht- und Nutzungsrege-
lungen für Bauern schaffen. In vielen bäuerlichen Gemeinwesen in den Entwicklungsländern hat das Fehlen boden-
rechtlicher Rechtsvorschriften bisher Maßnahmen zur Bekämpfung der Bodenverschlechterung behindert;  
b) ländliche Institutionen stärken, die durch auf lokaler Ebene verwaltete Kreditsysteme und technische Hilfe, 
durch eine vor Ort stattfindende Erzeugung und Verteilung von landwirtschaftlichen Produktionsmitteln, durch an-
gepasste Geräte und kleingewerbliche Verarbeitungsbetriebe sowie durch Vermarktungs- und Vertriebssysteme zur 
Förderung der Nachhaltigkeit beitragen würden;  
c) Mechanismen schaffen, um Bauern – insbesondere Frauen sowie Angehörigen indigener Bevölkerungsgruppen 
– vermehrt Zugang zu landwirtschaftlichen Ausbildungsmöglichkeiten, zu Krediten und zur Verwendung verbesser-
ter Technologien für die Ernährungssicherung zu gewähren. 
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TEIL 4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
MITTEL ZUR UMSETZUNG 
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Finanzmittel und Finanzierungsmechanismen 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
33.1 In ihrer Resolution 44/228 vom 22. Dezember 1989 beschloss die Generalversammlung unter anderem, dass 
die Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung  
"... Möglichkeiten [ermitteln sollte], neue und zusätzliche Finanzmittel für umweltgerechte Entwicklungsprogramme 
und -projekte bereitzustellen, und zwar insbesondere für die Entwicklungsländer, im Einklang mit den einzelstaatli-
chen Entwicklungszielen, -prioritäten und -plänen, und ...[sich] mit Methoden einer wirksamen Überwachung der 
Bereitstellung dieser neuen und zusätzlichen Finanzmittel, insbesondere an Entwicklungsländer, [auseinandersetzen 
sollte,] mit dem Ziel, es der internationalen Gemeinschaft zu ermöglichen, unter Zugrundelegung genauer und ver-
lässlicher Daten geeignete Anschlussmaßnahmen zu ergreifen; 
... Möglichkeiten [ermitteln sollte], zusätzliche Finanzmittel für Maßnahmen bereitzustellen, die darauf gerichtet 
sind, die großen, die ganze Welt angehenden Umweltprobleme zu lösen und namentlich diejenigen Länder und da-
bei insbesondere die Entwicklungsländer zu unterstützen, für die die Durchführung derartiger Maßnahmen vor allem 
auf Grund mangelnder Finanzmittel, Fachkenntnisse bzw. technischer Kapazität eine besondere oder anormal große 
Belastung darstellen würde; 
 ... verschiedene – auch freiwillige – Finanzierungsmechanismen [behandeln] und ...die Möglichkeit der Schaffung 
eines besonderen internationalen Fonds und sonstiger innovativer Methoden [untersuchen sollte], um einen mög-
lichst wirksamen und schnellen Transfer von umweltgerechten Technologien in die Entwicklungsländer zu günsti-
gen Bedingungen zu gewährleisten;  
....[die] für eine erfolgreiche Umsetzung der Beschlüsse und Empfehlungen der  Konferenz erforderlichen Finanz-
mittel [zahlenmäßig bestimmen] und ...mögliche Quellen, einschließlich neuartiger Quellen, für zusätzliche Finanz-
mittel [ermitteln sollte]. " 
33.2 Das vorliegende Kapitel befasst sich mit der Finanzierung der Umsetzung der Agenda 21, in der ein globaler 
Konsens zum Ausdruck kommt, bei einem beschleunigten Entwicklungsprozess Umweltgesichtspunkten Rechnung 
zu tragen. Für jedes der anderen Kapitel hat das Konferenzsekretariat indikative Schätzungen der den Entwicklungs-
ländern insgesamt entstehenden Durchführungskosten und des Bedarfs an Finanzmitteln aufgestellt, die von der in-
ternationalen Gemeinschaft  als Zuschüsse oder zu sonstigen Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit erheblich größerer Anstrengungen sowohl der einzelnen Länder als auch der interna-
tionalen Gemeinschaft.  
Handlungsgrundlage  
33.3 Wirtschaftliches Wachstum, soziale Entwicklung und Armutsbeseitigung sind die ersten und obersten Prioritä-
ten in den Entwicklungsländern und sind selbst unverzichtbare Voraussetzungen für die Erfüllung nationaler und 
globaler Nachhaltigkeitsziele. In Anbetracht der Vorteile, die mit der Umsetzung der Agenda 21 in ihrer Gesamtheit 
weltweit zu erwarten sind, wird die Bereitstellung wirksamer Mittel an die Entwicklungsländer, unter anderem auch 
von Finanzmitteln und Technologie, ohne die es für sie schwierig sein wird, ihren Verpflichtungen in vollem Um-
fang nachzukommen, den gemeinsamen Interessen der entwickelten Länder und der Entwicklungsländer sowie der 
gesamten Menschheit dienen, einschließlich der künftigen Generationen.  
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33.4 Untätig zu bleiben, könnte höhere Kosten verursachen als die Umsetzung der Agenda 21. Untätigkeit lässt 
kommenden Generationen einen geringeren Entscheidungsspielraum.  
33.5 Die Auseinandersetzung mit Umweltfragen verlangt besondere Anstrengungen. Globale und lokale Umwelt-
fragen sind ineinander verflochten. Das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen und 
das Übereinkommen über die biologische Vielfalt befassen sich mit zwei der auf weltweiter Ebene wichtigsten The-
menbereichen.  
33.6 Dem Freihandel und dem Marktzugang förderliche innerstaatliche und internationale Wirtschaftsbedingungen 
werden für alle Länder, insbesondere für die Entwicklungsländer und diejenigen Länder, die sich im Stadium des 
Übergangs zur Marktwirtschaft befinden, dazu beitragen, dass sich Wirtschaftswachstum und Umweltschutz wech-
selseitig unterstützen (diese Fragen werden in Kapitel 2 ausführlicher behandelt).  
33.7 Die internationale Zusammenarbeit zu Gunsten der nachhaltigen Entwicklung sollte ebenfalls verstärkt wer-
den, mit dem Ziel, die Bemühungen der Entwicklungsländer, insbesondere der am wenigsten entwickelten Länder, 
zu unterstützen und zu ergänzen.  
33.8 Alle Länder sollten abwägen, wie sie im Rahmen eines Prozesses, der Umwelt- und Entwicklungsbelange mit-
einander verbindet, die Agenda 21 in einzelstaatliche Politiken und Programme umsetzen können. Unter anderem 
mit Hilfe der Beteiligung der Öffentlichkeit und der Gemeinwesen und unter Förderung der Chancengleichheit von 
Männern und Frauen sollten nationale und kommunale Prioritäten festgelegt werden. 
33.9 Die Bildung einer Partnerschaft zwischen allen Ländern der Erde, insbesondere auch zwischen entwickelten 
Ländern und Entwicklungsländern, erfordert Strategien zur nachhaltigen Entwicklung und erhöhte, verlässliche Fi-
nanzmittel zur Unterstützung längerfristiger Ziele. Zu diesem Zweck sollten die Entwicklungsländer ihre eigenen 
vorrangigen Maßnahmen und ihren eigenen Unterstützungsbedarf bekannt machen, und die Industrieländer sollten 
sich verpflichten, diese Prioritäten zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang können Beratungsgruppen und 
Runde Tische sowie andere einzelstaatliche Mechanismen eine Mittlerrolle spielen.  
33.10 Zur Umsetzung der umfangreichen, auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichteten Programme der 
Agen- 
da 21 bedarf es der Bereitstellung beträchtlicher neuer und zusätzlicher Finanzmittel an die Entwicklungsländer. Die 
Gewährung von Zuschüssen oder von konzessionären Mitteln sollte auf der Grundlage vertretbarer, ausgewogener 
Kriterien und Indikatoren erfolgen. Die schrittweise Umsetzung der Agenda 21 sollte mit der Bereitstellung der er-
forderlichen Finanzmittel dieser Art einhergehen. Umfangreiche, baldige Zusagen konzessionärer Finanzmittel wer-
den eine beschleunigte Durchführung der Anfangsphase gestatten.  
Ziele  
33.11 Die Ziele lauten wie folgt:  
a) Festlegung von Maßnahmen, was die Finanzmittel und die Finanzierungsmechanismen für die Umsetzung der 
Agenda 21 angeht;  
b) Bereitstellung neuer und zusätzlicher Finanzmittel, die sowohl ausreichend als auch vorhersehbar sind;  
c) volle Ausschöpfung und fortlaufende qualitative Verbesserung der für die Umsetzung der Agenda 21 
vorgesehenen Finanzierungsmechanismen.  
Maßnahmen  
33.12 Die in diesem Kapitel vorgesehenen Maßnahmen betreffen im Wesentlichen die Umsetzung aller anderen 
Kapitel der Agenda 21.  
Mittel zur Umsetzung  
33.13 Im Allgemeinen wird die Umsetzung der Agenda 21 über den eigenen öffentlichen und privaten Sektor 
eines jeweiligen Landes finanziert. Für Entwicklungsländer, insbesondere die am wenigsten entwickelten Länder, ist 
die öffentliche Entwicklungshilfe eine Hauptquelle der Fremdfinanzierung, und für die nachhaltige Entwicklung und 
die Umsetzung der Agenda 21 sind beträchtliche neue und zusätzliche Finanzmittel erforderlich. Die entwickelten 
Länder bekräftigen ihre Zusagen, das im Rahmen der Vereinten Nationen vereinbarte Ziel, 0,7 Prozent des Brutto-
sozialprodukts für die öffentliche Entwicklungshilfe bereitzustellen, zu erreichen und sind – sofern sie dieses Ziel 
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noch nicht erreicht haben – bereit, ihre Hilfsprogramme zu erweitern, um dieses Ziel baldmöglichst zu erreichen und 
eine umgehende und wirksame Umsetzung der Agenda 21 zu gewährleisten. Einige Länder erklären sich bereit, das 
Ziel bis zum Jahr 2000 zu erfüllen. Es wurde beschlossen, dass die Kommission für Nachhaltige Entwicklung die 
Fortschritte zur Erreichung dieses Ziels regelmäßig überprüfen und überwachen soll. Dieser Prüfprozess sollte die 
Überwachung der Umsetzung der Agenda 21 systematisch mit einer Überprüfung der verfügbaren Finanzmittel ver-
binden. Den Ländern, die den Zielwert  bereits erreicht haben, gebührt Anerkennung und sie werden ermutigt, sich 
auch in Zukunft an den gemeinsamen Bemühungen um die Bereitstellung der beträchtlichen zusätzlichen Ressour-
cen zu beteiligen, die zu mobilisieren sind. Im Einklang mit ihrer Unterstützung von Reformbemühungen in den 
Entwicklungsländern erklären andere Industrieländer sich bereit, sich nach besten Kräften zu bemühen, den Umfang 
der von ihnen geleisteten öffentlichen Entwicklungshilfe zu erhöhen. In diesem Zusammenhang wird die Bedeutung 
einer ausgewogenen Lastenteilung unter den entwickelten Ländern anerkannt. Andere Länder, darunter auch dieje-
nigen, die sich im Stadium des Übergangs zur Marktwirtschaft befinden, können die von den entwickelten Ländern 
bereitgestellten Mittel durch freiwillige Eigenbeiträge erhöhen.  
33.14 Die Agenda 21 und andere Ergebnisse der Konferenz sollten auf eine Weise finanziert werden, die die 
Verfügbarkeit neuer und zusätzlicher Ressourcen maximiert und sich alle verfügbaren Finanzierungsquellen und -
mechanismen zunutze macht. Dazu gehören unter anderem  
a) die multilateralen Entwicklungsbanken und -fonds:  
  i) Die Internationale Entwicklungsorganisation (IDA). Unter den verschiedenen Fragenkomplexen und 
Optionen, die sie im Zusammenhang mit der bevorstehenden zehnten Wiederauffüllung der IDA prüfen 
werden, sollten die IDA-Vertreter der vom Präsidenten der Weltbank auf der Konferenz der Vereinten 
Nationen für Umwelt und Entwicklung abgegebenen Erklärung besondere Beachtung zukommen lassen, 
damit den ärmsten Ländern geholfen wird, die in der Agenda 21 genannten Ziele für eine nachhaltige 
Entwicklung in ihrem Land zu verwirklichen;  
 ii) Regionale und subregionale Entwicklungsbanken. Die regionalen und subregionalen Entwicklungsban-
ken und -fonds sollten eine größere und wirksamere Rolle bei der Bereitstellung der zur Umsetzung der 
Agenda 21 benötigten Ressourcen zu konzessionären oder sonstigen günstigen Bedingungen spielen;  
iii) Die Globale Umweltfazilität, die von der Weltbank, vom Entwicklungsprogramm (UNDP) und vom 
Umweltprogramm (UNEP) der Vereinten Nationen gemeinsam verwaltet wird und mit ihren auf Zu-
schuss- oder konzessionärer Basis bereitgestellten zusätzlichen Mitteln darauf ausgerichtet ist, einen 
globalen Umweltnutzen zu erzielen, sollte die vereinbarten Mehrkosten einschlägiger Maßnahmen nach 
der Agenda 21 insbesondere für Entwicklungsländer abdecken. Sie sollte daher neu strukturiert werden, 
damit sie unter anderem  
¾zu weltweiter Mitwirkung anregt;  
¾über genügend Flexibilität verfügt, um ihren Tätigkeitsbereich wie vereinbart auf einschlägige 
Programmbereiche der Agenda 21 auszudehnen, die globalen Umweltnutzen besitzen;  
¾eine Verwaltungsführung gewährleisten kann, die transparent und demokratisch ist, auch im Hin-
blick auf die Entscheidungsfindung und die Geschäftstätigkeit, indem eine ausgewogene und ge-
rechte Vertretung der Interessen der Entwicklungsländer sichergestellt wird und den Finanzierungs-
bemühungen von Geberländern gebührendes Gewicht zukommt;  
¾die Bereitstellung neuer und zusätzlicher Finanzmittel in Form von Zuschüssen und zu 
Konzessionsbedingungen, insbesondere für Entwicklungsländer, gewährleistet;  
¾dank der Beiträge der entwickelten Länder die Verlässlichkeit des Mittelflusses gewährleisten kann, 
unter Berücksichtigung der Wichtigkeit einer ausgewogenen Lastenteilung; 
¾den Zugang zu den Mitteln und ihre Auszahlung zu einvernehmlich festgelegten Kriterien gewähr-
leistet, ohne neue Auflagen einzuführen;  
b) die einschlägigen Sonderorganisationen, sonstigen Organe der Vereinten Nationen und anderen internationa-
len Organisationen, die im Hinblick auf die Unterstützung der Regierungen bei der Umsetzung der Agenda 21 eine 
bestimmte Rolle zu spielen haben;  
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c) multilaterale Institutionen für den Kapazitätsaufbau und die technische Zusammenarbeit. Dem UNDP sollten 
die notwendigen Finanzmittel zur Verfügung gestellt werden, damit es sein Netzwerk von Außendienststellen sowie 
sein umfassendes Mandat und seine weitreichende Erfahrung auf dem Gebiet der technischen Zusammenarbeit nut-
zen kann, um den Kapazitätsaufbau auf Landesebene zu erleichtern, unter voller Heranziehung der Sachkenntnisse 
der Sonderorganisationen und sonstigen Organe der Vereinten Nationen innerhalb ihres jeweiligen Zuständigkeits-
bereichs, insbesondere des UNEP sowie auch der multilateralen und regionalen Entwicklungsbanken;  
d) bilaterale Hilfsprogramme. Diese Programme müssen zu Gunsten der Förderung einer nachhaltigen Entwick-
lung gestärkt werden;  
e) Schuldenerleichterung. Es ist wichtig, für die Schuldenprobleme der Entwicklungsländer mit niedrigem und 
mittlerem Einkommen dauerhafte Lösungen zu finden, damit sie mit den benötigten Mitteln für eine nachhaltige 
Entwicklung ausgestattet werden können. Maßnahmen zur Bewältigung der anhaltenden Verschuldungsprobleme 
von Ländern mit niedrigem und mit mittlerem Einkommen sollten kontinuierlich überprüft werden. Alle Gläubiger 
des Pariser Clubs sollten unverzüglich die Vereinbarung vom Dezember 1991 zur Gewährung von Schuldenerleich-
terungen für die ärmsten, hoch verschuldeten Länder umsetzen, die sich einer Strukturanpassung unterziehen; die 
Schuldenerleichterungsmaßnahmen sollten ständig überprüft werden, damit sie den anhaltenden Schwierigkeiten 
dieser Länder gerecht werden;  
f) Privatmittel. Über nichtstaatliche Organisationen geleitete freiwillige Beiträge, die etwa 10 Prozent der öffent-
lichen Entwicklungshilfe ausmachen, könnten erhöht werden.  
33.15 Investitionen. Die Mobilisierung höherer ausländischer Direktinvestitionen und der Technologietransfer 
sollten durch eine einzelstaatliche Politik angeregt werden, die Investitionen, Gemeinschaftsunternehmen und son-
stigen Modalitäten förderlich  ist. 
33.16 Innovative Finanzierungsformen. Neue Formen der Beschaffung neuer öffentlicher und privater Finanz-
mittel sollten erkundet werden, insbesondere  
a) verschiedene Formen der Erleichterung von Schulden, bei denen es sich nicht um öffentliche Schulden oder 
Schulden im Rahmen des Pariser Clubs handelt, einschließlich der vermehrten Anwendung von Schuldenumwand-
lungen;  
b) der Einsatz wirtschaftlicher und steuerlicher Anreize und Mechanismen;  
c) die Eignung handelbarer Emissionszertifikate;  
d) neue Formen der Mittelaufbringung und freiwillige Beiträge von privater Seite, einschließlich nichtstaatlicher 
Organisationen;  
e) die Neuzuteilung von Ressourcen, die gegenwärtig für militärische Zwecke vorgesehen sind.  
33.17 Günstige, dauerhaftem Wirtschaftswachstum und dauerhafter Entwicklung förderliche internationale und 
binnenwirtschaftliche Rahmenbedingungen sind wichtig, insbesondere für die Entwicklungsländer, damit Nachhal-
tigkeit erzielt werden kann.  
33.18 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der Maßnahmen der Agenda 21 in den Entwicklungsländern auf über 600 
Milliarden Dollar, einschließlich etwa 125 Milliarden Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüs-
se oder zu  Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regie-
rungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten hängen unter anderem davon 
ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
33.19 Die entwickelten Länder und andere, die dazu in der Lage sind, sollten erste finanzielle Verpflichtungen 
eingehen, um die Konferenzbeschlüsse umzusetzen. Sie sollten der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung 1992 über ihre Pläne und Verpflichtungen Bericht erstatten.  
33.20 Die Entwicklungsländer sollten ebenfalls damit beginnen, nationale Pläne für nachhaltige Entwicklung 
auszuarbeiten, um die Konferenzbeschlüsse umzusetzen.  
33.21 Es ist unbedingt notwendig, die Finanzierung der Agenda 21 zu überprüfen und zu überwachen. Fragen in 
Bezug auf einen wirksamen Folgeprozess der Konferenz werden in Kapitel 38 (Internationale institutionelle Vorkeh-
rungen) behandelt. Es wird wichtig sein, in regelmäßigen Abständen die Angemessenheit der Finanzierung und der 
entsprechenden Mechanismen zu überprüfen, so auch der Bemühungen um die Verwirklichung der in diesem Kapi-
tel vereinbarten Ziele, soweit zutreffend einschließlich der Zielvorgaben. 
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        Transfer umweltgerechter Technologien, Zusammenarbeit und 
       Kapazitätsaufbau 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
34.1 Umweltgerechte Technologien schützen die Umwelt, sind sauberer, nutzen alle Rohstoffe auf eine nachhal-
tigere Weise, führen Abfälle und Produkte vermehrt der Wiederverwertung zu und gehen mit Restabfällen akzepta-
bler um als die Technologien, an deren Stelle sie getreten sind.  
34.2 Im Zusammenhang mit der Umweltverschmutzung sind unter umweltgerechten Technologien Prozess- und 
Produkttechnologien zu verstehen, die nur geringe oder gar keine Abfälle erzeugen und somit für einen geringeren 
Schadstoffanfall sorgen. Dazu gehören auch nachgeschaltete Entsorgungs- und Reinigungstechnologien.  
34.3 Bei umweltgerechten Technologien handelt es sich nicht um Einzeltechnologien, sondern um Systemlösungen, 
die Know-how, Verfahren, Güter und Dienstleistungen und technische Einrichtungen sowie auch Organisations- und 
Managementverfahren umfassen. Dies bedeutet, dass die Humankapitalentwicklung und den örtlichen Kapazitäts-
aufbau betreffende Aspekte von Technologieentscheidungen, einschließlich geschlechtsspezifischer Gesichtspunkte, 
eine Rolle spielen sollten, wenn es um den Technologietransfer geht. Umweltgerechte Technologien sollten mit den 
auf nationaler Ebene festgelegten sozioökonomischen, kulturellen und ökologischen Prioritäten vereinbar sein.  
34.4 Es gilt, günstige Voraussetzungen für den Zugang zu umweltgerechten Technologien und für deren Transfer 
insbesondere an Entwicklungsländer zu schaffen, und zwar durch unterstützende, die technologische Zusammenar-
beit fördernde Maßnahmen, die es ermöglichen sollten, das erforderliche technologische Know-how weiterzugeben 
sowie die wirtschaftlichen, technischen und organisatorischen Möglichkeiten für den effizienten Einsatz und die 
Weiterentwicklung der transferierten Technologien zu schaffen. Technologische Zusammenarbeit setzt gemeinsame 
Anstrengungen von Unternehmen und Regierungen, von "Technologielieferanten" sowie von "Technologieempfän-
gern" voraus. Eine solche Zusammenarbeit ist deshalb mit einem iterativen Prozess verbunden, an dem Regierun-
gen, der Privatsektor sowie Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen beteiligt sind und durch den sichergestellt 
wird, dass beim Technologietransfer optimale Ergebnisse erzielt werden. Eine langfristig erfolgreiche Partnerschaft 
auf dem Gebiet der technologischen Zusammenarbeit setzt notwendigerweise eine fortlaufende systematische Aus- 
und Fortbildung sowie einen kontinuierlichen Kapazitätsaufbau auf allen Ebenen und über einen längeren Zeitraum 
voraus.  
34.5 Die in dem vorliegenden Kapitel vorgeschlagenen Maßnahmen sind darauf ausgerichtet, im Hinblick auf die 
Förderung der nachhaltigen Entwicklung die Konditionen und Abläufe zu verbessern, was Information, den  Zugang 
zu Technologien und den Technologietransfer (einschließlich dem Stand der Technik entsprechender Technologien 
und diesbezüglichen Know-hows), insbesondere an Entwicklungsländer, den Kapazitätsaufbau sowie Kooperations-
vereinbarungen und Partnerschaften im Technologiebereich anbelangt. Neue und leistungsfähige Technologien wer-
den von wesentlicher Bedeutung dabei sein, insbesondere die Entwicklungsländer besser zur Erzielung nachhaltiger 
Entwicklung zu befähigen, die Weltwirtschaft in Gang zu halten, die Umwelt zu schützen und Armut und Elend zu 
bekämpfen. Im Rahmen dieser Aktivitäten gilt es, eine Verbesserung der derzeit angewandten Technologien und 
gegebenenfalls ihren Ersatz durch leichter zugängliche und umweltgerechtere Technologien anzustreben.  
Handlungsgrundlage  
34.6 Besondere Zusagen und Vereinbarungen im Zusammenhang mit dem Transfer von Technologien, die im Rah-
men spezifischer internationaler Rechtsinstrumente zu beschließen sind, bleiben von dem vorliegenden Kapitel der 
Agenda 21 unberührt.  
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34.7 Die Verfügbarkeit wissenschaftlicher und technologischer Informationen sowie der Zugang zu umwelt-
gerechten Technologien und deren Transfer sind wesentliche Voraussetzungen für eine nachhaltige Entwicklung. 
Ausreichende Informationen über die Umweltaspekte gegenwärtig verwendeter Technologien bereitzustellen, erfor-
dert zwei miteinander zusammenhängende Teilschritte: zum einen verbesserte Informationen über gegenwärtige und 
dem Stand der Technik entsprechende Technologien, einschließlich ihrer Umweltrisiken, und zum anderen die Er-
leichterung des Zugangs zu umweltgerechten Technologien.  
34.8 Vorrangiges Ziel eines verbesserten Zugangs zu Technologieinformationen ist es, zu informierten Entschei-
dungen zu befähigen und im Zuge dessen den Zugang zu solchen Technologien und ihren Transfer sowie die Stär-
kung des technologischen EigenPotenzials der einzelnen Länder zu ermöglichen.  
34.9 Eine große Menge nützlichen technologischen Wissens ist öffentlich zugänglich. Es gilt, den Entwicklungslän-
dern den Zugang zu Technologien zu ermöglichen, die patentrechtlich nicht geschützt oder frei verwendbar sind. 
Außerdem müssten die Entwicklungsländer auch Zugang zu dem Know-how und Sachwissen erhalten, das notwen-
dig ist, um die genannten Technologien wirksam nutzen zu können.  
34.10 Es ist notwendig, sich mit der Rolle des patentrechtlichen Schutzes und der geistigen Eigentumsrechte 
auseinanderzusetzen und dabei ihre Auswirkungen auf den Zugang zu umweltgerechten Technologien und deren 
Transfer insbesondere an Entwicklungsländer zu prüfen. Außerdem ist das Konzept eines gesicherten Zugangs der 
Entwicklungsländer zu umweltgerechten Technologien in seiner Beziehung zu Eigentumsrechten näher zu untersu-
chen, mit dem Ziel, wirksame Maßnahmen zu entwickeln, um den Bedürfnissen der Entwicklungsländer in diesem 
Bereich zu entsprechen. 
34.11 Patentrechtlich geschützte Technologien sind auf kommerziellem Weg beschaffbar, und die internationale 
Wirtschaft ist ein wichtiger Träger des Technologietransfers. Es gilt, sich das vorhandene Wissenspotenzial zunutze 
zu machen und es mit örtlichen Innovationen neu zu kombinieren, um alternative Technologien zu schaffen. Parallel 
zur weiteren Prüfung von Konzepten und Modalitäten für die Gewährleistung eines gesicherten Zugangs – insbe-
sondere der Entwicklungsländer – zu umweltgerechten Technologien, einschließlich dem Stand der Technik ent-
sprechender Technologien, sollte ein besserer Zugang zu umweltgerechten Technologien gefördert, erleichtert und 
gegebenenfalls finanziert werden, während denjenigen Innovatoren, die die Erforschung und Entwicklung neuer 
umweltgerechter Technologien fördern, faire Anreize geboten werden sollten.  
34.12 Die Empfängerländer benötigen Technologie und verstärkte Unterstützung, um unter Berücksichtigung 
vorhandener Technologie und Kapazität ihre wissenschaftlich-technische, fachliche und sonstige Kapazität weiter zu 
entwickeln. Diese Unterstützung würde den Ländern, insbesondere den Entwicklungsländern, die Möglichkeit ge-
ben, eine durchdachtere technologische Wahl zu treffen. Diese Länder könnten sich dann bereits vor dem Transfer 
umweltgerechter Technologien ein besseres Bild von diesen Technologien machen und sie richtig anwenden und 
verwalten, und sie könnten bereits vorhandene Technologien verbessern und auf die eigenen Entwicklungsbedürf-
nisse und -prioritäten abstimmen.  
34.13 Es muss unbedingt eine gewisse kritische Masse an Forschungs- und Entwicklungskapazität zur Verfü-
gung stehen, um umweltgerechte Technologien wirksam verbreiten und einsetzen sowie vor Ort entwickeln zu kön-
nen. Bildungs- und Ausbildungsprogramme sollten den Erfordernissen spezifischer zielorientierter Forschungsakti-
vitäten Rechnung tragen und darauf abzielen, Fachleute hervorzubringen, die sich mit umweltgerechten Technologi-
en auskennen und interdisziplinär ausgerichtet sind. Zur Herstellung dieser kritischen Masse ist es notwendig, die 
Fähigkeiten von Handwerkern, Facharbeitern und Technikern, des mittleren Managements, der Wissenschaftler, der 
Ingenieure und der Pädagogen aufzubauen und entsprechende soziale oder verwaltungstechnische Unterstützungssy-
steme zu entwickeln. Der Transfer umweltgerechter Technologien setzt außerdem voraus, dass diese Technologien 
in innovativer Weise an die jeweilige örtliche oder nationale Kultur angepasst und in diese integriert werden müs-
sen.  
Ziele  
34.14 Folgende Ziele werden vorgeschlagen:  
a) Die Unterstützung bei der Sicherstellung des Zugangs insbesondere der Entwicklungsländer zu wissenschaftli-
chen und technologischen Informationen, einschließlich Informationen über Technologien, die dem Stand der Tech-
nik entsprechen;  
b) die Förderung, Erleichterung und wo nötig Finanzierung des Zugangs zu umweltgerechten Technologien sowie 
des dazugehörigen Know-hows insbesondere an die Entwicklungsländer zu günstigen Bedingungen, einschließlich 
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einvernehmlich festgelegter Konzessions- und Vorzugsbedingungen, wobei die Notwendigkeit des Schutzes geisti-
ger Eigentumsrechte sowie die speziellen Bedürfnisse der Entwicklungsländer im Zusammenhang mit der Umset-
zung der Agenda 21 zu berücksichtigen sind;  
c) die Erleichterung der Beibehaltung und Förderung umweltgerechter einheimischer Technologien, die insbe-
sondere in Entwicklungsländern vernachlässigt oder verdrängt worden sein mögen, wobei den vorrangigen Bedürf-
nissen des jeweiligen Landes und den sich gegenseitig ergänzenden Rollen von Männern und Frauen besondere 
Aufmerksamkeit gebührt;  
d) die Unterstützung des inländischen Kapazitätsaufbaus, insbesondere in den Entwicklungsländern, damit diese 
Länder umweltgerechte Technologien bewerten, übernehmen, verwalten und einsetzen können. Erreicht werden 
könnte dies unter anderem durch  
 i) Erschließung der menschlichen Ressourcen;  
 ii) Verstärkung der institutionellen Kapazität für die Forschung und Entwicklung und für die Pro-
grammdurchführung;  
 iii) integrierte sektorale Bewertung des Technologiebedarfs in Übereinstimmung mit den für die Umsetzung 
der Agenda 21 auf nationaler Ebene im jeweiligen Land bestehenden Plänen, Zielen und Prioritäten;  
e) die Förderung langfristiger technologiebezogener Partnerschaften zwischen Trägern und potenziellen Nutzern 
umweltgerechter Technologien.  
Maßnahmen  
A) AUFBAU INTERNATIONALER INFORMATIONSNETZWERKE, DIE NATIONALE, SUBREGIONALE, REGIONALE UND 
INTERNATIONALE SYSTEME MITEINANDER VERKNÜPFEN  
34.15 Die bestehenden nationalen, subregionalen, regionalen und internationalen Informationssysteme sollten 
ausgebaut und durch regionale Clearing-Stellen, die breite Wirtschaftsbereiche wie etwa die Landwirtschaft, die 
Industrie und den Energiesektor erfassen,  miteinander verknüpft werden. In ein solches Informationsnetzwerk 
könnten unter anderem auch die nationalen, subregionalen und regionalen Patentämter einbezogen werden, die in 
der Lage sind, Berichte über dem Stand der Technik entsprechende Technologien zu erstellen. Über die Netzwerke 
der Clearing-Stellen würden Informationen über verfügbare Technologien, ihre Bezugsquellen, die mit ihnen ver-
bundenen Umweltrisiken und in groben Zügen auch die Bedingungen, zu denen sie erhältlich sind, verbreitet wer-
den. Diese Stellen würden Informationen auf Anfrage bereitstellen und sich am Informationsbedarf der Endbenutzer 
ausrichten. Sie würden die positive Rolle und die Beiträge internationaler, regionaler und subregionaler Organisatio-
nen, der Unternehmen, der Gewerkschaften, der nichtstaatlichen Organisationen, der Regierungen der einzelnen 
Länder und neu aufgebauter oder erweiterter nationaler Informationsnetzwerke berücksichtigen.  
34.16 Die internationalen und regionalen Clearing-Stellen würden soweit notwendig, die Initiative ergreifen, 
um Benutzern bei der Ermittlung ihres Bedarfs zu helfen und diesem Bedarf entsprechende Informationen weiter-
zugeben, so auch unter Verwendung vorhandener Systeme zur Nachrichtenübermittlung und zur Information der 
Öffentlichkeit sowie sonstiger Kommunikationssysteme. Die auf diesem Wege weitergegebenen Informationen wä-
ren auf die detaillierte Beschreibung konkreter Fälle ausgerichtet, in denen umweltgerechte Technologien erfolg-
reich entwickelt und angewandt wurden. Um gute Arbeit leisten zu können, müssen die Clearing-Stellen nicht nur 
Informationen liefern, sondern auch Hinweise auf andere Dienstleistungen, einschließlich Quellen für Beratung, 
Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten, Bezugsquellen von Technologien und Technologiefolgenabschätzungen ge-
ben. Sie würden auf diese Weise den Aufbau von Gemeinschaftsunternehmen  und Partnerschaften aller Art erleich-
tern.  
34.17 Von den einschlägigen Organisationen der Vereinten Nationen sollte eine Bestandsaufnahme vorhande-
ner internationaler oder regionaler Clearing-Stellen bzw. Systeme für den Informationsaustausch durchgeführt wer-
den. Die bestehende Struktur sollte, soweit erforderlich, verstärkt und verbessert werden. Gegebenenfalls sollten 
zusätzliche Informationssysteme aufgebaut werden, um in diesem internationalen Netzwerk festgestellte Lücken zu 
schließen.  
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B) UNTERSTÜTZUNG UND FÖRDERUNG DES ZUGANGS ZUM TECHNOLOGIETRANSFER  
34.18 Die Regierungen und internationalen Organisationen sollten die Einführung wirksamer Modalitäten be-
treffend den Zugang zu umweltgerechten Technologien und deren Transfer, insbesondere an Entwicklungsländer, 
durch entsprechende Aktivitäten fördern und auch die Privatwirtschaft hierzu ermutigen, so auch durch  
a)  die Erarbeitung von Politiken und Programmen zum wirksamen Transfer umweltgerechter Technologien, die 
öffentliches Eigentum oder frei verfügbar sind;  
b)  die Schaffung günstiger Bedingungen, um den Privatsektor und die öffentliche Hand zur Innovation, zur Ver-
marktung und zur Nutzung umweltgerechter Technologien anzuregen;  
c)  die Prüfung von gegenwärtig verfolgten Politiken so auch von Subventionen und steuerlichen Maßnahmen, 
sowie von Vorschriften durch die Regierungen und, soweit erforderlich, durch einschlägige Organisationen, um 
festzustellen, ob sie den Zugang zu umweltgerechten Technologien und deren Transfer und Einführung fördern oder 
behindern;  
d)  die Befassung – in einem Umwelt und Entwicklung voll integrierenden Rahmen – mit Hindernissen für den 
Transfer von in privater Hand befindlichen umweltgerechten Technologien sowie die Einführung geeigneter allge-
meiner Maßnahmen zum Abbau dieser Hindernisse bei gleichzeitiger Schaffung gezielter steuerlicher und sonstiger 
Anreize für den Transfer solcher Technologien;  
e)  was Technologien in Privatbesitz angeht, die Ergreifung folgender Maßnahmen, insbesondere zu Gunsten der 
Entwicklungsländer:  
  i) Schaffung und Verbesserung geeigneter Anreize steuerlicher und sonstiger Art durch die entwickelten 
Länder und andere Länder, die dazu in der Lage sind, um den Transfer umweltgerechter Technologien 
durch Unternehmen, insbesondere an die Entwicklungsländer, als integralen Bestandteil einer nachhalti-
gen Entwicklung zu fördern;  
 ii) Verbesserung des Zugangs zu patentrechtlich geschützten umweltgerechten Technologien und deren 
Transfer, insbesondere an die Entwicklungsländer;  
iii) Erwerb von Patenten und Lizenzen auf kommerzieller Basis zwecks Transfer an die Entwicklungsländer 
auf nichtkommerzieller Basis als Teil der Entwicklungszusammenarbeit zu Gunsten der nachhaltigen 
Entwicklung, wobei die Notwendigkeit des Schutzes geistiger Eigentumsrechte zu berücksichtigen ist;  
iv) in Übereinstimmung mit den einschlägigen internationalen Übereinkommen, denen die Staaten beigetre-
ten sind, und unter den darin anerkannten spezifischen Umständen die Ergreifung von Maßnahmen zur 
Verhinderung eines Missbrauchs geistiger Eigentumsrechte, so auch die Aufstellung von Regeln betref-
fend deren Erwerb durch Zwangslizenzen, unter Entrichtung einer gerechten und angemessenen Ent-
schädigung;  
 v) Bereitstellung finanzieller Ressourcen zum Erwerb umweltgerechter Technologien, um insbesondere 
den Entwicklungsländern die Möglichkeit zu geben, auch solche Maßnahmen zur Förderung einer nach-
haltigen Entwicklung zu ergreifen, die für sie eine besondere oder außergewöhnliche Belastung mit sich 
bringen würden;  
f) die Einrichtung von Mechanismen für den Zugang zu umweltgerechten Technologien und deren Transfer, ins-
besondere an die Entwicklungsländer, unter Berücksichtigung des Fortgangs der Verhandlungen über einen interna-
tionalen Verhaltenskodex für den Technologietransfer, wie von der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel 
und Entwicklung (UNCTAD) auf ihrer achten Tagung im Februar 1992 in Cartagena de Indias (Kolumbien) be-
schlossen.  
C) VERBESSERUNG DER KAPAZITÄT ZUR ENTWICKLUNG UND VERWALTUNG UMWELTGERECHTER TECHNOLOGIEN  
34.19 Auf subregionaler, regionaler und internationaler Ebene sollten Rahmen für die Entwicklung, den Trans-
fer und die Anwendung umweltgerechter Technologien und des entsprechenden technischen Know-hows unter be-
sonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse der Entwicklungsländer geschaffen und/oder verstärkt werden, indem 
solche Aufgaben bereits bestehenden Gremien zusätzlich übertragen werden. Solche Rahmen würden es Entwick-
lungsländern wie auch entwickelten Ländern erleichtern, Initiativen zu ergreifen, um die Erforschung, die Entwick-
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lung und den Transfer umweltgerechter Technologien anzuregen –  vielfach durch Partnerschaften innerhalb einzel-
ner Länder und zwischen Ländern sowie zwischen Wissenschaft und Technik, der Wirtschaft und den Regierungen.  
34.20 In den einzelnen Ländern sollte Kapazität zur Bewertung, Entwicklung, Verwaltung und Anwendung 
neuer Technologien entwickelt werden. Dazu bedarf es der Stärkung der bestehenden institutionellen Trägerstruktu-
ren, der Aus- und Fortbildung von Personal auf allen Ebenen und der Unterweisung der Endbenutzer der betreffen-
den Technologie.  
D) EINRICHTUNG EINES NETZWERKS ZUR ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN FORSCHUNGSZENTREN  
34.21 Es sollte ein Netzwerk zur Zusammenarbeit zwischen nationalen, subregionalen, regionalen und interna-
tionalen Zentren zur Erforschung  umweltgerechter Technologien errichtet werden, damit der Zugang zu umweltge-
rechten Technologien sowie ihre Entwicklung, ihre Verwaltung und ihr Transfer, einschließlich des Transfers und 
der Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern und zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern, 
verbessert wird; dies sollte in erster Linie auf der Grundlage vorhandener, mit den nationalen Einrichtungen ver-
knüpfter subregionaler oder regionaler Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationszentren und in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Privatsektor geschehen.  
E) UNTERSTÜTZUNG VON KOOPERATIONS- UND HILFSPROGRAMMEN  
34.22 Für Kooperations- und Hilfsprogramme, einschließlich der von Organisationen der Vereinten Nationen, 
internationalen Organisationen und sonstigen in Betracht kommenden öffentlich-rechtlichen und privaten Organisa-
tionen insbesondere für Entwicklungsländer bereitgestellten Programme, sollte in den Bereichen Forschung und Ent-
wicklung, Ausbau der technologischen und personellen Kapazität im Aus- und Fortbildungsbereich, Wartung, Ab-
schätzung des nationalen Technologiebedarfs, Umweltverträglichkeitsprüfungen und nachhaltige Entwicklungspla-
nung Unterstützung gewährt werden.  
34.23 Ebenfalls unterstützt werden sollten nationale, subregionale, regionale, multilaterale und bilaterale Pro-
gramme für die wissenschaftliche Forschung, die Informationsverbreitung und die Technologieentwicklung zwi-
schen Entwicklungsländern, auch durch Einbeziehung sowohl öffentlicher als auch privater Unternehmen und For-
schungseinrichtungen, sowie die Mittelaufbringung für die technische Zusammenarbeit zwischen Programmen der 
Entwicklungsländer in diesem Bereich. Dazu gehört auch die Herstellung von Verbindungen zwischen diesen Ein-
richtungen, um ein Höchstmaß an Effizienz in Bezug auf Kenntnis, Verbreitung und Einsatz von Technologien für 
eine nachhaltige Entwicklung zu erzielen.  
34.24 Die Aufstellung globaler, regionaler und subregionaler Programme sollte mit der Bestimmung und Be-
wertung der regionalen, subregionalen und nationalen Bedarfsprioritäten einhergehen. Pläne und Untersuchungen 
zur Unterstützung dieser Programme sollten als Grundlage für eine potenzielle Finanzierung durch multilaterale 
Entwicklungsbanken, bilaterale Organisationen, Privatsektorinteressen und nichtstaatliche Organisationen dienen.  
34.25 Besuchsprogramme sollten gefördert werden, und die freiwillige Rückkehr qualifizierter Sachverständi-
ger für umweltgerechte Technologien aus den Entwicklungsländern, die zur Zeit in Einrichtungen der entwickelten 
Länder arbeiten, sollte erleichtert werden.  
F) TECHNOLOGIEFOLGENABSCHÄTZUNG ZUR UNTERSTÜTZUNG DER VERWALTUNG UMWELTGERECHTER 
TECHNOLOGIEN  
34.26 Die internationale Gemeinschaft, insbesondere die Organisationen der Vereinten Nationen, internationale 
Organisationen und sonstige geeignete, auch private, Organisationen sollten mithelfen, Erfahrungen auszutauschen 
und die erforderliche Kapazität zur Abschätzung des Technologiebedarfs, insbesondere in den Entwicklungsländern, 
zu schaffen, um diesen die Möglichkeit zu geben, auf der Grundlage umweltgerechter Technologien Entscheidungen 
zu treffen. Sie sollten  
a)  im Bereich Technologiefolgenabschätzung die für die Verwaltung umweltgerechter Technologien erforderli-
chen Voraussetzungen – einschließlich Umweltverträglichkeitsprüfung und Risikoabschätzung – schaffen, wobei 
geeignete Sicherungsmaßnahmen im Hinblick auf den Transfer von Technologien, die aus Umweltschutzgründen 
oder gesundheitlichen Gründen einem Verbot unterliegen, gebührend zu berücksichtigen sind;  
b)  das internationale Netzwerk regionaler, subregionaler oder nationaler Technologiefolgenabschätzungszentren 
für umweltgerechte Technologien im Verbund mit Clearing-Stellen verstärken, um die vorstehend genannten Quel-
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len der Technologiefolgenabschätzung zum Nutzen aller Völker zu erschließen. Diese Zentren könnten im Prinzip 
auf spezifische innerstaatliche Situationen abstellende Beratungs- und Schulungsmöglichkeiten bieten und den Auf-
bau nationaler Kapazität zur Technologiefolgenabschätzung im Zusammenhang mit umweltgerechten Technologien 
fördern. Bevor dafür völlig neue Einrichtungen geschaffen werden, sollte die Möglichkeit der Übertragung dieser 
Aufgabe an bereits bestehende regionale Organisationen eingehend geprüft werden; auch die Finanzierung dieser 
Arbeit durch Partnerschaften zwischen öffentlichen und privaten Stellen sollte gegebenenfalls geprüft werden.  
G) KOOPERATIONSVEREINBARUNGEN UND PARTNERSCHAFTEN  
34.27 Langfristige Kooperationsvereinbarungen zwischen Unternehmen der entwickelten Länder und der Ent-
wicklungsländer zur Entwicklung umweltgerechter Technologien sollten gefördert werden. Multinationale Unter-
nehmen als Quellen knapper, zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt erforderlicher Fachkenntnisse haben 
eine besondere Funktion und auch ein besonderes Interesse, wenn es um die Förderung der Zusammenarbeit bei und 
im Zusammenhang mit dem Transfer von Technologien geht, da sie selbst ein wichtiges Medium für einen solchen 
Transfer und für den Aufbau eines entsprechend ausgebildeten Arbeitskräftepotenzials und einer entsprechenden 
Infrastruktur sind.  
34.28 Unter Berücksichtigung der politischen Prioritäten und Ziele von Entwicklungsländern sollten Gemein-
schaftsunternehmen zwischen Technologielieferanten und -empfängern gefördert werden. Zusammen mit ausländi-
schen Direktinvestoren könnten diese Unternehmen ein wichtiges Medium für den Transfer umweltgerechter Tech-
nologien darstellen. Durch solche Gemeinschaftsunternehmen und mit Hilfe von Direktinvestitionen könnten be-
währte Verfahrensweisen im Bereich des Umweltmanagements weitergegeben und fortgesetzt werden.  
Mittel zur Umsetzung  
Finanzierung und Kostenabschätzung  
34.29 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf zwischen 450 
und 600 Millionen Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  Konzessionsbedingun-
gen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schät-
zungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich 
nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und 
-programme von den Regierungen beschlossen werden.  
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Wissenschaft im Dienst der nachhaltigen Entwicklung 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG  
35.1 Das vorliegende Kapitel beleuchtet die Rolle der Wissenschaft und ihrer Anwendungsmöglichkeiten im Zu-
sammenhang mit der Förderung eines pfleglichen Umgangs mit der Umwelt und einer schonenden Entwicklung zur 
Sicherung des täglichen Überlebens der Menschheit und ihrer künftigen Entwicklung. Die hier vorgeschlagenen 
Programmbereiche sind als Querschnittsbereiche anzusehen, die die spezifischen wissenschaftlichen Grundlagen für 
die anderen Kapitel der Agenda 21 erbringen sollen. Eine Funktion der Naturwissenschaften sollte es sein, In-
formationen zu liefern, die im Rahmen des Entscheidungsprozesses eine bessere Formulierung und Wahl der Um-
welt- und Entwicklungspolitik ermöglichen. Um dieser Forderung zu genügen, wird es notwendig sein, das wissen-
schaftliche Verständnis zu vertiefen, langfristige wissenschaftliche Bewertungen zu verbessern, die wissenschaftli-
che Kapazität in allen Ländern zu verstärken und sicherzustellen, dass die Wissenschaft auf neue Erfordernisse ein-
geht.  
35.2 Die Wissenschaft ist dabei, ihr Verständnis solcher Bereiche wie des Klimawandels, des Anstiegs der Ressour-
cenverbrauchsraten, der demografischen Trends und der Umweltverschlechterung zu vertiefen. Veränderungen in 
diesen und in anderen Bereichen sind bei der Erarbeitung langfristiger Entwicklungsstrategien zu berücksichtigen. 
Ein erster Schritt zur Verbesserung der wissenschaftlichen Grundlage für diese Strategien besteht in einer besseren 
Kenntnis der Landmassen, der Meere und der Atmosphäre, ihrer ineinandergreifenden Wasser-, Nährstoff- und bio-
geochemischen Kreisläufe und Energieströme, die alle Bestandteile des Erdsystems sind. Dies ist eine wesentliche 
Voraussetzung für die genauere Abschätzung der Belastungsfähigkeit des Planeten Erde und seiner Elastizität ge-
genüber den mannigfachen Belastungen, denen er durch die Eingriffe des Menschen ausgesetzt ist. Die Wissen-
schaft kann das erforderliche Verständnis für diese Zusammenhänge schaffen, indem sie die jeweiligen ökologi-
schen Prozesse genauer erforscht und heute zur Verfügung stehende moderne, wirksame und leistungsfähige In-
strumente wie etwa Fernerkundungssysteme, ferngesteuerte Überwachungsgeräte sowie Rechner- und Modellie-
rungskapazität einsetzt. Die Wissenschaft spielt eine wichtige Rolle dabei, die fundamentale Bedeutung des Erdsy-
stems als lebenserhaltendes System mit geeigneten Entwicklungsstrategien zu verknüpfen, die auf dem weiteren 
Funktionieren dieses Systems aufbauen. Die Wissenschaft sollte auch in Zukunft eine immer stärkere Rolle bei der 
Herbeiführung einer effizienteren Ressourcennutzung und der Suche nach neuen Entwicklungsmethoden, -ressour-
cen und -alternativen spielen. Die Wissenschaft muss sich ständig mit Möglichkeiten einer schonenderen Ressour-
cennutzung befassen und zu deren Förderung beitragen, wozu auch die sparsamere Nutzung von Energie in der In-
dustrie, der Landwirtschaft und in der Verkehrswirtschaft gehört. Die Wissenschaft wird somit zunehmend als we-
sentliches Element der Suche nach gangbaren Wegen hin zu einer nachhaltigen Entwicklung verstanden.  
35.3 Wissenschaftliche Kenntnisse sollten angewandt werden, um mit Hilfe wissenschaftlicher Bewertungen der 
gegenwärtigen Bedingungen und der künftigen Aussichten für das Erdsystem Ziele der nachhaltigen Entwicklung zu 
artikulieren und zu unterstützen. Diese Bewertungen, die auf erprobten und sich neu abzeichnenden Innovationen in 
der Wissenschaft aufbauen, sollten bei der Entscheidungsfindung und an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft 
und Politikgestaltung zum Einsatz kommen. Die Wissenschaft muss ihre Erkenntnisse verstärkt beisteuern, um ein 
tieferes Verständnis zu ermöglichen und die Interaktion zwischen Wissenschaft und Gesellschaft zu erleichtern. Um 
dieses Ziel zu erreichen, bedarf es außerdem eines Ausbaus der wissenschaftlichen Kapazität und des wissenschaft-
lichen Potenzials, insbesondere in den Entwicklungsländern. Von entscheidender Bedeutung ist die volle Beteili-
gung von Wissenschaftlern aus den Entwicklungsländern an internationalen wissenschaftlichen Forschungspro-
grammen, die sich mit globalen Umwelt- und Entwicklungsfragen befassen, damit alle Länder die Möglichkeit ha-
ben, gleichberechtigt an Verhandlungen über globale Umwelt- und Entwicklungsfragen teilzunehmen. Angesichts 
der Gefahr irreversibler Umweltschäden sollte ein Mangel an vollständiger wissenschaftlicher Gewissheit nicht als 
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Entschuldigung dafür dienen, Maßnahmen hinauszuzögern, die in sich selbst gerechtfertigt sind. Bei Maßnahmen, 
die sich auf komplexe Systeme beziehen, die noch nicht voll verstanden worden sind und bei denen die Folgewir-
kungen von Störungen noch nicht vorausgesagt werden können, könnte der Vorsorgeansatz als Ausgangsbasis die-
nen.  
35.4 Die Programmbereiche, die mit den Schlussfolgerungen und Empfehlungen der Internationalen Konferenz 
über ein Wissenschaftsprogramm zu Gunsten von Umwelt und Entwicklung auf dem Weg ins 21. Jahrhundert 
(ASCEND 21) im Einklang stehen, lauten wie folgt:  
a) Stärkung der wissenschaftlichen Grundlage für nachhaltiges Handeln;  
b) Vertiefung des wissenschaftlichen Verständnisses;  
c) Verbesserung der langfristigen wissenschaftlichen Bewertung;  
d) Aufbau wissenschaftlicher Kapazität und wissenschaftlichen Potenzials.  
PROGRAMMBEREICHE  
A. STÄRKUNG DER WISSENSCHAFTLICHEN GRUNDLAGE FÜR NACHHALTIGES HANDELN  
Handlungsgrundlage  
35.5 Die nachhaltige Entwicklung erfordert längerfristige Perspektiven, die Integration lokaler und regionaler Aus-
wirkungen globaler Veränderungen in den Entwicklungsprozess und die Anwendung der besten verfügbaren wis-
senschaftlichen Erkenntnisse und traditionellen Kenntnisse. Der Entwicklungsprozess sollte unter Berücksichtigung 
der wissenschaftlichen Forschungsergebnisse ständig neu bewertet werden, damit sichergestellt ist, dass die Res-
sourcennutzung geringere Auswirkungen auf das Erdsystem nach sich zieht. Dennoch ist die Zukunft ungewiss, und 
es wird Überraschungen geben. Deshalb muss eine gute Politik des Umwelt- und Entwicklungsmanagements wis-
senschaftlich fundiert sein und stets eine Auswahl von Lösungsmöglichkeiten bereithalten, die ein flexibles Handeln 
ermöglichen. Der Vorsorgegrundsatz ist von Bedeutung. Oft besteht ein Kommunikationsdefizit zwischen Wissen-
schaftlern, politisch Verantwortlichen und der breiten Öffentlichkeit, deren Interessen sowohl von staatlichen als 
auch von nichtstaatlichen Organisationen artikuliert werden. Daher bedarf es einer besseren Kommunikation zwi-
schen Wissenschaftlern, Entscheidungsträgern und der Bevölkerung.  
Ziele  
35.6 Wichtigstes Ziel für jedes Land ist die Ermittlung – nach Bedarf mit Unterstützung internationaler Organisa-
tionen – des eigenen wissenschaftlichen Kenntnisstands sowie des eigenen Forschungsbedarfs und der eigenen For-
schungsprioritäten, um zum frühestmöglichen Zeitpunkt deutliche Verbesserungen in folgender Hinsicht zu erzielen:  
a) Bei einer umfassenden Erweiterung der wissenschaftlichen Grundlagen und einer Stärkung der wissenschaftli-
chen und der Forschungskapazitäten und -potenziale – insbesondere der Entwicklungsländer – in Bereichen, die für 
die Umwelt und die Entwicklung von Belang sind;  
b) bei der Formulierung einer Umwelt- und Entwicklungspolitik ausgehend von den besten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen und Bewertungen, wobei die Notwendigkeit einer Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit 
sowie die relativen Unsicherheiten der verschiedenen zur Diskussion stehenden Prozesse und Alternativen zu be-
rücksichtigen sind;  
c) in Bezug auf die Interaktion zwischen Wissenschaft und Entscheidungsfindung, gegebenenfalls auf der Grund-
lage des Vorsorgeansatzes, um die bestehenden Produktionsweisen und Konsumgewohnheiten zu verändern und im 
Hinblick auf die Wahl von Politikalternativen Zeit für den Abbau von Unsicherheiten zu gewinnen;  
d) bei der Erzeugung von Wissen – insbesondere von indigenem und einheimischem Wissen – und seiner An-
wendung entsprechend den Voraussetzungen unterschiedlicher Umweltbedingungen und Kulturen, um einen nach-
haltigen Entwicklungsstand zu erreichen, wobei die Wechselbeziehungen auf nationaler, regionaler und internatio-
naler Ebene zu berücksichtigen sind;  
e) in Bezug auf die Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaftlern durch Förderung interdiszipli-
närer Forschungsprogramme und Maßnahmen;  
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f) in Bezug auf die Beteiligung der Bevölkerung an der Prioritätensetzung und Entscheidungsfindung im Zu-
sammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung.  
Maßnahmen  
35.7 Gegebenenfalls mit Unterstützung internationaler Organisationen sollten die Länder  
a) ein Verzeichnis ihrer Datenbestände im Bereich der Natur- und Sozialwissenschaften erstellen, die für die 
Förderung einer nachhaltigen Entwicklung von Belang sind;  
b) den eigenen Forschungsbedarf und die eigenen Forschungsprioritäten im Zusammenhang mit internationalen 
Forschungsanstrengungen ermitteln;  
c) auf der höchsten geeigneten lokalen, nationalen, subregionalen und regionalen Ebene sowie innerhalb des Sy-
stems der Vereinten Nationen entsprechende institutionelle Mechanismen zur Schaffung einer stabileren wissen-
schaftlichen Grundlage entwerfen bzw. verstärken, die es gestattet, im Einklang den langfristigen Zielen einer nach-
haltigen Entwicklung die Formulierung der Umwelt- und Entwicklungspolitik zu verbessern. Die gegenwärtige For-
schung in diesem Bereich sollte dahin gehend auf eine breitere Grundlage gestellt werden, als für eine vermehrte 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der Festlegung langfristiger gesellschaftlicher Ziele, die der Formulierung nachhal-
tig Entwicklungsszenarios zugrunde liegen, gesorgt sein sollte;  
d) die erforderlichen Instrumente für eine nachhaltige Entwicklung entwickeln, anwenden und zum Einsatz brin-
gen, und zwar  
 i) Indikatoren für die Lebensqualität wie etwa Gesundheit, Bildung und Erziehung, soziale Wohlfahrt, 
Zustand der Umwelt und Wirtschaft;  
 ii) wirtschaftliche Handlungsansätze für eine umweltverträgliche Entwicklung sowie neue und verbesserte 
Anreizsysteme für eine bessere Ressourcenbewirtschaftung;  
 iii) langfristige Umweltpolitikformulierung, Risikomanagement und Bewertung umweltverträglicher 
Technologien;  
e) Daten über die Zusammenhänge zwischen dem Zustand von Ökosystemen und dem Gesundheitszustand 
menschlicher Gemeinschaften sammeln, auswerten und integrieren, um insbesondere in den Entwicklungsländern 
einen genaueren Einblick in Kosten und Nutzen unterschiedlicher Entwicklungsstrategien in Bezug auf Umwelt und 
Gesundheit zu bekommen;  
f) wissenschaftliche Untersuchungen über nationale oder regionale Wege zur nachhaltigen Entwicklung durch-
führen, unter Verwendung vergleichbarer und komplementärer Methoden. Soweit möglich und nach Maßgabe der 
nationalen Kapazität und der verfügbaren Ressourcen sollten solche im Rahmen einer internationalen wissen-
schaftlichen Initiative koordinierten Untersuchungen in großem Umfang Gebrauch von einheimischem Sachverstand 
machen und von multidisziplinären Teams aus regionalen Netzwerken und/oder Forschungszentren durchgeführt 
werden;  
g) bessere Voraussetzungen dafür schaffen, die wissenschaftlichen Forschungsprioritäten auf nationaler, regiona-
ler und globaler Ebene so festzulegen, dass sie den Erfordernissen einer nachhaltigen Entwicklung gerecht werden. 
Es handelt sich dabei um einen Prozess, der wissenschaftliche Aussagen über kurz- und langfristige Vorteile sowie 
mögliche langfristige Kosten und Risiken beinhaltet. Er sollte an die jeweils festgestellten Bedürfnisse anpassbar 
sein und auf sie eingehen und unter Verwendung transparenter, "benutzerfreundlicher" Methoden der Risikoab-
schätzung durchgeführt werden;  
h) Methoden zur Verbindung der Forschungsergebnisse der etablierten Wissenschaftsbereiche mit dem überliefer-
ten Wissen verschiedener Kulturen entwickeln. Die Methoden sollten im Rahmen von Pilotstudien getestet werden. 
Sie sollten vor Ort entwickelt werden und sich auf die Verknüpfungen zwischen dem traditionellen Wissensgut indi-
gener Bevölkerungsgruppen und der derzeitigen "modernen Wissenschaft" konzentrieren, wobei der Schwerpunkt 
auf der Verbreitung und Anwendung der erzielten Ergebnisse im Bereich des Umweltschutzes und der nachhaltigen 
Entwicklung liegen soll.  
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Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
35.8 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 150 Millionen 
Dollar, wovon etwa 30 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  Konzessions-
bedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte 
Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls ein-
schließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstra-
tegien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
35.9 Zu den wissenschaftlichen und technologischen Mitteln gehören folgende:  
a) die Unterstützung neuer wissenschaftlicher Forschungsprogramme, einschließlich ihrer sozioökonomischen 
und menschlichen Dimension, auf der Ebene der jeweiligen Gemeinschaft sowie auf nationaler, subregionaler, re-
gionaler und globaler Ebene, damit traditionelle und konventionelle wissenschaftliche Kenntnisse und Verfahrens-
weisen einander ergänzen und Synergien zwischen ihnen entstehen können, und die Stärkung der interdisziplinären 
Forschung über Umweltschädigung und Umweltsanierung;  
b) die Schaffung von Demonstrationsmodellen verschiedener Art (beispielsweise sozioökonomische Bedingun-
gen, Umweltbedingungen), um Methodologien zu untersuchen und Leitlinien zu formulieren;  
c) die Unterstützung der Forschung durch Entwicklung von Verfahren zur Bewertung des relativen Risikos, um 
den Richtliniengebern bei der Reihung von Forschungsprioritäten zu helfen.  
B. VERTIEFUNG DES WISSENSCHAFTLICHEN VERSTÄNDNISSES  
Handlungsgrundlage  
35.10 Zur Förderung der nachhaltigen Entwicklung bedarf es umfassenderer Kenntnisse über die Belastbarkeit 
der Erde, einschließlich der Prozesse, die ihre Fähigkeit, Leben zu erhalten, entweder einschränken oder verbessern 
könnten. Die globale Umwelt verändert sich heute rascher als dies in früheren Jahrhunderten je der Fall war; infol-
gedessen sind Überraschungen zu erwarten, und im nächsten Jahrhundert könnte es zu erheblichen Umweltverände-
rungen kommen. Gleichzeitig steigt sowohl der Gesamt- als auch der Pro-Kopf-Verbrauch an Energie, Wasser und 
nicht erneuerbaren Ressourcen, und in vielen Teilen der Welt kann es selbst bei gleichbleibenden Umweltbedingun-
gen zu Verknappungen kommen. Die gesellschaftlichen Prozesse sind über Zeit und Raum, Region und Kultur hin-
weg vielfältigen Variationen unterworfen. Sie beeinflussen sich verändernde Umweltbedingungen und werden um-
gekehrt von ihnen beeinflusst. Menschliche Faktoren sind die Haupttriebkräfte in diesen komplexen Beziehungsge-
fügen und wirken sich daher direkt auf globale Veränderungen aus. Deshalb ist die Untersuchung der menschlichen 
Dimension der Ursachen und Folgen von Umweltveränderungen und von nachhaltigeren Entwicklungspfaden von 
wesentlicher Bedeutung.  
Ziele  
35.11 Eines der Hauptziele ist die Verbesserung und Vertiefung des Grundlagenwissens über die Verbindungen 
zwischen der menschlichen und der natürlichen Umwelt und die Verbesserung des erforderlichen Analyse- und Pro-
gnoseinstrumentariums, um die Umweltauswirkungen von Entwicklungsalternativen besser verstehen zu können. 
Dazu bedarf es  
a) der Durchführung von Forschungsprogrammen, um einen besseren Einblick in die Belastungsfähigkeit der 
Erde in Abhängigkeit von ihren natürlichen Systemen wie etwa ihren biogeochemischen Kreisläufen, dem System 
Atmosphäre/Hydrosphäre/Lithosphäre/Kryosphäre, der Biosphäre und der biologischen Vielfalt, dem Agroökosy-
stem und anderen terrestrischen und aquatischen Ökosystemen zu gewinnen;  
b) der Entwicklung und des Einsatzes neuer Analyse- und Prognoseinstrumente, um genauer abschätzen zu kön-
nen, inwieweit die natürlichen Systeme der Erde zunehmend durch gewollte und ungewollte anthropogene Eingriffe 
und demografische Trends beeinflusst werden und welche Auswirkungen und Folgen diese Eingriffe und Trends mit 
sich bringen;  
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c) der Integration der Natur-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, um die Auswirkungen wirtschaftlicher und 
sozialer Verhaltensweisen auf die Umwelt sowie die Auswirkungen der Umweltverschlechterung auf die lokale und 
globale Wirtschaft besser zu verstehen.  
Maßnahmen  
35.12 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Unterstützung des Aufbaus eines erweiterten Überwachungsnetzwerks zur Darstellung von Kreisläufen (wie 
etwa globale, biogeochemische und hydrologische Kreisläufe) und zur Prüfung von Hypothesen in Bezug auf deren 
Verhalten und bessere Erforschung der Wechselwirkungen zwischen den verschiedenen globalen Kreisläufen und 
deren Auswirkungen auf nationaler, subregionaler, regionaler und globaler Ebene, als Anhaltspunkt für Belastungs-
grenzen und Anfälligkeit;  
b) Unterstützung nationaler, subregionaler, regionaler und internationaler Programme zur Erforschung und Beob-
achtung der globalen atmosphärischen Chemie und der Quellen und Senken von Treibhausgasen und Gewährlei-
stung, dass die ermittelten Ergebnisse in allgemein zugänglicher und verständlicher Form offengelegt werden;  
c) Unterstützung nationaler, subregionaler, regionaler und internationaler Programme zur Erforschung mariner 
und terrestrischer Systeme, Ausbau globaler terrestrischer Datenbestände über ihre Bestandteile, Erweiterung ent-
sprechender Systeme zur Überwachung von Zustandsveränderungen und Verbesserung der Prognosemodelle für das 
Erdsystem und die dazugehörigen Subsysteme, so auch der Modelle, die das Funktionieren dieser Systeme bei un-
terschiedlichen Annahmen in Bezug auf die Intensität der menschlichen Einwirkungen aufzeigen. Die Forschungs-
programme sollten sich auch auf die in anderen Kapiteln der Agenda 21 enthaltenen Programmbereiche erstrecken, 
in denen Mechanismen für eine Zusammenarbeit und die Abstimmung der Forschungsprogramme über den globalen 
Wandel unterstützt werden;  
d) Förderung der Koordinierung von Satellitenmissionen, der Netzwerke, Systeme und Verfahren zur Verarbei-
tung und Verbreitung der dabei gewonnenen Daten und Aufbau der Schnittstelle mit den in der Forschung tätigen 
Nutzern von Erdbeobachtungsdaten und mit dem Earthwatch-System der Vereinten Nationen;  
e) Aufbau der erforderlichen Kapazität zur Vorhersage der Reaktion von terrestrischen und aquatischen Ökosy-
stemen sowie Küsten- und Meeresökosystemen und der biologischen Vielfalt auf Kurz- und Langzeitveränderungen 
der Umwelt und Weiterentwicklung der Regenerationsökologie;  
f) Untersuchung der Rolle der biologischen Vielfalt und des Artenschwunds für das Funktionieren von Öko-
systemen und des globalen lebenserhaltenden Systems;  
g) Einführung eines globalen Systems zur Beobachtung von Parametern, die für eine schonende Bewirtschaftung 
von Küsten- und Berggebieten erforderlich sind, und eine deutliche Erweiterung von Systemen zur Überwachung 
von Menge und Güte der verfügbaren Süßwasserressourcen, insbesondere in den Entwicklungsländern;  
h) zum Verständnis der Erde als System, die Entwicklung von weltraumgestützten Erdbeobachtungssystemen, die 
integrierte, kontinuierliche und langfristige Messungen der Wechselwirkungen zwischen Atmosphäre, Hydrosphäre 
und Lithosphäre bereitstellen, und Entwicklung eines Datenverteilungssystems, das die Nutzung der Beobachtungs-
daten erleichtert;  
i) Entwicklung und Anwendung von Systemen und Technologien zur automatischen Erfassung und Aufzeich-
nung von Daten und Informationen und ihrer anschließenden Übermittlung an Daten- und Analysezentren, um im 
Meer, auf dem Lande und in der Atmosphäre stattfindende Prozesse zu überwachen und Vorwarnungen vor Natur-
katastrophen abzugeben;  
j) Verbesserung des Beitrags der Ingenieurwissenschaften zu multidisziplinären Forschungsprogrammen über das 
Erdsystem, insbesondere mit Blick auf eine bessere Notfallvorsorge und eine Schadensbegrenzung im Falle größerer 
Naturkatastrophen;  
k) Intensivierung der Forschung zur Integration von Natur-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, um zu einem 
besseren Verständnis der Auswirkungen des wirtschaftlichen und sozialen Verhaltens auf die Umwelt sowie umge-
kehrt einer zunehmenden Belastung der Umwelt auf die lokale und globale Wirtschaft zu gelangen, und um insbe-
sondere  
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 i) Forschungsarbeiten über die Einstellungen und Verhaltensweisen des Menschen als unverzichtbare 
Voraussetzungen für ein Verständnis der Ursachen und Folgen von Umweltveränderungen und der Res-
sourcennutzung vorzunehmen;  
 ii) Forschungsarbeiten über menschliche, wirtschaftliche und gesellschaftliche Antwortmaßnahmen auf 
globale Veränderungen zu fördern;  
l) Unterstützung der Entwicklung neuer benutzerfreundlicher Technologien und Systeme, die die Integration 
multidisziplinärer, physikalischer, chemischer, biologischer und gesellschaftlicher/menschlicher Prozesse erleich-
tern, welche ihrerseits Informationen und Erkenntnisse für Entscheidungsträger und die Allgemeinheit liefern.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
35.13 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 2 Milliar-
den Dollar, wovon etwa 1,5 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten 
Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
35.14 Zu den wissenschaftlichen und technologischen Mitteln gehören folgende:  
a) die Unterstützung und Nutzung der einschlägigen nationalen Forschungsaktivitäten im universitären Bereich, 
von Forschungsinstituten, staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und die Förderung ihrer aktiven Beteili-
gung an regionalen und globalen Programmen, insbesondere in Entwicklungsländern;  
b) vermehrter Einsatz von geeigneten unterstützenden Systemen und Technologien wie etwa Größtrechnern, welt-
raumgestützte Beobachtungstechnologien, land- und meeresgestützte Beobachtungstechnologien, Datenverwal-
tungs- und Datenbanktechnologien und insbesondere auch Entwicklung und Ausbau des Weltklimabeobachtungssy-
stems (GCOS);  
C. VERBESSERUNG DER LANGFRISTIGEN WISSENSCHAFTLICHEN BEWERTUNG  
Handlungsgrundlage 
35.15 Die Deckung des Forschungsbedarfs im Bereich Umwelt und Entwicklung ist nur ein erster Schritt im 
Rahmen des Beitrags, den die Wissenschaft zu einem nachhaltigen Entwicklungsprozess leisten kann. Das gewon-
nene Wissen kann dann benutzt werden, um wissenschaftliche Bewertungen (Prüfungen) des derzeitigen Standes 
und eines Spektrums künftig absehbarer Bedingungen vorzunehmen. Dies bedeutet, dass die Biosphäre gesund er-
halten und der Rückgang der biologischen Vielfalt gebremst werden muss. Auch wenn viele der langfristigen Um-
weltveränderungen, von denen Auswirkungen auf den Menschen und die Biosphäre zu erwarten sind, globaler Natur 
sind, können entscheidende Veränderungen häufig auch auf nationaler und lokaler Ebene vorgenommen werden. 
Gleichzeitig tragen anthropogene Aktivitäten auf lokaler und regionaler Ebene häufig zu globalen Bedrohungen bei, 
wie beispielsweise zum Abbau der stratosphärischen Ozonschicht. Deshalb sind wissenschaftliche Beurteilungen 
und Hochrechnungen auf globaler, regionaler und lokaler Ebene erforderlich. Viele Länder und Organisationen er-
stellen bereits Berichte über Umwelt und Entwicklung, die einen Überblick über die aktuellen Bedingungen geben 
und künftige Trends aufzeigen. Regionale und globale Bewertungen könnten vollen Nutzen aus derartigen Berichten 
ziehen, sollten allerdings breiter angelegt sein und unter Heranziehung der besten verfügbaren Modelle auch die 
Ergebnisse detaillierter Untersuchungen künftiger Bedingungen enthalten, ausgehend von einer Reihe von Annah-
men zu möglichen künftigen Verhaltensweisen des Menschen. Solche Bewertungen sollten darauf angelegt sein, 
gangbare Entwicklungswege im Rahmen der ökologischen und sozioökonomischen Belastungsfähigkeit jeder ein-
zelnen Region zu entwerfen. Dabei sollte das traditionelle Wissen des örtlichen Umfeldes in vollem Umfang genutzt 
werden.  
  
Agenda 21 326 
Ziele  
35.16 Wichtigstes Ziel ist die Bereitstellung von Bewertungen des derzeitigen Standes und der Trends im Zu-
sammenhang mit wichtigen Umwelt- und Entwicklungsfragen auf nationaler, subregionaler, regionaler und globaler 
Ebene, auf der Grundlage der besten verfügbaren wissenschaftlichen Erkenntnisse, mit dem Ziel, Strategiealternati-
ven, einschließlich einheimischer Verfahrensweisen, für die unterschiedlichen zeitlichen und räumlichen Vorgaben 
zu entwickeln, die für eine langfristige Politikformulierung benötigt werden.  
Maßnahmen  
35.17 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Koordinierung der bestehenden Systeme zur Erhebung von Daten und Statistiken von Belang für Umwelt- und 
Entwicklungsfragen, um die Erarbeitung langfristiger wissenschaftlicher Bewertungen zu unterstützen, wie etwa 
Daten über die Ressourcenerschöpfung, über Einfuhr-/Ausfuhrströme, die Energienutzung, gesundheitliche Auswir-
kungen und demografische Trends; Anwendung der Daten, die anhand der im Programmbereich B aufgeführten 
Aktivitäten ermittelt worden sind, auf Umwelt-/Entwicklungsbilanzen auf globaler, regionaler und lokaler Ebene; 
und schließlich Förderung der umfassenden Verbreitung der Bewertungen in einer Form, die auf die Bedürfnisse der 
Öffentlichkeit eingeht und von ihr leicht verstanden werden kann;  
b) Entwicklung einer Methodik zur Durchführung nationaler und regionaler Prüfungen sowie einer globalen 
Fünfjahres-Prüfung auf integrierter Basis. Die standardisierten Prüfungen sollten mithelfen, Struktur und Charakter 
der Entwicklung zu verfeinern, wobei insbesondere die Fähigkeit globaler und regionaler lebenserhaltender Syste-
me, die Bedürfnisse menschlicher und sonstiger Lebensformen zu decken, untersucht wird und Bereiche und Res-
sourcen ermittelt werden, die anfällig für weitere Beeinträchtigungen sind. Diese Aufgabe würde die Integration 
aller einschlägigen Wissenschaftsbereiche auf nationaler, regionaler und globaler Ebene erfordern und würde von 
staatlichen Stellen, nichtstaatlichen Organisationen, Universitäten und Forschungseinrichtungen organisiert, die 
 – soweit erforderlich und angebracht – von internationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen und Or-
ganen der Vereinten Nationen unterstützt würden. Diese Prüfungen sollten anschließend der Allgemeinheit zugäng-
lich gemacht werden.  
Mittel zur Umsetzung  
FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
35.18 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 35 Mil-
lionen Dollar, wovon 18 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  Konzessi-
onsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht ge-
prüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten 
Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
35.19 Im Hinblick auf den nach Programmbereich A bestehenden Datenbedarf sollte Unterstützung für nationa-
le Datenerhebungs- und Warnsysteme bereitgestellt werden. Dazu bedarf es des Aufbaus von Datenbank-, Informa-
tions- und Berichtssystemen, namentlich zur Datenauswertung und Informationsverbreitung in jeder einzelnen Re-
gion.  
D. AUFBAU WISSENSCHAFTLICHER KAPAZITÄT UND WISSENSCHAFTLICHEN POTENZIALS  
Handlungsgrundlage  
35.20 Angesichts der immer wichtigeren Funktion, die der Wissenschaft bei der Bewältigung von Umwelt- und 
Entwicklungsfragen zukommt, gilt es, wissenschaftliche Kapazität aufzubauen und in allen Ländern, insbesondere in 
den Entwicklungsländern, zu stärken, damit diese voll an der Erbringung und Anwendung von auf die nachhaltige 
Entwicklung bezogenen wissenschaftlichen Forschungs- und Entwicklungergebnissen teilhaben können. Der Auf-
bau wissenschaftlicher und technologischer Kapazität kann auf vielfältige Weise erfolgen. Mit zu den wichtigsten 
gehören folgende: Bildung und Ausbildung in Wissenschaft und Technik, Unterstützung von Entwicklungsländern 
bei der Verbesserung ihrer Infrastruktur im Bereich Forschung und Entwicklung, was den Wissenschaftlern ein pro-
duktiveres Arbeiten ermöglichen könnte, die Schaffung von Anreizen zur Förderung von Forschung und Entwick-
lung sowie die vermehrte Nutzung der erzielten Ergebnisse in den Produktionssektoren der Wirtschaft. Ein solcher 
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Kapazitätsaufbau würde auch die Grundlage für eine Steigerung des Bewusstseins und Verständnisses der Öffent-
lichkeit für die Wissenschaft bilden. Besonderer Nachdruck ist auf die Notwendigkeit zu legen, die Entwicklungs-
länder beim Ausbau ihrer Kapazität zu unterstützen, damit sie ihre eigene Ressourcenbasis und die eigenen Ökosy-
steme studieren und im Hinblick auf die Bewältigung nationaler, regionaler und globaler Herausforderungen besser 
bewirtschaften können. Außerdem ist weltweit offenkundig geworden, dass angesichts des Umfangs und der Kom-
plexität globaler Umweltprobleme in verschiedenen Disziplinen mehr Fachleute benötigt werden.  
Ziele  
35.21 Wichtigstes Ziel ist die Verbesserung der wissenschaftlichen Kapazität aller Länder – vor allem der Ent-
wicklungsländer – unter besonderer Berücksichtigung  
a) der Bildung und Ausbildung und entsprechender Einrichtungen für die einheimische Forschung und Ent-
wicklung und die Erschließung der menschlichen Ressourcen in grundlegenden wissenschaftlichen Disziplinen und 
umweltbezogenen Wissenschaften, gegebenenfalls unter Heranziehung des traditionellen und einheimischen Wis-
sens über Nachhaltigkeit;  
b) einer deutlichen Erhöhung der Zahl der Wissenschaftler – insbesondere auch der Wissenschaftlerinnen – bis 
zum Jahr 2000 in denjenigen Entwicklungsländern, in denen sie gegenwärtig nicht ausreicht;  
c) einer merklichen Reduzierung der Abwanderung von Wissenschaftlern aus Entwicklungsländern und der För-
derung der Rückkehrwilligkeit derjenigen, die bereits abgewandert sind;  
d) einer Verbesserung des Zugangs von Wissenschaftlern und Entscheidungsträgern zu einschlägigen Informatio-
nen mit dem Ziel, das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu schärfen und ihre Beteiligung am Entscheidungsprozess zu 
verbessern;  
e) der Beteiligung von Wissenschaftlern an nationalen, regionalen und globalen Forschungsprogrammen im Be-
reich Umwelt und Entwicklung, einschließlich multidisziplinärer Forschung;  
f) einer regelmäßigen Aktualisierung des Kenntnisstands von Wissenschaftlern aus Entwicklungsländern in ih-
rem jeweiligen Fachgebiet.  
Maßnahmen  
35.22 Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden:  
a) Förderung der Aus- und Fortbildung von Wissenschaftlern nicht nur in ihrer jeweiligen Fachdisziplin, sondern 
auch im Hinblick auf ihre Fähigkeit, Umweltüberlegungen aufzuzeigen, sie zu behandeln und sie in Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben einzubeziehen; Gewährleistung dessen, dass eine solide Grundlage vorhanden ist, was natür-
liche Systeme, Ökologie und Ressourcenmanagement angeht; und Heranbildung von Fachleuten, die in der Lage 
sind, an interdisziplinären Programmen im Bereich Umwelt und Entwicklung, auch im Bereich der angewandten 
Sozialwissenschaften, mitzuarbeiten;  
b) Stärkung der wissenschaftlichen Infrastruktur in Schulen, Universitäten und Forschungseinrichtungen – insbe-
sondere in den Entwicklungsländern – durch Bereitstellung einer angemessenen wissenschaftlichen Ausstattung und 
durch Sicherung des Zugangs zur neuesten wissenschaftlichen Literatur, damit diese Länder eine kritische Masse an 
hochqualifizierten Wissenschaftlern heranbilden und aufrechterhalten können;  
c) Auf- und Ausbau nationaler wissenschaftlicher und technologischer Datenbestände, die Daten in einheitlichen 
Formaten und Systemen verarbeiten und den vollen und ungehinderten Zugriff auf die Depotbibliotheken regionaler 
wissenschaftlicher und technologischer Informationsnetze gestatten. Förderung der Übermittlung wissenschaftlicher 
und technologischer Informationen und Datenbestände an globale oder regionale Datenzentren und Verbundsyste-
me;  
d) Auf- und Ausbau regionaler und globaler wissenschaftlicher und technologischer Informationsnetze, die auf 
nationalen wissenschaftlichen und technologischen Datenbeständen basieren und mit ihnen verbunden sind; Samm-
lung, Verarbeitung und Weiterleitung von Informationen aus regionalen und globalen wissenschaftlichen Program-
men; Erweiterung der Bemühungen um den Abbau von Sprachbarrieren, die einem ungehinderten Informationsaus-
tausch im Wege stehen. Verstärkter Einsatz computergestützter Dokumentationssysteme – insbesondere in den Ent-
wicklungsländern –, um die immer größere Menge wissenschaftlicher Literatur bewältigen zu können;  
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e) Entwicklung, Verstärkung und Bildung neuer Partnerschaften zwischen nationalen, regionalen und globalen 
Kapazität, um den umfassenden und ungehinderten Austausch wissenschaftlicher und technologischer Daten und 
Informationen zu fördern und die technische Hilfe im Zusammenhang mit einer umweltgerechten und nachhaltigen 
Entwicklung zu erleichtern. Dies sollte durch Entwicklung von Mechanismen zur gemeinsamen Nutzung der Grund-
lagenforschung sowie von Daten und Informationen und durch Schaffung und Verbesserung internationaler Netz-
werke und Zentren erfolgen, einschließlich der regionalen Verknüpfung nationaler wissenschaftlicher Datenbestände 
für Forschungs-, Ausbildungs- und Überwachungszwecke. Diese Mechanismen sollten darauf angelegt sein, die 
fachliche Zusammenarbeit zwischen Wissenschaftlern aller Länder zu fördern und stabile nationale und regionale 
Bündnisse zwischen der Industrie und Forschungseinrichtungen herzustellen;  
f) Verbesserung bestehender und Schaffung neuer Verbindungen zwischen vorhandenen Netzwerken von Natur- 
und Sozialwissenschaftlern sowie Universitäten auf internationaler Ebene, um die nationale Kapazität zur Politik-
formulierung im Umwelt- und Entwicklungsbereich zu stärken;  
g) Zusammenstellung, Prüfung und Veröffentlichung von Informationen über einheimisches Wissen im Bereich 
Umwelt und Entwicklung und die Unterstützung der Gemeinschaften, die über dieses Wissen verfügen, damit sie 
Nutzen daraus ziehen können.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
35.23 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 750 Mil-
lionen Dollar, wovon etwa 470 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten 
Umsetzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
B) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
35. 24 Hierzu gehören der Ausbau und die Verstärkung regionaler multidisziplinärer Forschungs- und Ausbil-
dungsnetzwerke und -zentren, wobei bereits bestehende Einrichtungen und die dazugehörigen Systeme zur Unter-
stützung der nachhaltigen Entwicklung und der Technologie in den Entwicklungsregionen optimal genutzt werden 
sollten. Förderung und Nutzung des Potenzials unabhängiger Initiativen und einheimischer Innovationen und unter-
nehmerischen Engagements. Zu den Aufgaben dieser Netzwerke und Zentren könnten z. B. folgende gehören:  
a) die Unterstützung und Koordinierung der wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen allen Nationen der 
Region;  
b) die Verknüpfung mit zentralen Überwachungszentren und die Bewertung der Umwelt- und Entwicklungs-
bedingungen;  
c) die Unterstützung und Koordinierung nationaler Untersuchungen über Wege zu einer nachhaltigen Entwicklung;  
d) die Organisation der wissenschaftlichen Aus- und Fortbildung;  
e) die Einrichtung und Verwaltung von Informationsaustausch-, Überwachungs- und Bewertungssystemen und 
Datenbanken.  
C) KAPAZITÄTSAUFBAU 
35.25 Der Kapazitätsaufbau umfasst  
a) die Schaffung der notwendigen Voraussetzungen (wie etwa Besoldung, technische Ausstattung, Bibliotheken), 
um sicherzustellen, dass die Wissenschaftler in ihren Heimatländern erfolgreich arbeiten können; 
b) die Verstärkung der nationalen, regionalen und globalen Kapazität zur Durchführung wissenschaftlicher For-
schung und zur Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und technologischen Wissens zu Gunsten einer um-
weltverträglichen und nachhaltigen Entwicklung. Dazu gehört, soweit dies angemessen ist, auch eine Aufstockung 
der finanziellen Mittel für globale und regionale wissenschaftliche und technologische Informationsnetze, damit 
diese wirksam und effizient arbeiten und die wissenschaftlichen Bedürfnisse der Entwicklungsländer befriedigen 
können. Die Sicherstellung eines Kapazitätsaufbaus in Bezug auf die Frau, durch vermehrte Beschäftigung von 
Frauen in der Forschung und der Forschungsausbildung. 
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 Förderung der Bildung, der Bewusstseinsbildung und der Aus- 
       und Fortbildung  
 
 
 
 
36.1 Bildung, öffentliche Bewusstseinsbildung und Aus- und Fortbildung haben Berührungspunkte mit fast allen 
Programmbereichen der Agenda 21; dies gilt in noch höherem Maße für die Bereiche, bei denen es um die Deckung 
der Grundbedürfnisse und um den Kapazitätsaufbau, um Daten und Information, die Wissenschaft und die Rolle 
wichtiger Gruppen geht. Das vorliegende Kapitel enthält allgemein gehaltene Vorschläge, während spezifische An-
regungen zu sektoralen Fragen in anderen Kapiteln zu finden sind. Die Prinzipien, die den in dem vorliegenden Do-
kument aufgeführten Vorschlägen zugrunde liegen, entstammen der Erklärung und den Empfehlungen der 1977 von 
der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) und dem Umweltpro-
gramm der Vereinten Nationen (UNEP) in Tiflis veranstalteten Zwischenstaatlichen Konferenz über Umwelterzie-
hung1. 
36.2 Folgende Programmbereiche werden in dem vorliegenden Kapitel beschrieben: 
a) Neuausrichtung der Bildung auf nachhaltige Entwicklung;  
b) Förderung der öffentlichen Bewusstseinsbildung;  
c) Förderung der Aus- und Fortbildung.  
PROGRAMMBEREICHE  
A. NEUAUSRICHTUNG DER BILDUNG AUF NACHHALTIGE ENTWICKLUNG  
Handlungsgrundlage  
36.3 Bildung, einschließlich formaler Bildung, öffentlicher Bewusstseinsbildung und Aus- und Fortbildung, ist als 
ein Prozess zu sehen, mit dessen Hilfe Menschen wie Gesellschaften ihr volles Potenzial verwirklichen können. Bil-
dung ist eine unerlässliche Voraussetzung für die Förderung der nachhaltigen Entwicklung und die bessere Befähi-
gung der Menschen, sich mit Umwelt- und Entwicklungsfragen auseinanderzusetzen. Während die Grunderziehung 
den Unterbau für jede Umwelt- und Entwicklungserziehung liefert, muss letztere zum wesentlichen Bestandteil allen 
Lernens werden. Sowohl die formale als auch die nichtformale Bildung sind unabdingbar für die Herbeiführung 
eines Einstellungswandels bei den Menschen, damit sie über die Voraussetzungen verfügen, die Dinge, um die es 
ihnen im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwicklung geht, zu bewerten und anzugehen. Sie sind auch von 
entscheidender Bedeutung für die Schaffung eines ökologischen und eines ethischen Bewusstseins, von Werten und 
Einstellungen, Fähigkeiten und Verhaltensweisen, die mit einer nachhaltigen Entwicklung vereinbar sind, sowie für 
eine wirksame Beteiligung der Öffentlichkeit an der Entscheidungsfindung. Um wirksam zu sein, sollte sich die 
Umwelt- und Entwicklungserziehung sowohl mit der Dynamik der physikalischen/biologischen und der sozioöko-
nomischen Umwelt als auch mit der menschlichen (eventuell auch einschließlich der geistigen) Entwicklung befas-
sen, in alle Fachdisziplinen eingebunden werden und formale wie nichtformale Methoden wie auch wirksame 
Kommunikationsmittel verwenden.  
Ziele 
36.4 In der Erkenntnis, dass die einzelnen Länder sowie die regionalen und internationalen Organisationen nach 
Maßgabe ihrer jeweiligen Bedürfnisse, Politiken und Programme eigene Prioritäten und einen eigenen Umsetzungs-
zeitplan festlegen werden, wird als Ziel vorgeschlagen,  
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a) sich die Empfehlungen aus der Weltkonferenz über Bildung für alle2 (5.-9. März 1990, Jomtien, Thailand) zu 
eigen zu machen und danach zu trachten, den allgemeinen Zugang zur Grundbildung zu gewährleisten und den Ab-
schluss der Grundschulbildung durch mindestens 80 Prozent aller Mädchen und 80 Prozent aller Knaben im Grund-
schulalter im Rahmen einer formalen Schulbildung oder der nichtformalen Bildung zu erreichen sowie die Analpha-
betenquote bei Erwachsenen um mindestens 50 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Die Bemühungen sollten 
schwerpunktmäßig darauf ausgerichtet sein, hohe Analphabetenraten abzubauen und dem Mangel an Grundbildung 
bei Frauen abzuhelfen und deren Alphabetisierungsquote auf denselben Stand wie den der männlichen Bevölkerung 
zu bringen;  
b) baldmöglichst überall in der Welt und in allen gesellschaftlichen Bereichen ein Umwelt- und Entwicklungsbe-
wusstsein zu entwickeln;  
c) danach zu streben, allen Bevölkerungsgruppen vom Grundschul- bis zum Erwachsenenalter Umwelt- und Ent-
wicklungserziehung im Verbund mit Sozialerziehung zugänglich zu machen;  
d) die Integration von Umwelt- und Entwicklungskonzepten, einschließlich der Demografie, in alle Bildungspro-
gramme zu fördern, insbesondere die Analyse der Ursachen wichtiger Umwelt- und Entwicklungsprobleme in einem 
lokalen Kontext, unter Heranziehung der besten zur Verfügung stehenden wissenschaftlichen Analyse und sonstiger 
geeigneter Quellen des Wissens und mit besonderem Nachdruck auf der Weiterbildung von Entscheidungsträgern 
auf allen Ebenen.  
Maßnahmen  
36.5 In der Erkenntnis, dass die einzelnen Länder sowie die regionalen und internationalen Organisationen nach 
Maßgabe ihrer jeweiligen Bedürfnisse, Politiken und Programme eigene Prioritäten und einen eigenen Umsetzungs-
zeitplan festlegen werden, werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen:  
a) Alle Länder werden ermutigt, sich die Empfehlungen der Konferenz von Jomtien zu eigen zu machen und sich 
zu bemühen, den von ihr aufgestellten Rahmenaktionsplan durchzuführen. Dies wäre verbunden mit der Ausarbei-
tung nationaler Strategien und Maßnahmen zur Deckung des grundlegenden Bildungsbedarfs, der Gewährleistung 
universalen Zugangs und der Förderung der Bildungsgerechtigkeit, der Erweiterung der Bildungsmethoden und der 
Bildungsinhalte, der Entwicklung eines unterstützenden Politikrahmens, der Mobilisierung von Ressourcen und der 
Verstärkung der internationalen Zusammenarbeit, um bestehende wirtschaftliche, soziale und geschlechtsspezifische 
Ungleichheiten zu beseitigen, die sich diesen Zielen entgegenstellen. Nichtstaatliche Organisationen können einen 
bedeutenden Beitrag zur Planung und Durchführung von Bildungsprogrammen leisten und sollten entsprechend an-
erkannt werden;  
b) die Regierungen sollten darauf hinwirken, Strategien zu aktualisieren bzw. zu erarbeiten, deren Ziel es ist, in-
nerhalb der nächsten drei Jahre Umwelt und Entwicklung als Querschnittsthema in alle Ebenen des Bildungswesens 
zu integrieren. Dies sollte in Zusammenarbeit mit allen gesellschaftlichen Bereichen geschehen. Die Strategien soll-
ten Politiken und Maßnahmen festlegen und die Bedürfnisse, Kosten, Mittel und Wege sowie Zeitpläne für die Um-
setzung, Evaluierung und Überprüfung bestimmen. Lehrpläne sind gründlich zu überarbeiten, damit ein multidiszi-
plinärer Ansatz gewährleistet ist, der Umwelt- und Entwicklungsfragen sowie ihre soziokulturellen und demografi-
schen Aspekte und Verklammerungen berücksichtigt. Gebührende Achtung sollte dabei den von der Gemeinschaft 
konkretisierten Bedürfnissen und der Vielfalt der Wissenssysteme gewährt werden, so auch Sensibilitäten im wis-
senschaftlichen, kulturellen und sozialen Bereich;  
c) die Länder werden dazu ermutigt, auf nationaler Ebene beratende Koordinierungsgremien für Umwelterzie-
hung oder "Runde Tische" mit repräsentativer Vertretung verschiedener umwelt-, entwicklungs-, bildungs- und ge-
schlechtsspezifischer und sonstiger Interessengruppen, einschließlich nichtstaatlicher Organisationen, einzurichten; 
damit sollten Partnerschaften gefördert, bei der Mobilisierung von finanziellen Mitteln mitgeholfen und eine Infor-
mationsquelle und eine zentrale Anlaufstelle für internationale Kontakte bereitgestellt werden. Diese Gremien wür-
den mithelfen, die verschiedenen Bevölkerungsgruppen zu mobilisieren und sie in die Lage zu versetzen, ihre eige-
nen Bedürfnisse abzuschätzen und die notwendigen Fähigkeiten zu entwickeln, um eigene Umwelt- und Entwick-
lungsinitiativen zu erarbeiten und umzusetzen;  
d) den Bildungsbehörden wird empfohlen, mit entsprechender Hilfestellung durch lokale Gruppen oder nicht-
staatliche Organisationen für alle Lehrkräfte, Verwaltungsfachleute und Bildungsplaner sowie für alle Pädagogen 
des nichtformalen Bereichs in allen Sektoren berufsvorbereitende und berufsbegleitende Weiterbildungsprogramme 
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zu unterstützen oder aufzustellen, die sich mit Inhalt und Methodik der Umwelt- und Entwicklungserziehung befas-
sen, wobei sie sich die einschlägigen Erfahrungen nichtstaatlicher Organisationen zunutze machen sollten;  
e) die zuständigen Behörden sollten dafür Sorge tragen, dass jede Schule bei der Erarbeitung eigener Umweltar-
beitspläne unter Beteiligung von Schülern und Lehrern unterstützt wird. Die Schulen sollten die Schulkinder an 
kommunalen und regionalen Untersuchungen zum Thema Umwelthygiene, einschließlich Trinkwasser, Abwasser-
hygiene, Ernährung und Ökosysteme und diesbezüglichen Aktivitäten beteiligen und diese Untersuchungen mit der 
Beteiligung an Arbeiten und Forschungsaufgaben in Nationalparks, Naturschutzgebieten und Naturerbe-Gebieten 
usw. verknüpfen;  
f) die Bildungsbehörden sollten den Einsatz bewährter Unterrichtsmethoden und die Entwicklung innovativer 
Lehrmethoden für den jeweiligen Schultyp fördern. Außerdem sollten sie geeignete traditionelle Systeme der Wis-
sensvermittlung in örtlichen Gemeinschaften anerkennen;  
g) die Vereinten Nationen sollten innerhalb von zwei Jahren eine umfassende Prüfung ihrer Bildungsprogramme, 
einschließlich Aus- und Fortbildung und Öffentlichkeitsarbeit, vornehmen, um neue Prioritäten zu setzen und die 
Mittel neu zu verteilen. Das Internationale Programm für Umwelterziehung der UNESCO und des UNEP sollte in 
Zusammenarbeit mit den entsprechenden Organen des Systems der Vereinten Nationen, den Regierungen, nicht-
staatlichen Organisationen und anderen Stellen innerhalb von zwei Jahren ein Programm zur Integration der Konfe-
renzbeschlüsse in den bereits bestehenden Rahmen der Vereinten Nationen ausarbeiten, das auf die Bedürfnisse von 
Pädagogen, die auf verschiedenen Bildungsstufen und unter verschiedenen Bedingungen tätig sind, abgestimmt ist. 
Regionalorganisationen und nationale Behörden sollten ermutigt werden, ähnliche, parallele Programme und Mög-
lichkeiten zu schaffen, indem sie mögliche Wege zur Mobilisierung verschiedener Bevölkerungsteile analysieren, 
um so deren Bedarf an Umwelt- und Entwicklungserziehung zu bestimmen und ihm zu entsprechen;  
h) es ist notwendig, binnen fünf Jahren durch Verbesserung der für die Förderung der Umwelt- und Entwick-
lungserziehung und der öffentlichen Bewusstseinsbildung notwendigen Technologien und Kapazitäten den Informa-
tionsaustausch zu verstärken. Die einzelnen Länder sollten untereinander und mit den verschiedenen gesellschaftli-
chen Bereichen und Bevölkerungsgruppen zusammenarbeiten, um ein bildungspolitisches Instrumentarium zu schaf-
fen, das auch regionale Umwelt- und Entwicklungsfragen und -initiativen berücksichtigt, unter Verwendung auf die 
eigenen Bedürfnisse zugeschnittener Unterrichtsmaterialien und Lernmittel;  
i) die einzelnen Länder könnten Aktivitäten von Universitäten und sonstige Aktivitäten im tertiären Sektor sowie 
Netzwerke für Umwelt- und Entwicklungserziehung unterstützen. Allen Studierenden könnten fächerübergreifende 
Studiengänge angeboten werden. Dabei sollte auf bestehende regionale Netzwerke und Aktivitäten sowie Bemühun-
gen der Universitäten der einzelnen Länder zurückgegriffen werden, die zur Förderung der Forschung und gemein-
samer Unterrichtskonzepte zum Thema nachhaltige Entwicklung beitragen, und es sollten neue Partnerschaften und 
Kontakte mit der Wirtschaft und anderen unabhängigen Sektoren sowie mit allen Ländern zum Austausch von 
Technologien, Know-how und Kenntnissen hergestellt werden;  
j) die Länder könnten mit Unterstützung internationaler Organisationen, nichtstaatlicher Organisationen und an-
derer Stellen auf lokaler, nationaler und regionaler Ebene Kompetenzzentren für die interdisziplinäre Forschung und 
Bildung im Bereich der Umwelt- und Entwicklungswissenschaften, des Rechts und der Bewältigung spezifischer 
Umweltprobleme schaffen. Solche Zentren könnten Universitäten oder im jeweiligen Land oder der jeweiligen Re-
gion vorhandene Netzwerke sein, die einen kooperativen Ansatz im Hinblick auf die Forschung sowie die Informa-
tionsweitergabe und Informationsverbreitung fördern. Auf globaler Ebene sollten diese Aufgaben von hierfür geeig-
neten Institutionen wahrgenommen werden;  
k) die Länder sollten nichtformale Bildungsmaßnahmen auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene durch ihre 
Mitarbeit an den Bemühungen nichtformaler Pädagogen und anderer auf Gemeindeebene tätiger Organisationen und 
ihrer Unterstützung dafür erleichtern und fördern. Die in Betracht kommenden Organe des Systems der Vereinten 
Nationen sollten im Zusammenwirken mit nichtstaatlichen Organisationen den Aufbau eines internationalen Netz-
werks zur Verwirklichung globaler Bildungsziele fördern. Auf staatlicher und kommunaler Ebene sollten im Rah-
men öffentlicher und akademischer Foren Umwelt- und Entwicklungsfragen diskutiert und den politischen Ent-
scheidungsträgern nachhaltige Alternativen unterbreitet werden;  
l) die Bildungsbehörden sollten mit entsprechender Unterstützung nichtstaatlicher Organisationen, so auch der 
Organisationen von Frauen und indigenen Bevölkerungsgruppen, Erwachsenenbildungsprogramme aller Art für die 
Weiterbildung im Bereich Umwelt und Entwicklung fördern, die auf den Aktivitäten in der Grund- und Sekundar-
schulebene aufbauen und auf lokale Probleme ausgerichtet sein sollten. Die Bildungsbehörden und die Industrie 
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sollten Wirtschafts-, Techniker- und Landwirtschaftsfachschulen dazu anhalten, diese Themen in ihre Lehrpläne 
aufzunehmen. Der Unternehmenssektor könnte das Thema nachhaltige Entwicklung in seine Aus- und Fortbildungs-
programme aufnehmen. Bildungsprogramme im postgradualen Bereich sollten speziell auf die Weiterbildung von 
Entscheidungsträgern ausgerichtete Bildungsveranstaltungen enthalten;  
m) die Regierungen und die Bildungsbehörden sollten die Ausbildungschancen von Frauen in nichttraditionellen 
Bereichen fördern und geschlechtsspezifische Klischees in den Lehrplänen beseitigen. Dies könnte durch eine Ver-
besserung der Einschreibungsmöglichkeiten, die Teilnahme von Frauen an fortgeschrittenen Programmen als Stu-
dierende wie auch als Lehrende, eine Reform der Aufnahmebestimmungen und der Stellenbesetzungspolitik für 
Lehrpersonal sowie gegebenenfalls durch die Schaffung von Anreizen zur Einrichtung von Kinderbetreuungsstätten 
geschehen. Der Bildung von Mädchen und der Durchführung von Programmen zur Förderung der Alphabetisierung 
von Frauen ist dabei Vorrang einzuräumen;  
n) die Regierungen sollten – soweit erforderlich, anhand entsprechender Gesetze – das Recht indigener Bevölke-
rungsgruppen bestätigen, ihre Erfahrungen und ihr Verständnis der nachhaltigen Entwicklung zu nutzen, um in der 
Bildung und Aus- und Fortbildung eine Rolle zu spielen;  
o) die Vereinten Nationen könnten im Rahmen ihrer dafür zuständigen Einrichtungen die kontinuierliche Über-
wachung und Evaluierung der von der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung gefassten 
Beschlüsse im Bereich Bildung und Bewusstseinsbildung wahrnehmen. Zusammen mit den Regierungen und gege-
benenfalls auch nichtstaatlichen Organisationen sollten sie Beschlüsse in vielfältiger Form vorlegen und verbreiten 
und die kontinuierliche Umsetzung der Konferenzbeschlüsse im Bildungsbereich und die Überprüfung ihrer Aus-
wirkungen gewährleisten, insbesondere im Rahmen entsprechender Veranstaltungen und Konferenzen.  
Mittel zur Umsetzung  
FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
36.6 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 8 bis 9 Milliar-
den Dollar, wovon etwa 3,5 bis 4,5 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  
Konzessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch 
nicht geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebe-
nenfalls einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Um-
setzungsstrategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
36.7 Ausgehend von den Gegebenheiten des jeweiligen Landes könnten umwelt- und entwicklungsbezogene Aktivi-
täten im Bereich der Bildung, der Aus- und Fortbildung und der Bewusstseinsbildung in geeigneten Fällen durch 
folgende Maßnahmen verstärkt unterstützt werden:  
a) Die Einräumung einer höheren Priorität in Haushaltsansätzen zum Schutz vor strukturbedingten Etatkürzungen;  
b) die Verlagerung der Mittelzuweisungen innerhalb bestehender Bildungshaushalte zu Gunsten der Grundschul-
erziehung unter schwerpunktmäßiger Ausrichtung auf den Bereich Umwelt und Entwicklung;  
c) die Förderung von Bedingungen, wonach die ortsansässigen Gemeinschaften einen höheren Kostenanteil über-
nehmen und die reichen die ärmeren Gemeinschaften finanziell unterstützen;  
d) die Beschaffung zusätzlicher Mittel bei privaten Gebern mit besonderem Gewicht auf den ärmsten Ländern 
und jenen Ländern, in denen die Alphabetisierungsquote unter 40 Prozent liegt;  
e) die Förderung der Umwandlung von Schulden in Mittel für den Bildungssektor;  
f) die Aufhebung von Beschränkungen gegenüber privaten Schulformen und die Verstärkung des Mittelflusses 
von und zu nichtstaatlichen Organisationen einschließlich kleiner Basisgruppen;  
g) die Förderung der wirksamen Nutzung vorhandener Einrichtungen, beispielsweise durch Schichtunterrichts-
modelle, eine Weiterentwicklung von offenen Universitäten und sonstigen Möglichkeiten des Fernunterrichts;  
h) die Erleichterung der kostengünstigen oder kostenlosen Nutzung von Massenmedien für Bildungszwecke;  
i) die Förderung von Partnerschaften zwischen Universitäten in entwickelten Ländern und Entwicklungsländern.  
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B. FÖRDERUNG DER ÖFFENTLICHEN BEWUSSTSEINSBILDUNG  
Handlungsgrundlage  
36.8 Infolge ungenauer bzw. unzulänglicher Informationen ist die Wechselbeziehung zwischen der Gesamtheit der 
anthropogenen Aktivitäten und der Umwelt immer noch nicht hinlänglich in das Bewusstsein der Öffentlichkeit ge-
drungen. Insbesondere in den Entwicklungsländern fehlt es an entsprechenden Technologien und Sachkenntnissen. 
Daher besteht die Notwendigkeit, die Öffentlichkeit verstärkt für Umwelt- und Entwicklungsfragen zu sensibilisie-
ren und ihre Beteiligung an der Lösungsfindung zu steigern sowie ein Bewusstsein für die eigene Verantwortung für 
die Umwelt sowie eine bessere Motivation und ein stärkeres Engagement für die nachhaltige Entwicklung zu för-
dern.  
Ziele  
36.9 Ziel ist die Förderung einer breitangelegten öffentlichen Bewusstseinsbildung als wesentlicher Bestandteil ei-
ner weltweiten Bildungsinitiative zur Stärkung von Einstellungen, Wertvorstellungen und Handlungsweisen, die mit 
einer nachhaltigen Entwicklung vereinbar sind. Besonders herausgestellt werden muss dabei der Grundsatz, Wei-
sungsbefugnis, Rechenschaftspflicht und finanzielle Mittel an die jeweils am besten dafür geeignete Ebene zu über-
tragen, wobei lokaler Verantwortung für und Kontrolle über bewusstseinsbildende Maßnahmen Vorzug ein-
zuräumen ist.  
Maßnahmen  
36.10 In der Erkenntnis, dass die einzelnen Länder sowie die regionalen und internationalen Organisationen 
nach Maßgabe ihrer jeweiligen Bedürfnisse, Politiken und Programme eigene Prioritäten und einen eigenen Umset-
zungszeitplan festlegen werden, werden folgende Ziele vorgeschlagen:  
a) Die Länder sollten bestehende Beratungsgremien zur Aufklärung der Öffentlichkeit über Umwelt- und Ent-
wicklungsfragen weiter ausbauen oder neue schaffen und ihre Aktivitäten unter anderem mit den Vereinten Natio-
nen, den nichtstaatlichen Organisationen und wichtigen Medien abstimmen. Sie sollten die Beteiligung der Öffent-
lichkeit an Diskussionen über die Umweltpolitik und über Umweltbewertungen fördern. Die Regierungen sollten 
außerdem die Verwendung bestehender Netzwerke zur Informationsweitergabe von der nationalen an die lokale 
Ebene erleichtern und unterstützen;  
b) das System der Vereinten Nationen sollte sich im Rahmen einer Überprüfung seiner Maßnahmen im Bereich 
der Bildung und der Bewusstseinsbildung stärker öffnen, um eine größere Mitwirkung und Koordinierung aller Teile 
des Systems zu fördern, insbesondere seiner Informationsstellen sowie seiner Regional- und Länderprojekte und 
-aktivitäten. Es sollten systematische Erhebungen über den Erfolg von Bewusstseinsbildungsprogrammen durchge-
führt werden, unter Anerkennung der Bedürfnisse und Beiträge bestimmter lokaler Gruppen;  
c) die Länder und Regionalorganisationen sollten gegebenenfalls dazu angehalten werden, Dienste zur Aufklä-
rung der Öffentlichkeit über Umwelt- und Entwicklungsfragen bereitzustellen, um das Bewusstsein aller Bevölke-
rungsgruppen, der Privatwirtschaft und insbesondere auch der Entscheidungsträger zu schärfen;  
d) die Länder sollten Bildungseinrichtungen in allen Sektoren, insbesondere im tertiären Sektor, dazu anhalten, 
verstärkt zur Bewusstseinsbildung beizutragen. Grundlage des gesamten Bildungsmaterials, gleichviel für welche 
Zielgruppe es bestimmt ist, sollten die besten verfügbaren wissenschaftlichen Angaben, so auch in den Natur-, Ver-
haltens- und Sozialwissenschaften, sein, wobei die ästhetische und ethische Dimension zu berücksichtigen ist;  
e) die Länder und das System der Vereinten Nationen sollten eine kooperative Beziehung zu den Medien, populä-
ren Theatergruppen sowie der Unterhaltungs- und der Werbebranche pflegen, indem sie im Rahmen von Gesprächen 
deren Erfahrungen mit der Prägung öffentlicher Verhaltens- und Konsumgewohnheiten zu ergründen suchen und 
von deren Methoden umfassenden Gebrauch machen. Eine solche Zusammenarbeit würde auch der aktiven Beteili-
gung der Öffentlichkeit an der Umweltdiskussion Auftrieb geben. Das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
(UNICEF) sollte den Medien kindgerechtes Material als pädagogisches Werkzeug zur Verfügung stellen und eine 
enge Zusammenarbeit zwischen der außerschulischen Öffentlichkeitsarbeit und der schulischen Lehrplangestaltung 
auf Grundschulebene sicherstellen. UNESCO, UNEP und die Universitäten sollten zur Bereicherung berufsvorberei-
tender Bildungsprogramme für Journalisten über Umwelt- und Entwicklungsthemen beitragen;  
f) die Länder sollten in Zusammenarbeit mit der Wissenschaft Möglichkeiten für den Einsatz moderner Kommu-
nikationstechnologien für eine effektive Öffentlichkeitsarbeit schaffen. Die staatlichen und kommunalen Bildungs-
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behörden und die einschlägigen Organisationen der Vereinten Nationen sollten gegebenenfalls den Einsatz audiovi-
sueller Mittel verstärken – insbesondere im ländlichen Raum durch den Einsatz mobiler Anlagen – indem sie Fern-
seh- und Rundfunkprogramme für Entwicklungsländer produzieren, die örtliche Bevölkerung mit einbeziehen, inter-
aktive Multimedia-Methoden zum Einsatz bringen und moderne Methoden mit volkstümlichen Formen der Kom-
munikation verknüpfen;  
g) die Länder sollten je nach Bedarf umweltverträgliche Freizeit- und Fremdenverkehrsaktivitäten fördern, aus-
gehend von der 1989 verabschiedeten Erklärung von Den Haag über den Tourismus und den laufenden Programmen 
der Weltorganisation für Tourismus und des Umweltprogramms der Vereinten Nationen und unter entsprechender 
Nutzung von Museen, Naturerbe-Gebieten, Zoos, botanischen Gärten, Nationalparks und sonstigen Schutzgebieten;  
h) die Länder sollten nichtstaatliche Organisationen dazu ermutigen, ihr Engagement für Umwelt- und Entwick-
lungsprobleme zu verstärken, durch gemeinsame Sensibilisierungskampagnen und einen verbesserten Austausch mit 
anderen gesellschaftlichen Gruppierungen; 
i) die Länder und das System der Vereinten Nationen sollten die Interaktion mit indigenen Bevölkerungsgruppen 
verstärken und diese gegebenenfalls in die Bewirtschaftung, Planung und Entwicklung ihrer örtlichen Umwelt ein-
beziehen. Außerdem sollten sie insbesondere in ländlichen Gebieten die Verbreitung des traditionellen und des 
durch soziales Lernen erworbenen Wissens in einer den örtlichen Sitten und Gebräuchen entsprechenden Form för-
dern, gegebenenfalls auch unter Heranziehung elektronischer Medien;  
j) UNICEF, UNESCO, UNDP und nichtstaatliche Organisationen sollten unterstützende Programme schaffen, 
um Jugendliche und Kinder in Umwelt- und Entwicklungsfragen einzubeziehen, wie etwa Anhörungen von Kindern 
und Jugendlichen und die weiterführende Berücksichtigung der Beschlüsse des Weltkindergipfels (A/45/625, An-
hang); 
k) die Länder, die Vereinten Nationen und die nichtstaatlichen Organisationen sollten die Mobilisierung sowohl 
von Männern als auch von Frauen im Rahmen von Sensibilisierungskampagnen fördern, unter Betonung der Rolle 
der Familie im Zusammenhang mit Umweltaktivitäten und des Beitrags der Frau zur Übermittlung von Wissen und 
sozialen Werten und der Erschließung der menschlichen Ressourcen;  
l) das öffentliche Bewusstsein sollte im Hinblick auf die Auswirkungen von Gewalt in der Gesellschaft geschärft 
werden.  
Mittel zur Umsetzung  
FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
36.11 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1,2 Mil-
liarden Dollar, wovon etwa 110 Millionen Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Kon-
zessionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
C. FÖRDERUNG DER AUS- UND FORTBILDUNG  
Handlungsgrundlage  
36.12 Aus- und Fortbildung ist eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Erschließung der menschlichen 
Ressourcen und die Erleichterung des Übergangs in eine nachhaltigere Welt. Sie sollte eine berufsspezifische Orien-
tierung aufweisen, auf die Beseitigung vorhandener Wissenslücken und Defizite in der fachlichen Qualifikation aus-
gerichtet sein, um dem Einzelnen die Arbeitsplatzsuche zu erleichtern, und sich mit Umwelt- und Entwicklungsar-
beit beschäftigen. Gleichzeitig sollten Aus- und Fortbildungsprogramme im Zuge eines zweigleisigen Lernprozesses 
ein stärkeres Bewusstsein für Umwelt- und Entwicklungsfragen fördern.  
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Ziele  
36.13 Folgende Ziele werden vorgeschlagen:  
a) Die Einführung oder Erweiterung von Berufsbildungsprogrammen, die den Umwelt- und Entwicklungsbedürf-
nissen gerecht werden, mit einem gesicherten Zugang zu Ausbildungsmöglichkeiten unabhängig von Sozialstatus, 
Alter, Geschlecht, Hautfarbe oder Religionszugehörigkeit;  
b) die Förderung einer flexiblen und anpassungsfähigen, aus unterschiedlichen Altersgruppen zusammengesetzten 
Erwerbsbevölkerung, die das nötige Rüstzeug hat, um wachsenden Umwelt- und Entwicklungsproblemen sowie den 
aus dem Übergang in eine nachhaltige Gesellschaft resultierenden Veränderungen begegnen zu können;  
c) der Ausbau der nationalen Kapazität, insbesondere im Bereich der wissenschaftlichen Aus- und Fortbildung, 
um die Regierungen sowie die Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu befähigen, ihre Umwelt- und Entwicklungsziele zu 
verwirklichen, und um den Transfer und die Übernahme neuer umweltverträglicher, sozialverträglicher und ange-
passter Technologien sowie des entsprechenden Know-hows zu erleichtern;  
d) die Gewährleistung, dass umwelt- und humanökologische Überlegungen auf allen Managementebenen und in 
alle funktionalen Managementbereiche wie etwa Vermarktung, Produktion und Finanzen integriert werden.  
Maßnahmen  
36.14 Die Länder sollten mit Unterstützung des Systems der Vereinten Nationen den Aus- und Fortbildungsbe-
darf ihrer Erwerbsbevölkerung bestimmen und prüfen, welche Maßnahmen zur Deckung dieses Bedarfs erforderlich 
sind. Eine Überprüfung der in diesem Bereich erzielten Fortschritte könnte vom System der Vereinten Nationen 
1995 vorgenommen werden.  
36.15 Die nationalen Berufsverbände werden dazu ermutigt, ihre Standesordnung und ihre Verhaltenskodizes 
weiterzuentwickeln und zu überprüfen, um deren Umweltbezug und -engagement zu verbessern. Es sollte sicherge-
stellt werden, dass in den Teilbereichen der von Berufsorganisationen geförderten Programme, bei denen es um die 
Aus- und Fortbildung und die persönliche Entwicklung geht, auch Qualifikationen und Informationen über die Um-
setzung einer nachhaltigen Entwicklung in allen Phasen der Richtliniensetzung und der Entscheidungsfindung 
vermittelt werden.  
36.16 Die Länder und die Bildungseinrichtungen sollten Umwelt- und Entwicklungsfragen in bestehende Aus- 
und Fortbildungspläne integrieren und den Austausch ihrer Methoden und Bewertungen fördern.  
36.17 Die Länder sollten alle gesellschaftlichen Bereiche wie etwa die Industrie, die Hochschulen, die Beamten 
und Angestellten, die nichtstaatlichen Organisationen und lokalen Verbände dazu anhalten, das Umweltmanagement 
als festen Bestandteil in alle einschlägigen Aus- und Fortbildungsaktivitäten einzubeziehen, wobei die Betonung auf 
der Deckung des unmittelbaren Bedarfs an entsprechend qualifizierten Kräften durch eine kurzfristige formale und 
betriebliche Fach- und Managementausbildung liegen sollte. Die Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten im Bereich 
des Umweltmanagements sollten ausgebaut werden, wobei spezielle Programme für die Ausbildung von Ausbildern 
ausgearbeitet werden sollten, um Aus- und Fortbildung auf staatlicher und betrieblicher Ebene zu fördern. Außer-
dem sollten neue Aus- und Fortbildungskonzepte für vorhandene umweltverträgliche Verfahrenstechniken erarbeitet 
werden, die neue Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen und den größtmöglichen Gebrauch von Methoden machen, 
die auf der Nutzung lokaler Ressourcen beruhen.  
36.18 Die Länder sollten Praktikumsprogramme für Absolventen von Fachschulen, höheren Lehranstalten und 
Universitäten in allen Ländern ausbauen oder einrichten, damit diese den Anforderungen des Arbeitsmarktes gerecht 
werden und für eine nachhaltige Sicherung ihres Lebensunterhalts sorgen können. Es sollten entsprechende Schu-
lungs- und Umschulungsprogramme eingeführt werden, um Strukturanpassungen aufzufangen, die Auswirkungen 
auf die Beschäftigung und auf die fachlichen Qualifikationen haben.  
36.19 Die Regierungen werden dazu angehalten, geografisch, kulturell oder sozial isolierte Bevölkerungsgrup-
pen zu befragen, um festzustellen, welche Aus- und Fortbildung sie benötigen, um umfassender zur Entwicklung 
nachhaltiger Arbeitsmethoden und Lebensformen beitragen zu können.  
36.20 Die Regierungen, die Industrie, die Gewerkschaften und die Verbraucher sollten dafür Sorge tragen, dass 
die Wechselbeziehung zwischen guter Umweltpraxis und guter Wirtschaftspraxis besser verstanden wird.  
  
Agenda 21 336 
36.21 Die Länder sollten einen Dienst vor Ort ausgebildeter und am Dienstort eingestellter Umwelttechniker 
aufbauen, die in der Lage sind, die örtliche Bevölkerung und die örtlichen Gemeinschaften, insbesondere in benach-
teiligten städtischen und ländlichen Gebieten, mit den fehlenden Dienstleistungen zu versorgen, ausgehend von ei-
nem grundlegenden Umweltschutz.  
36.22 Die Länder sollten sich besser in die Lage versetzen, sich Zugang zu vorhandenen Informationen und 
Kenntnissen über Umwelt und Entwicklung zu verschaffen, sie zu analysieren und wirksam zu nutzen. Bereits vor-
handene oder bewährte spezielle Aus- und Fortbildungsprogramme sollten ausgebaut werden, damit den Informati-
onsbedürfnissen spezieller Gruppen entsprochen werden kann. Die Auswirkungen dieser Programme auf Produktivi-
tät, Gesundheit, Sicherheit und Beschäftigung sollten bewertet werden. Außerdem sollten nationale und regionale, 
die Arbeitsmarktsituation im Umweltbereich betreffende Informationssysteme entwickelt werden, die fortlaufend 
Daten über Beschäftigungs- und Ausbildungsmöglichkeiten in diesem Bereich liefern würden. Leitfäden über die 
Ausbildungsmöglichkeiten im Bereich Umwelt und Entwicklung mit Angaben über Aus- und Fortbildungspro-
gramme, Lehrpläne, Methoden und Evaluierungsergebnisse auf lokaler, nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene sollten ausgearbeitet und auf den neuesten Stand gebracht werden.  
36.23 Die Hilfsorganisationen sollten die Aus- und Fortbildungskomponente aller Entwicklungsprojekte stär-
ken, wobei besonderer Nachdruck auf einen multidisziplinären Ansatz gelegt, das Bewusstsein geschärft und die 
notwendige Sachkenntnis für den Übergang in eine nachhaltige Gesellschaft vermittelt werden sollte. Die Umwelt-
bewirtschaftungs-Leitlinien des UNDP für die operativen Aktivitäten des Systems der Vereinten Nationen können 
zur Erreichung dieses Ziels beitragen.  
36.24 Vorhandene Netzwerke von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, Industrieverbänden und 
nichtstaatlichen Organisationen sollten den Austausch von Erfahrungen über Aus- und Fortbildungsprogramme und 
über Programme zur Bewusstseinsschärfung fördern.  
36.25 Die Regierungen sollten in Zusammenarbeit mit einschlägigen internationalen Organisationen Strategien 
zur Bewältigung nationaler, regionaler und lokaler Umweltbedrohungen und Notfallsituationen entwickeln und um-
setzen, wobei besonderer Wert auf vordringliche Programme zur praktischen Ausbildung und Bewusstseinsbildung 
zur Verbesserung der öffentlichen Vorsorge gelegt werden sollte.  
36.26 Das System der Vereinten Nationen sollte gegebenenfalls seine Aus- und Fortbildungsprogramme aus-
bauen, und zwar insbesondere seine umweltbezogenen Ausbildungs- und Unterstützungsmaßnahmen für Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerorganisationen.  
Mittel zur Umsetzung  
36.27 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 5 Milliar-
den Dollar, wovon etwa 2 Milliarden Dollar von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu  Konzessi-
onsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht ge-
prüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden.  
 
_____________________ 
1 Intergovernmental Conference on Environmental Education: final Report (Paris, UNESCO, 1978), Kap. III 
2 Final Report of the World Conference on Education for All: Meeting Basic Learning Needs, Jomtien, Thailand, 5.-9. März 1990 (New 
York, Interinstitutionelle Kommission (UNDP, UNESCO, UNICEF, Weltbank) für die Weltkonferenz über Bildung für alle, 1990). 
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Nationale Mechanismen und internationale Zusammenarbeit 
      zum Kapazitätsaufbau in Entwicklungsländern 
 
 
 
 
PROGRAMMBEREICH  
Handlungsgrundlage  
37.1 Ob ein Land in der Lage ist, einen Kurs der nachhaltigen Entwicklung zu verfolgen, hängt weitgehend von der 
Kapazität seiner Menschen und Institutionen sowie den herrschenden ökologischen und geografischen Bedingungen 
ab. Konkret gesprochen erstreckt sich der Kapazitätsaufbau auf die personellen, wissenschaftlichen, technologi-
schen, organisatorischen, institutionellen und ressourcenbezogenen Mittel und Möglichkeiten des jeweiligen Landes. 
Ein wesentliches Ziel des Kapazitätsaufbaus besteht darin, die Fähigkeit eines Landes zu verbessern, zentrale Fragen 
im Zusammenhang mit Grundsatzentscheidungen über Entwicklungsalternativen und entsprechenden Umsetzungs-
modalitäten zu evaluieren und zu bearbeiten, ausgehend von einem Verständnis der ökologischen Potenziale und 
Grenzen sowie der Bedürfnisse aus der Sicht der Bevölkerung des betreffenden Landes. Demzufolge betrifft die 
Notwendigkeit des innerstaatlichen Kapazitätaufbaus alle Länder gleichermaßen.  
37.2 Der Aufbau endogener Kapazität zur Umsetzung der Agenda 21 erfordert eigene Anstrengungen der betreffen-
den Länder in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit einschlägigen Organisationen der Vereinten Nationen sowie 
mit entwickelten Ländern. Die internationale Gemeinschaft auf nationaler, subregionaler und regionaler Ebene, die 
Kommunen, die nichtstaatlichen Organisationen, die Universitäten und Forschungszentren sowie die Wirtschaft und 
sonstige private Einrichtungen und Organisationen könnten diese Anstrengungen ebenfalls unterstützen. Es ist von 
wesentlicher Bedeutung, dass die einzelnen Länder unter Berücksichtigung ihrer ökologischen und wirtschaftlichen 
Bedürfnisse die Prioritäten festlegen und die Mittel zum Aufbau der Kapazität und der Voraussetzungen zur Umset-
zung der Agenda 21 bestimmen. Können, Wissen und technisches Know-how auf der Ebene des Einzelnen und auf 
der institutionellen Ebene sind notwendig für den Aufbau entsprechender Einrichtungen, für Politikanalyse und für 
das Entwicklungsmanagement, so auch für die Bewertung alternativer Vorgehensweisen mit dem Ziel, den Zugang 
zu Technologien und ihren Transfer zu verbessern und die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern. Technische Zu-
sammenarbeit, auch im Zusammenhang mit dem Transfer von Technologie und Know-how, umfasst das gesamte 
Spektrum von Aktivitäten zur Entwicklung oder Stärkung der Kapazität und des Leistungsvermögens von Einzel-
personen und Gruppen. Zweck dieser Zusammenarbeit sollte der langfristige Kapazitätsaufbau sein, der durch die 
Länder selbst verwaltet und koordiniert werden muss. Technische Zusammenarbeit, auch im Zusammenhang mit 
dem Transfer von Technologie und Know-how, kann nur dann erfolgreich sein, wenn sie aus den eigenen Umwelt- 
und Entwicklungsstrategien und -prioritäten eines Landes hergeleitet und mit ihnen verknüpft ist und wenn Entwick-
lungsorganisationen und Regierungen verbesserte und einheitliche Politiken und Verfahren zur Unterstützung dieses 
Prozesses festlegen.  
Ziele  
37.3 Die Gesamtziele des endogenen Kapazitätsaufbaus gemäß diesem Programmbereich bestehen darin, die natio-
nalen und entsprechenden subregionalen und regionalen Kapazitäten und Voraussetzungen für die nachhaltige Ent-
wicklung unter Beteiligung der nichtstaatlichen Sektoren zu entwickeln und zu verbessern. Das vorliegende Pro-
gramm soll auf folgende Weise dazu beitragen:  
a) Durch Förderung eines fortlaufenden partizipativen Prozesses zur Bestimmung der Bedürfnisse und Prioritäten 
des jeweiligen Landes bei der Umsetzung der Agenda 21, wobei der technischen und fachlichen Erschließung der 
menschlichen Ressourcen und der Entwicklung der institutionellen Kapazitäten und Vorausssetzungen in der Tages-
ordnung eines jeweiligen Landes hoher Stellenwert einzuräumen ist; dabei soll die Möglichkeit eines optimalen Ein-
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satzes der vorhandenen menschlichen Ressourcen sowie eine Steigerung der Effizienz bestehender Institutionen und 
nichtstaatlicher Organisationen, einschließlich wissenschaftlicher und technischer Einrichtungen, gebührend berück-
sichtigt werden;  
b) durch Neuorientierung der technischen Zusammenarbeit und gleichzeitiger Festlegung neuer Prioritäten in 
diesem Bereich, auch derjenigen, die den Prozess des Transfers von Technologie und Know-how betreffen, unter 
gebührender Berücksichtigung der spezifischen Gegebenheiten und der individuellen Bedürfnisse der Empfänger, 
und durch verbesserte Koordinierung zwischen denjenigen, die Hilfe zur Unterstützung ländereigener Aktionspro-
gramme bereitstellen. Diese Koordinierung sollte sich auch auf nichtstaatliche Organisationen und Institutionen im 
Bereich Wissenschaft und Technologie sowie gegebenenfalls auch auf die Privatwirtschaft erstrecken;  
c) durch Änderung der Zeithorizonte für die Planung und Durchführung von Programmen zum Auf- und Ausbau 
institutioneller Strukturen, um diesen mehr Möglichkeiten zu geben, neuen langfristigen Herausforderungen zu be-
gegnen anstatt sich nur auf unmittelbare Probleme zu konzentrieren;  
d) durch Verbesserung und Neuausrichtung bestehender internationaler multilateraler Institutionen, die für Um-
welt- und/oder Entwicklungsfragen zuständig sind, um sicherzustellen, dass diese Institutionen von ihren Möglich-
keiten und ihrer Kapazität her in der Lage sind, Umwelt- und Entwicklungsfragen zu integrieren;  
e) durch Verbesserung der öffentlichen und privaten institutionellen Kapazitäten und Voraussetzungen, damit die 
Umweltauswirkungen aller Entwicklungsprojekte evaluiert werden können.  
37.4 Im Einzelnen sind folgende Ziele zu nennen:  
a) Jedes Land sollte darauf hinwirken, so bald dies praktisch durchführbar ist – nach Möglichkeit  bis 1994 – eine 
Bilanz derjenigen Maßnahmen zum Aufbau von Kapazität und von Voraussetzungen zu erstellen, die getroffen wer-
den müssen, damit nationale Strategien für die nachhaltige Entwicklung erarbeitet sowie auch landeseigene Agen-
da-21-Aktionsprogramme aufgestellt und ungesetzt werden können;  
b) bis 1997 sollte der Generalsekretär der Generalversammlung einen Bericht vorlegen, der sich mit den erzielten 
Verbesserungen in Bezug auf Politik, Koordinierungssysteme und Verfahren zur verstärkten Durchführung von auf 
eine nachhaltige Entwicklung ausgerichteten Programmen der technischen Zusammenarbeit sowie mit den erforder-
lichen flankierenden Maßnahmen zur Verstärkung einer derartigen Zusammenarbeit befasst. Dieser Bericht sollte 
auf der Grundlage der von den Ländern, von internationalen Organisationen, Umwelt- und Entwicklungsinstitutio-
nen, Geberorganisationen und nichtstaatlichen Partnern bereitgestellten Informationen ausgearbeitet werden.  
Maßnahmen  
A) HERSTELLUNG EINES NATIONALEN KONSENSES UND FORMULIERUNG VON STRATEGIEN FÜR DEN 
KAPAZITÄTSAUFBAU ZUR UMSETZUNG DER AGENDA 21  
37.5 Ein wichtiger Aspekt der Gesamtplanung ist, dass jedes Land die Erzielung eines breiten gesellschaftlichen 
Konsenses über die Politik und die Maßnahmen anstreben sollte, die für den kurz- und langfristigen Kapazitätsauf-
bau zur Umsetzung seines eigenen Agenda-21-Programms erforderlich sind. Dieser Konsens sollte das Ergebnis 
eines partizipativen Dialogs zwischen einschlägigen Interessengruppen sein und zur Ermittlung von Kenntnislücken, 
der institutionellen Kapazitäten und Voraussetzungen, der technischen und wissenschaftlichen Erfordernisse sowie 
der Mittel führen, die notwendig sind, um Umweltwissen und -verwaltung im Sinne einer Integration von Umwelt- 
und Entwicklungsfragen zu verbessern. Das UNDP könnte in Partnerschaft mit den zuständigen Sonderorganisatio-
nen und sonstigen internationalen zwischenstaatlichen Organisationen und nichtstaatlichen Organisationen auf Ersu-
chen der Regierungen bei der Ermittlung des Bedarfs an technischer Zusammenarbeit, auch im Zusammenhang mit 
dem Transfer von Technologie und Know-how, und der Gewährung von Entwicklungshilfe zur Umsetzung der   
Agenda 21 behilflich sein. Der nationale Planungsprozess, gegebenenfalls im Verbund mit nationalen Aktionsplänen 
oder Strategien für eine nachhaltige Entwicklung, sollte den Rahmen für eine derartige Zusammenarbeit und Unter-
stützung bilden. Das UNDP sollte sein Netzwerk von Feldbüros und sein umfassendes Mandat zur Bereitstellung 
von Hilfe weiter ausbauen und dabei auf seine Erfahrungen im Bereich der technischen Zusammenarbeit zurückgrei-
fen, um die Stärkung der Kapazität auf nationaler und regionaler Ebene zu erleichtern, und den Sachverstand ande-
rer Organisationen, insbesondere des UNEP, der Weltbank sowie der regionalen Wirtschaftskommissionen und Ent-
wicklungsbanken und einschlägiger zwischenstaatlicher und nichtstaatlicher internationaler Organisationen, in vol-
lem Umfang nutzen. 
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B) ERMITTLUNG NATIONALER TRÄGER UND VORLAGE VON ERSUCHEN UM TECHNOLOGISCHE ZUSAMMENARBEIT, 
AUCH IM ZUSAMMENHANG MIT DEM TRANSFER VON TECHNOLOGIE UND KNOW-HOW IM RAHMEN VON 
SEKTORSTRATEGIEN  
37.6 Die Länder, die mit internationalen Organisationen und Geberinstitutionen eine technische Zusammenarbeit, 
auch im Zusammenhang mit dem Transfer von Technologie und Know-how, vereinbaren möchten, sollten im Rah-
men langfristiger sektoraler oder subsektoraler Strategien für den Kapazitätsaufbau entsprechende Ersuchen formu-
lieren. Die Strategien sollten, soweit erforderlich, auf durchzuführende politische Anpassungen, haushaltsrechtliche 
Fragen, Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen Institutionen, Anforderungen in Bezug auf personelle Res-
sourcen sowie Bedarf an Technologie und wissenschaftlicher Ausstattung eingehen. Dabei sollte der Bedarf sowohl 
des öffentlichen als auch des privaten Sektors ermittelt werden und die Intensivierung von wissenschaftlicher Aus-
bildung sowie von Bildungs- und Forschungsprogrammen in Erwägung gezogen werden, einschließlich der wissen-
schaftlichen Ausbildung in den entwickelten Ländern und der Ausbau von Kompetenzzentren in Entwicklungslän-
dern. Die Länder könnten eine zentrale Stelle für die Abwicklung und Koordinierung der technischen Zusammenar-
beit benennen bzw. stärken und in den Prozess der Prioritätensetzung und Mittelveranschlagung einbinden. 
C) SCHAFFUNG EINES MECHANISMUS ZUR ÜBERPRÜFUNG DER TECHNISCHEN ZUSAMMENARBEIT, AUCH IM 
ZUSAMMENHANG MIT DEM TRANSFER VON TECHNOLOGIE UND KNOW-HOW  
37.7 Geber und Empfänger, die Organisationen und Institutionen des Systems der Vereinten Nationen und in-
ternationale öffentliche und private Organisationen sollten den Fortgang des Kooperationsprozesses im Zusammen-
hang mit der technischen Zusammenarbeit, so auch im Zusammenhang mit Maßnahmen zum Transfer von Techno-
logie und Know-how in Verbindung mit einer nachhaltigen Entwicklung, überprüfen. Um diesen Prozess zu erleich-
tern, könnte der Generalsekretär unter Berücksichtigung der vom UNDP und anderen Organisationen zur Vorberei-
tung der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung geleisteten Arbeit mit den Entwicklungs-
ländern, den Regionalorganisationen, den Organisationen und Institutionen des Systems der Vereinten Nationen, 
einschließlich der Regionalkommissionen, sowie den multilateralen und bilateralen Entwicklungs- und Umwelt-
schutzorganisationen Konsultationen einleiten mit dem Ziel, die endogene Kapazität der Länder weiter zu stärken 
und die technische Zusammenarbeit, auch im Zusammenhang mit dem Transfer von Technologie und Know-how, 
zu verbessern. Dabei sind folgende Aspekte zu prüfen:  
a) Evaluierung der vorhandenen Kapazitäten und Voraussetzungen für ein integriertes Umwelt- und Ent-
wicklungsmanagement, darunter auch der fachlichen, technischen und institutionellen Kapazitäten und Vorausset-
zungen sowie der Einrichtungen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit von Entwicklungsprojekten; ferner Evaluie-
rung der Fähigkeit, dem Bedarf an technischer Zusammenarbeit – auch im Zusammenhang mit dem Transfer von 
Technologie und Know-how – in Bezug auf die Agenda 21 und die weltweiten Übereinkünfte über Klimaänderun-
gen und über die biologische Vielfalt zu entsprechen und ihn zu integrieren;  
b) Bewertung des Beitrags laufender Maßnahmen der technischen Zusammenarbeit, auch im Zusammenhang mit 
dem Transfer von Technologie und Know-how, zum Aufbau nationaler Kapazitäten und Voraussetzungen für ein 
integriertes Umwelt- und Entwicklungsmanagement und eine Bewertung der Mittel zur Verbesserung der Qualität 
der internationalen technischen Zusammenarbeit, auch im Zusammenhang mit dem Transfer von Technologie und 
Know-how;  
c) eine Strategie zur Verlagerung des Schwerpunkts auf den Aufbau von Kapazitäten und Voraussetzungen, die 
der Notwendigkeit der operativen Integration von Umwelt– und Entwicklungsbelangen mit Hilfe längerfristiger 
Verpflichtungen Rechnung trägt, wobei die von jedem Land in einem partizipativen Prozess erarbeiteten nationalen 
Programme als Grundlage dienen;  
d) Erwägung der vermehrten Inanspruchnahme langfristiger Kooperationsvereinbarungen zwischen Kommunen, 
nichtstaatlichen Organisationen, Universitäten, Ausbildungs- und Forschungseinrichtungen sowie privatwirtschaftli-
chen, öffentlichen und privaten Einrichtungen mit entsprechenden Partnern in anderen Ländern oder innerhalb von 
Ländern oder Regionen. Programme wie etwa die Netzwerke für nachhaltige Entwicklung des UNDP sollten in die-
ser Hinsicht bewertet werden;  
e) Verbesserung der Nachhaltigkeit von Projekten dadurch, dass im Projektentwurf von vornherein die Umwelt-
auswirkungen, die Kosten des Institutionsaufbaus, die Humankapitalentwicklung und der Technologiebedarf sowie 
die finanziellen und organisatorischen Erfordernisse im Zusammenhang mit Betrieb und Unterhaltung berücksichtigt 
werden;  
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f) die Verbesserung der technischen Zusammenarbeit, auch im Zusammenhang mit dem Transfer von Technolo-
gie und Know-how sowie mit Managementprozessen, durch Aufwertung des Aufbaus von Kapazitäten und Voraus-
setzungen als Bestandteil nachhaltiger Entwicklungsstrategien für Umwelt- und Entwicklungsprogramme, und zwar 
sowohl im Rahmen von länderbezogenen Koordinierungsprozessen wie etwa Beratungsgruppen und Runden Ti-
schen als auch bei sektoralen Koordinierungsmechanismen, um den Entwicklungsländern die Möglichkeit zu geben, 
sich aktiv an der Beschaffung von Hilfe aus unterschiedlichen Quellen zu beteiligen.  
D) STÄRKUNG DES SACHVERSTANDS UND DES GESAMTBEITRAGS DES SYSTEMS DER VEREINTEN NATIONEN IM 
HINBLICK AUF INITIATIVEN ZUM KAPAZITÄTSAUFBAU  
37.8 Die Organisationen, Organe, Gremien und Einrichtungen des Systems der Vereinten Nationen könnten zu-
sammen mit anderen internationalen und regionalen Organisationen und dem öffentlichen und dem privaten Sektor 
gegebenenfalls ihre gemeinsamen Aktivitäten im Bereich der technischen Zusammenarbeit, auch im Zusammenhang 
mit dem Transfer von Technologie und Know-how, verstärken, um ineinandergreifende Umwelt- und Entwicklungs-
fragen zu behandeln und größere Geschlossenheit und Konsistenz ihrer Maßnahmen zu erreichen. Die Organisatio-
nen könnten den einzelnen Ländern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Ländern, auf Wunsch Hilfestel-
lung leisten und sie stützen, was die nationale Umwelt- und Entwicklungspolitik, die Humankapitalentwicklung, die 
Entsendung von Experten, Rechtsvorschriften, natürliche Ressourcen und Umweltdaten angeht.  
37.9 Das UNDP, die Weltbank und regionale multilaterale Entwicklungsbanken sollten im Rahmen ihrer Beteili-
gung an nationalen und regionalen Koordinierungsmechanismen dazu beitragen, den Aufbau der Kapazität und frt 
Voraussetzungen auf Länderebene zu fördern, wobei sie auf den speziellen Sachverstand und die operative Kapazi-
tät des UNEP im Umweltbereich sowie der Sonderorganisationen und Organisationen des Systems der Vereinten 
Nationen und regionaler und subregionaler Organisationen in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich zurückgreifen 
sollten. Zu diesem Zweck sollte das UNDP unter Zuhilfenahme seines Netzwerks von Feldbüros sowie seines um-
fassenden Mandats und seiner weitreichenden Erfahrungen im Bereich der technischen Zusammenarbeit, auch im 
Zusammenhang mit dem Transfer von Technologie und Know-how, Finanzierungsmittel für den Aufbau der Kapa-
zität und der Voraussetzungen mobilisieren. Gleichzeitig sollte das UNDP gemeinsam mit den genannten internatio-
nalen Organisationen damit fortfahren, Konsultationsprozesse zu entwickeln, um die Mobilisierung und Koordinie-
rung der Mittel, die von der internationalen Gemeinschaft für die Zwecke des Aufbaus von Kapazität und Voraus-
setzungen bereitgestellt werden, zu verbessern, so auch durch die Einrichtung einer entsprechenden Datenbank. Es 
ist möglich, dass zur Erfüllung dieser Aufgaben auch die eigene Kapazität des UNDP gestärkt werden müssen.  
37.10 Die für die technische Zusammenarbeit zuständige Stelle des jeweiligen Landes sollte mit Unterstützung 
der residierenden Vertreter des UNDP und der Vertreter des UNEP eine kleine Gruppe von Schlüsselakteuren bil-
den, die diesen Prozess steuert und dabei den eigenen Strategien und Prioritäten des jeweiligen Landes Vorrang ein-
räumt. Die im Rahmen bereits abgeschlossener Planungsprozesse wie etwa den nationalen Berichten für die Konfe-
renz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung, nationalen Naturschutzstrategien und Umweltaktions-
plänen gewonnenen Erfahrungen sollten in vollem Umfang herangezogen werden und in eine von dem jeweiligen 
Land getragene partizipative und nachhaltige Entwicklungsstrategie einfließen. Dies sollte durch Informationsnetz-
werke und Konsultationen mit Geberorganisationen ergänzt werden, um sowohl die Koordinierung als auch den 
Zugang zu dem Fundus an wissenschaftlichem und technischem Wissen und Informationen zu verbessern, über den 
Institutionen anderenorts verfügen.  
E) HARMONISIERUNG VON HILFELEISTUNGEN AUF REGIONALER EBENE  
37.11 Auf regionaler Ebene sollten die bestehenden Organisationen prüfen, ob es eventuell wünschenswert wä-
re, regionale und subregionale Konsultationsprozesse sowie Begegnungen am Runden Tisch zu fördern, um den 
Austausch von Daten, Informationen und Erfahrungen bei der Umsetzung der Agenda 21 zu verbessern. Ausgehend 
von den Ergebnissen der regionalen Erhebungen über den Kapazitätsaufbau, die diese Regionalorganisationen auf 
Veranlassung der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung durchgeführt haben, und im 
Zusammenwirken mit bestehenden regionalen, subregionalen oder nationalen Organisationen, die sich für regionale 
Koordinierung eignen, sollte das UNDP dabei einen wesentlichen Beitrag leisten. Die zuständige nationale Stelle 
sollte einen Steuerungsmechanismus schaffen. Zwischen den Ländern der betreffenden Region sollte mit Unterstüt-
zung der jeweils zuständigen Regionalorganisationen und unter Beteiligung von Entwicklungsbanken, bilateralen 
Hilfsorganisationen und nichtstaatlichen Organisationen ein Mechanismus für die regelmäßige Überprüfung einge-
richtet werden. Als weitere Möglichkeit kommt die Entwicklung nationaler und regionaler Forschungs- und Ausbil-
dungseinrichtungen in Frage, die auf bestehenden regionalen und subregionalen Institutionen aufbauen.  
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Mittel zur Umsetzung  
FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
37.12 Die bilateralen Aufwendungen der Entwicklungsländer für die technische Zusammenarbeit, einschließ-
lich des Transfers von Technologie und Know-how, betragen etwa 15 Milliarden Dollar bzw. etwa 25 Prozent der 
gesamten öffentlichen Entwicklungshilfe. Zur Umsetzung der Agenda 21 bedarf es eines wirksameren Einsatzes 
dieser Mittel und zusätzlicher Mittel für bestimmte Schlüsselbereiche.  
37.13 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf zwischen 
300 Mil-lionen und 1 Milliarde Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzes-
sionsbedingungen bereitzustellen sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht 
geprüfte Schätzungen der Größenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls 
einschließlich nichtkonzessionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungs-
strategien und -programme von den Regierungen beschlossen werden. 
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  Internationale institutionelle Vorkehrungen 
 
 
 
 
Handlungsgrundlage  
38.1 Das Mandat der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung geht auf Resolution 44/228 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen zurück, in der die Versammlung unter anderem erklärte, dass die 
Konferenz Strategien und Maßnahmen ausarbeiten solle, die angetan sind, die Folgewirkungen der Umweltzerstö-
rung im Kontext vermehrter einzelstaatlicher und internationaler Bemühungen um die Förderung einer nachhaltigen 
und umweltgerechten Entwicklung in allen Ländern aufzuheben und umzukehren und dass die Förderung des Wirt-
schaftswachstums in den Entwicklungsländern ein wesentlicher Faktor beim Herangehen an die Probleme der Um-
weltzerstörung sei. Der zwischenstaatliche Folgeprozess im Anschluss an die Konferenz soll im Rahmen des Sy-
stems der Vereinten Nationen stattfinden, wobei die Generalversammlung als oberstes Leitungsorgan fungieren soll, 
das den Regierungen, dem System der Vereinten Nationen und den zuständigen Vertragsorganen Rahmenrichtlinien 
vorgibt. Gleichzeitig haben die Regierungen sowie die Organisationen der regionalen wirtschaftlichen und techni-
schen Zusammenarbeit die Aufgabe, im Rahmen des Folgeprozesses der Konferenz eine wichtige Funktion zu über-
nehmen. Die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen und ihre Maßnahmen sind vom System der Vereinten Na-
tionen und multilateralen Finanzierungsinstitutionen angemessen zu unterstützen. Auf diese Weise würden nationale 
und internationale Bemühungen nutzbringend ineinandergreifen.  
38.2 Zur Erfüllung des Mandats der Konferenz besteht die Notwendigkeit, institutionelle Vorkehrungen innerhalb 
des Systems der Vereinten Nationen zu treffen, die mit der Neustrukturierung und Neubelebung der Vereinten Na-
tionen im Wirtschafts- und Sozialbereich und auf verwandten Gebieten sowie der Gesamtreform der Vereinten Na-
tionen, so auch  mit den zur Zeit im Sekretariat vorgenommenen Veränderungen, vereinbar sind und mit dazu bei-
tragen. Im Sinne der Reform und der Neubelebung des Systems der Vereinten Nationen sollte bei der Umsetzung 
der Agenda 21 und anderer Schlussfolgerungen der Konferenz von einem handlungs- und ergebnisorientierten An-
satz ausgegangen und für Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Universalität, Demokratie, Transparenz, Ko-
steneffizienz und Rechenschaftspflicht gesorgt werden.  
38.3 Das System der Vereinten Nationen mit seiner multisektoralen Kapazität und dem reichen Erfahrungsschatz 
einiger Sonderorganisationen auf verschiedenen Gebieten der internationalen Zusammenarbeit im Bereich Umwelt 
und Entwicklung hat einzigartige Möglichkeiten, den Regierungen im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele der 
Agenda 21 und der nachhaltigen Entwicklung bei der Einführung wirksamerer Formen der wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung behilflich zu sein. 
38.4 Allen Organisationen im System der Vereinten Nationen fällt eine Schlüsselrolle dabei zu, die Agenda 21 in-
nerhalb ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs umzusetzen. Damit die Umsetzung der Agenda 21 gut koordiniert 
und Doppelarbeit vermieden wird, sollte eine wirksame Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Teilen des Sy-
stems der Vereinten Nationen auf der Grundlage ihres jeweiligen Mandats und ihrer komparativen Vorteile stattfin-
den. Die Mitgliedstaaten können im Rahmen der entsprechenden Leitungsgremien sicherstellen, dass diese Aufga-
ben ordnungsgemäß durchgeführt werden. Damit die Leistung der Organisationen leichter bewertet und besserer 
Einblick in ihre Tätigkeiten gewonnen werden kann, sollten alle Einrichtungen des Systems der Vereinten Nationen 
verpflichtet werden, regelmäßige Tätigkeitsberichte über ihre Maßnahmen im Zusammenhang mit der Umsetzung 
der Agenda 21 zu erstellen und zu veröffentlichen. Eine ernsthafte und kontinuierliche Überprüfung ihrer Politiken, 
Programme, Haushaltspläne und Aktivitäten wird ebenfalls erforderlich sein.  
38.5 Auch die weitere aktive und wirksame Mitarbeit von nichtstaatlichen Organisationen, von Wissenschaftlern 
und des Privatsektors sowie örtlicher Gruppen und Gemeinschaften ist für die Umsetzung der Agenda 21 von Be-
deutung.  
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38.6 Die im Folgenden in Aussicht genommene institutionelle Struktur baut auf Einvernehmen über Finanzmittel 
und Finanzierungsmechanismen, den Technologietransfer, die Erklärung von Rio und die Agenda 21 auf. Darüber 
hinaus muss eine wirksame Verbindung zwischen konkretem Handeln und finanzieller Unterstützung bestehen, und 
dazu bedarf es für den Folgeprozess der Agenda 21 innerhalb des vereinbarten institutionellen Rahmens einer engen, 
effektiven Zusammenarbeit und eines ebensolchen Informationsaustauschs zwischen dem System der Vereinten 
Nationen und den multilateralen Finanzinstitutionen.  
Ziele  
38.7 Gesamtziel ist die Integration von Umwelt- und Entwicklungsfragen auf nationaler, subregionaler, regionaler 
und internationaler Ebene, so auch innerhalb der institutionellen Vorkehrungen des Systems der Vereinten Nationen.  
38.8 Zu den Einzelzielen gehört es  
a) die Umsetzung der Agenda 21 sicherzustellen und zu überprüfen, um eine nachhaltige Entwicklung in allen 
Ländern zu erreichen;  
b) die Rolle und Funktionsfähigkeit des Systems der Vereinten Nationen in den Bereichen Umwelt und Entwick-
lung zu stärken. Alle zuständigen Organe, Organisationen und Programme des Systems der Vereinten Nationen soll-
ten konkrete Programme zur Umsetzung der Agenda 21 verabschieden und in ihren jeweiligen Zuständigkeitsberei-
chen Grundsatzrichtlinien für Aktivitäten der Vereinten Nationen vorgeben oder auf Antrag den Regierungen Rat 
gewähren;  
c) die Zusammenarbeit und Koordinierung im Umwelt- und Entwicklungsbereich im Rahmen des Systems der 
Vereinten Nationen zu verstärken;  
d) Zusammenwirken und Kooperation zwischen dem System der Vereinten Nationen und anderen zwischenstaat-
lichen und nichtstaatlichen subregionalen, regionalen und globalen Institutionen und nichtstaatlichen Organisationen 
auf dem Gebiet der Umwelt und Entwicklung zu fördern;  
e) die für die wirksame Umsetzung, den Folgeprozess und die Überprüfung der Agenda 21 erforderlichen insti-
tutionellen Voraussetzungen und Vorkehrungen zu stärken;  
f) bei der Stärkung und Koordinierung nationaler, subregionaler und regionaler Kapazitäten und Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Umwelt und Entwicklung behilflich zu sein;  
g) eine wirksame Zusammenarbeit und einen wirksamen Informationsaustausch zwischen den Organen, Organi-
sationen und Programmen der Vereinten Nationen und den multilateralen Finanzinstitutionen im Rahmen der insti-
tutionellen Vorkehrungen für den Folgeprozess der Agenda 21 herzustellen;  
h) auf bereits erkannte und auf neue Fragen im Bereich Umwelt und Entwicklung einzugehen;  
i) sicherzustellen, dass neue institutionelle Regelungen eine Neubelebung, eine klare Aufgabenteilung und die 
Vermeidung von Doppelarbeit im System der Vereinten Nationen unterstützen und sich weitestgehend auf vorhan-
dene Ressourcen stützen.  
Institutionelle Struktur 
A) GENERALVERSAMMLUNG  
38.9 Die Generalversammlung als der höchste zwischenstaatliche Mechanismus ist das Hauptorgan für die Aufstel-
lung von Politiken und die Bewertung in Fragen im Zusammenhang mit dem Folgeprozess der Konferenz. Die Ge-
neralversammlung sollte eine regelmäßige Überprüfung der Umsetzung der Agenda 21 veranlassen. Bei der Erfül-
lung dieser Aufgabe könnte die Generalversammlung sich mit dem zeitlichen Rahmen, der Form und den organisa-
torischen Aspekten einer solchen Überprüfung auseinandersetzen. Insbesondere könnte die Generalversammlung in 
Erwägung ziehen, spätestens 1997, mit entsprechender Vorbereitung auf hoher Ebene, eine Sondertagung zur Ge-
samtüberprüfung und -bewertung der Agenda 21 abzuhalten.  
B) WIRTSCHAFTS- UND SOZIALRAT  
38.10 Im Rahmen seiner von der Charta der Vereinten Nationen definierten Rolle im Verhältnis zur General-
versammlung sowie der laufenden Neustrukturierung und Neubelebung der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und 
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Sozialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebieten würde der Wirtschafts- und Sozialrat die Generalver-
sammlung dadurch unterstützen, dass er die Aufsicht über die systemweite Koordinierung der Umsetzung der Agen-
da 21 führt und diesbezügliche Empfehlungen unterbreitet. Zusätzlich würde der Rat die Aufgabe übernehmen, die 
systemweite Koordinierung und Integration der Umwelt- und Entwicklungsaspekte der Politiken und Programme 
der Vereinten Nationen zu leiten, und würde der Generalversammlung, den in Betracht kommenden Sonderorganisa-
tionen und den Mitgliedsstaaten entsprechende Empfehlungen unterbreiten. Es sollten geeignete Schritte unternom-
men werden, um von den Sonderorganisationen in Übereinstimmung mit Artikel 64 der Charta der Vereinten Natio-
nen regelmäßige Berichte über ihre Pläne und Programme zur Umsetzung der Agenda 21 zu erhalten. Der Wirt-
schafts- und Sozialrat sollte unter voller Nutzung seiner Tagungsteile auf hoher Ebene und für Koordinierungsfragen 
eine regelmäßige Überprüfung der Arbeiten der nach Punkt 38.11 eingerichteten Kommission für Nachhaltige Ent-
wicklung sowie der systemweiten Maßnahmen zur Integration von Umwelt und Entwicklung veranlassen.  
C) KOMMISSION FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG  
38.11 Zur Gewährleistung eines wirksamen Folgeprozesses der Konferenz sowie zur Verbesserung der interna-
tionalen Zusammenarbeit und zur Rationalisierung der zwischenstaatlichen Entscheidungskapazität im Hinblick auf 
die Integration von Umwelt- und Entwicklungsfragen sowie zur Prüfung des Standes der Umsetzung der Agenda 21 
auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene sollte im Einklang mit Artikel 68 der Charta der Vereinten Na-
tionen eine hochrangige Kommission für Nachhaltige Entwicklung eingesetzt werden. Diese Kommission würde 
dem Wirtschafts- und Sozialrat im Rahmen seiner von der Charta der Vereinten Nationen festgelegten Rolle im 
Verhältnis zur Generalversammlung Bericht erstatten. Sie würde aus Staatenvertretern bestehen, die unter gebüh-
render Berücksichtigung der ausgewogenen geografischen Verteilung gewählt wurden. Vertreter der Staaten, die 
nicht Mitglieder der Kommission sind, hätten Beobachterstatus. Die Kommission sollte für die aktive Beteiligung 
der Organe, Programme und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen, der internationalen Finanzinstitu-
tionen und anderer einschlägiger zwischenstaatlicher Organisationen sorgen und die Mitwirkung nichtstaatlicher 
Organisationen, einschließlich Industrie, Wirtschaft und Wissenschaft, anregen. Die erste Sitzung der Kommission 
sollte spätestens 1993 stattfinden. Die Kommission sollte von dem in Punkt 38.19 vorgesehenen Sekretariat unter-
stützt werden. In der Zwischenzeit wird der Generalsekretär der Vereinten Nationen ersucht, angemessene admini-
strative Übergangsregelungen für die Wahrnehmung der Sekretariatsaufgaben zu treffen.  
38.12 Auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung sollte die Generalversammlung spezifische organisatorische Mo-
dalitäten für die Arbeit dieser Kommission beschließen, so etwa ihre Zusammensetzung, ihr Verhältnis zu anderen 
zwischenstaatlichen Organen der Vereinten Nationen, die sich mit Umwelt- und Entwicklungsangelegenheiten be-
schäftigen, sowie Häufigkeit und Dauer ihrer Tagungen und den Tagungsort. Diese Modalitäten sollten den laufen-
den Prozess der Neubelebung und Neugliederung der Arbeit der Vereinten Nationen im Wirtschafts- und Sozialbe-
reich und auf damit zusammenhängenden Gebieten berücksichtigen, insbesondere die von der Generalversammlung 
in den Resolutionen 45/264 vom 13. Mai 1991 und 46/235 vom 13. April 1992 und in anderen einschlägigen Reso-
lutionen der Versammlung empfohlenen Maßnahmen. In dieser Hinsicht wird der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen ersucht, mit Unterstützung des Generalsekretärs der Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung einen Bericht für die Generalversammlung mit entsprechenden Empfehlungen und Vorschlägen zu 
erarbeiten.  
38.13 Die Kommission für Nachhaltige Entwicklung sollte folgende Funktionen wahrnehmen:  
a) Überwachung der Fortschritte bei der Umsetzung der Agenda 21 und der Aktivitäten im Zusammenhang mit 
der Integration von Umwelt- und Entwicklungszielen im gesamten System der Vereinten Nationen durch die Analy-
se und Auswertung der Berichte, die von allen zuständigen Organen, Organisationen, Programmen und Institutionen 
des Systems der Vereinten Nationen eingehen, die sich mit den verschiedenen Umwelt- und Entwicklungsfragen, 
einschließlich Finanzierungsfragen, befassen; 
b) Prüfung der von den Regierungen beispielsweise in Form von regelmäßigen Mitteilungen oder einzelstaatli-
chen Berichten eingehenden Informationen über die von ihnen zur Umsetzung der Agenda 21 durchgeführten Akti-
vitäten, die sich ihnen stellenden Probleme, wie Probleme im Zusammenhang mit den Finanzmitteln und dem Tech-
nologietransfer, und andere Umwelt- und Entwicklungsfragen, die ihnen von Belang erscheinen;  
c) Prüfung der Fortschritte bei der Umsetzung der in der Agenda 21 niedergelegten Verpflichtungen, einschließ-
lich der Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Bereitstellung von finanziellen Mitteln und dem Technologie-
transfer;  
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d) Entgegennahme und Analyse sachdienlicher Beiträge der zuständigen nichtstaatlichen Organisationen, ein-
schließlich des wissenschaftlichen und des privaten Sektors, im Rahmen der Gesamtumsetzung der Agenda 21;  
e) Verbesserung des Dialogs im Rahmen der Vereinten Nationen mit den nichtstaatlichen Organisationen und 
unabhängigen Einrichtungen sowie mit anderen Stellen außerhalb des Systems der Vereinten Nationen;  
f) nach Bedarf Prüfung von Informationen über den Stand der Durchführung von Umweltübereinkünften, die von 
den jeweiligen Konferenzen der Vertragsparteien vorgelegt werden könnten;  
g) Unterbreitung geeigneter Empfehlungen an die Generalversammlung, über den Wirtschafts- und Sozialrat, auf 
der Grundlage einer integrierten Behandlung der Berichte und Fragen im Zusammenhang mit der Umsetzung der 
Agenda 21;  
h) zu gegebener Zeit Behandlung der Ergebnisse der vom Generalsekretär zügig durchzuführenden Prüfung aller 
Empfehlungen der Konferenz in Bezug auf Programme zum Kapazitätsaufbau, Informationsnetzwerke, Arbeits-
gruppen und andere Mechanismen zur Förderung der Integration von Umwelt- und Entwicklungsbelangen auf re-
gionaler und subregionaler Ebene.  
38.14 Im zwischenstaatlichen Rahmen sollte überlegt werden, ob nichtstaatlichen Organisationen, einschließ-
lich derer, die mit wichtigen Gruppen, insbesondere Frauengruppen, in Verbindung stehen und sich zur Umsetzung 
der Agenda 21 bekennen, der Zugang zu einschlägigen Informationen eingeräumt werden sollte, so auch zu Infor-
mationen, Berichten und anderen Daten, die innerhalb des Systems der Vereinten Nationen generiert werden.  
D) DER GENERALSEKRETÄR  
38.15 Eine entschlossene und wirksame Führung durch den Generalsekretär ist von ausschlaggebender Bedeu-
tung, da er die Koordinierungsstelle für die institutionellen Regelungen innerhalb des Systems der Vereinten Natio-
nen bildet, was den erfolgreichen Folgeprozess der Konferenz und die Umsetzung der Agenda 21 angeht.  
E) HOCHRANGIGER INTERINSTITUTIONELLER KOORDINIERUNGSMECHANISMUS  
38.16 Die Agenda 21 als Handlungsgrundlage, auf der die internationale Staatengemeinschaft Umwelt und 
Entwicklung miteinander integrieren soll, sollte den grundlegenden Rahmen für die Koordination einschlägiger 
Maßnahmen innerhalb des Systems der Vereinten Nationen bilden. Um eine effektive Überwachung, Koordinierung 
und Beaufsichtigung der Beteiligung des Systems der Vereinten Nationen am Folgeprozess der Konferenz sicherzu-
stellen, wird ein Koordinierungsmechanismus unter der direkten Leitung des Generalsekretärs benötigt.  
38.17 Diese Aufgabe sollte dem Verwaltungsausschuss für Koordinierung (ACC) unter Leitung des Generalse-
kretärs übertragen werden. Der ACC würde somit ein höchst wichtiges Verbindungsglied und eine Schnittstelle zwi-
schen den multilateralen Finanzinstitutionen und sonstigen Gremien der Vereinten Nationen auf höchster Verwal-
tungsebene darstellen. Der Generalsekretär sollte weiterhin auf die Neubelebung der Aufgabenwahrnehmung durch 
den Ausschuss hinwirken. Es wird von den Leitern sämtlicher Organisationen und Institutionen im System der Ver-
einten Nationen erwartet, dass sie uneingeschränkt mit dem Generalsekretär zusammenarbeiten, damit der ACC bei 
der Erfüllung seiner wichtigen Rolle effektiv arbeiten und die erfolgreiche Umsetzung der Agenda 21 sicherstellen 
kann. Der ACC sollte die Bildung einer speziellen Arbeitsgruppe oder eines speziellen Unterausschusses oder Beira-
tes für Nachhaltige Entwicklung in Betracht ziehen und dabei die Erfahrungen der Beamten für Umweltfragen und 
des Umweltausschusses  internationaler Entwicklungsinstitutionen sowie die jeweilige Rolle des Umweltprogramms 
der Vereinten Nationen (UNEP) und des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) berücksichtigen. 
Sein Bericht sollte den zuständigen zwischenstaatlichen Organen vorgelegt werden.  
F) HOCHRANGIGES BERATUNGSGREMIUM  
38.18 Die zwischenstaatlichen Gremien, der Generalsekretär und das System der Vereinten Nationen als Gan-
zes könnten auch vom Wissens- und Erfahrungsschatz eines hochrangigen Beirats namhafter Persönlichkeiten mit 
Sachkenntnissen im Umwelt- und Entwicklungsbereich, einschließlich der entsprechenden Wissenschaftsdiszipli-
nen, profitieren, die vom Generalsekretär in persönlicher Eigenschaft ernannt würden. Der Generalsekretär sollte der 
Generalversammlung auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung diesbezügliche Empfehlungen vorlegen.  
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G) SEKRETARIATSSTRUKTUR  
38.19 Eine hochqualifizierte und fachlich kompetente Sekretariatsstruktur innerhalb des Sekretariats der Ver-
einten Nationen, die sich unter anderem auf die bei der Konferenzvorbereitung gesammelten Erfahrungen stützt, ist 
von entscheidender Bedeutung für den Folgeprozess der Konferenz und die Umsetzung der Agenda 21. Diese Sekre-
tariatsstruktur sollte die Arbeit sowohl der zwischenstaatlichen als auch der interinstitutionellen Koordinie-
rungsmechanismen unterstützen. Konkrete organisatorische Entscheidungen fallen unter die Zuständigkeit des Ge-
neralsekretärs als des höchsten Verwaltungsbeamten der Organisation, der darum ersucht wird, so bald dies prak-
tisch möglich ist, über die zu treffenden Vorkehrungen Bericht zu erstatten, so auch was die personelle Ausstattung 
angeht, wobei die ausgewogene Vertretung beider Geschlechter gemäß Artikel 8 der Charta der Vereinten Nationen 
und die Notwendigkeit der optimalen Nutzung vorhandener Ressourcen im Kontext der derzeit vonstatten gehenden 
und sich künftig fortsetzenden Umstrukturierung des Sekretariats der Vereinten Nationen zu berücksichtigen ist.  
H) ORGANE, PROGRAMME UND ORGANISATIONEN DES SYSTEMS DER VEREINTEN NATIONEN  
38.20 In dem Folgeprozess der Konferenz, insbesondere bei der Umsetzung der Agenda 21, werden sämtliche 
zuständigen Organe, Programme und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen innerhalb ihres jeweiligen 
Kompetenzbereichs und Mandats eine wichtige Rolle bei der Unterstützung und Ergänzung nationaler Bemühungen 
zu spielen haben. Ihre Bemühungen um die Förderung der Integration von Umwelt- und Entwicklungsfragen können 
noch besser abgestimmt werden und sich gegenseitig ergänzen, wenn den Staaten nahegelegt wird, in den verschie-
denen Leitungsgremien übereinstimmende Positionen zu vertreten.  
1. Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP)  
38.21 Im Folgeprozess der Konferenz muss die Rolle des UNEP und seines Verwaltungsrats ausgebaut und 
gestärkt werden. Der Verwaltungsrat sollte im Rahmen seines Mandats auch in Zukunft seine Rolle in Bezug auf die 
Vorgabe von Richtlinien und die Koordination im Umweltbereich wahrnehmen und dabei die Entwicklungsperspek-
tive berücksichtigen.  
38.22 Zu den vorrangigen Bereichen, auf die sich das UNEP konzentrieren soll, gehören: 
a) Die Stärkung seiner Katalysatorrolle, soweit es darum geht, Umweltaktivitäten und die Berücksichtigung von 
Umweltaspekten im gesamten System der Vereinten Nationen anzuregen und zu fördern;  
b) die Förderung der internationalen Zusammenarbeit im Umweltbereich und gegebenenfalls die Empfehlung 
entsprechender Politiken;  
c) die Entwicklung und Förderung des Einsatzes solcher Verfahren wie die Bilanz der natürlichen Ressourcen 
und die Umweltökonomie;  
d) die Umweltüberwachung und -bewertung, sowohl durch verbesserte Mitwirkung der Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen am Earthwatch-Programm und erweiterte Beziehungen zu privaten wissenschaftlichen 
und nichtstaatlichen Forschungsinstituten als auch durch Stärkung und Operationalisierung seiner Frühwarnfunk-
tion;  
e) die Koordinierung und Förderung einschlägiger wissenschaftlicher Forschungsarbeiten mit dem Ziel, eine 
konsolidierte Grundlage für die Entscheidungsfindung bereitzustellen;  
f) die Weitergabe von Umweltinformationen und Umweltdaten an Regierungen sowie an die Organe, Programme 
und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen;  
g) die Mobilisierung des öffentlichen Bewusstseins für den Umweltschutz sowie entsprechender Maßnahmen 
durch Zusammenarbeit mit der allgemeinen Öffentlichkeit, nichtstaatlichen Stellen und zwischenstaatlichen Einrich-
tungen;  
h) die Weiterentwicklung des internationalen Umweltrechts, insbesondere der Übereinkünfte und Richtlinien, die 
Förderung ihrer Umsetzung und die Koordinierung der aus einer wachsenden Zahl internationaler Rechtsvereinba-
rungen resultierenden Aufgaben í unter anderem die Tätigkeit der Sekretariate der Übereinkünfte í, wobei zu be-
rücksichtigen ist, dass die Ressourcen so effizient wie möglich genutzt werden sollen, auch durch die gemeinsame 
Unterbringung der in Zukunft eingerichteten Sekretariate;  
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i) die Weiterentwicklung und Förderung der möglichst umfassenden Nutzung von Umweltverträglichkeitsprü-
fungen í einschließlich Maßnahmen, die unter der Schirmherrschaft von Sonderorganisationen der Vereinten Natio-
nen durchgeführt werden í im Zusammenhang mit allen größeren Projekten oder Maßnahmen zur Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung;  
j) die Erleichterung des Informationsaustauschs über umweltverträgliche Technologien, einschließlich rechtlicher 
Aspekte, und die Bereitstellung von Ausbildungsmöglichkeiten;  
k) die Förderung von subregionaler und regionaler Zusammenarbeit und Unterstützung für einschlägige Umwelt-
schutzinitiativen und -programme, einschließlich der Übernahme einer wichtigen beitragenden und koordinierenden 
Rolle in den regionalen Mechanismen im Umweltbereich, die für den Folgeprozess der Konferenz benannt wurden;  
l) auf Antrag die technische, rechtliche und institutionelle Beratung der Regierungen bei der Schaffung bzw. 
Verbesserung ihrer nationalen rechtlichen und institutionellen Rahmenstruktur, insbesondere in Zusammenarbeit mit 
den Bemühungen des UNDP um den Kapazitätsaufbau;  
m) auf Antrag die Unterstützung der Regierungen sowie der Entwicklungsorganisationen und -organe bei der In-
tegration von Umweltaspekten in ihre Entwicklungspolitiken und -programme, insbesondere durch Umwelt-, Fach- 
und Politikberatung bei der Formulierung und Durchführung von Programmen;  
n) die Weiterentwicklung der Lagebeurteilung und Hilfe bei Umweltnotfällen. 
38.23 Damit UNEP jede dieser Aufgaben wahrnehmen und gleichzeitig seine Rolle als wichtigstes Organ in-
nerhalb des Systems der Vereinten Nationen im Umweltbereich beibehalten und die Entwicklungsaspekte von Um-
weltproblemen berücksichtigen kann, müsste es Zugang zu größerer Sachkompetenz und angemessenen finanziellen 
Mitteln haben und enger mit Entwicklungsorganen und sonstigen zuständigen Organen des Systems der Vereinten 
Nationen zusammenarbeiten. Außerdem sollten die Regionalbüros des UNEP gestärkt werden, ohne dass dies zu 
einer Schwächung seiner Zentrale in Nairobi führt; auch sollte das UNEP Schritte zur Stärkung und Intensivierung 
seiner Beziehungen und seines Zusammenwirkens mit dem UNDP und der Weltbank ergreifen.  
2. Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP)  
38.24 Wie UNEP spielt auch das UNDP im Folgeprozess der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung eine ausschlaggebende Rolle. Mittels seines Verbundsystems von Regionalbüros würde es die 
Energien des Systems der Vereinten Nationen bündeln, um die Umsetzung der Agenda 21 auf Länderebene sowie 
auf regionaler, interregionaler und globaler Ebene zu unterstützen, unter Heranziehung des Fachwissens der Sonder-
organisationen und anderer an operativen Maßnahmen beteiligten Organisationen und Organen der Vereinten Natio-
nen. Die Rolle der residierenden Vertreter/Koordinatoren des UNDP in den Entwicklungsländern muss im Hinblick 
auf die Koordinierung der operativen Maßnahmen der Vereinten Nationen im Feld gestärkt werden.  
38.25 Zu seinen Aufgaben sollten folgende gehören:  
a) als federführende Stelle zu fungieren, die die Bemühungen des Systems der Vereinten Nationen um den Kapa-
zitätsaufbau auf lokaler, nationaler und regionaler Ebene organisiert;  
b) im Auftrag von Regierungen Geberressourcen für den Kapazitätsaufbau in Empfängerländern zu mobilisieren 
und dafür gegebenenfalls den UNDP-Mechanismus des Runden Tischs der Geber zu verwenden;  
c) vorbehaltlich des fünften Programmzyklus seine eigenen Programme zur Unterstützung des Folgeprozesses der 
Konferenz zu verstärken;  
d) auf Antrag Empfängerländer bei der Bildung und Stärkung nationaler Koordinierungsmechanismen und  
-netzwerke im Zusammenhang mit Maßnahmen für den Folgeprozess der Konferenz zu unterstützen;  
e) auf Antrag Empfängerländer bei der Koordinierung der Mobilisierung einheimischer finanzieller Ressourcen 
zu unterstützen;  
f) die Rolle und die Beteiligung von Frauen, Jugendlichen und anderen wichtigen Gruppen in Empfängerländern 
an der Umsetzung der Agenda 21 zu fördern und zu stärken.  
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3. Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen (UNCTAD) 
38.26 Unter Berücksichtigung der Wichtigkeit der Wechselbeziehungen zwischen Entwicklung, internationalem 
Handel und Umwelt sowie gemäß ihrem Mandat auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung sollte die UNCTAD 
bei der Umsetzung der Agenda 21 eine wichtige, entsprechend den Beschlüssen ihrer achten Tagung erweiterte Rol-
le spielen.  
4. Büro der Vereinten Nationen für die Sahelregion (UNSO)  
38.27 Die Rolle des unter der Schirmherrschaft des UNDP tätigen Büros der Vereinten Nationen für die 
Sahelregion (UNSO) sollte mit Hilfe möglicherweise zusätzlich verfügbar werdender Ressourcen gestärkt werden, 
damit dieses Gremium eine entsprechend wichtige Beraterrolle übernehmen und sich wirksam an der Umsetzung der 
Bestimmungen der Agenda 21 beteiligen kann, in denen es um die Bekämpfung von Dürre und Wüstenbildung 
sowie die Bewirtschaftung der Flächenressourcen geht. In diesem Zusammenhang könnten die gewonnenen 
Erfahrungen von anderen von Dürre und Wüstenbildung bedrohten Ländern, insbesondere in Afrika, genutzt 
werden, unter besonderer Beachtung derjenigen Länder, die am stärksten betroffen oder als am wenigsten 
entwickelte Länder eingestuft sind.  
5. Sonderorganisationen des Systems der Vereinten Nationen und verwandte Organisationen sowie 
sonstige einschlägige zwischenstaatliche Organisationen  
38.28 Sämtliche Sonderorganisationen des Systems der Vereinten Nationen, vewandten Organisationen sowie 
sonstigen einschlägigen zwischenstaatlichen Organisationen haben im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit bei 
der Umsetzung der entsprechenden Teile der Agenda 21 und anderer Entscheidungen der Konferenz eine wichtige 
Rolle zu spielen. Ihre Leitungsgremien können Wege in Erwägung ziehen, Aktivitäten und Programme im Sinne der  
Agenda 21 zu stärken oder anzupassen, insbesondere was Projekte zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung 
angeht. Außerdem können sie in Erwägung ziehen, mit Gebern und Finanzinstitutionen besondere Absprachen 
betreffend die Durchführung von Projekten zu treffen, die zusätzliche finanzielle Mittel erfordern.  
I) REGIONALE UND SUBREGIONALE ZUSAMMENARBEIT UND UMSETZUNG  
38.29 Die regionale und subregionale Zusammenarbeit wird ein wichtiger Bestandteil der Ergebnisse der Kon-
ferenz sein. Die Regionalkommissionen, regionalen Entwicklungsbanken und Organisationen der regionalen wirt-
schaftlichen und technischen Zusammenarbeit können innerhalb des ihnen einvernehmlich übertragenen Mandats zu 
diesem Prozess beitragen, indem sie 
a) den Aufbau regionaler und subregionaler Kapazität fördern;  
b) die Integration von Umweltbelangen in die regionale und subregionale Entwicklungspolitik fördern;  
c) soweit erforderlich die regionale und subregionale Zusammenarbeit in Bezug auf grenzüberschreitende und mit 
der nachhaltigen Entwicklung zusammenhängenden Fragen fördern.  
38.30 Die Regionalkommissionen sollten nach Bedarf eine Führungsrolle dabei spielen, regionale und subre-
gionale Maßnahmen seitens sektoraler und sonstiger Organe der Vereinten Nationen zu koordinieren, und sollen die 
Länder bei der Herbeiführung der nachhaltigen Entwicklung unterstützen. Die Kommissionen und Regionalpro-
gramme innerhalb des Systems der Vereinten Nationen sowie andere regionale Organisationen sollten prüfen, ob es 
eventuell notwendig ist, laufende Maßnahmen im Lichte der Agenda 21 zu modifizieren.  
38.31 Es bedarf einer aktiven Kooperation und Zusammenarbeit zwischen den Regionalkommissionen und an-
deren zuständigen Organisationen, regionalen Entwicklungsbanken, nichtstaatlichen Organisationen und anderen 
Institutionen auf regionaler Ebene. UNEP und UNDP hätten zusammen mit den Regionalkommissionen eine ent-
scheidende Rolle wahrzunehmen, insbesondere was die Bereitstellung der notwendigen Hilfe betrifft, wobei der 
Schwerpunkt auf dem Aufbau und der Stärkung der nationalen Kapazität der Mitgliedstaaten liegen soll.  
38.32 Bei der Umsetzung von Projekten mit dem Ziel, die Umweltzerstörung oder deren Auswirkungen 
aufzuhalten und Ausbildungsprogramme auf dem Gebiet der Umweltplanung und des Umweltmanagements im 
Dienst der nachhaltigen Entwicklung auf regionaler Ebene zu unterstützen, ist es notwendig, dass UNEP und UNDP 
gemeinsam mit anderen einschlägigen Institutionen untereinander eng zusammenarbeiten.  
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38.33 Regionalen zwischenstaatlichen Fach- und Wirtschaftsorganisationen fällt eine wichtige Aufgabe dabei 
zu, den Regierungen dabei behilflich zu sein, koordinierte Maßnahmen zur Lösung von Umweltproblemen zu er-
greifen, die von regionaler Tragweite sind.  
38.34 Regionale und subregionale Organisationen sollten bei der Umsetzung der in der Agenda 21 enthaltenen 
Bestimmungen über die Bekämpfung von Dürre und Wüstenbildung eine wichtige Rolle wahrnehmen. UNEP, 
UNDP und UNSO sollten diese Organisationen unterstützen und mit ihnen zusammenarbeiten.  
38.35 Die Zusammenarbeit zwischen regionalen und subregionalen Organisationen sowie einschlägigen 
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sollte nach Bedarf auch in anderen sektoralen Bereichen 
unterstützt werden.  
J) UMSETZUNG AUF NATIONALER EBENE  
38.36 Den Staaten fällt im Rahmen des Folgeprozesses der Konferenz und der Umsetzung der Agenda 21 eine 
wichtige Rolle zu. Alle Länder sollten dafür Sorge tragen, ihre nationale Bemühungen so zu integrieren, dass Um-
welt- und Entwicklungsbelange in kohärenter Weise behandelt werden können.  
38.37 Grundsatzentscheidungen und Maßnahmen auf nationaler Ebene, die auf die Unterstützung und Umset-
zung der Agenda 21 ausgerichtet sind, sollten vom System der Vereinten Nationen auf Antrag unterstützt werden.  
38.38 Außerdem könnten die Staaten die Erstellung nationaler Berichte erwägen. In diesem Zusammenhang 
sollten die Organe des Systems der Vereinten Nationen auf Antrag den Ländern, insbesondere den Entwicklungs-
ländern, Unterstützung gewähren. Die Länder könnten auch die Ausarbeitung nationaler Aktionspläne zur Umset-
zung der Agenda 21 erwägen.  
38.39 Bestehende Hilfskonsortien, Beratungsgruppen und Runde Tische sollten sich vermehrt bemühen, Um-
weltüberlegungen und entsprechende Entwicklungsziele in ihre Entwicklungshilfestrategien zu integrieren und soll-
ten in Erwägung ziehen, ihre Zusammensetzung und Tätigkeit so neu zu orientieren und entsprechend anzupassen, 
dass sie diesen Prozess erleichtern und die nationalen Bemühungen um eine Integration von Umwelt und Entwick-
lung besser unterstützen.  
38.40 Es ist den Staaten anheim gestellt, eine eigene nationale Koordinierungsstruktur für den Folgeprozess der 
Agenda 21 aufzubauen. Über diese Struktur, die sich den Sachverstand nichtstaatlicher Organisationen zunutze ma-
chen würde, könnten den Vereinten Nationen Vorlagen unterbreitet oder andere sachdienliche Informationen zuge-
leitet werden.  
K) ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN DEN ORGANEN DER VEREINTEN NATIONEN UND INTERNATIONALEN FINANZ- 
ORGANISATIONEN  
38.41 Der Erfolg des Folgeprozesses der Konferenz hängt von einer wirksamen Verbindung zwischen konkre-
tem Handeln und finanzieller Unterstützung ab; dazu bedarf es der engen und wirksamen Zusammenarbeit zwischen 
den Organen der Vereinten Nationen und den multilateralen Finanzorganisationen. Der Generalsekretär und die Lei-
ter der Programme und Organisationen der Vereinten Nationen sowie der multilateralen Finanzorganisationen tragen 
besondere Verantwortung für das Zustandekommen einer solchen Zusammenarbeit, und zwar nicht nur im Rahmen 
des hochrangigen Koordinierungsmechanismus der Vereinten Nationen (Verwaltungsausschuss für Koordinierung), 
sondern auch auf regionaler und nationaler Ebene. Insbesondere die Vertreter multilateraler Finanzinstitutionen und 
-mechanismen sowie des Internationalen Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (IFAD) sollten aktiv an den 
Beratungen der zwischenstaatlichen, für den Folgeprozess der Agenda 21 verantwortlichen Struktur beteiligt wer-
den.  
L) NICHTSTAATLICHE ORGANISATIONEN  
38.42 Die nichtstaatlichen Organisationen und die wichtigen Gruppen sind bedeutende Partner bei der Umset-
zung der Agenda 21. In Betracht kommende nichtstaatliche Organisationen, einschließlich der Wissenschaft, des 
Privatsektors und der Frauengruppen, sollten die Möglichkeit erhalten, ihren Beitrag zu leisten und entsprechende 
Beziehungen zu dem System der Vereinten Nationen aufzubauen. Nichtstaatliche Organisationen in Entwicklungs-
ländern und ihre selbstorganisierten Netzwerke sollten unterstützt werden.  
  
Agenda 21 350 
38.43 Das System der Vereinten Nationen einschließlich der internationalen Finanz- und Entwicklungs-
organisationen sowie sämtliche zwischenstaatliche Organisationen und Foren sollten in Abstimmung mit nichtstaat-
lichen Organisationen Maßnahmen ergreifen,  
a) um offene, wirksame Mittel zu finden, damit auch nichtstaatliche Organisationen einschließlich derer, die mit 
wichtigen Gruppen verbunden sind, an dem festgelegten Prozess zur Überprüfung und Evaluierung der Umsetzung 
der Agenda 21 auf allen Ebenen beteiligt werden, und um ihren Beitrag dazu zu fördern;  
b) um in Einklang mit dem Überprüfungsprozess die Ergebnisse der Überprüfungssysteme und Evaluierungspro-
zesse nichtstaatlicher Organisationen in entsprechend einschlägigen Berichten des Generalsekretärs an die General-
versammlung und alle in Betracht kommenden Organisationen der Vereinten Nationen und zwischenstaatlichen 
Organisationen und Foren über die Umsetzung der Agenda 21 zu berücksichtigen. 
38.44 Es sollten Verfahren für eine Erweiterung der Rolle nichtstaatlicher Organisationen festgelegt werden, 
einschließlich derer, die mit wichtigen Gruppen verbunden sind, wobei die Akkreditierung nach den während der 
Konferenz verwendeten Verfahren erfolgen soll. Diesen Organisationen sollte Zugang zu Berichten und anderen 
vom System der Vereinten Nationen generierten Informationen gewährt werden. Die Generalversammlung sollte 
frühzeitig Möglichkeiten prüfen, um die Beteiligung nichtstaatlicher Organisationen am Folgeprozess der Konferenz 
innerhalb des Systems der Vereinten Nationen zu erhöhen.  
38.45 Die Konferenz nimmt sonstige institutionelle Initiativen zur Umsetzung der Agenda 21 wie etwa den 
Vorschlag zur Bildung eines nichtstaatlichen Erdrates (Earth Council) und den Vorschlag, einen Kurator für künfti-
ge Generationen zu ernennen, sowie andere Initiativen von Kommunen und Wirtschaftssektoren zur Kenntnis.  
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Völkerrechtliche Übereinkünfte und Mechanismen 
 
 
 
 
Handlungsgrundlage  
39.1 Die folgenden wesentlichen Aspekte des Prozesses der Bildung universaler, multilateraler und bilateraler Ver-
träge sollten berücksichtigt werden:  
a) Die Weiterentwicklung des Völkerrechts auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung, unter besonderer Be-
rücksichtigung des empfindlichen Gleichgewichts zwischen Umwelt- und Entwicklungsbelangen;  
b) die Notwendigkeit, das Verhältnis zwischen bestehenden völkerrechtlichen Vertragswerken oder Vereinbarun-
gen im Umweltbereich und einschlägigen Vereinbarungen oder Vertragswerken im Wirtschafts- und Sozialbereich 
zu klären und zu stärken, unter Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse der Entwicklungsländer;  
c) auf globaler Ebene die herausragende Bedeutung der Beteiligung aller Länder, einschließlich der Entwick-
lungsländer, an der Vertragsbildung auf dem Gebiet des Völkerrechts der nachhaltigen Entwicklung, sowie ihres 
Beitrags dazu. Viele der bestehenden völkerrechtlichen Übereinkünfte und Vereinbarungen im Umweltbereich sind 
ohne angemessene Beteiligung und entsprechenden Beitrag der Entwicklungsländer entstanden und bedürfen somit 
möglicherweise der Überarbeitung, damit auch die Belange und Interessen der Entwicklungsländer darin Berück-
sichtigung finden und ihre ausgewogene Handhabung sichergestellt ist;  
d) den Entwicklungsländern sollte auch technische Hilfe bei ihren Bemühungen gewährt werden, ihre innerstaat-
lichen Möglichkeiten der Rechtssetzung im Bereich des Umweltrechts auszubauen;  
e) bei künftigen Vorhaben zur fortschreitenden Entwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts auf dem Gebiet der 
nachhaltigen Entwicklung sollten die laufenden Arbeiten der Völkerrechtskommission mit berücksichtigt werden;  
f) sämtliche Verhandlungen zur fortschreitenden Entwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts auf dem Ge-
biet der nachhaltigen Entwicklung sollten generell auf weltweiter Grundlage und unter Berücksichtigung der beson-
deren Gegebenheiten in den verschiedenen Regionen durchgeführt werden.  
Ziele  
39.2 Gesamtziel der Überprüfung und Entwicklung eines internationalen Umweltrechts sollte es sein, die Wirksam-
keit dieses Rechts zu evaluieren und zu fördern und die  Integration der Umwelt- und Entwicklungspolitik durch 
wirksame völkerrechtliche Vereinbarungen oder Vertragswerke zu fördern, die sowohl universale Grundsätze als 
auch die besonderen und differenzierten Bedürfnisse und Belange aller Länder berücksichtigen.  
39.3 Zu den Einzelzielen gehören:  
a) Die Identifizierung und Behebung der Schwierigkeiten, die manche Staaten, insbesondere Entwicklungsländer, 
davon abhalten, sich an völkerrechtlichen Vereinbarungen oder Vertragswerken zu beteiligen oder diese ordnungs-
gemäß umzusetzen, und gegebenenfalls deren Überprüfung und Revision, mit dem Ziel, Umwelt- und Entwick-
lungsfragen zu integrieren und eine solide Grundlage für die Umsetzung dieser Vereinbarungen oder Vertragswerke 
zu schaffen;  
b) die Festlegung von Prioritäten für die künftige Rechtssetzung auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung 
auf globaler, regionaler oder subregionaler Ebene, um die Wirksamkeit des Völkerrechts auf diesem Gebiet insbe-
sondere durch die Integration von Umwelt- und Entwicklungsfragen zu steigern;  
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c) die Förderung und Unterstützung der wirksamen Beteiligung aller betroffenen Länder, insbesondere der Ent-
wicklungsländer, an der Aushandlung, Umsetzung, Überprüfung und Handhabung völkerrechtlicher Vereinbarungen 
oder Vertragswerke, so auch durch entsprechende Bereitstellung technischer und finanzieller Hilfe und son- 
stiger für diesen Zweck verfügbarer Mechanismen sowie gegebenenfalls durch differenzierte Verpflichtungen;  
d) die Förderung internationaler Umweltschutznormen, welche die unterschiedlichen Gegebenheiten und Mög-
lichkeiten der einzelnen Länder berücksichtigen, durch die allmähliche Entwicklung universaler, multilateral ausge-
handelter Vereinbarungen oder Vertragswerke. Die Staaten erkennen an, dass Umweltpolitik die Grundursachen von 
Umwelt- und Entwicklungsproblemen in einer Weise bewältigen soll, die Umweltmaßnahmen vermeidet, welche zu 
ungerechtfertigten Handelsbeschränkungen führen. Umweltbezogene handelspolitische Maßnahmen sollten weder 
ein Mittel zur willkürlichen oder ungerechtfertigten Diskriminierung noch eine verschleierte Beschränkung des in-
ternationalen Handels darstellen. Einseitige Maßnahmen zur Bewältigung von Umweltproblemen außerhalb des 
Hoheitsbereichs des Einfuhrlandes sollten vermieden werden. Umweltmaßnahmen, die grenzüberschreitende oder 
weltweite Umweltprobleme betreffen, sollten möglichst auf der Grundlage eines internationalen Konsenses be-
schlossen werden. 
Es kann sein, dass handelsbezogene Maßnahmen erforderlich sind, um einzelstaatlichen Maßnahmen, mit denen 
bestimmte Umweltziele erfüllt werden sollen, Wirksamkeit zu verleihen. Sollten handelspolitische Maßnahmen zur 
Durchsetzung der Umweltpolitik für notwendig erachtet werden, sollten bestimmte Grundsätze und Regeln zugrun-
de gelegt werden. Dazu könnten unter anderem folgende gehören: Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung; der 
Grundsatz, dass die gewählte handelsbezogene Maßnahme nicht handelsbeschränkender sein sollte, als zur Errei-
chung der gesteckten Ziele unbedingt notwendig ist; die Verpflichtung, beim Einsatz handelsbezogener Maßnahmen 
im Umweltbereich für Transparenz und für eine angemessene Notifikation der einzelstaatlichen Vorschriften zu 
sorgen; und die Notwendigkeit, im Zuge der Fortschritte, welche die Entwicklungsländer auf dem Weg zur Erfül-
lung international vereinbarter Umweltziele machen, die besonderen Umstände und entwicklungsbezogenen Be-
dürfnisse dieser Länder zu berücksichtigen;  
e) die Gewährleistung der wirksamen, vollinhaltlichen und umgehenden Umsetzung rechtsverbindlicher Instru-
mente und die Erleichterung der rechtzeitigen Überprüfung und Anpassung von Vereinbarungen oder Vertragswer-
ken durch die betroffenen Parteien, unter Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse und Probleme aller Länder, 
insbesondere der Entwicklungsländer;  
f) die Steigerung der Effektivität von Institutionen, Mechanismen und Verfahren zur Verwaltung von Ver-
einbarungen und Vertragswerken;  
g) die Identifizierung und Vermeidung tatsächlicher oder potenzieller Konflikte, insbesondere zwischen Verein-
barungen oder Vertragswerken auf dem Gebiet der Umwelt und solchen im Sozial-/Wirtschaftsbereich, um sicher-
zustellen, dass  diese Vereinbarungen oder Vertragswerke miteinander vereinbar sind. Soweit Konflikte auftreten, 
sollten sie entsprechend gelöst werden;  
h) die Untersuchung und Erwägung einer Erweiterung und Stärkung der Kapazität von Mechanismen, unter ande-
rem im System der Vereinten Nationen, mit dem Ziel, sofern dies angemessen erscheint und von den betroffenen 
Parteien vereinbart wurde, internationale Streitigkeiten auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung leichter aufzu-
zeigen, zu vermeiden und beizulegen, unter gebührender Berücksichtigung bestehender bilateraler und multilateraler 
Vereinbarungen über die Beilegung solcher Streitigkeiten.  
Maßnahmen  
39.4 Maßnahmen und Mittel zur Umsetzung sollten unter Berücksichtigung der vorstehend genannten Handlungs-
grundlage und Ziele erwogen werden, unbeschadet des Rechts eines jeden Staates, in der Generalversammlung dies-
bezügliche Vorschläge zu unterbreiten. Diese Vorschläge könnten in einer eigenen Zusammenstellung zum Thema 
nachhaltige Entwicklung herausgebracht werden.  
A) ÜBERPRÜFUNG, BEWERTUNG UND HANDLUNGSFELDER IM VÖLKERRECHT AUF DEM GEBIET DER 
NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG  
39.5 Unter Gewährleistung der wirksamen Beteiligung aller betroffenen Länder sollten die Vertragsparteien in re-
gelmäßigen Abständen sowohl die bisherige Erfüllung und Wirksamkeit bestehender völkerrechtlicher Vereinba-
rungen oder Vertragswerke als auch die Prioritäten für die künftige Rechtssetzung auf dem Gebiet der nachhaltigen 
Entwicklung prüfen und bewerten. Dies kann gegebenenfalls auch die Untersuchung der Frage mit einschließen, ob 
die Festlegung allgemeiner Rechte und Pflichten der Staaten auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung gemäß 
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Resolution 44/228 der Generalversammlung durchführbar ist. In bestimmten Fällen sollte die Möglichkeit in Be-
tracht gezogen werden, unterschiedlichen Gegebenheiten durch differenzierte Verpflichtungen oder eine schrittweise 
Anwendung Rechnung zu tragen. Eine Möglichkeit zur Durchführung dieser Aufgabe ist die Fortführung der bishe-
rigen Praxis des UNEP, wonach von den Regierungen ernannte Rechtsexperten in noch zu bestimmenden, angemes-
senen zeitlichen Abständen unter einer breiteren umwelt- und entwicklungsbezogenen Warte zusammentreten könn-
ten.  
39.6 Mit dem Völkerrecht übereinstimmende Maßnahmen sollten in Betracht gezogen werden, um im Falle bewaff-
neter Konflikte gegen weiträumige Umweltzerstörung vorzugehen, die völkerrechtlich nicht vertretbar sind. Die 
Generalversammlung und ihr Sechster Ausschuss sind die geeigneten Foren zur Behandlung dieses Themas. Auch 
die besondere Zuständigkeit und Rolle des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz sollte berücksichtigt werden.  
39.7 In Anbetracht der dringenden Notwendigkeit, für die Sicherheit und Umweltverträglichkeit der Kernenergie zu 
sorgen, und mit Blick auf eine Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet sollten Anstrengun-
gen unternommen werden, um die laufenden Verhandlungen für ein Übereinkommen über nukleare Sicherheit im 
Rahmen der Internationalen Atomenergie-Organisation zum Abschluss zu bringen.  
B) UMSETZUNGSMECHANISMEN  
39.8 Die Vertragsparteien völkerrechtlicher Vereinbarungen sollten Verfahren und Mechanismen zur Förderung 
und Überprüfung der wirksamen, vollinhaltlichen und umgehenden Umsetzung dieser Vereinbarungen in Betracht 
ziehen. In diesem Sinne könnten die Staaten unter anderem  
a) effiziente und zweckgemäße Berichtssysteme über die wirksame, umfassende und umgehende Umsetzung 
völkerrechtlicher Übereinkünfte einführen;  
b) Wege in Betracht ziehen, wie internationale Organisationen wie etwa UNEP angemessen zu der Weiterent-
wicklung solcher Mechanismen beitragen könnten.  
C) WIRKSAME BETEILIGUNG AN DER INTERNATIONALEN RECHTSSETZUNG  
39.9 Bei allen diesen Maßnahmen sowie bei anderen, die ausgehend von der vorstehenden Handlungsgrundlage und 
den genannten Zielen möglicherweise in der Zukunft verfolgt werden, sollte die wirksame Beteiligung aller Länder, 
insbesondere der Entwicklungsländer, durch Bereitstellung ausreichender technischer und/oder finanzieller Hilfe 
gewährleistet werden. Entwicklungsländern sollte nicht nur bei ihren Bemühungen um die Umsetzung völkerrechtli-
cher Vereinbarungen und Vertragswerke im eigenen Land, sondern auch bei der wirksamen Mitarbeit an der Aus-
handlung neuer oder der Überarbeitung bereits geltender Vereinbarungen oder Vertragswerke und an der konkreten 
internationalen Anwendung dieser Vereinbarungen und Vertragswerke aktive Unterstützung gewährt werden. Eine 
solche Unterstützung sollte auch Hilfe beim Aufbau von völkerrechtlichem Fachwissen, insbesondere im Zusam-
menhang mit nachhaltiger Entwicklung, und bei der Gewährleistung des Zugangs zu den notwendigen Referenzin-
formationen und wissenschaftlichen und technischen Fachkenntnissen einschließen.  
D) STREITIGKEITEN AUF DEM GEBIET DER NACHHALTIGEN ENTWICKLUNG  
39.10 Im Bereich der Streitvermeidung und -beilegung sollten die Staaten weiterhin untersuchen und prüfen, 
wie die gegenwärtig zur Verfügung stehenden Verfahren erweitert und wirksamer gestaltet werden können, unter 
anderem unter Berücksichtigung einschlägiger Erfahrungen im Rahmen bestehender völkerrechtlicher Vereinbarun-
gen, Vertragswerke oder Institutionen und gegebenenfalls deren Umsetzungsmechanismen wie etwa Modalitäten zur 
Streitvermeidung und -beilegung. Dazu zählen gegebenenfalls auch Mechanismen und Verfahren zum Daten- und 
Informationsaustausch, zur Notifikation und Konsultation in Situationen, die zu Streitigkeiten mit anderen Staaten 
auf dem Gebiet der nachhaltigen Entwicklung führen können, und zur Streitbeilegung mit wirksamen und friedli-
chen Mitteln im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen – gegebenenfalls einschließlich der Anrufung des 
Internationalen Gerichtshofs – und ihre Einbeziehung in Verträge im Zusammenhang mit der nachhaltigen Entwick-
lung.  
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Informationen für die Entscheidungsfindung 
 
 
 
 
EINFÜHRUNG 
40.1 Bei der nachhaltigen Entwicklung ist jeder Einzelne Nutzer und Anbieter von Informationen im weitesten Sin-
ne. Dazu gehören Daten, Informationen, bedarfsgerecht zusammengefasste Erfahrungen und Wissen. Informa-
tionsbedarf entsteht auf allen Ebenen, vom obersten Entscheidungsträger auf nationaler und internationaler Ebene 
bis hin zur Basis und zum einzelnen Bürger. Um sicherzustellen, dass sich Entscheidungen in zunehmendem Maße 
auf verlässliche Informationen stützen, müssen die folgenden zwei Programmbereiche umgesetzt werden:  
a) Schließung der Datenlücke;  
b) Verbesserung der Informationsverfügbarkeit. 
 
PROGRAMMBEREICHE  
A. SCHLIESSUNG DER DATENLÜCKE  
Handlungsgrundlage  
40.2 Wie aus den verschiedenen sektoralen Kapiteln der Agenda 21 hervorgeht, sind bereits beträchtliche Datenbe-
stände vorhanden, doch müssen auf lokaler, Provinz-, nationaler und internationaler Ebene mehr und verschiedenar-
tige Daten gesammelt werden, aus denen der derzeitige Wert und der Entwicklungstrend der Variablen im Zusam-
menhang mit den Ökosystemen, den natürlichen Ressourcen, der Verschmutzung und den sozioökonomischen Be-
dingungen auf der Erde hervorgeht. Die Kluft  zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern, was die 
Verfügbarkeit, Qualität, Kohärenz, Standardisierung und Zugänglichkeit von Daten angeht, wird immer größer und 
beeinträchtigt die Kapazität der Länder, fundierte Entscheidungen im Bereich Umwelt und Entwicklung zu treffen, 
schwerwiegend.  
40.3 Insbesondere in den Entwicklungsländern und in vielen Bereichen auch auf internationaler Ebene ist im Hin-
blick auf die Erfassung und Bewertung von Daten, deren Umwandlung in nutzbare Informationen und deren Ver-
breitung ein genereller Kapazitätsmangel zu verzeichnen. Außerdem bedarf es einer besseren Koordinierung zwi-
schen Umwelt-, Bevölkerungs-, Sozial- und Entwicklungsdaten und Informationsmaßnahmen.  
40.4 Allgemein gebräuchliche Indikatoren wie etwa das Bruttosozialprodukt (BSP) und Messwerte für einzelne 
Ressourcen- oder Schadstoffströme geben nicht genügend Aufschluss über Nachhaltigkeit. Methoden zur Bewer-
tung der Wechselwirkungen zwischen verschiedenen sektoralen Umwelt-, Bevölkerungs-, Sozial- und Entwick-
lungsparametern sind nicht genügend weit entwickelt oder werden nicht hinlänglich angewandt. Es müssen Indika-
toren für nachhaltige Entwicklung erarbeitet werden, um eine solide Grundlage für die Entscheidungsfindung auf 
allen Ebenen zu schaffen und zu einer selbstregulierenden Nachhaltigkeit integrierter Umwelt- und Entwicklungssy-
steme beizutragen.  
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Ziele  
40.5 Folgende Ziele sind von Bedeutung:  
a) Die Gewährleistung einer kostenwirksameren und sachdienlicheren Sammlung und Bewertung von Daten 
durch bessere Bestimmung der Nutzer im privaten und öffentlichen Bereich und ihres Informationsbedarfs auf 
kommunaler, Provinz-, nationaler und internationaler Ebene;  
b) die Stärkung der Kapazität auf kommunaler, Provinz-, nationaler und internationaler Ebene zur Sammlung 
multisektoraler Informationen und ihrer Nutzung in Entscheidungsprozessen und die Erweiterung der Kapazität zur 
Sammlung und Auswertung von Daten und Informationen für die Entscheidungsfindung, insbesondere in Entwick-
lungsländern;  
c) die Schaffung bzw. Konsolidierung der Mittel auf kommunaler, Provinz-, nationaler und internationaler Ebene, 
durch die sichergestellt werden kann, dass sich die Planung für die nachhaltige Entwicklung in allen Sektoren auf 
zeitgerechte, zuverlässige und nutzbare Informationen stützt;  
d) die Bereitstellung sachlicher Informationen in der für ihre leichtere Verwendung erforderlichen Form und Zeit.  
Maßnahmen  
A) ENTWICKLUNG VON INDIKATOREN FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG  
40.6 Die Länder auf nationaler Ebene und internationale staatliche und nichtstaatliche Organisationen auf interna-
tionaler Ebene sollten das Konzept der Indikatoren für nachhaltige Entwicklung ausarbeiten, um solche Indikatoren 
zu bestimmen. Um die zunehmende Anwendung einiger dieser Indikatoren in Satellitenrechnungen und letzten En-
des auch in volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu fördern, muss die Entwicklung von Indikatoren durch das 
Statistische Amt des Sekretariats der Vereinten Nationen betrieben werden, unter Berücksichtigung der Erfahrun-
gen, die es auf diesem Gebiet laufend gesammelt hat.  
B) FÖRDERUNG DER GLOBALEN ANWENDUNG VON INDIKATOREN FÜR NACHHALTIGE ENTWICKLUNG  
40.7 Die in Betracht kommenden Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sollten in Zu-
sammenarbeit mit anderen internationalen staatlichen, zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen ei-
nen geeigneten Katalog von Indikatoren für nachhaltige Entwicklung und von Indikatoren für außerhalb der nationa-
len Hoheitsgewalt liegende Bereiche wie die Hohe See, die obere Atmosphäre und den Weltraum verwenden. Die 
Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen könnten in Koordinierung mit anderen in Betracht 
kommenden internationalen Organisationen Empfehlungen für die abgestimmte Entwicklung von Indikatoren auf 
nationaler, regionaler und globaler Ebene und für die Aufnahme einer geeigneten Auswahl dieser Indikatoren in 
gemeinsame, regelmäßig aktualisierte und allgemein zugängliche Berichte und Datenbanken herausgeben, die unter 
Berücksichtigung nationaler Souveränitätserwägungen auf internationaler Ebene zum Einsatz gelangen. 
C) VERBESSERUNG DER DATENSAMMLUNG UND -NUTZUNG  
40.8 Die Länder und auf Antrag auch internationale Organisationen sollten auf der Grundlage nationaler/globaler 
Prioritäten für die Verwaltung der nachhaltigen Entwicklung Bestandsaufnahmen von Umwelt-, Ressourcen- und 
Entwicklungsdaten erstellen. Sie sollten die vorhandenen Lücken bestimmen und Maßnahmen zur Beseitigung die-
ser Lücken veranlassen. Innerhalb der Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und der zu-
ständigen internationalen Organisationen müssen verstärkte Maßnahmen zur Datensammlung ergriffen werden, so 
auch im Rahmen von Earthwatch und World Weather Watch, insbesondere auf den Gebieten Luftqualität in den 
Städten, Süßwasser, Flächenressourcen (einschließlich Wäldern und Weideland), Wüstenbildung, sonstige Lebens-
räume, Bodendegradation, biologische Vielfalt, Hohe See und obere Atmosphäre. Die Länder und internationalen 
Organisationen sollten sich neue Techniken zur Datensammlung einschließlich der satellitengestützten Fernerkun-
dung zunutze machen. Es gilt, nicht nur die existierende entwicklungsbezogene Datenerhebung zu verstärken, son-
dern auch Gebieten wie demografischen Faktoren, Verstädterung, Armut, Gesundheit und Recht auf Ressourcenzu-
gang sowie besonderen Gruppen wie Frauen, indigenen Völkern, Jugendlichen, Kindern und Behinderten und ihrer 
Beziehung zu Umweltfragen besondere Beachtung zu schenken.  
D) VERBESSERUNG DER METHODEN ZUR DATENAUSWERTUNG UND -ANALYSE  
40.9 Die zuständigen internationalen Organisationen sollten praktische Empfehlungen für die koordinierte, abge-
stimmte Erhebung und Auswertung von Daten auf nationaler und internationaler Ebene erarbeiten. Nationale und 
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internationale Daten- und Informationszentren sollten Systeme zur kontinuierlichen Sammlung genauer Daten ein-
richten und geografische Informationssysteme, Expertensysteme, Modelle und eine Vielzahl weiterer Techniken zur 
Datenauswertung und -analyse verwenden. Diese Schritte sind besonders wichtig, da in Zukunft große Mengen an 
Satellitendaten verarbeitet werden müssen. Die entwickelten Länder und die internationalen Organisationen wie 
auch der Privatsektor sollten auf Antrag insbesondere mit den Entwicklungsländern zusammenarbeiten, um ihnen 
den Erwerb dieser Technologien und dieses Know-hows zu ermöglichen.  
E) SCHAFFUNG EINES UMFASSENDEN INFORMATIONSRAHMENS  
40.10 Die Regierungen sollten die Durchführung notwendiger institutioneller Veränderungen auf nationaler 
Ebene zur Integration von Umwelt- und Entwicklungsinformationen in Betracht ziehen. Auf internationaler Ebene 
müssen Maßnahmen zur Umweltbewertung verstärkt und mit Bemühungen zur Bewertung von Entwicklungstrends 
koordiniert werden.  
F) STÄRKUNG DER KAPAZITÄT IN BEZUG AUF  TRADITIONELLE INFORMATIOnen  
40.11 In Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen sollten die Länder unterstützende Mechanismen 
entwickeln, um örtlichen Gemeinschaften und Ressourcennutzern die Informationen und das Know-how zu vermit-
teln, das sie für die nachhaltige Bewirtschaftung ihrer Umwelt und ihrer Ressourcen benötigen, gegebenenfalls unter 
Anwendung traditioneller und indigener Kenntnisse und Verfahrensweisen. Dies gilt insbesondere für die ländliche, 
städtische und indigene Bevölkerung sowie für Frauen- und Jugendgruppen.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
40.12 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamt-
kosten (1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 1,9 Milli-
arden Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustel-
len sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht geprüfte Schätzungen der Grö-
ßenordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzes-
sionärer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme 
von den Regierungen beschlossen werden.  
 
B) INSTITUTIONELLE MITTEL  
40.13 Institutionelle Kapazität zur Integration von Umwelt und Entwicklung und zur Entwicklung einschlägiger 
Indikatoren mangeln sowohl auf nationaler als auch auf internationaler Ebene. Bestehende Institutionen und Pro-
gramme wie das Globale Umweltüberwachungssystem (GEMS) und die Informationsdatenbank der globalen Res-
sourcen (GRID) innerhalb des UNEP und verschiedene Stellen innerhalb der systemweiten Earthwatch müssen er-
heblich gestärkt werden. Earthwatch war und ist ein wichtiger Lieferant umweltrelevanter Daten. Zwar bestehen bei 
einigen Organisationen auch Programme, die sich mit Entwicklungsdaten befassen, doch sind sie nicht ausreichend 
miteinander koordiniert. Die solche Entwicklungsdaten betreffenden Maßnahmen von Organisationen und Institu-
tionen des Systems der Vereinten Nationen sollten effektiver aufeinander abgestimmt werden, vielleicht durch eine 
gleichwertige, ergänzende "Development Watch", die mit der bestehenden Earthwatch über eine geeignete Stelle 
innerhalb der Vereinten Nationen koordiniert werden sollte, damit die volle Integration von Umwelt- und Entwick-
lungsbelangen sichergestellt ist.  
C) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
40.14 Was den Technologietransfer betrifft, so macht die rasche Weiterentwicklung der Datenerfassungs- und 
Informationstechnologien es notwendig, Leitlinien und Mechanismen zum schnellen und kontinuierlichen Transfer 
dieser Technologien, insbesondere an Entwicklungsländer, in Übereinstimmung mit Kapitel 34 (Transfer umweltge-
rechter Technologien, Zusammenarbeit und Kapazitätsaufbau), und zur Ausbildung des entsprechenden Personals in 
ihrer Bedienung zu entwickeln.  
D) ERSCHLIESSUNG DER MENSCHLICHEN RESSOURCEN  
40.15 Internationale Zusammenarbeit im Bereich der Aus- und Fortbildung wird auf allen Gebieten und Ebe-
nen, insbesondere in Entwicklungsländern, erforderlich sein. Dazu wird die technische Ausbildung aller mit der Da-
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tenerhebung, -auswertung und -transformation Beschäftigten sowie die Unterstützung der Entscheidungsträger beim 
Gebrauch solcher Informationen gehören.  
E) KAPAZITÄTSAUFBAU  
40.16 Alle Länder, insbesondere die Entwicklungsländer, sollten mit Hilfe internationaler Zusammenarbeit ihre 
Kapazität zur Sammlung, Speicherung, Organisation und Auswertung von Daten und zu deren nutzbringenderem 
Einsatz bei der Entscheidungsfindung verbessern.  
B. VERBESSERUNG DER INFORMATIONSVERFÜGBARKEIT  
Handlungsgrundlage  
40.17 Es gibt bereits eine Fülle von Daten und Informationen, die für das Management der nachhaltigen Ent-
wicklung genutzt werden könnten. Die entsprechenden Informationen zum richtigen Zeitpunkt und in dem passen-
den Aggregationsgrad zu finden, ist eine schwierige Aufgabe.  
40.18 In vielen Ländern werden Informationen auf Grund unzureichender Ausstattung mit Finanzmitteln und 
geschultem Personal, mangelndem Verständnis des Wertes und Wissen von der Verfügbarkeit solcher Informationen 
und anderer unmittelbarer oder dringender Probleme, insbesondere in Entwicklungsländern, nicht sachgerecht ver-
waltet. Selbst wenn Informationen vorhanden sind, sind sie nicht unbedingt ohne weiteres zugänglich, sei es, weil 
die Technologie für den wirksamen Zugriff fehlt oder wegen der entstehenden Kosten, insbesondere soweit es sich 
um Informationen handelt, die sich außerhalb des eigenen Landes befinden und kommerziell erworben werden kön-
nen.  
Ziele  
40.19 Bestehende nationale und internationale Mechanismen für die Verarbeitung und den Austausch von In-
formationen und die diesbezügliche technische Hilfe sollten verstärkt werden, damit eine ungehinderte und ausge-
wogene Verfügbarkeit von auf kommunaler, Provinz-, nationaler und internationaler Ebene generierten Informatio-
nen gewährleistet ist, vorbehaltlich der nationalen Souveränität und des Schutzes der geistigen Eigentumsrechte.  
40.20 Die nationale Kapazität und die innerhalb von Regierungen, nichtstaatlichen Organisationen und dem 
privaten Sektor vorhandene Kapazität zur Informationsverarbeitung und Kommunikation sollten, insbesondere in-
nerhalb der Entwicklungsländer, gestärkt werden.  
40.21 Bei jedem im Rahmen der Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen eingerichte-
ten internationalen System zur Sammlung, Analyse und Nutzung von Daten und Informationen sollte die volle Be-
teiligung insbesondere der Entwicklungsländer sichergestellt werden. 
Maßnahmen  
A) PRODUKTION VON INFORMATIONEN, DIE FÜR DIE ENTSCHEIDUNGSFINDUNG NUTZBAR SIND 
40.22 Die Länder und internationalen Organisationen sollten auf kommunaler, Provinz-, nationaler und interna-
tionaler Ebene die Informationssysteme und -dienste in Sektoren überprüfen und stärken, die mit der nachhaltigen 
Entwicklung in Zusammenhang stehen. Besonderer Nachdruck sollte dabei darauf gelegt werden, vorhandene Infor-
mationen in eine für den Entscheidungsprozess brauchbarere Form zu bringen und Informationen gezielt verschie-
denen Nutzergruppen darzubieten. Außerdem sollten Mechanismen für die Umwandlung wissenschaftlicher und 
sozioökonomischer Bewertungen in sowohl für die Planung als auch für die öffentliche Aufklärung geeignete In-
formationen auf- oder ausgebaut werden. Dabei sollten elektronische und nichtelektronische Formate verwendet 
werden.  
B) FESTLEGUNG VON NORMEN UND VERFAHREN FÜR DIE INFORMATIONSBEARBEITUNG  
40.23 Die Regierungen sollten in Erwägung ziehen, die Bemühungen staatlicher sowie nichtstaatlicher Organi-
sationen um die Entwicklung von Mechanismen für einen effizienten und abgestimmten Austausch von Informatio-
nen auf lokaler, nationaler, Provinz- und internationaler Ebene zu unterstützen, auch was die Überarbeitung bzw. 
Aufstellung von Daten-, Zugriffs- und Übermittlungsformaten sowie Kommunikationsschnittstellen betrifft.  
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C) ERSTELLUNG VON DOKUMENTATIONEN ÜBER INFORMATIONEN  
40.24 Die Organe und Organisationen des Systems der Vereinten Nationen sowie andere staatliche und nicht-
staatliche Organisationen sollten Informationen über die innerhalb ihrer eigenen Organisationen verfügbaren Infor-
mationsquellen dokumentieren und austauschen. Bestehende Programme wie etwa der Beratende Ausschuss für die 
Koordinierung von Informationssystemen (ACCIS) und das Internationale Umweltinformationssystem 
(INFOTERRA) sollten nach Bedarf überprüft und gestärkt werden. Kontakt- und Koordinierungsmechanismen zwi-
schen der breiten Vielzahl sonstiger Akteure sollten angeregt werden, so auch Regelungen mit nichtstaatlichen Or-
ganisationen zum gemeinsamen Zugriff auf Informationen und geberseitige Maßnahmen zur gemeinsamen Nutzung 
von Informationen über Projekte zur nachhaltigen Entwicklung. Der Privatsektor sollte dazu angeregt werden, seine 
Mechanismen zum gemeinsamen Zugriff auf Erfahrungen und Informationen über die nachhaltige Entwicklung zu 
stärken.  
D) AUF- UND AUSBAU ELEKTRONISCHER VERNETZUNGSKAPAZITÄT  
40.25 Die Länder, die internationalen Organisationen, einschließlich der Organe und Organisationen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, und nichtstaatliche Organisationen sollten verschiedene Initiativen zur Herstellung 
elektronischer Verbindungen nutzen, um den Informationsaustausch zu unterstützen, den Zugriff auf Datenbanken 
und andere Informationsquellen zu gewährleisten, die Kommunikation zur Verwirklichung weitreichender Ziele wie 
etwa der Umsetzung der Agenda 21 zu erleichtern, zwischenstaatliche Verhandlungen zu erleichtern, Übereinkom-
men und Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung zu überwachen, Umweltwarnungen weiterzugeben und 
technische Daten zu übermitteln. Diese Organisationen sollten außerdem die Verknüpfung verschiedener elektroni-
scher Netzwerke und die Anwendung geeigneter Normen und Kommunikationsprotokolle im Interesse des transpa-
renten Austauschs elektronischer Kommunikationen erleichtern. Im Bedarfsfall sollten neue Technologien entwik-
kelt und ihre Anwendung gefördert werden, damit auch diejenigen, die noch nicht an bestehende Infrastrukturen und 
Verfahren angeschlossen sind, beteiligt werden können. Außerdem sollten Mechanismen für die notwendige Über-
mittlung von Informationen an nichtelektronische Systeme und umgekehrt entwickelt werden, damit auch diejeni-
gen, die nicht an dieser Form der Kommunikation teilnehmen können, einbezogen werden.  
E) INANSPRUCHNAHME KOMMERZIELLER INFORMATIONSQUELLEN  
40.26 Die Länder und internationale Organisationen sollten in Erwägung ziehen, Erhebungen über Informatio-
nen zum Thema nachhaltige Entwicklung anzustellen, die im Privatsektor zur Verfügung stehen, ebenso wie über 
geltende Regelungen zur Informationsverbreitung, um Lücken zu ermitteln und herauszufinden, wie diese Lücken 
durch kommerzielle oder quasi-kommerzielle Maßnahmen, insbesondere Maßnahmen in oder unter Beteiligung von 
Entwicklungsländern, sofern dies durchführbar ist, geschlossen werden können. Bei auftretenden ökonomischen 
oder sonstigen Hürden in Bezug auf die Bereitstellung von Informationen und den Zugriff darauf, insbesondere in 
den Entwicklungsländern, sollten innovative Systeme zur Subventionierung eines solchen Informationszugriffs oder 
zur Beseitigung der nichtwirtschaftlichen Hürden in Betracht gezogen werden.  
Mittel zur Umsetzung  
A) FINANZIERUNG UND KOSTENABSCHÄTZUNG  
40.27 Schätzungen des Konferenzsekretariats zufolge belaufen sich die durchschnittlichen jährlichen Gesamtkosten 
(1993-2000) für die Durchführung der in diesen Programmbereich fallenden Maßnahmen auf etwa 165 Millionen 
Dollar, die von der internationalen Gemeinschaft als Zuschüsse oder zu Konzessionsbedingungen bereitzustellen 
sind. Es handelt sich dabei nur um indikative, von den Regierungen noch nicht überprüfte Schätzungen der Größen-
ordnung. Die tatsächlichen Kosten und Finanzierungsbedingungen, gegebenenfalls einschließlich nichtkonzessionä-
rer Bedingungen, hängen unter anderem davon ab, welche konkreten Umsetzungsstrategien und -programme von 
den Regierungen beschlossen werden.  
B) INSTITUTIONELLE MITTEL  
40.28 Die institutionellen Auswirkungen dieses Programms beziehen sich in erster Linie auf die Stärkung bereits 
bestehender Institutionen sowie eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit nichtstaatlichen Organisationen; sie 
müssen mit den umfassenderen Beschlüssen der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung 
betreffend die Institutionen in Einklang stehen.  
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C) KAPAZITÄTSAUFBAU  
40.29 Die Industrieländer und zuständigen internationalen Organisationen sollten  zusammenarbeiten, insbe-
sondere mit den Entwicklungsländern, um ihre Kapazität zu erhöhen, einschlägige Umwelt- und Entwicklungsin-
formationen entgegenzunehmen, zu speichern, abzufragen, beizusteuern, zu verbreiten, zu nutzen und öffentlichen 
Zugriff darauf zu gewähren, durch Bereitstellung von Technologien und Ausbildungsmöglichkeiten für den Aufbau 
örtlicher Informationsdienste und durch die Unterstützung von Partnerschaften und Kooperationsvereinbarungen 
zwischen Ländern und auf regionaler oder subregionaler Ebene.  
D) WISSENSCHAFTLICHE UND TECHNOLOGISCHE MITTEL  
40.30 Die entwickelten Länder und die in Betracht kommenden internationalen Organisationen sollten die For-
schung und Entwicklung im Hardware- und Software-Bereich und auf anderen Gebieten der Informationstechnolo-
gie unterstützen, insbesondere in den Entwicklungsländern und nach Maßgabe ihrer Tätigkeit, der nationalen Be-
dürfnisse und des jeweiligen Umweltkontexts.  
 
1Charta der Europäischen Städte und Gemeinden
auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit
(Charta von Aalborg)
Am 27. Mai 1994 verabschiedet von den Teilnehmern der Europäischen Konferenz
über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden in Aalborg, Dänemark
Teil I: Durch Konsens angenommene Erklärung: Europäische Städte und
Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit
Teil II: Die Kampagne europäischer zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden
Teil III: In "Lokale Agenda 21" - Prozesse eintreten:
Kommunale Handlungsprogramme für Zukunftsbeständigkeit
Vorbemerkung
Die Charta von Aalborg (Charter of European Cities & Towns Towards
Sustainability) wurde von den Teilnehmern der Europäischen Konferenz über
zukunftsbeständige Städte und Gemeinden beschlossen, die von der Stadt Aalborg,
Dänemark, und der Europäischen Kommission vom 24.-27. Mai 1994 in Aalborg
veranstaltet und vom Internationalen Rat für Kommunale Umweltinitiativen (ICLEI)
inhaltlich ausgerichtet  wurde. ICLEI zeichnete den Entwurf der Charta verantwortlich
und entwickelte ihn gemeinsam mit dem Ministerium für Stadtentwicklung und
Verkehr des deutschen Bundeslandes Nordrhein-Westfalen. Die Charta spiegelt
Gedanken und Formulierungen vieler Beteiligter wider.
Die Charta von Aalborg wurde anfangs von 80 europäischen Kommunen und 253
Vertretern internationaler Organisationen, nationaler Regierungen,
wissenschaftlicher Institute, Berater und Einzelpersonen unterzeichnet. Durch die
Unterzeichnung der Charta initiierten die Städte, Gemeinden und Kreise die
Kampagne europäischer zukunftsbeständiger Städte und verpflichteten sich dazu, in
"Lokale Agenda 21"-Prozesse einzutreten und langfristige Handlungsprogramme mit
dem Ziel der Zukunftsbeständigkeit aufzustellen.
Der Charta-Entwurf wurde von den mehr als 600 Teilnehmern der Aalborg-
Konferenz in 36 Workshops diskutiert. Vieler ihrer Kommentare und Vorschläge
wurden in den endgültigen Text aufgenommen. Dennoch meinte der Charta-
Redaktionsausschuß, daß zahlreiche grundlegende und substantielle
Ergänzungsvorschläge nicht einfach im Wege der redaktionellen Bearbeitung
einbezogen werden können, sondern eine intensivere Erwägung und Diskussion
verdienen. Daher schlug er vor, daß es Aufgabe der Kampagnenkoordination sein
solle, die Ergänzungsvorschläge zu sichten, die Charta weiterzuentwickeln und den
Teilnehmern der Zweiten Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte
und Gemeinden vorzulegen, die im September 1996 in Lissabon, Portugal
stattfinden soll.
Die Begriffe "sustainable" (wörtlich: aufrechterhaltbar) und "sustainability"
(Aufrechterhaltbarkeit) aus der englischen Originalfassung finden im deutschen
Sprachgebrauch keine griffige Entsprechung. Je nach Sinnzusammenhang wurde
_"sustainable" mit beständig, zukunftsbeständig, dauerhaft oder nachhaltig und
umweltgerecht übersetzt. Für "sustain-ability" wurden entweder
Zukunftsbeständigkeit oder Dauerhaftigkeit in Bezug auf Kommunen, sowie
Nachhaltigkeit in Bezug auf Ressourcenbewirtschaftung verwendet.
___________________________________________________________________
_______
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zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden
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über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden in Aalborg, Dänemark
Teil I: Durch Konsens angenommene Erklärung: Europäische Städte und
Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit
Teil II: Die Kampagne europäischer zukunftsbeständiger Städte und
Gemeinden
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Teil I:
Durch Konsens angenommene Erklärung:
Europäische Städte und Gemeinden auf dem Weg zur
Zukunftsbeständigkeit
I.1  Die Rolle der Europäischen Städte und Gemeinden
Wir europäischen Städte und Gemeinden, Unterzeichner dieser Charta, erklären,
daß unsere Städte im Laufe der Geschichte Teil von Weltreichen, Nationalstaaten
und Regimen waren und diese überlebt haben und als Zentren gesellschaftlichen
Lebens, als Träger unserer Wirtschaften, Hüter der Kultur, des Erbes und der
Traditionen fortbestehen. Neben den Familien und den Nachbarschg zum
äffentlichen Nahverkehr zu erleichtern und die wirtschaftliche Aktivität der Stadt
aufrechtzuerhalten.
Wir verstehen, daß unsere derzeitige städtische Lebensweise, insbesondere unser
arbeits- und funktionsteiliges System, die Flächennutzung, der Verkehr, die
Industrieproduktion, Landwirtschaft, Konsumtion und die Freizeitaktivitäten und
folglich unser gesamter Lebensstandard uns für die vielen Umweltprobleme
wesentlich verantwortlich macht, denen die Menschheit gegenübersteht. Dies ist
besonders bedeutsam, weil 80 Prozent der europäischen Bevälkerung in städtischen
Gebieten leben.
Wir haben erkannt, daß der heutige hohe Pro-Kopf-Verbrauch von Ressourcen in
den Industrienationen nicht für alle jetzt lebenden Menschen, ganz zu schweigen
von künftigen Generationen, mäglich ist, ohne das natürliche Kapital zu zerstären.
Wir sind überzeugt, daß menschliches Leben auf unserem Planeten ohne dauerhaft
und umweltgerecht geprägte Kommunen keinen Bestand haben wird. Die
Kommunalverwaltung ist dort angesiedelt, wo die Umweltprobleme wahrgenommen
werden, sie ist die bürgernaheste Ebene, und trägt gemeinsam mit Regierungen und
Verwaltungen auf allen Ebenen Verantwortung für das Wohl von Mensch und Natur.
I.2  Die Idee und die Grundsätze der Zukunftsbeständigkeit
Wir Städte und Gemeinden verstehen, daß uns die Idee der zukunftsbeständigen
und umweltgerechten Entwicklung hilft, unseren Lebensstandard mit der
Tragfähigkeit der natürlichen Umwelt in Einklang zu bringen. Wir bemühen uns um
soziale Gerechtigkeit, zukunftsbeständige Wirtschaftsysteme und eine nachhaltige
Nutzung der natürlichen Umwelt. Soziale Gerechtigkeit muß notwendigerweise auf
einer wirtschaftlichen Dauerhaftigkeit und Gerechtigkeit beruhen, und diese
wiederum erfordern eine Nachhaltigkeit der Umweltnutzung.
Die nachhaltige Nutzung der Umwelt bedeutet die Erhaltung des natürlichen
Kapitals. Sie erfordert von uns, daß die Verbrauchsrate von erneuerbaren Rohstoff-,
Wasser- und Energieressourcen nicht höher ist als die Neubildungsrate, und daß
nicht-erneuerbare Ressourcen nicht schneller verbraucht werden, als sie durch
dauerhafte, erneuerbare Ressourcen ersetzt werden kännen. Nachhaltige
Umweltnutzung bedeutet auch, daß die Emission von Schadstoffen nicht größer sein
darf als die Fähigkeit von Luft, Wasser und Boden, diese Schadstoffe zu binden und
abzubauen.
Darüberhinaus heißt nachhaltige Umweltnutzung auch die Erhaltung der
Artenvielfalt, der menschlichen Gesundheit sowie der Sicherung von Luft-, Wasser-
und Bodenqualitäten, die ausreichen, um das Leben und das Wohlergehen der
Menschen sowie das Tier- und Pflanzenleben für alle Zukunft zu sichern.
I.3  Kommunale Strategien für Zukunftsbeständigkeit
Wir Städte und Gemeinden sind überzeugt, daß die Stadt bzw. Gemeinde zum einen
die größte Einheit ist, die in der Lage ist, die zahlreichen mit der Stadt
zusammenhängenden architekturbezogenen, sozialen, wirtschaftlichen und
politischen Ungleichgewichte sowie jene, die mit der Nutzung der natürlichen
Ressourcen und der Umwelt zusammenhängen und die unsere moderne Welt
schädigen, anzupacken. Zum anderen ist sie der kleinste Rahmen, in dem solche
Probleme vernünftig auf integrierte, ganzheitliche und nachhaltige Weise geläst
werden kännen. Da die Städte verschieden sind, muß jede ihren eigenen Weg zur
Dauerhaftigkeit und Zukunftsbeständigkeit finden. Wir werden die Grundsätze der
Zukunftsbeständigkeit in sämtliche Politikfelder einbeziehen und die jeweiligen
Stärken unserer Städte und Gemeinden zur Grundlage ortsangepaßter Strategien
machen.
I.4  Zukunftsbeständigkeit als kreativer, lokaler,
gleichgewichtssuchender Prozeß
Wir Städte und Gemeinden erkennen an, daß Zukunftsbeständigkeit weder eine
bloße Vision noch ein unveränderlicher Zustand ist, sondern ein kreativer, lokaler,
auf die Schaffung eines Gleichgewichts abzielender Prozeß, der sich in sämtliche
Bereiche der kommunalen Entscheidungsfindung erstreckt. Er hält die
Stadtverwaltungen ständig darüber auf dem Laufenden, welche Aktivitäten das
städtische Ökosystem zum erwünschten Gleichgewicht hinführen und welche es
davon ablenken. Indem die Verwaltung einer Stadt auf den in einem solchen Prozeß
gesammelten Informationen beruht, kann die Stadt als ein organisches Ganzes
verstanden werden, und die Auswirkungen aller wesentlichen Aktivitäten treten
deutlich zutage. Durch einen solchen Prozeß kännen die Stadt und ihre Bürger auf
guter Informationsgrundlage Entscheidungen treffen. Durch einen in
Zukunftsbeständigkeit verankerten Verwaltungsprozeß kännen Entscheidungen
getroffen werden, die nicht nur die Belange der heutigen Interessengruppen,
sondern auch zukünftiger Generationen berücksichtigen.
I.5  Problemläsung durch stufenweises Weitervermitteln nach außen
Wir Städte und Gemeinden erkennen an, daß eine Stadt oder Gemeinde es sich
nicht leisten kann, Probleme in die weitere Umgebung oder in die Zukunft zu
"Exportieren". Daher müssen alle Probleme und Ungleichgewichte in einer Stadt
zunächst intern auf lokaler Ebene ausgeglichen oder aber durch eine externe
größere Kärperschaft auf regionaler oder nationaler Ebene aufgenommen werden.
Dies ist das Prinzip der Problemläsung durch stufenweises Weitervermitteln nach
außen. Die Umsetzung dieses Prinzips gibt jeder Stadt viel Spielraum zur
Bestimmung der Art ihres Handelns.
I.6  Städtische Wirtschaft auf dem Weg zur Nachhaltigkeit
       und Zukunftsbeständigkeit
Wir Städte und Gemeinden verstehen, daß der einschränkende Faktor für die
wirtschaftliche Entwicklung unserer Städte und Gemeinden das natürliche Kapital
(wie Atmosphäre, Boden, Wasser und Wälder) geworden ist. Folglich müssen wir in
dieses Kapital investieren. In der Prioritätenfolge erfordert dies:
1. Investitionen in die Bewahrung des noch vorhandenen natürlichen Kapitals,
wie beispielsweise Grundwasserbestände, Boden, Lebensräume für seltene
Arten;
2. Förderung der Entwicklung des natürlichen Kapitals durch Verringerung der
derzeitigen exzessiven Nutzung, beispielsweise nicht-erneuerbarer
Energieträger;
3. Investitionen zur Verringerung der Belastung der natürlichen Kapitalbestände
durch Erweiterung des kultivierten natürlichen Kapitals, wie beispielsweise
innerstädtische Erholungsparks zur Entlastung der natürlichen Wälder;
4. Erhöhung der Effizienz von Produkten bis hin zum Endverbraucher,
beispielsweise Niedrigenergiebauten oder umweltfreundlicher Stadtverkehr.
I.7  Soziale Gerechtigkeit als Voraussetzung für eine
Zukunftsbeständigkeit
       der Stadt
Wir Städte und Gemeinden sind uns bewußt, daß die Armen am stärksten unter  den
Umweltbelastungen (wie verkehrsbedingtem Lärm und Luftverschmutzung,
mangelndem Komfort, ungesunden Wohnverhältnissen, fehlenden Freiflächen)
leiden und am wenigsten in der Lage sind, Abhilfe zu schaffen. Die ungleiche
Verteilung von Reichtum verursacht zum einen umweltschädliches Verhalten und
erschwert zum anderen Verhaltensveränderungen. Wir beabsichtigen, die sozialen
Grundbedürfnisse der Menschen sowie Gesundheitsfürsorge, Beschäftigung und
Wohnungsversorgung mit dem Umweltschutz zu integrieren. Wir mächten aus den
ersten Erfahrungen mit einer beständigen und umweltgerechten Lebensweise
lernen, um auf diese Weise die Lebensqualität der Bürger zu erhöhen anstatt nur
einfach den Verbrauch zu maximieren.
Wir werden versuchen, solche Arbeitsplätze zu schaffen, die zur Beständigkeit der
Gemeinschaft beitragen, um damit die Arbeitslosigkeit zu vermindern. In unseren
Bemühungen um die Ansiedlung von Unternehmen oder Schaffung von
Arbeitsplätzen werden wir die Auswirkungen der Geschäftsideen auf die
Zukunftsbeständigkeit prüfen, um die Schaffung von Langzeitarbeitsplätzen und die
Herstellung von langlebigen Produkten im Einklang mit den Grundsätzen der
Nachhaltigkeit zu fördern.
I.8  Zukunftsbeständige Flächennutzungsstrukturen
Wir Städte und Gemeinden erkennen die Bedeutung einer wirksamen
Flächennutzungs- und Bebauungsplanung durch unsere kommunalen
Gebietskörperschaften, die auch die strategische Umweltprüfung sämtlicher Pläne
umfaßt. Wir sollten die Chancen für leistungsfähige äffentliche Verkehrsversorgung
und effiziente Energieversorgung nutzen, die höhere Bebauungsdichten bieten, und
dabei gleichzeitig das menschliche Maß der Bebauung beibehalten. Sowohl bei der
Durchführung von Stadtsanierungsprojekten in innerstädtischen Gebieten als auch
bei der Planung neuer Vororte bemühen wir uns um eine Mischnutzung, um den
Mobilitätsbedarf zu vermindern. Die Idee einer gerechten wechselseitigen
Abhängigkeit in der Region sollte es uns ermäglichen, die Leistungssträme zwischen
Stadt und Land ins Gleichgewicht zu bringen und zu verhindern, daß die Städte die
Ressourcen des Umlandes nur ausbeuten.
I.9  Zukunftsbeständige Strukturen städtischer Mobilität
Wir Städte und Gemeinden werden uns bemühen, das Verkehrsaufkommen zu
senken und dabei dennoch die Erschließungsqualität zu verbessern und das soziale
Wohl und die städtische Lebensweise aufrechtzuerhalten. Wir wissen, daß eine
zukunftsbeständige Stadt unbedingt die erzwungene Mobilität verringern und die
Förderung und Unterstützung von unnätigem Kraftfahrzeuggebrauch beenden muß.
Wir werden ökologisch verträglichen Fortbewegungsarten (insbesondere
Zufußgehen, Radfahren, äffentlicher Nahverkehr) den Vorrang einräumen und den
Verbund dieser Verkehrsarten in den Mittelpunkt unserer Planungsarbeiten stellen.
Motorisierten Individualverkehrsmitteln sollte nur die ergänzende Aufgabe
zukommen, den Zugang zum äffentlichen Nahverkehr zu erleichtern und die
wirtschaftliche Aktivität der Stadt aufrechtzuerhalten.
I.10  Verantwortung für das Weltklima
Wir Städte und Gemeinden verstehen, daß die bedeutenden Gefahren, die die
globale Erwärmung für die natürliche und die bebaute Umwelt sowie für zukünftige
Menschengenerationen mit sich bringt, geeignete Maßnahmen erfordern, um die
Emission von Treibhausgasen in die Atmosphäre sobald wie mäglich zu stabilisieren
und sodann zu reduzieren. Genau so wichtig ist der Schutz der globalen Biomasse-
Ressourcen, zum Beispiel der Wälder und des Phyto-planktons, die im
Kohlenstoffkreislauf der Erde eine entscheidende Rolle spielen. Die Reduzierung der
Schadstoffemission aus der Nutzung fossiler Brennstoffe erfordert Politiken und
Initiativen, die auf dem umfassenden Verständnis der städtischen Umwelt als
Energiesystem beruhen. Die einzig nachhaltigen und zukunftsbeständigen
Alternativen sind erneuerbare Energiequellen.
I.11  Vermeidung der Vergiftung von Ökosystemen
Wir Städte und Gemeinden sind uns der Tatsache bewußt, daß eine zunehmende
Menge von giftigen und gefährlichen Substanzen in die Luft, das Wasser, den Boden
und die Nahrung abgegeben und damit zu einer wachsenden Bedrohung für die
menschliche Gesundheit und die Ökosysteme werden. Wir werden alles Erdenkliche
tun, um dafür zu sorgen, daß weitere Stoffeinträge gestoppt und an der Quelle
vermieden werden.
I.12  Kommunale Selbstverwaltung als Voraussetzung
Wir Städte und Gemeinden sind zuversichtlich, daß wir über die Kraft, das Wissen
und das kreative Potential verfügen, um eine zukunftsbeständige Lebensweise zu
entwickeln und unsere Städte auf das Ziel der Dauerhaftigkeit und
Umweltverträglichkeit hin zu gestalten und zu verwalten. Als demokratisch gewählte
Vertreter unserer Kommunen sind wir bereit, uns für die zukunftsbeständige
Neuordnung unserer Städte zu engagieren und dafür Verantwortung zu
übernehmen. Inwieweit sich die Städte und Gemeinden dieser Herausforderung
stellen können, hängt davon ab, ob sie im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip das
Recht auf kommunale Selbstverwaltung haben. Die lokale Ebene muß mit
ausreichenden Kompetenzen ausgestattet sein, und die kommunalen
Gebietskörperschaften müssen über eine solide finanzielle Grundlage verfügen.
I.13  Bürger als Schlüsselakteure und die
         Einbeziehung der örtlichen Gemeinschaft
Wir Städte und Gemeinden verpflichten uns, den in der Agenda 21, dem auf dem
UN-Erdgipfel in Rio de Janeiro verabschiedeten Schlüsseldokument, enthaltenen
Auftrag zu erfüllen und mit allen gesellschaftlichen Kräften in unseren Kommunen -
den Bürgern, Unternehmen, Interessengruppen - bei der Aufstellung von Lokalen
Agenden 21 zusammenzuarbeiten. Wir anerkennen die im Fünften
Umweltprogramm der Europäischen Union "Maßnahmen im Hinblick auf eine
dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung" enthaltene Forderung nach
gemeinsamer Verantwortung aller gesellschaftlichen Kräfte für die Umsetzung des
Programms. Folglich wird die Zusammenarbeit aller Beteiligten die Grundlage
unseres Wirkens sein. Wir werden dafür Sorge tragen, daß alle Bürger und
interessierten Gruppen Zugang zu Informationen erhalten und es ihnen mäglich ist,
an den lokalen Entscheidungsprozessen mitzuwirken. Wir bemühen uns um Aus-
und Fortbildungsmäglichkeiten für Zukunftsbeständigkeit nicht nur für die breite
Öffentlichkeit, sondern auch für Abgeordnete und Bedienstete der
Kommunalverwaltungen.
I.14  Instrumentarium für eine
         auf Zukunftsbeständigkeit gerichtete Kommunalverwaltung
Wir Städte und Gemeinden sichern zu, das gesamte verfügbare politische und
planerische Instrumentarium für einen ökosystembezogenen Ansatz kommunaler
Verwaltung zu nutzen. Dazu werden wir eine breite Palette von Instrumenten
einsetzen, u.a. die Erhebung und Verarbeitung von Umweltdaten; die
Umweltplanung; ordnungspolitische, wirtschaftliche und kommunikative Instrumente
wie Satzungen, Steuern und Gebühren; Instrumente zur Sensibilisierung der
Öffentlichkeit sowie zur Bürgerbeteiligung. Wir wollen neue Systeme der
Kommunalen Naturhaushaltswirtschaft einführen, um mit unseren natürlichen
Ressourcen ebenso haushälterisch umzugehen wie mit unserer künstlichen
Ressource 'Geld'.
Wir wissen, daß wir unsere umweltpolitischen Bemühungen und die Steuerung der
Umweltqualität, insbesondere unsere Umweltüberwachung, das Öko-Audit, die
Umweltverträglichkeitsprüfung, die ökologischen Buchhaltungs-, Bilanzierungs- und
Berichterstattungssysteme, auf unterschiedliche Arten von Indikatoren stützen
müssen. Dazu zählen Indikatoren der städtischen Umweltqualität, der städtischen
Ressourcensträme, der Stadtstrukturen und vor allem der Zukunftsbeständigkeit
städtischer Systeme.
Wir Städte und Gemeinden erkennen an, daß bereits eine ganze Reihe von
Programmen und Maßnahmen, die positive ökologische Auswirkungen zeigen, in
vielen europäischen Städten erfolgreich angewendet werden. Obwohl sie wertvolle
Hilfsmittel zur Verringerung des Tempos der Zukunfts-Unbeständigkeit und der von
ihr ausgehenden Belastung sind, bewirken sie jedoch nicht eine Umkehr der
unbeständigen Entwicklung der Gesellschaft. Dennoch, dank dieser vorhandenen
starken ökologischen Grundlage dürfte den Städten der  entscheidende Schritt leicht
fallen, diese Programme und Maßnahmen in die Kommunalpolitik einzubeziehen,
um das örtliche Wirtschaften durch einen umfassenden Prozeß der Suche nach
Zukunftsbeständigkeit zu beeinflussen. Wir sind aufgefordert, in diesem Prozeß
unsere eigenen Strategien zu entwickeln, sie in der Praxis zu erproben und unsere
Erfahrungen anderen zugänglich zu machen.
Teil II
Die Kampagne europäischer
zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden
Wir europäischen Städte und Gemeinden, Unterzeichner dieser Charta, werden
gemeinsam in Richtung auf Zukunftsbeständigkeit vorangehen, indem wir aus
Erfahrungen und erfolgreichen kommunalen Beispielen lernen. Wir werden uns
gegenseitig ermutigen, langfristige Aktionspläne (Lokale Agenden 21) aufzustellen,
dadurch die Zusammenarbeit der Gebietskörperschaften zu stärken und diesen
Prozeß mit der Politik der Europäischen Union im Bereich der städtischen Umwelt zu
verbinden.
Wir initiieren hiermit die Kampagne europäischer zukunftsbeständiger Städte
und Gemeinden, um Städte und Gemeinden in ihrem Bemühen um Dauerhaftigkeit
und Umweltverträglichkeit zu bestärken und zu unterstützen. Die Anlaufphase dieser
Kampagne soll zwei Jahre betragen; danach sollen die Fortschritte auf einer Zweiten
Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden im Jahre
1996 bewertet werden.
Wir laden alle Gebietskörperschaften (Städte, Gemeinden und Kreise) sowie alle
europäischen Städtenetze dazu ein, sich der Kampagne durch Annahme und
Unterzeichnung der vorliegenden Charta anzuschließen.
Wir ersuchen alle größeren Netzwerke von Kommunen in Europa, die Koordinierung
der Kampagne zu übernehmen. Aus Vertretern dieser Netzwerke wird ein
Koordinierungsausschuß gebildet. Für Kommunen, die keinem Netzwerk angehären,
werden Vorkehrungen getroffen.
Wir betrachten Folgendes als die Hauptaufgaben der Kampagne:
Erleichterung der gegenseitigen Unterstützung der europäischen Städte und
Gemeinden bei der Gestaltung, Entwicklung und Umsetzung von
Programmen mit dem Ziel der Zukunftsbeständigkeit;
Sammlung und Verbreitung von Informationen über gute Beispiele auf
kommunaler Ebene;
Förderung des Grundsatzes der Zukunftsbeständigkeit in anderen
Kommunen;
Anwerbung weiterer Unterzeichner der Charta;
Verleihung eines jährlichen Preises "Zukunftsbeständige Stadt";
Formulierung politischer Empfehlungen an die Europäische Kommission;
Beiträge zu den Berichten "Zukunftsbeständige Städte" der
Sachverständigengruppe für die städtische Umwelt;
Unterstützung von Kommunalpolitikern bei der Umsetzung geeigneter
Empfehlungen und Rechtsvorschriften der Europäischen Union;
Herausgabe eines Bulletins der Kampagne.
Zur Durchführung dieser Aufgaben muß eine Kampagnen-Koordinierung eingerichtet
werden.
Wir werden andere Organisationen dazu auffordern, die Kampagne aktiv zu
unterstützen.
Teil III
In Lokale Agenda 21 - Prozesse eintreten:
Kommunale Handlungsprogramme für Zukunftsbeständigkeit
Wir europäischen Städte und Gemeinden, Unterzeichner dieser Charta, verpflichten uns
durch Unterzeichnung der Charta und Mitwirkung an der Kampagne europäischer
zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, in unseren Kommunen bis zum Ende des
Jahres 1996 einen Konsens über eine Lokale Agenda 21 zu suchen. Damit werden wir das
Mandat erfüllen, welches den Kommunen durch Kapitel 28 der Agenda 21, dem
Schlußdokument des Erdgipfels von Rio de Janeiro vom Juni 1992, gegeben worden ist. Mit
unseren jeweiligen kommunalen Handlungsprogrammen werden wir einen Beitrag zur
Umsetzung des Fünften Umweltprogramms "Maßnahmen im Hinblick auf eine dauerhafte
und umweltgerechte Entwicklung" der Europäischen Union leisten. Die Prozesse zur
Aufstellung von Lokalen Agenden 21 werden auf der Grundlage des Teils I dieser Charta
durchgeführt.
Wir schlagen vor, bei der Ausarbeitung der kommunalen Handlungsprogramme folgende
Schritte zu berücksichtigen:
- Anerkennung der bestehenden Rahmenbedingungen für Planung und Finanzierung
sowie anderer Pläne und Programme;
- die systematische Bestimmung von Problemen und ihrer Ursachen, unter gründlicher
Öffentlichkeitsbefragung;
- Dringlichkeitsreihung von Aufgaben zur Behandlung der ermittelten Probleme;
- Aufstellung eines Leitbildes für eine zukunftsbeständige Kommune unter Beteiligung
aller Bereiche der örtlichen Gemeinschaft;
- Prüfung und Beurteilung alternativer strategischer Mäglichkeiten;
- Aufstellung eines langfristigen kommunalen Handlungsprogrammes für
Zukunftsbeständigkeit einschließlich meßbarer Ziele;
- Ausarbeitung eines Planes zur Umsetzung des Handlungsprogrammes einschließlich
eines Zeitplanes sowie Festlegung der Verantwortlichkeiten der einzelnen Partner;
- Einrichtung von Systemen und Verfahren zur projektbegleitenden Kontrolle und
Berichterstattung über die Umsetzung des Programmes.
Wir müssen prüfen, ob die in unseren Gebietskörperschaften geltenden organisatorischen
Bedingungen geeignet und genügend leistungsfähig sind für die Durchführung von "Lokale
Agenda 21"-Prozessen einschließlich langfristiger kommunaler Handlungsprogramme für
Zukunftsbeständigkeit. Anstrengungen zur Verbesserung der organisatorischen
Leistungsfähigkeit werden notwendig sein, einschließlich einer Prüfung der politischen
Strukturen, der Verwaltungsverfahren, der verwaltungseinheitlichen und interdisziplinären
Arbeitsweisen, der verfügbaren personellen Ressourcen und der interkommunalen
Zusammenarbeit in Kommunalverbänden und Netzwerken.
___________________________________________________________________
______
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Participants of
The European Sustainable Cities & Towns Campaign
Signatory local authorities of the Aalborg Charter
COUNTRY FULL SIGNATORIES PROVISIONAL TOTAL 
Albania Shkodra, Tirana, 2 0 2
Andorra Escaldes-Engordany, 1 0 1
Armenia Hrazdan 1 0 1
Australia Shire of Yarra Ranges 1 1
Austria Albeck, Deutsh-Griffen, Eisenkappel-Vellach, Feldkirchen in Kärnten, Frantschach-St. Gertraud, Fresach, 
Gmünd in Kärnten, Großsölk, Gurk, Innsbruck, Kappel am Krappfeld, Klagenfurt, Krumpendorf am 
Wörther See, Linz, Moosburg, Neuhaus, Obervellach, St. Georgen ob Judenburg, Stainz bei Straden, 
Steinbach an der Steyr, Trebesing, Weiz, Wien, Wörschach, 
24 Bleiburg, Graz, Zell 3 27
Belgium Anderlecht, Antwerpen, Ville de Bruxelles, Région de Bruxelles-Capitale, Charleroi, Etterbeek, Gent, Huy, 
Liège, Mons, Ottignies-Louvain-la-Neuve
11 Beersel 1 12
Bulgaria Belene, Blagoevgrad, Botevgrad, Bourgas, Dobrich, Dryanovo, Etropole, Haskovo, Pleven, Plovdiv, 
Samokov, Sliven, Troyan, Varna, Veliko Turnovo 
15 Cherven Bryag, Oriahovo, 
Zlatitsa, 
3 18
Croatia Bilje, Brod Moravice, Cabar, Cavle, Crikvenica, Delnice, Fuzine, Karlovac, Kastav, Koprivnica, Kostrena, 
Lokve, Lovran, Omisalj, Osijek, County of Osijek-Baranya, County of Primorsko-Goranska, Rijeka, Skrad, 
Sunja, Vrbovsko, Zagreb, 
22 0 22
Cyprus Lefko• a(Nicosia),  Limassol 2 0 2
Czech Republic Hlucin, Vsetin 2 0 2
Denmark Aalborg, Aarhus, Albertslund, Esbjerg, Herning, Høje-Tåstrup, København, Kolding, Storstrøms Amt, Vejle 
Amt, Vejle
11 0 11
Estonia Haapsalu, Häasemeeste, Narva, Pärnu, Tallinn, Tartu, 6 Kuressaare, 1 7
Finland Espoo, Hämeelinna, Hamina, Helsinki, Hyvinkää, Imatra, Itä-Uusimaa, Jakobstad, Järvenpää, Kaarina, 
Kemi, Kokkola, Kotka, Kouvola, Kuopio, Kuusamo, Lahti, Loppi, Muhos, Naantali, Nurmijarvi, Oulainen, 
Oulu, Pori, Rauma, Riihimaki, Tampere, Turku, Tuusula, Uusimaa Regional Council, Vantaa, Vihti,
32 0 32
France Aix-en-Provence, Angers, Arcueil, Autun, Avignon, Calais, Chambéry, Châteauroux, Chécy, Comité 
Intercommunal de Jumelages et de Relations Internationales, Communauté d'Agglomeration Rennes 
Metropole, Communauté d'Agglomération Sicoval Toulouse Sud-Est Dunkerque, Grenoble, Issy-les-
Moulineaux, La Roche sur Yon, Langueux, Communauté Urbaine de Lille, Lille, Communauté Urbaine de 
Lyon, Marseille, Meylan, Montpellier, Montreuil, Nice, Orléans, Pamiers, Plaine Commune, Région Nord-
Pas de Calais, Rennes, Roubaix, Saint Denis, Saint Jean de la Ruelle, Seine Saint-Denis, Toulouse, 
Communauté Urbaine de Strasbourg, Valenciennes, Villeurbane, Wickerschwihr, Viry-Chatillon
40 Avon, Seine Saint Denis 2 42
Germany Aachen, Aichen, Stadt und Land Berlin, Bonn, Bremen, Bremerhaven, Chemnitz, Landkreis Dahme-
Spreewald, Delmenhorst, Dörverden, Gemeindeverwaltungsverband Donaueschingen, Dresden, 
Düsseldorf, Emden, Emmendingen, Ennepetal, Ennigerloh, Erlangen, Flensburg, Freiberg, Freiburg, 
Fröndenberg, Gießen, Gladbeck, Hagen, Hamburg, Hamm, Hann. Münden, Hannover, Landkreis Harburg, 
Heidelberg, Herdecke, Herzogenrath, Husum, Jülich, Kiel, Lübben, Lübeck, Lüneburg, Mannheim, 
Möhnesee, München, Neubrandenburg, Neuruppin, Nonnweiler, Nürnberg, Ober-Mörlen, Oranienburg, 
Plauen, Pleidelsheim, Porta Westfalica, Landkreis Potsdam-Mittelmark, Ratingen, Remscheid, Rheinberg, 
Landschaftsverband Rheinland, Rhein-Sieg-Kreis, Rosengarten, Saarbrücken, Schotten, Schwerin, Soest, 
Solingen, Sprockhövel, Stade, Straelen, Stralsund, Suhl, Samtgemeinde Wathlingen, Tornesch, Wedel, 
Welver, Wiesbaden, Wismar, Wolfen, Wuppertal, Wörgl, Yspertal
77 Ahrensburg, Landkreis 
Forchheim, Landkreis Hameln-
Pyrmont, Reichelsheim, 
Rostock, Samtgemeinde 
Horneburg, 
6 83
Greece Acharnes, Agia Paraskevi, Agii, Agria, Alexandria, Almiros, Anargiri Anthidonos, Argalasti, Artemida, 
Athina (Athens), Axaia, Region of Crete, Exedoros, Feres, Georgioupolis, Giannitsa, Iolkos, Ithaca, 
Kalindion Lagada, Kalithea (Rodos), Kallindoion, Karla, Kato Klines Florinas, Keramidi, Kifissia, Koufalia, 
Larissa, Lavrion, Makrinitsa, Milies, Olympos Karpathou, Perasma Florinas, Peristeri, Petaloudes, 
Portaria, Prespes, Pteleo, Rhodes, Sindos, Skotoussa Seron, Trikala, Volos, Xanthi,
Coalition of 21 Municipalities in the Northern and Eastern Section of the Metropolitan Area of Athens,
(Agia Paraskevi, Maroussi, Vrilissia, Galatsi, Heraklio, Kifissia, Lykovrisi, Melissia, Metamorphosi, Nea 
Erithraia, Nea Ionia, Neo Psychico, Papagos, Philothei, Pefki, Halandri, Holargos, Psychico, Ekali, Nea 
Penteli, Penteli)
64 Corfu, Korydallos, Lavreotiki, 
Livadia, Melissia,
5 69
Hungary Aba, Monor Klein-Regionaler Gebietsentwicklungs Selbsverwaltung, Kecskemét, Nagykanizsa 4 0 4
Iceland Reykjavik, 1 0 1
Ireland Cork County Borough, Dún Laoghaire-Rathdown County Council, Kilkenny Borough Council 2 Dublin Corporation, Dublin 
Regional Authority, Fingal 
County Council
3 5
Israel Jerusalem 1 0 1
Italy Comuni: Acerra, Aci Castello, Acquapendente, Acquasparta, Adria, Agliana, Agugliano, Albano Laziale, 
Albenga, Albiate, Alessandria, Alessano, Alfonsine, Alghero, Altamura, Ancona, Andrano, Andreis, Andria,
Anguillara Sabazia, Anticoli Corrado, Anzio, Aradeo, Arcola, Arenzano, Arese, Arezzo,  Argenta, Ariccia, 
Arpino, Artogne, Arzachena, Arsoli, Ascoli Piceno, Asolo, Asti, Atella, Atessa, Atripalda, Augusta, Avellino, 
Bagno a Ripoli, Bagno di Romagna, Bagnolo del Salento, Bandito di Scarlino, Banzi, Barberino di Mugello, 
Barberino Val d’Elsa, Barcellona Pozzo di Gotto, Bareggio, Barga, Bari, Baricella, Barlassina, Barletta, 
Baronissi, Barrafranca, Barrali, Bassano del Grappa, Beinasco, Belluno, Bellusco, Belmonte Mezzagno, 
Belvì, Berbenno, Bergeggi, Berzo Inferiore, Peschiera Borromeo, Biassono, Bibbona, Bienno, Bisignano, 
Bologna, Boltiere, Bolzano (Bözen), Bonate Sotto, Bonito, Bottanuco, Bova, Bovisio Masciago,
Bracigliano, Brescia, Brindisi, Brunello, Bucine, Buscate, Busnago, Busto Garolfo, Buti, Cairo Montenotte, 
Caivano, Calci, Caltanisetta, Calderara di Reno, Calenzano, Carignano, Camigliano, Cammarata, Campi, 
Camposano (+ Roccarainola, Cimitile), Cantù, Capistrano, Bisenzio, Caneva, Canicattini Bagni, Canino, 
Canzano, Caorle, Capena, Capurso, Carate Brianza, Carbonia, Carducci, Carlentini, Carmagnola, 
Carovigno, Carpi, Carvico, Casalecchio di Reno, Casarano, Casciana Terme, Casciano, Cascina, Casnate 
833 Comuni: Adelfia, Alatri, 
Alberobello, Altavilla Milicia, 
Bagnoregio, Bellaria Igea 
Marina, Bernate Ticino, Bolsena, 
Cartigliano, Chieri, Cinquefrondi, 
Colbordolo, Cortale, Forza 
d’Agrò, Furci Siculo, Gradara, 
Gratteri, Levate, Limina, Londa, 
Lumezzane, Mercogliano, 
Misilmeri, Monteciccardo, 
Montefiascone, Montelabbate, 
Ostuni, Pagliara, Palagiano, 
Pomigliano d’Arco, Quattro 
Castella, Roccalumera, San
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con Bernate, Casole d’Elsa, Casoria, Cassago Brianza, Cassina de’ Pecchi, Castagneto, Castano Primo, 
Casteggio, Castel Gandolfo, Castelnuovo Del Garda, Castel San Giorgio, Castel San Pietro Terme,
Castelfranco Emilia, Castellalto, Castellana Grotte, Castellarano, Castellina in Chianti, Castelnovo ne’ 
Monti, Castelnuovo Berardenga, Castiglione della Pescaia, Castiglion Fiorentino, Castiglione a Casauria, 
Castiglione del Lago, Castrolibero, Castroreale, Castrolibero, Castrovillari, Catania, Catanzaro, Cattolica, 
Cava dè Tirreni, Cecina, Cefalù, Ceglie Messapica, Cellamare di Bari, Celle Ligure, Cellino Attanasio, 
Cellino San Marco, Cerignola, Cermignano, Cernusco sul Naviglio, Cervia, Cesano Boscone, Cesano 
Maderno, Cesate, Cesena, Chioggia, Cineto Romano, Cinisello Balsamo, Cirimido, Cirò, Cirò Marina, 
Cislago, Cittaducale, Cittanova, Cividate Camuno, Civitavecchia, Civitella in Val di Chiana, Civitella San 
Paolo, Codigoro, Collagna, Colle di Val d’Elsa, Colleferro, Collegno, Collepasso, Collesalvetti, Colonna, 
Comacchio, Comiso, Como, Comprensorio di Primiero, Condofuri, Condro, Conegliano, Conversano, 
Copparo, Corbetta, Corciano, Corsico, Correggio, Cosenza, Cossoine, Costa Volpino (+ Castro, Lovere, 
Pisogne), Crema, Cremona, Crucoli, Cuggiono, Cuglieri, Cupra Marittima, Cursi, Cutro, Cutrofiano, 
Dalmine, Darfo Boario Terme, Desenzano del Garda, Desio, Dicomano, Dolianova, Donori, Dueville, Elini, 
Empoli, Erba, Esine, Faenza, Fano, Ferrara, Fiano Romano, Ficarazzi, Filacciano, Filogaso, Filago, 
Filottrano, Firenze, Fiumedinisi, Fivizzano, Floresta, Floridia, Follonica, Fondachelli Fantina, Forli’, 
Formigine, Francavilla Angitola, Gabicce Mare, Gaggio Montano, Gaiole in Chianti, Gairo, Galbiate, Gela,
Gallarate, Gangi, Garlasco, Gavorrano, Genazzano, Genova, Gianico, Giardinello, Gibellina, Giffoni Sei 
Casali, Ginosa, Gioia Tauro, Gioiosa Marea, Giuggianello, Gorle, Goro, Cormano, Gragnano Trebbiense, 
Granarolo dell’Emilia, Grossetto, Grottaferrata, Grottaglie, Grottammare, Grugliasco, Gubbio, Guidizzolo, 
Imola, Inarzo, Iseo (+ Corte Franca, Provaglio di Iseo, Sulzano, Marone, Sale Marasino, Polaveno), Isola 
delle Femmine, Isola di Capo Rizzuto, Itala, Ittiri, Jesi, Jesolo, L’Aquila, La Spezia, Lagosanto, Laigueglia, 
Laives (Leifers), Langhirano, Lanuvio, Lamezia,Lastra a Signa, Latiano, Latina, Lavello, Lecce, Lecco, 
Legnano, Leonforte, Letino, Lignano Sabbiadoro, Limbiate, Limido Comasco, Lipari, Lisciano Niccone,
Lissone, Livorno, Loano, Locri, Lonate Pozzolo, Longare, Lucca, Lugo, Lurago Marinone, Macerata, 
Madone, Maierato, Magenta, Malalbergo, Manfredonia, Mantova, Mara, Maranello, Marcianise, Marcon,
Marino, Marsala, Martano, Martellago, Martina Franca, Masi Torello, Massafra, Massa Fiscaglia, Massa 
Martana, Matera, Mazara del Vallo, Mazzarino, Mazzarra’ Sant’Andrea, Meda, Meduno, Mele, Melicucco, 
Melilli, Melissa, Melito di Napoli, Melito Porto Salvo, Menfi, Mentana, Mercato San Severino, Mesagne, 
Mezzago, Migliarino, Migliaro, Milazzo, Minerbio, Mirandola, Mirto, Modena, Mogliano Veneto, Mola di 
Bari, Molfetta, Molinella, Molochio, Moniga del Garda, Monreale, Monselice, Montale, Montalto di Castro, 
Monte Santa Maria Tiberina, Montebelluna, Montecarlo, Montecastrilli, Montecatini Terme, Montecchio 
Maggiore, Montegrotto Terme, Monteiasi, Montemurlo, Montereale Valcellina, Monterosso Calabro, 
Montesano Salentino, Montesilvano, Montevago, Montevarchi, Morbegno, Morfasso, Morino, Morlupo,
Mozzate, Mezzokuso, Mugnano del Cardinale, Mugnano di Napoli, Municipio XIII (Roma), Muro Lucano, 
Napoli, Narbolia, Nardò, Nazzano, Ne, Nembro, Nichelino, Nizza di Sicilia, Nocera Inferiore, Noicattaro, 
Nosate, Novara, Novellara, Novi di Modena, Novi Ligure, Numana, Nusco, Oderzo, Olbia, Oppido Lucano, 
Orco Feglino, Oria, Orta di Atella, Osimo, Osio Sopra, Ostellato, Pabillonis, Pace Del Mela, Padova, 
Padria, Padru (+7 altri comuni), Padula, Pagani, Palazzo San Gervasio, Palermo, Palizzi, Palmariggi,
Palmi, Parabiagio, Parabita, Parma, Partanna, Partinico, Pavia, Pergine Valdarno, Perinaldo, Perugia, 
Pesaro, Pescara, Pescate, Pesco Sannita, Petralia Sottana, Petrosino, Piacenza, Pian Camuno, Pianello 
Val Tidone, Piazza Armerina, Piedimonte Matese, Pietraperzia, Pieve Emanuele, Pinzano al Tagliamento, 
Piozzano, Pisa, Pistoia, Poggibonsi, Poirino, Polignano a Mare, Polia, Polistena, Pollina, Ponzano 
Romano, Pordenone, Portici, Porto Recanati, Porto Torres, Portomaggiore, Pozzallo, Pozzomaggiore, 
Pozzuoli, Prato, Preganziol, Presezzo, Presicce, Prestine, Quarrata,Quistello, Racalmuto, Radda in 
Chianti, Radicondoli, Ranica, Reno, Ravenna, Recanati, Recco, Reggio Calabria, Reggio Emilia, 
Reggiolo, Rezzato, Rho, Roghudi, Riano, Rignano Flaminio, Rimini, Riofreddo, Rionero in Vulture, 
Ripatransone, Rivoli, Robbiate, Rosciano, Rodi Milici, Roma, Rosarno, Rosignano Marittimo, Roviano,
Rovigo, Rozzano, Ruffano, Russi, Rutigliano, Sabaudia, Sambuca di Sicilia, Sammichele di Bari, San 
Benedetto del Tronto, San Biagio della Cima, San Casciano dei Bagni, San Casciano in Val di Pesa, San 
Donaci, San Donà di Piave, San Donato Milanese, San Ferdinando, San Gimignano, San Giorgio 
Morgeto, San Giovanni in Persiceto, San Giuliano Milanese, San Felice del Benaco, San Filippo Del Mela, 
San Giuliano Terme, San Giuseppe Vesuviano, San Marzano di San Giuseppe, San Michele al 
Tagliamento, San Michele di Ganzaria, San Michele Salentino, San Nicandro Garganico, San Pier Niceto,
San Vitaliano, San Vittore Olona, Sanarica, Sanluri, Sannicandro di Bari, Santa Margherita di Belice, 
Santa Maria Nuova, Santa Marinella, Santa Sofia d’Epiro, Santa Teresa Gallura, Sant’Agata Li Battiati, 
Sant'Agata Militello, Sant’Arsenio, Sant’Oreste, Sardara, Sarmato, Sarsina, Sarule, Sarzana, Sassari, 
Sasso di Castalda, Sassuolo, Saviano, Savona, Scala, Scandicci, Scano di Montiferro, Scarlino, Sciara, 
Scicli, Scisciano, Scorrano, Scorzè, Secli, Secugnago, Segrate, Seneghe, Senago, Senigallia, Sennariolo, 
Sequals, Serdiana, Serramanna, Sesto Fiorentino, Sesto San Giovanni, Sestri Levante, Seui, Seveso, 
Siena, Siracusa, Sirolo, Sogliano Cavour, Solarino, Soleminis, Solofra, Solza, Sona, Sondrio, Sorrento, 
Soverato, Sovizzo, Specchia, Sperlonga, Strongoli, Supersano, Suzzara, Taggia, Taormina, Taurisano, 
Tavagnacco,Tavarnelle Val di Pesa, Teggiano, Teramo, Terni, Terracina, Terranova da Sibari, Terelle, 
Tizzano Val Parma, Torchiarolo, Torino, Torre Annunziata, Torricella Sicura, Torrita Tiberina, Trapani, 
Travedona Monate, Travo, Tresnuraghes, Treviglio, Trevignano Romano, Trezzo sull’Adda, Trieste, 
Trivigno, Turbigo, Turi, Udine, Urbino, Vado Ligure, Valenzano, Valverde, Vanzaghello, Varazze, Varedo, 
Varese, Vecchiano, Vedano Al Lambro, Velletri, Venaria Reale, Venosa, Ventotene, Vercelli, Verdellino, 
Verdello, Vernazza, Veroli, Verzino, Viadana, Viareggio, Vico Equense, Vicopisano, Vignola, Villapiana, 
Villasimius, Vimercate, Visciano (+ Casamarciano) Viterbo, Vito d’Asio, Vittorio Veneto, Voghiera, Zocca
Comunità Montane: Comunita Montana dei Monti Lepini, Comunitá Montana Del Montiferru, 5a 
Comunità Montana Val d’Arzino-Val Cosa-Val Tramontina, 15 Comunità Montana “Valle dei Liri”, 
Comunità Montana “Alento Monte Stella”, Comunità Montana “Alta Irpinia”, Comunità Montana “Alta 
Tuscia Laziale”, Comunità Montana “Aventino Medio Sangro”, Comunità Montana “Basso Sinni”, Comunità 
Montana “Calore Salernitano”, Comunità Montana Colline Metallifere,Comunita Montana Dora Baltea 
Canavesana, Comunità Montana “Ingauna”, Comunità Montana “Monte Mauro”, Comunità Montana 
“Montedonico Tribucco”, Comunità Montana “Monti del Trasimeno”, Comunità Montana “Mugello”, 
Comunità Montana “Penisola Amalfitana”, Comunità Montana “Pinerolese Pedemontano”, Comunità 
Montana “Val Sarmento”, Comunità Montana “Versante Jonico”, Comunità Montana Acquacheta, 
Comunità Montana Alta Valle Susa, Comunità Montana Alta Valmarecchia, Comunità Montana Argentea, 
Comunità Montana Argentina-Armea, Comunità Montana dei Monti Dauni Comunità Montana dei Monti 
Lattari, Meridionali, Comunità Montana del Baldo, Comunità Montana del Barigadu, Comunità Montana del 
Martino Buon Albergo, San Vito 
dei Normanni, Sant’angelo in 
Lizzola, Santa Teresa di Riva, 
Settimo Torinese, Statte, 
Tavullia, Terlizzi, Termoli, 
Treviso, Vallinfreda, Venezia,
Vivaro Romano
Comunità:
Comunità Montana Bassa Valle 
Susa e Val Cenischia, Comunità 
Montana della Murgia Tarantina, 
Comunità Montana Valle del 
Nera e Monte San Pancrazio
Altri enti locali: Consorzio 
Volontario dei Comuni dell'Alto 
Salento,
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Catria e Cesano, Comunità Montana del Cetona, Comunità Montana del Gemonese, Comunità Montana 
del Metauro Zona “E”, Comunità Montana del Montefeltro-Zona B, Comunità Montana del Nuorese n°9, 
Comunità Montana del Pollino, Comunità Montana del Taburno, Comunità Montana del Volturno, 
Comunità Montana della Carnia, Comunità Montana della Lessinia, Comunità Montana della Riviera 
Spezzina, Comunità Montana della Valcuvia, Comunità Montana dell’Alto Jonio, Comunità Montana 
dell’Amerino “Croce di Serra”, Comunità Montana dell’Appennino Forlivese, Comunità Montana delle 
Prealpi Trevigiane, Comunità Montana di Camerino, Comunità Montana Feltrina, Comunità Montana 
Presila Catanzarese, Comunità Montana Terminio Cervialto, Comunità Montana Valle del Santerno, 
Comunità Montana Valsesia, Comunità Montana Valtellina di Morbegno, Comunità Montana Valtellina di 
Tirano, Comunità Montana Zona Monti Picentini, Mountain Comunity of Lazio Region
Parchi: Parco Adda Nord, Parco dei Nebrodi, Parco del Beigua, Parco del Monte Cucco, Parco dell’Etna, 
Parco di Colfiorito, Parco Fluviale del Po e dell’Orba, Parco Naturale del Conero, Parco Naturale del 
Sasso Simone e Simoncello, Parco Naturale dei Monti Aurunci, Parco Naturale e Riserva del Canavese, 
Parco Naturale Orsiera Rocciavrè e Riserve degli Orridi di Chianocco e Foresto, Parco Naturale Regionale 
dell’Aveto, Parco Nazionale d’Abruzzo, Parco Nazionale dei Monti Sibillini, Parco Nazionale del Cilento e 
Vallo di Diano, Parco Nazionale del Cirleo, Parco Nazionale del Vesuvio, Parco Nazionale della Majella, 
Parco Nazionale dell’Asinara, Parco Nazionale dello Stelvio, Parco Nazionale Dolomiti Bellunesi, Parco 
Regionale Appia Antica, Parco Regionale dei Sassi di Roccamalatina, Parco Regionale del Delta del Po, 
Parco Regionale Gallipoli Cognato, Parco Regionale Migliarino San Rossore Massaciuccoli,  Protetta 
Parco del Monte Subasio
Provincie: Alessandria, Ancona, Arezzo, Benevento, Bergamo, Bologna, Brescia, Cagliari, Caserta, 
Chieti, Como, Cosenza, Cremona, Crotone, Enna, Ferrara, Firenze, Forli’-Cesena, Frosinone, Genova, 
Imperia, L’Aquila, Latina, Lecce, Livorno, Lucca, Mantova, Milano, Modena, Napoli, Novara, Nuoro, 
Palermo, Parma, Pavia, Perugia, Pesaro e Urbino, Pescara, Piacenza, Pisa, Prato, Ravenna, Reggio,
Emilia, Rimini, Roma, Rovigo, Salerno, Sassari, Siena, Siracusa, Teramo, Terni, Torino, Treviso, Varese, 
Venezia, Vercelli, Verona, Viterbo
Regioni: Lazio, Liguria, Umbria, Sicilia, Siciliana
Altri enti locali: Autorità di Ambito Territoriale Ottimale 4 Alto Valdarno, Circondario della Val di Cornia, 
Circondario Empolese Val d’Elsa, Comprensorio Bassa Valsugana e Tesino, Comunità Collinare Vigne e 
Vini, Consorzio di Bonifica Ugento e Li Foggi, Consorzio pubblico di igiene ambientale– Consorzio Est 
Milanese, Forum Agenda 21 Porto Torres, Società per lo sviluppo Magazzolo Platani– SMAP (13 comuni: 
Bivona, Alessandria della Rocca, Burgio, Cammarata, Casteltermini, Cianciana, Lucca Sicula, Palazzo 
Adriano, Sant'Angelo Muxaro, San Biagio Platani, San Giovanni Gemini, Santo Stefano Quisquina, 
Villafranca Sicula), Unione dei Comuni “Montedoro”, Unione dei Comuni valle del Giovenzano
Kosovo Kamenica, Lipjan, Podujeva, 3 3
Latvia Association of Local Governments Bartava, J• kabpils, Jürmala, Riga, 4 Tukums 1 5
Lebanon Jounieh, Zahleh, 2 0 2
Lithuania Alytus, Panev• ž is, Rokiskis, Trakai, Visaginas, Vilnius 6 0 6
Luxembourg Roeser, Schifflange, 2 0 2
Macedonia Ohrid 1 1
Moldova Hoginesti, Lapusna, Rosietici, Satul Mîndresti, Soroca, Ungheni, Vãlcinet 7 Chisinau 1 8
Montenegro Kotor, Herceg-Novi 2 0 2
Morocco Province de Beni-Mellal 1 0 1
Netherlands Amstelveen, Amsterdam, Boxtel, Breda, Breukelen, Den Haag, 's-Hertogenbosch, Rotterdam, Tilburg, 
Utrecht, Vught,
11 Dordrecht, 1 12
Norway Bergen, Frederikstad, Kristiansand, Lillehammer, Oslo, Stavanger, Tromsø, Trondheim, 8 0 8
Poland Byczyna, Elk, Gdansk, Gmina Rozprza, Nowa Sol, Syców, 6 Glowno 1 7
Portugal Abrantes, Alcobaça, Almada, Amadora, Braga, Câmara Municipal De Braganca, Cascais, Chaves, 
Coimbra, Faro, Figueira da Foz, Gondomar, Guarda, Guimaraes, LIPOR (Porto Region), Lisboa, Lousada,
Melgaco, Moncao, Nelas, Odivelas, Oeiras, Peso da Regua, Portimão, Porto, Póvoa de Varzim, 
Redondo, Santa Maria da Feira, Santo Tirso, Seixal, Sever do Vouga, Trofa, Valongo, Viana do Castelo, 
Vila Nova de Gaia, Vila Nova de Famalição, Vila real,  
37 Aveiro, 1 38
Romania Baia Mare, Bucaresti Sector 5, Foscani, Galati, Giurgiu, Iasi, Ploiesti, Orastie, Ramnicu Valcea, Târgu 
Mures,
10 0 10
Russia Bronnizy (Moscow Region), Dubna, Izhevsk (Udmurt Republic), Kasli, Kirovo-Chepetsk, Korolev (Moscow 
Region), Kursk, Obninsk (Kaluga Region), Orel, Orsk (Orenburg Region), Perm, Pushkin, Rostov-na-
Donu, Smolensk, Stavropol, Zlatoust (Chelyabinsk Region),
16 Dolgoprudny 1 17
Slovak Republic Banská Bystrica, Poprad, Spiš skà Novà Ves 3 0 3
Slovenia Duplek, Koper, Ljubliana, Maribor, 4 0 4
Spain Ciudades y Municipios: Abadiño, Abanilla, Abanto Zierbena, Abarán; Ablitas, Adamuz, Adeje, Ador,
Ademuz, Agaete, Agost, A Gudiña, Aguilar de Campoo, Aguilar de la Frontera, Aguilas, Agüimes, 
Agullana, Aiguamurcia, Aín, Aizarnazabal, Alaior, Alaquas, Alaró, Albacete, Albaida, Albanchez de 
Mágina, Albatera, Albiztur, Alboloduy, Alboraya, Alborge, Alcala de Henares, Alcano, Alcantarilla, Alcázares, 
Alcobendas, Alcoi, Alcolea del Pinar, Alcubillas, Alcudia, Alcudia de Veo, Aldaia, Aldea de Fresno, 
Aldover, Aledo, Alegria-Dulantzi, Alfafar, Alfamen, Alfara de Carles, Alfara del Patriarca, Alfondeguilla,
Alforque, Alfoz de Lloredo, Algaida, Algemesí, Algimia de Alfara, Alfoz de Lloredo, Algimia de Almonacid, 
Alginet, Alguaire, Alguazas, Algueña, Alhama de Murcia, Alicante, Alkiza, Allande, Almansa, Almassera, 
Almazora, Almedijar, Almedinilla, Almodóvar del Campo, Almoines, Almonacid de la Sierra, Almonacid de 
Zorita, Almonte, Almoradí, Alonsotegi, Alp, Altzagako, Amposta, Amurrio, Andilla, Andoain, Andujar, 
Anglesola, Ansoain, Antella, Arahal, Araitz, Arama, Aranda de Duero, Arantza, Aras de los Olmos, 
Arbúcies, Archena, Areatza, Arenas de Iguña, Aretxabaleta, Arganza, Arenys de Munt, Areso,
Aretxabaleta, Arévalo, Argelita, Argentona, Arnoia, Arnuero, Aroche, Arona, Arrasate, Arratzu, Arredondo, 
Arrecife, Arroyomolinos, Artea, Arzua, Arucas, Asparrena, Aspe, Astigarraga, Astillero, Ateca, Atxondo,
Avinyò, Avinyonet de Puigventós, Ayódar, Ayora, Azagra, Azkoitia, Azpeitia, Azuebar, Azuqueca de 
Henares, Badalona, Baena, Bailén, Baix Penedès, Balazote, Banyeres del Penedès, Barakaldo, Barañain, 
Barbera del Valles, Barcelona, Barcena de Cicero, Barcena de Pie de Concha, Barillas, Barlovento, 
Barrundia, Basaburua, Basauri, Baterno, Baztan, Beasain, Bedia, Bedmar-Garcíez, Begonte, Begur, Bell-
Lloc d’Urgell, Bellpuig, Bellver de Cerdanya, Belmez, Bélmez de la Moraleda, Benalauría, Benameji, 
Benavent de Segria, Benevites, Beniarbeig, Benicarlo, Benicàssim, Benidorm, Benifaio, Benifairo de la 
1084 Ciudades y Municipios:
Agramunt, Alcalali , Arganda del 
Rey, Argelaguer, Badia del Vallès, 
Balaguer, Banyeres de Mariola, 
Bràfim, Cassà de la Selva, 
Castellvi de Rosanes, Cercs, 
Colunga, Cornella del Terri, El 
Verger, Els Pallaresos, 
Fontanals de Cerdanya, 
Galdakao, La Fuliola, La 
Jonquera, La Riera de Gaià, 
Madremanya, Medellin,
Montornès del Vallès, Navarres, 
Pau, Pedro Abad, Puigcerdà, 
Puiggrós, Ròtova, San 
Sebastian de los Reyes, Sant 
Feliu de Buixalleu, Sant Fruitós 
de Bages, Sant Gregori, Sant 
Joan de Vilatorrada, Sant Vicenç 
de Torelló, Tarrés,Torroella de 
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Valldigna, Benifallet, Benifato, Benissa, Benitachell, Benlloch, Bera, Berango, Bermeo, Berriozar, Berrizko, 
Betelu, Betera, Biar, Bidegoian, Bigastro, Bijuesca, Bilbao, Biure, Blanca, Boadilla del Monte, Bocairent, 
Bolaños de Calatrava, Bolbaite, Boniches, Bonrepòs I Mirambell, Borox, Breña Baja, Briviesca, 
Buenavista del Norte, Bullas, Bujalance, Buñuel, Bunyola, Burgos, Burjassot, Busturia, Cabanas Raras,
Cacabelos, Cadalso de los Vidrios, Cabezon de Liebana, Cabezon de la Sal, Cabra, Cadiz, Cadrete, 
Cadreita, Calafell, Calatorao, Calasparra, Caldes de Malavella, Caldes de Montbui, Callosa d'en Sarrià, 
Callús, Calonge, Calpe, Calvia, Calzada de Calatrava, Camarena, Camarles, Cambil-Arbuniel, , Cambrils,
Camaleño, Campanet, Campillo de Altobuey, Campillo de Arenas, Campoo de en Medio, Campoo de 
Yuso, Camponaraya, Camporrobles, Candelaria, Capdepera, Caravaca de la Cruz, Carbonero el Mayor,
Carcabuey, Carcaixent, Cárcheles, Cardedeu, Cardeña, Carinena, Cartagena, Cartes,  Carracedelo, 
Casas de Juan Núñez, Casas-Ibáñez, Caspueñas, Castejón, Castellar del Riu, Castellar del Vallès, 
Castellbisbal, Castelldefels, Castellfollit de la Roca, Castellfort, Castelló de la Ribera, Castelló d’Empúries, 
Castellfort, Castellolí, Castellon de la Plana, Castell-Platja d’Aro, Castellsera, Castilblanco, Castro 
Caldelas, Castro Urdiales, Castuera, Catarroja, Caudete, Cazalla de la Sierra, Cehegin, Cenicientos, 
Cenizate, Cervelló, Cervera, Ceutí, Cheste, Chillarón del Rey, Chinchilla de Montearagón, Chóvar, Cieza, 
Cinco Olivas, Cinctorres, Cintruénigo, Cillorigo de Liebana, Ciutadella de Menorca, Coca, Consello de 
Santiago de Compostela, Cocentaina, Cofrentes, Colera, Colindres, Colmarza, Colmenar del Arroyo, 
Colmenarejo, Colomers, Comarca de Sobrarbe, Comillas, Concellos da Limia, concello de Monforte de 
Lemos, Corbera, Corbera de Llobregat, Corçà, Córdoba, Corella, Cornellà de Llobregat, Cortes De 
Arenoso, Coslada, Cosuenda, Creixell, Crespià, Cubas de La Sagra, Cubelles, Cudillero, Cuarte de 
Huerva, Cullera, Culleredo, Cunit, Daimiel, Deltebre, Denia, Dolores, Doña Mencia, Donostia-San 
Sebastián, Dos Torres, Dozón, Dueñas, Durango, Ea, Écija, Eibar, Eivissa, Ejea de los Caballeros, 
Elantxobe, Elburgo, El Campello, El Carpio, El Catllar, El Frasno, El Morell, Elorrio, El Perelló, El Pla de 
Santa María, El Pont D’Armentera, El Prat de Llobregat, El Puig, El Ripollès, El Rosario, El Toboso, El 
Vellón, El Vendrell, El Vilosell, El Viso, Elche, Elda, Encinacorba, Encinas Reales, Epila, Erono,
Errenteria, Errigoiti, Escalante, Escároz, Escatron, Es Castell, Es Mercadal, Es Migjorn Gran, Eslida, 
Espadilla, Esparragosa de Lares, Espejo, Espiel, Esplugues de Llobregat, Esponella, Estella-Lizarra, 
Estivella, Etxalar, Etxebarri, Fabero, Falces, Fanzara, Felanitx, Ferreries, Ferrol, Fernan Nuñez Figaro-
Montmany, Figueres, Figueroles, Finestrat, Firgas, Flix, Fontcoberta, Forallac, Forcall , Fornells de la 
Selva, Fortuna, Forva, Fuente-Álamo, Fuente Alamo de Murcia, Fuentelespino de Haro, Fuente Obejuna, 
Fuentes de Ayodar, Fuente la Lancha, Fuente-Tójar, Funes, Fuendetodos, Gabiria, Galapagar, Gáldar, 
Galdaties, Gandia, Gato de Gorgos, Garai, Garganta de los Montes, Garriguella, Gaucín, Gautegiz 
Arteaga, Gavà, Gavarda, Gelsa, Genovés, Gernika-Lumo, Gestalgar, Getafe, Getaria, Getxo, Gijón, 
Girona, Godella, Goizueta, Gondomar, Gorlitz, Granada, Granadilla De Abona, Granollers, Griñón, 
Guadix, Guadalcázar, Guardamar Del Segura, Guardiola de Berguedà, Güímar, Guimerà, Guriezo,
Guitiriz, Haría, Helechosa de los Montes, Hellín, Herrerias, Higuera La Real, Higueras, Higueruelas,
Hinojosa del Duque, Hondón de las Nieves, Horcajuelo de la Sierra, Hornachuelos, Hoya Gonzalo, 
Huelma-Solera, Ibarranglev, Ibi, Idiazabac, Igantzi, Igorre, Igualada, Imotz, Ingenio, Iruraiz-Gauna, 
Itsasondo, Ituren, Izurtza, Jafre, Jalance, Jaraba, Jaurrieta, Jávea, Jerez de la Frontera, Jesús, Jimena, 
Juià, Jumilla, Karrantza Harana, La Carlota, La Coruña, La Fatarella, La Font de la Figuera, La Font d’En 
Carros, La Garriga, La Granjuela, La Guardia de Jaén, La Hiruela, L’Alcora, Langreo, La Nou de Gaià, La 
Oliva, La Pobla de Benifassa, La Pobla de Claramunt, La Pobla de Montornès, La Pobla de Segur, La 
Pobla del Duc, La Pola de Gordón, La Rambla, La Riba, La Robla, Larraul, La Selva de Mar, La Sénia, La 
Seu d’Urgell, La Taha, La Torre de les Maçanes, La Unión, La Vall de Bianya, La Vall de Laguar, La Vall 
d’en Bas, La Vall d’Uixó, La Victoria, La Zaida, L´Alfas del Pi, L'Aldea, L’Alqueria de la Comtessa, 
L’Amettla de Mar, L’Ametlla del Vallès, L’Ampolla, Lamason,Laguna de Duero, Lantz, L’Armentera,
Larraun, Larva, Las Navas del Marques, Las Palmas de Gran Canaria, Las Torres de Cotillas, Leganés,
Legazpi, Legorreta, Leitza, L’Eliana, Lemoa, Lepe, Leon, Les Alqueries, L’Espluga de Francolí, 
L’Hospitalet de Llobregat, Lekunberri, Librilla, Liendo, Linyola, Lladó, Llagostera, Llaurí, Lleida, Llerena, 
Lliça de Vall, Llíria, Llívia, Lloret de Mar, Lluçà, Limpias, L’Olleria, Longares, Lorca, Lorqui, Los Blázquez, 
los Santos de Maimona, Los Llanos de Aridane, Lourinha, Lloseta, Lucena, Lucena de Jalon, Luque, 
Lurreta, Maceda, Madrid, Madrigalejo, Maials, Mairena del Aljarafe, Málaga, Maldà, Malgrat de Mar, 
Manacor, Mañaria, Manlleu, Manresa, Manzanares El Real, Maó, Marçà, Maria de la Salut, Maria de 
Huerva, Marratxí, Martorell, Martorelles, Massalfassar, Massanes, Matadepera, Matapozuelos, Mataró, 
Matet, Mazarrón, Medina del Campo, Medio Cudeyo, Mejorada del Campo, Meliana, Miajadas, 
Miguelturra, Millena, Miengo, Miño, Miraflores de la Sierra, Miramar, Miranda de Ebro, Mislata, Mocejón, 
Mogán, Moixent, Molina de Segura, Molins de Rei, Moncada, Moncofa, Monforte De Lemos, Monistrol de 
Monserrat, Monleras, Montalban de Cordoba, Montaverner, Montcada i Reixac, Monteagudo, Montejo de 
la Sierra, Montemayor, Montesquiu, Montilla, Montoliu de Lleida, Montoro, Montserrat, Mont-Ras, Mont-
roig del Camp, Montuiri, Monturque, Móra d’Ebre, Móra la Nova, Morata de Jalon, Moratalla, Morella,
Morga (Bizkaia), Moros, Móstoles, Motril, Moya, Mula, Mundaka, Muel, Munebregia, Munera, Mungia, 
Murcia, Muro del Alcoy, Mutxamel, Muxika, Nabarniz, Navacerrada, Navalvillar de Pela, Navarcles, 
Navata, Noain, Noajelo-Hoya del Salobral, Noja, Nucía, Nules, Nuño-Gomez, Obejo, Ohanes, Ojós, Olesa 
de Montserrat, Oliva, Oliva de la Frontera, Olmeda de las Fuentes, Olot, Onda, Ontinyent, Orís, 
Ormaiztegi, Oronz, Ortuella, Ossa de Montiel, Otxandio, Ourense, Padrón, Paiporta, Pájara, Palafrugell, 
Palamós, Palau de Plegamans, Palau-Sator, Palencia, Palenciana, Palma de Gandia, Palma de Mallorca, 
Palma del Rio, Pamplona, Paniza, Palmera, Parets del Vallès, Paüls, Pavias, Pedraza, Pedralba, 
Pedregue, Pelayos de la Presa, Peñaranda de Bracamonte, Peñarroya-Pueblo Nuevo, Peñarrubia, 
Pesaguero, Peralada, Peralta, Petra, Petrer, Picanya, Piedrahíta, Pielagos, Pina de Ebro, Pineda de 
Gigüela, Pineda de Mar, Pinto, Pliego, Poio, Pollença, Ponferrada, Pontevedra, Porqueres, Porreres, 
Portbou, Portell de Morella, Puerto del Rosario, Portugalete, Posadas (Córdoba), Potries, Pozuelo de 
Alarcón, Pradilla de Ebro, Preixana, Premià de Dalt, Priarania del Biero, Priego de Córdoba, Puçol, 
Puebla de Alcocer, Puebla Del Prior, Puebla de la Sierra, Puente Genil, Puente la Reina-Gares, Puerto de 
la Cruz, Puertollano, Puerto Lumbreras, Puigpelat, Puigpunyent, Puig-Reig, Puigverd d’Agramunt, 
Puigverd de Lleida, Punta Umbría, Puntagorda, Puntallana, Prádena del Rincón, Quinto, Quart de Poblet, 
Quiroga, Rafol de Salem, Redondela, Renau, Requena, Reus, Ribadavia, Ribadeo, Ribaforada, Ribarroja 
del Turia, Ribesalbes, Ricote, Riofrío de Aliste, Rionansa, Ripoll, Riudarenes, Riudaura, Riudecanyes, 
Riudellots de la Selva, Riudoms, Robledo de Chavela, Rocafort, Roquetes, Roses, Rozas de Puerto Real, 
Rubi, Rueda de Jalon, Ruente, Rute, Sabadell, Sagunt(o), Salillas de Jalon, Salinas del Manzano, 
Sallent, Salou, Salt, am Millam, San Andres del Rey, San Andrés del Rabnedo, San Andrés y Sauces, 
San Bartolomé de Tirajana, San Bartolomé, Sancedo, San Clemente, San Javier, San Juan de 
Montgrí, Vidrà, 
Regiones: Consell Comarcal de 
la Garrotxa, Consell Comarcal 
de l’Alt Urgell,
Mancomunidades:
Mancomunidad del Interior 
Tierra del Vino, Mancomuntat de 
municipis de la Safor,
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Aznalfarache, San Juan de la Rambla, San Lorenzo de El Escorial, San Miguel de Abona, San Nicolás de 
Tolentino, San Pedro del Pinatar, San Roque, San Sebastián de la Gomera, San Sebastián de Los 
Ballesteros, Santa Elena de Jamuz, San vicente de la Barquera, San Vicente del Raspeig, Sangüesa, 
Sant Adrià de Besòs, Sant Andreu de la Barca, Sant Aniol de Finestres, Sant Bartomeu del Grau, Sant Boi 
de Llobregat, Sant Carles de la Rapita, Sant Celoni, Sant Cugat del Vallès, Sant Feliu de Guíxols, Sant 
Feliu de Pallerols, Sant Hilari Sacalm, Sant Jaume D’Enveja, Sant Joan d’Alacant, Sant Joan les Fonts, 
Sant Jordi Desvalls, Sant Julià de Ramis, Sant Just Desvern, Sant Llorenç des Cardassar, Sant Llorenç 
Savall, Sant Lluís, Sant Miquel de Campmajor, Sant Pau de Segúries, Sant Pere de Ribes , Sant Pere de 
Torelló, Sant Pere Pescador, Sant Sadurní d’Anoia, San Sadurnino, Santa Coloma de Farners, Santa 
Coloma de Gramenet, Santa Coloma de Queralt, Santa Cruz de la Palma, Santa Cruz de Tenerife, Santa 
Eufemia, Santa Eugenia, Santa Eulàlia de Ronçana, Santa Eulalia del Rio, Santa Lucía, Santa Margarida I 
Els Monjos, Santa María de Cayón, Santa Maria del Camí, Santa María de la Alameda, Santa Oliva, 
Santa Perpètua de Mogoda, Santa Pola, Santa Ursula, Santander, Santiago de Compostela, Santona,
Santomera, Santurtzi, Sanxenxo, Sarrià de Ter, Sastago, Sedaví, Segorbe, Sentmenat, Serinyà, Serra, 
Serranillos del Valle, Sestao, Sevilla, Silla, Sils, Sineu, Siruela, Sitges, Siurana d’Empordà, Soba, Sollana, 
Sóller, Solorzano, Sopelana, Sora, Sot de Chera, Soto del Real, Suances, Subirats, Suances, Sueca, 
Sueras, Súria, Talamanca De Jarama, Talarrubias, Talavera de la Reina, Tales, Tarazona, Tamurejo, 
Tarragona, Tàrrega, Tavernes de la Valldigna, Tazacorte, Tegueste, Teguise, Tejeda, Telde, Islas 
Tenerife, Terrassa, Terrer, Teulada, Tías, Tierga, Titaguas, Tivenys, Tobarra, Tobed, Toga, Tolosa, 
Tomelloso, Tona, Tordesillas, Tornabous, Torrebaja, Torreblanca, Torrecampo, Torrechiva, 
Torredembarra, Torrejon de Velasco, Torelles de Llobregat, Torelló, Torralba del Pinar, Torrelodones, 
Torrent, Torre-Pacheco, Torres, Torroella de Fluvia, Torrijo de la Canada, Tortosa, Toses, Tossa de Mar, 
Totalán, Totana, Tous, Tremp, Tres Cantos, Treviso, Tudanca, Tudela, Tudela de Duero, Tulebras, 
Udias, Ulea, Ulldecona, Ulldemolins, Ultzama, Utiel, Utrera, Vacarisses, Valdeaveruelo, Valdeganga, 
Valdegovia, Valdemanco, San Martín de Valdeiglesias, Valdepeñas, Valdes, Valdeprado del Rio, 
Valderredible,Valencia, Valenzuela, Vall de Almonacid, Vallada, Valladolid, Vallat, Valle de Anué, Valle de 
Egües, Valle de Erro, Valle de Odieta, Valle de Trapaga, Valdeolea, Vallfogona de Balaguer, Vallirana, 
Vallmoll, Valsequillo, Valtierra, Valverde de El Hierro, Valverde de la Vera, Vandellòs i l’Hospitalet de 
l’Infant, Vega de Liebana, Vega de San Mateo, Velilla de Ebro, Vic, Vigo, Vilabella, Viladecans, 
Viladecavalls, Vilademuls, Vilafant, Vilafranca de Bonamy, Vilagarcia de Arousa, Vilanova de la Barca, 
Vilanova del Camí, Vilanova I La Geltru, Vila-Real, Vilarmayor, Vila-Rodona, Vila-Seca, Vilassar de Dalt, 
Villa de Arico, Villadecanes, Villa de Argoños, Villa de la Orotava, Villa de Mazo, Villa del Prado, Villa del 
Río, Villabona, Villafranca, Villafranca del Cid, Villagordo del Cabriel, Villaharta, Villalba, villalengua, 
Villaluenga de la Sagra, Villamanrique de la Condesa, Villamanta, Villamantilla, Villamayor, Villamuriel de 
Cerrato, Villanueva de la Cañada ,Villanueva de Perales, Villanueva de Algaidas, Villanueva del 
Arzobispo, Villanueva Del Duque , Villanueva de Huerva, Villanueva del Rey, Villaralto, Villarrobledo, 
Villaviciosa de Córdoba, Villaviciosa de Odón, Vinalesa, Vinaròs, Vitoria-Gasteiz, Viveiro, Voto, Xaló, 
Xátiva, Xeraco, Xerta, Xirivella, Yaiza, Yecla, Zaldibar, Zaldibia, Zalla, Zamora, Zaragoza, Zarautz, 
Zarzalejo, Zegama, Zestoa, Zierbena, Zizur Mayor, Zubieta, Zuheros, Zumaia
Mancomunidades: Mancomunidad Municipios Bierzo Central, Mancomunidad de la Canal de Navarrés 
(Valencia), Mancomunidad de Municipios Sostenible de Cantabria, Mancomunidad de la Vega Baja 
(Alicante), Mancomunidad de Montejurra (Navarra), Mancomunidad de Municipios Nansa, Mancomunidad 
de Municipios de Arribes del Duero, Mancomunidad de Municipios de las Medianias de Gran Canaria, 
Mancomunidad de Municipios del Salnés (Pontevedra), Mancomunidad de Municipios Espadan-Mijares 
(Castellón), Mancomunidad de Municipios Valle del Guadiato (Andalucía), Mancomunidad del Valle del 
Aragón (Navarra), Mancomunidad de Municipios de Vegas Altas, Mancomunidad Intermunicipal del 
Sureste de Gran Canaria, Mancomunidad Sierra del Rincón, 
Diputaciones: Albacete, Almeria, Ávila, Badajoz, Barcelona, Córdoba, Girona, Huelva, Huesca, Jaén, 
Málaga, Palencia, Sevilla, Tarragona, Valencia,  Zaragoza
Regiones: Concello de Allariz, Concello de A Merca, Concello de Carballo, Duero's Riverside Region,
Concello de Lugo, Concello de Moeche, Concello Vilariño de Conso, Comunidad Foral de Navarra, 
Consell Comarcal de la Selva, Consell Comarcal de l’Alt Camp, Consell Comarcal de l’Anoia, Consell 
Comarcal de La Segarra, Consell Comarcal del Baix Ebre, Consell Comarcal de l’Urgell, Consell 
Comarcal del Bages, Consell Comarcal del Baix Empordà, Consell Comarcal del Pla de l’Estany, Consell 
Comarcal del Segrià, Consell Insular de Mallorca, Murcia
Otros: Cabildo Insular de El Hierro, Red de Ciudades y Municipios sostenibles de Castilla la Mancha –
Pacto Ciudad Habitable (Municipios y Diputaciones)(*)
Sweden Botkyrka, Eskilstuna, Gävle, Göteborg, Hällefors, Helsingborg, Hudiksvall, Jönköpings, Karlskoga, 
Klippan, Laholm, Linköping, Malmö, Nässjö, Nyköping, Sorsele, Stockholm, Timraa, Trollhättan, 
Ulricehamn, Umeå, Växjö, Vellinge,
23 Skara 1 24
Switzerland Genève, Lancy, Lausanne, Neuchâtel, Zürich 5 Vevey, 1 6
Turkey Batman, Bingöl, Bursa Metropolitan, Diyarbakir, Hakari,  Mardin (Dikmen), Siirt, 7 Çorum, Marmara Region, 2 9
Ukraine Donetsk, Evpatoria, Myrhorod, Nikolaev, Nikopol, Odessa, Sebastopol, Sumy Region, 8 0 8
United Kingdom Cities: Armagh, Belfast, Birmingham, Bradford, Cambridge, Chester, Deal Town, Derby, Derry, Lancaster, 
Leeds, Leicester, Liverpool, London, Manchester, Norwich, Nottingham, Oxford, Peterborough, Plymouth, 
Sheffield, Stoke-on-Trent, Worcester, York,
Districts: Banbridge, Cannock Chase, East Hampshire, Frome, Gordon, North Kesteven, North Wiltshire, 
South Hams, Stratford-on-Avon, Tendring, West Somerset,
Boroughs: Amber Valley, Antrim, Bedford, Bracknell Forest, Breckland, Calderdale, Chesterfield, 
Colchester, Crewe & Nantwich, Gedling, Great Yarmouth, Halton, Lisburn, Middlesbrough, Milton Keynes, 
Northhampton, Poole, Preston, Reading, Reigate & Banstead, Tamworth, Vale Royal, 
London Boroughs: Barnet, Bexley, Camden, Croydon, Ealing, Harrow, Havering, Islington, Lambeth, 
Lewisham, Merton, Southwark, Sutton,
Counties: Derbyshire, Devon, Dorset, Hertfordshire, Humberside, Lancashire, Norfolk, Northumberland, 
Oxfordshire, Shropshire, Staffordshire,
Metropolitans: Bradford, Kirklees, Solihull, Wakefield, Wirral
Unitary Authorities: Aberdeen, Bath & North East Somerset, Brighton & Hove, Bristol, Cardiff, Conwy, 
Dungannon & South Tyrone, Edinburgh, Fife, Medway, Midlothian, Renfrewshire, South Ayrshire, South 
Gloucestershire, Stirling, Thurrock, Wrexham,
104 Boroughs: Bridgend,
London Boroughs: Redbridge
2 106
Yugoslavia (FRY) Smederevska Palanka 1 0 1
TOTAL: FULL SIGNATORIES 2503 PROVISIONAL PARTICIPANTS 127 2630
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(*) Consortium of 138 local authorities that all committed themselves to the Aalborg Charter.
Participants to the “Red de Ciudades y Municipios sostenibles de Castilla la Mancha – Pacto Ciudad 
Habitable”
ALBACETE
ALBACETE (DIPUTACIÓN), ALBACETE (AYUNTAMIENTO), ALCARAZ, ALMANSA, AYNA, BALAZOTE, BOGARRA, CASAS IBAÑEZ, CAUDETE, CENIZATE, CHINCHILLA DE 
MONTE-ARAGON, ELCHE DE LA SIERRA, FEREZ, FUENTE-ALAMO, LA GINETA, HELLÍN, HIGUERUELA, HOYA GONZALO, LETUR, LEZUZA, LIETOR, MOLINICOS, 
MONTEALEGRE DEL CASTILLO, MUNERA, NERPIO, OSSA DE MONTIEL, PATERNA DEL MADERA, RIOPAR, LA RODA, SAN PEDRO, SOCOVOS, TOBARRA, VALDEGANGA, 
VILLAMALEA, VILLARROBLEDO, YESTE
CIUDAD REAL
CIUDAD REAL (DIPUTACIÓN), ALCAZAR DE SAN JUAN, ALCUBILLAS, ALMADENEJOS, ARGAMASILLA DE ALBA, CALZADA DE CALATRAVA, DAIMIEL, LLANOS DEL 
CAUDILLO, MALAGÓN, MEMBRILLA, MESTANZA, MIGUELTURRA, MONTIEL, PIEDRABUENA, PUERTOLLANO, SAN LORENZO DE CALATRAVA, SANTA CRUZ DE LOS 
CÁÑAMOS, LA SOLANA, TERRINCHES, TOMELLOSO, TORRALBA DE CALTRAVA, TORRE DE JUAN ABAD, VALDEPEÑAS, VILLARRUBIA DE LOS OJOS
CUENCA
CUENCA (DIPUTACIÓN), CUENCA (AYUNTAMIENTO), EL ACEBRÓN, ALCONCHEL DE LA ESTRELLA, BARAJAS DE MELO, BELINCHÓN, BONICHES, CAMPILLO DE 
ALTOBUEY, CAÑETE, CERVERA DEL LLANO, CHILLARÓN DE CUENCA, ENGUÍDANOS, FUENTENAVA DE JABAGA, GABALDÓN, INIESTA, LAS PEDROÑERAS, POZORRUBIO 
DE SANTIAGO, PRIEGO, PUEBLA DE DON FRANCISCO, SAN MARTÍN DE BONICHES, TEBAR, TORRUBIA DEL CAMPO, LOS VALDECOLMENOS, VELLISCA, VILLAESCUSA DE 
HARO, VILLAR DE CAÑAS, VILLARTA, ZAFRA DE ZÁNCARA, ZARZA DE TAJO
GUADALAJARA
GUADALAJARA (DIPUTACIÓN), GUADALAJARA (AYUNTAMIENTO), ALBARES, ALIQUE, ALMOGUERA, AZUQUECA DE HENARES, BRIHUEGA, FONTANAR, ILLANA, 
MARCHAMALO, PALMACES DE JADRAQUE, PAREDES DE SIGÜENZA, PAREJA, PIOZ, SAN ANDRÉS DEL REY, SIENES, SIGÜENZA, TORDELRÁBANO, TORTOLA DE 
HENARES, UCEDA, VALDELCUBO, VALVERDE DE LOS ARROYOS
TOLEDO
TOLEDO (AYUNTAMIENTO), ALAMEDA DE LA SAGRA, ALCOLEA DE TAJO, ALDEANUEVA DE SAN BARTOLOMÉ, ALMOROX, AÑOVER DE TAJO, BARGAS, BOROX, 
BUENAVENTURA, CAMUÑAS, ILLESCAS, MARRUPE, MENASALBAS, NUÑO GÓMEZ, ORGAZ, LA PUEBLA DE ALMORADIEL, LA PUEBLA DE MONTALBÁN, QUINTANAR DE LA 
ORDEN, SANTA ANA DE PUSA, SANTA CRUZ DEL RETAMAR, SOTILLO DE LAS PALOMAS, TALVERA DE LA REINA, TEMBLEQUE, EL TOBOSO, LA TORRE DE ESTEBAN 
HAMBRÁM, LA VILLA DE DON FADRIQUE, VALMOJADO, VILLAMINAYA, VILLANUEVA DE BOGAS, VILLATOBAS
 
  
Der Lissabonner Aktionsplan: 
Von der Charta zum Handeln 
 
Einführung 
Tausend Vertreterinnen und Vertreter von Städten, Gemeinden und Kreisen aus ganz Europa kamen 
vom 6.-8. Oktober 1996 in Lissabon, Portugal anläßlich der Zweiten Europäischen Konferenz 
zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden zusammen. Sie informierten sich über den Stand des 
Lokale-Agenda-21-Prozesses in 35 europäischen Ländern und untersuchten, welche Fortschritte seit 
der ersten Konferenz, die im Mai 1994 in Aalborg, Dänemark, stattfand, zu verzeichnen sind. Sie 
tauschten Ideen und Erfahrungen aus der kommunalen Arbeit wurden aus und erörterten 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit anderen europäischen Kommunen in gemeinsamen 
Projekten. Sie ermittelten die Bedürfnisse solcher Kommunen, die in Lokale-Agenda-Prozesse 
eingetreten sind, und gestalteten die Konturen der nächsten Phase der Kampagne mit.  
Der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, die auf der Aalborg-
Konferenz von 80 europäischen Kommunen durch die Unterzeichnung der Charta europäischer 
Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) gegründet 
wurde, haben sich mittlerweile 250 Gemeinden und Kreise angeschlossen. Mit der Unterzeichnung 
der Charta haben sie sich verpflichtet, ein langfristiges Handlungsprogramm mit dem Ziel der 
Zukunftsbeständigkeit (Lokale Agenda 21) zu entwickeln und darüber den Konsens innerhalb ihrer 
Kommune zu erzielen.  
Ziel der zweijährigen Anfangsphase der Kampagne war in erster Linie, die Charta von Aalborg und 
damit die Idee kommunaler Zukunftsbeständigkeit zu verbreiten, weitere Unterzeichner zu gewinnen 
und Hilfestellungen für den Lokale-Agenda-Prozeß anzubieten. Die sich nun anschließende, mit der 
Lissabon-Konferenz eingeleitete Phase legt ihre Schwerpunkte auf die Umsetzung der in der Charta 
genannten Grundsätze, den Start und die Durchführung eines Prozesses zur Aufstellung einer 
Lokalen Agenda 21 sowie auf deren Umsetzung. Durch ihre Beteiligung an dieser Phase leisten die 
europäischen Kommunen einen Beitrag zur Umsetzung nicht nur der Agenda 21 von Rio (1992), 
sondern auch der Habitat-Agenda von Istanbul (1996).  
Hierzu wirkten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Lissabon-Konferenz 1996 mit an der 
Aufstellung des folgenden Abschlußdokuments mit dem Titel Von der Charta zum Handeln. Es 
gründet auf den Erfahrungen vor Ort, wie sie in den 26 Workshops der Konferenz berichtet und 
diskutiert wurden, unter Einbeziehung der Grundsätze und Empfehlungen der Charta von Aalborg, 
des Step-by-Step-Guide des britischen Local Government Management Board, des Berichts 
"Zukunftsbeständige Städte" der Expertengruppe zur städtischen Umwelt der Europäischen 
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Kommission sowie des Planungsleitfadens zur Lokalen Agenda 21 des Internationalen Rates für 
kommunale Umweltinitiativen (ICLEI).  
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser ersten europäischen Konferenz nach der Habitat II-
Konferenz der Vereinten Nationen (Istanbul, 1996) möchten mit ihrer Beteiligung an der nächsten 
Phase der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden gleichzeitig zur 
Umsetzung der Habitat-Agenda beitragen.  
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Vorbereitung von Kommunalpolitik und -verwaltung für den Lokale-Agenda-21-
Prozeß  
1. Wir sind überzeugt, daß die Unterzeichnung der Charta europäischer Städte und 
Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) einer der besten 
Startpunkte für einen Lokale-Agenda-21-Prozeß ist.  
Wir brauchen den entschiedenen politischen Willen, in einen Prozeß der Lokalen Agenda 21 
einzutreten. Wir werden eine Gruppe motivierter Personen bestimmen, die die Initiative vorantreiben 
soll. Wir werden uns auf Vorstellungen, Konzepte und Handlungsaufträge wie die Agenda 21, das 
Fünfte Umwelt-Aktionsprogramm der Europäischen Union, die Charta von Aalborg oder die 
Habitat-II-Konferenz der Vereinten Nationen beziehen. Wir werden ein Arbeitsprogramm und einen 
Zeitplan für das Verfahren mit klar definierten Zielen für die einzelnen Phasen aufstellen. Mit der 
Unterzeichnung der Charta von Aalborg schließen wir uns der Europäischen Kampagne 
zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden an. Wir prüfen eine Mitgliedschaft in demjenigen 
Städtenetzwerk, von dem wir uns die beste Beratung und praktische Unterstützung in den Bereichen 
Umweltmanagement und Zukunftsbeständigkeit versprechen. 
2. Wir glauben, daß die Kommunalverwaltung die treibende Kraft in einem Lokale-Agenda-
21-Prozeß sein sollte.  
Unsere Kommunalverwaltung sollte ihre hoheitliche Haltung ablegen und eine vermittelnde Rolle 
einnehmen. Sie soll dem Prozeß den notwendigen Anstoß geben, soweit er nicht bereits von anderen 
Handlungsträgern gekommen ist, Personalkapazität und finanzielle Mittel bereitstellen, eine Stelle 
für die professionelle Moderation und Mediation einrichten und den Prozeß anleiten, aber nicht 
dominieren.  
3. Wir sind überzeugt, daß der Lokale-Agenda-21-Prozeß die Einbeziehung der gesamten 
Kommunalverwaltung - sei es in einer städtischen oder ländlichen Kommune - erfordert.  
Eine interne Vernetzung ist notwendig, um gleichermaßen Rat und Verwaltung, gewählte Vertreter 
und öffentliche Bedienstete, alle Verwaltungsbereiche und Verantwortungsebenen einzubeziehen. 
Wesentlich sind die Unterstützung des Prozesses durch die politische und Verwaltungsspitze sowie 
die Fort- und Weiterbildung der gewählten Vertreter und der Bediensteten über die Konzepte der 
Zukunftsbeständigkeit. Da kommunale Zukunftsbeständigkeit sich aus sozialer, wirtschaftlicher und 
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ökologischer Zukunftsbeständigkeit aufbaut, ist ein sektorübergreifender Ansatz unverzichtbar. 
Einführung von Verfahren für die Einbeziehung der Bürgerschaft 
4. Wir werden auf die verschiedenen Sektoren unseres Gemeinwesens zugehen und mit ihnen 
in Konsultation und Partnerschaft eintreten, um durch Zusammenarbeit zu Synergieeffekten 
zu gelangen.  
Unter allen Sektoren und Akteuren des Gemeinwesens einen Konsens über eine Lokale Agenda 21 
zu erzielen, ist nicht nur eine Forderung der Agenda 21 von Rio (1992), sondern verschafft dem 
langfristigen Handlungsprogramm die notwendige Durchsetzungskraft, damit es eine Chance zur 
Umsetzung erhält. Wir empfehlen die Einrichtung eines Gremiums aus Interessenvertretern (Lokale-
Agenda-21-Forum). Wir werden mit klaren Zielen Projektpartnerschaften bilden und 
Projektgruppen, Arbeitsgruppen, Beratungsgremien und runde Tische einrichten. Wir werden das 
Verfahren planen und gemeinsam mit allen Beteiligten das Vorgehen, die Schritte und die Ziele des 
Prozesses bestimmen. Wir werden die Beteiligten sensibel, aber zielgerichtet durch den Prozeß 
begleiten. Wir werden die besonderen Interessen aller Gruppen ermitteln und den Dialog mit ihnen 
pflegen, um durch Offenheit und Transparenz Vertrauen zu schaffen.  
Ansatz und Methode einer Lokalen Agenda 21 
5. Wir wollen zunächst vor unserer eigenen Tür kehren, indem wir das Prinzip der 
stufenweisen Weitervermittlung nach außen anwenden.  
Unsere Kommune soll ihre Probleme nicht in die weitere Umgebung oder in die Zukunft 
exportieren. Die Ethik der zukunftsbeständigen Entwicklung verlangt von uns, nach dem Prinzip der 
stufenweisen Weitervermittlung nach außen zu handeln, um dem Anspruch gerecht zu werden, 
einerseits ein Gleichgewicht zwischen örtlichen Bedürfnissen und dem Angebot in unserer Stadt 
anzustreben und andererseits dort, wo dieses Gleichgewicht nicht erreicht werden kann, in 
Verhandlungen mit den uns umgebenden Kreisen, dem Land, dem Kontinent zu treten über die 
Verteilung von Nutzen, Lasten und Verantwortlichkeiten. Wir werden alle Möglichkeiten unserer 
Kommune ermitteln, den Export von Problemen zu stoppen oder zu reduzieren, und überprüfen, wo 
die Beanspruchung der weiteren Umgebung und der zukünftigen Generationen gerechtfertigt ist. Wir 
werden soziale, wirtschaftliche und ökologische Bestandsaufnahmen unserer Kommune 
durchführen, um ihre Auswirkungen auf die Umwelt sowie auf zukünftige Generationen zu 
ermitteln, und die Ergebnisse veröffentlichen.  
6. Wir wollen eine systematische Maßnahmenplanung durchführen, um von der Analyse zum 
Handeln zu gelangen.  
Die Lokale Agenda 21 ist ein partizipatorischer Prozeß, der ein systematisches, schrittweises 
Vorgehen erfordert. Zunächst wird das Lokale-Agenda-21-Forum ein Grundverständnis und Leitbild 
entwickeln und diskutieren, welches der Rat nach Beteiligung der Öffentlichkeit verabschieden wird. 
Dann werden wir die Probleme, ihre Ursachen und Wirkungen ermitteln, einen Ratsbeschluß über 
die Zielsetzungen herbeiführen, mit Hilfe von Umweltverträglichkeitsprüfungen die Rangordnung 
der Probleme bestimmen, Handlungsoptionen herausfinden und Zielwerte festlegen, 
Einzelprogramme zur Zielerreichung aufstellen und sie zu einem Handlungsprogramm 
zusammenführen, das Handlungsprogramm durchführen und seine Umsetzung überwachen, die 
Ergebnisse auswerten und die Bewertung wieder in den laufenden Prozeß einbringen.  
Planungsinstrumente für den Weg zur Zukunftsbeständigkeit 
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7. Wir werden die soziale und wirtschaftliche Entwicklung mit der ökologischen Entwicklung 
verknüpfen, um die Gesundheit und Lebensqualität unserer Bürgerinnen und Bürger zu 
verbessern.  
Soziale Stabilität und Gerechtigkeit müssen auf einer zukunftsbeständigen Wirtschaft aufbauen, die 
sich wiederum an der Kapazität der natürlichen Ressourcen ausrichtet, d.h. an der ökologischen 
Zukunftsbeständigkeit. Die Planung für eine zukunftsbeständige Entwicklung muß soziale und 
wirtschaftliche Aspekte mit ökologischen Aspekten verknüpfen und erfordert daher 
sektorübergreifende Ansätze in der Planung wie auch bei der Umsetzung. Wir werden unsere 
Umweltplanung mit anderen Planungen, insbesondere der sozialen und wirtschaftlichen, abstimmen, 
ein Verfahren zur Zukunftsbeständigkeitsprüfung bei Verhandlungen über die Ansiedlung neuer 
Betriebe und Anlagen einführen und die Anwendung von Umweltmanagement- und Auditverfahren 
(EMAS) bei örtlichen Unternehmen fördern.  
8. Wir werden fortgeschrittene Management-Instrumente für die zukunftsbeständige 
Entwicklung anwenden.  
Unsere Kommunalverwaltungen werden sich auf ihrem Weg zur Zukunftsbeständigkeit auf die 
Anwendung eines breiten Instrumentariums an Methoden und Steuerungsverfahren für die Bereiche 
Umwelt, Wirtschaft, Soziales und Gesundheit stützen. Wir werden Zukunftsbeständigkeits-
Indikatoren für die Erfassung des Ist-Zustandes sowie für die Erfolgskontrolle nutzen, 
Umweltmanagement- und Auditverfahren sowie eine Naturhaushaltwirtschaft und andere Methoden 
ökologischer Buchführung einführen, die Methoden der Umweltverträglichkeitsprüfung und der 
strategischen Umweltprüfung anwenden und sie auf die Prüfung von sozialen, gesundheitlichen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen ausdehnen.  
Bewußtseinsbildung und Erziehung  
9. Wir werden Programme aufstellen, um das Bewußtsein unserer Bürger, der 
Interessengruppen, der Politiker und der Mitarbeiter der Kommunalverwaltung für Fragen 
der Zukunftsbeständigkeit zu fördern.  
Bewußtseinsbildung und Erziehung sind unabdingbar für die Schaffung eines tieferen Verständnisses 
über die Wechselwirkungen zwischen sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Aspekten. 
Berufliche Fortbildung ist erforderlich, damit unsere kommunalen Bediensteten sich über 
Handlungsmöglichkeiten, gute Praxis, Managementmethoden und -instrumente kundig machen 
können. Wir werden bewußtseinsfördernde Maßnahmen ergreifen, die sich an alle Gruppierungen 
unseres Gemeinwesens richten, und Erziehungs- und Fortbildungsprogramme für Kindergärten, 
Schulen, Hochschulen, die berufliche und die Erwachsenenbildung einrichten. 
Interkommunale Partnerschaft und Zusammenarbeit  
10. Wir werden stärker durch interkommunale Bündnisse: Verbände, Netzwerke und 
Kampagnen.  
Wir werden Verbindungen eingehen mit Nachbarkommunen, um, gemäß dem Prinzip der 
stufenweisen Weitervermittlung nach außen, Ungleichgewichte auszugleichen. Wir werden die 
nächsthöhere und die nächstniedrigere Politik- und Verwaltungsebene in all unsere Initiativen und 
Programme einbeziehen. Wir werden den Schwung und die Ermutigung ausnutzen, die wir durch 
den Beitritt zu kommunalen Netzwerken und Lokale-Agenda-21-Kampagnen erhalten.  
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11. Wir werden Nord-Süd- und West-Ost-Bündnisse für eine zukunftsbeständige 
Entwicklung eingehen.  
Städte und Gemeinden sind keine Inseln, und so ist kommunale Zukunftsbeständigkeit nicht 
möglich, ohne daß wir uns um die globalen Auswirkungen unserer lokalen Ressourcennutzung, 
unsere Emissionen und den Export von Auswirkungen kümmern. Wir werden die Verantwortung für 
die negativen Folgen unseres Handelns auf die globale Umwelt übernehmen und mit Kommunen in 
den Entwicklungsländern zusammenarbeiten. Wir werden mögliche Partnerschaften für eine 
zukunftsbeständige Entwicklung oder ähnliche Vereinbarungen internationaler kommunaler 
Zusammenarbeit prüfen, bilaterale Hilfsprogramme aufstellen und Möglichkeiten der gemeinsamen 
Umsetzung von Maßnahmen zum Schutz von Klima, Wasser, Boden und Artenvielfalt untersuchen. 
12. Im Konzert mit der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden 
wollen wir vorangehen.  
Mit der Lissabon-Konferenz im Oktober 1996 tritt die Europäische Kampagne zukunftsbeständiger 
Städte und Gemeinden in ihre zweite Phase, "Von der Charta zum Handeln". Weiterhin werden wir 
unseren Lokale-Agenda-21-Prozeß im Konzert mit anderen europäischen Kommunen durchführen. 
Wir werden die kommunalen Verbände und Netzwerke auffordern, weiterhin praktische 
Unterstützung, Beratung und Fortbildung bereitzustellen. 
 
Angenommen von den Teilnehmern der 
Zweiten Europäischen Konferenz über zukunftsbeständige Städte und Gemeinden 
Lissabon, Portugal, 8. Oktober 1996 
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Der Hannover Aufruf  
der europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister  
an der Schwelle zum 21. Jahrhundert 
 
A. Präambel  
Wir, 250 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus 36 europäischen Staaten und 
Anrainerregionen sind auf der Hannover Conference 2000 (die Dritte Europäische Konferenz 
Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden) vom 9.-12. Februar 2000 
zusammengekommen, um zu überprüfen, inwieweit unsere Städte und Gemeinden 
zukunftsbeständiger geworden sind und um übereinzukommen, wie wir unsere Bemühungen 
an der Schwelle zum 21. Jahrhundert ausrichten wollen.  
Mit der Unterzeichnung der Charta der Europäischen Städte und Gemeinden auf dem Weg 
zur Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) haben wir unsere Gemeinden verpflichtet, 
sich an der Lokalen Agenda 21 oder anderen Planungsprozessen zur zukunftsbeständigen 
Entwicklung zu beteiligen und sind der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte 
und Gemeinden beigetreten, die bisher gemeinsam vom Rat der Gemeinden und Regionen 
Europas (RGRE), Eurocities, dem Gesunde-Städte-Netzwerk der 
Weltgesundheitsorganisation, dem internationalen Rat für kommunale Umweltinitiativen 
(ICLEI) und dem Weltbund der Partnerstädte (UTO) in Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Kommission und ihrer Expertengruppe zur Städtischen Umwelt koordiniert 
wurde. 
650 lokale und regionale Kommunalverwaltungen aus 32 Ländern Europas haben sich durch 
die Unterzeichnung der Charta von Aalborg zur lokalen Zukunftsbeständigkeit und zur 
Durchführung der Kampagne verpflichtet. Mehr als 130 Millionen Europäer werden so an der 
Kampagne beteiligt. 
 
Wir haben den Lissaboner Aktionsplan als Orientierungshilfe verwendet und den 
Handlungsbedarf in den Erklärungen von Turku, Sofia, Sevilla und Den Haag zum Ausdruck 
gebracht. Der seit Beginn der Kampagne erzielte Fortschritt ist beträchtlich und hat zu vielen 
positiven Veränderungen in unseren Städten und Gemeinden geführt. Unsere Erfolge regen 
zu weiteren Aktionen an, um den noch vor uns liegenden vielfältigen Herausforderungen zu 
begegnen. 
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B. Prinzipien und Werte für lokales Handeln für Zukunftsbeständigkeit  
B.1 Wir stehen gemeinsam in der Verantwortung für das Wohlergehen gegenwärtiger und 
zukünftiger Generationen. Deshalb arbeiten wir für mehr soziale Gleichheit und 
Gerechtigkeit, gegen Armut und soziale Ausgrenzung und für eine lebenswerte und 
gesunde Umwelt. Wir schätzen und respektieren Unterschiede der Kulturen, 
Geschlechter, Religionen, Rassen und Altersstufen, und erkennen an, dass diese 
zum sozialen Reichtum unserer Städte beitragen.  
B.2 Wir glauben, dass die Wirtschaft – im Sinne der menschlichen Aktivitäten, die 
natürliche Ressourcen in Waren und Dienstleistungen umwandeln, welche 
menschliche und gesellschaftliche Bedürfnisse befriedigen – sozial gerecht und 
ökologisch effizient werden und eine unnötige Verschwendung von nicht 
erneuerbaren Ressourcen vermeidet muss. 
B.3 Wir akzeptieren die gemeinsame Verantwortung für zukunftsbeständige Entwicklung. 
Wir wollen die Bürger mit einbeziehen und uns in Partnerschaft mit allen 
Regierungsebenen und den lokalen Interessengruppen einschließlich der 
Nichtregierungsorganisationen in ganzheitlicher und integrativer Weise für unsere 
globale Vision einsetzen. 
B.4 Wir sind der Überzeugung, dass eine friedliche Welt eine Grundvoraussetzung für 
eine zukunftsbeständige Gesellschaft ist. 
 
C. Die Führungsrolle europäischer Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
C.1 Wir, die europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, haben uns dem 
lokalen Handeln bei globaler Verantwortung verschrieben. Wir wollen visionär in 
unserer Führungsrolle sein, uns mutig den Herausforderungen stellen und 
Verantwortung für unser Handeln übernehmen. Nur so können wir die 
Veränderungen bewältigen, die in nie dagewesener Geschwindigkeit über uns 
kommen werden. Angesichts der Chancen, Hindernisse und Herausforderungen, die 
wir im Anhang dieses Aufrufs festgehalten haben, haben wir uns darauf geeinigt, die 
folgenden Verpflichtungen einzugehen. 
C.2 Wir unterstützen die europäische Integration mit dem Ziel des sozialen und 
wirtschaftlichen Zusammenhalts bei gleichzeitiger Beibehaltung anerkannter sozialer 
und ökologischer Standards. Dies ist eine Voraussetzung für zukunftsbeständige 
Gemeinschaften und eine friedvolle Gesellschaft. Deshalb begrüßen wir die 
Erweiterung der Europäischen Union und die Politik der euro-mediterranen 
Partnerschaft.  
C.3 Wir stellen uns schwerwiegenden Herausforderungen: Armut und Arbeitslosigkeit, 
unzureichende Wohn- und Arbeitsverhältnisse, Luftverschmutzung, Lärm und 
Verkehrsinfarkt, Abwertung von Landressourcen und Ökosystemen, und Rückgang 
der Wasserressourcen. Wir erkennen die doppelte Herausforderung, der die Städte 
und Gemeinden in mittel- und osteuropäischen Länder ausgesetzt sind, weil sie 
zudem Probleme überwinden müssen, die ein Erbe ihrer Vergangenheit sind. Das 
blinde Annehmen attraktiver, aber nicht zukunftsbeständiger Muster muss vermieden 
werden. Der ungleiche Zugang zu Ressourcen und Macht hat während der 
Übergangsphase die Disparitäten innerhalb der Gesellschaften verstärkt.  
C.4 Gleichzeitig fühlen wir uns auch für die Städte im Süden verantwortlich. Wir wollen 
die dezentralisierte Kooperation mit Städten in Entwicklungsländern und 
insbesondere im Mittelmeerraum stärken. 
C.5 Wir wollen eine lokale Politik verfolgen, die den ökologischen Fußabdruck unserer 
Gemeinschaft verringert. Wir wollen nicht, dass unser Lebensstandard von der 
 3 
Ausbeutung von Menschen und Natur in anderen Regionen abhängt. Wir werden alle 
Maßnahmen unserer Kommunalbehörden danach beurteilen, ob sie unserem Ziel 
entsprechen, zukünftigen Generationen keinen Schaden zuzufügen und auch keine 
Lasten auf sie abzuwälzen.  
C.6 Integrierte Stadtplanung, kompakte Stadtentwicklung, die Rehabilitation 
benachteiligter Stadt- und Industriegebiete, verminderte und effizientere Nutzung von 
Land und anderen natürlichen Ressourcen, öffentlicher Personennahverkehr, 
Energiewirtschaft und der Kampf gegen soziale Ausgrenzung, Arbeitslosigkeit und 
Armut sind die Schlüsselthemen, die wir auf dem Weg zu lokaler 
Zukunftsbeständigkeit identifiziert haben und die wir bereit sind, in Angriff zu nehmen. 
C.7 Wir werden die Möglichkeiten, die sich aus neuen Technologien und innovativen 
Dienstleistungskonzepten ergeben, prüfen, um die Öko-Effizienz unserer Städte zu 
verbessern. Wir sind uns unserer Kaufkraft auf dem Markt bewusst und werden 
dieses Wissen einsetzen, um die Entwicklung in Richtung sozialer und 
umweltverträglicher Lösungen zu lenken.  
C.8 Wir verpflichten uns, lokale Nachhaltigkeitsindikatoren einzuführen, entsprechend 
derer wir Ziele vereinbaren, den Fortschritt überwachen und über Erfolge berichten 
können. Eine Anzahl freiwillig vereinbarter Gemeinsamer Europäischer Indikatoren 
kann als Instrument dienen, um in ganz Europa einen Vergleich der Entwicklungen im 
Prozess hin zur Zukunftsbeständigkeit zu ermöglichen.  
C.9 Wir verpflichten uns zur Schaffung und zur Weiterentwicklung regionaler Netzwerke, 
um die zukunftsbeständige Entwicklung zu fördern. 
 
C.10 Wir werden versuchen, den Städten und Gemeinden zu helfen, die sich besonderen 
Umständen wie Naturkatastrophen und Nachwirkungen von Kriegen ausgesetzt 
sehen. 
C.11 Wir, die europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, sind bereit, die 
Herausforderungen einer zukunftsbeständigen Entwicklung anzunehmen und halten 
die Stadt für die angemessene Einheit, in der die Probleme auf integrierte Weise 
angegangen werden können. Deshalb muss die Kommunalverwaltung in vielen 
Ländern gestärkt und mit angemessener Verantwortung und Macht wie auch 
adäquaten Einnahmequellen ausgestattet werden. Die Kommunalverwaltungen 
sollten ihrerseits neue Regierungsformen entwickeln und auf demokratische, 
partizipatorische und transparente Weise arbeiten und jede Form von Korruption 
bekämpfen.  
 
D. Unser Aufruf  
D.1 Wir, die in Hannover versammelten Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister aus Europa und den benachbarten Regionen, rufen die 
internationale Gemeinschaft auf:  
(a) die Umsetzung der Agenda 21 (das Hauptdokument des Weltgipfels von Rio 1992) 
und die Habitat-Agenda (das Hauptdokument der zweiten Konferenz der Vereinten 
Nationen über Wohn- und Siedlungswesen, die 1997 in Istanbul stattfand) in den 
Ländern stärker zu unterstützen, die sich bisher noch nicht für die zukunftsbeständige 
Entwicklung entschieden haben.  
(b) Lohn- und Umweltdumping zu beenden, indem soziale und ökologische Standards in 
internationale und multilaterale Handelsabkommen aufgenommen werden, wodurch 
zur Verringerung der Armut beigetragen wird.  
(c) Schulden über Schuldenerlass-Programme zu tilgen. 
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(d) kommunale Selbstverwaltung zu fördern und nicht zu behindern und die Entwicklung 
kommunaler Umweltpolitik durch multilaterale Abkommen zu unterstützen. 
(e) internationale Finanzierungseinrichtungen für eine zukunftsbeständige Entwicklung 
mit adäquaten Mitteln auszustatten, insbesondere innerhalb der Globalen 
Umweltfazilität einen Fonds für zukunftsbeständige Stadtentwicklung einzurichten. 
 
D.2 Wir, die in Hannover versammelten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
Europas  und der benachbarten Regionen, rufen die europäischen 
Institutionen und insbesondere das Europäische Parlament, den Rat und 
die Kommission auf:  
(a) lokaler zukunftsbeständiger Entwicklung als Grundlage einer zukunftsbeständigen 
europäischen Gesellschaft größere Priorität zu geben und klare Zuständigkeiten für 
die zukunftsbeständige Entwicklung in Städten und Gemeinden innerhalb der 
Kommission einzurichten.  
(b) der Übernahme des Rahmenprogramms zur Unterstützung der Europäischen 
Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden Priorität zu geben, ein 
größeres Budget bereitzustellen als das von der Kommission vorgeschlagene und es 
für eine größere Anzahl von Ländern der Anrainerregionen zugänglich zu machen. 
(c) beständig soziale und Umweltaspekte in die europäischen Marktstrategien, die 
einschlägige Gesetzgebung, Programme und Finanzierungspläne einfließen zu 
lassen. 
(d) in allen europäischen Ländern, das Prinzip lokaler Selbstverwaltung zu fördern und 
sicherzustellen und das Prinzip der Subsidiarität bei allen Maßnahmen der 
Europäischen Gemeinschaft zu wahren. 
(e) gemeinsam mit Kommunalverbänden und Netzwerken eine Kultur der Partnerschaft 
zwischen der Europäischen Kommission einerseits und den Kommunalverwaltungen 
und ihren Zusammenschlüssen andererseits zu entwickeln, die das Prinzip der 
Subsidiarität widerspiegelt.  
(f) kommunalen und regionalen Verwaltungen, insbesondere aus den Strukturfonds nur 
unter der Voraussetzung Subventionen und Zuschüsse zu gewähren, dass die 
Kriterien für Zukunftsbeständigkeit erfüllt sind. 
(g) die Bemühungen mittel- und osteuropäischer Gemeinden effektiver zu unterstützen, 
wie auch die Bemühungen der Mittelmeerländer außerhalb der Europäischen Union, 
ihre Gesetzgebung an die der Europäischen Union anzupassen; diese Länder sollten 
ermutigt werden, indem Initiative, Kreativität, Innovation und beträchtlicher Fortschritt 
in Richtung Anpassung ausgezeichnet und belohnt werden. 
(h) mit Regierungen auf kommunaler, regionaler/Länder und nationaler Ebene 
zusammenzuarbeiten, um ein dauerhaftes Rahmenwerk für ein Management im 
Sinne ökologischer Zukunftsbeständigkeit auf allen Ebenen zu schaffen. 
(i) mit der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, die 
gemeinsam von Kommunalverbänden und Netzwerken in Zusammenarbeit mit der 
Europäischen Kommission und deren Expertengruppe zur Städtischen Umwelt 
koordiniert wird, eine Partnerschaft einzugehen und diese zu unterstützen. 
(j) als Schlüsselmaßnahme zur Berücksichtigung der sozialen und ökologischen Kosten 
des Energieverbrauchs und als Anreiz für die Schaffung zukunftsbeständiger 
Energien eine Energieabgabe einzuführen – und die Subvention des Flugverkehrs 
einzustellen. 
 5 
(k) die kommunale und regionale internationale Kooperation hinsichtlich der 
Zukunftsbeständigkeit und dem Austausch von relevanten Verfahrensweisen zu 
unterstützen. 
(l) eine groß angelegte Medienkampagne zur Zukunftsbeständigkeit in Zusammenarbeit 
mit allen wichtigen Interessengruppen durchzuführen. 
(m) die Bemühungen, sich der europäischen Gesetzgebung anzupassen und diese 
anzuwenden, auf lokaler Ebene zu unterstützen, da sie große Auswirkungen auf die 
zukunftsbeständige Entwicklung von Städten und Gemeinden hat. 
 
D.3 Wir, die in Hannover versammelten Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
Europas und der benachbarten Regionen, rufen die nationalen 
Regierungen auf:  
(a) den politischen Rahmen zur Unterstützung lokaler zukunftsbeständiger Entwicklung 
zu bereiten, insbesondere, die Umsetzung der Agenda 21 und der Habitat-Agenda in 
Ländern zu unterstützen, die sich bisher nicht der zukunftsbeständigen Entwicklung 
verschrieben haben.  
(b) nationale Kampagnen zur zukunftsbeständigen Entwicklung und zur Lokalen Agenda 
21 zu unterstützen. 
(c) lokalen und regionalen Verwaltungen insbesondere in den Bereichen der 
Stadtentwicklung und -erneuerung sowie im Transportwesen nur unter der Bedingung 
Subventionen und Zuschüsse zu gewähren, dass die Kriterien der 
Zukunftsbeständigkeit erfüllt sind. 
(d) sich auf eine europaweite Energieabgabe zu einigen, von der erneuerbare Energien 
und Kraftwerke mit Kraft-Wärme-Kopplung ausgenommen sind. 
(e) Städte und Regionen als wertvolle Partner bei internationalen Entwicklungsprojekten, 
die auf Zukunftsbeständigkeit abzielen, anzuerkennen. 
 
D.4 Wir, die in Hannover versammelten Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister Europas und der benachbarten Regionen, rufen andere 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister aus unseren Regionen auf:  
(a) die Charta der Europäischen Städte und Gemeinden auf dem Weg zur 
Zukunftsbeständigkeit (Charta von Aalborg) zu unterzeichnen und somit der 
Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden beizutreten. 
(b) sich an der Entwicklung und Umsetzung von Gesundheitsmaßnahmen und 
zukunftsbeständigen Entwicklungsplänen (Lokale Agenda 21) zu beteiligen, wobei 
unter anderem der Aktionsplan von Lissabon als Leitlinie dienen sollte. 
(c) diesen Hannover Aufruf der europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister an 
der Schwelle zum 21. Jahrhundert zu unterstützen. 
(d) die Verantwortung und Rechenschaft für die Nutzung natürlicher Ressourcen und für 
die Umweltqualität auf lokaler Ebene zu übernehmen und Managementsysteme für 
lokale Zukunftsbeständigkeit und ökologische Leistung, wie zum Beispiel 
Ökobilanzierung und das Umweltmanagement-Audit-System (EMAS), einzuführen. 
(e) ihr eigenes Haus sauber zu halten, indem sie eine Politik der "grünen" Beschaffung 
von Produkten und Dienstleistungen einführen. 
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D.5 Wir, die in Hannover versammelten Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister Europas und benachbarter Regionen, rufen weitere 
Interessengruppen im Lokalen Agenda 21 Prozess auf:  
(a) die Europäische Kampagne Zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden sowie die 
Verbände und Netzwerke zu unterstützen, die diese koordinieren. 
 
(b) sich an lokalen zukunftsbeständigen Vorhaben und an der Kampagne zu beteiligen. 
 
(c) die Beteiligung ihrer Stadt, Gemeinde oder ihres Kreises an der Kampagne in die 
Wege zu leiten, falls diese die Aalborg Charta noch nicht unterzeichnet hat. 
 
(d) Wie etwa  Bildungs- und Forschungseinrichtungen, das erforderliche Wissen und die 
anzuwendenden Methoden an alle Beteiligten des Lokalen Agenda 21 Prozesses 
weiterzugeben. 
 
D.6 Wir, die in Hannover versammelten Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister Europas und benachbarter Regionen, rufen die 
Führungskräfte und Entscheidungsträger aus den Bereichen Wirtschaft 
und Finanzen auf:  
(a) zu verstehen, dass die Aussichten auf steigende Gewinne und Anteilseignerwerte 
ernsthaft gefährdet sind, wenn die zukunftsbeständige Entwicklung der Städte und 
das Wohlergehen der Bürgerinnen und Bürger als Verbraucher nicht sichergestellt ist. 
(b) sich an den Prozessen der Lokalen Agenda 21 als aktive Teilnehmer zu beteiligen 
und somit zur Entwicklung zukunftsbeständiger Gemeinschaften beizutragen. 
(c) Umwelt-, Gesundheits-, Sicherheits- und Risikoaspekte in ihre 
Unternehmensstrategien einfließen zu lassen. 
(d) sich auf dem wachsenden Markt für zukunftsbeständige Produkte und 
Dienstleistungen zu engagieren, und die Chance, als erster dabei zu sein, zu nutzen.  
Hannover, 11. Februar 2000 
_____________________ 
Anhang 
Unsere Überlegungen 
 
1. Chancen 
 
(a) Die europäische Integration, insbesondere die Erweiterung der Europäischen Union 
um mittel- und osteuropäische Länder, und die europäische Mittelmeerraumpolitik, 
eröffnet den europäischen Städten große Chancen. Indem die Städte ihre Rolle in 
einem größeren Europa neu definieren und sich mehr und mehr der Gesetzgebung 
der Europäischen Union anpassen und multikulturell werden, verbessern die Städte 
auch ihre Konkurrenzfähigkeit, und werden zukunftsbeständiger und attraktiver. 
 
(b) Auf europäischer und nationaler Ebene ist die Integration von Umweltthemen in alle 
Bereiche der Politik ein wichtiges Ziel, wie in den Schlusserklärungen des 
Europäischen Rates von Cardiff 1998 und Helsinki 1999 anerkannt wurde. Die 
Chance, dies auch auf lokaler Ebene Realität werden zu lassen, muss genutzt 
werden. 
 
(c) Der Vorschlag der Europäischen Kommission für ein Gemeinschaftliches 
Rahmenkonzept zur Zusammenarbeit in der Förderung zukunftsbeständiger 
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Stadtentwicklung (COM [1999] 557 beendet) stellt eine gute Grundlage für eine 
dauernde Unterstützung der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte 
und Gemeinden durch die Kommission dar, die weiterhin von Kommunalverbänden 
und Netzwerken in Zusammenarbeit und Partnerschaft mit der Kommission 
koordiniert werden soll. 
 
(d) In einer Wirtschaft mit den zwei gegenläufigen Trends der Globalisierung und 
Lokalisierung müssen die Städte ihren Einfluss auf die lokale Mikro-Ökonomie 
verstärken, damit diese zukunftsbeständige Entwicklungsprozesse in ihre Konzepte 
aufnehmen. Sie werden verstärkt über die globalen Auswirkungen lokaler Aktionen 
nachdenken müssen. 
 
(e) Die beispiellose Menge an Wissen, Innovationskapazitäten und neuen Technologien 
kann Städten, als Zentren der Innovation und Lösungen, große Chancen eröffnen. 
 
(f) Die Verknappung finanzieller Mittel kann - trotz einschneidender Auswirkungen -, als 
Chance zur Neuordnung der Prioritäten und zur Effizienzsteigerung gesehen werden. 
 
 
2. Hindernisse 
 
(a) Wir sind bereit, uns den Herausforderungen zu stellen, indem wir die Chancen 
nutzen. Wir erkennen aber an, dass es noch eine Anzahl ungünstiger 
Rahmenbedingungen, die wir als Hindernisse sehen, zu überwinden gilt. In einigen 
europäischen Ländern sind die Kommunalverwaltungen schwach und verfügen nur 
über unzureichende Macht. Den Kommunalverwaltungen wurden Zuständigkeiten 
übertragen, ohne dass ihnen die dafür notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt 
wurden. 
 
(b) Der Binnenmarkt wurde geschaffen, ohne dass die festgesetzten Preise die realen 
Kosten einschließlich der sozialen und Umweltkosten widerspiegeln würden. 
Widersinnige Subventionen geben immer noch die falschen Anreize. 
 
(c) Fortschritt und Erfolg werden noch immer am Wirtschaftswachstum und nicht an der 
Zukunftsbeständigkeit gemessen. 
 
(d) Die Finanzmärkte, die Kapitalfluss und Investitionen lenken, unterliegen keiner 
demokratischen Kontrolle. 
 
 
3. Herausforderungen 
 
(a) Die Bürger erwarten von den Gemeinden, dass diese die wichtigsten 
Lebensbedingungen erhalten und Dienstleistungen erbringen: Eine lebenswerte 
Umwelt, saubere Luft, Wasserversorgung, Abfall- und Abwasserentsorgung und -
aufbereitung, die Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs, den 
Wohnungsbestand, Gesundheitsfürsorge und Bildung. 
 
(b) Wir, die europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister erkennen, dass trotz 
aller Bemühungen, die Umwelt zu verbessern, die meisten globalen und 
europäischen Umwelttrends Anlass zu ernster Besorgnis geben. Während 
Klimaveränderung, Wüstenbildung, der Verlust von Wasserressourcen und der 
biologischen Vielfalt weltweite Auswirkungen haben und auch weiterhin haben 
werden, haben viele Gründe für die Verschlechterung der Lage ihren Ursprung in der 
Luftverschmutzung, dem Lärm und der Verkehrsbelastung, die durch die Bürger der 
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Städte und Gemeinden verursacht werden und diese gleichzeitig in ihrem täglichen 
Leben belasten.  
 
(c) Weiterhin sind wir der Meinung, dass die Wirtschaftstrends unsere Städte vor große 
Herausforderungen stellen: Die Globalisierung der Wirtschaft, in der die finanzielle 
Macht mehr Einfluss als die politische Macht hat, führt dazu, dass der Einfluss, den 
die Bürger auf ihre Lebensbedingungen über lokale, nationale und EU Parlamente 
ausüben können, abnimmt.  
 
(d) Gesellschaftliche Trends, als Folge des wirtschaftlichen und technologischen 
Wandels, stellen ernste Probleme dar. Die alternde Bevölkerung, chronische Armut 
und die zunehmende Arbeitslosigkeit stehen einer zunehmend konsumgeprägten 
Gesellschaft gegenüber. Diese Umstände können zu immer größeren Unterschieden 
zwischen Besitzenden und Besitzlosen führen. Dies abzuwenden, wird eine der ganz 
großen Herausforderungen für die Städte und Gemeinden auf dem Weg zur 
Zukunftsbeständigkeit sein. 
 
(e) Die beispiellose Geschwindigkeit der technologischen Entwicklung und die schnellen 
Veränderungen, die durch die Innovationen in der Informationstechnologie verursacht 
wurden, werden die Art, wie die Bürger ihr Leben führen, wie die Städte funktionieren, 
und wie die Bürger sich mit ihrer Stadt identifizieren, tiefgreifend verändern. 
 
(f) Wir können nicht leugnen, dass der Lebensstandard in Europa teilweise durch die 
Ausbeutung Benachteiligter erzielt wird. Die Ausbeutung billiger Arbeitskräfte und der 
Natur in den Entwicklungsländern muss für alle europäischen Städte und Gemeinden 
ein zentrales Thema sein, wenn deren „ökologischen Fußabdrücke", d.h. ihre 
Nachfrage nach Ressourcen aus anderen Teilen der Welt, verringert werden sollen. 
 
(g) Wirtschaftliche Verzerrungen, Abwertung von Landressourcen, politische Verfolgung, 
Kriege und Bürgerkriege führen zu einer Migration in europäische Städte, welche der 
wachsenden Bevölkerung Dienstleistungen und Infrastruktur zur Verfügung stellen 
und die soziale Integration ermöglichen müssen.  
AALBORG+10 – INSPIRING FUTURES 
UNSERE GEMEINSAME VISION 
Wir, Europäische Kommunalbehörden, vereint in der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte & Gemeinden, versammelt 
anlässlich der Aalborg+10 Konferenz, bekräftigen unsere gemeinsame Vision einer zukunftsbeständigen Entwicklung unserer Städte 
und Gemeinden.  
Wir haben die Vision integrativer, prosperierender, kreativer und zukunftsbeständiger Städte und Gemeinden, die allen 
Einwohnerinnen und Einwohnern hohe Lebensqualität bieten und ihnen die Möglichkeit verschaffen, aktiv an allen Aspekten urbanen 
Lebens mitzuwirken. Seit dem Rio-Erdgipfel 1992 und der Verabschiedung der Nachhaltigkeitsprinzipien der „Charta der Europäschen 
Städte und Gemeinden auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit“ (Aalborg Charta) 1994, hat sich unsere Vision mit dem Lissabonner 
Aktionsplan „Von der Charta zum Handeln“ (1996), dem „Hannover Aufruf der europäischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
an der Schwelle zum 21. Jahrhundert“ (2000) sowie dem "Aufruf von Johannesburg (Johannesburg Call)“ (2002) stetig erweitert. Wir 
erachten die „Inspiring Futures – Aalborg+10“ Konferenz 2004 als einen Meilenstein in diesem anhaltenden Prozesses. 
UNSERE HERAUSFORDERUNGEN 
Bei der Wahrnehmung unserer Aufgaben kommunaler Verwaltung und Organisation sehen wir uns verstärkt dem geballten Druck 
wirtschaftlicher Globalisierung und technologischer Entwicklung ausgesetzt. Wir stehen zum einen vor grundlegenden wirtschaftlichen 
Veränderungen, zum anderen sehen wir uns sowohl mit hausgemachten als auch natürlichen Bedrohungen unserer Städte und 
Gemeinden und unserer Ressourcen konfrontiert.  
Wir stehen vor gewaltigen Herausforderungen: Arbeitsplätze in einer wissensbasierten Volkswirtschaft zu schaffen, Armut und soziale 
Ausgrenzung zu bekämpfen, einen effektiven Schutz unserer Umwelt sicherzustellen, unseren ökologischen Fußabdruck zu verringern, 
auf demographische Veränderungen zu reagieren und mit kultureller Vielfalt umzugehen, ebenso wie Konflikte zu verhindern und 
Frieden in vormals vom Krieg zerrütteten Städten und Gemeinden nachhaltig zu sichern. 
UNSERE VERANTWORTUNG 
Wir nehmen eine zentrale Rolle bei der Sicherung der Zukunftsbeständigkeit ein, indem wir uns in Kooperation mit allen anderen 
staatlichen Ebenen unseren Herausforderungen stellen. Diese zentrale Rolle verlangt von uns einen aktiveren und stärker 
integrierenden Ansatz in der kommunalen Politikgestaltung, der ökologische, soziale, kulturelle und wirtschaftliche Ziele in Einklang 
bringt. Gleichzeitig müssen wir sicherstellen, dass unsere Bemühungen, die Lebensqualität in unseren Städten und Gemeinden zu 
verbessern, nicht die Lebensqualität der Menschen in anderen Teilen der Welt oder die zukünftiger Generationen gefährdet.  
Unsere kommunale Ebene hat tagtäglich den engsten Kontakt zu den Bürgerinnen und Bürgern Europas, und wir haben die 
einzigartige Gelegenheit, individuelles Verhalten im Sinne der Zukunftsbeständigkeit durch Bildung und Stärkung des Bewusstseins zu 
beeinflussen.  
Wir können lokale Unterstützung bei der Umsetzung europäischer Strategien und Grundsätze bieten, wie bei der „Lissabonner 
Strategie“, der „Europäischen Strategie für Nachhaltige Entwicklung“, dem „6. Umweltaktionsprogramm“, der bevorstehenden 
„Thematischen Strategie für Städtische Umwelt“ der EU, den europäischen Initiativen zum Klimawandel, zu Gesundheitsfragen, und 
zu Governance, und bei der Umsetzung der „UN Millennium Development Goals“ und dem „Johannesburg Plan of Implementation“. 
UNSERE ANTWORT: DIE AALBORG COMMITMENTS 
Wir, die europäischen Kommunalbehörden, stellen uns diesen Herausforderungen und nehmen unsere Verantwortung an. Wir 
verabschieden die "Aalborg Commitments” als einen signifikanten Schritt von der Agenda zu strategischem und koordiniertem 
Handeln.  
Wir forcieren unsere Bemühungen für eine zukunftsbeständige lokale Entwicklung und lassen uns dabei von den in der Aalborg Charta 
festgelegten Grundsätzen der Zukunftsbeständigkeit leiten. Unser Ziel ist es, unsere gemeinsame Vision zukunftsbeständiger lokaler 
Entwicklung in konkrete lokale Ziele und Maßnahmen zu übersetzen.  
Wir verabschieden die Aalborg Commitments als eine Ressource, derer wir uns bedienen werden, um entsprechend unserer lokalen 
Gegebenheiten und Bedürfnisse, und unter Berücksichtigung der globalen Auswirkungen unseres Handelns, Prioritäten auszuwählen. 
Wir werden einen lokalen partizipatorischen Prozess initiieren, um spezifische Ziele festzusetzen und entsprechende Zeitrahmen 
festzulegen, die den Fortschritt bei der Erreichung der Ziele messbar machen. 
UNSERE PARTNER 
Wir fordern alle europäischen kommunalen und regionalen Behörden auf, sich uns bei der Unterzeichnung der Aalborg Commitments 
anzuschließen, und die Europäische Kampagne Zukunftsbeständiger Städte & Gemeinden über diese Entscheidung zu informieren.  
Wir fordern unsere nationalen Städte- und Gemeindebünde, unsere nationalen Regierungen, die Europäische Kommission sowie 
andere europäische Institutionen auf, die Aalborg Commitments als signifikanten Beitrag zu Europas Bemühen um eine 
zukunftsbeständige Entwicklung anzuerkennen, und unsere Arbeit mit den Aalborg Commitments zu unterstützen.  
Wir fordern die kommunalen Netzwerke, darunter die Association of Cities and Regions for Recycling (ACRR), Climate Alliance - Klima-
Bündnis - Alianza del Clima e.V., Council of European Municipalities & Regions (CEMR), Energie-Cités, EUROCITIES, ICLEI - Local 
Governments for Sustainability, Medcities, Union of Baltic Cities (UBC) sowie die World Health Organisation (WHO) - Healthy Cities, 
auf, uns in unserer Arbeit mit den Aalborg Commitments, dem Erreichen unserer Ziele und dem Monitorring unserer Fortschritte zu 
unterstützen, und uns ihr entsprechendes Fachwissen zugänglich zu machen.  
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DIE AALBORG COMMITMENTS 
1 GOVERNANCE 
Wir verpflichten uns, unseren Entscheidungsfindungsprozessen durch mehr direkt-demokratische Mitwirkung 
neuen Schwung zu verleihen.  
Wir werden daran arbeiten,  
1. eine gemeinsame langfristige Vision für eine zukunftsbeständige Stadt oder Gemeinde weiterzuentwickeln. 
2. in unserer Stadt oder Gemeinde und in der Verwaltung Kapazitäten für Mitwirkung und zukunftsbeständige Entwicklung 
zu schaffen. 
3. alle Sektoren der Gesellschaft einzuladen, sich effektiv an Entscheidungsfindungsprozessen zu beteiligen.  
4. unsere Entscheidungen offen, nachvollziehbar und verlässlich sowie transparent zu gestalten.  
5. effektiv und partnerschaftlich mit benachbarten Städten und Gemeinden, mit anderen Städten und Gemeinden sowie 
anderen staatlichen Ebenen zu kooperieren.  
2 LOKALES MANAGEMENT FÜR ZUKUNFTSBESTÄNDIGKEIT 
Wir verpflichten uns, effektive Managementabläufe umzusetzen, angefangen bei der Formulierung über die 
Umsetzung bis hin zur Evaluierung.  
Wir werden daran arbeiten,  
1. die Lokale Agenda 21 oder andere kommunale Zukunftsbeständigkeitsprozesse zu stärken und sie im Zentrum 
kommunalen Verwaltungshandelns zu verankern.  
2. integriertes Management auf dem Weg zur Zukunftsbeständigkeit zu erbringen, das auf dem Vorsorgeprinzip beruht und 
mit der bevorstehenden „Thematischen Strategie für Städtische Umwelt“ der EU übereinstimmt.  
3. Ziele und Zeitrahmen im Rahmen der Aalborg Commitments festzulegen und das Aalborg Commitments Monitoring 
Review zu befolgen.  
4. sicherzustellen, dass Fragen der Zukunftsbeständigkeit zentral für den lokalen Entscheidungsfindungsprozess sind, und 
dass die Mittelzuordnung auf überzeugenden und breit angelegten Nachhaltigkeitskriterien basiert.  
5. mit der Europäischen Kampagne Zukunftsbeständiger Städte & Gemeinden und ihren Netzwerken zu kooperieren, um 
unsere Fortschritte beim Erreichen unserer Nachhaltigkeitsziele zu überprüfen und evaluieren.  
3 NATÜRLICHE GEMEINSCHAFTSGÜTER 
Wir verpflichten uns, die volle Verantwortung für den Schutz und die Erhaltung der natürlichen 
Gemeinschaftsgüter zu übernehmen, und ihre gerechte Verteilung zu sichern.  
Wir werden daran arbeiten, 
1. den Verbrauch der Primärenergie zu verringern und den Anteil an regenerativen Energien zu erhöhen.  
2. die Wasserqualität zu verbessern, Wasser zu sparen, und den Wasserverbrauch effizienter zu gestalten.  
3. die Artenvielfalt zu fördern und zu steigern, und Schutzgebiete und Grünflächen zu erweitern und zu pflegen. 
4. die Bodenqualität zu verbessern, ökologisch produktives Land zu bewahren, und ökologischen Landbau und nachhaltige 
Forstwirtschaft zu fördern. 
5. die Luftqualität zu verbessern. 
4 VERANTWORTUNGSBEWUSSTER KONSUM UND LEBENSWEISE 
Wir verpflichten uns, den umsichtigen Gebrauch von Ressourcen zu realisieren und massiv zu fördern, und 
verantwortungsbewusstes Konsumverhalten und nachhaltige Produktionsweisen zu unterstützen.  
Wir werden daran arbeiten,  
1. Abfälle zu vermeiden und zu reduzieren und Wiederverwendung und Recycling zu erhöhen.  
2. Abfälle in Übereinstimmung mit dem Stand der Technik zu behandeln.  
3. unnötigen Energieverbrauch zu vermeiden und die Energieeffizienz im Endverbrauch zu verbessern.  
4. dem Beschaffungswesen die Kriterien der Zukunftsbeständigkeit zugrunde zu legen. 
5. zukunftsbeständige Produktionsweisen und verantwortungsvolles Konsumverhalten aktiv zu fördern.  
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5 STADTPLANUNG UND STADTENTWICKLUNG  
Wir verpflichten uns, eine strategische Rolle bei der Stadtplanung und Stadtentwicklung im Hinblick auf 
ökologische, soziale, wirtschaftliche, gesundheitliche und kulturelle Aspekte, und zum Nutzen aller zu 
übernehmen.  
Wir werden daran arbeiten,  
1. heruntergekommene oder benachteiligte Gebiete neu zu nutzen und umzugestalten.  
2. eine Zersiedelung zu vermeiden, indem wir eine angemessene städtische Verdichtung erreichen und die Umnutzung von 
Industriebrachen gegenüber Entwicklungen auf der grünen Wiese den Vorzug geben.  
3. einen gesunden Mix aus Gebäuden und Entwicklungen sicherzustellen, mit einem ausgewogenen Verhältnis an 
Arbeitsplätzen, Wohnungen und Dienstleistungen, wobei dem Wohnen in Stadtzentren Priorität eingeräumt wird.  
4. eine angemessene Erhaltung, Renovierung und Nutzung/Wiedernutzung unseres städtischen kulturellen Erbes zu 
gewährleisten.   
5. Nachhaltigkeitsvorgaben bei Planung, Entwurf und Konstruktion festzusetzen und qualitativ hochwertige Architektur und 
Bautechnologien zu fördern.  
6 VERBESSERTE MOBILITÄT, WENIGER VERKEHR 
Wir anerkennen die Wechselbeziehungen zwischen Verkehr, Gesundheit und Umwelt und verpflichten uns, 
zukunftsbeständige Mobilitätsalternativen zu fördern.  
Wir werden daran arbeiten,  
1. die Notwendigkeit für privaten motorisierten Verkehr zu verringern, und für alle zugängliche attraktive Alternativen zu 
fördern.  
2. den Anteil der Wege, die mit öffentlichem Nahverkehr, zu Fuß oder per Fahrrad zurückgelegt werden, zu erhöhen.  
3. den Wechsel zu schadstoffarmen Fahrzeugen zu fördern.  
4. einen integrierten und zukunftsbeständigen lokalen Mobilitätsplan zu entwickeln.  
5. die Einwirkungen des Verkehr auf die Umwelt und die Gesundheit der Bevölkerung zu verringern.  
7 KOMMUNALE GESUNDHEITSFÖRDERNDE MAßNAHMEN 
Wir verpflichten uns zum Schutz und zur Förderung von Gesundheit und Wohlbefinden unserer Bürgerinnen 
und Bürger.  
Wir werden daran arbeiten, 
1. ein Bewusstsein für die breiteren, meist außerhalb des eigentlichen Gesundheitssektors zu findenden Gesundheitsfaktoren 
zu schaffen und entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. 
2. Gesundheitsprogramme der Städte zu fördern, die unseren Städten ein Instrument an die Hand geben, strategische 
Partnerschaften zur Förderung der Gesundheit einzugehen und zu pflegen.  
3. Benachteiligungen im Gesundheitsbereich und Armut entgegenzuwirken, und regelmäßig über die Fortschritte, die bei der 
Verringerung bestehender Diskrepanzen erreicht werden, zu berichten.  
4. Gesundheitsvertäglichkeitsprüfungen als Instrument für alle Bereiche zu fördern, um die Arbeit auf Fragen der Gesundheit 
und Lebensqualität zu lenken.  
5. Stadtplaner zu mobilisieren, gesundheitliche Fragestellungen in ihre Planungsstrategien und Initiativen einzubeziehen. 
8 DYNAMISCHE UND ZUKUNFTSBESTÄNDIGE LOKALE WIRTSCHAFT 
Wir verpflichten uns zur Entwicklung und Sicherung einer dynamischen lokalen Wirtschaft, die Arbeitsplätze 
schafft, ohne dabei die Umwelt zu beeinträchtigen.  
Wir werden daran arbeiten,  
1. Maßnahmen zu verabschieden, die Arbeitsplätze und Existenzgründungen vor Ort anregen und unterstützen.  
2. mit Unternehmen vor Ort zu kooperieren, um „Good Corporate Practice“ zu fördern und umzusetzen. 
3. Nachhaltigkeitskriterien für die Ansiedlung von Unternehmen zu entwickeln und umzusetzen. 
4. die Märkte darin zu bestärken, lokal und regional qualitativ hochwertige Produkte zu produzieren. 
5. zukunftsbeständigen Tourismus vor Ort zu fördern. 
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9 SOZIALE GERECHTIGKEIT 
Wir verpflichten uns zur Sicherung eines integrativen und unterstützend wirkenden Gemeinwesens.  
Wir werden daran arbeiten, 
1. Maßnahmen zu entwickeln und anzuwenden, die Armut vorbeugen und Armut bekämpfen.  
2. gerechten Zugang zu öffentlichen Dienstleistungen, Bildung, Arbeitsplätzen, Fortbildung, Information und kulturellen 
Aktivitäten zu gewährleisten.  
3. soziale Integration und Gender Gleichstellung zu fördern.  
4. Schutz und Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu verbessern.  
5. gute und sozial integrative Wohn- und Lebensbedingungen zu sichern.  
10 VON LOKAL ZU GLOBAL  
Wir verpflichten uns, unsere globale Verantwortung für Frieden, Gerechtigkeit, zukunftsbeständige 
Entwicklung und Klimaschutz anzunehmen. 
Wir werden daran arbeiten, 
1. strategische und integrierte Ansätze zu entwickeln und zu verfolgen, um den Klimawandel zu entschärfen und ein 
zukunftsfähiges Maß an Treibhausgasemissionen zu erreichen.  
2. Klimaschutzpolitik in unseren Strategien und Verordnungen in den Bereichen Energie, Verkehr, Beschaffungswesen, 
Abfall, Landwirtschaft und Forstwirtschaft zu verankern.  
3. das Bewusstsein für die Ursachen und voraussichtlichen Auswirkungen des Klimawandels zu erhöhen, und präventive 
Maßnahmen in unsere Klimaschutzstrategien und -politik zu integrieren.  
4. unseren Einfluss auf die globale Umwelt zu verringern und die Grundsätze der globalen Umweltgerechtigkeit zu fördern.  
5. die internationale Zusammenarbeit zwischen Städten und Gemeinden zu stärken und lokale Lösungsansätze für globale 
Probleme zu entwickeln, in Partnerschaft mit Städten und Gemeinden, den lokalen Gemeinschaften und allen relevanten 
Interessensgruppen. 
 4
 IN ANERKENNUNG UND BEFÜRWORTUNG DES VORSTEHEND GENANNTEN 
UNTERZEICHNE(N) ICH/ WIR, UND MIT MEINER/ UNSERER UNTERSCHRIFT 
1. bekräftige(n) ich/ wir die Aalborg Charta  
2. bekräftige(n) ich/ wir die Aalborg Commitments  
3. stimme(n) ich/ wir zu, innerhalb von 12 Monaten nach dem Datum der Unterzeichnung als Ausgangspunkt für unseren 
Zielsetzungsprozess ein integriertes Aalborg Commitments Baseline Review (zur Darstellung des Status Quo) zu 
erstellen. Dieses Review wird Bezug nehmen auf vorhandene Konzepte, auf bestehende politische Verpflichtungen, und 
wird die aktuellen Herausforderungen beschreiben.  
4. stimme(n) ich/ wir zu, einen lokalen partizipatorischen Zielsetzungsprozess in Gang zu setzen, der eine bestehende 
Lokale Agenda 21 oder andere Aktionspläne zu kommunaler Zukunftsbeständigkeit einschließt und die Ergebnisse des 
Local Baseline Reviews berücksichtigt.  
5. stimme(n) ich/ wir zu, Aufgaben zu priorisieren mit dem Ziel, die zehn Commitments der folgenden Themen 
anzusprechen:  
1 GOVERNANCE 6 VERBESSERTE MOBILITÄT, WENIGER VERKEHR 
2 LOKALES MANAGEMENT FÜR ZUKUNFTSBEHÄNDIGKEIT 7 KOMMUNALE GESUNDHEITSFÖRDERNDE MAßNAHMEN 
3 NATÜRLICHE GEMEINSCHAFTSGÜTER 8 DYNAMISCHE UND ZUKUNFTSBESTÄNDIGE LOKALE WIRTSCHAFT 
4 VERANTWORTUNGSBEWUSSTER KONSUM UND LEBENSWEISE 9 SOZIALE GERECHTIGKEIT 
5 STADTPLANUNG UND STADTENTWICKLUNG 10 VON LOKAL ZU GLOBAL 
6. stimme(n) ich/ wir zu, innerhalb von 24 Monaten nach dem Datum der Unterzeichnung individuelle lokale Ziele 
festzulegen, wobei der Anhang der Aalborg Commitments als Inspiration dienen kann, und konkrete Zeitrahmen im 
Hinblick auf diese Ziele festzulegen, die dazu geeignet sind, den Fortschritt auf dem Weg zur Umsetzung unserer 
Commitments zu dokumentieren.  
7. stimme(n) ich/ wir zu, ein regelmäßiges Aalborg Commitments Monitoring Review (als regelmäßige 
Bestandsaufnahme) unserer Ergebnisse vorzunehmen und unseren Bürgerinnen und Bürgern dieses zugänglich zu 
machen.  
8. stimme(n) ich/ wir zu, der Europäischen Kampagne zukunftsbeständiger Städte & Gemeinden regelmäßig 
Informationen im Hinblick auf unsere Ziele und unseren Fortschritt zur Verfügung zu stellen, und, durch diese 
Kooperation, unseren Fortschritt zu messen und voneinander zu lernen. Eine erste europaweite Auswertung ist für das 
Jahr 2010 angesetzt. Weitere Reviews folgen im Fünf-Jahres-Rhythmus. 
 
Vollständige(r) Name(n) und Funktion(en) in Großbuchstaben:  
  
  
Kommunalbehörde oder Organisation: 
 
  
  
Ort und Datum der Unterzeichnung: 
 
  
  
Unterschrift(en): 
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15. Europäische Konferenz zukunftsbeständiger
Städte und Gemeinden
in Sevilla, 21.-24. März 2007
Bericht über Eindrücke und Informationen
von
Günther Humer, Oö. Akademie für Umwelt und Natur, Leitstelle Agenda 21
1500 Akteure/innen aus allen
europäischen Mitgliedstaaten und aus
26 außereuropäischen Ländern
kamen in Sevilla zusammen, um sich
zum Thema "Nachhaltige Entwicklung
in den Städten und Gemeinden
Europas auszutauschen.
Die Hauptthemen der Konferenz
waren:
‚ Wie können Gemeinden die
Aalborg Commitments in die
Umsetzung bringen?
‚ Klimaschutz und
Ressourcenmanagement als
Herausforderung für städtische
und lokale Nachhaltigkeit
‚ Initiativen und Projekte für
den Aufbau "Nachhaltiger
Gemeinden"
‚ Ambitionierte Politikansätze
für lokale Nachhaltigkeit
‚ Nachhaltigkeitsprozesse und -
kooperationen
‚ Wie bringt man Nachhaltigkeit
auf die Straßen – Innovation
und Alltagspraxis für
Nachhaltigkeit und für den
Dialog mit den BürgerInnen
Den Bezugspunkt bildeten die bei der
letzten Konferenz in Aalborg 2004
beschlossenen sogenannten Aalborg-
Commitments und die bei der ersten
Konferenz der nachhaltigen Städte
und Gemeinden Europas 1994
formulierte Aalborg-Charta. (Siehe
auch www.aalborg+10.dk).
Einstiegssession
Der Bürgermeister von Sevilla
Alfredo Sanchez Montesin wies auf
die Bedeutung der Städte und
Gemeinden in Zeiten der
Globalisierung als Ansatzpunkte für
die Verwurzelung der Gesellschaft
hin.
Helidoro Gallego Cuesta, President of
the Spanish Federation of Provinces
and Municipalities wies auf die hohe
Bedeutung der Lokalen Agenda 21
für die Etablierung einer
ökologischen Kommunalpolitik hin
und rief zur Unterzeichnung der
Aalborg-Commitments auf. Nur die
Gemeinden haben den Kontakt zu
den BürgerInnen, um die zentralen
2Inhalte entsprechend zu
kommunizieren.
Gino van Begin, ICLEI, betonte, dass
es neue Tools brauche, um
Nachhaltigkeit besser kommunizieren
zu können. Welche Vorteile schöpfen
Entscheidungsträger aus der
Umsetzung von Nachhaltigkeit?– Eine
Frage, die no ch besser
herausgearbeitet werden muss.
Die spanische Umweltministerin
Christina Narbona Ruiz sieht die
Schwerpunkte der künftigen
spanischen Umweltpolitik in mehr
Zugang zu Umweltinformationen,
aktiver Unterstützung für LA 21- und
Klimaschutz-Netzwerke, deutlich
mehr Dialog und Beteiligung und
Erfolgsindikatoren. Die Kernziele
einer Nachhaltigen Entwicklung sind
mehr Arbeitsplätze, mehr Wohlstand
und verbesserte Gesundheits-
situation – und zwar weltweit.
Der Zukunftsforscher Dennis
Meadows ging in seinem Referat auf
die verschiedenen Aspekte der
Begrenztheit weltweiter Ressourcen
ein. Der globale Ökologische
Fußabdruck wuchs von 0,65 Globes
(globale Biokapazität) – 1960 auf
1,00 Globes – 1980 und schließlich
auf 1,2 Globes im Jahr 2000. – "Der
Mensch und die natürliche Welt
befinden sich auf Kollisionskurs."
(das stellen 1600 Wissenschafter,
davon 102 Nobelpreisträger aus 70
Ländern fest).
In den nächsten Jahren werden
folgende Entwicklungen sichtbar
werden:
‚ Erwartungen in Richtung
kontinuierliches Wachstum,
Energie- und
Ressourcenverbrauch werden
sich in den nächsten Jahren
deutlich reduzieren
‚ neben CO2 und Klima müssen
Nahrungs-, Grundwasser-
ressourcen-, Holz-,
Biodiversitätsverbräuche
verringert werden
‚ ein deutlicher Anteil der
Verantwortung wird die lokale
Ebene betreffen
‚ neue Technologien werden
wichtig sein, aber wir
brauchen auch einen ethischen
und kulturellen Kurswechsel
Bei ungebremster Fortsetzung
gegenwärtiger Entwicklungen werden
die weltweiten Fischbestände 2048
kollabieren. Die weltweiten
Energieressourcen werden weniger.
Heute werden 13 TW/a verbraucht.
Die Grenze des Verfügbaren liegt bei
17-20 TW. Der prognostizierte
Verbrauch für 2050 liegt bei 30 TW.
Es wächst die Kluft zwischen dem
Ölverbrauch und den neu entdeckten
Ölreserven. Auch Wasser wird
knapp: 2050 werden 7 Mrd.
Menschen in 60 Ländern von
Wasserknappheit betroffen sein.
Die Autoren des Stern-Reports
bringen es auf den Punkt: "Das
Ignorieren von Klimaänderungen
kann zur Schädigung wirtschaftlicher
und sozialer Aktivitäten führen, die in
ihrem Ausmaß den Folgen der beiden
Weltkriege entsprechen."
Es braucht eine Kombination aus
adaptiven und präventiven
Strategien. Dabei geht es um längere
Analyse- und Entscheidungs-
zeiträume, um besser mit
schwierigen Problemen umgehen zu
können.
3In weiteren Referaten wurden
folgende Aspekte besonders
angesprochen. Insgesamt gab es
bei der Konferenz etwa 100
Präsentationen, zumeist in parallelen
Workshops, wovon nachfolgend nur
ein unvollständiger Auszug
wiedergegeben ist – die meisten der
Präsentationen können unter
www.sevilla2007.org\präsentationen
heruntergeladen werden):
Die erneuerte Europäische
Nachhaltigkeitsstrategie spricht
die lokale Ebene besonders an.
Allerdings sind die lokalen
Entscheidungsträger täglich mit dem
schwierigen Ausgleich zwischen den
Zielen der ökologischen, der sozialen
und der wirtschaftlichen Dimension
der Nachhaltigkeit konfrontiert.
Nationale Parlamente können zwar
Strategien und Gesetze
verabschieden, die lokale Ebene hat
aber an vorderster Front zu
bestehen. Dabei sind die Prinzipien
der "Good Governance" von großer
Bedeutung. Von allen ist gefordert,
"mehr zu tun, als bisher". Allerdings
verursacht "Nachhaltigkeit" ein
großes Fragezeichen in den Augen
der Menschen.  – das ruft nach einer
Erklärung.
Das Image Europas ist das "einer
Bürokratie, die den BürgerInnen fern
ist". Wir haben einen Mangel an
langfristigen Visionen. Der
menschliche Faktor hat in den
Veränderungen, die auf uns
zukommen zentrale Bedeutung. Das
Ziel ist: "Eine gute europäische
Zukunft für unsere Enkel".
Nachhaltige Entwicklung verursacht
keine Kosten, sondern schafft Werte
für uns alle. Es begründet neue
wirtschaftliche Möglichkeiten und
neue Produkte.
Eine eigene Jugend-Delegation,
bestehend aus jungen Erwachsenen
aus verschiedenen europäischen
Ländern brachte ihre Botschaft:
Junge Menschen müssen in den
politischen Entscheidungsgremien
besser vertreten sein. Wir müssen
handeln und unsere Art, wie wir
Städte sehen, verändern. Das ist
eine kulturelle Veränderung. Es
braucht ein neues Bild der Stadt im
Bezug auf Umwelt, Lebensstil und
eine Kultur der Veränderung.
Zur Frage was die Aalborg
Commitments bewirken sollen,
führte Björn Grönholm an:
1. interne Prozesse der
Bewusstseinsbildung, der
kritischen Evaluierung, zur
Unterstützung sektorüber-
greifender Multistakeholder-
Dialoge, zum Finden von win-
win Lösungen
2. externe Prozesse für eine
gemeinsame Entwicklung (z.B.
Erfahrungsaustausch),
Benchmarking in der Planung
und Entscheidungsfindung, zur
Verbreitung des Faktors
Beteiligung und zur
Verbesserung des Images von
Gemeinden im Bereich
Nachhaltige Entwicklung.
Beides, interne wie externe Prozesse,
führen zu einer gemeinsamen
"Agenda", zu gemeinsamen Rahmen-
bedingungen, bewirken einen
gemeinsamen Geist und Motivation
4im Sinne von: "To do the right
thing, in the right way, in the
right time, together with a big
number of other local
communities and cities."
Ein weiterer Schwerpunkt war
die bessere Kommunikation von
Nachhaltigkeit:
Kirsty Gogan wies auf das UNEP-
Guidebook "Communicating
Sustainability" hin. Sie meinte, es sei
vor allem wichtig, den Menschen
Bedrohung und Lösungen vor Augen
zu führen. Weiters gilt es, den
Mehrwert zu kommunizieren und
zwei Irrtümern betreffend die
Kommunikation von Nachhaltigkeit
entgegenzutreten:
1. Kommunikationsstrategien für
Nachhaltigkeit kosten die Welt
– Das stimmt nicht! – es geht
auch mit kleinen Budgets
2. Menschen handeln rational –
Das stimmt nicht!- z.B. fühlen
sich 97% verantwortlich für
den Müll, den sie fallen lassen,
aber nur 2% heben ihn wieder
auf.
Bei der Kommunikation von
Nachhaltigkeit sind vor allem jene
Ansätze erfolgreich, die
‚ inspirierend wirken
‚ inspirierende Ziele setzen
‚ eine Verbindung zu großen
Themen herstellen
‚ die als "moderne
Geschichtenerzähler" angelegt
sind
‚ Emotionen ansprechen
‚ Aktion mit positiven Wünschen
verbinden
‚ innovative Schienen nutzen
Es gilt: "make it personal and
preactive"
Mehr Infos dazu unter
www.compassnetwork.org und
www.futerra.co.uk.
Kasper Arentoft von der
internationalen Projekt-Management
Universität Kaospilot mit Standorten
in DK, NL, SWE und NOR meinte, im
Mittelpunkt steht der Grundsatz
"Kommunikation durch Aktion". Es
geht um Aktionen, die Ideen in die
reale Welt zu übersetzen und zwar
mit neuen Menschen und durch das
Herstellen eines neuen Kontexts.
Menschen haben in der Regel viele
Visionen und Ideen für die Zukunft,
aber sie können diese nicht
kommunizieren. Drei Aspekte sind
bei der Kommunikation von
Nachhaltigkeit besonders wichtig:
1. Motivation – Man braucht eine
klare Vision, die man
kommunizieren möchte. Dabei ist
die Frage nach dem "Wieso?"
wichtiger, als die Frage nach dem
"Was?".
2. Organisation – "Wenn die
Landkarte nicht mit der
Landschaft übereinstimmt, musst
Du der Landschaft und nicht der
Landkarte folgen!"
3. Empower the Individual –
etwas vermitteln, wonach ein
Bedürfnis besteht.
Wer sind die Zielgruppen einer
Kommunikationsstrategie zur
Nachhaltigkeit:
‚ 80% der Bevölkerung ist
zufrieden mit dem Status Quo,
tut was ihr gesagt wird und
möchte nicht bewegt werden –
keine Zielgruppe
‚ 10 % der Bevölkerung sind
enttäuscht, negativ eingestellt
– keine Zielgruppe
‚ 10% der Bevölkerung ist
kreativ, zukunftsoffen und
visionär – das ist die
Zielgruppe, ihnen muss man
eine Stimme geben, Tools zur
Verfügung stellen im Sinne
von: "Was kannst/möchtest
Du tun, um Deine Ideen und in
konkretes Tun zu bringen? –
Vielleicht schon nächste
Woche?
5Eine Reihe von interessanten
Beispielen wurde angeführt:
In Dänemark sind die Aalborg-
Commitments auch Teil der
nationalen Nachhaltigkeitsstrategie.
In Italien entstand das Engagement
für die Lokale Agenda 21 im Jahr
1999. Heute gibt es mehr als 400
Gemeinden.
In Spanien machen 2000 der 8100
Gemeinden in LA 21-Netzwerken mit.
Es gibt eine eigene spanische
Strategie für städtische und lokale
Nachhaltigkeit mit
Finanzierungsansätzen, Indikatoren,
Wissensportal, Ausbildung, Trainings
und begleitender Forschung. (mehr
Info unter: www.ecurban.net)
In den spanischen Städten gibt es
eine klare Aufbruchsstimmung in
Richtung Nachhaltigkeit (z.B. Sevilla)
In den baltischen Staaten gibt es
eine Reihe von Bemühungen in
Richtung Nachhaltigkeit. Das wurde
anhand des Beispiels der Stadt
Kaunas beeindruckend dargestellt,
wo seit 1999 eine starke
Umweltpolitik als Teil der Baltischen
Lokalen Agenda 21 entwickelt wurde.
Die Herausforderungen sind, die
Stadt sauberer, grüner, sicherer und
schöner zu machen. Das soll neben
stadtpolitischen Maßnahmen durch
Bildung für Nachhaltigkeit erreicht
werden. Seit Mitte 2006 gibt es eine
eigene Nachhaltigkeitsstrategie mit
Indikatoren.
In der Schweiz verfügen 15 der 26
Kantone über eine
Nachhaltigkeitsstrategie. Von den
3000 Gemeinden haben 150 einen LA
21-Prozess laufen. Ein Form der
Unterstützung durch die
Bundesebene ist die zur Verfügung
Stellung von Evaluationstools
(Indikatoren, Projekt- und Prozess-
assessments) über Internet zur
Selbstanwendung. Weitere Infos
dazu unter: www.are.admin.ch
Schweden verfügt mit insgesamt
nur 300 Gemeinden über sehr
großflächige Strukturen. Bereits in
den 1990er Jahren wurde die Lokale
Agenda 21 mit ökologischem
Schwerpunkt fast flächendeckend in
Gang gebracht. In einer neuen Phase
der Fortsetzung dieser Prozesse
lokaler Agenden geht es verstärkt
um soziale und wirtschaftliche
Themen.
In Norwegen begann man bereits
1987, angeregt vom Brundtlandt-
Report der gleichnamigen
norwegischen Ministerpräsidentin,
mit lokalen Nachhaltigkeits-
prozessen. Nach eineinhalb
Jahrzehnten intensiver Arbeit kam
2002/03 ein Sättigungspunkt. Eine
neue Generation der LA 21-Prozesse
entstand. Neue Gemeindeberater mit
einem speziellen fachlichen
Schwerpunkt wurden ausgebildet.
Gruppen von 4-6 Gemeinden bilden
ein Netzwerk, das gemeinsam 3-5
mal jährlich von einem Team
bestehend aus 10 Gemeindeberatern
begleitet. Das Ganze erfährt einen
deutlichen Aufschwung und läuft
unter dem Titel "liveable
communities".
Beispiel der Stadt Ludwigsburg
(D), 87.000 Einwohner: Im Jahr
2004 wurde ein Nachhaltigkeits-
prozess gestartet:
1. Impulse von Institutionen
und Einzelpersonen in Form
von Interviews
62. Kick-off-event mit 200
TeilnehmerInnen zum Einholen
der öffentlichen Meinung
3. Dialogsommer 2005 mit
zielgruppenspezifischen Events
und Diskussionen (z.B. Kinder-
und Jugendkonferenz)
4. Zukunftskonferenz 1 mit 16
StadtvertreterInnen und 86
VertreterInnen der
Bürgerschaft
5. Intensive
zielgruppenspezifische Arbeits-
und Diskussionsphase (z.B.
Wirtschaftstage)
6. Zukunftskonferenz 2 zum
Abschluss
7. Politischer Beschluss der
Ergebnisse
8. Umsetzung des Masterplans
mit 11 Schwerpunktthemen
Der gesamte Prozess verursachte
Kosten von 200.000,- Euro.
Insgesamt waren 1000 Personen
aktiv beteiligt. Es wurden viele
Aktivitäten ausgelöst und man kam
von einer bisher isolierten zu einer
multifunktionalen
Entscheidungsfindung.
Der Leitsatz der Stadt
Kristiansand (NOR) – 77.000 EW –
lautet: Wir wollen der nächsten
Generation eine Stadt übergeben, die
besser gestaltet, geplant und in
besserem Zustand ist, als wir sie
übernommen haben. Die wichtigsten
Punkte: Sustainable City of the Year
2000, Umweltmanagement
eingeführt, Beteiligung von Politik,
Verwaltung und Bevölkerung, um die
Akzeptanz zu verbessern,
Ökologische Beschaffung,
nachhaltiger Verkehr, Fair Trade City,
ecological footprint.
Die Stadt Genf (CH) – 180.000 Ew.
- verfügt über einen
Nachhaltigkeitsprozess seit 1995
(Aalborg Charta), der aus drei
Elementen besteht:
1. Schaffung einer vorbildlichen
Verwaltung durch eine
Umweltmanagementsystem
und permanente interne
Information, Beteiligung und
Bewusstseinsbildung
2. Verbesserung des öffentlichen
Bewusstsein und breite
Beteiligung
3. Einsatz von Entscheidungs-
Tools und Indikatorensets für
Nachhaltigkeit
Die Ziele dieses Prozesses sind eine
fokussierte Diskussion über die
Kernthemen der Nachhaltigkeit
einzuleiten, Nachhaltigkeit zu
verbreiten, die nächste Generation
einzubinden, moderne Tools,
Methoden und Governance auf den
Weg zu bringen und lokale
Nachhaltigkeit zu beschleunigen.
"Das Problem dabei ist nicht die
Verwaltung sondern die lokale
Politik".
Die Stadt Koprivnica (CRO) –
33.600 EW – hat 2006 die Aalborg
Commitments unterzeichnet und
setzt auf die Forcierung des
Fahrradverkehrs, Ausweitung der
Grünanlagen und Spielbereiche für
Kinder, Verbesserung der
Abfallentsorgung  und –trennung und
Sozial- und Bildungsprogramme.
Die Stadt Padua (I) – 210.000 EW
-  hat 2001 einen LA 21-Prozess
gestartet und 2003 einen LA 21-
Aktionsplan mit mehr als 200
konkreten Maßnahmen beschlossen.
Eine besonders wichtige Rolle kommt
hier der lokalen Politik in der
Aktivierung der Menschen zu.
Die Stadt Växjö (SWE) – 80.000
EW – geht seit 1993 konsequent den
Weg der "Stadt ohne fossile Energie".
Ziel ist es von 4,5 to CO2/BürgerIn
(1993) bis 2010 auf die Hälfte zu
reduzieren. "Waiting for someone
else, who starts to act is out. We
must change the old ways of
thinking." Bis 2005 ist es gelungen,
den Anteil der Erneuerbaren am
Gesamtenergieverbrauch auf 50% zu
7erhöhen. U.a. wurde eine 104 MW
Biomasse-KWK-Anlage gebaut, auf
Niedrigenergie-Holzbauweise im
Mehrfamilienhausbereich gesetzt, ein
Biomasse-Zentrum an der Universität
eingerichtet und eine "bio-based
economy" als Kooperation zwischen
Stadt, Universität und Industrie
entwickelt. Es gibt derzeit 150 Öko-
Unternehmen in Växjö.
In Reykjavik (IS) arbeitet man bei
der Erstellung und Umsetzung der
Lokalen Agenda 21 mit
internetbasierter Beteiligung.
Sofia hat 2004 die Aalborg
Commitments unterzeichnet und
arbeitet seit dem an einer Lokalen
Agenda 21.
Xarxa ist ein Netzwerk von
Nachhaltigkeitsgemeinden in der
Provinz Barcelona (SP). Es wurde
1997 gestartet und besteht heute
aus 220 Gemeinden, von denen
mehr als 100 über eine LA 21
verfügen. Deren Ziel ist es, unter
breiter Beteiligung Aktionspläne zu
erstellen, die soziale, ökologische
und wirtschaftliche Ziele miteinander
verbinden. Im Februar 2007 wurden
die Kernziele der Arbeit des
Netzwerks neu in Form von 11 Zielen
konkretisiert: neue Kultur im
Umgang mit Wasser, integriertes
Abfallmanagement, Klimaschutz,
nachhaltige Mobilität,
umweltbewusstes Konsumieren, Öko-
Wirtschaft, Verbesserung der
Biodiversität, Information,
Ausbildung und Bürgerbeteiligung.
Udalsarea 21 ist ein
Gemeindenetzwerk für
Nachhaltigkeit im Baskenland,
das die Aalborg-Commitments
unterstützt, Beratung und
Erfahrungsaustausch bietet und bei
der Erstellung von lokalen
Aktionsprogrammen (LA 21) hilft.
180 Gemeinden des Baskenlandes (=
14%) machen bereits mit.
REC, das Regional Environmental
Centre, ist auf  die Beratung und
Begleitung von lokalen Umwelt-
und Nachhaltigkeitsprojekten in
Süd-Osteuropa durch Information
und Networking spezialisiert. In
diesen Ländern ist Armut ein
wesentlicher Faktor, was wiederum
Auswirkungen auf die
Umweltsituation hat. Weitere Infos:
www.rec.org
Weitere Beispiele zu Lokale
Agenda 21 und nachhaltiger
Gemeindeentwicklung wurden
aus einer Vielzahl europäischer
Gemeinden gebracht - mehr unter
www.sevilla2007.org\präsentationen
Beispiele aus dem Bereich
Klimaschutz.
Generelle Aussage: Wir haben nur
mehr 15 Jahre Zeit, um schwere
Klimaschäden zu vermeiden.
Die Stadt Heidelberg konnte ihre
CO2-Emissionen um 35% verringern.
Hannover erreichte in letzten 15
Jahren eine Reduktion von 7,5%.
Ernüchternd ist, dass trotz sehr
ambitionierter Maßnahmen, die
Wirkungen zum Teil durch
Wachstumseffekte wieder
konterkariert wurden. So konnte
beispielsweise der spezifische
Heizwärmebedarf um 13 % reduziert
werden, während die spezifische
Wohnfläche je Bürger um 10%
wuchs. Der CO2-Nettoeffekt: -4%.
Der Stromverbrauch je Haushalt ist
in Hannover seit 1990 um 32%
gewachsen. Beim Flugverkehr gab es
in Deutschland seit 1990 eine
Zunahme von 136% pro Bürger.
Trotzdem konnten in Hannover durch
konsequenten Klimaschutz in den
8vergangenen 15 Jahren 3.000
Arbeitsplätze geschaffen werden.
In Spanien befindet sich
kommunaler Klimaschutz am Beginn.
Von 8100 Gemeinden wirken 140 –
vor allem mittlere Städte zwischen
10-50.000 Ew. - in
Klimaschutznetzwerken mit.
Zusammenfassende Ergebnisse
der Konferenz:
‚ Europaweit gibt es eine starke
Bewegung in Richtung lokale
Nachhaltigkeit.
‚ Bürgerbeteiligung ist im engen
Konnex damit im Vormarsch
‚ Die mittleren und größeren
Städte spielen eine zentrale
Rolle
‚ Kleinere Gemeinden arbeiten
zunehmend in Netzwerken
zusammen
‚ Wo es einen Unterstützung
von nationaler oder regionaler
Ebene gibt, sind Zahl und
Qualität der LA 21-Prozesse
deutlich höher.
‚ Während in den süd- und
osteuropäischen Staaten
ökologische Themen im
Vordergrund stehen, sind in
Mittel- und Nordeuropa die LA
21-Prozess zunehmend von
sozialen und wirtschaftlichen
Themen geprägt.
‚ Aalborg Commitments und
Aalborg Charta bilden einen
europaweiten gemeinsamen
fachlichen "Roten Faden" für
Nachhaltigkeit. Mehr als 400
Gemeinden haben bereits die
Commitments und mehr als
2000 die Charta beschlossen.
Link zur Konferenz
www.sevilla2007.org
Links zu Beispielen:
www.chancen_ludwigsburg.de
www.oslo.kommune.no
www.malmo.se/urbact
www.stockholm.se/climate change
www.ervet.it (Emilia Romagna)
www.provincia.siena/rete dei servici/aree
tematiche/ambiente/sviluppo sostenibile
www3.hants.gov.uk/sustainability
Unter
www.sevilla2007.org/präsentationen
finden sich mehr als 160
Präsentationen mit Beispielen u.a.
aus Aalborg (Dk), Aberdeen (UK),
Angers (F), Appeldoorn (NL),
Argentinien, Provinz Barcelona (Sp),
Region Brüssel (Bel), Region Emilia
Romagna (It), Gdyna (Pol), Genf (CH),
Gondomar (P), Hannover (D),
Helsingborg (Swe), Helsinki (Fin),
Kanarische Inseln (Sp), Kaunas (Lit),
Kristiansand (Nor), London (UK(,
Ludwigsburg (D), Malmö (Swe), Medway
Council (UK), Milano (It), München (D),
Nantes (F), Oslo (Nor), Padua (It), Peru,
Region Piemont (It), Reykjavik (Is), Rom
(It), Serbien, Sevilla (Sp), Slowakei,
Sofia (Bul), Tartu (Est), Tunesien, Turku
(Fin), Ungarn, Växjö (Swe), Venezuela,
Wien (Aut), Zaragoza (Sp) u.v.a.m.
Links zu nationalen und
internationalen Institutionen
www.aalborg+10.dk
www.a21italy.it
www.ecurban.net
www.iclei.org
www.rec.org
www.compassnetwork.org
www.futerra.co.uk
www.aap2020.org
www.urbact.eu
Links zu Umsetzungstools:
www.localsustainability.eu
www.localresources21.org
www.localtarget21.org
www.localevaluation21.org
www.procureplus.org
www.pppforsustainability.org
www.climatcompass.net
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Foreword
World Development Report 1992, the fifteenth in this responsible manner, it is essential that tradeoffs be
annual series, explores the links between eco- clarified in a rational manner and cost-effective
nomic development and the environment. The policies designed. The Report demonstrates that
1990 report on poverty, last year's report on devel- much damage takes place with little or no benefit
opment strategies, and this Report constitute a tril- in the form of increased income and that a careful
ogy on the goals and means of development. assessment of benefits and costs will result in
The main message of the Report is the need to much less environmental damage.
integrate environmental considerations into devel- In emphasizing the essential consistency be-
opment policymaking. The value of the environ- tween sound development and environmental
ment has been underestimated for too long, result- policies, the Report follows in the tradition of ear-
ing in damage to human health, reduced lier analyses, including the seminal work of the
productivity, and the undermining of future devel- World Commission on Environment and Develop-
opment prospects. The Report argues that contin- ment (Our Common Future, 1987). It also draws on
ued, and even accelerated, economic and human research and experience in many parts of the
development is sustainable and can be consistent World Bank and builds on the foundations laid by
with improving environmental conditions, but that the Bank's Environment Department and regional
this will require major policy, program, and insti- environment divisions, set up in 1987. The discus-
tutional shifts. A twofold strategy is required. sion and research involved in the preparation of
First, the positive ("win-win") links between effi- this Report have encouraged our economists, sec-
cient income growth and the environment need to tor specialists, and environment staff to think
be aggressively exploited. This calls, for example, more clearly and constructively about the links be-
for the removal of distortionary policies (such as tween environment and development and about
subsidies for energy, chemical inputs, water, and the design of policies and programs for develop-
logging) that encourage the overuse of natural re- ment that is sustainable. The lasting result is that
sources; for expanded emphasis on population environmental considerations will become more
programs, female education, agricultural exten- deeply embedded in every aspect of the Bank's
sion and research, and sanitation and clean water; work.
for more local participation in the design and im- Like its predecessors, World Development Report
plementation of development programs; and for 1992 includes the World Development Indicators,
open trade and investment policies, which encour- which offer selected social and economic statistics
age technological innovation and transfer. Second, on 125 countries. The Report is a study by the
strong policies and institutions need to be put in Bank's staff, and the judgments made herein do
place which cause decisionmakers-corporations, not necessarily reflect the views of the Board of
households, farmers, and governments-to adopt Directors or the governments they represent.
less-damaging forms of behavior. Both types of
policy are essential.
Where tradeoffs exist between income growth . <.
and environmental quality, the Report argues for a
careful assessment of the costs and benefits of al- Lewis T. Preston
ternative policies, taking account of uncertainties President
and irreversibilities that may be associated with The World Bank
ecological processes. Some would prefer a more
absolute approach to protection, but for policy- March 31, 1992
makers with scarce resources seeking to raise the
well-being of their citizens in an environmentally
iii
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Definitions and data notes
Country groups term "countries" to refer to economies implies no
judgment by the Bank about the legal or other sta-
For operational and analytical purposes the World tus of a territory.
Bank's main criterion for classifying economies is * Other economies are Cuba, Democratic People's
gross national product (GNP) per capita. Every Republic of Korea, and the former Union of Soviet
economy is classified as low-income, middle- Socialist Republics (U.S.S.R.). In the main tables
income (subdivided into lower-middle and upper- of the World Development Indicators, only aggre-
middle), or high-income. Other analytical groups, gates are shown for this group, but Box A.2 in the
based on regions, exports, and levels of external technical notes to the WDI contains selected indi-
debt, are also used. cators reported for each of these economies.
In this edition of the World Development Report * World comprises all economies, including
and its statistical annex, the World Development economies with less than 1 million population,
Indicators (WDI), the Europe, Middle East, and which are not shown separately in the main tables.
North Africa group has been separated into two See the technical notes to the WDI for the aggrega-
groups, (a) Europe and (b) Middle East and North tion methods used to retain the same country
Africa. As in previous editions, this Report uses group across time.
the latest GNP per capita estimates to classify
countries. The country composition of each in- Analytical groups
come group may therefore change from one edi-
tion to the next. Once the classification is fixed for For analytical purposes, other overlapping classi-
any edition, all the historical data presented are fications based predominantly on exports or exter-
based on the same country grouping. The country nal debt are used in addition to geographic coun-
groups used in this Report are defined as follows. try groups. Listed below are the economies in
* Low-income economies are those with a GNP per these groups that have populations of more than
capita of $610 or less in 1990. 1 million. Countries with less than 1 million popu-
capita of 610 or les in 1990.lati n, although not shown separately, are in-
* Middle-income economies are those with a GNP lu
per capita of more than $610 but less than $7,620 in cluded in group aggregates.
1990. A further division, at GNP per capita of * Fuel exporters are countries for which exports
$2,465 in 1990. is made between lower-middle- and reexports of petroleum and gas account for at
and upper-middle-income economies. least 50 percent of exports in the period 1987-89.income anThe-lae-cm cnme
* High-income economies are those with a GNP They are Algeria, Angola, Congo, Islamic Republic
per capita of $7,620 or more in 1990. of Iran, Iraq, Libya, Nigeria, Oman, Saudi Arabia,
pe capita of $7,620 or more in 199 . Trinidad and Tobago, United Arab Emirates, and
Low-income and middle-income economies are Venezuela. Although the former U.S.S.R. meets
sometimes referred to as developing economies. the established criterion, it is excluded from this
The use of the term is convenient; it is not in- group measure because of data limitations.
tended to imply that all economies in the group are * Severely indebted middle-income countries (abbre-
experiencing similar development or that other viated to "Severely indebted" in the World Devel-
economies have reached a preferred or final stage opment Indicators) are fifteen countries that are
of development. Classification by income does not deemed to have encountered severe debt-servicing
necessarily reflect development status. (In the difficulties. These are defined as countries in
World Development Indicators, high-income econ- which, averaged over 1988-90, three of four key
omies classified as developing by the United Na- ratios are above critical levels: debt to GNP (50
tions or regarded as developing by their authori- percent), debt to exports of goods and all services
ties are identified by the symbol t.) The use of the (275 percent), accrued debt service to exports (30
xi
percent), and accrued interest to exports (20 pet- Syrian Arab Republic, Tunisia, and Republic of
cent). The fifteen countries are Algeria, Argentina, Yemen.
Bolivia, Brazil, Bulgaria, Congo, C6te d'Ivoire, Ec- * Latin America and the Caribbean comprises all
uador, Mexico, Morocco, Nicaragua, Peru, Poland, American and Caribbean economies south of the
Syrian Arab Republic, and Venezuela. United States.
* In the World Development Indicators and the
Environmental data appendix, OECD members, a Data notes
subgroup of "High-income economies," com- * Billion is 1,000 million.
prises the members of the Organization for Eco- * Trillion is 1,000 billion.
nomic Cooperation and Development except for * Tons arE metric tons, equal to 1,000 kilograms,
Greece, Portugal, and Turkey, which are included
among the middle-income economies. In the main or 2,204.6 pounds.
* Dollars are current U.S. dollars unless other-
text of the World Development Report, the term wise specified.
"OECD countries" includes all OECD members sepcfed
unlEss onthrwies stated. s all OECD members o* Growth rates are based on constant price data
and, unless otherwise noted, have been computed
with the use of the least-squares method. See the
Geographic regions (low-income andomiddle- technical notes to the World Development Indica-
tors for details of this method.
* Sub-Saharan Africa comprises all countries * The symbol I in dates, as in "1988/89," means
south of the Sahara except South Africa. that the period of time may be less than two years
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and middle-income economies of East and South- crop year, a survey year, or a fiscal year.
east Asia and the Pacific, east of and including * The symbol .. in tables means not available.
China and Thailand. * The symbol - in tables means not applicable.
* South Asia comprises Bangladesh, Bhutan, In- * The number 0 or 0.0 in tables and figures
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Lanka. shown and not known more precisely.
* Europe comprises the middle-income Eu- The cutoff date for all data in the World Devel-
ropean countries of Albania, Bulgaria, Czecho- opment Indicators is March 31, 1992.
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"Eastern Europe" (the countries listed above ex- updatng a bet becoe availabe bece
of a change to a new base year for constant price
cept for Greece, Portugal, and Turkey) or "Eastern data, and because of changes in country composi-
Europe and former U.S.S.R." tion in income and analytical groups.
- Middle East and North Africa comprises the Economic and demographic terms are defined in the
low- and middle-income economies of Af- technical notes to the World Development
ghanistan, Algeria, Egypt, Iran, Iraq, Jordan, Indicators.
Lebanon, Libya, Morocco, Oman, Saudi Arabia,
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Overview
The achievement of sustained and equitable devel- ploited. The most important of these relates to
opment remains the greatest challenge facing the poverty reduction: not only is attacking poverty a
human race. Despite good progress over the past moral imperative, but it is also essential for envi-
generation, more than 1 billion people still live in ronmental stewardship. Moreover, policies that
acute poverty and suffer grossly inadequate access are justified on economic grounds alone can de-
to the resources-education, health services, infra- liver substantial environmental benefits. Eliminat-
structure, land, and credit-required to give them ing subsidies for the use of fossil fuels and water,
a chance for a better life. The essential task of de- giving poor farmers property rights on the land
velopment is to provide opportunities so that they farm, making heavily polluting state-owned
these people, and the hundreds of millions not companies more competitive, and eliminating
much better off, can reach their potential. rules that reward with property rights those who
But although the desirability of development is clear forests are examples of policies that improve
universally recognized, recent years have wit- both economic efficiency and the environment.
nessed rising concern about whether environmen- Similarly, investing in better sanitation and water
tal constraints will limit development and whether and in improved research and extension services
development will cause serious environmental can both improve the environment and raise
damage-in turn impairing the quality of life of incomes.
this and future generations. This concern is over- But these policies are not enough to ensure envi-
due. A number of environmental problems are al- ronmental quality; strong public institutions and
ready very serious and require urgent attention. policies for environmental protection are also es-
Humanity's stake in environmental protection is sential. The world has learned over the past two
enormous, and environmental values have been decades to rely more on markets and less on gov-
neglected too often in the past. ernments to promote development. But environ-
This Report explores the two-way relationship mental protection is one area in which government
between development and the environment. It de- must maintain a central role. Private markets pro-
scribes how environmental problems can and do vide little or no incentive for curbing pollution.
undermine the goals of development. There are Whether it be air pollution in urban centers, the
two ways in which this can happen. First, environ- dumping of unsanitary wastes in public waters, or
mental quality-water that is safe and plentiful the overuse of land whose ownership is unclear,
and air that is healthy-is itself part of the im- there is a compelling case for public action. Here
provement in welfare that development attempts there may be tradeoffs between income growth
to bring. If the benefits from rising incomes are and environmental protection, requiring a careful
offset by the costs imposed on health and the qual- assessment of the benefits and costs of alternative
ity of life by pollution, this cannot be called devel- policies as they affect both today's population and
opment. Second, environmental damage can un- future generations. The evidence indicates that the
dermine future productivity. Soils that are gains from protecting the environment are often
degraded, aquifers that are depleted, and ecosys- high and that the costs in forgone income are mod-
tems that are destroyed in the name of raising in- est if appropriate policies are adopted. Experience
comes today can jeopardize the prospects for earn- suggests that policies are most effective when they
ing income tomorrow. aim at underlying causes rather than symptoms,
The Report also explores the impact-for good concentrate on addressing those problems for
and bad-of economic growth on the environ- which the benefits of reform are greatest, use in-
ment. It identifies the conditions under which pol- centives rather than regulations where possible,
icies for efficient income growth can complement and recognize administrative constraints.
those for environmental protection and identifies Strong environmental policies complement and
tradeoffs. Its message is positive. There are strong reinforce development. It is often the poorest who
"win-win" opportunities that remain unex- suffer most from the consequences of pollution
1
Box 1 Development and the environment: key messages of this Report
The protection of the environment is an essential part and whose livelihoods depend on good environmental
of development. Without adequate environmental pro- stewardship.
tection, development is undermined; without develop- Addressing the environmental problems faced by these
ment, resources will be inadequate for needed invest- people will reqeuire better progress in reducing poverty
ments, and environmental protection will fail. and raising productivity. It is imperative that the cur-
The coming generation presents unprecedented rent moment of opportunity be seized to bring about
challenges and opportunities. Between 1990 and 2030, an mon of hun be eonomic about
as the world's population grows by 3.7 billion, food that is sustained and equitable.
production will need to double, and industrial output
and energy use will probably triple worldwide and in-
crease fivefold in developing countries. This growth Policies for sustained development
brings with it the risk of appalling environmental dam-
age. Alternatively, it could bring with it better environ- Two types of policies are required: those that build on
mental protection, cleaner air and water, and the vir- the positive links between development and the envi-
tual elimination of acute poverty. Policy choices will ronment, and :hose that break the negative links.
make the difference.
Building on the positive links
Priorities for action The scope for actions that promote income growth,
poverty alleviation, and environmental improvement
Inadequate attention has been given to the environ- is very large, especially in developing countries. Such
mental problems that damage the health and produc- "win-win" policies include:
tivity of the largest nurnber of people, especially the
poor. Priority should be given to: * Removing subsidies that encourage excessive use
of fossil fuels, irrigation water, and pesticides and ex-
* The one-third of the world's population that has cessive logging
inadequate sanitation and the 1 billion without safe * Clarifying rights to manage and own land, forests,
vvater and fisheries
* The 1.3 billion people who are exposed to unsafe * Accelerating provision of sanitation and clean wa-
conditions caused by soot and smoke ter, education 1 especially for girls), family planning ser-
* The 300 million to 700 million women and children vices, and agricultural extension, credit, and research
who suffer from severe indoor air pollution from cook- * Taking measures to empower, educate, and in-
ing fires volve farmers, local communities, indigenous people,
* The hundreds of millions of farmers, forest and women so that they can make decisions and in-
dwellers, and indigenous people who rely on the land vestments in their own long-term interests.
and environmental degradation. Unlike the rich, of thresholds beyond which unexpected or irrever-
the poor cannot afford to protect themselves from sible changeX may occur. New evidence that the
contaminated water; in cities they are more likely impact of chlorofluorocarbons (CFCs) on strato-
to spend much of their time on the streets, breath- spheric ozone depletion is greater than earlier
ing polluted air; in rural areas they are more likely thought is a timely reminder of how little we
to cook on open fires ol: wood or dung, inhaling know. Such uncertainties call for much greater at-
dangerous fumes; their lands are most likely to tention to research and to designing flexible pre-
suffer from soil erosion. The poor may also draw a cautionary policies.
large part of their livelihood from unmarketed en- Because this Report is about development and
vironmental resources: common grazing lands, for the environrnent, it focuses primarily on the wel-
example, or forests where food, fuel, and building fare of developing countries. The most immediate
materials have traditionally been gathered. The environmen:al problems facing these countries-
loss of such resources may particularly harm the unsafe water, inadequate sanitation, soil deple-
poorest. Sound environmental policies are thus tion, indoor smoke from cooking fires and outdoor
likely to be powerfully redistributive. smoke from coal burning-are different from and
Making decisions about some environmental more immecliately life-threatening than those as-
problems is complicated by uncertainties about sociated with the affluence of rich countries, such
physical and ecological processes, by the long- as carbon dioxide emissions, depletion of strato-
term nature of their effects, and by the possibility spheric ozone, photochemical smogs, acid rain,
2
Targeted environmental policies ment rates in developing countries by 2-3 percent of
But these "win-win" policies will not be enough. Also GDP by the end of this decade. This would enable
essential are strong policies and institutions targeted at stabilization of soil conditions, increased protection of
specific environmental problems. Lessons for effective forests and natural habitats, improved air and water
policymaking include the following: quality, a doubling of family planning expenditures,
sharply improved school enrollment rates for girls, and
* Tradeoffs between income and environmental universal access to sanitation and clean water by 2030.
quality need to be carefully assessed, taking long-term, The costs of addressing global atmospheric issues
uncertain, and irreversible impacts into account. Care- would be additional.
fully balancing costs and benefits is especially impor-
tant for developing countries, where resources are Partnership for solutions
scarce and where basic needs still must be met.
* Standards and policies need to be realistic and Finding, implementing, and financing solutions will
consistent with the monitoring and enforcement capac- require a partnership of effort among nations.
ity and the administrative traditions of the country. Specifically:
* Blunter and more self-enforcing policies are likely * Improved know-how, new technologies, and in-
to be attractive in developing countries. Policies need creased investment are essential. Open trade and capi-
to work with the grain of the market rather than tal markets, the restoration of creditworthiness
against it, using incentives rather than regulations through policy reform and selective debt relief, and
where possible. robust, environmentally responsible growth in the
* Governments need to build constituencies for world economy will all be needed.
change-to curb the power of vested interests, to hold * The close link between poverty and environmental
institutions accountable, and to increase willingness to problems makes a compelling case for increasing assis-
pay the costs of protection. Local participation in set- tance to reduce poverty and slow population growth
ting and implementing environmental policies and in- and for addressing environmental damage that hurts
vestments will yield high returns. the poor.
T High-income countries must play a major role in
financing the protection of natural habitats in develop-
The costs of protecting and improving the environment ing countries from which the whole world benefits.
are high in absolute terms, but they are modest in com- They must also assume the primary responsibility for
parison with their benefits and with the potential gains addressing worldwide problems of which they are the
from economic growth. Improving the environment for primary cause (greenhouse warming and depletion of
development may make it necessary to raise invest- stratospheric ozone).
and hazardous wastes. Industrial countries need * Fourth, the strong and growing evidence of
to solve their own problems, but they also have a the links between poverty reduction and environ-
crucial role to play in helping to improve the envi- mental goals makes a compelling case for greater
ronments of developing countries. support for programs to reduce poverty and popu-
* First, developing countries need to have ac- lation growth.
cess to less-polluting technologies and to learn * Fifth, the capacity of developing countries to
from the successes and failures of industrial coun- enjoy sustained income growth will depend on in-
tries' environmental policies. dustrial countries' economic policies; improved ac-
* Second, some of the benefits from environ- cess to trade and capital markets, policies to in-
mental policies in developing countries-the pro- crease savings and lower world interest rates, and
tection of tropical forests and of biodiversity, for policies that promote robust, environmentally re-
example-accrue to rich countries, which ought sponsible growth in industrial countries, will all
therefore to bear an equivalent part of the costs. help.
* Third, some of the potential problems facing Policy reforms and institutional changes are re-
developing countries-global warming and ozone quired to bring about accelerated development
depletion, in particular-stem from high con- and better environmental management. The obsta-
sumption levels in rich countries; thus, the burden cles are great. Nevertheless, the present time is
of finding and implementing solutions should be unprecedented in its potential for change. The
on the rich countries. growing recognition of the importance of environ-
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mental concerns, the rapid introduction of eco- Report concludes that the current environmental
nomic reform programs around the world, and the debate has paid too little attention to the problems
trend toward democratization and participation in of sanitation and clean water, urban air pollution,
the development process all point in the right di- indoor air pollution, and severe land degradation.
rection. The United Nations Conference on Envi- Damage to the environment has three potential
ronment and Development (UNCED)-the "Earth costs to present and future human welfare. Hu-
Summit"-in June 1992 has provided an oppor- man health may be harmed. Economic produc-
tunity for the world's nations to commit them- tivity may be reduced. And the pleasure or satis-
selves to an agenda of reform. It is essential that faction obtained from an unspoiled environment,
the energies that have been unleashed by UNCED often referred to as its "amenity" value, may be
not be dissipated but rather be channeled toward lost. All are difficult to measure, but the third is
addressing those environmental problems that especially so. "Amenity" includes values that
most urgently threaten development. range from those associated with recreation to
those associated with deeply held spiritual views
Focusing on the right problems about the intrinsic worth of the natural world. The
This Report makes no attempt to be comprehen- difficulty in measuring it argues for much more
sive in its discussion of environmental problems. public involvement in setting priorities. Table 1
Rather, it seeks to identify the most serious chal- outlines the potential consequences for health and
lenges and suggests strategies for addressing productivity of different forms of environmental
them. Not every problem can be a priority for mismanagement. Since environmental problems
every country. Taking the view that the highest vary across countries and with the stage of indus-
environmental priorities are those that directly af- trialization, each country needs to assess its own
fect the welfare of large numbers of people, the priorities carefully.
Table 1 Principal health and productivity consequences of environmental mismanagement
Environmental problem Effect on health Effect on productivity
Water pollution and More than 2 million deaths and billions of Declining fisheries; rural household time and
water scarcity illnesses a year attributable to pollution; poor municipal costs of providing safe water; aquifer
household hygiene and added health risks depletion leading to irreversible compaction;
caused by water scarcity constraint on economic activity because of water
shortages
Air pollution Ma,ny acute and chronic health impacts: Restrictions on vehicle and industrial activity
excessive urban particulate matter levels are during critical episodes; effect of acid rain on
responsible for 300,000-700,000 premature forests and water bodies
deaths annually and for half of childhood
c-hronic coughing; 400 million-700 mitlion
people, mainly women and children in poor
rural areas, affected by smoky indoor air
Solid and hazardous Diseases spread by rotting garbage and blocked Po;lution of groundwater resources
wastes drains. Risks from hazardous wastes typically
local but often acute
Soil degradation Reduced nutrition for poor farmers on depleted Field productivity losses in range of 0.5-1.5
soils; greater susceptibility to drought percent of gross national product (GNP)
cornmon on tropical soils; offsite siltation of
reservoirs, river-transport channels, and other
hydrologic investments
Deforestation Localized flooding, leading to death and disease Loss of sustainable logging potential and of
erosion prevention, watershed stability, and
carbon sequestration provided by forests
Loss of biodiversity Potential loss of new drugs Reduction of ecosystem adaptability and loss of
genetic resources
Atmospheric changes Possible shifts in vector-borne diseases; risks Sea-rise damage to coastal investments; regional
from climatic natural disasters; diseases chonges in agricultural productivity; disruption
attributable to ozone depletion (perhaps 300,000 of marine food chain
additional cases of skin cancer a year
worldwide; 1.7 million cases of cataracts)
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Clean water and sanitation <eoa ond snoke are worsening in p,oor countries,
. . ,~~~~~~~~~~~~~1 ,t- p riov(>ng in m iddle- a nd I-,ig/, -imeome coun tries
For the 1 billion people in developing countries
who do not have access to clean water and the 1.7
billion who lack access to sanitation, these are the Figure 1 Urban air pollution: average
most important environmental problems of all. concentrations of suspended particulate
Their effects on health are shocking: they are ma- matter, by country income group
jor contributors to the 900 million cases of diar-
rheal diseases every year, which cause the deaths
of more than 3 million children; 2 million of these Mpe
deaths could be prevented if adequate sanitation
and clean water were available. At any time 200 _
million are suffering from schistosomiasis or bil-
harzia and 900 million from hookworm. Cholera,
typhoid, and paratyphoid also continue to wreak
havoc with human welfare. Providing access to 200 Unacceptable
sanitation and clean water would not eradicate all
these diseases, but it would be the single most _
effective means of alleviating human distress.
The economic costs of inadequate provision are * _
also high. Many women in Africa spend more than - - - - - - -
two hours a day fetching water. In Jakarta an Marginal
amount equivalent to 1 percent of the city's gross _ 
domestic product (GDP) is spent each year on boil- Acceptable
ing water, and in Bangkok, Mexico City, and
Jakarta excessive pumping of groundwater has led 1970s- Mid- to
to subsidence, structural damage, and flooding. early 1980s late 1980s
o Low-income countries
Clean air U Middle-income countries
W High-income countries
Emissions from industry and transport and from
domestic energy consumption impose serious
costsdfor health and productivity. Three specific Note: Periods of time series differ by site. World Health
costs frhatanprdciiyThespcic Organization guidelines for air quality are used as the
problems stand out for their effect on human criteria for acceptability.
suffering. Source: Environrmental data appendix table A.5.
SUSPENDED PARTICULATE MATTER. In the second
half of the 1980s about 1.3 billion people world-
wide lived in urban areas that did not meet the IQ points by the age of seven because of elevated
standards for particulate matter (airborne dust and exposure to lead, with enduring implications for
smoke) set by the World Health Organization adult productivity. In adults the consequences in-
(WHO). They thus faced the threat of serious res- clude risks of higher blood pressure and higher
piratory disorders and cancers (see Figure 1). If risks of heart attacks, strokes, and death. In Mex-
emissions could be reduced so that the WHO stan- ico City lead exposure may contribute to as much
dards were met everywhere, an estimated 300,000 as 20 percent of the incidence of hypertension.
to 700,000 lives could be saved each year, and
many more people would be spared the suffering INDOOR AIR POLLUTION. For hundreds of millions
caused by chronic respiratory difficulties. of the world's poorer citizens, smoke and fumes
from indoor use of biomass fuel (such as wood,
LEAD. High levels of lead, primarily from vehi- straw, and dung) pose much greater health risks
cle emissions, have been identified as the greatest than any outdoor pollution. Women and children
environmental danger in a number of large cities suffer most from this form of pollution, and its
in the developing world. Estimates for Bangkok effects on health are often equivalent to those of
suggest that the average child has lost four or more smoking several packs of cigarettes a day.
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OTHER FORMS OF POLLUTION. An estimated 1 bil-
lion people live in cities that exceed WHO stan-
dards for sulfur dioxide. Nitrogen oxides and vol-
atile organic compounds are a problem in a smaller
but growing number of rapidly industrializing and Figure 2 Loss of tropical forests in developing
heavily motorized cities, regions, 1980-90
Soil, zoater and agricultural productivity Area deforested
(millions of hectares; Rate of deforestation
The loss of productive potential in rural areas is a annual average) (percent; annual average)
more widespread and important problem, al- 10 2.0
though less dramatic, than that evoked by images
of advancing deserts. Soil degradation, in particu-
lar, is the cause of stagnating or declining yields in 8 1.5
parts of many countries, especially on fragile lands
from which the poorest farmers attempt to wrest a
living. Erosion is the most visible symptom of this 6
degradation. Data on soil conditions are of low 1.0
quality, but crude estimates suggest that in some
countries the losses in productive potential attribu-
table to soil depletion may amount to 0.5-1.5 peT-
cent of GDP annually. Erosion can also damage 2
economic infrastructure, such as dams, down-
stream. Even when erosion is insignificant, soils
may suffer from nutrient, physical, and biological 0 0
depletion. Latin America Asia Sub-Saharan
and the AfricaWaterlogging and salinization are serious prob- Caribbean
lems in some irrigated areas and are often the re-
sult of policies and infrastructure that inade- El Area deforested
quately recognize the growing scarcity of water. [1 Rate of deforestation
The increasing conflicts over the use of water
mean that in the future, additional growth in agri-
cultural productivity will have to make do with Source:FAOdata.
more efficient irrigation and, in some regions, less -
water overall.
Agricultural intensification will continue as it be-
comes harder to expand the area of cultivation. (1.2 percent) and Sub-Saharan Africa's lower (0.8
High levels of inputs and changes in land use will percent). The loss of forests has severe ecological
cause problems for farm communities and other and economic costs-lost watershed protection, lo-
parts of the economy. These problems, once con- cal climate change, lost coastal protection and fish-
fined mainly to the highly intensive agricultural ing grounds-and affects people's lives. African
systems of Europe and North America, are now women have to walk farther for fuelwood, indige-
increasing in such areas as the Punjab, Java, and nous forest dwellers in the Amazon have suc-
parts of China. cumbed to settlers' diseases, and 5,000 villagers in
the Philippines were recently killed by flooding
Natural habitats and loss of biodiversity caused in part by the deforestation of hillsides.
Extinction of species is occurring at rates that are
Forests (especially moist tropical forests), coastal high by historical standards, and many more spe-
and inland wetlands, corail reefs, and other ecosys- cies are threatened because their habitats are being
tems are being converted or degraded at rates that lost. Models that link species extinction to habitat
are high by historical standards. Tropical forests loss suggest that rapid rises in the rate of extinc-
have declined by one-fifth in this century, and the tion to levels approaching those of prehistoric
rate has accelerated. As Figure 2 shows, in the mass extinctions may be difficult to avoid in the
1980s tropical deforestation occurred at a rate of next century unless current rates of deforestation
0.9 percent a year, with Asia's rate slightly higher and other habitat loss are sharply reduced.
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Greenhouse warming mental scarcity into decisionmaking (Box 2). With
or without development, rapid population growth
The buildup of carbon dioxide and other green- may make it more difficult to address many envi-
house gases will raise average temperatures on ronmental problems.
earth. The size of the effect remains unclear, but
the best estimate of the International Panel on Cli- The importance of population and poverty programs
mate Change (IPCC) is that average world tem-
peratures may rise by 30 Celsius by the end of the The world's population is now growing by about
next century under their "business as usual" sce- 1.7 percent a year. Although the rate is down from
nario, with a range of uncertainty of from less than its peak of 2.1 percent in the late 1960s, absolute
2° Celsius to more than 50 Celsius. There is even growth-almost 100 million a year-has never
more uncertainty about the consequences than been higher. During the period 1990-2030 the
about the extent of global warming. Although re- world's population is likely to grow by 3.7 billion-
cent research has reduced fears that icecaps might an increase much greater than in any previous
melt or that the sea level might rise precipitously, generation and probably much greater than in any
there are still grounds for concern. Low-lying na- succeeding one. Ninety percent of this increase
tions are at risk, and forests and ecosystems may will occur in developing countries. Over the next
not adapt easily to shifts in climatic zones. The four decades Sub-Saharan Africa's population is
consequences will depend both on whether poli- expected to rise from 500 million to 1.5 billion,
cies are adopted to reduce emissions and on how Asia's from 3.1 billion to 5.1 billion, and Latin
effective economies are in adapting to rising tem- America's from 450 million to 750 million.
peratures. The best estimates, still extremely crude Rapid population growth often contributes to
and largely based on studies in industrial coun- environmental damage. Traditional land and re-
tries, are that the economic costs are likely to be source management systems may be unable to
modest in comparison with the welfare gains adapt fast enough to prevent overuse, and govern-
brought about by higher incomes. But these costs ments may be unable to keep up with the infra-
will not be evenly distributed: climate changes will structural and human needs of a growing popula-
not be uniform, countries will differ in their capac- tion. In addition, the sheer density of population
ity to respond to change, and the importance of will pose challenges for environmental manage-
agriculture, the most climate-sensitive part of the ment. Today, for example, apart from small islands
economy, differs among countries. Research is be- and city states, only Bangladesh, the Republic of
ginning on a modest scale into the potential effects Korea, the Netherlands, and the island of Java,
on tropical agriculture; more needs to be done. Indonesia, have densities exceeding 400 per
square kilometer. By the middle of the next cen-
Development, the environment, and the long- tury, however, one-third of the world's population
term prospect will probably live in countries with these popula-
tion densities. Virtually all South Asia would have
The environmental problems that countries face such densities (Bangladesh's would rise to 1,700
vary with their stage of development, the struc- per square kilometer), as would a substantial num-
ture of their economies, and their environmental ber of African countries, the Philippines, and Viet
policies. Some problems are associated with the Nam.
lack of economic development; inadequate sanita- Rapid population growth can exacerbate the
tion and clean water, indoor air pollution from bio- mutually reinforcing effects of poverty and envi-
mass burning, and many types of land degrada- ronmental damage. The poor are both victims and
tion in developing countries have poverty as their agents of environmental damage. Because they
root cause. Here the challenge is to accelerate equi- lack resources and technology, land-hungry
table income growth and promote access to the farmers resort to cultivating erosion-prone hill-
necessary resources and technologies. But many sides and moving into tropical forest areas where
other problems are exacerbated by the growth of crop yields on cleared fields usually drop sharply
economic activity. Industrial and energy-related after just a few years. Poor families often have to
pollution (local and global), deforestation caused meet urgent short-term needs, prompting them to
by commercial logging, and overuse of water are "mine" natural capital through, for example, ex-
the result of economic expansion that fails to take cessive cutting of trees for firewood and failure to
account of the value of the environment. Here the replace soil nutrients.
challenge is to build the recognition of environ- Agricultural stagnation in Sub-Saharan Africa is
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Box 2 Sustainable development
The term "sustainable development" was brought into example, for running down their mineral reserves or
common use by the World Commission on Environ- converting one form of land use to another. What mat-
ment and Development (the Brundtland Commission) ters is that the overall productivity of the accumulated
in its seminal 1987 report Our Common Future. The idea capital-including its impact on human health and aes-
of sustaining the earth has proved a powerful meta- thetic pleasure, as well as on incomes-more than com-
phor in raising public awareness and focusing on the pensates for arny loss from depletion of natural capital.
need for better environmental stewardship. In the past the benefits from human activity have often
The Brundtland Commission's definition of the been exaggerated, and the costs of environmental loss
term-"meeting the needs of the present generation have been ignored. These costs must be built into deci-
without compromising the needs of future genera- sionmaking, and all short- and long-term impacts must
tions"-is strongly endorsed by this Report. We also be carefully explored. This cannot be done without tak-
believe, with the Brundtland Commission, that meet- ing account of the uncertainties and irreversibilities as-
ing the needs of the poor in this generation is an essen- sociated with some environmental processes, recogniz-
tial aspect of sustainably meeting the needs of subse- ing that some environmental benefits come in
quent generations. There is no difference between the intangible forrms and that some impacts occur far into
goals of development policy and appropriate environ- the future. Not all environmental resources can or
mental protection. Both imust be designed to improve should be assigned monetary values, but tradeoffs
welfare. should be made as explicit as possible.
Making the concept of sustainability precise, how- It is sometimes argued that the benefits from human
ever, has proved difficult. It is not plausible to argue investment are temporary, while the benefits of an un-
that all natural resources should be preserved. Success- disturbed environment last forever. This has prompted
ful development will inevitably involve some amount some to advocate using a lower discount rate in project
of land clearing, oil drilling, river damming, and analysis. But this may lead to more damage (through
swamp draining. Some have argued that natural capi- encouraging investment) rather than less. The answer
tal should be preserved in some aggregate sense, with lies not in artificially lowered discount rates but in en-
losses in one area replenished elsewhere. This ap- suring that the benefits from an expanding economy
proach has helpfully focused attention on the need to are reinvested.
estimate the value of environmental resources and on Basing developmental and environmental policies on
the importance of protecting certain essential ecologi- a comparison of benefits and costs and on careful mac-
cal systems. roeconomic analysis will strengthen environmental
This Report supports efforts to assess values but protection and lead to rising and sustainable levels of
goes further. Societies may choose to accumulate hu- welfare. When this Report uses "sustainable develop-
man capital (through education and technological ad- ment" and "environmentally responsible develop-
vance) or man-made physical capital in exchange, for ment, " it refers to this narrower definition.
a particularly clear example of the mutually rein- in Sub-Saharan Africa, the Middle East and North
forcing nexus of poverty, population growth, and Africa, and Central America are rural populations
environmental damage. The slowly evolving in- expected to be still increasing through the next
tensification that occurred in the first half of this generation. Urbanization will help reduce pres-
century was disrupted by the sharp acceleration of sure on the rural environment, but it brings with it
population growth in the past four decades. Low a different set of challenges associated with indus-
agricultural productivity, caused mainly by poor trial growth, emissions, and wastes.
incentives and poor proviision of services, has de- The only lasting solution to the diverse prob-
layed the demographic transition and encouraged lems caused by rapid population growth lies in
land degradation and deforestation, which in turn policies that will improve human skills, increase
lowered productivity. Africa's forest declined by 8 productivity, and so raise incomes. Improving ed-
percent in the 1980s; 80 percent of Africa's pasture ucation for girls may be the most important long-
and range areas show signs of damage; and in term environ,mental policy in Africa and in other
such countries as Burundi, Kenya, Lesotho, Li- parts of the developing world. Education is a pow-
beria, Mauritania, and Rwanda fallow periods are erful cause of reduced fertility; a recent cross-
often insufficient to restore soil fertility. country study found that, on average, a secondary
Ninety percent of the increase in the world's education reduces from seven to three the number
population will occur in urban areas. Indeed, only of children a woman has. Access to family plan-
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ning services also must be increased. The rate of :af;=
contraceptive use in developing countries rose t 1
from 40 percent in 1980 to 49 percent in 1990. The
population projections given above assume that
the rate will rise to 56 percent by 2000 and to 61 Figure 3 Water use and scarcity, by region
percent by 2010. This will require expenditures on
family planning programs to rise from $5 billion to Percent
$8 billion during the 1990s. 0 20 40 60 80
Economic growth and the environment Sub-Saharan Africaa
What pressures will economic growth place on the East Asia and
natural environment in the coming years? To assess the Pacific
this question, the Report explores a long-term pro- South Asiab
jection of economic output. Under present produc-
tivity trends, and given projected population in- Eastern Europe
creases, developing country output would rise by and former U.S.S.R.
4-5 percent a year between 1990 and 2030 and by Other Europe
the end of the period would be about five times
what it is today. Industrial country output would Middle East and
rise more slowly but would still triple over the pe- North Africa -
riod. World output by 2030 would be 3.5 times what Latin America and
it is today, or roughly $69 trillion (in 1990 prices). the Caribbean
If environmental pollution and degradation Canada and
were to rise in step with such a rise in output, the United Statesb
result would be appalling environmental pollution World
and damage. Tens of millions more people would
become sick or die each year from environmental
causes. Water shortages would be intolerable, and * Annual withdrawals as a share of
tropical forests and other natural habitats would total water resources for region
decline to a fraction of their current size. For- * Share of region's population living in countries
tunately, such an outcome need not occur, nor will with annual per capita water resources of less
it if sound policies and strong institutional ar- than 2,000 cubic meters
rangements are put in place.
The earth's "sources" are limited, and so is the
absorptive capacity of its "sinks." Whether these Note: Regional groups include high-income economies.
limitations will place bounds on the growth of hu- Data are from the 1970s and 1980s.
man activity will depend on the scope for substitu- a. Indudes South Africa.b. No countries have annual per capita water resources
tion, technical progress, and structural change. of less than 2,000 cubic meters.
Forcing decisionmakers to respect the scarcity and Sources: Environmental data appendix table A.3;
limits of natural resources has a powerful effect on World Bank data.
their actions. For example, whereas fears that the
world would run out of metals and other minerals
were fashionable even fifteen years ago, the poten-
tial supply of these resources is now outstripping ing depleted, sometimes irreversibly, and the ex-
demand. Prices of minerals have shown a fairly traction from rivers is often so great that their eco-
consistent downward trend over the past hundred logical functions are impaired and further
years. They fell sharply in the 1980s, leading to expansion of irrigation is becoming severely lim-
gluts that threatened to impoverish countries de- ited.
pendent on commodity exports. The reason some resources-water, forests, and
With some other natural resources, by contrast, clean air-are under siege while others-metals,
demand often exceeds supply. This is true of the minerals, and energy-are not is that the scarcity
demand for water, not only in the arid areas of the of the latter is reflected in market prices and so the
Middle East but also in northern China, east Java, forces of substitution, technical progress, and
and parts of India (see Figure 3). Aquifers are be- structural change are strong. The first group is
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characterized by open access, meaning that there Figure 4 does not imply an inevitable relation-
are no incentives to use them sparingly. Policies ship between income levels and particular envi-
and institutions are therefore necessary to force ronmental problems; countries can choose policies
decisionmakers-corporations, farmers, house- that result in much better (or worse) environmen-
holds, and governments--to take account of the tal conditions than those in other countries at simi-
social value of these resources in their actions. This lar income levels. Nor does it imply a static pic-
is not easy. The evidence suggests, however, that ture; as a result of technological progress, some of
when environmental policies are publicly sup- these curves have shifted downward over recent
ported and firmly enforced, the positive forces of decades, providing an opportunity for countries to
substitution, technical progress, and structural develop in a less damaging manner than was pos-
change can be just as powerful as for marketed sible earlier.
inputs such as metals and minerals. This explains
why the environmental debate has rightly shifted Policies for development and the environment
away from concern about physical limits to growth Two broad se':s of policies are needed to attack the
toward concern about incentives for human behav- underlying causes of environmental damage. Both
ior and policies that can overcome market and policy
failures. are necessary. Neither will be sufficient on its own.
Fiures. * Policies t:hat seek to harness the positive linksFigure 4 illustrates how rising economic activity btendvlpetadteevrnetb
can cause environmental problems but can also,
with the right policies and institutions, help ad- correcting or preventing policy failures, improvingdress te.Trpaaccess to resources and technology, and pro-dress them. Three patterns emerge: mtn qial noegot
* Some problems decline as income increases. moting equitable income growth
* Policies targeted at specific environmentalThis is because increasing income provides the re- Poles retin an icenti renre-
sources for public services such as sanitation and quired to force the recognition of environmental
rural electricity. When individuals no longer have values in decisionmaking.
to worry about day-to-day survival, they can de-
vote resources to profitable investments in conser- Building on the positive links
vation. These positive synergies between eco-
nomic growth and environmental quality must not Fortunately, rnany policies that are good for effi-
be underestimated. ciency are also good for the environment. Policies
* Some problems initially worsen but then im- that encourage efficiency lead to less waste, less
prove as incomes rise. Most forms of air and water consumption of raw materials, and more techno-
pollution fit into this category, as do some types of logical innovation.
deforestation and encroachment on natural habi- World Development Report 1991 described a set of
tats. There is nothing automatic about this im- "market-friendly" policies for development.
provement; it occurs only when countries deliber- These included investing in people through educa-
ately introduce policies to ensure that additional tion, health, nutrition, and family planning; creat-
resources are devoted to dealing with environ- ing the right climate for enterprise by ensuring
mental problems. competitive markets, removing market rigidities,
* Some indicators of environmental stress clarifying legal structures, and providing infra-
worsen as incomes increase. Emissions of carbon structure; fostering integration with the global
and of nitrogen oxides and municipal wastes are economy thrcugh promotion of open trade and
current examples. In these cases abatement is rela- capital flows; and ensuring macroeconomic
tively expensive and the costs associated with the stability.
emissions and wastes are not yet perceived as All these policies can enable better environmental
high-often because they are borne by someone management. For example, improved education is
else. The key is, once again, policy. In most coun- essential for the widespread adoption of environ-
tries individuals and firms have few incentives to mentally sound agricultural technologies, which
cut back on wastes and emissions, and until such are more knowledge-intensive than conventional
incentives are put into place-through regulation, approaches. And freedom of international capital
charges, or other means-damage will continue to flows can facilitate the transfer of new and cleaner
increase. The experience with the turnarounds technologies. Two elements of this package are es-
achieved in other forms of pollution, however, pecially important: the removal of distortions that
shows what may be possible once a policy commit- encourage too much resource use, and the clari-
ment is made. fication of property rights.
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Figure 4 Environmental indicators at different country income levels
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Note: Estimates are based on cross-country regression analysis of data from the 1980s.
a. Emissions are from fossil fuels.
Sources. Shafik and Bandyopadhyay, background paper; World Bank data.
REMOVING DISTORTIONS. Some government poli- ernments more than $230 billion a year-more
cies are downright harmful to the environment. than four times the total world volume of official
Notable here are distorted prices in general and development assistance. The former U.S.S.R. and
subsidized input prices in particular. Subsidies for Eastern Europe account for the bulk of this amount
energy, for example, cost developing country gov- ($180 billion); estimates suggest that more than
11
{u>bjl0 'i lr uai s!!52;nic t-g-tttg tin a sample of five African countries ranged from 1
to 33 percent of the costs of replanting. Irrigation
charges in most Asian countries covered less than
20 percent of the costs of supplying the water. And
Figure 5 Effect of energy prices on air pesticide subsidies in a sample of seven countries
pollution in Poland, 1988-2000 in Latin America, Africa, and Asia ranged from 19
to 83 percent of costs.
Emissions of particulate matter Distorted incentives are often particularly evi-
Index (1988=100) dent in the behavior of state-owned enterprises.
Index (1988=100) This is impo:rtant because many sectors in which
14 _ ___ -state enterprises are prominent-power genera-
120 _ tion, cement, steel, and mining-are heavy pollu-
100 ters; the "commanding heights" are also the "pol-
luting heights." Thus, the environment can
80 benefit if the managers of state enterprises are
60 made more accountable and are exposed to the
same competition as is the private sector.
40
20 CLARIFYINC; PROPERTY RIGHTS. When people have
0 open access to forests, pastureland, or fishinggrounds, they tend to overuse them. Providing
1988152000 land titles to farmers in Thailand has helped to
reduce damage to forests. The assignment of prop-
Emissions of sulfur dioxide erty titles to slum dwellers in Bandung, Indonesia,
Index (1988=100) has tripled household investment in sanitation fa-
140 cilities. Providing security of tenure to hill farmers
120 _ in Kenya has reduced soil erosion. Formalizing
120 ______- -community rights to land in Burkina Faso is
100 _ sharply imprDving land management. And allocat-
80 ~_ _ ing transferable rights to fishery resources has
80 checked the tendency to overfish in New Zealand.
60 The most serious mistake that governments
40 make in seeking to eliminate open access is to na-
tionalize resources in the name of conservation.
20 ____ NationalizatiDn has often reflected the failure of
° | policymakers and aid agencies to distinguish be-
1988 1995 2000 tween traditional common-property systems,
which promote sound management of natural re-
No change from 1988 energy prices sources, and open-access systems that result in ex-
- Energy prices adjusted to 1988 U.S. level cessive exploitation. When land and water have
Energy prices adjusted to 1988 been nationalized and traditional management ar-
European level rangements abandoned, the environmental conse-
quences have often been severe, as they were in
Source: World Bank estimates. the forests of Nepal.
Targeted policies to change behavior
half of their air pollution is attributable to these
distortions (see Figure 5). The removal of all en- The policies described above are important, but
ergy subsidies-including those on coal in indus- they are not enough. Eliminating fuel subsidies
trial countries-would not only produce large will not be sufficient to end air pollution in Beijing
gains in efficiency and in fiscal balances but would or Mexico City. And it simply is not practical to
sharply reduce local pollution and cut worldwide find property-rights solutions for most of those en-
carbon emissions from energy use by 10 percent. vironmental problems that adversely affect a large
Other distortionary incentives have also had se- number of people "offsite"-air and water pollu-
rious environmental consequences. Logging fees tion, watershed destruction, loss of biodiversity,
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and the like. For these situations specific policies most effective instrument. Management of land
are required to induce or require resource users to use in frontier areas is another example of situa-
take account of the spillover effects that their ac- tions that may require direct controls.
tions have on the rest of society. The appropriate choice among instruments will
Policies designed to change behavior are of two depend on circumstances. Conserving scarce ad-
broad types: those based on incentives ("market- ministrative capacity is an important considera-
based" policies), which tax or charge polluters tion. For many developing countries blunt instru-
according to the amount of damage they do, and ments that avoid the need for detailed monitoring
those based on quantitative restrictions ("com- will be attractive. These may involve taxes or
mand-and-control" policies), which provide no charges on polluting inputs rather than on the pol-
such flexibility. lution itself. Also attractive will be policies that
Market-based instruments are best in principle provide self-enforcing incentives, such as deposit-
and often in practice. They encourage those pollu- refund and performance-bond schemes.
ters with the lowest costs of control to take the Several lessons can be drawn from recent
most remedial action, and they thus impose less of experience:
a burden on the economy. A survey of six studies * Standards should be realistic and enforceable.
of air pollution control in the United States found Many developing countries have set unrealistically
that least-cost policies could reduce the costs of tight standards-often those of OECD countries-
control by 45-95 percent in comparison with the and have enforced them only selectively. This has
actual policies implemented. Economic incentives wasted resources, facilitated corruption, and un-
have been used for years in indirect, or blunt, dermined the credibility of all environmental poli-
forms such as fuel and vehicle taxes (most OECD cies. Laws on the books and zoning charts on the
countries), congestion charges (Singapore), and walls of government offices are often a genuine
surcharges on potentially damaging inputs such as indication of concern, but unless policies are im-
pesticides and plastics (Denmark and Sweden). plemented, they can give a false sense that serious
More specific charges, such as the newly intro- problems are under control. Better to have fewer
duced carbon taxes in some European countries, and more realistic standards that are truly
tradable permits for air pollution (in the United implemented.
States), deposit-refund schemes for bottles and * Controls must be consistent with the overall policy
batteries (in several European countries), haz- framework. Many well-intentioned policies have
ardous waste charges and performance bonds, been thwarted by other policies that pull in the
which are under consideration in Bangkok, and opposite direction. Both China and Poland have
surcharges on stumpage fees to pay for replanting, had pollution taxes for years, but to no effect;
as in Indonesia, are growing in importance. Indus- state-owned enterprises were not interested in
trial countries have been slow to adopt market- profitability. Land-use planning in Sub-Saharan
based strategies, in part because environmental- Africa has usually failed in the face of policies that
ists contended that degrading the environment did not encourage intensification and off-farm em-
was unacceptable at any price, but more impor- ployment. Brazil's concern about overfishing off
tantly because corporations feared that they would the Bahia coast was undermined in the early 1980s
have to adopt emissions standards and also pay by government subsidies for new nylon nets.
charges on the remaining emissions. Most now * A combination of policies will often be required.
agree that market-based instruments have been Because environmental damage is frequently
underutilized. They are particularly promising for caused by different actors and for different rea-
developing countries, which cannot afford to incur sons, a single policy change may not be enough.
the unnecessary extra costs of less-flexible instru- Reducing air pollution from vehicles in Mexico
ments that have been borne by OECD countries. City, for example, will require mandated emis-
Quantitative command-and-control instru- sions and engine standards, fuel improvements,
ments, such as specific regulations on what abate- and gasoline taxes.
ment technologies must be used in specific indus-
tries, have acquired a bad name in recent years for Reviewing public expenditures
their high costs and for stifling innovation. But in
some situations they may be the best instruments Public expenditures can have a remarkable effect
available. Where there are a few large polluters, as on the environment-for bad or for good. It is now
was the case in the industrial city of Cubatao in clear that numerous public investments-often
Brazil, direct regulation may be the quickest and supported by development agencies, including
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the World Bank-have caused damage by failing to interests, and lack of progress almost everywhere
take environmental considerations into account or in introducing irrigation charges. Those who are
to judge the magnitude of the impacts. Indonesia's hurt when the environment is degraded, and who
transmigration program, Sri Lanka's Mahaweli stand to gain most from sound policies, are often
scheme, and Brazil's Polonoreste projects are ex- the poor and the weak. They may be less potent
amples of large prograrns that caused unantici- politically than the polluters whom governments
pated damage in earlier years. But equally impor- must challenge.
tant are design issues relating to individual project A second reason for disappointing performance
components-road alignments, the design of wa- has to do with the inability of governments to reg-
ter systems, and the provision of access to forests ulate themselves. The problem arises partly be-
and wetlands. cause state bodies have conflicting social and eco-
Beginning with analysis in the 1950s and 1960s nomic objectives, which allow them to use
of hydroelectric projects in the United States, con- resources less efficiently, and partly because of the
siderable progress has been made in applying cost- inherent contradictions of being both gamekeeper
benefit techniques to environmental concerns. and poacher. In the United States, for example,
Such analyses have tripled estimated returns for publicly owned municipal wastewater treatment
some forestry projects and halved returns on some plants are the most persistent violators of effluent
hydroelectric and road projects, making the latter discharge standards.
unattractive. While private and public polluters may obstruct
Most countries and aid agencies have recently policy, other influences may persuade govern-
introduced environmental assessment procedures. ments to set the wrong priorities. International
These are still early days; for such arrangements; pressures may favor issues of interest to donors
technical skills need to be developed, and lessons rather than to developing countries. And there is
are being learned about the difficulties of incor- always a tendency to focus on dramatic problems
porating assessment results, which are often non- rather than chronic ones; few pressure groups, for
quantitative, into decisionmaking. Making the example, lobby for improved sanitation or for re-
process transparent has been found to be an im- duced indoor air pollution. Moreover, govern-
portant way of improving its quality and impact. ments may be pressed to address problems such as
Listening to local views has also proved essential; air pollution that affect everybody, including the
some lessons from World Bank experience are that rich, rather t'han problems such as fecal coliforms
information must be shared with local people early in rivers frorn which the rich can insulate them-
in the life of the project and that comments from selves.
affected communities must be incorporated into Improving information
project design.
Ignorance is a serious impediment to finding solu-
tions. Governments often make decisions in the
Even when straightforward ways of tackling envi- absence of even rudimentary information. Interna-
ronmental problems exist, governments have of- tional initiatives are urgently needed to overcome
ten found it difficult to translate them into effective a grave lack of knowledge in some areas, including
policy. The reasons for the gap between intentions soil depletior (especially in Africa), land produc-
and performance include political pressures, an tivity in and around tropical forests, and global
absence of data and know ledge, weak institutions, atmospheric issues. Countries can reap large re-
and inadequate participation of local people in turns from investments in basic environmental
finding solutions. data on exposure to emissions and unsanitary con-
ditions, soil and water depletion, land capability,
and loss of forests and natural habitat.
Stopping environmental damage often involves Understancling the causes and effects of envi-
taking rights away from people who may be politi- ronmental damage and the costs and benefits of
cally powerful. Industrialists, farmers, loggers, action is the next stage. Following a careful analy-
and fishermen fiercely defend their rights to pol- sis, authorities in Bangkok found that attacking
lute or to exploit resources. Examples of the results lead and particulate emissions deserved the high-
include modification of proposed carbon taxes in est priority. The U.S. Environmental Protection
Europe to assist energy-intensive industries, delay Agency estimated that, as a measure for avoiding
in the introduction of transferable fishing rights in deaths, placing controls on unvented indoor
Chile because of pressure from powerful fishing heaters was 1,000 times more cost-effective than
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further tightening certain hazardous wastes stan- Involving local people
dards. A study in southern Poland discovered that
the benefits from reducing emissions of particu- Making choices between economic and social
lates would greatly exceed costs but that this benefits and environmental costs often requires
would not be true of controls on sulfur dioxide. subjective judgments and detailed local knowl-
Independent commissions have proved a useful edge. Neither governments nor aid agencies are
way for governments to draw on technical exper- equipped to make judgments about how local peo-
tise; a growing number of developing countries, ple value their environment. A participatory pro-
including Hungary, Nigeria, and Thailand, are cess is essential. Local participation also yields
finding that ad hoc commissions can bring profes- high economic and environmental returns in im-
sional objectivity to highly charged issues. In Af- plementing programs of afforestation, soil man-
rica, national environmental action plans, which agement, park protection, water management,
have already been completed for Lesotho, Mad- and sanitation, drainage, and flood control.
agascar, and Mauritius and are under preparation Development projects that have not built on the
for seventeen other countries, are bringing techni- strengths of existing practices have often failed.
cal experts and citizens' groups into the process of Haiti's top-down reforestation program was un-
setting priorities and policies. successful until small farmers and community
groups were allowed to choose what kinds of trees
Enhancing institutional arrangements should be planted, and where. Then, instead of
Governments around the world are actively seek- the target of 3 million trees on 6,000 family farms,
ing to strengthen their institutional capacity for en- 20 million trees were planted on 75,000 farms. A
vironmental management. In addition to the clear large irrigation project in Bali, Indonesia, that
needs for better technical skills, adequate finance, failed to recognize the advantages of traditional
and a clarification of environmental regulations, approaches to pest management had disastrous re-
experience suggests four priorities. sults. A follow-up project that built on indigenous
- Clarify objectives and ensure accountability. The strengths succeeded.
public agencies that implement programs for the Involving people can be expensive and in some
environment-forest and land departments, irriga- instances can paralyze decisionmaking, hold pub-
tion and water supply authorities, public works lic investments hostage to unproductive NIMBY
departments, and agricultural extension services- ("not-in-my-backyard") activism, and reinforce
need to be held accountable for the environmental local power structures. Experience suggests that
impact of their activities. The same applies to do- success is greatest when tasks are devolved selec-
nors and aid agencies. tively and on the basis of actual performance. In-
* Establish the capacity to set priorities and monitor creasing responsibilities for local governments is
progress. No ideal blueprint exists for environmen- an important part of this process. Public agencies
tal institutions, but a formal high-level agency for need training in participatory approaches and a
setting policies and ensuring implementation clear indication from senior management of the
across sectors has sharply improved environmen- importance of participation.
tal management in Brazil, China, and Nigeria. Putting policies to work
* Ensure areawide coordination. Where intersec-
toral decisions need to be made-the management How can these principles be applied in practice?
of water within a river basin, the citywide manage- This Report organizes the discussion around four
ment of pollution and wastes, the protection of a themes: water and sanitation, emissions from en-
large populated forest area-coordination is re- ergy and industry, rural environmental chal-
quired to ensure consistency and cost-effective- lenges, and environmental challenges that cross
ness. Areawide organizations responsible for im- national borders.
plementation of intersectoral plans have generally Water and sanitation
failed. Mechanisms for coordination, however, are
essential: the recently established regional pollu- Investments in providing clean water and sanita-
tion units in Santiago and Mexico City are promis- tion have some of the highest economic, social,
ing examples. and environmental returns anywhere. The 1980s
* Regulate at arm's length. Implementing agen- witnessed progress in coverage, but the costs of
cies should be held accountable for the effects of inadequate provision remain enormous. In India
their actions and should be kept separate from reg- no water supply system reliably provides water
ulatory and monitoring bodies. twenty-four hours a day. In rural Pakistan only 10
15
percent of public handpumps were functioning have therefore used limited public funds to pro-
ten years after their installation. In the first ten vide a pocr service to restricted numbers of peo-
weeks of the recent cholera epidemic in Peru, ple. A vicious cycle of low-level and low-reliability
losses in agricultural exports and revenues from service and correspondingly low willingness to
tourism were more than three times the amount pay ensues. The poor suffer the most from the
that the country had invested in sanitation and very policies that were supposed to help them.
water supply in the 1980s. There is growing recog- Excluded from the formal system, they typically
nition that current approaches will not meet the pay water vendors ten times as much for a liter of
needs of the coming years. Changes are needed in water as the full cost of the same amount of piped
four areas: water. But it is possible to break this pattern. First,
IMPROVING MANAGFMENT OF WATER RE- provide those willing to pay with a good commer-
SOURCES. Domestic water use in developing coun- cial service. Second, explore ways of bringing ser-
tries will need to rise sixfold over the coming four vices to those unable to pay (who are much less
decades. The bulk of d,emand will come from ur- numerous than was once thought)-by allowing
ban areas, where populations will triple. This in- longer payoff periods for capital costs, setting care-
crease will place severe strains on surface and fully targeted "social tariffs," or both. Third, offer
groundwater supplies and will call for much more people witlh different incomes a broader menu of
efficient allocation within river basins. options.
Irrigation accounts for more than 90 percent of
withdrawals in low-income countries and for 70 INCREASItIG INVESTMENTS IN SANITATION.
percent in middle-income countries but for only 39 Aggregate investments in water and sanitation
percent in high-income countries. Since domestic were inadequate in the 1980s (public investment
use almost always has a much higher private and accounted ior about 0.5 percent of GDP), but in-
social value than does irrigation, it is from the lat- vestments in sanitation were especially low. Most
ter that water will need to be redirected. Govern- investments have been for sewage collection, with
ments around the world are grappling, often un- almost nothing for treatment. For example, today
successfully, with the complex legal and cultural only 2 percent of sewage in Latin America is
obstacles to reallocating water. Taking rights from treated. Evidence is accumulating in countries
rural areas may be impossible for legal or political such as Brazil, Burkina Faso, Ghana, and Pakistan
reasons or undesirable for equity reasons. One so- that willingness to pay for household sanitation at
lution is for urban areas to compensate farmers for all income Levels is much higher than had been
the loss of irrigation water. This need not be pro- thought and is roughly equivalent to what people
hibitively expensive; the current inefficiencies in will pay for water and for electricity. This suggests
use of irrigation water are so great that substantial a variety of ways of financing services if facilities
reductions in use are often possible with only can be tailored to incomes. That task may be
modest reductions in agricultural output. helped by irnportant innovations now occurring in
Urban water must also be used more efficientlv. sanitation.
Unaccounted-for water, rnuch of it unused, consti-
tutes 58 percent of pipedi water supply in Manila RETHINKING INSTITUTIONAL. ARRANGEMENTS. A
and about 40 percent in most Latin American recent review of forty years of World Bank experi-
cound utr. 4The .re tin ostewater is help- ence in the water and sanitation sector identified
ing conserve water in a growing number of cities, institutional failure as the most frequent and per-
including Mexico City and Singapore, and will sistent cause of poor performance. The number of
continue to expand. employees per 1,000 water connections is two to
three in Western Europe but ten to twenty in Latin
RESPONDING TO CUSTOMER DEMANDS. The most America. Even so, in cities such as Caracas and
effective means of encouraging the efficient use of Mexico City 30 percent of connections are not reg-
water is to raise and enforce charges. On average, istered. Two conditions for better performance are
households in developing countries pay only 35 essential: utilities need to be made more autono-
percent of the cost of supplying water. The vast mous and more accountable for their performance,
majority of urban residents want in-house sup- and they need to be placed on a sounder financial
plies of water and are willing to pay the full cost. footing through better pricing policies. The private
Most countries, however, have assumed that peo- sector must also play a greater role. C6te d'Ivoire
ple cannot afford to pay the full costs, and they was a pioneer in privatizing water supply; the
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Abidjan utility is one of the best run in Africa. and 50 percent of all coal consumption worldwide,
When Guinea began franchising water supply, col- the gains from reduced pollution are substantial.
lection rates rose from 15 to 70 percent in eighteen Shifting to natural gas and using clean coal tech-
months. Santiago, which contracts out many com- nologies can reduce emissions of particulates and
ponents of its water services to the private sector, carbon monoxide by 99.9 percent and emissions of
has the highest staff productivity in the sector in sulfur dioxide and nitrogen oxides by more than 90
Latin America. What holds for water supply is percent. Curbing emissions of particulates should
even more relevant to the management of solid be the first point of attack. It is cheap-1 to 2 per-
wastes. cent of the total capital costs of electric power sup-
Privatization is not a panacea. Regulation issues ply, on average-and, as noted earlier, it is impor-
are complex, and in some countries no private tant for human health. All new power plants
firms bid on contracts. Nonetheless, it is certain should have equipment for control of particulate
that the trend toward privatization will accelerate matter. Most new ones do, but the equipment is
in the 1990s. often not well maintained. The costs of reducing
sulfur dioxide and nitrogen oxides are higher (un-
less natural gas is available), at 5 to 10 percent of
The costs of pollution from industry, energy, and capital costs. The effects on health of reducing
transport are already high and will grow exponen- these emissions are usually much lower than for
tially if these problems are neglected. Encouraging particulates, and the impacts on forests, agricul-
energy conservation is a helpful first step in tack- ture, and buildings vary greatly by area. The case
ling pollution. But it cannot solve the problem for setting tough standards will depend on circum-
alone. The effects of rising populations and in- stances.
comes will soon swamp any reductions in demand Box 3 shows how reducing pollution from elec-
per person. It is thus absolutely essential to reduce tric power production requires both improvements
emissions per unit of production. This requires in- in efficiency and investment in abatement. On av-
vestment in new equipment and the development erage, prices today cover less than half of supply
of new technologies. costs in developing countries, and losses in trans-
RAEDUCING HOUSEHOLD ENERGY POLLUTION. mission are often three or four times those in in-
Household energy use creates both indoor and out- dustrial countries. Improved management and
door air pollution. Indoor pollution is very serious pricing will conserve resources and facilitate in-
in Africa and South Asia, where biomass is burned vestments in abatement technologies. For exam-
for cooking in unventilated rooms. Outdoor pollu- ple, cutting transmission losses by only one-tenth
tion is a great problem where low-quality coal is in Asia would reduce the need for investment in
burned, as in China, India, and Eastern Europe. generating capacity during the 1990s by about $8
Progress in dealing with indoor air pollution has billion-almost enough to pay for controls to re-
been disappointing. Higher incomes and im- duce particulate emissions for every new power
proved distribution systems for commercial fuels plant to be built in the entire developing world
and electricity will bring about a switch away from during the 1990s.
biomass, which now accounts for 35 percent of
energy use in developing countries. In the mean- NOMOTIl enE OF ENEWALE ENERGY.
time, improved biomass stoves, which increase ef- Nonfossil energy sources, especially renewable
ficiency and reduce emissions, can make an impor- sources, offer great promise. Solar energy may
tant contribution and merit greater donor support have the best long-term prospects, especially if
Reduction in outdoor air pollution from house- strong action is needed on carbon emissions (see
hold use of coal will turn (as it did in the industrial below). Each year the earth receives about ten
countries in the 1950s and 1960s) on two develop- times as much energy from the sun as is stored in
ments: policies that favor the adoption of clean all fossil fuel and uranium reserves-the equiva-
coals (such as anthracite) and a transition to oil, lent of 15,000 times the world's primary energy
gas, electricity, and, sometimes, district heating as demand. The unit costs of production of photo-
household energy sources. voltaics and solar-thermal systems have fallen 95
percent in twenty years. The market for photo-
REDUCING POLLUTION FROM GENERATION OF ELEC- voltaics grew tenfold in the 1980s and, although
TRIC POWER. Because electric power generation ac- still small, is growing at 20 percent a year. Applica-
counts for 30 percent of all fossil fuel consumption tions include village electrification, irrigation
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Box 3 Air pollution in developing countries: three scenarios
This Report shows, for a number of environmental
problems, three possible paths for future development. Box figure 3 Selected air pollutants in developing
The first, the "unchanged practices" scenario, as- countries: three scenarios
sumes that current policies and patterns of resource
use remain the same as in 1990. The second shows
what would happen under policy and managerial re- Emissions of particulates from electric
forms that would encourage more efficient use of re- power generation
sources. The third shows the effect of introducing both Index (1990=100)
efficiency reforms and cleaner technologies and 1,200
practices.
These scenarios have been quantified for the cases of 1,000
pollution from energy and transport, for the use of
renewable energy as a long-term means of addressing 800
the problem of global warming, and for sanitation and
water supply (see Chapters 5, 6, and 8). As an exam- 600
ple, the top panel of Box figure 3 illustrates the case of
emissions of particulates from electric power plants. 400
The amount of electric power generated from fossil 200
fuels doubles every five to ten years in developing
countries-and so would pollution, in the absence of 0
controls (the top curve in the figure). Raising electricity
prices gradually to cost-reflecting levels (the middle 1990 2000 2010 2020 2030
curve) would reduce u.nnecessary waste in consump-
tion, lower the rate of growth of pollution, and put Lead emissions from vehicles
utilities in a financially better position to invest in
cleaner technologies. The bottom curve shows the ef- Index (1990= 100)
fect of efficiency reforms plus pollution controls. Con- 600
trols on particulate matter in coal-fired plants can re- 500
duce pollution per unit of output by 99.9 percent over
the long term (see Chapter 6 for details). The invest- 400 _
ment costs for such controls are modest and are ___
dwarfed by the efficiency gains from removing sub- 300 -- _ _ _f
sidies by a factor of ten to one. D
Taxes on vehicle fuels are low in developing coun- 200
tries (and in the United States), and congestion pricing
is not much used. The economic reform scenario (mid- 100 . . _ __ _ _
dle curve in the bottom panel) illustrates the potential 0 _ _ . -
effects on emissions (with no change in fuels) of gradu-
ally adjusting taxes to European levels and introducing 1990 2000 2010 2020 2030
a "Singapore" model of congestion prices in large 'Unchanged practices" scenario
cities. This step would have large economic benefits
(see Chapters 6 and 8) and would also help to reduce Scenario with efficiency reforms
pollution. Even so, emissions from vehicles in develop- Scenario with efficiency reforms and
ing countries would still quadruple by 2030. The intro- pollution abatement measures
duction of cleaner fuels and technologies is thus essen-
tial, as is illustrated for the case of lead in the bottom
panel. Malaysia, Singapore, and now Mexico are phas- Source: Anderson and Cavendish, background paper.
ing in lead-free fuel, using both market incentives (dif- -
ferential fuel and vehicle taxes) and regulations (man-
datory catalytic converters and mandated emissions
standards). Targeted policies of this kind would have a
dramatic effect on pollution abatement (the bottom
curve), and the costs would be a small fraction of the
economic gains and health benefits.
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pumping, and power for rural health clinics. Less individual firms about their enforcement has not
dramatic, but still important, progress has been worked. It has led to inequities and in some cases,
made in reducing the costs of and utilizing bio- as in Chile's copper-mining industry, is inducing
mass and wind power technologies. Continued foreign-owned companies to argue for tight stan-
rapid reductions in unit costs that can make these dards that are equitably applied. Incentive-based
energy sources replicable on a very large scale will instruments must be more widely used. Effluent
require help from industrial countries. Currently, charges will be especially important, and some
only 6 percent of public research funds for energy countries, including Thailand, are considering in-
is allocated to renewable sources (60 percent goes novative approaches such as the use of perfor-
for nuclear energy and 15 percent for fossil fuels). mance bonds for the management of hazardous
Priorities need to be reordered. wastes. Revenues from such charges can be used
for treatment facilities and to defray the adminis-
REDUCING POLLUTION FROM TRANSPORT. Vehicles trative costs associated with environmental audits
account for one-half of oil consumption in most and enforcement.
developing countries and sometimes account for Controlling emissions from smaller plants is
90 to 95 percent of lead and carbon monoxide more difficult and calls for indirect instruments.
emissions. The problems are exacerbated because Taxation of inputs-energy, chemicals, and tech-
vehicles are often in poor condition, vehicle use is nologies-can help, and deposit-refund schemes
concentrated (in Mexico and Thailand half the fleet are potentially powerful. Leather tanning and
operates in the capital city), and pedestrians spend small-scale gold mining pose particular problems
much more time in the open air than in industrial because of their toxic emissions into rivers.
countries. Lead is the main problem. It is being
tackled effectively and relatively cheaply in some Rural environmental challenges
countries; concentrations have gone down 85 per- Two important environmental and natural re-
cent in the United States and 50 percent in Europe source chalng facerual and and
over the past two decades. Box 3 describes how oc alenges face rural people and
lead emissions from vehicles in developing coun- policymakers:
tries could rise fivefold over the coming few de- * Preventing the resource degradation that can
cades or could fall to negligible levels. Policy result from rapidly growing demands for food,
choices account for the difference. fuel, and fiber and from poor stewardship due to
poverty, ignorance, and corruption
REDUCING INDUSTRIAL POLLUTION. In attacking * Preserving valuable natural forests, wetlands,
industrial pollution and wastes, it is necessary to coastal areas, and grasslands from being taken
distinguish between large plants, which can be in- over for relatively low-value uses that are arti-
dividually monitored and regulated, and the many ficially encouraged by bad policies, imperfect mar-
thousands of small plants, which cannot. The for- kets, and flawed institutions.
mer dominate the heavy, pollution-intensive in-
dustries (chemicals, metallurgy, cement, mining, PROBLEMS ON AND AROUND FARMS. Ninety per-
and paper and pulp). The worst problems include cent of the doubling in food production over the
emissions of heavy metals from smelters and man- past quarter century came from higher yields and
ufacturing plants (particularly in Eastern Europe) only 10 percent from cultivating more land. Inten-
and toxic emissions from chemical and fertilizer sification, which will account for most future in-
plants, especially in Latin America, Asia, and East- creases in production, will create environmental
ern Europe. Water pollution that takes oxygen problems. The right policies are of two types:
from rivers and kills river life is a problem those that enable farmers to do what is in their
everywhere. Technologies for dealing with these own interests, such as managing soils better, and
problems already exist and need not be expensive those that provide incentives to stop behavior
except for the heaviest polluters. Capital spending which primarily hurts others.
on controls cost 5 percent of total industrial invest- Protecting soils from erosion and nutrient deple-
ment in Germany, Japan, and the United States in tion-an urgent priority in many parts of the
the 1980s. world-falls mainly into the first category. Many
A pragmatic approach to big polluters is re- options are available, including contour-based op-
quired. The common practice of adopting indus- erations, intercropping, agroforestry, and changes
trial country standards and then negotiating with in fertilizer application and animal husbandry.
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These improvements can sharply reduce erosion ments and nongovernmental groups can help
and raise yields and incomes. Why, then, are they overcome constraints in these areas. Interventions
not universally undertalken? The reasons include that are toc heavy-handed, however, such as the
lack of access to credit markets and lack of knowl- group ranching schemes in Kenya, can erode so-
edge of costs and benefits. Sometimes government cial cohesion and make individual ownership of
failures may be the causie; artificially low farmgate property the only option. Nationalization of re-
prices may undermine profitability, or fertilizers sources is almost never a good response.
may be rationed because of subsidies or poor dis-
tribution channels. In all such cases policies for RESOURCES MANAGED BY GOVERNMENTS. In many
development and policies for environmental pro- countries governments own most of the land and
tection are just different aspects of the same natural rescurces and need to make environmen-
agenda. Reforming agricultural policies can be po- tally responsible decisions on allocating their use.
litically difficult. Strengthening local research, ex- One demand for land comes from settlers. Much
tension, and credit systems to enable farmers to of the 4.5 million hectares brought under cultiva-
make appropriate investments requires a long- tion each year are vulnerable lands, and new set-
term commitment and more support from donors. tlement for agriculture accounts for 60 percent of
There is, however, no alternative if agriculture is to tropical deforestation. Too often, encroachers de-
be put on a sustainable footing. plete resources in a manner that is neither eco-
The overuse of pesticides is causing two prob- nomically nor environmentally viable. Promoting
lems: declining effectiveness through the emer- alternative income opportunities, through both
gence of resistance, and localized health problems off-farm employment and the intensification of ag-
caused by runoff. Governments are responding in riculture, is the only long-run solution to these
three ways. First, subsidies on pesticides are being pressures-a further argument for adopting sound
removed and taxes are being imposed. Second, agricultural policies and human development pro-
research efforts are yielding pesticides with grams. A study in Thailand found that providing
shorter toxic lives and plants that are less suscept- educational opportunities was the single most
ible to pests. Finally, integrated pest manage- powerful long-term policy for reducing
ment-a technique that uses small, carefully timed deforestation.
applications-is being introduced in numerous In an effort to promote the right kind of settle-
countries; it is financially attractive to farmers but ment, some governments have sponsored official
requires careful training and follow-up. settlement programs, with mixed results. A recent
World Bank review of its own experience con-
COMMUNAL MANAGEME.NT OF RESOURCES. Many cluded that such programs, which cost an average
natural resources in the developing world are of $10,000 per family, were too often driven by
managed communally. Often, this results in pru- targets and plans, tended to select settlers on the
dent stewardship. But sometimes management wrong criteria, often failed to do adequate soil and
systems collapse as a result of population pres- hydrologic surveys, and employed inappropriate
sure, technical innovation, or commercialization. mechanized land-clearing equipment. Evidence
Problems include the overgrazing of pastoral from Colombia and Indonesia indicates that,
rangelands, depletion of village woodlands due to where property rights are clear, spontaneous set-
fuelwood collection, deteirioration of small-scale ir- tlers can be better resource managers than those
rigation systems, and the overfishing of lakes and who are officially sponsored, because they con-
near-shore waters. sider costs and risks. Nonetheless, settlement
Where problems are serious, policymakers can needs to be guided and serviced. Viable settlement
seek to strengthen either communal rights and areas need to be identified through better surveys
management responsibilities or those of individuals than in the past, titles to land need to be provided
within the group. Which is appropriate will de- to those settlers who demonstrate a capacity for
pend on societal factors and on administrative and sound resource management, and research and
legal systems. Strengthening existing institutions extension on sustainable agricultural techniques is
should be the first line of action. Experience with required. Land-use zoning, which has usually
pastoral associations in West Africa and elsewhere failed to achieve its objectives, must be supple-
suggests that successful groups are those charac- mented by the provision of services, by titling, and
terized by adequate legal protection, clear leader- by penalties for noncompliance. Innovative ap-
ship, and the authority to raise funds. Govern- proaches to integrated land management that allo-
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cate land to settlers, loggers, and extractive re- and technical assistance may be crucial to a suc-
serves while ensuring the rights of indigenous cessful outcome.
people are under way in the Amazon, West Africa,
and Malaysia. GREENHOUSE WARMING. Enough is known to
Areas that have particularly important ecologi- discern a threat of climate change from increasing
cal or habitat functions need special protection. concentrations of greenhouse gases but not
Traditional reliance on guards and patrols is now enough to predict how much will occur or how
being supplemented by integrated conservation fast, the regional distribution of change, or the im-
and development projects, which build on the plications for human societies. A threefold strat-
principle that local communities must be involved egy is suggested here.
in devising and implementing protection. Nepal First, measures should be taken that can be justi-
and Zimbabwe have pioneered buffer zones fied mainly by their benefits for efficiency and
around some conservation areas; these zones are their effects on local pollution. Removing energy
intensively managed by local people to generate subsidies should be the starting point. Adjusting
incomes and establish rules of access that limit fu- taxes on energy is the next step. Energy taxation in
ture encroachment. industrial countries is often skewed in favor of the
Although logging directly accounts for only 20 most carbon-intensive fuels-especially coal. Car-
percent of deforestation in developing countries, bon taxes have been introduced in Finland, the
its impact is larger; it establishes access, encourag- Netherlands, Norway, and Sweden. The nations
ing farmers and ranchers to follow. Logging prac- of the European Community (EC) are considering
tices have been notoriously damaging in the past, a proposal for a carbon-cum-energy tax. A number
and a recent review by the International Tropical of other measures are also desirable, mainly be-
Timber Organization found that less than 1 per- cause of their benefits in other areas. For example,
cent of tropical forests subject to logging is sus- afforestation programs in watersheds and on
tainably managed. Commercial logging must be farms (in the form of agroforestry) often have good
limited to areas in which proper management is returns because of their role in protecting water-
possible and demonstrated. Priority should be sheds and soils and, in developing countries, be-
given to the preservation of intact tropical forests cause they are a source of fuelwood. The fact that
and to reforestation of degraded areas. In most they sequester carbon makes them even more at-
places, stumpage fees and concession rents need tractive.
to be increased to reflect the opportunity costs of Second, research is urgently needed both on the
cutting down trees. Felling leases or licenses and magnitude of the problem, especially as it may af-
logging rights can be allocated by competitive bid- fect developing countries, and on potential solu-
ding that is open to the private sector, local com- tions. Reducing uncertainty about potential costs
munities, and nongovernmental organizations and benefits is essential for designing an effective
(NGOs). policy response, but it will require a large effort. A
International environmental challenges high priority should be given to research on en-
ergy conservation and renewable energy sources.
Institutional mechanisms for dealing with interna- Third, pilot programs and innovative ap-
tional resource and environmental problems, proaches to finding lasting solutions in developing
whether regional or global, are less developed countries need to be financed by industrial coun-
than those available for national decisionmaking. tries. A coordinated international effort is desir-
Nonetheless, experience is accumulating from past able to minimize duplication of effort and ensure
negotiations, including those on the Law of the that initiatives are consistent with overall develop-
Sea, various fishing agreements, international ment policies. The Global Environment Facility
river agreements, conventions on transporting (GEF) has broken new ground by making finance
hazardous wastes, and the Montreal Protocol on available for pilot projects to identify the scope for
ozone depletion. Some lessons are that agree- widespread replication and cost reduction of tech-
ments are most effective when they are based on nologies and practices that will lower net green-
reciprocity and strong national interests; that in- house gas emissions. Its priorities include slowing
ternational agreements often follow catalytic uni- deforestation and encouraging afforestation; de-
lateral or regional action; that the lack of capacity veloping renewable sources such as biomass, solar
to enforce agreements has been an important con- energy, and microhydropower; improving effi-
straint on their effectiveness; and that financial ciency in end uses; and reducing methane emis-
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Box 4 For national policymakers: seven suggestions to guide action
1. Build the environment into policymaking and manpower. To keep down administrative costs,
Environmental considerations need to be intrinsic to countries need to set realistic goals and then enforce
policymaking, not added on as afterthoughts. Environ- them; to work where possible with the grain of the
mental impact statements are already important in market, not against it; to give preference to 'self-
project analysis. They need to be extended to policy enforcing" instruments such as deposit-refund
reforms. Where economic policies bring environmental schemes; and to harness popular support through local
benefits, those should add support to reform; where participation.
they carry possible adverse environmental costs, the 5. Assess tradeoffs-anid mtinimize them
adjustment program should include targeted environ-
mental policies to offset them. Governments need to be able to assess the costs of
environmental damage and the least costly ways of
2. Make population a priorffy protecting the environment. Policies should be made
For the sake of both development and the environ- on the basis of explicit comparisons of cost and bene-
ment, population issues need more attention. Educat- fits. Citizens need to know what is being given up in
ing girls, enabling women- to earn cash incomes and to the name of eccnomic growth and lhat is being given
participate fully in decisionmaking, and investing in up in the name of environmentalprotection.
better-equipped and better-financed family planning 6. Research, inform, train
programs all allow wome n to determine their own re-
productive behavior. It takes time for the environmen- Research should concentrate on appropriate technolo-
tal effects of these policies to be felt-all the more rea- gies: low-cost chimneys to vent fumes rom burning
son to take action nowv . biomass, cheap sanitation systems to provide serv'ice to
poor neighborhoods. Good information pays big divi-
3. Act first ont local damage dends by helpirLg to set sensible policy priorities. Better
Many people are killed or made ill in developing coun- skills can solve environmental problems such as inap-
tries by dirty water, lack of sanitation, fumes from propriate use of pesticides and mishandling of toxic
cooking with wood, and dust and lead in city air. Soils wastes.
impoverished by erosion or poisoned with badly used 7. Remember: prevention is cheaper thtan cure
chemicals make it harder for developing countries to
feed their people. Solving these environmental prob- Building pollution prevention into new investments is
0 lems brings the biggest gains to health and wealth. cheaper than adding them on later New technology is
less polluting than old. Devxeloping countries with
4. Economize ot administratize capacity open markets will be able to gain from importing clean
:3 Implementing environmental policy uses scarce money technologies already in use in industrial countries.
sions from mining, gas transmission, and waste egy by host governments and donors. First, com-
disposal. plementarities between the goals of development
It is essential that the world community position and protection should be exploited. Policies that
itself to take rapid, concerted action should the encourage sound agriculture, off-farm employ.-
balance of scientific evidence shift toward indicat- ment, and sustainable logging will also discourage
ing that stronger concerted action is required. Cur- encroachment into natural habitats. Ecotourism,
rent discussions concerning a convention on cli- sustainable fishing, and genetic prospecting will
mate change can be important in facilitating such a be good for development and for biological diver-
response. sity. Second, specific measures to protect habitats
should be adopted, with financial support from
PROTECTING BIODIVERSITY. Most of the world's industrial countries. Such funding should not be
species reside in developing countries, but most regarded as aid and should not be diverted from
spending on protection is in industrial countries. aid budgets.
Because of the common international concern for As international funding expands, two concerns
biological resources, there is a strong case for more will need to be addressed. First, improved coor-
international efforts to provide funding and tech- dination among donors is required. The Brazilian
nical assistance to developing countries. Tropical Rainforest Fund, a joint initiative by the
Effective conservation requires a twofold strat- Brazilian government and the Group of Seven
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(G-7) countries with first-phase financing of $250 physical infrastructure and protection will in-
million, is an effort to ensure a coordinated ap- crease, and the private sector will spend more
proach. Second, recurrent cost financing will be money on abatement. The Report makes broad es-
required for continuous protection, where it does timates of costs for key sectors. The additional
not pay for itself. That the pilot program launched costs of local environmental programs-many of
under the GEF cannot easily handle costs of this which would add to employment and income
nature highlights the need for a more durable growth-could amount to 2-3 percent of the GDP
funding arrangement. of developing countries by the end of the 1990s.
These expenditures would cover pollution control
The costs of a better environment in energy, industry, and transport and expanded
programs of sanitation and water supply, soil con-
Policies and programs for accelerating environ- servation, agricultural extension and research, for-
mentally responsible development will not hap- est protection, family planning, and female educa-
pen by themselves. It is therefore important to tion. Although the sums required are high in an
seize the current moment of opportunity to bring absolute sense, they are modest in relation to the
about real change. The starting point should be benefits they will bring and to the resources pro-
policy changes that will promote rising incomes vided by economic growth.
and better environmental stewardship (see Box 4).
Some of these changes have little or no financial Financing the program
cost, but their political toll may be high. Subsidies
and other interferences with markets are typically The bulk of these investments will be paid for by
supported by powerful interests. The private ben- the customers of the private and public enterprises
eficiaries of subsidies and other market inter- responsible for the damage and by the benefici-
ferences-and those officials who enjoy the pa- aries of improved environmental conditions. Even
tronage of handing them out-will fight to so, financing for investment will still be required.
preserve them. Governments thus need to build In addition, governments will have to spend more
constituencies of support-by, for instance, pub- on monitoring and enforcement, on research and
licizing the positive economic and environmental development, on education, training, and exten-
impacts of reforms. sion, and on protection of natural habitats. Financ-
A second set of policies will involve financial ing for these expenditures will come primarily
costs. Environmental institutions will need to be from increased domestic savings-but interna-
strengthened, public investments in social and tional finance will also have a crucial role (Box 5).
Box 5 Complementary guidelines for the international community
1. Adjust aid portfolios 3. Ensure open trade and investment
The composition and level of aid programs need Providing free access to industrial country mar-
to reflect the costs to health and productivity of a kets is needed to help developing countries indus-
damaged environment. Preventing pollution and trialize and grow (both of which are essential for
preserving natural resources are proper goals of reducing pressure on natural resources) and to
aid programs. The strong links between poverty, enable them to take advantage of less-polluting
population, and environmental damage call for technologies. An immediate successful Uruguay
higher overall allocations. Round agreement would increase foreign ex-
2. Invest in research and technological development change earnings of developing countries by more
than the costs of environmental protection.
Gaps in fundamental knowledge must be filled.
Among the priorities for international collabora-
tion are the scale and causes of soil degradation When industrial countries want developing coun-
(especially in Africa), the potential of tropical for- tries to provide environmental benefits (preserv-
ests for sustainable production, the potential ef- ing biodiversity, restraining greenhouse gas emis-
fect of climate change, and technologies for re- sions, and the like), they should be willing to pay
newable energy. compensation. Such funding should be treated as
equivalent to payments for imports, not as aid.
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:1-2 {- - ,;--,, *. should not be viewed as separate from ongoing
development needs; rather, it should be embed-
ded in official assistance programs. Development
agencies and governments need to place more em-
Figure 6 Global carbon dioxide emissions phasis on tlt,e close link between environmental
from fossil fuel consumption and cement quality and the reduction of poverty. This war-
manufacturing, 1965 and 1989 rants additicnal concessional assistance, particu-
larly in extension, credit, and education programs
and in the provision of sanitation services and wa-Per capita emissions Total emissions
(tons) (billions of tons) ter supplies to squatter settlements and rural
3.5 3_0_areas. Population programs must be given higher
priority; assi,stance should double in real terms
3.0 - during the 1990s. The close link between the effi-
- 2.5 ciency of resource use and sound environmental
2.5 _ policymaking warrants continued support to
- 2.0 countries that are undertaking adjustment
2.0 - programs.
1 1.5 FINANCINC GLOBAL CHALLENGES. Industrial
1.5 - countries must bear most of the costs of address-
_ 1.0 ing global problems, especially when the required
1.0 _ investments are not in the narrow interests of de-
0.5 E 0.5 veloping countries. Industrial countries accountF r } E for most emissions of greenhouse gases and CFCs
(see Figure 6) and will benefit, along with develop-
1965 1989 1965 1989 ing countries, from the protection of natural habi-
tats and biodiversity. It is clearly desirable to create
o Low-income countries arrangements that make it possible for rich coun-
* Middle-income countries tries to support poor ones in undertaking neces-
E High-income countries sary changes. Such arrangements have the poten-
tial to make all countries better off if the world's
Source: Environmental data appendix table A.9. willingness to pay for policy changes exceeds the
cost of the changes. It is imperative that payments
under such arrangements not be treated as devel-
opment assistance or be financed from funds that
would otherwise be available for development as-
INTERNATIONAL FINANCE FOR LOCAL PROB- sistance. They have much more the character of
LEMS. Access to commercial financial markets- imports-payment for services rendered-and are
coupled with expanded foreign investment-will quite different from aid transfers to developing
be essential to facilitate the technology transfers countries. As a global response to a global chal-
embodied in capital imports. The encouraging res- lenge, the all ocation of such funds should be based
toration of commercial flows to such countries as on effectiveness in raising global welfare, rather
Chile, Mexico, and Venezuela over the past two than on meeting national needs.
years must be extended to a much wider range of
countries. This will require more consistent poli- The agenda for reform is a large one. Accepting
cies on the part of borrowing countries, which the challenge to accelerate development in an en-
should be supported by debt relief in a number of vironmentally responsible manner will involve
countries. substantial shifts in policies and priorities and will
Local environmental challenges deserve addi- be costly. Failing to accept it will be more costly
tional development assistance. Such assistance still.
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Development and the environment:
a false dichotomy
Economic development and sound environmental management are complementary spects of tihe same agenda.
Without adequate environmental protection, development will be undermined; without development,
environmental protection will fail.
More than I billion people today live in abject poverty. The next generation will see the world's population rise
by 3.7 billion, even if progress in reducing population growth accelerates. Most of these people will be born into
poorfamilies. Alleviating poverty is both morally imperative and essential for environmental sustainability.
Economic growth is essential for sustained poverty reduction. But growth has often caused serious
environmental damage. Fortunately, such adverse effects can be sharply reduced, and with effective policies and
institutions, income growth will provide the resources for improved environmental management.
The environmental mistakes of the past do not have to be repeated. Today, countries have more choices. They
can choose policies and investments that encourage more efficient use of resources, substitution away from scarce
resources, and the adoption of technologies and practices that do less environmental harm. Such changes will
ensure that the improvements in human welfare which development brings are lasting.
More people today live longer, healthier, and more risen to unprecedented levels as mortality de-
productive lives than at any time in history. But clined and life expectancy increased. These gains
the gains have been inadequate and uneven. More were the result of progress in living standards,
than 1 billion people still live in abject poverty. To sanitary conditions, and public health practices,
reduce poverty, sustained and equitable economic particularly the introduction of antibiotics, the in-
growth is essential. But past economic growth has creased use of vaccinations, and antimalarial
often been associated with severe degradation of spraying. World population growth peaked at 2.1
the natural world. On the surface, there appears to percent a year in 1965-70, the most rapid rate of
be a tradeoff between meeting people's needs- increase in history. Population growth has now
the central goal of development-and protecting slowed to 1.7 percent as more countries have be-
the environment. This Report will argue that in gun a transition toward lower fertility. Even so,
every realm of economic activity, development can world population now stands at 5.3 billion and is
become more sustainable. The key is not to pro- increasing by 93 million a year.
duce less, but to produce differently. This chapter To project future trends in fertility-the largest
explores the relationship between economic activ- factor in determining population growth-judg-
ity and the environment, emphasizing the con- ments have to be made about two key questions:
cerns of developing countries. when will a country begin its demographic transi-
tion, and how fast will fertility decline once the
The context: population, poverty, transition begins? Figure 1.1 illustrates three alter-
and economic growth native paths for world population. Under the
Population growth World Bank's base case projections, world popula-
tion growth would decline slowly, from 1.7 per-
The second half of the twentieth century has been cent a year in 1990 to about 1 percent a year by
a demographic watershed. By midcentury the rate 2030. World population would more than double
of population growth in developing countries had from current levels and would stabilize at about
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might happen if fertility transitions are delayed in
many countries.
This tremendous range of possible long-term
population trends depends largely on what hap-
Figure 1.1 World population projections pens in Afriica and in the Middle East. Together,
under different fertility trends, 1985-2160 these regions account for 85 to 90 percent of the
differences between the alternative scenarios and
Billions of people the base case. Sub-Saharan Africa alone contrib-
25 utes more than two-thirds of the difference under
_F _ _the slow fertility decline scenario. Total fertility
20 rates (measured as births per woman) in Sub-
Slow decline in fertilityC_ Saharan Africa as a whole have remained un-
15 -Base case a changed at about 6.5 for the past twenty-five
_ Ise case years-a level much higher than in other parts of
10 __ * - the world that have similar levels of income, life
Rapid decline in fertilityb expectancy, and female education.5 Rpddclnnf __r, _yRecent statistics provide encouraging indica-
0 _ _ _ _ tions that a number of African countries are at or
near a critical turning point. Total fertility rates
1985 2010 2035 2060 2085 2110 2135 2160 have already fallen in Botswana (6.9 in 1965 to 4.7
in 1990), Zimbabwe (8.0 in 1965 to 4.9 in 1990), and
a. Countries with high and nonrdeclining fertility levels Kenya (8.0 in 1965 to 6.5 in 1990) and are begin-
begin the transition toward lower fertility by the year 2005
and under6o a substantial declne - by more than haff ir ning to decline in Ghana, Sudan, and Togo. The
many cases - over the next forty years. All countries reach base case projections, which assume that these
replacement fertility levels by 2060. positive trends will continue imply that Sub-b. Countries not yet in transition toward lower fertility begin 
the transition immediately. For countries already in transition, Saharan Africa's population will rise from 500 mil-
total fertilty declines at twice tle rate for the base case. lion at present to about 1.5 billion by 2030 and
c. Transition toward lower fertility (triggered when life
expectancy reaches 53 years) begins after 2020 in most almost 3 billion by 2100. Apart from its terrible
low-income countries. For countries in transition, declines effects on health and welfare, the AIDS virus
are half the rate for the base case,
Source: World Bank data. could reduce African population growth rates by
as much as 0.5-1.0 percentage points in the early
decades of the next century. But because increased
mortality from AIDS may delay fertility declines,
the overall impact of the disease is ambiguous.
12.5 billion around the middle of the twenty-sec-
ond century. Two-thirds of the increase would oc- POPULATION GROWTH AND THE ENVIRONMENT.
cur by 2050, and 95 percent of population growth Population growth increases the demand for
would take place in developing countries. goods and services, and, if practices remain un-
Alternative paths are possible. The scenario of changed, implies increased environmental dam-
rapid fertility decline illustrated in Figure 1.1 is age. Population growth also increases the need for
comparable to the historical experience of, for ex- employment and livelihoods, which-especially in
ample, Costa Rica, Hong Kong, Jamaica, Mexico, crowded rural areas-exerts additional direct pres-
and Thailand. The scenario of slow fertility decline sure on natural resources. More people also pro-
is consistent with the experience of such countries duce more wastes, threatening local health condi-
as Paraguay, Sri Lanka, Suriname, and Turkey. tions and implying additional stress on the earth's
The stable population of 10.1 billion in the rapid assimilative capacity.
fertility decline scenario is about 2.4 billion less Countries with higher population growth rates
than that in the base case, but it is still almost have experienced faster conversion of land to agri-
double the present size. In stark contrast, with a cultural uses, putting additional pressures on land
slow decline of fertility, population increases more and natural habitat. An econometric study of
than fourfold, to about 23 billion, and stabilizes twenty-three Latin American countries found that
only toward the end of the twenty-second century. expansion of agricultural area continues to be pos-
Few demographers expect world population to itively relatecl to population growth, after control-
reach 23 billion, but the projection shows what ling for such factors as agricultural trade, yield in-
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Box 1.1 The population-agriculture-environment nexus in Sub-Saharan Africa
Rapid population growth, agricultural stagnation, and problems are most severe in parts of the Sahel, in parts
environmental degradation have been common to of mountainous East Africa, and in the dry belt stretch-
most Sub-Saharan countries in recent decades. These ing from Namibia through Botswana, Lesotho, and
three factors have been mutually reinforcing. The southern Mozambique. There is strong evidence that
World Bank recently completed a study of this economic stagnation is delaying declines in fertility;
"nexus" with the purpose of better understanding family size may be higher (to provide additional labor)
causal links and identifying remedies. Its preliminary where land damage is greatest and fuelvood supplies
findings are summarized here. are depleted. An integrated approach to the problem is
needed.
The equilibrium upset
foward solutions
Shifting cultivation and grazing have been appropriate
traditional responses to abundant land, scarce capital, The traditional development approach, which empha-
and limited technology. As population densities grew sized supplying services and technologies, must be
slowly in the first half of this century, these extensive complemented by a strategy of promoting demand-
systems evolved into more intensive systems, as in for appropriate agricultural practices and inputs, for
Rwanda, Burundi, the Kenyan highlands, and the fewer children, and for resource conservation. De-
Kivu Plateau in Zaire. This slowly evolving system has, mand for these things can be promoted by:
however, proved unable to adapt to sharply accelerated * Removing subsidies that distort prices and incen-
population growth over the past four decades. Tradi- tives-to promote more efficient use of resources
tional uses of land and fuel have depleted soil and * Improving land use planning-to promote inten-
forests and contributed to agricultural stagnation. Stag- sification and protect valuable natural ecosystems
nant incomes and the absence of improvements in hu- * Clarifying resource ownership and land tenure,
man welfare have impeded the demographic transi- giving legal recognition to traditional common-prop-
tion. A combination of high population densities and erty management and private ownership, and reduc-
low investment has caused arable land per person to ing state ownership-to encourage investment
decline from 0.5 hectare in 1965 to 0.3 hectare in 1987. * Expanding educational programs for girls and em-
As a result, in many parts of Burundi, Kenya, Lesotho, ployment opportunities for women and improving in-
Liberia, Mauritania, and Rwanda fallow periods are no formation on health and nutrition, in all cases through
longer sufficient to restore fertility. the use of community groups, NGOs, and the private
Population growth drives some people to cultivate sector-to promote demand for smaller families
land not previously used for farming-in semiarid * Expanding investment in and maintenance of
areas and in tropical forests where soil and climatic rural infrastructure, especially roads, water supply,
conditions are poorly suited for annual cropping or for and sanitation-to improve production incentives, pro-
the practices employed by the new migrants. These ductivity, and health.
creases, and availability of land. A study of six The distribution of people between countryside
Sub-Saharan African countries indicates that tech- and towns also has important implications for the
nological innovations are not keeping up with the types of stress placed on the environment. In 1990
demands of rapidly rising rural populations. As a most people lived in rural areas. By 2030 the oppo-
consequence, in many places-Ethiopia, southern site will be true: urban populations will be twice
Malawi, eastern Nigeria, and Sierra Leone-farm- the size of rural populations. Developing country
ing is being intensified through shorter fallow pe- cities as a group will grow by 160 percent over this
riods rather than through the use of better inputs period, whereas rural populations will grow by
or techniques. Rapid population growth in these only 10 percent. By 2000 there will be twenty-one
areas has led to the mining of soil resources and to cities in the world with more than 10 million in-
stagnating or declining yields. In some circum- habitants, and seventeen of them will be in devel-
stances, especially in rural Africa, population oping countries.
growth has been so rapid that traditional land The pattern will vary substantially among re-
management has been unable to adapt to prevent gions. Over the next thirty years urban population
degradation. The result is overgrazing, deforesta- growth will average 1.6 percent a year in Latin
tion, depletion of water resources, and loss of nat- America, 4.6 percent in Sub-Saharan Africa, and 3
ural habitat (Box 1.1). percent in Asia. Rural populations are expected to
27
Urba?i popoolatiors will overtake rural pofplatio rs fo  Ite first timwe ij hl,;S'
Figure 1.2 Rural and urban population in developing regions and high-income countries, 1960-2025
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Sources: World Bank data; United Nations 1990.
decline in absolute terms vvithin a generation in all In high-income countries and in Eastern Europe
regions except Sub-Saharan Africa, the Middle and the formrer U.S.S.R. the numbers living in
East and North Africa, and Central America (Fig- rural areas have been declining steadily, and in
ure 1.2). Asia's rural population will continue to most South American countries, too, urbanization
increase until the turn of the century but is ex- has brought about some decline in rural
pected to fall back to current levels by about 2015. populations.
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The pace of urbanization poses huge environ- points by 2000 and by yet another 5 percentage
mental challenges for the cities. That is why much points by 2010. Unmet demand for contraceptives
of this Report is devoted to the problems of sanita- is large-it ranges from about 15 percent of couples
tion, clean water, and pollution from industry, en- in Brazil, Colombia, Indonesia, and Sri Lanka to
ergy, and transport. But urbanization will also af- more than 35 percent in Bolivia, Ghana, Kenya,
fect the nature of rural environmental challenges. and Togo. Meeting this demand is essential for
Successful urbanization and the associated income reaching even the base case projections and will
growth should ease the pressures caused by en- require that total annual expenditure on family
croachment on natural habitats-largely driven by planning increase from about $5 billion to about $8
the need for income and employment-but will in- billion (in 1990 prices) by 2000. An additional $3
crease the pressures stemming from market de- billion would be required to achieve the rapid fer-
mand for food, water, and timber. In much of Sub- tility decline scenario. Choices about family plan-
Saharan Africa, the Middle East and North Africa, ning and education policies today will determine
and Central America rural populations are likely to world population levels, and the consequent pres-
increase by about 50 percent over the next genera- sures on the environment, in the next century.
tion, and direct pressure on natural resources, par-
ticularly by poor subsistence farmers, will The persistence of poverty
intensify.
The primary task of development is to eliminate
POLICIES FOR REDUCING POPULATION GROWTH. poverty. Substantial progress has been achieved
The declining fertility rates associated with the over the past twenty-five years. Average con-
base case projections should not be taken for sumption per capita in developing countries has
granted. They are rapid by historical standards increased by 70 percent in real terms; average life
and will require solid progress on four fronts: in- expectancy has risen from 51 to 63 years; and pri-
comes of poor households must rise, child mortal- mary school enrollment rates have reached 89 per-
ity must decline, educational and employment op- cent. If these gains were evenly spread, much of
portunities (especially for women) must expand, the world's poverty would be eliminated. Instead,
and access to family planning services must be more than one-fifth of humanity still lives in acute
increased. poverty.
Investments in female education have some of New estimates prepared for this Report reveal a
the highest returns for development and for the negligible reduction in the incidence of poverty in
environment. Evidence from a cross-section of developing countries during the second half of the
countries shows that where no women are en- 1980s (Table 1.1). The numbers of poor have in-
rolled in secondary education, the average woman creased at almost the rate of population growth
has seven children, but where 40 percent of all over the period-from slightly more than 1 billion
women have had a secondary education, the aver- in 1985 to more than 1.1 billion by 1990.
age drops to three children, even after controlling Asia, with its rapid income growth, continues to
for factors such as income. Better-educated be the most successful at alleviating poverty.
mothers also raise healthier families, have fewer China was an exception in the second half of the
and better-educated children, and are more pro- 1980s; although its incidence of poverty remains,
ductive at home and at work. Investments in for its income, very low, the new estimates reflect
schools, teachers, and materials are essential. But some adverse changes for the poorest in that coun-
so too are policies to encourage enrollment, such try as a result of a more uneven distribution of
as scholarship programs. In Bangladesh a scholar- income. In most other East Asian countries pov-
ship program has succeeded in almost doubling erty continued to decline. South Asia, induding
female secondary enrollment, as well as promot- India, has maintained a steady but undramatic de-
ing higher labor force participation, later marriage, cline in poverty. The experience in other develop-
and lower fertility rates. ing regions has been markedly different from that
Efforts to expand family planning programs in Asia. All poverty measures worsened in Sub-
have contributed to significant progress; the rate Saharan Africa, the Middle East and North Africa,
of contraceptive use in developing countries rose and Latin America and the Caribbean.
from 40 percent in 1980 to 49 percent in 1990. But What are the prospects for poverty alleviation to
for the base case projections to be realized, the rate the end of this century? The estimates presented
would need to increase by another 7 percentage in Table 1.1 are based on the projections of income
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Table 1.1 Poverty in the developing world, 1985-2000
Percentage of
population below the Number of poor
poverty line (millions)
Region 1985 1990 20010 1985 1990 2000
All developing countries 30.5 29.7 24.1 1,051 1,133 1,107
South Asia 51.8 49.0 36.9 532 562 511
East Asia 13.2 11.3 4.2 182 169 73
Sub-Saharan Africa 47.6 47.8 49.7' 184 216 304
Middle East and North Africa 30.6 33.1 30.6 60 73 89
Eastern Europea 71 7.1 5.8 5 5 4
Latin Anerica and the Caribbean 22.4 25.5 24. 9 87 108 126
Note: The poverty line used here-$370 annual income per capita irn 1965 purchasing ponser parity dollars--is based on estimates cf poverty tines
from a number of countries wvith low average incomes. In 1990 prices, the poverty line would be approximately $420 annual income per capita.
The estimates for 1985 have been updated from those in World Developmienit Report 1990 to incorporate new data and to ensure comparability across
years.
a. Does not include the former U.S.S.R.
Source: Ravallion, Datt, and Chen 1992.
growth presented below (see Table 1.2) and as- control. Land-hungry farmers resort to cultivating
sume that the distributicn of income within coun- unsuitable areas-steeply sloped, erosion-prone
tries remains constant. UJnder these assumptions, hillsides; semiarid land where soil degradation is
the number of poor in Asia would continue to de- rapid; and tropical forests where crop yields on
cline, and the adverse poverty trends in Latin cleared fields frequently drop sharply after just a
America and Eastern Europe would be reversed few years. Poor people in crowded squatter settle-
with economic recovery in those regions. Sub- ments frequently endure inadequate access to safe
Saharan Africa is the only region in which the situ- water and sanitation, as well as flooding and land-
ation is expected to deteriorate; with increases in slides, industrial accidents and emissions, and
the proportion of the population in poverty, the transport-re'lated air pollution. The poor ale often
number of pool would rise by about 9 million a exposed to the greatest environmental health
year, on average. By the end of the decade about risks, and they tend to be the most vulnerable to
one-half of the world's poor will live in Asia and those risks because of their poverty. The impact of
one-quarter will live in Sub-Saharan Africa. environmental degradation on the poor will be de-
It is sobering to compare these estimates with scribed in Chapter 2.
those in World Development Report 1990. That report Poor families often lack the resources to avoid
identified a path of poverty reduction that would degrading iheir environment. The very poor,
reduce the absolute numbei of poor in the world struggling at the edge of subsistence, are preoc-
by 300 million between 1985 and 2000. The path cupied with day-to-day survival. It is not that the
was presented to illustrate what could be accom- poor have inherently short horizons; poor com-
plished with sound policies in both developing munities often have a strong ethic of stewardship
and industrial countries. Sadly, that target appears in managing their traditional lands. But their frag-
no longer feasible, partly as a result of the severity ile and limited resources, their often poorly de-
of the current recession and the disappointing fined property rights, and their limited access to
progress in the 1985-90 period. Even under fairly credit and insurance markets prevent them from
hopeful assumptions about economic recovery in investing as much as they should in environmen-
the rest of the decade, the absolute number of poor tal protection (Box 1.2). When they do make in-
in the world at the turn of the century will proba- vestments, they need quick results. Studies in In-
bly be higher than in 1985. dia, for example, found implicit discount rates
among pooi farmers of 30-40 percent, meaning
POVERTY AND THE ENVIRONMENT Alleviating pov- that they were willing to make an investment only
erty is both a moral imperative and a prerequisite if it would treble its value in three years. Similarly,
for environmental sustainability. The poor are efforts to introduce soil conservation and water-
both victims and agents cf environmental damage. harvesting techniques in Burkina Faso showed
About half of the world's poor live in rural areas that the practices most likely to be adopted were
that are environmentally fragile, and they rely on those that could deliver an increase in yields
natural resources over w'hich they have little legal within two or three years. In many countries ef-
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Box 1.2 Droughts, poverty, and the environment
Agriculture is a risky business everywhere, but per- communities. For example, a household may farm
haps the most debilitating risk is that of drought in more than one separate parcel of land in order to ex-
semiarid tropical areas. Households in the poor rural ploit local variations in conditions and thus reduce pro-
societies that inhabit many of these regions have little duction risks. But because farmers have smaller land
to fall back on. The combination of poverty and parcels at any one location, the environmental costs
drought can also have serious environmental conse- (such as soil erosion and water runoff) associated with
quences that threaten future agricultural productivity their farming practices are less likely to be felt on their
and the conservation of natural resources. For exam- own farms and more likely to be borne by their neigh-
ple, poor people are induced to scavenge more inten- bors. Individual farmers have little incentive to address
sively during droughts, seeking out wood and other the problem. Even when they do, a solution may be
organic fuels, wildlife, and edible plants, both to eat difficult because it can require organizing neighboring
and to sell. But because the plants, trees, and wildlife farmers to undertake a joint investment (such as con-
are already under stress from drought, such scaveng- touring or terracing).
ing aggravates deforestation and damage to water- A similar problem can arise in common-property
sheds and soil. Livestock farmers tend to concentrate pastoral farming if farmers carry extra cattle as insur-
their animals near water holes during droughts, and ance against drought. Because farmers are likely to de-
the consequent overgrazing may cause long-term dam- fer as long as possible selling their cattle, this simple
age to the soil. form of insurance often leads to overgrazing in drought
Many farming practices in semiarid areas have the years, increasing the likelihood of permanent damage
potential to worsen the harm that droughts cause to to the pasture.
natural resources. For example, arable cropping, by in- Markets are also inadequate for spreading risks in
creasing soil exposure, makes the soil more vulnerable drought-prone regions because so many people are af-
to wind and rain erosion and to loss of moisture and fected at once. Although credit markets can sustain
nutrients. These effects can be pronounced even in consumption over the course of normal variations in
normal years but are particularly severe in droughts. family incomes, they may not be able to provide the
Since farmers cannot predict droughts, they typically huge amounts of credit required in drought years,
clear and plant the land in preparation for a normal when large numbers of people need to borrow at the
season. When the crops subsequently fail, the land is same time. Govemments must therefore provide relief
left exposed to the full rigors of sun, wind, and rain. employment and targeted food assistance in drought
The ways in which farmers try to reduce risk, al- years, and effective drought insurance schemes may be
though perfectly rational from their own point of view, needed.
can sometimes impose environmental costs on local
forts to encourage rural communities to plant shown effective leadership in managing natural
woodlots have failed when people had to wait un- resources.
til the trees reached maturity to realize a return but Substantial synergies exist between alleviating
have succeeded when products such as building poverty and protecting the environment. Since the
poles and fodder could be harvested more quickly. poor are less able than the rich to "buy out of"
In many parts of the world women play a central environmental problems, they will often benefit
part in resource management and yet enjoy much the most from environmental improvements. In
less access to education, credit, extension services, addition, the economic activities stimulated by en-
and technology than do men. In Sub-Saharan Af- vironmental policies-such as the use of agrofores-
rica women provide an estimated 50-80 percent of try and windbreaks to slow soil erosion and the
all agricultural and agroprocessing labor. Despite construction of infrastructure for water supply and
such high levels of economic activity, women in sanitation-are often labor-intensive and thus can
many countries have no or only limited rights of provide employment. Targeted social safety nets
tenure to land and cultivated trees. This constrains make it less necessary for the poor to "mine" nat-
their access to credit for investments in new tech- ural resources in times of crisis. Extension and
nologies. Women are also frequently neglected by credit programs and the allocation of land rights to
agricultural and forestry extension services. When squatters increase the ability of the poor to make
women have been given equal opportunities (as in environmental investments and manage risks. In-
combating soil erosion in Cameroon), they have vestments in water and sanitation and in pollution
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abatement will also benefit the poor by improving projections presented in Table 1.2 assume that in-
their health and productivity. But it is equitable dustrial countries will grow more slowly in the
economic growth, coupled with education and 1990s than in the 1980s. This context provides all
health services, that is most urgently needed. This the more reason to accelerate policy reform in de-
will enable the poor to make environmental invest- veloping countries. Experience has shown that, on
ments that are in their own long-term interest. It average, the effect of domestic policies on long-run
will also be essential for accelerating the demo- growth is about twice as large as the effects attribu-
graphic transition; better-off and better-educated table to changes in external conditions.
couples have fewer children. With continued progress on economic reform in
developing countries, GDP growth is projected to
Economic growth-long-term trends and prospects increase to about 5 percent a year for the decade as
a whole-significantly higher than the 3.4 percent
Average per capita incomes in developing coun- achieved in the 1980s. Growth in Asia is expected
tries rose 2.7 percent a year between 1950 and to slow fronm the high levels of the 1980s but will
1990-the highest sustained rate of increase in his- remain well above the average for developing
tory. But the pace of economic growth has differed countries. Latin America, Eastern Europe, and the
greatly among regions. Asian countries, which ac- Middle East and North Africa are all expected to
count for 65 percent of the population of the devel- grow more rapidly during the remainder of the
oping world, grew at an average rate of 5.2 percent 1990s. Sub-Saharan Africa's growth performance
a year in the 1970s and 7.3 percent in the 1980s, will improve in comparison with the 1980s, but the
while growth in the non-Asian developing coun- gains will be small.
tries decelerated from 5.6 percent in the 1970s to
2.8 percent in the 1980s. Asia was the only devel- LONGER-TERM PROSPECTS. Because many envi-
oping region to achieve sustained per capita in- ronmental issues evolve slowly, this Report takes a
come growth during the 1980s. longer view than usual, giving special attention to
the next four decades. About 3.7 billion people will
RECENT ECONOMIC DEVELOPMENTS. The 1990s be added to the world's population during this
started badly for developing countries. In both period-many more than in any previous genera-
1990 and 1991 per capita income in developing tion, and probably more than in any succeeding
countries as a whole fell, after rising every year one. Economic projections over this length of time
since 1965. The setback was caused largely by ex- are, of course, subject to great uncertainty. They
traordinary events-the war in the Middle East, are presented in Figure 1.3 not as predictions but
and economic contraction in Eastern Europe and as indicators of what historical experience suggests
in the former U.S.S.R. Recession in several high- is likely to occur.
income countries also contributed to the stagna- World GDP could rise from about $20 trillion in
tion of export growth in developing countries. The 1990 to $69 trillion in 2030 in real terms. For the
Table 1.2 Growth of real per capita income in industrial and developing countries, 1960-2000
(average annual percentage change)
Country group 1960-70 1970-80 180-90 1990 1991a 1990-2000a
High-income countries 4.1 2.4 2.4 2.1 0.7 2.1
Developing countries 3.3 3.0 1.2 -0.2 -0.2 2.9
Sub-SaharanAfrica 0.6 0.9 --0.9 -2.0 -1.0 0.3
Asia and the Pacific 2.5 3.1 5.1 3.9 4.2 4.8
East Asia 3.6 4.6 6.3 4.6 5.6 5.7
South Asia 1.4 1.1 3.1 2.6 1.5 3.1
Middle East and North Africa 6.0 3.1 -2.5 -1.9 -4.6 1.6
Latin America and the Caribbean 2.5 3.1 --0.5 -2.4 0.6 2.2
Europe 4.9 4.4 1.2 -3.8 -8.6 1.9
Eastern Europe 5.2 5.4 0.9 -8.3 -14.2 1.6
Memorandum:
Developing countries weighted by population 3.9 3.7 2.2 1.7 2.2 3.6
Note: Totals do not include the forrner U.S.S.R.
a. Estimates.
Source: World Bank 1992.
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Average per capita incomes in developing countries will triple by 2030
Figure 1.3 GDP and GDP per capita in developing regions and high-income countries,
1990 and 2030
GDP GDP per capita
(trillions of 1990 dollars) (thousands of 1990 dollars)
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Note: Data for 2030 are projections.
Source: World Bank data.
developing countries as a whole, average incomes Africa could exceed $5,000 and $4,000, respec-
could more than triple in real terms, from an aver- tively-well above the average for developing
age of $750 today (the level of C6te d'Ivoire) to countries. Economic recovery in Eastern Europe
about $2,500 in 2030, roughly the income per cap- would raise average per capita incomes to more
ita of Mexico today. Substantial regional differ- than $9,000 by 2030, while those in the former
ences would persist, although in the aggregate the U.S.S.R. could rise to more than $8,000. Projec-
gap between income levels in developing and in- tions for Sub-Saharan Africa are the most sober-
dustrial countries would narrow. By the middle of ing; under present productivity trends and popu-
the next century developing countries' share of lation projections trends in total output would rise
world income would have risen from less than fourfold, but per capita incomes would still reach
one-quarter to almost one-half, and if trends con- only $400.
tinued, it would rise to more than three-quarters
by 2100. The most rapid growth rates are expected Sustaining development
in Asia, particularly in East Asia, where per capita
incomes would be more than $3,300 in 2030. Al- In terms of incomes and output, the world will be
though growth rates in South Asia will be robust, a much richer place in the next century. But will
the tripling of average incomes during the next the environment be much poorer? Will future gen-
generation would still leave them at only about erations be worse off as a result of environmental
$1,000 per capita. Average per capita incomes in degradation that results from economic decisions
Latin America and in the Middle East and North made today? Will increases in the scale of eco-
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nomic activity be sustainable in the face of increas- (Our Common Future, 1987)-that current genera-
ing pressure on natural resources? Prospective tions should "meet their needs without compro-
changes of the size described above raise funda- mising the ability of future generations to meet
mental questions about the kind of world we will their own needs"-has become widely accepted
bequeath to our children and about the nature and and is strongly supported in this Report.
goals of development. Turning the concept of sustainability into policy
raises fundamental questions about how to assess
What is development? the well-being of present and future generations.
What shoul[ we leave to our children and grand-
Development is about improving the well-being of children to maximize the chances that they will be
people. Raising living standards and improving no worse off than ourselves? The issue is the more
education, health, and e(quality of opportunity are complicated because our children do not just in-
all essential components of economic develop- herit our pollution and resource depletion but also
ment. Ensuring political and civil rights is a enjoy the fruits of our labor in the form of educa-
broader development goal. Economic growth is an tion, skills, and knowledge (human capital), as
essential means for enabling development, but in well as physical capital. They may also benefit
itself it is a highly imperfect proxy for progress. from investrments in natural resources-improve-
The first step in improving social choices is to ment in soil fertility and reforestation, for exam-
measure progress correctly. It has long been recog- ple. Thus, in considering what we pass on to fu-
nized that measures of, for example, educational ture generations, we must take account of the full
opportunity, infant mortality, and nutritional sta- range of physical, human, and natural capital that
tus are essential complements to GDP or GNP. will determine their welfare and their bequests to
Some have even tried to merge these indices to their successors.
capture progress in development. The human de- Intergenerational choices of this kind are re-
velopment index constructed by the United Na- flected in the discount rate used to assess invest-
tions Development Programme (UNDP) is such an ments. The discount rate is the mechanism
effort. through which present and future costs and bene-
The fact that environmental damage hurts peo- fits are compared. The lower the discount rate, the
ple-both today and in the future-provides addi- more it is worth investing today to make future
tional grounds for rethinking our measurement of gains. It is sometimes claimed that a lower dis-
progress. Indeed it raises special concerns, for un- count rate-even a zero discount rate-should be
like education, health, nutrition, and life expec- used in order to give appropriate weight to the
tancy, which tend to be improved by economic long-term coasequences of environmental change.
growth, the environment is sometimes damaged This argument is erroneous. Provided that the en-
by that growth. Furthermore, the people suffering vironmental effects of projects are fully taken into
from the damage may be different from those en- account-which they often are not-it is always
joying the benefits of growth. They may, for exam- best to choose the investments which generate the
ple, be today's poor, or thiey may be future genera- highest net rate of return. Encouraging invest-
tions who inherit a degraded environment. For ments that yield a lower net rate of return is waste-
these reasons it is essential to assess the costs to ful; it implies a loss of welfare and of income that
human welfare of environmental damage-a cen- might have been devoted to environmental
tral theme of this Report-and to take account of objectives.
the distributional impacts of policies, particularly
for the poor. Weighing costs and benefits
What is sustainable? Addressing environmental problems requires not
that discount rates be artificially lowered but
Sustainable development is development that rather that the value of the environment be fac-
lasts. A specific concern is that those who enjoy tored into decisionmaking. Values that are difficult
the fruits of economic development today may be to measure a[re often implicit in decisionmaking,
making future generations worse off by exces- but the tradeoffs are not well thought through.
sively degrading the earth's resources and pollut- There is a clear need to make such costs and bene-
ing the earth's environment. The general principle fits as explicit as possible so as to better inform
of sustainable development adopted by the World policymakers and citizens. This does not imply
Commission on Environment and Development that it is possible, or even desirable, to put mone-
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Box 1.3 Natural resource and environmental accounting
The limitations of conventional measures of economic ing economic policies, particularly in economies that
activity, such as GNP and national income, as indica- are heavily dependent on natural resources.
tors of social welfare have been well known for de- The various approaches to natural resource and envi-
cades. Recently, the perception has grown that these ronmental accounting have divergent aims. Each re-
indicators, which are based on the United Nations Sys- sponds to a different problem with the SNA frame-
tem of National Accounts (SNA), do not accurately re- work. The simplest approaches attempt to measure
flect environmental degradation and the consumption more accurately the responses to environmental degra-
of natural resources. Several alternative approaches dation and protection that are already imperfectly mea-
have been developed. Early work in this area was con- sured in the national income accounts. Examples in-
ducted by some OECD countries, notably Norway and clude work in Germany, the Netherlands, and the
France. Recent attempts to apply natural resource ac- United States on estimating pollution abatement ex-
counting to developing countries have been made by penditures. A second approach responds to the incon-
UNEP, the United Nations Statistical Office (UNSO), sistent treatment of natural capital in the SNA and at-
the World Bank, and the World Resources Institute. tempts to account explicitly for the depletion of natural
These methods differ in both comprehensiveness and resources; estimates of depletion are applied to con-
objectives. ventionally measured income to derive a measure of
Broadly, there are two criticisms of the SNA frame- net income. This approach has been applied in Indo-
work. First, aggregates such as GNP may be inade- nesia for forests, petroleum, and soils, in Costa Rica for
quate measures of economic activity when environ- fisheries and forests, and in China for minerals. Fi-
mental damage occurs. The depreciation of some forms nally, the physical accounting method used by Norway
of capital, such as machinery, is taken into account, but and the effort to integrate environmental and resource
investments in human capital and depletion of envi- use with economic activity being developed by the
ronmental capital, including nonrenewable natural re- UNSO both attempt to improve the information avail-
sources, are not measured. able for environmental management. The Norwegian
Second, it is argued, by neglecting the services pro- system focuses primarily on the country's main natural
vided by natural resources, the SNA limits the infor- resources-petroleum, timber, fisheries, and hydro-
mation available to policymakers. Leaving out these power. The more ambitious UNSO approach, currently
services ignores the impact of economic activity on the being applied to Mexico and Papua New Guinea in
environment in its role both as a "sink" for wastes and collaboration with their governments and the World
a "source" of inputs. It is argued that ignoring these Bank, aims at developing a system of "satellite" na-
services and their effects on economic activity makes tional accounts that explicitly incorporate the links be-
the national income accounts misleading for formulat- tween economic activity and the use of natural and
environmental resources.
tary values on all types of environmental re- tivity should be taken into account in the same
sources. But it is desirable to know how much en- way that other measures of welfare need to be con-
vironmental quality is being given up in the name sidered. Second, it can help give a more realistic
of development, and how much development is measure of the capacity of an economy to produce.
being given up in the name of environmental pro- To this end, investment has to be adjusted to take
tection. This Report argues that too much environ- account of depreciation of physical and natural
mental quality is now being given up. There is, capital. But the accumulation of human capital and
however, a danger that too much income growth the benefits of technical change must also be taken
may be given up in the future because of failure to into account to provide an overall picture of an
clarify and minimize tradeoffs and to take advan- economy's productive capacity.
tage of policies that are good for both economic A number of approaches to measuring environ-
development and the environment. mental costs have been tried in different countries
To clarify these tradeoffs at the national level, (Box 1.3). A recent pilot study of Mexico's national
efforts are under way in a number of countries to accounts indicates the potential magnitudes of the
amend the national accounts. Such exercises can adjustments required. When an adjustment was
be valuable for two reasons. First, they can help made for the depletion of oil, forests, and ground-
indicate how growth of GDP may bring with it water, Mexico's net national product was almost 7
environmental costs for today's citizens. For exam- percent lower. A further adjustment for the costs
ple, the costs of pollution to health and produc- of avoiding environmental degradation, particu-
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larly air and water pollution and soil erosion, and econonmic activity increases. In some cases
brought the national product down another 7 per- government policies that subsidize environmental
cent. These estimates are preliminary and are only degradation can induce more damage than might
intended to illustrate a, methodology. Of more otherwise occur. In other cases the poor, with few
value than these aggregate numbers are sectoral assets on which to draw, may have no choice but
calculations. In the livestock sector, for example, to excessively degrade natural resources.
adjustments for the costs of soil erosion sharply The most pressing environmental problems are
reduced the sector's net value added. These calcu- associated with resources that are regenerative but
lations in themselves give no indication to policy- are undervalued and are therefore in danger of
makers as to whether Mexico's use of natural capi- exhaustion. Air and water are renewable re-
tal has been in the countiry's best interest, but they sources, bult they have a finite capacity to assimi-
can be useful in reminding policymakers of poten- late emissions and wastes. If pollution exceeds this
tial tradeoffs and can assist in setting sectoral capacity, ecosystems can deteriorate rapidly.
priorities. When fisheries or forests are excessively depleted
to meet hurnan needs, critical thresholds may be
Economic activity and the environment: key links passed, resulting in the loss of ecosystems and
species. Shortages of nonrenewable resources,
This Report will argue t]hat the adverse impact of such as metals, minerals, and energy, the possible
economic growth on environmental degradation exhaustion of which preoccupied early environ-
can be greatly reduced. P'oor management of natu- mental debate, are of less concern. The evidence
ral resources is already constraining development suggests that when the true value of such non-
in some areas, and the growing scale of economic renewable resources is reflected in the mar-
activity will pose serious challenges for environ- ketplace, there is no sign of excessive scarcity (Box
mental management. But rising incomes combined 1.4).
with sound environmental policies and institu- Water prcvides an example of an undervalued
tions can form the basis for tackling both environ- renewable resource that is showing signs of short-
mental and development problems. The key to age. By the end of the 1990s six East African coun-
growing sustainably is not to produce less but to tries and all the North African countries will have
produce differently. In some situations, such as annual renewable water supplies below the level
protection of forests or control of emissions, good at which societies generally experience water
environmental policies may cause short-term shortage. In China fifty cities face acute water
growth to fall, even as vvelfare may rise. In other shortages as groundwater levels drop 1 to 2 meters
cases-for example, improved soil conservation a year. In Mexico City groundwater is being
practices or investments in water supply-the ef- pumped at rates 40 percent faster than natural re-
fect on output and incomes is likely to be positive. charge. These shortages emerge when water is lost
In still other areas the impacts are unclear. What is or wasted because its true scarcity value is not rec-
clear, however, is that failure to address environ- ognized. In such cities as Cairo, Jakarta, Lima, Ma-
mental challenges will reduce the capacity for nila, and Mexico City more than half of urban wa-
long-term development. ter supplies cannot be accounted for. In many
countries scarce water is used for low-value agri-
UNDERSTANDING THE PROBLEM. All economic ac- cultural crops, and farmers pay nothing for the
tivity involves transforrning the natural world. water they use. The misuse of water in the Aral
Why does economic activity sometimes lead to ex- Sea in Central Asia is an extreme example of fail-
cessive environmental degradation? One reason is ure to recognize the value of a natural resource
that many natural resources are shared and the (Box 1.5).
true value of many environmental goods and ser- Assessment of whether the regenerative capac-
vices is not paid for by those who use them. Some ity of a natural resource has been exceeded is com-
natural resources are shared because there is no plicated by uncertainty about the effect of eco-
mechanism for enforcing property rights, as with nomic activity on the environment. In the cases of
frontier land, and others are shared because, as soil erosion, atmospheric pollution, and loss of
with the atmosphere, property rights are impossi- biodiversity, there is often substantial scientific un-
ble to enforce. Unless an explicit agreement among certainty about the extent of environmental degra-
users emerges, shared resources will be degraded dation. Controversy also surrounds the conse-
over time, particularly as the scale of population quences of degradation. What are the health
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Box 1.4 The dismal science-economics and scarcity of natural resources
The debate about whether the world is running out of table 1.4). Declining price trends also indicate that
nonrenewable resources is as old as economics. The many nonrenewables have become more, rather than
writings of Malthus and Ricardo, which predicted rap- less, abundant (Box figure 1.4).
idly growing populations and increasing scarcity of re- The world is not running out of marketed nonrenew-
sources, earned economics the name "the dismal sci- able energy and raw materials, but the unmarketed
ence." For natural resources that are nonrenewable, side effects associated with their extraction and con-
increases in consumption necessarily imply a reduction sumption have become serious concerns. In the case of
in the available stock. The evidence, however, gives no fossil fuels, the real issue is not a potential shortage but
support to the hypothesis that marketed nonrenewable the environmental effects associated with their use,
resources such as metals, minerals, and energy are be- particularly local air pollution and carbon dioxide emis-
coming scarcer in an economic sense. This is because sions. Similarly, the problems with minerals extraction
F potential or actual shortages are reflected in rising mar- are pollution and destruction of natural habitat. Be-
ket prices, which in turn have induced new discov- cause 95 percent of the total material removed from the
eries, improvements in efficiency, possibilities for sub- earth is waste that often contain heavy metals such as
stitution, and technological innovations. copper, iron, tin, and mercury, these commonly find
The rise in the prices of energy and metals in the their way into rivers, groundwater, and soils.
1970s encouraged efficiency gains and substitutions
that ultimately reduced the growth of demand. Exam-
F ples of such technological changes include fiber optics, __l
which replaced copper in telecommunications, the use i
of thinner coatings of tin, nickel, and zinc in a number Box figure 1.4 Long-run prices for nonferrous l
of industries, the development of synthetic substitutes, metals, 1900-91
and the recycling of aluminum and other materials.
Similar efficiency gains were achieved in the energy F
sector. The use of metals and of energy per unit of
output has declined steadily in industrial countries, al- Index (V9779 E 100)
though it is generally rising in developing countries. 
- i 
-
_
Current consumption as a proportion of reserves has ii
declined for several mineral and energy resources (Box
Box table 1.4 Energy and mineral reserves
and consumption, 1970 and 1988 g w
Annual-
Index of consumption
commercial as a percentage
0 reserves, 1988 of reserves 100 
-:
Fl ~~~~~~~~~(1970 100) 1970 1988F
Energy resources
Crude oil 163 2.7 2.250 - __ -
__
Gas 265 2.1 1.5 1900 1915 1930 1945 1%0 1975 1990
Mineral resources________________________________ F
Bauxite 373 0.2 0.1 11. M
Copper 131 2.6 3.1
Iron ore 74 0.5 0.8 Note: The index is based on the real prices of aluminum, copper,
Lead 75 4.7 8.1 lead, tin, and zinc, weighted by the value of developing country
Nickel 72 0.8 1.7 exports in 1979-81.
Tin 150 5.4 3.7 Source: World Bank data.
Zinc 176 0.3 0.2
Source: World Bank data.
effects of certain pollutants? What will climate come available and cost-effective? Uncertainty is
change do to the ecosystem? Can tropical forests an inherent part of environmental problems. To
be regenerated? The solutions are likewise often reduce it, decisionmakers need better information
unclear. How quickly can the atmosphere restore about environmental processes and social
itself? When will certain cleaner technologies be- preferences.
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Box 1.5 The Aral Sea: lessons from an ecological disaster
The Aral Sea is dying. Because of the huge diversions turned pastureland into bogs, water supplies have be-
of water that have taken place during the past thirty come polluted by pesticide and fertilizer residues, and
years, particularly for irrigation, the volume of the sea the deteriorating quality of drinking water and sanita-
has been reduced by two-thirds. The sea's surface has tion is taking a heavy toll on human health. While it is
been sharply diminished, the water in the sea and in easy to see how the problem of the Aral Sea might have
surrounding aquifers has become increasingly saline, been avoided, solutions are difficult. A combination of
and the water supplies and health of almost 50 million better technical management and appropriate incen-
people in the Aral Sea basin are threatened. Vast areas tives is clearly essential: charging for water or allocat-
of salty flatlands have been exposed as the sea has ing it to the most valuable uses could prompt shifts in
receded, and salt frorrL these areas is being blown cropping patterns and make more water available to
across the plains onto neighboring cropland and pas- industry and households.
tures, causing ecological damage. The frost-free period But the changes needed are vast, and there is little
in the delta of the Amu Darya River, which feeds the room for maneuver. The Central Asian republics (ex-
Aral Sea, has fallen to less than 180 days-below the cluding Kazakhstan) are poor: their incomes are 65 per-
minimum required for growing cotton, the region's cent of the average in the former U.S.S.R. In the past,
main cash crop. The changes in the sea have effectively transfers from the central government exceeded 20 per-
killed a substantial fishing industry, and the variety of cent of national income in Kyrghyzstan and Tajikistan
fauna in the region has declined drastically. If current and 12 percent in Uzbekistan. These transfers are no 1
trends continued unchecked, the sea would eventually longer available. The regional population of 35 million
H shrink to a saline lake one-sixth of its 1960 size. is growing rapidly, at 2.7 percent a year, and infant
This ecological disaster is the consequence of exces- mortality is high. The states have become dependent
sive abstraction of water for irrigation purposes from on a specialized but unsustainable pattern of agricul-
the Amu Darya and Syr Darya rivers, which feed the ture. Irrigated production of cotton, grapes, fruit, and
H Aral Sea. Total river runoff into the sea fell from an vegetables accounts for the bulk of export earnings.
average 55 cubic kilomelers a year in the 1950s to zero Any rapid reduction in the use of irrigation water will
in the early 1980s. The irrigation schemes have been a reduce living standards still further unless these econ-
mixed blessing for the populations of the Central Asian omies receive assistance to help them diversify away
republics-Kazakhstan, Kyrghyzstan, Tajikistan, Turk- from irrigated agriculture. Meanwhile, salinization and
menistan, and Uzbekist.n-which they serve. The di- dust storms erode the existing land under irrigation.
version of water has provided livelihoods for the re- This is one of the starkest examples of the need to
gion's farmers, but at considerable environmental cost. combine development with sound environmental
l Soils have been poisoned with salt, overwatering has policy.
EFFICIENCY, TECHNOLOGY, AND SUBSTITUTION. The negative conisequences of the overall growth in
view that greater economic activity inevitably scale. Factors that can play a particularly impor-
hurts the environment is based on static assump- tant role are:
tions about technology, tastes, and environmental * Structure: the goods and services produced in
investments. According to this view, as popula- the economy
tions and incomes rise, a growing economy wll * Efficiency: inputs used per unit of output in
require more inputs (thus depleting the earth's theeconomy
"sources") and will produce more emissions and .econm) t
wastes (oebrdnn th earh' "sns) As * Substitutilon: the ability to substitute away
wasthesale (overunomingac the earth's . A from resources that are becoming scarce
the scale of economic activity increases, the earth's Centcnlge n aaeetpatcs h
11~~~~~~~~~~~~ caryn caaiy*ilb xedd nrat,o Clean technologies and management practices: the
"carryn tca rpacity"hill beieeeded.utn ral of ability to reduce environmental damage per unit of
course, the relationships between inputs and out- ipto upt
puts and the overall effects of economic activity on input or output.
the environment are continually changing. Figure Economic policies, environmental policies, and
1.4 illustrates that the scale of the economy is only environmental investments all have a role in en-
one of the factors that will determine environmen- suring that individual behavior takes account of
tal quality. The key question is whether the factors the true value of environmental resources. Eco-
that tend to reduce environmental damage per nomic policies affect the scale, composition, and
unit of activity can more than compensate for any efficiency of production, which can result in posi-
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Figure 1.4 Economic activity and the environment
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Source: World Bank staff.
tive or negative effects on the environment. Effi- tives to use scarce resources sparingly, the pres-
ciency gains from economic policies will often re- sure to reduce environmental damage will be
duce the demand for natural resource inputs, weaker, and the adverse effects of economic
Environmental policies can reinforce efficiency in growth are likely to dominate. But where the scar-
resource use and provide incentives for adopting city of natural resources is accurately reflected in
less-damaging technologies and practices. The in- decisions about their use, the positive forces of
vestments that are induced by environmental poli- substitution, efficiency gains, innovation, and
cies will change the way in which goods and ser- structural change will be powerful. In industrial
vices are produced and may result in lower output countries these positive forces contributed signifi-
but will also generate benefits that can increase cantly to improving environmental quality while
human welfare. maintaining economic growth (Box 1.6).
As incomes rise, the demand for improvements The environmental problems facing poor coun-
in environmental quality will increase, as will the tries differ from those facing the better-off (see Fig-
resources available for investment. Without incen- ure 4 in the Overview). In some cases environmen-
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Box 1.6 Delinking growth and pollution: to the needs of developing countries. Cleaner technolo-
lessons from industrial countries gies and practices can be acquired through trade and
foreign direct investment, as well as through interna-
Industrial countries have achieved substantial im- tional cooperation. Third, to the extent that environ-
provements in environmental quality along with con- mental degradation in the OECD countries affects de-
tinued economic growth. A recent report by the OECD veloping couniries, as in the case of climate change and
described some of the achievements since 1970. Access ozone depletion, polluters should pay and victims
to clean water, adequate sanitation, and municipal should be compensated.
waste disposal is now virtually universal. Air quality in
OECD countries is vastly improved; particulate emis- -
sions have declined by 60 percent and sulfur oxides by
38 percent. Lead emissions have fallen by 85 percent in Box figure 1.6 Breaking the link between growth in
North America and by 50 percent in most European GDP and pollution
cities. Japan, which has spent substantial amounts on
pollution abatement, has achieved the largest improve- The theory
ment in air quality. Emissions of sulfur oxides, particu-
lates, and nitrogen oxides as a share of GDP in Japan Quantity index
are less than one-quarter of OECD averages. Persistent
pollutants such as DDT, polychlorinated biphenyls
(PCBs), and mercury compounds have also been re- GDP
duced in OECD countries, as has the frequency of large G _
shipping accidents and oil spills. Forested areas and
C protected lands and habitats have increased in almost
all countries. These improvements have been achieved
as a result of annual expenditures on antipollution poli- -< ---
cies equivalent to 0.8-1.5 percent of GDP since the , Pollution
1970s. About half of these expenditures were incurred
by the public sector and half by the private sector.
These improvements in environmental quality are -
even more remarkable when it is recalled that the econ-
omies of the OECD grew by about 80 percent over the Time
i same period. In many cases economic growth is being
"delinked" from pollution as environmentally non- Incentives Cleaner and more
damaging practices are incorporated into the capital to protect the efficient
stock (Box figure 1.6). environment technologies
The OECD report, however, also identified a large introduced adopted in response
"unfinished agenda" of environmental problems, as
well as emerging issues, that remain to be addressed.
Nitrogen oxides, which are emitted largely by trans- The practice: GDP and emissions
port sources, have increased by 12 percent since 1970 in in OECD countries
the OECD countries (except Japan), reflecting the fail-
ure of policies and technology to keep up with in- Index (1970=100)
I creases in transport. Municipal wastes grew by 26 per- 200
cent between 1975 and 1990 and carbon dioxide
emissions by 15 percent over the past decade. Human
exposure to toxic pollutants, such as cadmium, ben- 150 GDP
zene, radon, and asbestos, remains a concern.
Groundwater is increasingly polluted as a result of sali- -- Nitrogen oxides
nization, fertilizer and pesticide runoff, and contam- 100 .. -- l
| ination from urban and industrial areas. Soil degrada- Sf o
tion persists in some areas, and encroachment on Sulfur oxides
coastal regions, wetlands, and other natural habitats is 50
still a concern. A number of plant and animal species Particulates
are endangered; even larger numbers are threatened. Lead
What does the OECD's experience imply for the en- 0 - ,
vironmental agendas of developing countries? First,
there are many policy lessons-such as the fact that it is 1970 1975 1980 1985 1988
often cheaper to prevent environmental degradation
than to attempt to "cure" it later. The costly cleanup of Note: GDP, emissions of nitrogen oxides, and emissions of sulfur
hazardous waste sites in several OECD countries gives oxides are OECD averages. Emissions of particulates are estimated
an indication of what environmental neglect might from the average oGrnitedKingdom, and United States. Lead emissions are for United States.
mean for other countries in the future. Second, many Sources: OECD 1991; U.S. Environmental Protection Agency 1991.
of the environmentally nondamaging technologies and
practices developed in OECD countries can be adapted
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comes rise. Carbon dioxide emissions and munici-
pal wastes are indicators of environmental stress
that appear to keep rising with income. but this is
Figure 1.5 Changes in urban sanitation because no incentives yet exist to change behavior.
and sulfur dioxide concentrations over time The costs of abatement in these cases are relatively
at different country income levels high, and the benefits of changing behavior are
perceived to be low-partly because (in the case of
Urban population without carbon dioxide) they would accrue mainly to other
adequate sanitation countries. When societies have decided to enforce
a change in behavior-through regulations,
Percent charges, or other means-environmental quality
100 __________ __________ has improved. Progress in reducing water pollu-
tion and emissions of particulates, lead, and sulfur
80 dioxide are examples of how higher-income coun-
tries have been able to break the link between
60 growth and environmental degradation. This is
not easy-it requires strong institutions and effec-
40 \ \ tive policies-but it can be done. It explains why so
'N i \many environmental indicators show an initial de-
20 \ 180 terioration followed by an improvement. As in-
comes grow, the ability and the willingness to in-
0 1985 vest in a better environment rise.
0 Past patterns of environmental degradation are
100 1,000 10,000 100,000 not inevitable. Individual countries can choose
Income per capita (dollars, log scale) policies that lead to much better (or worse) envi-
ronmental conditions than those in other countries
Concentrations of sulfur dioxide at similar income levels. In addition, technological
Micrograms per cubic meter of air change, coupled with improved understanding of
55 the links between economic activity and environ-
mental damage, is enabling countries to grow
more rapidly with less environmental impact than
45 / O / <-was possible earlier. Figure 1.5 illustrates this for a
cross-section of countries. At any given income
35 ______level, a higher proportion of people in any country
/ 1976 is likely to have access to sanitation today than in
25 _ the past. The same can be true of progress in re-
ducing air pollution. Concentrations of sulfur di-
15 oxide are lower today than in the past, so that
someone living in a country with a per capita in-
5 19 come level of $500 is more likely to breathe cleaner
air than in previous decades. The adoption of envi-
100 1,000 10,000 100,000 ronmental policies and the investment and techno-
Income per capita (dollars, log scale) logical innovations induced by such policies imply
Sources: Shafik and Bandyopadhyay, background paper, that the environmental mistakes of the past do not
World Bank data. have to be repeated.
The nature of the challenge
tal quality improves as income rises. This is
because increased income allows societies to pro- During the working lifetime of children born to-
vide public goods such as sanitation services and day, the population of the world will almost
because once individuals no longer have to worry double. By the middle of the next century almost
about day-to-day survival, they can afford profita- one-third of the world's population will live in
ble investments in conservation. countries with a population density of more than
Some problems are observed to get worse as in- 400 per square kilometer-equivalent to the den-
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sity of the Netherlands or the Republic of Korea ist in most instances. Many possibilities also exist
today. The next generation will also see the size of for dramatic improvements in pollution preven-
the world economy triple. Under simple extrapola- tion-switching to cleaner-burning fuels or recyc-
tion of current practices, this growth would lead to ling industrial wastewater, for example. Cleaner
severe environmental degradation. Yet in virtually processes often yield productivity gains and cost
every economic sector, environmentally less dam- reductions as well because they use materials more
aging practices are available and are in use in a frugally. The scope for pollution abatement and
number of countries. For almost every challenge- prevention in industry and energy, and the poli-
in water supply and sanitation, or energy and in- cies for inducing these new technologies, are dis-
dustrial output, or food production-there are pos- cussed in Chapter 6.
sibilities for growing more sustainably. The challenge for agriculture will be to meet de-
The challenge for water supply and sanitation veloping countries' expected demand for food. To-
will be to respond to the backlog of demand while tal world consumption of cereals will have to al-
meeting the needs of growing populations. Mak- most double by 2030. To protect fragile soils and
ing clean water available to everyone in the next natural habitats, almost all of this increase will
generation will require that service be extended to have to be achieved by raising yields on existing
an additional 3.7 billion people living in urban cropland rather than by extending the area under
areas and about 1.2 billion rural inhabitants. Since cultivation. There is little doubt that cultivated
only about 1.5 billion urban residents currently soils have the capacity to meet future increases in
have access to clean water, the magnitude of the world agricultural demand so long as they are well
task is apparent. For sanitation the problem is managed. But intensification of production will in-
even larger; the number of urban dwellers cur- volve the application of much higher levels of fer-
rently served is little more than 1 billion. For a tilizers and pesticides, as well as significant im-
country like Nigeria, providing access to clean wa- provements in the allocation of water for
ter for the entire population by 2030 will imply agricultural use. Doubling food production in In-
increasing the number of urban connections by dia by 2030 can be achieved by maintaining past
four times and the number of rural connections by rates of crop yields but will require a fourfold in-
almost nine times. To prevent the number of peo- crease in fer:ilizer application. By 2030 average
ple without access to adequate sanitation from ris- yields in Ind.ka would have to reach the level of
ing, the population covered will have to increase those in China today.
to 6.5 times the current number. Policies to meet Such gains in food production increase the risk
these challenges are discussed in Chapter 5. of soil degradation, misuse of pesticides, spillovers
The challenge for energy and industry will be to from chemical applications, and excessive draw-
meet the projected growth in demand while con- down of water. Techniques such as integrated pest
trolling pollution. Total manufacturing output in management, minimum tillage, agroforestry, inte-
developing countries will increase to about six grated crop and livestock management, and soil-
times current levels by 2030. Average emissions of enriching crop rotations will be needed to reduce
air pollutants per unit of electric power generated land degradation and increase yields. This will of-
would have to be reduced by 90 percent to avoid ten require better-educated farmers, and some-
an increase in total emissions from this activity. times social changes as well. When governments
Emissions from heavily polluting industries- are committed to allocating resources to research
chemicals, metallurgy, paper, and building mate- and extension services and to providing undis-
rials-will also require large reductions in dis- torted incentives, many farmers are quick to adopt
charges of air and water pollutants and in wastes these less-damaging practices. Policies for improv-
produced if a worsening of industrial pollution is ing the management of natural resources, espe-
to be prevented. In the Philippines, for example, cially of agricultural land, will be discussed in
manufacturing output is likely to grow to nine or Chapter 7.
ten times the current level, and demand for electric
power will rise even more rapidly. This means that Policies and ins,'itutions
many industries will have to reduce emissions per
unit of output by between 90 and 95 percent to Without technologies and practices that can be ap-
avoid worsening pollution. plied at reasonable cost, environmental improve-
The technologies for achieving such reductions ment is difficult. But without the backing of appro-
in pollution from energy and industry already ex- priate policies, even the most environmentally
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helpful technologies and practices will not neces- growth that improves human welfare is urgently
sarily be applied, unless (as is often the case in needed. Protecting the environment will be an im-
industry) they are more productive than existing portant part of improving the well-being of people
methods. The principles of sound environmental today, as well as the well-being of their children
policy (described in Chapter 3) are well under- and grandchildren. This Report suggests a three-
stood. But they are difficult for national govern- fold strategy for meeting the challenge of sustain-
ments to introduce and are even more difficult to able development.
translate into international agreements. National * Build on the positive links. Policies for growth
governments may be reluctant to challenge those promote efficient use of resources, technology
who cause environmental damage; they are likely transfer, and better-working markets-all of which
to be the rich and influential, while those who can help in finding solutions to environmental
suffer most are often the poor and powerless. The challenges. Rising incomes can pay for invest-
institutional obstacles to sustainable development ments in environmental improvement. Policies
are discussed in Chapter 4. that are effective in reducing poverty will help re-
If institutional obstacles to addressing national duce population growth and will provide the re-
environmental problems are large, they are even sources and knowledge to enable the poor to take
greater for international problems such as green- a longer-term view.
house warming and the preservation of biodiver- * Break the negative links. Rising incomes and
sity. It may be difficult to reach agreement among technological advances make sustainable develop-
many different countries, each of which may per- ment possible, but they do not guarantee it. Usu-
ceive its national interest differently. If countries ally, additional incentives that capture the true
do not think that the benefits of agreement are value of the environment will be required to in-
worth more to them than the costs of refusing to duce less-damaging behavior. Effective environ-
cooperate, they may be willing to join only if other mental policies and institutions are essential.
countries are willing to compensate them for doing * Clarify and manage the uncertain links. Many re-
so. The complications of addressing global envi- lationships between human activity and the envi-
ronmental problems are analyzed in Chapter 8. ronment remain poorly understood, and there will
always be surprises. The response should be in-
A strategy for sustaining development vestment in information and research and the
adoption of precautionary measures, such as safe
The challenges facing this generation are formida- minimum standards, where uncertainties are great
ble. Many countries have not yet achieved accept- and there is a potential for irreversible damage or
able living standards for their people. Economic high costs in the long run.
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Environmental priorities
for development
Setting environmental priorities inevitably involves choices. Developing countries should give priority to
addressing the risks to health and economic productivity associated with dirty water, inadequate sanitation, air
pollution, and land degradation, which cause illness and death on an enormous scale.
In poor countries:
* Diarrheal diseases that result from contaminated water kill about 2 million children and cause about 900
million episodes of illness each year.
* Indoor air pollution from burning wood, charcoal, and dung endang,ers the health of 400 million to 700
million people.
* Dust and soot in city air cause between 300,000 and 700,000 premature deaths a year.
* Soil erosion can cause annual economic losses ranging from 0.5 to 1.5 percent of GNP
* A quarter of all irrigated land suffers from salinization.
* Tropical forests-the primary source of livelihood for about 140 million people-are being lost at a rate of 0.9
percent annually.
Concern over ozone depletion continues to grow. The consequences of loss of biodiversity and of greenhouse
warming are less certain but are likely to extend far into the future and to be effectively irreversible.
Environmental degradation has three damaging unpolluted vista or satisfaction that a species is
effects. It harms human health, reduces economic being protected from extinction, are being lost as
productivity, and leads to the loss of "amenities," habitats are degraded or converted to other uses.
a term that describes the many other ways in Because the interaction of various pollutants with
which people benefit fronm the existence of an un- other human and natural factors may be hard to
spoiled environment. Amenities are harder to predict, some environmental problems may entail
measure than costs to health and productivity but losses in all three areas: health, productivity, and
may be valued just as highly (see Box 2.1). The amenity.
subject of this chapter is priorities for environmen- Policymakers need to set priorities for environ-
tal policy: in which cases are the benefits for devel- mental policies. In both developing and industrial
oping countries most likely to exceed the costs of countries governments rightly give greatest ur-
action? Chapter 3 goes on to discuss ways to con- gency to environmental damage that harms hu-
tain the costs of action by making sure that envi- man health or productive potential. The priorities
ronmental policies are as cost-effective as possible, that developing countries set for their own envi-
and later chapters look at such policies in greater ronments will not necessarily be those that people
detail. in richer countries might want them to adopt.
The health of hundreds of millions of people is Thus, although some cultures in poor countries
threatened by contaminated drinking water, par- may value their natural heritage strongly, most de-
ticulates in city air, and smoky indoor air caused veloping country governments are likely to give
by use of such cooking fuels as dung and wood. lower priority to amenity damage as long as basic
Productivity of natural resources is being lost in human needs remain unmet.
many parts of the world because of the overuse National priorities will vary. In Sub-Saharan Af-
and pollution of renewable resources-soils, wa- rica, for example, contaminated drinking water
ter, forests, and the like. Amenities provided by and poor sanitation contribute to infectious and
the natural world, such as the enjoyment of an parasitic diseases that account for more than 62
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percent of all deaths-twice the level found in tems are installed. The problem is compounded in
Latin America and twelve times the level in indus- some places by growing water scarcity, which
trial countries. Higher-income countries have vir- makes it difficult to meet increasing demand ex-
tually eliminated these waterborne health risks, cept at escalating cost.
but they face other health threats because of emis- The most widespread contamination of water is
sions from transport and industry. The importance from disease-bearing human wastes, usually de-
that societies give to different environmental prob- tected by measuring fecal coliform levels. Human
lems evolves, often rapidly, in response to gains in wastes pose great health risks for the many people
standards of living and to other social changes. For who are compelled to drink and wash in untreated
instance, as populations age in Latin America, the water from rivers and ponds. Data from UNEP's
share in total mortality of adult chronic and degen- Global Environment Monitoring System (GEMS)
erative diseases will more than double and the demonstrate the enormous problem of such con-
share of infectious childhood diseases will dimin- tamination, with poor and deteriorating surface
ish. Some of the increase in adult mortality will be water quality in many countries. Water pollution
a delayed response to exposure to pollution today, from human wastes matters less in countries that
and in many cases preventive action now will be can afford to treat all water supplies, and it can in
cheaper than remedial measures in the future. principle be reversed with adequate investment in
treatment systems. But water quality has contin-
Water ued to deteriorate even in some high-income
countries.
Access to safe water remains an urgent human The capacity of rivers to support aquatic life is
need in many countries. Part of the problem is decreased when the decomposition of pollutants
contamination; tremendous human suffering is lowers the amount of oxygen dissolved in the wa-
caused by diseases that are largely conquered ter. Unlike fecal contamination, oxygen loss does
when adequate water supply and sewerage sys- not threaten health directly, but its effects on fish-
Box 2.1 Environmental damage-why does it matter?
Values to people ging and salinization of the soil lowers crop yields.
Some productivity declines result from damage to en-
The costs of environmental damage to humans-which vironmental assets that people use indirectly: if for-
lg1 may be borne immediately or at some point in the fu- ested watersheds are heavily logged, economic losses
ture-are principally losses in health, productivity, and from increased downstream flooding may ensue.
amenity. There are practical methods for evaluating Amenity. A clear vista or a clean and quiet neighbor-
such costs, but not for evaluating the fundamentally hood adds to the quality of life. Environmental assets
ethical issue of costs of human activity to other species. are often valued even by people who never enjoy them
Health. Human welfare is reduced by ill health and directly but who cherish the thought that they exist
premature mortality caused by degradation of air and and the prospect that future generations will enjoy
water quality and by other environmental risks. Pollu- them too. Such values may increase when environ-
tants can cause health problems through direct expo- mental resources are unique or endangered.
sure or indirectly through changes in the physical envi-
ronment-the effects of which range from increased Intrinsic value
solar radiation to lower nutrition. The links between F,
pollutants and health have begun to be identified Many people believe that other living things in the nat-
through epidemiological studies undertaken primarily ural world have "intrinsic" value separate from their
in high-income countries; the effects are expected to be value to human beings. This belief is certainly not con-
more pronounced in lower-income countries where fined to the rich; many indigenous groups strongly
people are less healthy and less well nourished. hold such views. No measurement of intrinsic value is
Productivity. Impaired health may lower human pro- possible; the best that can be done is to measure peo-
ductivity, and environmental degradation reduces the ple's opinions regarding such values. Thus, intrinsic
productivity of many resources used directly by peo- values can be captured only imperfectly and partially
ple. Water pollution damages fisheries, and waterlog- under the notion of amenity values.
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Figure 2.1 Dissolved oxygen in rivers: levels and trends across country income groups
Milligrams per liter of water
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All rivers, average > Cleanest rivers, average Dirtiest rivers, average
Note: Data are for twenty sites in low-income countries, thirty-one sites in middle-incomte countries, and seventeen sites in
high-income countries. "Cleanest rivers' and "dirtiest rivers" are the first and last quartiles of sites when ranked by water quality.
Periods of time series differ somewhat by site. U.S. Environmental Protection Agency water standards for supporting
aquatic life are used as the criteria for acceptability.
Source: Environmental data appendix table A.4.
eries may be economically important. Human contaminated, with toxic chemicals and with heavy
sewage and agroindustrial effluent are the main metals such as lead and mercury. These pollutants
causes of this problem; nutrient runoff in agri- are hard to remove from drinking water with stan-
cultural areas with intensive fertilizer use is an- dard purification facilities. They may accumulate
other contributor. Although inadequate levels of in shellfish and fish, which may be eaten by peo-
dissolved oxygen tend to affect shorter lengths ple who do not realize that the food is contami-
of rivers than does fecal contamination, a sample nated. In a sample of fish and shellfish caught in
of GEMS monitoring sites in the mid-1980s found Jakarta Bay, Indonesia, 44 percent exceeded WHO
that 12 percent had dissolved oxygen levels low guidelines for lead, 38 percent those for mercury,
enough to endanger fish populations. The prob- and 76 percent those for cadmium. After Malaysia
lem was worst where rivers passed through larger found that lead levels in twelve rivers frequently
cities or industrial centers. In China, only five of exceeded the national standard for safe drinking
fifteen river stretches sampled near large cities water, the country began monitoring rivers for
were capable of supporting fish. High-income heavy metals. During the 1980s lead also wors-
countries have seen some improvement over the ened or became a problem for the first time in
past decade. Middle-income countries have, on some rivers in, Brazil (Parafba and Guandu), Korea
average, shown no change, and low-income ones (Han), and Turkey (Sakarya).
show continued deterioration (see Figure 2.1). As surface water near towns and cities becomes
Where industry, mining, and the use of agri- increasingly polluted and costly to purify, public
cultural chemicals are expanding, rivers become water utilities and other urban water users have
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turned to groundwater as a potential source of a
cheaper and safer supply. Monitoring of ground-
water for contamination has lagged behind mon-
itoring of surface water, but that is beginning to
change as in many places groundwater, too, is be- Figure 2.2 Access to safe water and adequate
coining polluted. It is often more important to pre- sanitation in developing countries,
vent contamination of groundwater than of sur- 1980 and 1990
face water. Aquifers do not have the self-cleansing
capacity of rivers and, once polluted, are difficult
and costly to clean. ~~~~~~~~~~~Population (billions)and costly to clean. 0. 0 15 20
One of the principal origins of groundwater pol- 0 0.5 1.0 1.5 2.0
lution is seepage from the improper use and dis- Water
posal of heavy metals, synthetic chemicals, and
other hazardous wastes. In Latin America, for in- 1980
stance, the quantity of such compounds reaching Urban
groundwater from waste dumps appears to be 1990
doubling every fifteen years. Sometimes industrial
effluents are discharged directly into groundwater. Rural
In coastal areas overpumping causes salt water to 1990
infiltrate freshwater aquifers. In some towns con-
tamination occurs because of lack of sewerage sys- Sanitation
tems or poor maintenance of septic tanks. Where 1980
intensive agriculture relies on chemical inputs Urban
combined with irrigation, the chemicals often 1990
leach into groundwater.
Water quality has continued to deteriorate de- Rural
spite substantial progress in bringing sanitation 1990
services to the world's population. Little has been
done to extend the treatment of human sewage. U With access
The replacement of septic tank systems with piped * Without access
sewerage systems greatly reduces the risks of
groundwater pollution but leads to increased pol-
lution of surface water unless the sewage is Source: World Health Organization data.
treated. Yet in Latin America as little as 2 percent
of sewage receives any treatment. Moreover, de-
spite the expansion of sanitation services, the ab-
solute number of people in urban areas without gladeshi child washing household utensils in a
access to these services is thought to have grown pool also used as a latrine-who bear the brunt of
by more than 70 million in the 1980s, and more risks from contaminated water. The differences in
than 1.7 billion people worldwide are without ac- access to safe water by income exist both within
cess (Figure 2.2). and across countries. The gap in access between
Access to uncontaminated water has barely kept lower- and higher-income countries has narrowed
pace with population growth. Official WHO fig- only slightly, and within countries inequities con-
ures suggest that between 1980 and 1990 more tinue to be striking. For example, a family in the
than 1.6 billion additional people were provided top fifth income group in Peru, the Dominican Re-
with access to water of reasonable quality. In fact, public, or Ghana is, respectively, three, six, and
however, many of those who officially have access twelve times more likely to have a house connec-
still drink polluted water. At least 170 million peo- tion than a family in the bottom fifth income group
ple in urban areas still lack a source of potable in those countries. The rural poor are more likely
water near their homes, and in rural areas, al- to rely directly on rivers, lakes, and unprotected
though access has increased rapidly in the past shallow wells for their water needs and are least
decade, more than 855 million are still without safe able to bear the cost of simple preventive measures
water (see Figure 2.2). such as boiling water to make it safe for drinking.
It is the poor-the woman in Niamey drawing In many cities in developing countries poor house-
water from an open sewage channel or the Ban- holds in neighborhoods unserved by the munici-
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Table 2.1 Availability of water by region
Annual internal renewable
water resources Percentage of population
Total Per capita living in countries with scarce
(thousands (thousands annual per capita resources
of cubic of cubic Less than 1,000 1,000-2,000
Regions kilometers) meters) cubic meters cubic meters
Sub-Saharan Africa 3.8 7.1 8 16
East Asia and the Pacific 9.3 5.3 < 1 6
South Asia 4.9 4.2 0 0
Eastern Europe and former U.S.S.R. 4.7 11.4 3 19
Other Europe 2.0 4.6 6 15
Middle East and North Africa 0.3 1.0 53 18
Latin America and the Caribbean 10.6 23.9 < 1 4
Canada and United States 5.4 19.4 0 0
World 40.9 7.7 4 8
a. Regional groups include high-income economies. Sub-Saharan Africa includes South Africa.
Sources: World Resources Institute data; World Bank data.
pal water system buy water from private vendors, flows for diLution rather than for other economic
typically at prices several times greater than the uses. Often, the disparate agencies involved in
charges for households with municipal hookups. water management cannot agree on tradeoffs be-
tween quantity and quality.
Waterscarcity In many countries water scarcity is becoming an
increasing constraint not just on household provi-
Globally, fresh water is abundant. Each year an sion but on economic activity in general. Down-
average of more than 7,000 cubic meters per capita stream cities can become so short of water as it is
enters rivers and aquifers. It does not always ar- drawn off upstream that their industries are sea-
rive where and when it is needed. Twenty-two sonally forcEd to curtail operations. That, indeed,
countries already have renewable water resources has become routine during dry months in the In-
of less than 1,000 cubic rneters per capita-a level donesian regional capital of Surabaya. As indus-
commonly taken to indicate that water scarcity is a try, irrigatiort, and population expand, so do the
severe constraint. An additional eighteen coun- economic and environmental costs of investing in
tries have less than 2,000 cubic meters per capita additional water supply. There is growing aware-
on average, dangerously little in years of short ness of the need to integrate the management of
rainfall. Most of the countries with limited renew- water demand from the different sectors of the
able water resources are in the Middle East, North economy.
Africa, and Sub-Saharan Africa, the regions where
populations are growing fastest (Table 2.1). Else- Health effects
where, water scarcity is less of a problem at the
national level, but it is nevertheless severe in cer- The use of polluted waters for drinking and
tain watersheds of northern China, west and bathing is one of the principal pathways for infec-
south India, and Mexico. tion by diseases that kill millions and sicken more
Water scarcity is often Et regional problem. More than a billion people each year. Diseases such as
than 200 river systems, cdraining over half of the typhoid and cholera are carried in infected drink-
planet's land area, are shared by two or more ing water; others are spread when people wash
countries. Overpumping of groundwater aquifers themselves in contaminated water. Because of
that stretch under political borders also injects in- their effect on human welfare and economic
ternational politics into the management of water growth, deficient water supplies and sanitation
scarcity. pose the most serious environmental problems
When water is scarce, countries may sometimes that face developing countries today. Consider
have to make awkward choices between quantity first the consequences for health.
and quality. As river flows decline, effluents are The direct impact of waterborne diseases is
less diluted. In countries with inadequate effluent huge, especially for children and the poor (who
treatment, water quality can often be improved are most at risk). Unsafe water is implicated in
only if supplies from darns are used to maintain many cases of diarrheal diseases, which, as a
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group, kill more than 3 million people, mostly chil- Taking these studies as a guideline, it is possible
dren, and cause about 900 million episodes of ill- to make a rough estimate of the effects of provid-
ness each year. At any one time more than 900 ing access to safe water and adequate sanitation to
million people are afflicted with roundworm infec- all who currently lack it. If the health risks of these
tion and 200 million with schistosomiasis. Many of people were reduced by the levels shown in Table
these conditions have large indirect health ef- 2.2, then there would be:
fects-frequent diarrhea, for instance, can leave a .2 mllion fewer deaths from diarrhea each
child vulnerable to illness and death from other * amon fen der five yearsfea an
causes. year among children under five years of age (as an
A key question is what the reduction in this bur- indication of magnitudes, about 10 million infants
den of disease and death would be if water and die each year in developing countries from all
sanitation were improved. This is not a simple causes)
question to answer, or one on which all epidemi- * 200 million fewer episodes of diarrheal illness
ologists agree. Too little is known about how risks annually
and diseases are distributed and interact with each infection
other, and uncertainty remains over the extent to i 150 million fewer people with schistosomiasis
which modest changes in infrastructure account * 2 million fewer people infected with guinea
for long-run health improvements. But some im- worm.
pression can be gained from a recent comprehen- worm.
sive review by the U.S. Agency for International Other effects
Development (USAID), which summarized the
findings from about 100 studies of the health im- The costs of water pollution include the damage it
pact of improvements in water supplies and sani-
tation (Table 2.2). Most of the interventions stud- does to fisheries, which provide the main source of
ied were improvements in the quality or availabil- protein in many countries} and to the livelihoods
ity of water or in the disposal of excreta. The re- of many rural people. For instance, pollution of
view shofwedtatero the effectsl of threse improve- coastal waters in northern China is implicated,
w s e t the median red s . along with overfishing, in a sharp drop in prawn
ments are large, with median reductions°ranging and shellfish harvests. Heavy silt loads aggravated
by land development and logging are reducing
Table 2.2 Effects of improved water coastal coral and the fish populations that feed and
and sanitation on sickness breed in it, as in Bacuit Bay in Palawan, the Philip-
Median reduction pines. Fish are often contaminated by sewage and
attributable to
Millions of people improvement toxic substances that make them unfit for human
Disease affected by illness (percen) consumption. Sewage contamination of seafood is
Diarrhea 900a 22 thought responsible for a serious outbreak of hep-
Roundworm 900 28 atitis A in Shanghai and for the recent spread of
Guinea worm 4 76 cholera in Peru.
Schistosomiasis 200 73
a. Refers to number of cases per year. Excessive water withdrawal contributes to other
Source: Esrey and others 1990. environmental problems. In addition to displacing
people and flooding farmland, damming rivers for
from 22 percent for diarrhea to 76 percent for reservoirs alters the mix of fresh and salt water in
guinea worm. It also showed that environmental
improvements have a greater impact on mortality
than on illness, with median reductions of 60 per- Table 2.3 Effects of water supply
cent in deaths from diarrheal diseases. A compan- and sanitation improvements on morbidity
ion WHO analysis of the largest group of health from diarrhea
impact studies-those on the effect of water and Median reduction
sanitation on diarrheal diseases-suggests that the Type of in morbidity
effects of making several kinds of improvements at improvement (percent)
the same time (say, in the quality and availability Quality of water 16
~~say, in e quaiy an avaaiy ~~ Availability of water 25
of water) are roughly additive (Table 2.3). Project Quality and availability of water 37
experience shows that the gains are reinforced by Disposal of excreta 22
educating mothers and improving hygiene. Source: Esrey, Feachem, and Hughes 1985.
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estuaries, influences coastal stability by affecting exposed to the somewhat less health-threatening
sedimentation, and transforms fisheries by chang- effects of sulfur dioxide.
ing spawning grounds and river hydrology. When Air pollution has three principal man-made
groundwater is drawn off at a rate faster than the sources-energy use, vehicular emissions, and in-
rate of natural recharge, the water table falls. In dustrial production-all of which tend to expand
China's northern provinLces, where ten large cities with economic growth unless adequate pollution
rely on groundwater for their basic water supply, abatement rneasures are put in place. The rates of
water tables have been dLropping-by as much as a urbanization and of energy consumption per cap-
meter a year in wells serving Beijing, Xian, and ita are rising rapidly in developing regions. With-
Tianjin. In the southern Indian state of Tamil Nadu out aggressive abatement policies, air pollution
a decade of heavy pumping has brought about a will intensify in the coming years. If the projected
drop of more than 25 rneters in the water table. growth in demand for vehicular transport and
The costs are often substantial and go beyond the electricity were to be met with the technologies
additional costs of pumping from greater depths currently in use, emissions of the main pollutants
and replacing shallow wells with deep tubewells. deriving from these sources would increase five-
Coastal aquifers can become saline, and land sub- fold and elevenfold, respectively, by about 2030.
sidence can compact underground aquifers and As discussed in Chapter 6, most of this potential
permanently reduce their capacity to recharge increase could be eliminated through improve-
themselves. Sewers and roads may also be ments in eff-iciency and investment in abatement
harmed, as has happened in Mexico City and technologies.
Bangkok. In those developing countries now in the throes
of industrialization, city air pollution is far worse
Air pollution than in today's industrial countries. In the early
1980s cities such as Bangkok, Beijing, Calcutta,
Although consistent monitoring of ambient air New Delhi, and Tehran exceeded on more than
pollution in the world's cities has been going on 200 days a year the SPM concentrations that WHO
for only slightly more than a decade, it has already guidelines in-dicate should not be exceeded more
shown that several pollutants frequently exceed than seven days a year (Box 2.2). Where adequate
the levels considered safe for health. The most se- data exist, it appears that cities in low-income
rious health risks arise from exposure to sus- countries have SPM levels much higher than those
pended particulate matter (SPM), indoor air pollu- in more developed countries. Indeed, pollution
tion, and lead. Large numbers of people are also levels for even the worst quartile of high-income
Box 2.2 Setting pollution guidelines
Ideally, environmental guidelines should be based on a proach than establishing guidelines according to the
comparison of the costs and the benefits of mitigating level at which the health benefits gained from reducing
damage from pollution. Guidelines for air quality environmental health risks exceed the costs. The WHO
should ensure that the benefits of reducing exposure to guidelines are unlikely to be met in the near future for
air pollution at least equal the costs of pollution con- many countrie, unless stringent restrictions are placed
trol. But with few exceptions (for example, U.S. regula- on emissions, and some countries have left the guide-
tions on lead in gasoline) countries have rarely based lines as long-range objectives while defining intermedi-
their standards on such explicit analyses, usually be- ate targets.
cause of the difficulties of estimating benefits accu- Pollution guidelines, particularly for air pollution, of-
rately. Instead, many developing countries have estab- ten recognize the differing impacts of high but short-
lished national standards by adapting OECD or WHO duration pollution (peak guidelines) and persistent
guidelines. lower levels (annual guidelines). The former type of
The WHO exposure guidelines used in this Report pollution particularly affects people whose health is al-
are determined by the pollution levels at which the ready delicate, including asthmatics, the elderly, and
probability of adverse effects (for example, health risks) children. The latter leads to degeneration of health for
starts to increase from low levels. This is a stricter ap- the broader population.
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Figure 2.3 Urban air pollution levels and trends: concentrations of suspended particulate matter
across country income groups
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in high-income countries. "Cleanest cities" and "dirtiest cities" are the first and last quartiles of sites when ranked by air quality.
Periods of time series differ somewhat by site. World Health Organization guidelines for air quality are used as the criteria
for acceptability.
Source: Environmental data appendix table A.5.
cities are better than for the best quartile of low- that the sickness and death linked to SPM are the
income cities. The gap widened marginally over most important health consequences of city air
the past decade; high-income countries took mea- pollution. Estimates of environmental health risks
sures to manage emissions, while pollution levels in developing countries still rely on cautious ex-
deteriorated in low-income countries (Figure 2.3). trapolation from dose-response evidence in indus-
Combining indicators of ambient air pollution trial countries, Poor health and nutrition in devel-
with the numbers of people exposed to such levels oping countries are likely to make their
shows the severity of unhealthy urban air. An ex- populations more susceptible to the effects of pol-
trapolation from GEMS data on airborne particu- lution. Even the lower levels of SPM typically ex-
lates for a sample of about fifty cities indicates that perienced in richer countries cause respiratory
in the nmid-1980s about 1.3 billion people-mostly problems. Studies also show a pattern of increased
in developing countries-lived in towns or cities mortality at higher particulate concentrations, par-
(of more than 250,000 population) which did not ticularly among old people with chronic obstruc-
meet WHO standards for SPM (see Figure 2.4). tive pulmonary diseases, pneumonia, and heart
What are the health consequences for the one- diseases, because such pollution is particularly
fifth of humanity exposed to unsafe levels of urban stressful for individuals whose health is already
air pollution? The evidence increasingly indicates poor.
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above the WHO guideline at least 0.6 and perhaps
2.1 working days a year are lost to respiratory ill-
ness for every adult in the labor force.
In many developing countries indoor air pollu-
Figure 2.4 Exposure of urban populations tion ranks not far behind poor urban air quality as
to air pollutants, 1980s a cause of respiratory ill health. Somewhat fewer
people, mostly women and children, are exposed
Suspended particulate Sulfur dioxide, to indoor than to outdoor air risks-400 million to
matter, mid-1980s late 1980s 700 million people according to rough estimates by
WHO-but exposure levels are often many times
higher. In high-income countries the main indoor
air risks are emissions from synthetic materials
and resins and from radon gas. In developing
countries the problem arises when households
cook with or heat their homes with biomass
(wood, straw, or dung). For poor households,
mostly in rural areas, these are often the only fuels
available or affordable.
Studies that have measured biomass smoke in
household kitchens in poor rural areas have found
SPM levels that routinely exceed by several orders
of magnitude the safe levels of WHO guidelines
(Table 2.4). Meal preparation can expose those do-
ing the cooking to such levels for several hours a
day. Some other components of kitchen smoke to
26 percent 31 percent which women and children are exposed are
(530 million) (737 nilion) broadly the same as for outdoor air pollution. Ex-
posure to indoor pollution is thus important to
take into account in determining overall health
risks from air pollutants. Biomass burning is also
* Unacceptable often linked to deforestation, which is a separate
O Marginal source of environmental damage.
0 Acceptable The health impact of exposure to indoor air pol-
lution from biomass burning began to receive
Note: World Health Organization guidelines for air quality some attention only in the past decade, but scat-
are used as the criteria for acceptability. tered studies indicate its gravity. The smoke con-
Source: Environmental data appendix table A.5. tributes to acute respiratory infections that cause
an estimatecl 4 million deaths annually among in-
fants and children. Recurrent episodes of such in-
Rough estimates indicate that if unhealthy levels fections lead to permanent lung damage that
of SPM were brought down to the annual average shows up in adults as chronic bronchitis and em-
level that WHO considers safe, between 300,000 physema, eventually contributing to heart failure.
and 700,000 premature deaths a year could be Studies in Nepal and India of nonsmoking women
averted in developing countries. This is equivalent who are exposed to biomass smoke have found
to 2-5 percent of all the dleaths in urban areas that abnormally high levels of chronic respiratory dis-
have excessive levels of particulates. Many of ease, with rmortality from this condition occurring
these averted deaths would be in China and India. at far earlier ages than in other populations and at
In addition to reduced mortality, chronic coughing rates comparable to those of male heavy smokers.
in urban children under the age of fourteen could Emissions of carbon monoxide can cause ambient
be reduced by half (or about 50 million cases annu- levels that interfere with normal respiratory ab-
ally), reducing the chance that these children will sorption of oxygen.
face permanent respiratory damage. Excessive Lead stands out among heavy metals that pose
particulate pollution also results in lost produc- localized health risks because of its prevalence at
tivity: in urban areas with average SPM levels harmful levels. Unlike some other pollutants, lead
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Table 2.4 Indoor air pollution from biomass combustion in developing countries
Concentrations of
suspended particulate
matter as multiple of WHO
Location and year of study Measurement period peak guideline-
China, 1987 Cooking 11
Gambia, The, 1988 Average over full day 4-11
India, 1987-88 Cooking 16-91
Kenya
1987 Average over full day 5-8
1972 Overnight (space heating) 12-34
Nepal, 1986 Cooking 9-38
Papua New Guinea, 1975 Overnight (space heating) 1-39
Note: The studies are not completely comparable because of different measurement methods.
a. The WHO peak (98th percentile) guideline recommends that a concentration of 230 micrograms per cubic meter not be surpassed more than 2
percent (seven days) of a year.
Source: Smith 1988.
can affect health through several pathways, in- levels have also been recorded in the neighbor-
cluding ingestion and inhalation. One of the most hoods of antiquated smelters in several Eastern
important sources is vehicular emissions in coun- European countries.
tries where lead is still used as a fuel additive. The Sulfur dioxide concentrations are also serious in
problem is particularly acute in towns and cities countries that rely on high-sulfur fuels. In the late
where the number of motor vehicles is growing 1970s concentrations in lower-income countries
rapidly. Most OECD countries are successfully ad- were, on average, below those in richer countries.
dressing this problem by setting increasingly strict Over the past decade concentrations have risen in
standards that limit lead in gas (an approach re- poor countries but have declined in many middle-
cently copied in Malaysia, Mexico, and Thailand), and high-income countries (Figure 2.5). As a re-
but many developing countries have yet to come sult, sulfur dioxide pollution is now worst in low-
to grips with this issue. and middle-income countries, with more than 1
Blood lead levels have fallen dramatically in billion people exposed to unhealthy levels (see Fig-
countries that have reduced the lead content of ure 2.4). Nonetheless, there are encouraging ex-
fuels. In the United States and Japan average ceptions, suggesting that a country's income level
blood lead concentrations are now only a third of need not be a constraint in tackling air pollution. A
the levels of the mid-1970s. In developing coun- number of cities in low- and middle-income coun-
tries, as direct monitoring of blood lead becomes tries-Beijing and Caracas, for example-have re-
more common, evidence from scattered samples versed worsening trends in sulfur dioxide concen-
clearly reveals levels that are likely to jeopardize trations within the past decade, at much earlier
health. High levels in children are linked with hin- stages of economic development than cities in de-
dered neurological development, including lower veloped countries managed to do.
IQ and agility. Rough estimates for Bangkok sug-
gest that children lose an average of four or more Solid and hazardous wastes
IQ points by the age of seven because of elevated
exposure to lead, with enduring implications for Many cities generate more solid wastes than they
their productivity as adults. In the Mexico City can collect or dispose of. The volume increases
Metropolitan Area, where 95 percent of automo- with income. In low- and middle-income countries
tive gasoline is still leaded, 29 percent of all chil- municipal waste services often swallow between a
dren have unhealthy blood lead levels. In adults fifth and a half of city budgets, yet much solid
the consequences include risks of higher blood waste is not removed. About 30 percent of solid
pressure, particularly in men, and higher risks wastes generated in Jakarta, four-fifths of refuse in
of heart attacks, strokes, and death. In Mexico Dar es Salaam, and more than two-thirds of solid
City exposure to lead may contribute to as much wastes in Karachi go uncollected. Much better ser-
as 20 percent of the incidence of hypertension, vice is achieved in various cities in South America;
while in Bangkok excessive exposure causes collection averages between 91 and 99 percent in
200,000-500,000 cases of hypertension, resulting Caracas, Santiago, Buenos Aires, Sao Paulo, and
in up to 400 deaths a year. Elevated blood lead Rio de Janeiro. Poor neighborhoods generate
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Figure 2.5 Urban air pollution levels and trends: concentrations of sulfur dioxide
across country income groups
Micrograms per cubic meter- of air
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lower amounts of solid wastes per capita but typ- wastes, which may then seep into water supplies.
ically receive the least service, often because roads More localized problems-air pollution from burn-
are so congested that conventional collection ing, gaseous emissions, and even explosions--
methods are nearly impossible. occur around improperly managed disposal sites.
Even when municipal budgets are adequate for Generation. of hazardous materials and wastes is
collection, safe disposal cof collected wastes often increasing, but the amounts vary enormously
remains a problem. Open dumping and uncon- among counl:ries. Industrial economies typically
trolled landfilling remain the main disposal produce abouit 5,000 tons for every billion dollars
methods in many developing countries; sanitary of GDP, while for many developing countries the
landfills are becoming the norm in only a handful total amount may be only a few hundred tons.
of cities. Singapore and Hong Kong combined generate
Inadequate collection anrd unmanaged disposal more toxic hE-avy metals as a by-product of indus-
present a number of problems for human health try than all of Sub-Saharan Africa (excluding
and productivity. Uncollected refuse dumped in South Africa). Although toxic wastes are not yet a
public areas or into waterways contributes to the widespread problem, industrial growth can in-
spread of disease. In low-income neighborhoods crease the volume produced. Thailand, for exam-
that lack sanitation facilities, trash heaps become ple, had only about 500 factories in 1969, and
mixed with human excretai. Municipal solid waste roughly half of them produced hazardous wastes.
sites often receive induistrial and hazardous Now more than 26,000 factories produice haz-
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ardous wastes, and their number could almost tri- verse as the land pressures in rural areas. The ex-
ple in a decade. On present trends, the volume of panding populations of poor, land-hungry farmers
toxic heavy metals generated in countries as di- eking out a bare living on the highland slopes of
verse as China, India, Korea, and Turkey will Ecuador, Nepal, and Indonesia are hard pressed to
reach levels comparable with those of present-day keep their crops from washing away with the hill-
France and the United Kingdom within fifteen sides. In the Sahel expansion of cropping, with
years. ever-shorter fallow periods, into areas with margi-
But the risks of exposure to hazardous materials nal rainfall exposes the soil to wind erosion. Three
cannot easily be extrapolated from the quantities aspects of soil degradation-desertification, ero-
produced. Their potential for causing harm differs sion, and salinization or waterlogging-receive the
tremendously across countries and depends most attention, although desertification does not
mainly on how they are handled. Although man- have as large and pervasive an effect on produc-
agement of hazardous wastes is improving in tivity as do the others. Ways of reducing these
some countries, in many others wastes are problems are addressed in Chapter 7.
dumped into water or on land sites with minimal Desertification in the form of advancing fron-
safeguards. Severe exposure to hazardous mate- tiers of sand that engulf pastures and agricultural
rials can be caused by industrial accidents and by land, as often shown in the media, is not the most
surreptitious trade in and dumping of wastes, serious problem in dryland areas, although it oc-
sometimes across national boundaries. People in curs locally. Definitions of desertification, how-
some occupations-for example, scavengers in ever, are usually broader and include losses of veg-
dump sites in many poor cities-are particularly etative cover and plant diversity that are
vulnerable. attributable in some part to human activity, as well
Although exposure to pollution from toxic as the element of irreversibility. Desertification in
wastes may be serious locally, it is rarely as wide- this sense is difficult to measure. It is clearly affect-
spread as exposure to the other water and air pol- ing some dryland regions, but truly irreversible
lutants discussed above, except where contamina- damage is probably less widespread than is com-
tion of surface water or groundwater is involved. monly believed. Satellite imagery of the Sahel re-
Nevertheless, it is usually cheaper to minimize the gion of Sub-Saharan Africa shows that vegetation
generation of hazardous wastes and restrict dan- advanced and retreated by up to 200 kilometers
gerous dumping practices than it is to clean up between wet and dry years during the 1980s but
dumps. does not show any underlying trend.
The health effects of contamination of the air, More widespread than desertification, if less
water, and soil with hazardous wastes are in some dramatic, is the gradual deterioration of agri-
instances known to be serious, and new com- cultural soils, particularly in dryland areas. Results
pounds, perhaps with untested potential effects of a global assessment of soil degradation spon-
on environmental health, are constantly being de- sord by UNEP (see Oldeman, Hakkeling, and
veloped. Sometimes it is difficult to distinguish the Sombroek 1990) show that 1.2 billion hectares-
carcinogenic consequences of hazardous wastes, almost 11 percent of the earth's vegetated sur-
at the low doses that are most common, from face-have undergone moderate or worse soil deg-
those of naturally occurring carcinogens, particu- radation over the past forty-five years because of
larly when the consequences are likely to become human activity. Responding to the productivity
evident only after many years. Indeed, other consequences of this degradation is difficult for
threats to health may be more important. In the most farmers and herders. As a result of this dete-
United States epidemiological evidence on the 2-3 rioration, yields and total harvests of important
percent of all cancers associated with environmen- food crops are declining in a number of countries,
tal pollution suggests that exposure to hazardous particularly in Sub-Saharan Africa, counter to the
wastes is a less important risk than exposure to global trend of increasing yields (Figure 2.6). Ero-
indoor radon and to pesticide residues on sion is one of the key components of soil degrada-
foodstuffs. tion. Its irreversibility and its potential offsite ef-
Land and habitat fects distinguish it from the other critical elements
of soil deterioration-loss of plant nutrients, or-
Soils ganic matter, and microorganisms.
Estimates of land damaged or lost for agricultural The few comprehensive analyses of soil erosion
use through soil degradation range from moderate that have been done in temperate areas indicate
to apocalyptic. The types of degradation are as di- that the consequences are not large for aggregate
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Figure 2.6 Change in crop yields in selected countries, 1970-90
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a. Millet is not a significant crop in Bolivia or Colombia.
Source: World Bank data.
agricultural productivity, although they are a con- mates, would capture the offsite effects of erosion.
cern locally for susceptible soils. Several studies Although such an accounting is seldom available,
have concluded that erosion in the United States the existing partial estimates may be a broadly ac-
may cause cereal yields to be 3-10 percent less at curate reflection of the full economic costs, since
the end of the next century than what would some of the spillover effects offset each other.
otherwise be achieved. The problem is substan- First, soil erosion may harm productivity by de-
tially greater in tropical developing countries, positing silt in dams, irrigation systems, and river
where soils, rainfall, and agricultural practices are transport channels and by damaging fisheries.
more conducive to erosion and where many re- Partial costings done for Java and Costa Rica show
ports have found rates of soil loss well above the these offsite impacts to be significant but consid-
natural rate of soil formation. Several country erably less important economically than the on-
studies that extrapolate from test-plot measure- farm productivity losses. Second, standard mea-
ments of gross soil loss to effects on agricultural surements of gross soil erosion from test plots
productivity indicate substantial national eco- typically overestimate the consequences for pro-
nomic losses. These are estimated at about 0.5-1.5 ductivity, since the eroded soil can remain for de-
percent of GDP annually for countries such as cades elsewhere in the farming landscape before it
Costa Rica, Malawi, Mali, and Mexico, and they is delivered to the oceans. Thus, a portion of on-
offset a significant part of economic growth as con- site erosion represents a transfer of assets rather
ventionally measured. than a complete loss from the standpoint of agri-
A full account of erosion costs, unlike these esti- cultural productivity. But geographic shifts in pro-
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ductivity do have potentially important distribu- many other countries, sometimes by directly af-
tional consequences; it is no solace to Nepal that fecting health or monomic productivity, but often
Bangladesh gains agricultural land and soil fertility through loss of amenity-the value that many peo-
from deposition of Himalayan sediment in its river ple derive from knowing that a particular environ-
deltas. mental resource exists. Deforestation straddles
Agronomic research and project experience are both categories. It causes productivity loss (often
revealing that erosion is best prevented through grmssly underestimated) in individual countries,
balanced management of soil moisture, nutrients, and it leads to loss of biodiversity and ecosystems
and organic matter. Low-cost techniques for soil that local people and foreigners may value in their
conservation, designed to improve soil moisture own right.
levels, can increase yields sufficiently within the The forests that occupy more than a quarter of
first several years to make the interventions prof- the world's land area are of three broad types-
itable in their own right, regardless of the long-run tropical moist and dry forests, temperate forests,
benefits from soil conservation. Compared with and degraded forest land. The main concern is
traditional cropping methods, practices such as with tropical moist forests, which are disappearing
mulching, manuring, low tillage, contour cultiva- at a rate that threatens the economic and ecological
tion, and agroforestry can frequently reduce sur- functions they provide. These forests, which still
face runoff of water, sediment loss, and erosion by cover more than 1.5 billion hectares, are the richest
50 percent and more. These techniques are not yet ecosystems, in biomass and biodiversity, on land.
widely used. They will contribute to the control of About two-thirds are located in Latin America, pri-
soil degradation only if practical constraints such marily in the Amazon basin, with the remainder
as shortages of cash and labor and the use of dung split between Africa and Asia. Tropical dry forests
and mulching materials as household fuel are first also total some 1.5 billion hectares, with three-
alleviated. quarters located in Africa. These forests consist
Hard on the heels of rapid expansion of irriga- mainly of open woodlands and the secondary
tion over the past forty years have come growing growth that grows up following shifting cultiva-
problems with salinization and waterlogging that tion. Temperate forests total about 1.6 billion hec-
are eating away at the productivity of irrigation tares, with about three-fourths found in industrial
investments. Irrigated land is deteriorating in countries.
parts of many countries, including China, Egypt, Forests are not just a source of timber; they per-
India, Mexico, Pakistan, the Central Asian repub- form a wide range of social and ecological func-
lics, and the western United States. tions. They provide a livelihood and cultural integ-
Salinization of irrigated land is part of a much rity for forest dwellers and a habitat for a wealth of
larger problem of managing the productivity of plants and animals. They protect and enrich soils,
soils affected by salts. Globally, perhaps about 950 provide natural regulation of the hydrologic cycle,
million hectares, or nearly one-third of arable land, affect local and regional climate through evapora-
are affected by elevated salt concentrations. Most tion, influence watershed flows of surface and
of this salinization occurs naturally. But about 60 groundwater, and help to stabilize the global cli-
million hectares, or some 24 percent of all irrigated mate by sequestering carbon as they grow. Many
land, suffer from salinization caused by bad irriga- forests have a deeper spiritual importance, for
tion practices. Severe declines in productivity af- those who live in them and for those who may
fect, according to some estimates, about 24 million never visit them but still cherish the thought of
hectares, or about one-tenth of irrigated land. De- their existence. When trees are indiscriminately
spite awareness of the problems, and despite sev- cut, most or all of these services are lost. In tempe-
eral decades of reclamation efforts, new areas are rate forests strict management practices that in-
being degraded faster than other soils are being clude highly selective cutting or replanting make it
rehabilitated. Prevention and reclamation may possible to pursue commercial logging without
continue to be hampered by the cost and mana- sacrificing all these forest services. But in tropical
gerial complexity involved. moist forests comparable techniques are rarely
practiced, and sustainable timber production, let
Forests alone maintenance of ecological services, is not be-
ing achieved. Even when reforestation or selective
Pollution and soil degradation harm mainly those logging is attempted in tropical moist forests,
who live in the regions where they arise. Other many services provided by forests are still at risk.
kinds of environmental damage touch people in All types of forest serve to varying degrees as
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carbon sinks and play a role in local hydrology, but ..
they differ in their contribution to other services.
Tropical moist forests are particularly rich in spe-
cies. Although they cover only 7 percent of the
earth's land mass, they provide habitat for about Figure 2.7 Recorded extinctions of mammals
half of all known species. They are also the pri- and birds, 1700-1987
mary source of livelihood for about 140 million
people who live within them or on their margins, Number of species lost over period
and they supply about :15 percent of the world's 80
commercial timber. But the land underneath them
often cannot support alternative land uses. Tropi-
cal dry forests are not ats species-rich as tropical
moist forests, but they provide importarnt protec-
tion against soil erosion. Their main economic uses 60
are for livestock grazing and fuelwood collection
by rural people. Temperate forests are the least
biodiverse of the three, although they shelter
many unique species. They are the main source of 40
industrial wood, and they are also used exten-
sively for recreation.
The rapid deforestation currently occurring in
developing countries recatlls an earlier epoch in in-
dustrial countries, when one-third of the world's 20
temperate forests were cleared for agriculture,
construction materials, and fuelwood. Net de-
forestation has stabilized in most industrial coun-
tries, and for temperate areas as a whole, forest
area is increasing. Deforestation in developing 0
countries is more recent, with tropical forests de- 1700-99 1800.99 1900-87
clining by nearly one-fifth so far in this century.
The first authoritative estimate of global losses of Natural ratea
tropical forests to conversion, extrapolated from * Mammals M Birds
partial data, concluded that 11.4 million hectares
were disappearing each year in the early 1980s.
Subsequent country studies and the increasing Note: Extinctions were counted at the level of species only.
Extinct subspedies were grouped and counted as one
use of satellite imagery backed by site checks have species extinction at the latest date recorded.
pushed up estimates for the late 1980s to 17 mil- a. The natural rate is an estimate of the rate of extinction that
lion-20 million hectares a year. The latest statistics would occur in the absence of human influence.Sources: Nilssorn 1990; Reid and Miller 1989; World
on deforestation suggest that for tropical forests Conservation Nlonitoring Centre data; Ziswiler 1967.
the overall rate in the 1980s was 0.9 percent a year.
This is also the rate in Latin America, with Asia's -
rate somewhat higher (1.2) and Africa's lower
(0.8). Tropical moist: forests are mostly being lost to agri-
Deforestation is caused by farmers, ranchers, cultural settlement (roughly 60 percent of an-
logging and mining companies, and fuelwood col- nual clearing), with the remainder divided about
lectors, each pursuing private interests that are fre- equally among logging and other uses. Small-scale
quently distorted by perverse government poli- farmers in land-scarce countries of Central Amer-
cies. Rarely is only one source of disturbance ica, Central and East Africa, and South Asia are
responsible. Indeed, the first intruders may do often involved in such conversion. But in much of
relatively little damage, but they make it easier for the Amazon region most forest destruction can be
others to follow. Tree felling for firewood accounts traced to livestock ranchers, who typically burn
for the largest share of wood use in developing the tree cover. In East Asia tropical moist forest has
countries, but it is concentrated in tropical dry for- mainly been exploited for its timber by logging
ests and nonforest wooded areas around dense companies.
human settlements in Africa and South Asia. Incentives to cut trees will remain strong.
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Growth of population and income leads to a rising constrained by the current paucity of knowledge.
demand for fuelwood. Falling demand for labor in These risks, however, could increase and become
settled agricultural areas-whether the result of more evident. Although we live in perhaps the
mechanization, consolidation of landownership, richest geologic era in terms of biological diversity,
or economic stagnation-has in some countries re- this wealth risks being squandered through irre-
leased a flood of migrants who seek new liveli- versible losses of species and destruction of eco-
hoods on forest frontiers. These frontiers have be- systems, with consequences that are among the
come increasingly attractive and accessible in least predictable of environmental changes.
countries such as Brazil, Ecuador, and Indonesia, When species become extinct, an irreversible
thanks to mining, oil exploration, the building of loss occurs. Extinction is an important-albeit im-
roads and railways, and control of diseases. Often, perfect-measure of the severe and growing pres-
such settlement has been actively encouraged by sure on the survival of wildlife in its natural habi-
governments (with backing from the World Bank tat. Recorded extinctions continue to increase
and other donors) through cheap credit, land and steadily (Figure 2.7). But decreases in populations
resettlement grants, provision of infrastructure, and local disappearances are also important. At-
and low stumpage fees. Some governments are tempts to project extinction of both known and
starting to reverse such policies. estimated species on the basis of habitat loss indi-
Biodiversity cate that if recent rates of habitat conversion were
to continue through the next century, extinction
Biological diversity-a composite of genetic infor- levels comparable in magnitude to earlier episodes
mation, species, and ecosystems-provides mate- of mass extinction would occur. Such projections
rial wealth in the form of food, fiber, medicine, remain an inexact science, and the uncertainties
and inputs into industrial processes. It supplies are great. In any event, avoidance of mass extinc-
the raw material that may assist human commu- tion is not the only concern. The complex web of
nities to adapt to future and unforeseen environ- interactions that maintains the vitality of ecosys-
mental stresses. Furthermore, many people value tems can unravel even if only a small number of
sharing the earth with numerous other forms of key species disappear. It is increasingly under-
life and want to bequeath this heritage to future stood that the elimination of single species of
generations. These aesthetic rewards are already carnivores, pollinating birds and insects, large
threatened by the loss of biological diversity. By herbivores, and important food plants can funda-
comparison, demonstration of immediate risks of mentally and unpredictably alter the balance of
harm to health or productivity is difficult and is particular ecosystems (Box 2.3).
Box 2.3 Key species: big and small
swamps. In addition, the limestone caves in which the
"Key" species have a more profound impact on their bats roosted were being blasted by a local cement fac-
ecosystems than other species. They are organisms tory. Conservation efforts to protect the limestone hills
that, in many interconnected ways, are essential for the and the caves led to the dosing of the cement factory.
existence of other species. If they disappear, the depen- The bats and the durian industry then recovered.
dent species may also vanish. Often, the importance of In the Hluhluwe Game Reserve in South Africa,
key species is not appreciated or understood until an- since the removal of the elephant population a century
other part of the ecological system breaks down. ago, three species of antelope have become locally ex-
Key species can be as small as a bat or as big as an tinct, and the numbers of open-country grazers such as
elephant. In Malaysia in the 1970s upplies of a popular wildebeest and waterbuck have declined. Large brows-
fruit, the durian, mysteriously began to decline, threat- ing and grazing mammals such as elephants have a
ening a $100 million a year fruit industry. The durian considerable effect on the vegetative landscape of their
trees were intact and apparently healthy, but they were habitat. By trampling and browsing saplings, they pre-
bearing less fruit. The mystery was solved when it was vent open forest glades from forming canopies, shrub-
discovered by chance that the flower of the durian tree land from becoming forested, and grassland mosaics
was pollinated by a single species of bat whose popula- from becoming tall grassland. This maintains habitats
tion was in severe decline. Although the bats polli- in which smaller herbivores can thrive. The removal of
nated the durian trees, their primary source of food large herbivores can cause vegetation cover to close up,
was flowering trees in mangrove swamps, and devel- thus restricting or eliminating the habitat of smaller
opment of shrimp farming was converting the herbivores.
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Table 2.5 Estimated number and scarcity of species worldwide
Number of scarce
Number species as
Number of Estimated identified as Number of percentage of
species total percentage of scarce species
Group identified species estimzted total species' identifieda
Mammals, reptiles, and amphibians 14,484 15,210 95 728 5
Birds 9,040 9,225 98 683 8
Fish 19,056 21,000 90 472 3
Plants 322,311 480,000b 67
Insects 751,000 30,000,000 3 895 < 1
Other invertebrates and microorganisms 276,594 3,000,000b 9 530 < 1
Totalc 1,392,485 33,525,435 4
a. Scarce species are those classified by the IUCN as endangered, vulnerable, or rare, or as inc:eterminate among these categories. In some taxa
few species have been evaluated.
b. Figures are taken from World Resources Institute 1989, p. 93.
c. Because these figures are sensitive to the estimated number of insect species, about which there is much debate and uncertainty, thev should
be considered only rough estimates.
Sources: Wilson and Peter 1988; Wolf 1987; IUCN 1990.
Table 2.6 Reduction of wildlife habitat in two regions
Original area
(thousanids of Percentage Percentage
square remaining, in protected
Type of vegetation kilometers) 1986 areas
Indomalayan realm,
Dry forests 3,414 28 11
Moist forests 3,362 37 8
Savannah/grassland 46 36 21
Scrub/desert 816 15 21
Wetland/marsh 414 39 10
Mangroves 95 42 8
Afrotropical realfnb
Dry forests 8,217 42 15
Moist forests 4,700 40 7
Savannah/grassland 6,955 41 11
Wetland/marsh 177 98 10
Mangroves 88 45 3
a. South and Southeast Asia, Taiwan (China), and southern China.
b. Sub-Saharan Africa.
Source: World Resources Institute 1990.
Monitoring of identified species illuminates but ity. Loss and fragmentation of habitat because of
a part of the threat to biodiversity, since in many human use is the main threat, although the link is
ecosystems only some species have been cata- not simple, and overexploitation, species introduc-
loged. It is difficult to be precise about species loss tion, and pollution play important secondary
because for some categories of organisms there is roles. The greatest attention has been paid to the
only a vague notion of the total in existence. Cata- loss of tropical forests, since they have the most
loging is the most complete for vertebrates-prob- intense concentrations of species and have shrunk
ably about 90-98 percent of mammals, reptiles, at unprecedented rates. But other habitats-coastal
fishes, birds, and amphibians are known, and of and freshwater wetlands and coral reefs-are also
these about 4 percent are scarce (see Table 2.5). suffering serious degradation and loss. The work
About ten times more plants than vertebrates have of establishing the basis for global estimates of eco-
been identified, but the known species may still system loss has begun only recently, using vegeta-
represent only two-thirds of all plant species in tion mapping, land-use data, and newer tools of
existence. Least is known about insects, of which satellite imagery. Studies conducted in the
perhaps only 3 percent have been identified. Most mid-1980s by the International Union for the Con-
of the unrecorded species are in tropical moist servation of Nature and Natural Resources (IUCN)
forests. and UNEP indicated that 65 percent of original
Unlike any previous species extinction, the wildlife habitat in tropical Africa and 68 percent in
present bout is caused principally by human activ- tropical South and East Asian countries have been
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converted to other uses (see Table 2.6). The lack of how much to devote to addressing known threats
comparable estimates for other regions leaves a to present populations and how much to uncertain
large gap in our knowledge, since habitat conver- and irreversible hazards to future generations.
sion is known to be important in these areas as Two examples are greenhouse warming and ozone
well. depletion.
Species extinction is occurring even though in- Greenhouse warming
creasingly large habitat areas are nominally pro-
tected. Worldwide, the area under national protec- The atmospheric concentrations of the gases that
tion systems tripled between 1972 and 1990, from cause greenhouse warming-the greenhouse
1.6 to 4.8 percent of total land area. But because gases (GHGs)-are rising. Carbon dioxide, the
funds for management are inadequate, incentives principal GHG, has increased by more than 12
for encroachment are strong, and preservation percent in the past thirty years. The change in
laws are ineffectively enforced, these areas have GHG concentrations is mainly the result of human
rarely been adequately protected. Chapter 7 dis- activities. Emissions of carbon dioxide from these
cusses the prospects for improving the manage- activities have more than doubled over the period
ment of natural habitat. (Box 2.4).
Future trends in GHG concentrations depend
on a number of factors-economic growth, the en-
Whereas many of the consequences of pollution ergy intensity of production, and the chemistry of
and loss of biodiversity are evident today, some the atmosphere, biosphere, and ocean-not all of
environmental threats will have their main effects which are fully understood. Nonetheless, as the
in the future. That creates special problems for pol- recent scientific assessment by the Intergovern-
icymakers with limited resources who must decide mental Panel on Climate Change (IPCC) empha-
Box 2.4 What is the greenhouse effect?
The earth's climate is driven by solar radiation. In the (the largest contributor to the greenhouse effect), car-
long term the energy absorbed from the sun must be bon dioxide, methane, nitrous oxide, and ozone. There
balanced by outgoing radiation from the earth and the are also purely man-made greenhouse gases, including
atmosphere. Part of this outgoing energy is absorbed many ozone-depleting substances such as CFCs, which
and re-emitted by radiative atmospheric gases ("green- are controlled under the Montreal Protocol. The main
house gases"), thereby reducing net emission of en- greenhouse gases shown in Box table 2.4 differ in the
ergy to space. To maintain the global energy balances, intensity of their heat trapping (or "radiative forcing")
both the atmosphere and the surface will warm until and atmospheric lifetimes and thus in their ability to
the outgoing energy equals the incoming energy. This affect the radiative balance of the earth. CFCs and ni-
is the greenhouse effect. trous oxide are many times more potent than the same
The main natural greenhouse gases are water vapor quantity of carbon dioxide or methane.
The additional carbon dioxide that human activities
Box table 2.4 Key greenhouse gases affected put into the atmosphere between 1980 and 1989 came
by human activity principally from fossil fuels. Additions from changes in
(percent) land use, such as deforestation, are estimated to have
Carbon Chlorofluoro- Nitrous been one-fifth to one-half as large. All these net addi-
Effect dioxide Methanie carbonis' oxides tions from human activity are dwarfed by the natural
Increase in atmospheric concentrations exchanges of carbon between the earth and the
Preindustrial to 1990 26 115 8 atmosphere.
1990 to 2025b 23 51 -' 10 The largest sources of methane in the atmosphere
Contribution to the change in heat trapping are natural wetlands, rice paddies, and livestock. Natu-
Preindustrial to 1990 61 23 12 4 ral gas production (drilling, venting, and transmis-
1990 to 2025b 68 17 10 5 sion), biomass burning, termites, landfills, and coal
* No preindustrial presence in the atmosphere. mining also release methane. Nitrous oxide is released
Note: Ozone is not included because precise data are lacking.
a. Includes hydrochlorofluorocarbons. by the oceans and soi, but human activities such as
b. Projections are based on IPCC "business as usual" biomass burning and the use of fertilizers play a role
assumptions. that is not yet fully understood or quantified. Much
c. The 1990-2025 increase is 73 percent for CFC-11 and 86 percent
for CFC-12; the total is not available. uncertainty surTounds the total size of the sources of
Source: Houghton and others 1990. both methane and nitrous oxide.
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sized, the direction is clear. Sometime in the next equilibrium. How much more time is still un-
century, heat trapping (or "radiative forcing") known but is the subject of intensive research.
from increases in greenhouse gases is likely to * Where? Climate changes will vary across the
reach a level equivalenit to a doubling of carbon globe. For individual countries and regions, this
dioxide concentrations over their preindustrial geographic distribution is of more interest than
level. Chapter 8 discusses possible responses to mean global temperature. These predictions
the threats of greenhouse warming. stretch modeling capacity even more than does
The direct effects on heat trapping of the ex- modeling gl.obal temperature change. Both the di-
pected increases in the atmospheric concentrations rections and the magnitudes of predicted climate
of greenhouse gases are known with reasonable changes for regions vary considerably across
certainty-within a range of about 20 percent. The models, and the models have great difficulty in
direct temperature effects of doubling atmospheric replicating the historical paths of regional climate.
carbon dioxide are estimated to be an increase of * How much will it matter? There is considerable
about 1.2° Celsius. But the ultimate effects on certainty that warming will occur, even if it is diffi-
warming of changes in GHG concentrations de- cult to predict its speed and extent. It is much
pend on the secondary effects of those changes on harder to know the extent and rate of warming
the earth and oceans-effects that feed back in that would cause serious effects for human soci-
ways that will reinforce or counteract temperature eties. Potentially significant effects are more likely
change. Relatively little is known about these feed- to result from related changes in soil moisture,
backs, but the best unclerstood is that of water storms, and sea level than from temperature as
vapor, which probably adds another 0.70 Celsius such, and these changes are more difficult to pre-
to the direct warming effect. Other important dict. There is some agreement that climate change
feedbacks, some of which would moderate warm- induced by greenhouse warming may cause drier
ing, include the effects of clouds, ice, and snow. In soils in midcontinental areas and lead to a substan-
addition, the ocean plays a large role in determin- tial rise in sea levels. The plausible argument that
ing the timing and geographic location of warm- tropical storms will become more frequent and in-
ing. Climate models that attempt to capture these tense remains to be convincingly demonstrated. It
feedbacks vary considerably in their predictions of is still not possible either to rule out costly climatic
equilibrium temperature change following a dou- effects of greenhouse gas accumulations or to
bling of carbon dioxide concentrations-from demonstrate compellingly that they are likely to
about 1.5° to 4,50 Celsius. Over the past century occur. Indeed, because it is so hard to narrow the
average global temperatures have increased be- range of possible answers to these questions, very
tween 0.3° and 0.6° Celsius, which is consistent different policy inferences can be drawn from the
with a wide range of long-term temperature re- evidence.
sponses to increased GHIG concentrations.
The complex dynamic models being developed Ozone depletion
to examine those direct and indirect interactions In 1985 the appearance of a dramatic spring ozone
stretch the capacity of even the most sophisticated reduction over Antarctica was confirmed. Ozone
computers to their limits. As stylized representa- depletion is mainly the result of increasing atmo-
tions of global climate, they involve simplifica- spheric concentrations of chlorine originating from
tions, reflecting both the gaps in our understand- CFCs. In the Montreal Protocol (see Chapter 8)
ing of important physical processes affecting countries agreed to phase out production of
climate and the need to keep the calculations man- CFCs-a decision supported by subsequent rapid
ageable. All models indicate that GHG accumula- improvements in scientific understanding. The de-
tions will have large implications for climate; im- crease in the protective ozone layer has occurred
portant questions remain about the magnitude, more quickly than anticipated and will continue
patterns, and timing of change, as well as its ulti- for at least a decade before it can be reversed. The
mate effects. long-term consequences will be harmful for health
* How fast? Most climate models examine only and for the productivity of marine and terrestrial
the equilibrium response to a one-time change in systems.
GHG concentrations. Increasing attention is now Atmospheric levels of CFCs are expected to peak
being given the pace at which climate would move around 2000. In the meantime the rate, geographic
toward equilibrium as GHG concentrations rise. scale, and seasonal peaks of the ozone layer's ero-
Lags in adjustment mean that climate change sion continue to expand. The largest ozone impact
could take decades, possibly centuries, to reach is over Antarctica, where the maximum deple-
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tion-about 50 percent compared with earlier in atmospheric ozone and in UV radiation of the
levels-was as deep and as extensive in area in earth's surface have occurred before, and many
1991 as at any time since measurement began. The organisms have evolved protective coping mecha-
most recent evidence compiled by the UNEP Sci- nisms. Studies of agricultural crops have demon-
entific Assessment Panel also confirms smaller strated some inhibition of growth and photo-
ozone decreases of 5-10 percent during the past synthesis when plants are exposed to increased
decade in the upper atmosphere over much of the UV radiation. But some plants, including cultivars
middle and high latitudes in both hemispheres; so of rice, show considerable capacity for adaption
far there is no evidence that tropical latitudes are and repair. What is of concern is whether the pace
affected. Losses over the next decade may be of of recent and expected change is so rapid and large
the same magnitude, although the possible im- as to overwhelm natural defenses. There will be
pacts of clouds, chemical particles, and ground- some scope for dealing with increased UV radia-
level pollutants remain poorly understood. Recov- tion through plant breeding. Damage to marine
ery of the protective ozone layer is expected to systems caused by reduced productivity of vegeta-
occur slowly after 2000, with atmospheric chlorine tive plankton is a more immediate concern, par-
concentrations projected to return to the levels of ticularly because of the important place of these
the late 1970s about midcentury. organisms in aquatic food chains that begin in the
An important consequence of ozone depletion is highly productive waters of Antarctica. Recent
an increase in solar ultraviolet (UV) radiation re- studies show that increased UV radiation in Ant-
ceived at the earth's surface. Biologically damag- arctica during the peak of the ozone hole is suffi-
ing UV has more than doubled during episodes of cient to cause some seasonal decline (6-12 percent)
ozone depletion in Antarctica. The threat from in the production of vegetative plankton. The
penetration of UV radiation to ground level is cer- larger impact on marine productivity and ecosys-
tain to worsen, although various factors, including tems is not yet understood.
increased ozone pollution of the lower atmo-
sphere, have made it difficult to detect longer-term Conclusion
changes associated with ozone depletion in the
upper atmosphere. The effects of increases in UV This chapter has tried to demonstrate why devel-
are likely to appear first in the Southern oping countries, just as much as industrial coun-
Hemisphere. tries, should care about environmental degrada-
In the absence of changes in human behavior to tion. Indeed, the imperative is even greater in poor
protect against exposure to the sun's rays, a sus- countries. Filthy air and polluted water now harm
tained ozone decrease of 10 percent, as is now an- or kill far more people in developing countries
ticipated for the middle latitudes, would mean an than were affected when today's industrial coun-
increase in nonmelanoma skin cancers-which pri- tries passed through their own period of Victorian
marily affect fair-skinned individuals-of about 25 grime. Moreover, some types of environmental
percent (300,000 additional cases a year) within damage are growing worse and will continue, un-
several decades and an increase in eye damage der present policies, to worsen as populations ex-
from cataracts of about 7 percent (1.7 million cases pand and economies become more industrialized.
a year). The health risks could be reduced if people Because natural systems work in complicated and
would avoid unnecessary exposure by making interrelated ways that are still poorly understood,
small changes in their behavior. In countries with some of the effects of today's environmental ne-
good health care, the severity of health conse- glect may turn out to have more serious conse-
quences from these diseases has declined steadily quences for health, productivity, and the quality of
with dramatic improvements in treatment. A life than is yet apparent.
greater worry is raised by preliminary evidence But environmental degradation can be checked.
that exposure to increased levels of UV radiation There are policies that will allow developing coun-
can suppress the immune system in people of all tries to improve the efficiency with which their
skin colors; that would have much wider detri- economies work while at the same time addressing
mental health effects. many of the types of environmental damage de-
Concern about the impact of increased UV radia- scribed in this chapter. Developing countries need
tion on plant productivity has spurred research, to give priority to the kinds of damage that most
but the results are not yet sufficient to predict the immediately threaten the quality of their citizens'
consequences for agriculture, forestry, and natural lives. The following chapters describe which poli-
ecosystems. Fluctuations over long periods of time cies are likely to be most effective.
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Markets, governments,
and the environment
Improved environmental management requires that businesses, househoi'ds, fanners, and governments change
the way they behave. Two sets of policies are required.
First, policies should build on the positive links between development and environment. Policies that are bad
for both growth and the environment should be eliminated: subsidies to energy, pesticides, water, and logging
should be removed; rights to manage and own land, forests, and fisheries should be clarified; and public
enterprises hould be held accountable. Other development policies, such as promoting macroeconomic stability,
improving the access of the poor to education and family planning services, and liberalizing trade and
investment, will facilitate environmental protection.
Second, targeted policies are needed to ensure that environmental values are properly reflected in economic
activity by both the prvate and public sectors. The interventions that work best are those that combine incentive
and regulatory policies, recognize administrative constraints, and are tailored to specific problems.
The purpose of development policies, and of envi- rope, occurs when those who make decisions
ronmental policies, is to iimprove welfare. Chapter about using these resources ignore or underesti-
1 argued that the increased welfare from rising in- mate the costs of environmental damage to soci-
comes need not sacrifice environmental improve- etv. The reasons for this divergence in interests fall
ment. But as Chapter 2 pointed out, human activ- into two main categories.
ity has often caused environmental damage and
imposed considerable costs. Failure to take ac- Marketfailure
count of these costs can lead to bad decisions, and
as a consequence, the welfare gains from income Markets frequently do not accurately reflect the
growth may be outweighed by the losses from en- social value of the environment, for several
vironmental damage. Fu:rthermore, the benefici- reasons:
aries of higher incomes are often different from * No market exists because it is difficult to de-
those who suffer the costs of environmental degra- marcate or enforce the rights to own or use the
dation. This chapter discusses the policies neces- environment-as with air quality. Thus, prices do
sary to ensure that decisions better reflect the not reflect the adverse effects of pollutants, and
value of the environment. The next chapter looks the result is too much air pollution.
at why such policies are politically so difficult to * Some uses for a resource are marketed but
adopt. others are not-as with tropical rainforests, where
timber is marketed but watershed protection is
Environmental damage: diverse problems, not. The nonmarketed benefits are frequently ig-
common causes nored, while other uses of the resource are
overexploited.
Environmental degradation, whether tropical de- * Open access to resources allows them to be
forestation in Africa or air pollution in Eastern Eu- exploited by all-as with rainforests in the Amazon
64
and sardines off the coast of Costa Rica. In these conservation-at the margin. When this balance is
instances, environmental effects are not recog- not struck, either environmental damage or con-
nized by users (and so become externalities). The servation can be excessive.
results are deforestation and overfishing.
* Individuals and societies lack information Adopting good development policies
about environmental impacts or about low-cost
ways to avoid damage-as with the link between Poverty, uncertainty, and ignorance are the allies
CFCs and ozone depletion, which is only now of environmental degradation. Addressing them is
fully appreciated. Private firms may not provide therefore the first requirement of effective environ-
better information because they find it difficult to mental policies. World Development Report 1991
capture the benefits. identified four elements of a market-friendly ap-
proach to development: an improved climate for
Policy failure enterprise; integration into the global economy;
investments in people; and maintenance of macro-
Sometimes government actions encourage ineffi- economic stability. These policies will also make
ciencies that in turn cause environmental damage. environmental protection easier. With prudent
Examples include subsidies for agricultural and macroeconomic policies that provide price stability
energy inputs and for logging and cattle ranching, and external balance, market signals are communi-
nonaccountability of public sector polluters, provi- cated more clearly, uncertainty is reduced, and it is
sion of services such as electricity, water, and sani- easier to attract foreign investment. The environ-
tation at subsidized prices, and ineffective man- mental policies described below will then be more
agement of public lands and forests. effective. Expanding the access of poor people to
These failures of government policy may aggra- health and family planning will help reduce popu-
vate the environmental damage caused by market lation growth. And better-educated people can
failures, as happened in the Brazilian Amazon. more readily adopt environmentally sound but
Land clearance for ranching since 1970 in Mato complicated techniques, such as integrated pest
Grosso and Para has reflected a combination of management.
open access and tax incentives for ranching. Broadly, there are two sets of development poli-
cies that help protect the environment. One set,
Contributing factors illustrated by the blue area in Figure 3.1, includes
measures that require investment, such as improv-
The damage due to these primary causes is fre- ing the education of women and the supply of
quently exacerbated by poverty and by economic water. But not only do these measures yield eco-
instability. Poor people may care more about ex- nomic dividends (represented by the blue curve in
tracting what they can today from environmental the figure); they are even more beneficial when
resources than about conserving them for tomor- environmental benefits are considered.
row: the result is often the very opposite of sus- Other development policies that are good for the
tainability, with excessive exploitation of forests environment-sometimes termed "win-win" poli-
and soils. Economic (or political) uncertainty also cies-are illustrated by the light red area in the
encourages short-term behavior. figure. These improve economic efficiency and re-
Environmental damage may also be worsened duce environmental damage at no net financial
by population growth and migration. The immedi- cost to governments. Examples include ending
ate causes of deforestation in the Philippine up- subsidies for resource use by the private and pub-
lands are open access to public forests and low lic sectors and clarifying property rights, all dis-
concession fees. But rapid population growth has- cussed below. Finally, the green area in the figure
tens deforestation by adding to the demands for shows policies that supplement those develop-
agricultural land and for wood for fuel and build- ment policies. These additional measures, dis-
ing materials. cussed in the next section, are targeted specifically
Even if environmental policies address all the at resolving environmental problems. As the fig-
main causes of damage, some degradation will still ure shows, they are justified only because their
occur. It is too costly for societies to eliminate air environmental benefits outweigh their costs.
pollution completely or to preserve all forests. The Sometimes, though, the requirements of sound
right mix of uses for the environment balances the economic policy may appear to jeopardize envi-
costs and benefits of alternative uses-including ronmental goals. An example is liberalized policies
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Figure 3.1 Benefits and costs of policies for environmental protection
Incremental costs
and benefits
Total benefits
Costs
Nonenvironmnental
. <_ ~~~~~~~~~~~~~benefits
Environmental quality
F Policies that have no net C Public and private investments O Policies and investments
financial costs for governments that have positive net economic that address market failures
and that contribute to both benefits even when and that have positive net
economic efficiency and environmental benefits are economic benefits when
environmental protection, excluded envirounental effects are
included
* Elimination of subsidies for 0 Investments in water supply * Taxes on emissions and wastes
energy inputs, pesticides,ansaiain Txsoensinsndwts
fertilizers, and irrigation water
* Investments in soil * Regulations on disposal of
* Elimination of subsidies for conservatLhazardous wastes
logging and ranching
*Clarificationoffarmersrighs Improvements in the * Fees for timber extraction
* Clarification of farmers' rights euaino oe
to land educaton of women
* Taxes on urban road
congestion
Note: This figure is not drawn to scale. The relative size of the shaded areas is not intenced to show the
importance of each set of policies and investments.
for trade and investment, which often bring envi- Open trade and investment policies
ronmental improvement through greater eco-
nomic efficiency but can sometimes lead to envi- Trade policy crystallizes the scope for potential
ronmentally harmful chaniges in the structure of clashes between economic and environmental
economic activity. In the latter case, it is usually goals. By promoting specialization and competi-
more appropriate to introduce better policies for tion and encouraging technological progress, open
environmental protection than to sacrifice eco- trade and investment policies raise productivity
nomic gains by restricting trade. and improve efficiency-including efficient use of
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Box 3.1 Trade policy and the by lowering their environmental standards (see Dean,
environment: a summary of the issues background paper, and GATT 1992). The main reason
raise is that environmental costs are a small share of output
The lminks between trade and the envronment value-about 0.5 percent, on average, for all U.S. in-
dustries in 1988 and only 3 percent for the most-pollut-
What are the environmental effects of trade liberaliza- ing industry (for details see Low forthcoming). So for-
tion? The fear that these effects are generally negative eign investment flows do not shift dramatically toward
has led to calls for amending trade policies to take ex- locations with lax environmental standards (so-called
plicit account of environmental goals. Recent contro- pollution havens). Rather, anecdotal data from Chile
versies have concerned the negative effects of the pro- and elsewhere suggest the opposite: because it is
posed North American Free Trade Agreement on air cheaper for multinational corporations to use the same
and water quality in Mexico and the southwestern technologies as they do in industrial countries, these
United States, of liberalized cassava exports to the EC firms can be potent sources of environmental
on soil erosion in Thailand, and of exchange rate de- improvement.
preciation on deforestation in Ghana. But using trade * Should trade policies be used to enforce or implement
restrictions to address environmental problems is inef- international environmental agreements? An example of
ficient and usually ineffective. Liberalized trade fosters their use as an enforcement mechanism would be
greater efficiency and higher productivity and may ac- threats of trade sanctions against countries that do not
tually reduce pollution by encouraging the growth of honor prior commitments under agreements on bio-
less-polluting industries and the adoption and diffu- diversity protection or greenhouse gas emissions. But
sion of cleaner technologies. if those countries are willing signatories to the agree-
In these and other examples, the primary cause of ment, the threat of trade sanctions will rarely need to
environmental problems is not liberalized trade but the be used.
failure of markets and governments to price the envi- Trade measures to implement environmental agree-
ronment appropriately. Trade policies are a blunt and ments include the Montreal Protocol, which phases out
uncertain tool for environmental management because ozone-depleting chemicals; the Basel Convention
they influence the use of environmental resources only (which entered into force in May 1992) for controlling
indirectly. Indeed, modifying trade policies to deal the transboundary movement and the disposal of haz-
with environmental problems may worsen degrada- ardous wastes; and the Convention on International
tion. Thus, restricting the export of logs, as in Indo- Trade in Endangered Species (CITES), which supports
nesia, raises returns to the domestic wood-processing the embargo on ivory trade, The use of trade instru-
industry and may contribute to inefficient and high- ments could be justified in some of these cases. For
cost production that could worsen deforestation. Usu- instance, restricting trade in hazardous and toxic
ally, more direct instruments than trade policies are wastes, as under the Basel Convention, is appropriate
available for combating deforestation, soil erosion, or if the capacities of many countries to monitor and dis-
industrial pollution. Trade liberalization should be ac- pose of these wastes are in doubt. But in most coun-
companied by better use of these targeted policies. tries the scale of such trade is small in comparison with
* Should trade policies be used to influence environmental the volume of hazardous wastes being generated do-
standards in other countries? It has been proposed, for mestically. Therefore, the concern should be to mini-
example, that the General Agreement on Tariffs and mize the production of these wastes and to devise
Trade (GATT) be amended to allow countries to neu- ways of ensuring their safe disposal. A total ban on all
tralize international differences in pollution control ex- trade in hazardous and toxic wastes would be counter-
penditures and environmental standards by imposing productive because it would prevent the development
countervailing duties. The arguments noted above ap- of collective arrangements for treatment and disposal
ply here as well and are strengthened by another con- even where individual countries, as in Western Eu-
sideration: some variation in environmental standards rope, can specialize in safe and low-cost disposal.
across regions and countries is justified by differences The ban on trade in ivory to protect the African ele-
in priorities and in capacities to assimilate pollutants or phant also involves difficult tradeoffs. Available evi-
cope with resource degradation. When countries (typ- dence shows that ivory prices have fallen and poaching
ically, the bigger and richer ones) use trade policy to has declined since the ban became effective. But coun-
impose their environmental standards, the effect is to tries such as Botswana, South Africa, and Zimbabwe
protect domestic producers from foreign competition. have argued that the ivory ban, by raising prices in the
Applying the same standards to domestic production long run, will simply make poaching more lucrative.
and imports may be justified when, as with cars or (Work by the London Environmental Economics Cen-
pesticides, consumption leads to environmental dam- ter supports this assertion.) These countries also claim
age. But even there, environmental concerns do not that the ban discriminates against their efforts to man-
warrant uniformity across countries. age their elephant herds sustainably by using revenue
Evidence shows that developing countries do not from hunting and tourism to enrich local people and
compete for foreign investment in "dirty" industries finance law enforcement.
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environmental resources. The pattern of adoption by more than 30 percent between 1989 and 1995. In
of thermomechanical pulping processes in the pa- Indonesia pesticide subsidies were more than 80
per and pulp industry illustrates this point (see percent of the retail price in 1985 but had been
Box 6.3). That technology was developed in the eliminated entirely by late 1988. This step reduced
1970s and was used initially in the United States excessive pesticide use (in favor of a successful in-
and Western Europe in response to environmental tegrated pest management program) and gener-
regulation. Thermomechanical pulping was not ated budgetary savings of more than $120 million
only less polluting than the earlier chemical-based annually. In Brazil discontinuing the fiscal and
technology but also cut average manufacturing credit incentives extended to ranching has saved
costs in half. Its initial adoption and later diffusion about $30C million annually while easing (al-
have been significantly quicker in developing though nct eliminating) pressures for defor-
countries with fewer trade restrictions. As late as estation.
1989, not a single pulp producer in Eastern Europe Subsidies to public industrial firms in many
had adopted this technology. countries-through preferential access to the pub-
But because greater openness also makes export lic treasury, as in Eastern Europe, or through pro-
production more profitable, it can exacerbate envi- tection from domestic and foreign competition-
ronmental pressures. Where there is open access, must be eliminated. The inefficiencies that these
liberalizing trade may encourage more intensive subsidies encourage have worsened pollution in
exploitation. For instance, in Malaysia liberalizing countries where public ownership has been con-
trade in logs and timber products would worsen centrated in capital-intensive and highly polluting
deforestation if stumpage fees are too low and con- industries.
cession agreements too short to encourage sus- Public enlterprises must be given greater auton-
tainable logging. Similarly, by making it more omy and be exposed to competition. If managers
profitable to clear land to grow cocoa in Ghana or of public utilities are made accountable for their
cotton in Nigeria, exchange rate depreciations performance, they are more likely to set charges at
have intensified pressures for deforestation where levels that improve cost recovery and to compare
ownership of forests is not well defined. But these the costs and benefits of investments system-
examples usually argue not for trade restrictions atically. Private investment should also be encour-
but rather for other measures to address the envi- aged, particularly where private benefits are
ronmental problems that may be exacerbated (see high-in irrigation and water supply, in particu-
Box 3.1). In some cases, as with hazardous wastes, lar-but also for collection of solid wastes and
trade restrictions are appropriate because more treatment of industrial wastewater. In many Latin
targeted measures are infeasible. American cities, including Caracas, Santiago, and
Sao Paulo, private solid waste collection services
Elimination of subsidies for resource use are already successful.
As Figure 3.2 shows, subsidies that cause environ- Clarification and enforcement of property rights
mental damage by encouraging resource use are
common. Both economic and environmental bene- Clarifying rights of ownership and use would im-
fits will be achieved by removing subsidies that prove environmental outcomes, especially where
encourage the use of coal, electricity, pesticides, those who invest in environmental protection
and irrigation water and promote expansion of would also benefit the most. In Thailand the recent
grazing and timber extraction on public lands. assignment of ownership titles and tenurial rights
These reforms will require considerable political to land in recent years has made it more profitable
will because the subsidies typically benefit the po- for farmers to invest in soil conservation and land
litically influential or are intended to serve such improvement, thus reducing soil erosion.
goals as food self-sufficiency and rapid indus- Strengthening individual and communal rights
trialization. would also help in many cases where govern-
Recognizing the environmental cost of such sub- ments have responded to concerns about overuse
sidies will provide a powerful additional reason for of natural resources by taking over responsibility
removing them. Frequently, the same goals can be for resource management. In the 1950s Nepal insti-
met in cheaper ways. It was estimated that in Po- tuted state ownership of forests in place of com-
land removing energy sabsidies would by itself munity-based arrangements that had regulated
reduce emissions of particulates and sulfur oxides use effectively. But as deforestation there and
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Figure 3.2 Ratio of price to production cost, selected energy and agricultural inputs
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Overgrazing on public lands in many other parts of are clearly defined, the seff-interested decisions of
the world show, public ownership and manage- private owners will produce more desirable envi-
ment have often led to overexploitation. ronmental outcomes than will open access. Private
Even for natural resources other than land- loggers on plantation forests, for instance, will
minerals, trees, and fish-if private property rights weigh the returns from cutting trees today (includ-
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Box 3.2 Natural resources, open access, and property rights
When property rights to natural resources are non- the Himalayas, and the Andes, fisheries in Turkey, and
existent or unenforced-when there is open access-no irrigation water in southern India. In each case users
individual bears the full cost of environmental degra- have developed mechanisms for restricting access by
dation, and there is no mechanism for regulating the outsiders, allocating use rights among those in the
use of the resources. The result is overexploitation- group, and monitoring and enforcing these allocations.
what Garrett Hardin termed the "tragedy of the com- Private property and common property can and do
mons." Overfishing, overgrazing, excessive extraction coexist. In Jzipan forests, meadows, and irrigation
of groundwater, and overuse of the "global commons" works were held as communal property while agri-
are examples. cultural land was held privately. In the Swiss Alps
Two policy options are to create private property private property governs agriculture, but forests and
rights or to assert state control over the resource. Pri- summer meadows are under common-property man-
vate property conveys rights, which are transferable agement. Property regimes can also change between
and are enforced by the state, to exclude others from seasons or over time. Communal land rights in Ghana,
exploiting the resource. 'When a resource is state prop- Kenya, and Rwanda have generally moved toward
erty, as with public forests, governments make deci- greater individualization in response to population
sions on its use. Political pressures then often lead to pressure, the growth of commercial agriculture, and
overexploitation and misuse. A third option is for a technological change.
resource to be held and exploited by a group, in the Hostile government policies can lead to the deterio-
form of common or communal property. The group ration of conmmon-property regimes. For instance,
excludes outsiders from using the resource and regu- long-standing cooperative fishing agreements in south-
lates use by its members. Examples of common-prop- ern Bahia, Brazil, were undermined when subsidies
erty management of natural resources abound. Some from the government fisheries agency encouraged out-
have argued that even thie medieval English commons siders and some fishermen within the group to use
(which Hardin used to make his case) was actually sub- nylon nets instead of traditional equipment. In addi-
ject to communal management, with access restricted tion, because Brazilian law does not recognize exclu-
to certain members of the village and limits on the sive rights to coastal fishing areas. any registered Bra-
number of animals that could be grazed. In fact, this zilian fishing vessel could legally enter the local fishing
commons system lasted for hundreds of years-hardly grounds, making it impossible for the cooperatives to
a tragedy! Similar communal management systems are exclude outsiders.
used for forests in Japan, pastures in the Swiss Alps,
ing the accrued interest from investing these reve- use-are capable of regulating the use of range-
nues) against future revenues, looking at price lands, forests, irrigation systems, and fisheries.
trends and the expected growth of timber yields. Because suchI community-based arrangements are
Extending the length and increasing the security of difficult to restore once they break down, govern-
concessions in Southeast Asian forests encourages ments should not undermine them by enacting
more sustainable logging practices. laws that make encroachment by outsiders easier,
But as the controversies about excessive logging as happenecd with the coastal fisheries in north-
even in privately owned forests in the United eastern Brazil (Box 3.2).
States and elsewhere illustrate, such measures are
no panacea. Clear property rights may induce pri- Using targeted environmental policies
vate users to adopt the "correct" pattern of timber
extraction, taking into consideration the current Removing policy distortions will frequently en-
and future benefits from logging, but give no in- hance both environmental quality and economic
centive to take into account the costs of deforesta- growth (even as conventionally measured). Some
tion to those living outside the forests-for exam- environmental resources, however, will remain
ple, increased soil erosion and lost biodiversity. In susceptible to overexploitation. Because markets
such cases additional environmental controls are fail to reflect environmental costs accurately in a
often needed. variety of cases, governments must consider going
Common-property systems-whereby commu- beyond removing policy distortions. Well-chosen
nities establish rules for controlling access and public policies and investments that respond to
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Box 3.3 Costing environmental damage
An essential step in determining what should be done luted, factories can invest in a private tubewell, and
about environmental damage is to value it and com- households can buy water from vendors. Losses of soil
pare it with the costs of preventing the damage. Mea- fertility caused by erosion can be approximated by the
surement is essential, since tradeoffs are inescapable. cost of using purchased fertilizers to replace nutrients.
There are many practical problems in deriving credible
estimates of economic value. But four broad ap- Surrogate markets
proaches can be used in setting priorities for policy.
Environmental degradation can sometimes be valued
Market prices through its effect on other markets-especially on
property values and wages. For example, clean air is
Market prices are used in valuation when environmen- implicitly traded in property markets, since buyers will
tal damage leads to losses in productivity or to adverse consider environmental attributes as characteristics of
health effects. Common applications include valuation property. Similarly, environmental risks associated
of damages due to soil erosion, deforestation, and air with different jobs are traded in labor markets, and
and water pollution. In applying this approach, the wage levels for higher-risk jobs will include larger risk
physical or ecological relationship between environ- premiums. This technique is difficult to apply when
mental damage and its impacts on output or health- property owners or workers are unaware of environ-
the dose-response function-is estimated and com- mental problems or are constrained in responding to
bined with prices to derive monetary values. For them.
environmentally related health risks, income forgone
because of illness or premature death is sometimes Surveys
used to measure welfare losses. Such estimates are par-
tial and controversial because they rely solely on in- Direct questioning can determine what value people
come losses and use causal links that are difficult to place on environmental change. This approach is par-
quantify or to extrapolate from studies in high-income ticularly relevant where markets are nonexistent or
countries. where people value an environmental resource that
they do not use. Such surveys have become more so-
Costs of replacement phisticated to minimize the biases that may enter into
responses to hypothetical questions. They are increas-
People and firms can respond to environmental degra- ingly employed to determine the amenity value of spe-
dation by making expenditures to avert damage or cies or landmarks. In developing countries their use is
compensate for possible consequences. Although some rare but increasing; examples include surveys to deter-
effects of degradation are not accounted for, these ex- mine willingness to pay for better access to clean water
penditures can provide an estimate of environmental in Brazil and for improved sanitation in Ghana, and to
damage. For example, when water supplies are pol- assess tourists' valuation of elephants in Kenya.
market failures can often raise welfare. This sec- prove, environmental valuation is being extended
tion looks at how these policies should be into new areas of policymaking. Its use, however,
designed. remains controversial because environmental
benefits are often difficult to measure (Box 3.3).
The role of valuation Especially when damage is irreversible or would
occur far into the future, assessing tradeoffs may
Environmental damage imposes costs on societies appear meaningless. But even here, some valua-
that are often not reflected by markets. Comparing tion-even if imperfect, such as assessments of
these benefits of environmental protection with risks and thresholds-is better than none.
the costs of remedial action helps policymakers
make better-informed decisions. In making CHOOSING PRIORITIES. Deciding which environ-
choices about environmental priorities, standards, mental problems to address inevitably requires a
and policies, governments implicitly place values comparison of the costs of damage with the costs
on different kinds of damage. It is better that these of preventing it. Such techniques are being used to
choices be guided by comparisons of the costs and a greater extent in policy analysis, as illustrated by
benefits of environmental improvements. As ana- a recent study of air pollution in the southeastern
lytical tools, data, and scientific knowledge im- Polish town of Tarnobrzeg. The economic benefits
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Figure 3.3 Total estimated benefits and costs of reducing exposure to air pollutants
in Tarnobrzeg, Poland
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to the local population ol: reducing air pollution- provements in children and adults, as well as the
decreased mortality and morbidity and less mate- savings from reduced misfueling, lower mainte-
rial damage and soiling-were compared with the nance, and greater fuel economy. These benefits
costs of achieving reduced exposure to suspended were compared with the costs to refineries of using
particulate matter and to sulfur dioxide. The re- more expensive alternatives to lead in raising oc-
sults were surprising: whereas the benefits of re- tane levels. The results showed that the benefits
ducing sulfur dioxide were in all cases lower than from lowering lead concentrations were substan-
the costs, the benefits of reducing particulates by tially greater than the costs, and the more strin-
up to 70 percent exceeded the costs, with net bene- gent standards were adopted in 1985.
fits greatest for a reduction of about 40 percent But despite the appeal of these methods, they
(Figure 3.3). Thus, from a local perspective, mea- are not always applicable because some benefits
sures that would reduce particulates are of higher are difficult to value. Targets will therefore usually
priority in this region of Poland than are those that be set in response to tangible signs of damage. In
would control sulfur dioxide. these cases, it is still worth choosing cost-effective
policies-those that meet specific environmental
SETTING STANDARDS. Ideally, countries should goals at lowest cost. In practice, some environ-
set environmental goals by comparing the benefits mental policies impose large costs for small bene-
from environmental improvements with the costs fits while other measures that have more substan-
of achieving them. The IJ.S. Environmental Pro- tial payoffs are ignored. In the United States, for
tection Agency used this approach in setting stan- example, a cost-effectiveness analysis of various
dards for the use of lead in gasoline. The benefits health and safety regulations that took account of
of reducing lead content from 1.1 to 0.1 grams per implementation costs, mortality risks, and esti-
gallon were estimated by valuing the health im- mates of the number of deaths avoided found that
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the cost per premature death averted by the regu- policies) or by pricing additional pollution or addi-
lations varied from about $100,000 to more than tional resource use (incentive-based or market-
$100 million. based policies). Although the regulatory approach
has been dominant in most countries, interest in
Regulation and economic incentives incentive-based measures has revived. Notable ex-
amples of such measures include effluent charges
In choosing policies, regulators have to make three on water pollution in the Netherlands and Ger-
main related decisions, as displayed in Table 3.1. Is many; emissions charges on sulfur dioxide in Ja-
regulation likely to be more effective than relying pan; charges on fuels, automobiles, pesticides,
on economic incentives? Should policies address and fertilizers and deposit-refund systems for bev-
the quantity or the price of pollution or resource erage containers and car batteries in Northern Eu-
use, or should they specify technologies? And rope; and emissions trading for air pollutants in
should policies target the damaging activities di- the United States.
rectly or indirectly?
Since policies differ substantially in cost and ef- WHERE REGULATION IS APPROPRIATE. Regulatory
fectiveness, and since developing countries can ill policies, which are used extensively in both indus-
afford to waste resources, the measures they trial and developing countries, are best suited to
choose should be guided principally by the cost of situations that involve a few public enterprises and
effective implementation. The cost-effective policy noncompetitive private firms. This is particularly
mix depends, in general, on the characteristics of true when the technologies for controlling pollu-
the environmental problem at hand as well as the tion or resource use are relatively uniform and can
capabilities of regulatory institutions. In most cir- easily be specified by regulators. Cubatao, Brazil,
cumstances, a combination of policies-regulatory provides a good illustration (see Box 6.4). To ad-
and market-based-is most cost-effective. Box 3.4 dress serious pollution from particulates and sul-
illustrates this for the control of air pollution from fur dioxide, CETESB (the state regulatory agency)
transport in Mexico City. forced the larger polluters-public sector and mul-
The behavior of polluters and resource users can tinational firms-to install precipitators and switch
be influenced in two main ways: by stipulating to low-sulfur oil. The result has been a dramatic
standards and regulations (command-and-control improvement in air quality. This experience also
Table 3.1 Policies for changing behavior
Variable affected
Type of policy Price Quantity Technology
Incentive
Direct Effluent charges (Netherlands, Tradable emissions permits Technology taxes based on
China) (emissions trading program, presumed emissions
Stumpage fees (Canada, United States) (water pollution control,
United States) Tradable fishing permits Germany, France)
Deposit-refund schemes (New Zealand)
(beverage containers,
northern Europe)
Indirect Fuel taxes (Sweden, Tradable input or production Subsidies for R&D and fuel
Netherlands) permits (lead trading efficiency (catalytic
Performance bonds (hazardous program, United States) converters, United States,
wastes, Thailand) Japan, Western Europe)
Regulation
Direct - Emissions standards Mandated technical standards
(United States, China) (catalytic converters,
Logging quotas and bans United States, Japan,
(Thailand) Western Europe)
Indirect - Land zoning (Rond6nia, Brazil) Efficiency standards for inputs
Bans and quotas on products or processes (fuel efficiency
and inputs (high-sulfur fuel, standards, United States)
Sao Paulo, Brazil)
Source: Eskeland and Jimenez 1991.
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Box 3.4 Controlling air pollution from transport: the case of Mexico City
Transport is a significant source of air pollution in Mex- (cars and taxis) account for a disproportionately high
ico City, contributing about 97 percent of carbon mon- share of emissions. Emissions per passenger kilometer
oxide, 66 percent of nitrogen oxides, 54 percent of vol- from private vehicles are more than double those from
atile organic compounds, and 48 percent of total micro- and mirnibuses and are even higher compared
emissions on a toxicity-weighted basis. Private vehicles with larger buses.
Box figure 3.4 Control of air pollution from transport in Mexico City
Incremental cost of reducing emissions
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2,600
Fuel
2,100 - Improvements 4
Emission standards Passenger
1,600 - cars
Taxis
(replacements)
1,100 Gasone
Minibuses trucks.. r 
600 - Strengthened
Vapor recovery inspection
Inspection cf passenger cars
100 Inspection of high-use vehiclesa
0 -… --- ------------------- …
Natural gas retrofits
-400 1 1I
0 0.2 0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4
Reduction in toxicity-weighted emissions
(millions of tons)
- Incremental cost with or without tax Emissions red uction target
Incremental cost with tax fl Cost savings with a gasoline tax
- Incremental cost without tax
a. Including taxis, light-duty triucks, and minibuses.
Source: Eskeland 1992.
illustrates how important it is for regulators to ap- land or to preserve ecologically sensitive habitats.
ply environmental standards impartially to all en- Urban zoning seeks to separate land uses so as to
terprises, public and private. reduce adverse effects from, for example, indus-
Another area in which regulation may be appro- trial air pollution.
priate is land use. Governments may use zoning
regulations to attempt to create a land-use pattern ECONOMIC INCENTIVES. If effectively imple-
that differs from the one that market allocations mented, policies that use economic incentives
would produce. The aim of zoning laws in rural such as charges will frequently be less costly in
areas is typically to slow conversion of agricultural meeting environmental goals than regulatory al-
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districts according to license plates, encourage
evasion and are costly because they force all
drivers to give up the same proportion of trips,
Because continuous monitoring of individual emis- irrespective of the widely differing benefits they
sions from transport is obviously impossible, there is derive. With policies that rely on economic incen-
no emissions tax that can be applied easily and effi- tives, each user decides either to use fewer re-
ciently. Therefore indirect policies, which target sources or to pay for using more. Regulations, by
proxies for emissions, have to be used. These measures contrast, leave these decisions to regulators, who
reduce emissions by decreasing the overall demand for are rarely well informed about the relative costs
travel, by shifting travel demand toward less-polluting and benefits faced by users.
or less fuel-intensive modes of transport, or by reduc- Incentive-based policies that price environmen-
ing emissions per kilometer driven. The United States
has focused almost exclusively on the third option, pri- tal damage affect all polluters, in contrast to regu-
marily by imposing emissions standards on all new lations, which affect only those who fail to comply.
vehicles and requiring vehicle inspections. This means that incentive-based policies give the
A combination of policies that targets all three op- right long-term signals to resource users. The pol-
tions has advantages, however, as a recent study on luter or resource user has an incentive to use
Mexico City by Mexican regulatory authorities and the whichever technologies most cost-effectively re-
World Bank illustrates. Box figure 3.4 shows the incre- duce environmental damage. Regulations that
mental costs of reducing emissions from transport mandate standards give polluters no reason to go
sources in Mexico City. The upper curve shows the
costs of reducing total emissions by various amounts further than the standard demands. Indeed, regu-
when only measures to reduce emissions per kilometer lations that specify control technologies-that is,
driven are used. The lower curve shows how the incre- technology-forcing policies, which are common in
mental control costs fall when the same measures are the United States and Western Europe-lock in ex-
combined with a gasoline tax, which reduces demand isting standards and give businesses less incentive
and stimulates a shift toward less fuel-intensive modes to switch to cleaner production methods or more
of transport.
By using measures designed to decrease emissions effective controls.
per kilometer, Mexico City could reduce current emis- The potential savings from using economic in-
sions from transport by 1.2 million tons (more than 50 centives are illustrated in Table 3.2, which summa-
percent) at a cost of $560 million. Adding a gasoline tax rizes evidence from simulation studies of air pollu-
would achieve the same reduction with a cost saving of tion control in the United States and the United
about 20 percent (the light red area in the figure). The Kingdom. The studies contrast regulatory policies
tax would also generate about $300 million in public
revenue within the metropolitan area alone, which ( a
could be used to reduce other, more distortionary policies for the same level of pollution control. Al-
taxes. though incentive-based measures would not, in
Mexico City has already begun to implement several practice, exactly mimic the least-cost outcomes,
of the measures shown in the figure, including gas the figures show how expensive regulatory poli-
retrofits for high-use vehicles, emissions standards and cies can be.
inspection programs for all vehicles, and replacement Policies that use economic incentives will be ef-
of older taxis by newer catalyst-equipped models. In
addition, unleaded gasoline has been introduced, and fective only to the extent that polluters and re-
prices of leaded and unleaded gasoline have been in- source users respond to them. Responsiveness de-
creased by about 50 percent. pends on three factors: ownership, competition,
and differences among users. As the experiences
_ of Poland and China with pollution charges illus-
trate, state-owned enterprises are particularly in-
sensitive to policies that use economic incentives
ternatives. With market-based policies, all pollu- because they generally do not care much about
ters or resource users are faced with the same price costs. Lack of domestic and foreign competition
and must choose their degree of control. For in- dampens the pressures even on private businesses
stance, a gasoline tax such as that proposed in to minimize costs. Thus, countries such as India,
Mexico City (Box 3.4) would encourage all drivers Mexico, and Thailand that have state-owned pe-
to limit vehicle use to the point at which the value troleum refineries would gain little by using
of benefits forgone is the same for each driver. By charges or tradable permits to phase out leaded
contrast, the current regulations in Athens and gasoline. By contrast, a scheme that allowed
Mexico City, which restrict driving in central urban highly competitive private refineries in the United
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Table 3.2 Simulation studies of alternative policies for controlling air pollution
Ratio of cos.'s of
regulatory policies to
those of least-cost policy
Pollutant Geographic area (percent, Study and year
Sulfates Los Angeles, Calif. 110 Hahn and Noll (1982)
Nitrogen dioxide Baltimore, Md. 600 Krupnick (1983)
Particulate matter Baltimore, Md. 420 McGartland (1984)
Sulfur dioxide Lower Delaware Valley, 1801
Particulate matter United States 2,200J Spofford (1984)
Hydrocarbons All U.S. Dupont plants 420 Maloney and Yandle (1984)
Sulfur dioxide Five regions of the United States 190 Gollop and Roberts (1985)
Sulfur dioxide United Kingdom 140-25C Welsch (1988)
Source: Adapted from Tietenberg .988.
States to trade rights to use lead is estimated to in Santiago, industry is highly differentiated and
have saved about $250 million in phasing out largely uncontrolled.
leaded gasoline in the mid-1980s.
These policies also work best when users re- QUANTITY OR PRICE? Environmental degradation
spond to changes in prices in differing ways, as is can be controlled either by altering the prices of
characteristic of private firms and households. The environmental resources-using charges or taxes,
experience with charges in controlling water pollu- for example--or by restricting use, as with logging
tion in the Netherlands illustrates their effective- permits, emissions standards, and land zoning.
ness as a way of influencing private firms. Charges Policies that specify quantities of pollution or re-
were introduced in 1970 f-or all organic pollutants source use fic the level of environmental damage,
from industrial sources and were raised about 83 whereas those that alter prices fix the cost of con-
percent in real terms over the following decade. As trolling environmental damage. Quantity-based
a result, and despite a 27 percent increase in indus- policies often take the form of regulation. But even
trial output between 1970 and 1983, organic pollu- if the overall quantity of pollution or resource use
tion fell almost 70 percent. Similarly, Malaysia is fixed, the mnarket can still be allowed to allocate
uses variable license fees to charge palm oil pro- the quantity through the use of tradable permits.
cessors for their emissions into streams and rivers. Such schemes ensure that resources are used by
These fees were effective in reducing the pro- those who value them the most.
cessors' discharges of biological oxygen demand Quantity-based policies are also appropriate
(BOD) by almost 90 percent between 1982 and when it is extremely important that certain thresh-
1987. The environmental fund for treating haz- olds not be exceeded, as with emissions of radioac-
ardous wastes from private firms that is being con- tive and toxic wastes. In these cases the costs of
sidered in Thailand will encourage businesses to greater environmental damage are rightly judged
minimize waste generation by charging firms and to be of graver concern than the possibility that
providing them rebates if less waste is generated pollution control might be more expensive than
than presumed (see Box 6.5). These advantages expected. By contrast, the social costs of other
extend to commercial agriculture, where charges types of environmental damage-from, say, partic-
on pesticides and fertilizers, as in Austria and ulates or mineral extraction-do not rise dramati-
Sweden, may help address overuse more cost-ef- cally if standards are exceeded by small margins.
fectively than regulation of their use. In these cases it is more important to avoid spend-
If individuals and businesses are unable to ing too much on controlling degradation than to
change their behavior much-because, for exam- risk a bit more environmental damage.
ple, resource use is already tightly controlled-sav- So, quantity-based policies are most appropriate
ingsii'omY-using economic incentives will be small. for pollution problems that involve threshold
As Table 3.2 shows, in Los Angeles regulatory pol- health impact:s (for example, hazardous wastes
icies are not much more costly than the least-cost and heavy metals) and for natural resources such
option because most industrial polluters already as unique habitats. Similarly, enforceable zoning
face stringent standards. By contrast, the gains laws may be more reliable than differential prop-
from incentive-based policies would be much erty taxes in preserving unique habitats such as
larger in most developing country cities, where, as wetlands, sensitive shorelines, and coral reefs.
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Costa Rica is one of many Latin American coun- environmental protection funds to finance invest-
tries to use a shoreland restriction program to con- ments. Subsidizing environmental cleanup or re-
trol commercial development. source use has an obvious problem: it sends the
Among incentive-based policies, the choice be- wrong signals to resource users and conflicts with
tween charges and tradable permits depends the common interpretation of the polluter-pays
partly on the capabilities of regulators. Although principle (Box 3.5). Subsidies may thus encourage
tradable permits have been used for control of air a long-term increase in environmental damage,
and water pollution in the United States and for and their use should be well targeted, explicitly
fisheries in New Zealand and have been suggested time-bound, and carefully monitored-as, for in-
for restricting emissions of greenhouse gases, they stance, when they are provided only for the initial
tend to be more administratively demanding than installation of pollution control equipment.
charges because the latter can typically be imple- Unlike regulations, incentive-based policies
mented through the existing fiscal system. such as taxes raise revenues. These measures may
be advantageous for governments when they re-
DISTRIBUTIONAL ISSUES. One obstacle to using place more distortionary sources of revenue com-
market-based environmental policies is that busi- mon in developing countries, such as trade tariffs
nesses and individuals may be unable to invest in and corporate taxes. Revenue generation and envi-
new technologies or pay for cleaner products. Ex- ronmental protection are then complementary. In
amples include declining heavy industries in East- practice, although the potential yield from incen-
ern Europe and poor people who use kerosene as tive-based policies is considerable-about the same
their principal cooking fuel. Sometimes govern- as control costs for industrial pollution-revenues
ments have subsidized the changes, by directly fi- today are minuscule even in OECD countries.
nancing pollution control equipment or by using But the corollary of those revenues is the impo-
Box 3.5 The polluter-pays principle: what it can and cannot do
The polluter-pays principle (PPP), adopted by the reduce pollution from automobiles and small-scale
OECD in 1972, states that "the polluter should bear the firms. A similar problem in identifying polluters arises
cost of measures to reduce pollution decided upon by in cleaning up past pollution. The United States tried
public authorities to ensure that the environment is in to apply the polluter-pays principle through the Super-
an acceptable state." The main objective is to harmo- fund program. Superfund aims to restore hazardous
nize policies among OECD members so that differen- waste sites with taxes on crude oil and petrochemical
tial environmental regulations do not distort compara- feedstocks and is to be replenished by recovering
tive advantage and trade flows. The principle has been cleanup costs from past polluters. This attempt has
widely accepted as a guide for environmental poli- been a failure; much has been spent on litigation, little
cymaking by governments and aid agencies. The on cleanup.
polluter-pays principle is a useful starting point, but it Finally, where environmental effects spill over na-
provides little help in judging the cost-effectiveness of tional borders and jurisdictions, it may be necessary to
alternative policies. One problem is that the principle pay polluting or resource-using countries to cooperate
can be interpreted in two different ways: as requiring in implementing cost-effective solutions. (Examples are
polluters to pay only the costs of pollution control and biodiversity losses due to tropical deforestation and
cleanup (standard PPP) or, in addition, to compensate sulfur dioxide emissions that contribute to acid rain
citizens for the damages they suffer from pollution (ex- outside the originating country.) These inducements or
tended PPP)-an interpretation which gives citizens an side payments convert the polluter-pays principle into
entitlement to a clean environment. Neither reading the victim-pays principle, but without them there may
necessarily implies the use of economic incentives- be little or no incentive to cooperate in improving envi-
charges or auctioned permits-although these are cost- ronmental quality.
effective in many instances. Thus, the polluter-pays principle should not be
Nor is the principle much help in choosing cost-ef- viewed as a guide to designing cost-effective policies.
fective policies when polluters or resource users are Rather, it is a specific way of distributing the costs of
difficult to identify and monitor. For example, it is less environmental protection among polluters or resource
costly and more effective to use blunter policies such as users and those who benefit from the improvements.
input or output taxes rather than emission charges to
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sition of costs. Emissions standards provide pollu- resource users by means of direct policies-for in-
ters with the right to pollute up to the specified stance, by taxing or regulating emissions. But
limits; imposing charges forces them to pay for all these measures involve a heavy administrative
their emissions. Similarly, if regulations on air burden because they target individual polluters or
emissions are replaced by tradable permit resource users. Blunt policies, such as taxes on
schemes, the overall cost of controlling air pollu- polluting inputs and area-based forestry charges;
tion falls, but businesses may still have to pay the are less demanding because they can be imple-
government for the perrnits. That may cost busi- mented through the tax system. In the United
nesses several times as much as meeting regula- States, which primarily uses direct policies, the
tory standards. Using economic incentives-which share of stafF resources within the Environmental
is often more cost-effective than regulating-may Protection Agency devoted to enforcing these
benefit society as a whole, but not individual pol- measures rose continuously through the 1980s and
luters. Moreover, whereas the costs imposed by by 1991 accounted for more than a quarter of the
switching to economic incentives fall on relatively total-even though self-monitoring by large pollu-
few polluters-who will see clearly that they are ters is the main tool for enforcing compliance. So.
worse off and protest noisily-the gains are dis- in many cases it will be appropriate that develop-
persed across large numbers of people, who may ing countries use blunt policies, which require less
not even realize that they are better off. Not sur- stringent monitoring.
prisingly, it is often easier politically to use The difficulties involved in monitoring the ac-
regulation. tions of individual users, and thus the application
Can cost-effective policies be modified to build of direct policies, depend on four factors. FiTst
political support for thern? Yes: revenues can be and most obviously, the more numerous and dis-
earmarked for environmental funds, or tradable persed the sources of environmental damage, as in
permits can be given mainly to existing users transport, the more costly are policies that require
("grandfathering"). Revenues from pollution continuous rnonitoring. Second, it is almost im-
charges have been widely used to pay for cleaning possible to monitor the actions of users who can-
up water pollution in Western Europe. Such not be located, such as fuelwood gatherers in rural
schemes do not win support only because charges Africa and small-scale gold miners in the Amazon.
impose lower economic costs than regulation; they Third, the ease of monitoring depends on the na-
also win favor with those who benefit from the ture of the technological solutions available. After
way the money is spent. leaded fuel was phased out (as in the United States
Grandfathering can be effective in reducing op- and Japan) or taxed (as in Western Europe), use of
position to the introduction of cost-effective poli- catalytic converters to control automobile emis-
cies. It helped build support among businesses for sions became easier because their operation could
incentive-based policies to eliminate leaded gas- simply be checked during regular vehicle inspec-
oline and reduce sulfur dioxide in the United tions. Last, for environmental problems that ex-
States and to limit fishing catches in New Zealand. tend beyond national boundaries-such as acid
But policies that favor existing producers, such as rain in Europe and Asia or biodiversity in tropical
subsidies from earmarked funds and grandfather- forests that is valued in other countries-it may be
ing, are not costless. Because the U.S. Clean Air more cost-effective for countries to coordinate the
Act imposed more stringent standards on new pol- enforcement of their policy responses than to
lution sources (a type of grandfathering), firms adopt policies unilaterally.
tended to postpone replacement of older, less-effi- Therefore, the conditions in which direct poli-
cient technologies. cies (whether or not incentive-based) are most jus-
tified are best approximated for environmental
DIRECT OR INDIRECT POLICIES. In addition to de- problems that involve large, highly visible enter-
ciding whether or not to use incentives, regulators prises-notably, particulate and sulfur dioxide
must also choose between direct policies, which emissions from electric utilities, pollution from in-
target proxies for environmental damage, such as dustrial and mining operations of public enter-
industrial emissions or timber extraction, and prises, and timber extraction by logging com-
blunter measures, which in-fluence actions only in- panies. The cleanup since 1985 in Cubatao (cited
directly related to environimental damage, such as above) was accomplished mostly by enforcing
the use of leaded gasoline or of land. Ideally, regu- emissions and technology standards and suc-
lators would attempt to change the behavior of ceeded because the main polluters were large pub-
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Figure 3.4 Policies for reducing sulfur dioxide emissions from electric power generation
Indirect policies
* Mandatory installation * Tax on high-sulfur * Tax on generation
of controls coal of electric power
* Subsidies for development Tax on consumption
or installation of abatement of electric power
technologies or "cleaner"
production techniques
ToalumssionsEmsinpeuntfslfulpe , lcrcpor
Source: Levinson and Shetty, background paper.
lic or private sector firms. Similarly, the trading of structure of demand-many alternatives are avail-
sulfur dioxide emissions that will now be allowed able for addressing specific environmental prob-
under the U.S. Clean Air Act-a direct policy with lems (Figure 3.4). But because these policies often
economic incentives-applies initially only to elec- target distant proxies for emissions or extraction, a
tric utilities, which, by virtue of their size, are eas- single indirect policy may not be cost-effective
ier to monitor. and, indeed, may encourage resource users to be-
Indirect policies are particularly useful when the have in ways that worsen environmental damage.
monitoring and enforcement capabilities of regula- Setting area-based license fees for forest conces-
tory authorities are weak. Air pollution from auto- sions rather than differentiating these finely by the
mobiles and household energy use, excessive de- volume and species logged may protect a larger
forestation by small logging companies, pesticide forested area but may lead to intensified logging of
and fertilizer runoff from agriculture, hazardous higher-value species. The costs of using many
wastes from small enterprises, and solid wastes such measures have to be weighed against the ad-
from households are all problems well suited to ministrative savings they make possible.
the use of blunt policies. For instance, selective
zoning to create buffers around reserves-which is Improving public investments
being discussed in Brazil-is a less direct policy for
protecting reserve areas than a comprehensive Changing the behavior of individuals and busi-
land-use planning scheme. By limiting zoning to nesses must be accompanied by steps to improve
smaller areas, access to reserves can be controlled the investment decisions of government agencies
at significantly lower cost. More ambitious zoning and departments.
in the Brazilian Amazon is unlikely to succeed be-
cause it cannot be enforced adequately, given the TAKING ACCOUNT OF ENVIRONMENTAL COSTS.
pressures for clearing land. Failure to consider environmental costs and bene-
Because blunt policies for environmental protec- fits leads governments to undertake projects with
tion can be applied at many different levels-the adverse impacts or to neglect investments that
waste generation or resource extraction process, might bring environmental gains. Understanding
the pattern of resource use or conversion, or the the environmental impacts of such public projects
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will require better analysis of environmental costs When it is difficult to value environmental bene-
and benefits, using the methods described in Box fits, environamental impact assessments (EIAs-
3.3. The Polonoroeste rural development and also called environmental assessments, or EAs)
highway projects in Brazil, funded in part with a can be useful. Although they are qualitative, they
loan from the World Bank, and the Mahaweli irri- force recognition of the environmental risks of
gation project in Sri Lanka provide vivid illustra- public projects. The need for these assessments is
tions of the environmental damage from ill-con- now well recognized, and their use is mandatory
ceived and badly implemented development in many colntries and by large donors. (Box 3.7
projects. Better project design and appraisal could discusses the World Bank's approach.) But EIAs
have predicted at least some of these impacts. In are often ccnducted too late to influence project
the case of Polonoroeste, it should have been an- design and approval.
ticipated that building roads and other infrastruc- Further reforms are required in the processes
ture would attract many more migrants into the that governments and donors (including the
project area, making already underfunded public World Bank) use to identify and appraise invest-
agencies even less capable of controlling large- ment projects. Such reforms will be helped if the
scale deforestation. Similarly, the appraisers of the agency that implements a project also bears the
Mahaweli scheme assumed that it would not accel- cost of any environmental damage that results.
erate deforestation, even though it occupied large They can be accomplished either by establishing
areas of land in four wildlife sanctuaries. geographically based development authorities
Furthermore, valuing environmental benefits (river-basin Dr watershed authorities) or by using
will make some investments more attractive. An mechanisms that make the managing agency re-
example is a forestry project funded by the World sponsible for the project's financial consequences.
Bank in northern Nigeria. For calculating the eco- User charges should also be employed more of-
nomic rate of return, the benefits of expanded tim- ten-in irrigation projects, for example-to reduce
ber production included reduced soil erosion, excess profits to some beneficiaries and thus the
higher crop yields, and more fodder and forest political pressures for public investments that have
products. These benefits (using current and esti- little economrLic justification. In Morocco the finan-
mated future market prices) increased the project's cial autonomy of the regional agricultural develop-
rate of return almost threefold and made it more ment office (ORMVAD), achieved through full cost
worthwhile. Two other public investment deci- recovery, was an important reason for the success
sions that valued environmental impacts are sum- of the Doukk.ala irrigation projects.
marized in Box 3.6. Project appraisal should be supplemented with
Box 3.6 Valuing environmental resources: two examples
The examples here are of two cases in which estimating soil erosion and flooding-gave the project a rate of
environmental benefits helped improve decision- return of about 9 percent.
making. Investing in water supply
Improving forest management When prices are not available, consumer choices can be
used to value the benefits from improvements in water
Market prices were used to estimate the gains from a and sanitation and in other infrastructure. In Ukundu,
forest development project in Nepal. The project was Kenya, residents had three sources of water-vendors,
designed to reduce deforestation by planting trees and kiosks, and wells-each with different costs in money
bushes suitable for fuelwood and fodder and so im- and time. Water from door-to-door vendors cost the
prove scrubland and timberland. Prices for milk and most but required the least collection time. A study
fertilizer-two of the increased outputs-were avail- found that the villagers were willing to pay a substan-
able, and the value of the fuelwood was estimated on tial share of their incomes-about 8 percent-in ex-
the basis of the price of a substitute, cattle dung. The change for greater convenience and time saved. This
increased land-use values alone-even without count- finding, and similar ones in other developing coun-
ing the less easily quantifiable benefits from control of tries, have been used to make the case for extending
reliable public water supply even to poor communities.
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Box 3.7 Integrating environmental considerations into World Bank lending
The World Bank's Operational Directive on Environ- For instance, all projects that could cause serious
mental Assessment (approved in 1989 and substan- environmental damage, such as development of hy-
tially expanded in 1991) is the principal vehicle for tak- dropower and thermal energy, large-scale irrigation
ing account of the environmental effects of the Bank's and flood control, and forestry production, are classi-
project lending. Fiscal 1991 was the first year in which fied in category A and require full and detailed EAs. A
all approved Bank projects were subject to these pro- review of category A projects approved recently shows
cedures. As noted in the Bank's latest annual report on that several have been modified following EAs. For
the environment, almost half of all projects required example, for the Lower Guayas flood control project in
environmental assessments. Environmental assess- Ecuador, a channel was rerouted to avoid disruption to
ments (EAs) are required for all projects that could a lagoon.
have significant adverse effects on the environment. To improve understanding and implementation of
By requiring such assessments early in project prepara- these procedures, an Environmental Assessment Source-
tion, the directive helps reduce the risk of cost over- book was published in 1991. It provides details on the
runs and delays in implementation as a result of unan- operational directive, including a section on how the
ticipated environmental disruptions. The Bank's four views of affected groups and NGOs are to be taken
regional environmental divisions are responsible for into account in preparing EAs and during project de-
coordinating the process, but the ultimate responsibil- sign and implementation.
ity for the EA remains with the borrower. All prospec- It is anticipated that the current version of the direc-
tive Bank projects are now screened for potential envi- tive will be reviewed and will be adapted, as it was in
ronmental effects and are placed in one of three 1991, to the experience of the Bank and its borrowers.
categories according to the effort required to mitigate
adverse impacts.
assessments by independent evaluators who are With other services, such as solid waste collection
insulated from the implementing agency. For in- and wastewater treatment, the social benefits sig-
stance, the Indira Sarovar irrigation project in In- nificantly exceed the benefits to users. Then it will
dia was redesigned in the late 1980s after its initial rarely be appropriate to charge their full cost, and
design was reviewed and criticized by several investments will have to be paid for partly through
agencies, including the departments of environ- subsidies (see Chapter 5).
ment and wildlife. Finally, as is discussed in Chap-
ter 4, more attention must be given to improving Directions for policy reform
knowledge about environmental impacts.
Most countries, developing and industrial, have
IMPROVING SERVICE PROVISION. Sometimes fail- used direct regulations to address environmental
ure to value environmental benefits may lead not problems. The United States is typical: its Clean
to overinvestment by the public sector but to un- Air Act mainly prescribes emissions standards or
derinvestment. This is particularly true for ser- control technologies; the Clean Water Act man-
vices such as water supply, sanitation, wastewater dates control technologies; the Resource Conser-
treatment, and irrigation. These services are likely vation and Recovery Act regulates the transport
to be undersupplied by markets, either because and disposal of hazardous wastes; and more than
excluding users who do not pay is costly (storm- 28 percent of land is publicly owned and managed
water drainage) or because the service is a natural by various government agencies. Direct regula-
monopoly and an unregulated private supplier tions are not always cost-effective. Environmental
would restrict the service in order to raise prices improvements-in air and water quality in indus-
(water supply and wastewater treatment). trial countries, for example-have probably been
Governments frequently provide these services achieved at higher cost than if economic incentives
but artificially hold down the price charged to had been used to a greater extent.
users. When private benefits are high, as for water In developing countries this widespread prefer-
supply and wastewater collection, more invest- ence for directly regulating polluters and resource
ment can be financed by charging realistic prices. users has also stretched administrative capa-
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bilities, particularly for monitoring and enforce- public revenues. Such incentive-based policies will
ment. Few policies have been enforced con- not be applicable to all environmental problems,
sistently. For instance, despite ambitious goals and particularly where only a few large firms, pro-
regulations, air pollution remains a problem in tected from competition or state owned, are in-
most cities in developin,g countries. The inability volved. Bul: most countries, including industrial
to enforce regulations has been an important rea- ones, have made too little use of economic incen-
son for the ineffectiveness of the often stringent tives in addressing environmental problems.
environmental laws. Third, indirect policies such as charges on in-
Policy reform, because of its redistributional im- puts and pioducts that pollute, self-enforcing de-
plications, will require considerable political will. posit-refuncd schemes, and performance bonds
But the gains to developing countries from well- should be used more frequently. Because most en-
designed policies are enormous. Reform should vironmenta]. problems in developing countries
proceed in four direction.s. stem from the actions of numerous and dispersed
First, a sequence of policies will generally be re- resource users, it is costly and often prohibitive to
quired. The initial step is to remove policy distor- enforce direct regulations. Blunt policies would
tions that damage the environment and slow simplify administration and so make enforcement
growth. These measures must often be supple- more likely. Greater use of indirect policies will
mented by others aimed at inducing government also typically mean that several must be used to-
agencies and the private sector to recognize envi- gether. As in Mexico City (see Box 3.4), fuel taxes
ronmental impacts. Even here, a combination of alone will not encourage vehicle owners to replace
policies will usually be required because environ- polluting engines or meet emission standards.
mental problems have several causes-deforesta- Taxes need to be combined with regulatory
tion, for example, results from the actions of gov- measures.
ernment departments, logging companies, Fourth, early action can reduce the costs of im-
farmers, and fuelwood gatherers. Not every plemenLing effective environmental policies. As
source of damage needs to be targeted, but a com- with air pollution from transport or hazardous
bination of policies, including removal of distor- solid wastes from the chemicals industry, the
tions, regulations (such as standards and land zon- emergence of many environmental problems can
ing), and economic incentives, will be needed to be foreseen. It is usually possible to take steps
control even the most important sources. such as setting up regulatory institutions, initiat-
Second, policies to change behavior should rely ing charges, and encouraging adoption of cleaner
more on economic incentives such as charges, technologies that can reduce the eventual magni-
taxes, and deposit-refun.d schemes. Pricing envi- tude of the problem. Countries that delay acting
ronmental damage would help reduce implemen- until problems become crises will eventually need
tation costs, encourage the faster adoption of envi- to take extreme and costly responses, such as clos-
ronmentally benign technologies, and supplement ing industrial plants and restricting vehicle use.
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A Making better decisions: information,
institutions, and participation
The principles of sound environmental policy do not conflict with development objectives. Why, then, are wise
policies frequently the exception? A principal reason is that such policies often mean the withdrawal of
entrenched "rights"-to pollute or to use resources-that tend to benefit the wealthy and influential, often at the
expense of the poor. Effective governmental action is also hampered by incomplete information, uncertainty, and
weak regulatory powers.
In implementing change, governments must make the best use of their scarce administrative capacity. To do so
requires, first, improved information and analysis to infonn priority-setting and policy design; second,
responsive and effective institutions suited to the administrative traditions of the particular country; and, third,
greater local participation in policymaking, monitoring, and enforcement. The benefits of public participation
frequently outweigh its costs.
This chapter asks why governments find it so hard the most dramatic rather than the most important
to develop and implement wise environmental issues, and governments even find it difficult to
policies. The guidelines for environmental man- curb their own damaging behavior. Building con-
agement discussed in Chapter 3 are easier to de- stituencies is an important part of the solution to
scribe than to put into practice, so that, in both these pressures.
industrial and developing countries, there is a gap Redistributing environmental rights
between policy and performance. For example,
many middle- and low-income countries set envi- People benefit from being able to use environmen-
ronmental standards that are unrealistically high tal resources without paying for them, and remov-
and then fail to enforce them. In some countries ing these benefits has direct distributional conse-
serious environmental problems are apparently ig- quences. Often, those who have been enjoying the
nored, while in others decisions are often based on benefits are the wealthiest and most politically
the lobbying clout of industry or of environmental powerful members of the society. Taking away
activists rather than on balanced analysis. Some- their rights to pollute or to exploit resources can be
times public investments proceed with little or no politically painful and will often require compro-
attention to environmental impacts, while others mises. Second-best policies are not desirable, but if
are thwarted by NIMBY ("not-in-my-backyard") well implemented, they are often preferable to un-
campaigns that hamper dispassionate analysis of enforced "perfect" policies. Chile's new fishing
the benefits and costs of alternative measures, law (Box 4.1) is an example.
The political economy of environmental Whereas the rich are often good at protecting
degradation their positions, the poor-whether they be slum
dwellers in Manila, Lagos, or Rio de Janeiro, pas-
Governments face many pressures in making en- toralists in East Africa, or artisanal fishermen in
vironmental policy. Conflicting interest groups Peru and Indonesia-tend to play little part in the
lobby noisily, public opinion demands action on environmental debate. Yet they usually bear the
83
Box 4.1 Chile's new fishery law
Chile has one of the five largest fishing industries in scheme that is to be phased in gradually after the third
the world. In 1990 exports of fish and fish products year and is based on a percentage of the total catch.
totaled more than $900 million, making the sector sec- The new law is an improvement over the previous
ond only to mining as a foreign exchange earner. Man- situation of comnpletely open access without restrictions
aging the open-access fisheries has become more diffi- on the catch. It was not possible, however, to imple-
cult as additional investment in the fishing sector has ment a strict Il'Q system-the preferred approach from
led to overfishing. The Chilean government has re- the standpoint of both sustainable management and
sponded with a new law (Ley de Pesca) designed to the economnic viability of the fishermen. Fishing com-
prevent overexploitation and the collapse of any one panies in the north opposed the inclusion of ITQs in
fishery by regulating access to the different species be- the law. They preferred open access within overall
ing fished. Since any management scheme would im- quotas, which would allow them to switch their boats
ply some restrictions on the fish catch, the law became from a declining fishery to another area. Many fisher-
the subject of public debate. The evolution of the law men saw any catch restriction as a zero-sum game in
illustrates some of the constraints on making environ- which they stood to lose.
mental policy. The new fishery law is an important step that dem-
Three main regulatory systems were considered in onstrates that a compromise solution is frequently bet-
designing the new management scheme: global ter than none. Its implementation will have to be mon-
quotas, individual transferable quotas (ITQs), and itored carefully. Chile is receiving assistance from the
limits on individual boats and their gear. The final ver- Nordic countries and the World Bank in strengthening
sion of the law combines open access (within an overall its capacity l:o monitor and analyze the fishing
quota), selected controls on boats, and a licensing industry.
brunt of environmental c[egradation. They may be popular support and donations is common. Many
the ones to suffer most when forests that once pro- environmental activists have found these to be
vided free fuel are logged or when factories pollute powerful metaphors for broader environmental
rivers. Unlike the better-off, they lack the means to concerns. The danger remains, however, that pri-
defend themselves-by switching to other fuels, orities can be distorted. Governments must make
say, or by boiling polluted water. Thus, the poor sober determinations of the relative importance of
generally have the most to gain from effective en- different environmental problems and set priori-
vironmental policies. Governments must repre- ties in an informed, cost-effective manner.
sent the interests of those without a voice, includ-
ing the urban poor and ethnic minorities. Difficulties in self-regulation
Crisis-drivenz policymaking In many ccuntries the public sector owns the
most-polluting industries and controls important
Even when environmental cause and effect are natural resources. Instead of performing better on
well understood by sciientists, individuals may environment;al criteria than private enterprises,
make perverse judgments about relative risks state-owned enterprises tend to be less efficient, to
when setting priorities. People are more con- use more resources, and to produce more wastes.
cerned about cancer and nuclear accidents than The public sector is also notoriously bad at policing
about many known health problems. Overreaction itself. The environmental problems of Eastern Eu-
to environmental disasters is also common. Dra- rope and the former U.S.S.R. clearly demonstrate
matic images of oil spills or leaking toxic wastes this. Being both poacher and gamekeeper does not
have captured public attention and played a pow- work, especially when public agencies are respon-
erful role in initiating policy change. Less attention sible for such essential but massive tasks as waste-
has been paid to the insidious, chronic problems of water treatment or solid waste disposal.
exposure to high levels of particulates or to unsat- Creating a greater separation between the regu-
isfactory drinking water-environmental problems lator and the regulated is one option. The estab-
that may put many more lives at risk. lishment of semiautonomous regulatory bodies, or
The use of the dramatic or photogenic to garner the use of independent commissions to regulate
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such natural-resource matters as interprovincial in anticipation of UNCED, forcefully advances the
water allocation, the fish catch, or logging policies, idea that good environmental management is also
helps depoliticize decisions and creates greater re- good business.
sponsibility for self-regulation. Privatization with Given the multitude of environmental problems
appropriate regulation can also help; in the United and political pressures, governments must con-
Kingdom when water companies were privatized, serve their scarce administrative capacity. To de-
they came under tighter government scrutiny. velop good environmental policies, they need in-
formed analysis based on accurate information.
Building constituencies They also need to improve the way bureaucracies
make and enforce decisions. To implement poli-
If governments are to challenge established pollu- cies, they need to build popular support and en-
ters or reallocate existing rights to resources, they courage local participation. These are the themes
need to build on and promote wider support for of the next sections.
good environmental policies. Much evidence sug-
gests that the basis for such support already exists, Improving knowledge and understanding
having been stimulated sometimes by particular
environmental issues, sometimes by a powerful Ignorance is an important cause of environmental
book (such as Rachel Carson's Silent Spring) or an damage and a serious impediment to finding solu-
expert report. As voters, protesters, and con- tions. This principle holds for international nego-
sumers, people in many countries show a similar tiators and poor households alike, as is illustrated
interest in environmental causes. by the global damage done to the ozone layer by
"Green" political parties have appeared in a CFCs and the serious implications of indoor air
number of countries, and increased activism by pollution for family health. It is necessary, first, to
nongovernmental organizations has made govern- know the facts; second, to determine values and
ments and public institutions more accountable for analyze the benefits and costs of alternative mea-
their actions. Environmental causes frequently sures; and, third, to ensure that information is
cross established political divides. Indeed, even in available to inform public and private choices.
countries where conventional political participa-
tion is discouraged, the environment may be one Establishing the facts
area in which governments are willing to allow
and respond to popular protest. It is no accident Frequently, especially in developing countries, de-
that the move toward more democratic forms of cisions are made in the absence of environmental
government has coincided with the worldwide in- information. Collecting basic data can be expen-
crease in popular environmental awareness. sive, but the rewards are usually high. Although
The behavior of consumers and producers is different countries have different needs, there are
also changing. In many countries people are will- some general guidelines. For example, the discus-
ing to recycle, to think about using energy and sion in Chapter 2 suggests some priorities for mon-
materials more efficiently, and to alter their con- itoring pollution and waste problems:
sumption patterns. Companies often respond by * Quality and availability of drinking water and
using the environment as a selling point. "Green sanitation facilities
labeling," increased use of recyclable and biode- a Exposure to ambient air pollutants, especially
gradable packaging, and more energy-efficient particulate matter and lead, in urban areas
technology are most common in industrial coun- * Fecal coliform and heavy metals in rivers and
tries, but the same trends are appearing in some lakes
developing countries. Businesses sometimes argue * Indoor air pollution from the burning of
that environmental measures will diminish com- biomass
petitiveness or lead to loss of jobs, but they are * Hazardous wastes and pesticides in selected
usually wrong. (As Chapter 3 noted, many envi- "hot spots."
ronmental measures have little effect on compet- Essential management information on land use
itiveness.) Business is increasingly realizing that it and natural resources needed for improved man-
can take actions which yield both environmental agement of these resources (see Chapter 7)
and economic benefits. For example, Changing includes:
Course (Schmidheiny 1992), a report prepared by * Data on soils, from surveys and experiments
the Business Council for Sustainable Development in each agricultural zone
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Figure 4.1 Participants in the GEMS project for monitoring urban air quality
*43 V~~~~~~~~~~~~~~~~~~~V
r Participating countries
Cities with monitoring sites
Source: Monitoring and Assessment Research Centre data.
* Rate of depletion and quality of groundwater collection points to the numbers that can be accu-
in threatened aquifers rately monitored. In the late 1980s Poland was re-
* Changes in forest area and data on harvesting ported to be r egularly monitoring river pollution at
and replanting more than 1,000 sites. Even if all the samples col-
* Data on fish harvest and wildlife depletion in lected were properly analyzed, the gain in knowl-
vulnerable areas edge about river quality over that attainable with a
* Damage to coastal and wetland resources. system of 100-200 monitoring points would not
Efforts are being made to help countries with justify such an extensive system.
environmental monitoring and to compile interna-
tionally comparable data. The Global Environmen- Valuing resources and analyzing benefits and costs
tal Monitoring System (GEMS), managed by
UNEP, has activities related to air and water qual- Ending well-entrenched but environmentally
ity in 142 countries. Monitoring of urban air qual- damaging practices is difficult enough for govern-
ity began in 1974. Most ol the cities shown in Fig- ments when the damage is readily quantifiable.
ure 4.1 report on concentrations of sulfur dioxide When environmental damage threatens health or
and suspended particulate matter, both important jeopardizes economic output, it is relatively easy
air pollutants. Unfortunately, the amount of finan- to point to the benefits of changes in policy. But as
cial help has so far been inadequate, and thus the previous chapters have stated, some environmen-
coverage and quality of data are weaker than is tal values-important to poor and rich people
desirable. alike-are not only unmarketed but also intan-
Given limited resources, it is better to concen- gible. The more difficult it is to quantify the bene-
trate on the most significaint pollutants and to limit fits of preserving these values, the harder it will be
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for policymakers to weigh the gains from conser- sions can also audit public agencies and so make
vation against the quick profits from resource deg- them more accountable.
radation or pollution. As described in Chapter 3, The most important effect of improved informa-
however, more sophisticated methodologies are tion and environmental education is to change be-
now making it possible to estimate the value of havior. Well-informed citizens are in a better posi-
less-tangible environmental benefits. tion to put pressure on governments and on
In many cases local analysis of costs and benefits polluters and are more likely to accept the costs
can build on international experience. Researchers and inconveniences of environmental policies. The
in Bangkok, in analyzing the health impacts of pol- results can be dramatic. In Curitiba, Brazil, a com-
lution, tested local data against what had been bination of an energetic mayor, a committed mu-
learned in other countries about the links between nicipal government, and an informed and in-
exposure to pollutants and health. They found volved public have led to many environmental
that the greatest threats to health were particulate innovations and an improved quality of urban life
matter, lead, and microbiological diseases. Other in this city of 2 million. Public transport is used by
environmental problems that traditionally receive most of the population, green spaces have been
a great deal of attention-contamination of expanded, recycling is widely practiced, and in-
groundwater and surface water; air pollutants dustrial location and product mix are carefully cho-
such as sulfur dioxide, nitrogen dioxide, and sen to minimize pollution.
ozone; and disposal of hazardous wastes-were
much less dangerous. (In fact, the gravest threats Changing institutions: making the public sector
were at least 100 times more serious than the low- more responsive
est risks.) This information was used to develop
cost-effective pollution control policies. Given that the scarcest government resource is fre-
quently not money but administrative capacity
Improving information and education and that political pressures make environmental
policymaking particularly difficult, governments
Environmental education based on careful analysis must think carefully about what they do and how
can add rationality to the environmental debate. they do it. The "what" of environmental manage-
Publication of annual reports on the environment ment consists of setting priorities, coordinating ac-
is increasingly common. When the public has a tivities and resolving conflicts, and creating re-
well-informed grasp of environmental issues, sponsible regulatory and enforcement institutions.
there is a better prospect of developing positive The institutional response to these tasks-the
rather than purely defensive policies. Without "how" of the equation-includes developing leg-
such knowledge, people tend to focus on causes of islation and administrative structures, providing
death (for example, technological hazards and nu- needed skills, ensuring funding and donor coor-
clear accidents) that are sensational and are caused dination, and implementing decentralization and
by somebody else and to worry less about the devolution.
probability of death from causes that are less dra-
matic and often under an individual's own con- Essential government functions
trol, such as cigarette smoking and wood fires. The
work of independent research institutes-such as SETrING PRIORITIES AND FORMULATING POLICIES.
the Thailand Development Research Institute-can Since all countries face multiple environmental
help to modify people's views. problems, governments must set priorities on the
Communities are increasingly bombarded with basis of informed analysis so that they can make
a variety of environmental information and need the most efficient use of scarce administrative and
sources of information that they can trust. Inde- financial resources. Frequently, better environmen-
pendent commissions can help to depoliticize deci- tal policy is more important than more environ-
sionmaking by analyzing thorny environmental is- mental policy. In many developing countries top
sues and producing recommendations for policy priority must be given to environmental impacts
action. Box 4.2 illustrates how some of these on health and productivity (see Chapter 2). Actual
bodies have contributed to the development of the priorities will depend on whether a country is
consensus required for policy decisions on such largely rural or urban and on the average level
complex topics as global warming, pollution con- (and distribution) of income. In highly urbanized
trol, and urban planning. Independent commis- countries such as Argentina, Korea, and Poland,
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Box 4.2 Independent commissions and improved environmrental analysis
Governments have often used independent panels of Academy of Sciences to review available evidence on
experts (sometimes constituted as special commis- global warming and evaluate policy options. The re-
sions) to investigate contentious policy issues. In re- port, issued ir 1991, recommended that even though
cent years environmental issues have increasingly been the effect of global warming on the United States was
referred to such bodies. The procedure has a number of uncertain, selected low-cost actions to reduce green-
advantages. house gas emissions should be initiated.
* It relieves, at least temporarily, the pressure for an On national 17riorities. Industrial countries have occa-
early decision. sionally used expert panels to help prepare national
* It facilitates open debate, sometimes through pub- environmental strategies. The United Kingdom has
lic submissions or hearings, without committing the had a Royal Commission on Environmental Pollution
government to adopt any of the recommendations that since 1970. Members serve as individuals, not as repre-
mayvermerge.nScientifictidisagreement can be clarified sentatives of organizations or professions, and are ap-
may emerge. Scientific disagreement can be clarified pointed for at least three years. The commission is em-
and the public educated.
* It allows a number of scientific disciplines and in- powered to request documents and even to visit
terest groups to be brought together. A consensus is premises. Over the years it has produced fifteen re-
more likely to emerge if the commission is chaired by ports, most of which have influenced policy. For exam-
an independent person rather than by a government ple, following :he 1983 report on lead, the lead content
of gasoline was reduced and unleaded fuel was
representative. inrdcd
introduced.
There have been several interesting examples of the On specific environmental issues. Governments increas-
use of this approach. ingly finance independent "think tanks," such as the
On global issues. In 1991) the Enquete Commission on Thailand Development Research Institute, which an-
Preventative Measures to Protect the Earth's Atmo- alyzes a wide range of issues, including environmental
sphere presented a comprehensive report to the Ger- topics. Sometimes governments use interagency task
man Bundestag. The commission, which was made up forces to exam'.ne discrete issues. In Hungary a group
of scientists and representatives of the country's main evaluated a proposed hydropower dam on the
political parties, made specific recommendations not Danube; in Mexico a task force will analyze the use of
only on national energy policy but also on international economic instruments to control pollution and manage
measures. natural resources.
In the United States, Congress asked the National
air and water pollution in cities will be priorities. COORDINATING AND PLANNING. Once priorities
In more rural economies, as in many Sub-Saharan have been determined and appropriate policies de-
African countries, parts of Central America, and signed, implementation of policies and the resolu-
India and Bangladesh, land, forest, and water tion of conflict become important. Environmental
management may well have top priority. policy often cuts across the normal bounds of bu-
The distribution of impacts is important. reaucratic responsibility. Whether it is watershed
Wealthier city dwellers, who can protect them- management to protect a new dam, allocation of a
selves against unsafe water, may lobby govern- region's water resources among competing users,
ments to assign higher priority to air pollution, or the complex problem of managing a city's air
which affects rich and poor alike, than to ensuring quality, many different actors must be brought to-
a safe water supply. Yet water investments may gether. Agencies need to collaborate, and some
have a much larger immediate health benefit. machinery for resolving conflict is needed. Al-
National environmental action plans are proving though there is a natural bureaucratic tendency for
useful tools for setting priorities. Plans are being governments to respond to intersectoral conflicts
drawn up for a number of African countries and by setting up regional bodies, these organizations
have already been completed for Lesotho, Mad- have rarely been successful in the past because
agascar, and Mauritius. The experience of Burkina they are inevitably at odds with strongly estab-
Faso with such a plan (Box 4.3) demonstrates the lished, sectorally organized government bureau-
importance of building consensus and the will to cracies.
act. A common problem with environmental issues
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that cross normal bureaucratic demarcation lines is relatively successful implementation of a program
the absence of an effective mechanism for coor- to protect the metropolitan area's ecologically sen-
dinating the work. In Sao Paulo, Brazil, the metro- sitive watershed by shifting growth away from the
politan area has a planning agency, while the state south, where the watershed is located, and toward
has agencies with responsibilities for environmen- the east and west of the city.
tal protection, water, and sanitation. A conse-
quence of divided responsibility is that programs REGULATING AND ENFORCING. Agencies, chron-
for controlling industrial pollution have not been ically short of money and manpower, need to de-
integrated with investments in wastewater treat- vise cost-effective ways of implementing policy.
ment, and the sanitation master plan has not been One way is to give citizens more power to chal-
sensibly implemented. (For example, treatment lenge polluters, whether public or private. For ex-
plants have been constructed, but not the needed ample, public environmental agencies may give lo-
interceptor and trunk line sewers.) cal communities or voluntary organizations
If regional environmental planning is to be suc- substantial responsibility for implementing or
cessful, countries need flexible management monitoring programs. This approach can be for-
frameworks that encourage the actors to "think malized through the legal system. In the Clean Air
globally, act sectorally." In rural areas resource Act of 1970 the U.S. Congress authorized private
analysis and planning should be done at the level citizens to seek injunctions (and in some cases fi-
of the individual watershed or irrigation scheme, nancial penalties) against companies that violated
even if line ministries take responsibility for imple- the terms of their operating permits, thus making
mentation. In cities the management of air and environmental enforcement no longer the exclu-
water pollution requires a strong mechanism for sive responsibility of the government.
intersectoral planning and coordination. For exam- Enforcement may be bolstered by making more
ple, Santiago and Mexico City recently established use of the private sector or of nongovernmental
special organizations for planning pollution reduc- groups. Many governments now hire private com-
tion strategies to be implemented by line agencies panies and technical consultants to perform envi-
for the wider metropolitan areas; in Mexico City ronmental assessments, collect and analyze data,
the commission will include part of the state of undertake monitoring and inspection, and pro-
Mexico as well as the federal capital. In Jakarta the vide specialized advice. Mexico City, for example,
work of several intersectoral groups has led to the is implementing air pollution control measures
Box 4.3 Setting priorities in Burkina Faso
Improved environmental management requires a com- With the aid of funding from a number of bilateral
mitment from both the government and the wider pub- and multilateral organizations, including the World
lic. The recent experience of Burkina Faso in develop- Bank, the entire process took about three years and
ing a national environment action plan illustrates how cost about $450,000. A national seminar was held to
the process itself can be an essential component in cre- debate the draft plan and to set priorities in preparation
ating awareness and building the political will needed for approval by the Cabinet in September 1991. A
for action. meeting is planned for mid-1992 at which donors will
When Burkina Faso began to develop its plan, the be asked to pledge support for specific projects that
process was based on a series of previous national make up the action plan.
meetings synthesized by local consultants in commis- The main lesson from Burkina Faso is that by work- K
sioned reports. These resulted in the identification of ing with the government and local participants, it wasa
several key program areas: developing environmental possible to develop a plan that incorporates the work of [I
management capability at all levels, improving living those who will have to implement it. Although it might
conditions in rural and urban environments, focusing have been quicker and cheaper to produce the plan
on environmental management at the village using international consultants, the plan would not
("micro") level, addressing key national ("macro") re- have been a Burkinabe product and would probably
source issues, and, in support of all these, managing have joined other "external" products on a bookshelf
information on the environment. instead of resulting in action.
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through private vehicle-inspection stations and is policy implementation: a clear legislative frame-
considering using private laboratories to analyze work, an appropriate administrative structure,
air and water samples. technical skills, adequate money, and decentral-
Community groups can play an important role ized responsibility.
in enforcement. In India an "environmental au-
dit" procedure has been developed for the 500- ENACTING LEGISLATION. Laying the legal foun-
megawatt Dahanu Thermal Power project, cur- dations for environmental management frequently
rently under construction. The authorities in necessitates the repeal of outdated laws and the
charge of pollution control plan to distribute to codification of new concepts. If the laws are to be
local communities and NGOs summaries in non- effective, detailed regulations, without which
technical language of the results of environmental most laws are only general principles, also have to
monitoring. Community groups can then check be developed. New environmental provisions
emissions against legal standards and seek redress need to be integrated into existing government
in the courts if necessary. procedures Dr into traditional local law. In Chile
The success of such approaches will depend one of the first steps taken by the new National
partly on how freely information about polluting Environment Commission (CONAMA) was to re-
activities is available. Sometimes simply obliging view existing legislation and prepare a compre-
large polluters to publish information about spe- hensive environmental law. This law and a com-
cific emissions will have some effect on behavior. panion law implementing requirements for
Legislation in the United States now requires some environmental assessments, both now under con-
20,000 plants to make public information on their sideration, will provide a rational framework for
annual emissions of 320 potential carcinogens. environmental management.
Public disclosure can also help focus the attention
of senior management on emissions and the op- BUILDING AiDMINISTRATIVE STRUCTURE. Institution
portunities for reducing them and can supplement building is a long-term business. It depends on
official monitoring with public and community local conditions, political factors, and the availabil-
oversight. ity of manpcwer and money. Frequently, it is eas-
iest to build on existing institutions. In practice,
The institutional response the structure of environmental administration
matters much less than the ability to get the job
Policymaking has frequently outpaced administra- done. As outlined above, governments need the
tive capacity to analyze and implement policies. capacity to set priorities, coordinate and resolve
Laws are multiplying, and often the result is a conflicts, ancd regulate and enforce. Countries will
large number of contradictory regulations that are allocate these roles differently; for instance, coor-
beyond the capacity of governments to enforce. dination and conflict resolution might be under-
This situation, in addition to doing little for the taken by an independent executive agency, by an
environment, breeds skepticism about laws in interdepartmental committee, or by a small, politi-
general and government commitment to the envi- cally and technically astute group in the office of
ronment in particular and may encourage corrup- the president. The key is clear statutory powers
tion. It is essential to close the gap between mak- combined with the authority to resolve intra-
ing and implementing' policy. That means governmental disputes and the ability to provide
reforming the way the machinery of government continuity when administrations change.
handles environmental issues. Institutional arrangements that have been found
When the World Bank expanded its lending for to be helpful include:
environmental purposes in the 1980s, it was clear * A format high-level agency that can provide
that the public sector was often unable to deliver advice on policy and monitor implementation. Ex-
the expected results. The World Bank and member amples are IBAMA in Brazil, the Federal Environ-
governments therefore began drawing up compre- mental Protection Agency (FEPA) in Nigeria, and
hensive country envircnmental action plans. the State Environmental Protection Commission in
These plans take into consideration both the legal China.
and the administrative frameworks in countries as * Environrnental units in the principal line min-
diverse as Brazil, Poland, and the Philippines (Box istries that can provide the central unit with tech-
4.4). Experience with the plans has shown that nical expertise and monitor those environmental
there are five main requirements for successful policies that the ministries are responsible for im-
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Box 4.4 The gap between policy and implementation
In a growing number of borrower countries World in Eastern Europe. The Poland Environmental Man-
Bank assistance for national environment plans in- agement Project, approved in April 1990, was the third
cludes help with institution building. Here are some World Bank loan to Poland and the first for environ-
examples of attempts to reduce the gap between poli- mental activities. The purposes of the $18 million loan
cies on paper and results on the ground. include strengthening environmental management, in-
The Brazil National Environment Project, a $117 mil- troducing consistent standards and enforcement, im-
lion loan signed in mid-1990, is designed to strengthen proving monitoring, and regionalizing environmental
the institutional and regulatory framework and pro- management. The government has identified the most-
mote better management of biological resources. In polluted areas and has told the eighty worst industrial
support of the first three-year phase of Brazil's Na- polluters to improve their environmental performance
tional Environmental Program, the project finances the at once. At the same time, government task forces are
strengthening of national conservation units; im- revising the regulatory system and designing a na-
proved environmental management of threatened eco- tional environmental monitoring strategy.
systems in the Pantanal, the Atlantic Forest, and the In the Philippines a loan and credit package totaling
Brazilian coast; and reinforcement of IBAMA (Brazil's $224 million, approved in 1991, wiU promote policy
national environmental agency, the executing agency reform and strengthen institutions. The loan contains
for the project) and state environmental agencies. The provisions to help protect biodiversity in the country.
loan provides support for staff training, equipment, Since the largest threats to biodiversity are encroach-
better technical information, and legal and technical ment by land-hungry farmers and illegal commercial
assistance; improvement of regulations and technical logging, the project supports more sustainable patterns
guidelines for environmental management; and envi- of resource use by small farmers in exchange for secure
ronmental education. Implementation of the project tenure rights and improves the enforcement of logging
has been delayed by fiscal and management problems. regulations, partly by strengthening the regional and
The slow start highlights the need to strengthen the local offices of the Department of Environment and
management capability of executing agencies before Natural Resources. The loan also supports the design
they can effectively undertake project implementation. of a network of protected areas and provides resources
Building environmental institutions is a key concern to manage ten priority protected areas.
plementing. Oversight, from a public health per- and institutes financed by nongovernmental
spective, of general environmental quality (espe- sources sometimes undertake both policy analysis
cially air and water) is frequently carried out by the and resource management.
ministry of health, and the management and con- Another common problem is an imbalance of
servation of natural resources may be spread professional skills. In some countries agencies are
among government units responsible for agricul- dominated by engineers and contain few natural
ture, forestry, fisheries, and parks and wildlife. or social scientists; in other countries the reverse is
* Regional and local environmental units that true. But environmental management requires a
allow local implementation and monitoring and mix: natural or biological scientists to manage re-
feed information back to the national government newable resources, social scientists-economists,
(see below). sociologists, and anthropologists-to identify
problems and formulate policies, and engineers to
CLOSING THE SKILLS GAP. The public sector in design solutions.
many developing countries is short of qualified Economic analysis is particularly important to
staff at all levels. The necessary skills may exist but (and frequently absent from) the dialogue between
may not be attracted into the public sector because those responsible for environmental management
salaries are well below the market rate. Environ- and those in charge of the budget, planning, and
mental agencies are therefore condemned to being economic policy. An environmental economics
outstaffed by the private firms they are charged unit in the ministry or agency responsible for eco-
with regulating or may be forced to rely for exper- nomic planning and public finance can fill this role
tise on expensive temporary consultants. Some by assessing budgetary allocations, ensuring that
countries have found ways to mitigate this prob- economic incentives are consistent with environ-
lem. In Latin America, for example, foundations mental objectives, and helping to strike an appro-
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priate balance between environmental and eco- polluters, clharges for permits to use forests and
nomic goals in determining development fisheries, entrance fees for parks and protected
priorities. areas, and so on-can help to pay for enforcement
and administration.
OBTAINING FUNDING. Environmental agencies Donors, including development banks and mul-
have not yet firmly esta'blished their place in the tilateral agenicies, are often reluctant to finance
competition for scarce government funds. Given what is needed most-improved operation and
the secondary importance usually attached to en- maintenance of fledgling national environmental
vironmental management, budgetary allocations administrations. Rather, they seek to make specific
are sometimes insufficient and highly variable. investments that tie up scarce local staff. Some-
When money runs out, the effect may be dispro- times contributions come in the form of technical
portionately damaging. For instance, if a shortage assistance and other tied aid, which does not nec-
of cash means that enforcement of water pollution essarily strengthen local capabilities, and some-
regulations has to be suspended, the consequent times the donor community floods local officials
damage to groundwater and surface water can be with well-me ant but unorchestrated offers of assis-
substantial. If a national park goes unprotected tance. Finally, most donor-funded projects are
during a dry season because of lack of funds, relatively short term and small scale. What is
poachers may quickly unLdo what has taken years needed most is longer-term reliable funding, espe-
to achieve. cially for institution building and research.
Environmental administration can often be im-
proved even within a tight budget. But an environ- DECENTRALIZING AND DELEGATING. Once na-
mental agency needs a core of skilled technical tional priorities and policies have been set, it is
staff, as well as laboratories and other monitoring often cost-effective to solve problems at the local
devices, to do its job properly. In some countries level. Many governments therefore pass day-to-
more money is becoming available as environmen- day responsibility to local bodies. This approach
tal management is accepted as an important na- was used successfully in Japan (Box 4.5) and is
tional objective. Econom:ic instruments-fines for being increasingly applied in other countries. In
Box 4.5 Japan: curbing pollution while growing rapidly
Japan's postwar reconstruction brought about both * Establish anational policy framework. The initial legal
rapid economic growth and major environmental prob- framework, estesblished by the Diet, included the Basic
lems. In the 1960s, when it was still a middle-income Law for Environmental Pollution Control (1967), the
country, Japan began to invest heavily in control tech- Air Pollution Control Laws (1967 and 1970), and the
nology to combat severe air and water pollution, Water Pollution Control Law (1970). These laws define
largely from industrial sources. Expenditures for pollu- responsibilities and divide them among government at
tion control by large firms peaked at more than 900 various levels, private firms, and individuals, thereby
billion yen in the mid-1970s before declining to 400 encouraging the decentralization of environmental
billion yen or less by 1980. Japan is now enjoying the management.
benefits of its investments: between 1970 and the late * Negotiate agreements at the local evel. The open ne-
1980s emissions of sulfur oxides decreased by 83 per- gotiation of agreements between polluting industries,
cent, emissions of nitrogen oxides by 29 percent, and local authorities, and citizens' groups often led to emis-
concentrations of carbon mnonoxide by 60 percent. Sim- sions considerably lower than the minimum required
ilar advances were made in improving water quality. by law.
I These results were obtained through stringent govern- * Allow flexibi,'ity in setting emissions levels and promote
mental regulations and negotiations between industry self-regulation. SLnce industries were often located in
and communities to define solutions that could be fine- the middle of residential areas, firms were very sensi-
tuned to varying local requirements. An estimated tive to local environmental concerns. The negotiating
28,000 such agreements are now in force. process allowed emissions levels to be tailored to local
1 Three lessons from the Japanese experience may of- conditions and also encouraged self-regulation by in-
fer useful guidance to today's middle-income dustry, thus fostering the idea of good corporate
1 countries: citizenship.
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China, for example, the actual work of environ- tion, wildlife conservation, park management, im-
mental protection takes place mainly at lower provements in sanitation systems and drainage,
levels of government. The provinces are responsi- and flood control. Local people can provide the
ble for carrying out national policy set by the State manpower and knowledge for dealing with the af-
Environmental Protection Commission. All prov- termath of environmental disasters, and local
inces and municipalities and most counties now knowledge of genetic diversity has led to break-
have environmental protection bureaus (EPBs) throughs in crop production.
that answer to local environmental policy commis- Participatory approaches offer three main ad-
sions headed by a vice governor or vice magistrate. vantages: (a) they give planners a better under-
China's network of environmental protection standing of local values, knowledge, and experi-
agencies thus consists of the central units and ence; (b) they win community backing for project
about 2,400 EPBs, which together employ more objectives and community help with local imple-
than 16,500 people. mentation; and (c) they can help resolve conflicts
In Nigeria, a federal state, most policy is imple- over resource use.
mented at the state level. Over the years the states
have monitored their environmental problems Drawing on local values, knowledge, and experience
through their administrative systems, which in-
clude representation from local governments. Lo- People's views of their environment strongly in-
cal capacity, however, has been weak. The 1988 fluence how they manage it. Even when attitudes
decree establishing Nigeria's FEPA encourages the toward the natural world do not achieve the so-
establishment of local environmental protection phistication described in Box 4.6, few cultures
bodies, but most have only limited capacity to view natural resources as worth nothing more
carry out their responsibilities for environmental than their cash value in the marketplace. Only if
management. If decentralization is to work, it environmental programs reflect local beliefs,
must be accompanied by a transfer of finance. values, and ideology will the community support
Otherwise, a policy vacuum is created: the center them.
sheds responsibilities, but local agencies are ill The belief that traditional knowledge of the en-
equipped to take them up. vironment is simple and static is changing rapidly.
Some countries have made specific allocations to More and more development projects are taking
local administrations for environmental invest- advantage of local knowledge about how to man-
ments. China and Colombia, for example, have age the environment. For example, people in the
passed national laws that permanently assign a tropical rainforests of the Amazon and Southeast
percentage of the income from hydropower sales Asia have accumulated a valuable understanding
to local governments for watershed protection, en- of local ecosystems, and African pastoralists, such
vironmental education, soil protection, and envi- as the Maasai and Samburu of Kenya, are able to
ronmental training programs for municipal offi- exploit apparently marginal savannahs (see Box
cials. In others emissions fees serve as local 4.6). Building on these strengths requires great
sources of finance. The Municipal Environmental care, expertise, and patience. But development
Protection Bureau of Tianjin, China, has created projects that do not take existing practices into ac-
an industrial pollution control fund financed by count often fail.
emissions fees mandated under national legisla- A particularly costly instance of neglecting local
tion, Revenues are used to finance investments in practices occurred in Bali, Indonesia. For centuries
control and treatment at individual enterprises. In- the traditional Balinese irrigation calendar had
vestments in decentralized treatment of industrial provided a highly efficient way of making the most
wastewater increased the treatment rate from 35 to of water resources and soil fertility and of control-
46 percent between 1985 and 1990. ling pests. When a large internationally financed
agricultural project tried to replace traditional rice
Involving local people varieties with high-input imported varieties, the
result was a sudden increase in insect pests, fol-
Many environmental problems cannot be solved lowed by declining crop yields. A subsequent proj-
without the active participation of local people. ect that built on the indigenous production system
Few governments can afford the costs of enforcing has been much more successful.
management programs that local people do not Sometimes local knowledge can be applied in
accept. Participation can also help with afforesta- other parts of the world. Vetiver grass has been
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Box 4.6 Indigenous values and knowledge of land and the environment l
Many of the world's remaining indigenous people- because the methods that they use to alter the course of forest
estimated to number over 250 million living in more succession are technologically simple (consisting of axe and
than seventy countries--take a view of nature that dif- machete and a vast array of knowledge), and also because the
fers strikingly from conventional attitudes. A study forest that regrows is diverse and complex and hard to distin-
(Davis, background paper) commissioned for this Re- guish from undisturbed mature rainforest. The lowland
port analyzes the attitudes of three groups of indige- Quichua achieve this effect by altering the mix of species that
nous peoples: the Quichua-speaking Amerindians in regrow in their agricultural clearings . [. . The result is] a
the rainforests of eastern Ecuador, the Maasai and patchwork of habitats of different ages in different stages of
Samburu nomadic pastoralists of Kenya, and the indig- succession and with a varying blend of useful resources.
enous swidden (slash-and-burn) farmers in the upland (p. 12)
areas of the Philippines. The study concluded that
many indigenous people view land not as a commodity In most countries legal recognition and practical pro-
to be bought and sold in impersonal markets but as a tection of the customary land and territorial rights of
substance endowed with sacred meanings, embedded indigenous people are limited or nonexistent. Pastoral-
in social relations, and fundamental to the understand- ists in Africa face particular problems in maintaining
ing of the groups' existence and identity. access to their traditional pastures. An example is the
Tribal Filipinos see land as a symbol of their historical case of the MEasai and Samburu of Kenya. At one time
identity: an ancestral heritage to be defended and pre- the Kenyan government hoped to set up group ranches
served for all future generations. According to the as a way of increasing beef exports while retaining col-
Episcopal Commission on Tribal Filipinos, lective management. Recently, the government has
promoted the privatization of these ranches, asserting
They believe that wherever they are born, there too shall they that corporate land tenure impedes rational land man-
die and be buried, and their own graves are proof of their agement. The Bank study notes that Maasai elders re-
rightful ownership of the land. It symbolizes their tribal iden- gard private landownership as an "alien concept" and
tity because it stands for their unity, and if the land is lost, express fears that "subdivision may lead to a disas-
the tribe, too, shall be lost. trous change of lifestyle of the Maasai people."
Ownership of tlhe land is seen as vested upon the commu-
nity as a whole. The right to ownership is acquired through The only source of income for the Maasai people is livestock.
ancestral occupation and active production. To them, it is not Their culture provides them with a system in which they can
right for anybody to sell the land because it does not belong to preserve the arid and semiarid areas ... in such a way that
only one generation, but should be preserved for all future certain areas arc put aside in periods of drought in order to 1
generations. (p. 68) keep grazing areas in good condition. Although lately it has
become more difficult to do, it still works within and among
Like many indigenous people, the surviving tribes of group ranchers, especially where upgraded cattle breeds are
the rainforests of South America draw on traditional introduced. However, in the fragile (semi-)arid areas it might
E knowledge and practices to make a living in fragile even become iv.possible to keep livestock on an individual i
environments. The study observes, basis on small plots; it will also irrevocably lead to soil ero- F
sion, overuse o,f water resources, and desertification. (pp.
Quichua forest management is often overlooked and unap- 37-38)
preciated by outsiders who are unfamiliar withi it, in part
used for centuries in the hilly areas of Tamil Nadu tices-embedded as they are in specific cultures-
and other parts of India as cattle fodder and as a are not always so transferable.
hedge plant to conserve soil and moisture. Experi-
ence from the Kabbalama Watershed Development Improving project design and implementation
Project in 1987 prompted! the World Bank to sup-
port the use of vetiver in countries as diverse as Projects are more successful if they are participa-
China, Madagascar, Nepal, Nigeria, the Philip- tory in design and implementation. A review of
pines, Sri Lanka, and Zimbabwe. The costs of vet- thirty completed World Bank projects from the
iver are one-fifteenth those of soil conservation 1970s found an average rate of return of 18 percent
systems that rely more heavily on engineering (see for projects that were judged culturally appropri-
Chapter 7). However, local management prac- ate but only 9 percent for projects that did not
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include mechanisms for social and cultural adapta- collection rate-high by developing country
tion. A more detailed study of fifty-two USAID standards.
projects similarly found a strong correlation be-
tween participation and project success, especially Resolving local conflicts
when participation took place through organiza-
tions created and managed by the beneficiaries Properly planned participation eases resolution of
themselves. the conflicts inherent in environmental decision-
The contrasts between environmentally benefi- making. When mechanisms for resolving conflicts
cial projects designed on participatory principles exist, people may be less likely to overuse natural
and those that fail to include participatory designs resources out of fear of losing their access to them.
can be striking. Haiti's top-down afforestation pro- All too often, top-down rules that govern access to
gram, plagued by high sapling mortality rates on natural resources appear arbitrary and unfair.
forest department lots and by conflicts with vil- Many governments are changing resource alloca-
lagers, consistently fell short of tree-planting tar- tion rules to reduce conflicts between authorities
gets. Starting in 1981, an alternative approach was and local communities and to set up procedures
tried. NGOs helped to provide trees that were se- for resolving disputes among competing claimants
lected by farm households. The result was dra- to resources.
matic: instead of the 3 million trees on 6,000 family When large infrastructural investments-dams,
farms originally planned, 20 million seedlings irrigation facilities, roads, and ports-are planned,
were planted on the farms of 75,000 families who listening to public opinion and local NGOs at an
voluntarily joined the program. early stage is a good way to avoid trouble later on.
Ideally, both local communities and the respon- If this is not done, community opposition can
sible agencies gain from participation, as the expe- gather momentum and delay or stop the project. A
rience of the National Irrigation Authority (NIA) in good environmental assessment should clarify po-
the Philippines illustrates. Early involvement of tential environmental and social impacts, propose
community groups in planning construction and mitigative measures, and present the costs and
in finding ways to avoid the silting of channels and benefits of alternatives.
drains has brought about better maintenance of A particularly difficult challenge for conflict res-
irrigation works and higher agricultural yields. olution is posed by projects such as dams, high-
Users have also been more willing to pay for the ways, and some types of wildlife reservations that
NIA's services. change land use and lead to involuntary displace-
Growing numbers of countries are devising ment and resettlement. Rarely have local views
partnerships with local people to provide munici- been consulted to any extent in making such in-
pal environmental services. In Accra sanitation vestment decisions or, until recently, in planning
services in low-income areas have improved resettlement programs. This omission has led to
greatly since NGOs and local entrepreneurs have inefficiency, as well as injustice; traditional reset-
been allowed to operate improved community pit tlement has turned out to be needlessly slow and
latrines. Desludging and disposal are carried out expensive. Governments and donors now broadly
by the city's central waste management depart- agree on several principles: (a) project designers
ment. This division of responsibility has proved should explore ways of minimizing resettlement;
more effective than attempting to operate a com- (b) resettlers' living standards should be as good
pletely centralized sewerage system that had fallen as or better than before resettlement; (c) compen-
into disrepair. In Jakarta neighborhoods organize sation for lost assets should be paid at replacement
the collection of solid wastes by collecting monthly costs; and (d) communities should be encouraged
dues that are used to buy a cart and hire a local to participate in all stages of resettlement planning
garbage collector. At least once a month, one vol- and implementation. Examples from Mexico and
unteer from each household assists in collecting Thailand illustrate this new approach (Box 4.7).
garbage and cleaning the neighborhood drainage
system. The wastes are taken to a transfer station. The limitations and costs of participation
There they are picked up by municipal authori-
ties-a task that is gradually being contracted out Public participation has its drawbacks. Extensive
to private companies. This combination of com- participation, especially when information is inad-
munity collection and centralized disposal has equate, can delay decisionmaking. Communities
allowed Jakarta to achieve an 80 percent waste with political influence sometimes reject proposals
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Box 4.7 Reforming resettlement through participation: Mexico and Thailand
Resettlement of people (lisplaced by large hydroelectric lications to inform resettlers of their rights and entitle-
dams has typically been the extreme case of nonpar- ments, and providing farmers with good-quality re-
ticipatory planning. But experience with two recent placement farmland are important steps in improving
projects in Mexico and T'hailand illustrates how partici- the resettlement program.
pation can help with issues as difficult as involuntary To implement the resettlement policy for Mexico's
displacement and resettlement. Zimapan project, the parent company set up a unit that
The 200-meter dam at Zimapan, central Mexico, and reported directly to the company's president. The unit
the 17-meter Pak Mun clam on the Mun River in Thai- included anthropologists, technicians, economists, ar-
land are at the core of two World Bank-assisted proj- chitects, and social workers, all of whom were to live in
ects designed to provide urgently needed clean energy. the affected villages, help identify local concerns and
But the national benefits of the dams meant little to the resettlement preferences, and provide a channel of
nearly 25,000 people who would be displaced. Nor was communication between the villagers and the com-
previous experience in either country encouraging; pany. As villagers in Zimapan organized, they repudi-
new housing and comipensation for lost assets had ated the local administration and elected their own
proved no substitute for submerged farmland and up- much tougher council to manage the negotiations on
rooted communities. It was not surprising that resettle- compensation and resettlement. Farmers have been ac-
ment proposals were greeted with skepticism and tive in selecting and supervising designs for replace-
opposition. ment housing, and the company has purchased and
In both countries the impact of resettlement was transferred to the resettlers functioning, productive
i taken into account when the dams were designed. In farms that will improve their incomes and living
the case of Pak Mun a review of technical options standards.
showed that locating the dam slightly upstream and In neither case has participation in resettlement plan-
lowering its height would reduce the number of people ning led to thE disappearance of opposition-that was
to be resettled from apprDximately 20,000 to fewer than not the purpose. Indeed, opposition remains strong,
2,000. Detailed resettlement plans that followed the and confrontational encounters between the company
World Bank's guidelines were prepared to help the af- and antidam organizations still occur. Nevertheless, in
fected farmers recover their lost livelihoods. Under re- both projects pressure for more active participation by
I peated prodding by NGOs and community groups, the local people has led to significant improvements in
energy company began working with the affected com- what will always be a difficult process. Participation
munities on improving its approach to resettlement. has allowed the people most adversely affected by the
Although problems remain, sharing information about projects to be actively involved in directing the course
resettlement alternatives, preparing meetings and pub- that resettlement will take.
to construct facilities such as waste disposal cen- hectare. The outcome was a better irrigation sys-
ters on the most suitable sites because of the im- tem with higher utilization and higher revenues.
pact on local property values, aesthetics, or safety. Increased participation was clearly cost-effective.
Making compensatory payments for local use and A potential disadvantage of participation is that
giving communities control over how the project is decentralization of decisionmaking can easily rein-
sited and designed can help defuse opposition. force the power of local elites. In these cases strong
Participatory approaches tend to be expensive. supervision is needed to overcome local conflicts.
Consultation requires plenty of staff and time, and When projects involve voluntary provision of la-
government agencies, already short of funds, may bor, participatory approaches can widen income
cut corners. If they do, the most remote and margi- differentials. This often happened with commu-
nal-and often the neediest-communities will be nity woodlot programs in India in the 1970s and
the ones to suffer. early 1980s. In many of these projects, despite an
The extra net expense of seeking participation approach ostensibly built on village participation,
need not be large, however. In the Philippine ex- poor villagers commonly found that their time and
ample described above, the additional cost for the labor were welcome but that the benefits went dis-
community organization program was about $25 a proportionately to wealthier villagers who made a
hectare, but savings in construction costs-largely smaller contribution. More thought is needed on
as a result of information provided by farmers- ways to ensure that participatory approaches are
brought the net increase clown to less than $2.50 a able to balance the claims of different groups.
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How participation can be improved involved need to be well informed. Some ways to
achieve that are (a) to share information with local
How can the large benefits of participation be real- communities at the early stage of identifying a
ized while minimizing the costs? Community or- project, (b) to discuss local worries with the af-
ganizations often require strengthening through fected communities, (c) to allow public comments
technical assistance, management training, and on background studies, (d) to encourage public
gradually increased levels of responsibility. Sev- comments on the draft environmental assessment,
eral measures can enhance participation. and (e) to include hearings and comments in the
final document. The World Bank expects its bor-
USE OF INDIGENOUS INSTITUTIONS. Indigenous rowers to arrange public discussion of environ-
institutions (such as the subak, or traditional mental assessments prepared for the projects it
groups of water users, in Bali) that are already in- finances.
volved in managing natural resources can be use-
ful, particularly when decisions on land use have INSTITUTIONAL REFORMS. The attitudes of bu-
to be made. Where such institutions do not exist, it reaucracies often thwart the benefits of local par-
is often necessary to create them. All too often, ticipation. Forestry departments, for example,
however, user groups have been legislated into generally see as their mission protecting trees from
existence rather than built on existing social foun- people. Wildlife conservation agencies (sometimes
dations. User groups can be effective only when justifiably) fail to distinguish local communities
they enjoy broadly based local support. from game poachers. Often, the institutional units
that have the best relations with local communities
USE OF LOCAL VOLUNTARY ORGANIZATIONS. are themselves on the margins of their own agen-
Among the strengths of community groups and cies. Most technical agencies lack the skills to fos-
NGOs are their ability to reach the rural poor in ter participation. High priority should therefore be
remote areas and to promote local participation; given to increasing the organizational weight of
their effective use of low-cost technologies; and units that specialize in participation, to hiring pro-
their innovativeness. They work best when they fessional staff trained in the social sciences, and to
complement the public sector but may also have providing institutional incentives for participation.
an important "watchdog" function, thereby influ-
encing public policy. The disadvantages of NGOs The following chapters describe particular areas of
include a generally weak financial base and admin- environmental concern. In each area, policies are
istrative structure and limited technical capa- available for mitigating the worst effects of pollu-
bilities. Many NGOs are small and by themselves tion and degradation without sacrificing develop-
cannot be expected to cover large populations. The ment. Although such policies may appear simple
challenge is to retain the NGOs' expertise and en- and logical, no one should underestimate the po-
ergy while simultaneously enlarging their financial litical difficulties entailed in implementing them.
and administrative bases. As this chapter has argued, governments can re-
duce those difficulties by introducing well-de-
INCREASED ACCESS TO INFORMATION. Many coun- signed administrative structures for making and
tries now support local involvement in environ- implementing environmental policy and by care-
mental impact assessments. But if such consulta- fully building constituencies of support.
tions are to be effective, the people who are
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Sanitation and clean water
For many people in developing countries water supply, sanitation, and solid wastes are the most important of all
environmental problems. More than 2 million deaths from diarrhea alone could be avoided each year if all people
had reasonable water and sanitation services. And large economic and environmental costs are incurred in trying
to compensate for poor-quality services.
This chapter argues that large gains-in environmental quality, healthl, equity, and direct economic returns-
can be realized by adopting an approach that comprises four key elements:
* Managing water resources better, taking account of economic efficien cy and environmental sustainability
* Providing, at full cost, those "private" services that people want and are willing to pay for (including water
supply and the collection of human excreta, wastewater, and solid wastes)
* Using scarce public funds only for those services (specifically, treatment and disposal of human excreta,
wastewater, and solid wastes) that provide wider communal benefits
- Developing flexible and responsive institutional mechanisms for providing these services, with a larger role
for community organizations and the private sector.
Although the provision of clean water and sani- waste collection and disposal mean that large
tation is often omitted from the list of priority quantities of waste enter both groundwater and
environmental challenges, in many parts of the surface water. Groundwater contamination is less
developing world it ranks at the top. Two environ- visible but often more serious because it can take
mental issues are involved: the costs to human decades for polluted aquifers to cleanse them-
health and productivity of polluted water and in- selves and because large numbers of people drink
adequate sanitation and the stresses placed on wa- untreated groundwater.
ter resources by rapidly growing human demands More environmental damage occurs when peo-
for water. This chapter argues that to address the ple try to ccmpensate for inadequate provision.
first problem, the second must be tackled as well. The lack or unreliability of piped water causes
This will require better management and more effi- households to sink their own wells, which often
cient use of water. It ma.y mean that agriculture leads to overpumping and depletion. In cities such
will have to do more with. less water (as discussed as Jakarta, where almost two-thirds of the popula-
in Chapter 7), and it will certainly demand a shift tion relies on groundwater, the water table has de-
in how sanitation and water supply services are clined dramar.ically since the 1970s. In coastal areas
provided-the main theme of this chapter. this can cause saline intrusion, sometimes render-
ing the water permanently unfit for consumption.
Water supply and sanitation as environmental In, for example, Bangkok excessive pumping has
priorities also led to subsidence, cracked pavements, broken
water and sewerage pipes, intrusion of seawater,
Inadequate sanitation is a major cause of the deg- and flooding.
radation of the quality of groundwater and surface Inadequate water supply also prompts people to
water described in Chapter 2. Economic growth boil water, thus using energy. The practice is espe-
leads to larger discharges of wastewater and solid cially common in Asia. In Jakarta more than $50
wastes per capita. Inad[equate investments in million is sperit each year by households for this
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purpose-an amount equal to 1 percent of the llow i i
city's GDP. Investments in water supply can there- ahg fl ie ntn e
fore reduce fuelwood consumption and air s g
pollution.
Figure 5.1 Life expectancy and improvements
Effects on health in water supply and sanitation in selected
French cities, 1820-1900
The health benefits from better water and sanita-
tion, as noted in Chapter 2, are large. When ser-
vices were improved in the industrial countries in Improvements made
the nineteenth and twentieth centuries, the impact Life Lyon Paris Marseilles
on health was revolutionary. Life expectancy in expectancyat rs
French cities, for example, increased from about 32 50
years in 1850 to about 45 years in 1900, with the - -_ -
timing of changes corresponding closely to im-
provements in water supply and wastewater dis- 45
posal (Figure 5.1). Today, adequate water and sani-
tation services are just as vital: diarrheal death 4
rates are typically about 60 percent lower among
children in households with adequate facilities
than among those in households without such fa- 35
cilities. Box 5.1 describes the improvements that
are critical for better health. 30
Effects on productivity
. . 25 _ _ _ _~2
Improved environmental sanitation has economic 25
benefits. Consider the case of sewage collection in 1820 1830 1840 1850 1860 1870 1880 1890 1900
Santiago, Chile. The principal justification for in- Source: Briscoe 1987.
vestments was the need to reduce the extraordi-
Box 5.1 Specific investments that matter for health
The potential health benefits from improved water and 50 liters per capita per day and generally depends on
sanitation services are huge. What improvements must getting the water delivered to the yard or house.
be made to secure these benefits? * Excreta disposal. It is necessary to distinguish
Water quality. Contrary to common belief, contai- among the effects on the household and on the neigh-
* Waer qakEyContary o c mon ehef conam- borhood. For the household, the health impacts of im-
ination of water in the home is relatively unimportant.
What matters is whether the water coming out of the proved sanitation facilities depend only on getting the
tap or pump iscontaminated. In mostdeveloping excreta out of the house and are thus similar whether
countries the imperative is to get from "bad" quality family members use an improved pit latrine, a cesspool
(say, more than 1,000 fecal coliforms per 100 milliliters) overflowing into a street drain, or a conventional sew-
to "moderate" quality (less than 10 fecal coliforms per erage system. For the neighborhood, the key is the
... m.Uiliters), not necessarily to meet the stringent removal of excreta, a task done well by a wide range of100 milliliters), not necessarily to meet the stringent tehogisbtadyymnycmnluedy-
quality standards of industrial countries. technologies but badly by many commonly used sys-
* Water availability. As long as families have to go out tems (such as nightsoil collection and unemptied septic
of the yard to collect water, the quantities used will tanks). Because all the fecal-oral transmission routes
remain low (typically between 15 lters and 30 liters per are much more important when people live in close
rapina low (typically bsetofwatee 15r lersonan 30literper proximity to each other, the ill effects of poor environ-
capita per day). The use of water for personal hygiene mental sanitation are greatest in high-density urban
usually increases only when availability rises to about settlements.
99
narily high incidence of typhoid fever in the city. A the number of deep wells providing water to the
secondary motive was to maintain access to the city. And the costs of compensating for poor water
markets of industrial countries for Chile's increas- quality are great, too. In Bangladesh boiling drink-
ingly important exports of fruit and vegetables. To ing water would take 11 percent of the income of a
ensure the sanitary quality of these exports, it was family in the lowest quartile. With the outbreak of
essential to stop using raw wastewater in their cholera in Pleru the Ministry of Health has urged
production. In the light of the current cholera epi- all residents to boil drinking water for ten minutes.
demic in Latin America, this reasoning was pre- The cost of doing so would amount to 29 percent
scient. In just the first ten weeks of the cholera of the average household income in a squatter
epidemic in Peru, losses from reduced agricultural settlement.
exports and tourism were estimated at $1 billion-
more than three times thie amount that the country What needs to) be done?
had invested in water supply and sanitation ser-
vices during the 1980s. Investments in sanitation and water offer high eco-
Improved access to water and sanitation also nomic, social, and environmental returns. Univer-
yields direct economic benefits. For many rural sal provision of these services should and could
people, obtaining water is time-consuming and become a reality in the coming generation. But the
heavy work, taking up to 15 percent of women's next four decades will see urban populations in
time. Improvement projects have reduced the time developing countries rise threefold and domestic
substantially. In a village on the Mueda Plateau in demand for water increase fivefold. Current ap-
Mozambique, for instance, the average time that proaches will not meet these demands, and there
women spent collecting water was reduced from is a real possibility that the numbers unserved
120 to 25 minutes a day. Family well-being was could rise substantially, even while aquifers are
thus improved, as the time saved could be used to depleted and rivers degraded. The remainder of
cultivate crops, tend a home garden, trade in the this chapter discusses four key policy changes that
market, keep small livestock, care for children, or need to be made.
even rest. Because users clearly perceive these
time savings, they are willing to pay substantial Managing water resources better
amounts (as discussed below) for easier access.
In the absence of formal services, people have to When there was little competition for water, it was
provide their own services, often at high cost. In (correctly) used in large quantities for activities in
Jakarta, for instance, about 800,000 households which the value of a unit of water was relatively
have installed septic tanks, each costing several low. In many countries irrigated agriculture be-
hundred dollars (not counting the cost of the came the dominant "high-volume, low-value"
land). And in many cities and towns large num- user. Today about 73 percent of all water with-
bers of people buy water from vendors. A review drawals (and higher proportions of consumptive
of vending in sixteen cities shows that the unit cost use) are for irrigation. This share is even higher in
of vended water is always much higher than that low-income countries, as shown in Table 5.1. In
of water from a piped city supply-from 4 to 100 most countries this water is provided at heavily
times higher, with a median of about 12. The situa- subsidized prices, with users seldom paying more
tion in Lima is typical; although a poor family uses than 10 percent of operating costs.
only one-sixth as much water as a middle-class As demand by households, industries, and
family, its monthly water bill is three times as farmers increases, governments find it hard to
large. Consequently, in the slums around many
cities water costs the poor a large part of house-
hold income-18 percent in Onitsha, Nigeria, and Table 5.1 Sectoral water withdrawals,
20 percent in Port-au-Prince, for example. by country iricome group
The economic costs of compensating for unreli- Annual
able services-by building in-house storage facili- withdrawals, bysector(percent)wells, or instaling booster pups Income group per capitaWihrwl,bsetrprcit
ties, sinking wells, or installing booster pumps Income group (cubic meters) Domestic Industry Agrculture
(which can draw contaminated groundwater into Low-income 386 4 5 91
the water distribution system)-are substantial. In Middle-income 453 13 18 69
Tegucigalpa, for example, the sum of such invest- High-income 1,167 14 47 39
ments is so large that it would be enough to double Source: World Resources Institute 1990.
100
change existing arrangements. The allocation of in reducing the overpumping of its aquifers by reg-
water in all countries is a complex issue and is istering groundwater users (especially commercial
governed by legal and cultural traditions. Users and industrial establishments) and by introducing
typically have well-established rights. Reallocation a groundwater levy.
is a contentious and ponderous process that gener- The striking features of these "market-based"
ally responds to changes in demand only with reallocation methods are that they are voluntary,
long lags. Even though agricultural use of water they yield economic benefits for both buyers and
has the lowest value per cubic meter, there is sellers, they reduce the environmental problems
strong political opposition to diverting water from caused by profligate use of water in irrigation, and
agriculture to other sectors. The result is that in they lessen the need for more dams.
many countries, industrial and developing alike, Without effective management of water re-
large volumes of water are used in irrigated agri- sources, the cost of supplying water to cities will
culture, adding little economic value, while cities continue to rise. The most dramatic examples will
and industries, which would gladly pay more, be in large and growing urban areas. In Mexico
cannot get enough. City, where much water is used for irrigation, the
This mismatch is most striking in the areas city has to contemplate pumping water over an
around large cities. In the western United States, elevation exceeding 1,000 meters into the Valley of
for example, farmers in Arizona pay less than 1 Mexico; in Lima upstream pollution has increased
cent for a cubic meter of water, while residents of treatment costs by about 30 percent; in Shanghai
the city of Phoenix pay about 25 cents. In the in- water intakes have already been moved upstream
dustrial heartland of China around Beijing and more than 40 kilometers at a cost of about $300
Tianjin 65 percent of water is used relatively ineffi- million; and in Amman the most recent works in-
ciently for low-value irrigation, while huge expen- volve pumping water up 1,200 meters from a site
ditures are contemplated to bring water from other about 40 kilometers from the city. A recent analysis
river basins to the cities. of the costs of raw water for urban areas in World
Paradoxically, there is good news in these dis- Bank-financed projects (Figure 5.2) shows that the
tortions. Their very size indicates that urban short- unit cost of water would more than double-and in
ages could be met with only modest reallocation. some cases more than triple-under a new water
In Arizona, for instance, the purchase of the water development project.
rights from just one farm is sufficient to provide Industries and households also need to be given
water for tens of thousands of urban dwellers. Be- incentives to use water efficiently. Cities, like
cause of the low value of water in irrigated agricul- farmers, have tended to take demand as given and
ture, the loss of this marginal water has little over- to see as their task increasing supplies to meet it.
all effect on farm output. To help transfers, new As was the case with energy twenty years ago,
market-driven methods for reallocation have been little attention is paid to conservation and demand
developed. When a recent drought dangerously management in the water sector. This is both eco-
reduced available water, the state of California set nomically and environmentally unsound. Con-
up a voluntary "water bank" that purchased wa- sider the case of Washington, D.C. In the 1960s the
ter from farmers and sold it to urban areas. The U.S. government concluded that sixteen dams and
farmers made a profit by selling the water for more more than $400 million were required to meet the
than it was worth to them, while the cities got water needs of the metropolitan area. Because of
water at a cost well below that of other sources of resistance from environmentalists to the construc-
supply. tion of the dams, the plan had to be reconsidered.
In developing countries, too, a start is being Eventually the number of dams was reduced to
made in applying innovative methods for manag- one and the total cost of the scheme to $30 million.
ing water resources. China's State Science and The key changes were a revised plan for managing
Technology Commission found that the economic demand during droughts and more efficient oper-
rate of return to a cubic meter of water used for ating rules. This illustrates once again that better
agriculture was less than 10 percent of the return economics and a better environment are
to municipal and industrial users. Once agri- compatible.
cultural and urban users accepted that they had to Experience in industrial and developing coun-
look at water as an economic commodity with a tries alike shows the potential for using water
price, progress-including reallocation-was pos- more cost-effectively in industry. In the United
sible. And Jakarta has been reasonably successful States withdrawals of fresh water by manufactur-
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A particularly important conservation alterna-
tive is reclamation of wastewater. Reclamation of
water for urban, industrial, and agricultural use is
attractive both for improving the environment and
Figure 5.2 Supplying water to urban for reducing- the costs of water supply. Reclaimed
areas: current cost and projected future cost wastewater has been used for many years for
(1988 dollars per cubic meter of water) flushing toilets in residential and commercial
buildings in Japan and Singapore. A recent recla-
Future cost mation scheme in the Vallejo area of Mexico City
1.4 (Box 5.2) illustrates the great potential, both eco-
Amman nomic and environmental, of wastewater reuse-
1.2 .and, to anticipate a theme developed below, the
scope for the private sector.
Il <.-,At preserLt, in most countries management of
1.0 _ water resources is fragmented (industrial users,
Mexico City/ for example, do not have to take account of the
0.8 - costs that their use and pollution of water imposes
Hyderaba9y Z
0.6 - 70 Lima /
Algiers,=
0.4 T t_> Dhhaka Box 5.2 Environmental improvement,
! 2-Surabaya management of water resources,0.2 7 -/ Bangalore and the private sector in Mexico
Shenyang I In 1989, faced with rising water prices and poten-
0 0.2 0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4 tial water shortages, a group of companies in the
Current cost Vallejo area of Mexico City sought an alternativeto water supplied by the public agency. At about
- Future cost is three times current cost the same dime, the Mexican government decided
to involve the private sector in water supply and
Future cost is twice current cost wastewater treatment.
The industrialists realized that if sewage flows
Future cost equals current cost ] could be adequately treated, this could provide a
cost-effective and reliable source of industrial wa-
ter (and, incidentally, could improve the environ-
ment by treating wastes and reducing the need for
Note: Cost excludes treatment and distribution. "Current new water supplies). Twenty-six Vallejo com-
cost" refers to cost at the time data were gathered. "Future panies organized a new for-profit firm, Aguas In-
cost" is a projection of cost under a new water development dustriales de Vallejo (AIV), to rehabilitate an old
project. municipal wastewater treatment plant. Each
Source: World Bank data. pat
shareholder company contributed equity on the
basis of its water requirements, with total equity
amounting to $900,000.
AIV operates the plant under a ten-year conces-
ing industries are expected to be 62 percent less in sion from the government. The plant now pro-
2000 than in 1977, primrarily because of the in- vides 60 liters per second to shareholders and 30
creased costs industries have to pay for disposing 1 liters per second to the government as paymentcreased~~~~~~~~~~~~ cotlnutislaet a o ipsn for the concession. The concession agreement
of industrial wastewater. In Sao Paulo, Brazil, the for the ion. the cneso agremetgives ANV the right to withdraw up to 200 liters
imposition of effluent charges induced three in- per second of wastewater from the municipal
dustrial plants to reduce their water demand by trunk sewer. AIV plans to double the plant's ca-
between 42 and 62 percent. Figure 5.3 shows how pacity within five years at an estimated cost of
in Beijing a variety of conservation measures in , $1.5 million. The firm provides treated water to
industries and households could release large shareholder companies at a price equivalent to 75
quantities of water at a substantially lower unit percent of the water tariff charged by the govern-
cost than the cost under the next supply augmen-
tation project.
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Figure 5.3 Conserving water as an alternative to expanding supply in Beijing
(discounted cost in dollars per cubic meter)
Domestic uses Industry
(total savings: 15 percent of (total savings: 33 percent of
current domestic consumption) current industrial consumption)
0.12
0.10 m- Cost of next water development project....
0.08
0.06C
0 50 100 0 50 100 150 200 250 300 350
Quantity conserved (millions of cubic meters per year)
3 Improved efficiency in public facilities El Increased recycling of cooling water
El Leakage reduction program in manufacturing
I3 Recycling of cooling water used in O Recycling of cooling water from
air conditioning power plants
I Installation of water-efficient flush toilets El Wastewater ecycling
Source: Hufschmidt and others 1987.
on domestic users downstream) and is done by times higher than is normal in industrial countries.
"command and control" (most allocations are set In Lima 70 percent of the water distribution dis-
by administrative fiat). The challenge is to replace tricts provide inadequate water pressure. In Mex-
this system with one that recognizes the unitary ico 20 percent of the water supply systems have
nature of the resource and its economic value and unreliable chlorination facilities.
that relies heavily on prices and other incentives to
encourage efficient use of water. What has been done
Providing services that people want and are Developing countries cannot afford to provide all
willing to pay for people with in-house piped water and sewerage
connections. The policy has usually been to con-
During the United Nations Drinking Water and centrate primarily on the (subsidized) provision of
Sanitation Decade of the 1980s, coverage increased water, often through house connections for the
(see Chapter 2). But about 1 billion people still lack better-off and standpipes or handpumps for the
an adequate water supply, and about 1.7 billion poor.
people do not have adequate sanitation facilities. Consumers in most industrial countries pay all
The quality of service often remains poor. In Latin of the recurrent costs (operations, maintenance,
America, for example, levels of leakage and pipe and debt service) of both water and sewerage ser-
breakage are, respectively, four times and twenty vices. They also pay most of the capital costs of
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water supply and a large (typically over half) and A new approach
rising portion of the capital costs of sewerage. In
developing countries, by contrast, consumers pay In urban areas there is abundant evidence that
far less. A recent review of World Bank-financed most people want on-plot water supplies of rea-
projects showed that the effective price charged sonable reliability and are willing to pay the full
for water is only about 35 percent of the average cost of these services. In some areas this standard
cost of supplying it. The proportion of total project solution will have to be adjusted and special ef-
financing generated by ultilities points in the same forts made to accommodate poor people. In Latin
direction: internal cash generation accounts for America and., more recently, in Morocco utilities
only 8 percent of project costs in Asia, 9 percent in have helped poor families to install a connection
Sub-Saharan Africa, 21 percent in Latin America and in-house plumbing by giving them the option
and the Caribbean, and 35 percent in the Middle of paying over several years. Another option is a
East and North Africa. "social tariff" whereby the better-off cross-subsi-
Box 5.3 Willingness to pay for water in rural areas
The World Bank, in conjunction with other agencies, option for many households. Those who wish to have
recently completed a study of rural water demand in house connections should be able to do so but must
Brazil, Haiti, India, Nigeria, Pakistan, Tanzania, and have metered cDnnections and must pay the full cost.
I Zimbabwe. The study suggests that where water de- Many of the bet ter-off communities in Sub-Saharan Af-
mand is concerned, there are four broad categories of rica and poorer communities in Asia and Latin America
rural community. probably fall into this category.
Type 1: willingness to pay for private connections is high Type III: households' willingness to pay for improved ser-
and willingness to pay for public water points is low. Com- vice is high but not high enough to pay the full costs of an
munities in this group offer exciting possibilities be- improved service. This group typically includes poor
cause people want and are willing to pay the full costs communities in arid areas in South Asia and Sub-
of reliable water service delivered by way of private Saharan Africa. As in Type II villages, people are will-
metered connections into the house or yard. The avail- ing to pay a relatively large share of their income for
ability of free public taps (for the poor) will not appre- improved water service. The distinction is that the
ciably affect the demand for private connections. The costs of supply are so high, as a result of a combination
appropriate strategy is to offer private connections and of aridity and low population densities, that improved
even encourage them (specifically, by amortizing con- systems will not be built and operated without sub-
nection costs in monthly water bills); to recover all sidies. Given the high priority that people give to im-
costs through the tariff; and to deliver a reliable ser- proved water supply, if transfers were available from
vice. A striking finding from the World Bank study is central government or from foreign donors, house-
that this category is larger than is commonly assumed; holds would typically choose to spend the funds on an
it probably includes many communities in Southeast improved water supply. The primary service offered in
Asia, South Asia, Latin America, and the Middle East such communities would be public taps, wells, or bore-
and North Africa. holes, although in piped systems metered yard taps
Type II: only a minority of households are willing to pay should be allowed, with tariffs set to recover full costs.
the full costs of private connections, but most households are Type IV: willingness to pay for any kind of improved ser-
willing to pay the full costs of public water points. Although vice is low. This group typically includes poor commu-
overall willingness to pay for improved water service is nities in which (a) traditional water supplies are consid-
considerable in Type II communities, users vary greatly ered more or less satisfactory by the population or (b)
in their willingness to pay for different levels of service. water supply is, seen as the financial responsibility of
| In these villages the provision of free public water the governmer.t. In such communities self-financed
points (such as standpipes, wells, or boreholes) would improved water supplies are not feasible. Given the
I significantly reduce the demand for private connec- low priority acoarded improved water supply, available
tions. When there is heavy reliance on public water subsidies could be better used in providing other, more
points, some charge must be levied on water from highly valued infrastructural services. For the time be-
these sources in order to finance the system. Here the ing, the appropriate rural water supply policy in such
greatest challenge is to clevise revenue collection sys- cases is simply to do nothing. For the second category,
E tems that are sensitive to peoples' preferences about once government paternalism ceases, communities
when they want to buy water and how they want to may express a willingness to pay and will become Type
pay for it. Kiosks appear to be an attractive and flexible II communities.
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Users want reliable supplies Credit for connections is vital
Figure 5.4 How reliability of supply affects Figure 5.5 How spreading connection costs
willingness to pay for piped water: over time affects willingness to pay for piped
Punjab, Pakistan water: Kerala, India
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forthcoming. forthcoming.
dize the poor. Properly executed, such policies are try study by the World Bank of rural water de-
both sensible (since the poor use relatively little mand (Box 5.3) found that most rural people want
water) and compassionate. But there are dangers. and are willing to pay for a relatively high level of
Social tariffs can lead to a general spread of sub- service (yard taps). As shown in Figure 5.4, they
sidies. And the assignment of noncommercial ob- will pay substantially more if that service is reli-
jectives to a public enterprise generally has an in- able. And, as Figure 5.5 illustrates, more people
sidious effect on the achievement of all its will make use of improved water supplies if inno-
objectives, commercial and noncommercial alike. vative financing mechanisms are employed.
It is widely assumed that the demand situation Twenty years of experience with the provision of
in rural areas is quite different, that there people water in rural Thailand (Box 5.4) shows how it is
have only a "basic need" which can be met with a possible to break out of a "low-level equilibrium
public tap or handpump. But a recent multicoun- trap" (in which a low level of services is provided,
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Box 5.4 Breaking out of the "low-level equilibrium trap" in northeast Thailand
A well-documented case in northeast Thailand, cover- did not want handpumps, which were not considered
ing a twenty-year period, demonstrates the importance an improvemenit over the traditional rope-and-bucket
of discovering what users of rural water services want system. And standpipes, being no closer than their tra-
rather than making assumptions about the answers. ditional sources, offered no obvious benefits. Only
Since the people in the area were poor, the initial piped water to yardtaps could meet people's
project was intended to provide protected water at the aspirations.
lowest possible cost. Because groundwater is abundant In the next Froject yardtaps were allowed, with the
in the region, the technology chosen was handpumps. users paying the full costs of connection. Five years
After five years most of the handpumps were not later the verdici: was in: 90 percent of the systems were
working, and water use habits were largely un- functioning reliably, 80 percent of the people were
changed. In a follow-up phase motor pumps provided served by yard:aps, meters had been installed, and lo-
piped water at community standpipes. Again, the proj- cally adapted charging systems had been developed.
ect failed. Five years after implementation 50 percent of Not only were the systems well maintained, but be-
the systems were not working at all, and another 25 cause the service was so popular, many systems had
percent operated intermittently. extended distribution lines to previously unserved
As was consistent wit]h conventional assumptions, areas.
the failures were attributed to technologies that were In other worcls, in terms of the typology discussed in
too complex to maintain and to the inability of the vil- Box 5.3, when these (poor) people were treated as
lagers to pay for improved supplies. Gradually, how- "Type IV" cases, the result was the familiar low-level
ever, it became apparent that the main problem was equilibrium trap. When they were treated as "Type I"
not the capabilities of the villagers but the fact that the communities, the cycle was broken, and a high-level
service being offered was not what they wanted. They equilibrium was established.
willingness to pay and thus revenues are low, and hoods. People want privacy, convenience, and sta-
the operation consequently deteriorates) to a tus; polluted water smells unpleasant and fosters
"high-level equilibrium" in which users get a high mosquitos; and the installation of sewers typically
level of service, pay for it, and maintain the de- increases property prices. As with water supply,
sired system. so with sanitation: where public provision is ab-
sent, people pay significant amounts for privately
Increasing investments in sanitation provided services. Even in poor cities the amounts
paid are considerable. In Kumasi, Ghana, for ex-
Public investment in water supply and sanitation ample, the use of public latrines and bucket la-
accounts for 10 percent of total public investment trines accounts for large recurrent expenditures-
in developing countries, or about 0.6 percent of about 2.5 and 1 percent, respectively, of family in-
GDP. Spending on sewerage and sanitation ac- come. In Kumasi and in Ouagadougou families are
counts for substantially less than one-fifth of lend- willing to pay about 2 percent of household in-
ing in World Bank-financed projects. Most of this come for an improved sanitation system. This is
has been for sewage collection, with little spent on roughly the amount paid for water and for electric-
treatment. An indication of the huge underinvest- ity. The examples of northeast Brazil and of Or-
ment in treatment is that only 2 percent of sewage angi, Pakistan, discussed in Boxes 5.5 and 5.6
in Latin America is treated. Similarly, only a small show the willingness of households to pay for hav-
proportion (typically 5 percent in developing ing wastewater carried out of the neighborhood
countries, compared with 25 percent in industrial (by means of a low-cost sewer).
countries) of all spending on solid wastes is di-
rected to their safe disposail. Expanding the menu of supply options
Taking account of demand A vital element of a demand-driven sanitation
strategy is to expand the menu of services from
There is abundant evidence that urban families are which users can choose.
willing to pay substantial amounts for the removal In city centers there is no alternative to costly
of excreta and wastewater from their neighbor- waterborne systems. But even in relatively poor
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Box 5.5 Innovative sewerage in northeast Brazil: the condominial system
The condominial system is the brainchild of Jose Carlos the neighbor's portion of the sewer. The consequence
de Melo, a socially committed engineer from Recife. is rapid, direct, and informed feedback to the misuser.
The name "condominial" was chosen for two reasons. This virtually eliminates the need to "educate" the
First, a block of houses was treated like a horizontal users of the system about dos and don'ts and results in
apartment building-or condominiais, in Portuguese. fewer blockages than in conventional systems. And
Second, "Condominial" was the title of a popular Bra- third, because of the greatly reduced responsibility of
zilian soap opera and so was associated with the best in the utility, operating costs are much lower.
urban life! As is evident in Box figure 5.5, the result is a The condominial system is now providing service to
layout radically different from the conventional sys- hundreds of thousands of urban people in northeast
tem, with a shorter grid of smaller and shallower Brazil. The danger is that the clever engineering may
"feeder" sewers running through backyards and with be seen as "the system." Where the community and
the effects of shallower connections to the mains rip- organizational aspects have been missing, the technol-
pling through the system. These innovations cut con- ogy has worked poorly (as in Joinville, Santa Catarina)
struction costs to between 20 and 30 percent of those of or not at all (as in the Baixada Fluminense in Rio de
a conventional system. Janeiro).
The more fundamental and radical innovation, how-
ever, is the active involvement of the population in
choosing the level of service and in operating and
maintaining the "feeder" infrastructure. Families can Box figure 5.5 Conventional and condominial
choose to continue with their current sanitation sys- sewage collection systems
tem, to connect to a conventional waterborne system K
(which usually means a holding tank discharging into Conventional system Condominial system
an open street drain), or to connect to a "condominial"
system.
If a family chooses to connect to a condominial sys- t _
tem, it has to pay a connection charge (financed by the
water company) of, say, X cruzados, and a monthly
tariff of Y cruzados. If it wants a conventional connec-
tion, it has to pay an initial cost of about 3X cruzados
and a monthly tariff of 3Y cruzados, reflecting the r
higher capital and operating costs of the conventional
system.
Families are free to continue with their current sys- U . .
tem. In most cases, however, those families that ini-
tially choose not to connect eventually change their
minds. Either they succumb to heavy pressure from 3 U U .
their neighbors, or they find the buildup of wastewater
in and around their houses intolerable once the (con- *
nected) neighbors fill in the rest of the open drain.
i: Individual households are responsible for maintain- Main sewer
ing the feeder sewers, with the formal agency tending Street sewer
only to the trunk mains. This has several related posi- House sewer
tive results. First, it increases the communities' sense E Backyard toilet
of responsibility for the system. Second, the misuse of O Plot
any portion of the feeder system (by, say, putting solid
wastes down the toilet) soon shows up as a blockage in
cities the difficulties are not insoluble. In For- pass them on to those who purchase units in the
taleza, a poor city in northeast Brazil, developers buildings.
of all high-rise buildings are required to, and do, Beyond the urban core, however, conventional
install package sewage collection and treatment sewerage systems (with average household costs
systems. The point here is not that this is a good anywhere from $300 to $1,000) are too expensive
technical solution but that even in a relatively poor for most developing countries. In recent decades
city, developers can easily absorb such costs and efforts have been made to develop technological
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alternatives. Most of this work has concerned the $1,000 per household that was standard in Karachi
onsite disposal of excreta. Pour-flush latrines and to less than $50 per household (excluding the cost
ventilated improved pit (VIP) latrines are often the of the trunk sewers). The achievement is extraordi-
technologies of choice-they provide good service nary-about 600,000 people in Orangi are now
(privacy and few odors) at reasonable cost (typ- served with self-financed sewers.
ically about $100 to $200 per unit), and their instal-
lation and functioning dloes not depend on the Investing in waste disposal
municipality or other organization. At even lower
cost, there are yet simpler improvements, such as There is an important difference between "private
the latrine slab program that proved successful in goods" (including water supply and even waste-
Mozambique. water and solid waste collection), in which the pri-
For a variety of reasons--high housing densities, mary benefit s accrue to individual households,
impermeable soils, and the need to dispose of con- and waste treatment and disposal, in which the
siderable quantities of domestic wastewater-on- benefits accrue to the community at large. In the
site solutions do not function well in many urban first case willingness to pay is an appropriate
areas. Sewage and wastewater collect in the streets guide to the level of service to be provided, and
and in low-lying areas, creating serious aesthetic the main source of finance should be direct
and health problems. Ancd in many settings people charges to the users. In the case of waste disposal,
aspire to "the real thing"--waterborne sewerage. however, public financing is essential. Govern-
Current sanitation choices include a Rolls-Royce ments that subsidize "private" water supply and
(conventional sewerage), a motorcycle (an im- wastewater collection services are left with less
proved latrine), and a bicycle (an unimproved la- money to finance treatment and disposal services.
trine). What is missing is the Volkswagen-some- No developing country, however, will have the
thing that provides much the same service as the luxury of collecting and treating wastewater from
Rolls Royce but that many more people can afford. all households. Because the costs of meeting such
Several such technologies are being developed: goals are extremely high, even in industrial coun-
* Effluent sewerage is al hybrid between a septic tries the full population is not served by wastewa-
tank and a conventional sewerage system. Its dis- ter treatment facilities; coverage is only 66 percent
tinctive feature is a tank, located between the in Canada and 52 percent in France. In making the
house sewer and the street sewer, that retains the inevitable choices, the best ratio of benefits to costs
solids, thereby allowing smaller sewers to be laid will usually be achieved by concentrating most
at flatter gradients and with fewer manholes. Such public funds on waste treatment in large cities,at later radent an wih fwermanole. Sch especially those that lie upstream from large
systems have been widely used in small towns in opuaty osp g
the United States and Australia and in Argentina, populations.
Brazil, Colombia, India, Mozambique, and Zam- In recent decades some important advances
bia. The (limited) cost data suggest that solids-free have been made in innovative sewage treatment
sewerage costs about 20 percent less than conven- processes. At the lower end of the spectrum is the
tional sewerage. stabilization pond, a technology that has proved
* Simplified sewerage, developed in Sao Paulo, robust, easy to operate, and (where land is not
allows smaller, shallower, flatter sewers with costly) relatively inexpensive. A promising inter-
fewer manholes. This simplified design works as mediate (in both cost and operational complexity)
well as conventional sewerage but costs about 30 is the upflow anaerobic sludge blanket, which has
percent less. It is now routinely used in Brazil. performed well in Brazil and Colombia. The point
* The condominial system described in Box 5.5 is the importance of developing technical solutions
has been developed and applied in northeast Bra- that are adapted to the climatic, economic, andhas een evelped nd a lie in orthast ra- managerial realities of developing countries.
zil. It comprises shallow, small-diameter backyard g o g
sewers laid at flat gradients and costs about 70 Rethinking institutional arrangements
percent less than a conventional system.
* The Orangi Pilot Project in Karachi (described A recent comprehensive review of forty years of
in Box 5.6) adapted the principles of effluent sew- World Bank experience in water and sanitation
erage and simplified sewerage to the realities of a pinpoints "institutional failure" as the most fre-
hilly squatter settlement in Karachi. The result- quent and persistent cause of poor performance by
not just the result of clever engineering-was a public utilities. This section deals with the key
drastic reduction in the cost of sewers, from the areas for institutional reform.
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Box 5.6 Innovative sewerage in a Karachi squatter settlement: the Orangi Pilot Project
In the early 1980s Akhter Hameed Khan, a world- the lanes and streets) were less than $50 per
renowned community organizer, began working in the household.
slums of Karachi. He asked what problem he could The related organizational achievements are equally
help resolve and was told that "the streets were filled impressive. OPP staff members have played a catalytic
with excreta and wastewater, making movement diffi- role: they explain the benefits of sanitation and the
cult and creating enormous health hazards." What did technical possibilities to residents, conduct research,
the people want, and how did they intend to get it? and provide technical assistance. The OPP staff never
he asked. What they wanted was clear-"people as- handle the community's money. (The total costs of the
pired to a traditional sewerage system. . . it would be OPP's operations amounted, even in the project's early
difficult to get them to finance anything else." And years, to less than 15 percent of the amount invested by
how they would get it, too, was clear-they would the community.) The households' responsibilities in-
have Dr. Khan persuade the Karachi Development Au- clude financing their share of the costs, participating in
thority (KDA) to provide it free, as it did (or so the poor construction, and electing a "lane manager" who typ-
perceived) to the richer areas of the city. ically represents about fifteen households. Lane com-
Dr. Khan spent months going with representatives of mittees, in turn, elect members of neighborhood com-
the community to petition the KDA to provide the ser- mittees (typically representing about 600 houses),
vice. When it was clear that this would never happen, which manage the secondary sewers.
Dr. Khan was ready to work with the community to The early successes achieved by the project created a
find alternatives. (He would later describe this first "snowball" effect, in part because of the increased
step as the most important thing he did in Orangi- value of properties with sewerage systems. As the
liberating, as he put it, the people from the immobiliz- power of the OPP-related organizations increased,
ing myths of government promises.) they were able to put pressure on the municipality to
With a small amount of core external funding, the provide funds for the construction of trunk sewers.
Orangi Pilot Project (OPP) was started. It was clear The Orangi Pilot Project has led to the provision of
what services the people wanted; the task was to re- sewerage services to more than 600,000 poor people in
duce the costs to affordable levels and to develop or- Karachi and to recent initiatives by several munici-
ganizations that could provide and operate the sys- palities in Pakistan to follow the OPP method and,
tems. On the technical side, the achievements of the according to OPP leader Arif Hasan, "have govern-
OPP architects and engineers were remarkable and in- ment behave like an NGO.'" Even in Karachi the mayor
novative. Thanks partly to the elimination of corrup- now formally accepts the principle of "internal" devel-
tion and the provision of labor by community mem- opment by the residents and "external" development [l
bers, the costs (for an in-house sanitary latrine and (including trunk sewers and treatment) by the
house sewer on the plot and underground sewers in municipality.
Improving the performance of public utilities between $1 billion and $1.5 billion in revenue for-
gone every year.
A World Bank review of more than 120 sector proj- * The number of employees per 1,000 water
ects over twenty-three years concludes that only in connections is between two and three in Western
four countries-Botswana, Korea, Singapore, and Europe and about four in a well-run developing
Tunisia-have public water and sewerage utilities country utility (Santiago) but between ten and
reached acceptable levels of performance. A few twenty in most Latin American utilities.
examples illustrate how serious the situation is: Financial performance is equally poor. A recent
review of Bank projects found that borrowers of-
* In Accra only 130 connections were made to a ten broke their financial performance covenants. A
sewerage system designed to serve 2,000 corollary is that the shortfalls have to be met
connections. through large injections of public money. In Brazil,
* In Caracas and Mexico City an estimated 30 from the mid-1970s to mid-1980s about $1 billion a
percent of connections are not registered. year of public monies was invested in the water
* Unaccounted-for water, which amounts to 8 sector. The annual federal subsidy to Mexico City
percent in Singapore, is 58 percent in Manila and for water and sewerage services amounts to more
about 40 percent in most Latin American cities. For than $1 billion a year, or 0.6 percent of national
Latin America as a whole, such water losses cost GDP.
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Public utilities play a dominant role in the provi- water and wastewater services and as environ-
sion of water and sanitation services throughout mental regulator-it is both gamekeeper and
the world. There are many examples of such util- poacher. The results of this conflict of interest are
ities working effectively in industrial countries similar thro ughout the world. In England and
and, as described above, a few cases in developing Wales prosecutions of those responsible for sew-
countries. An essential requirement for effective age treatment were rare when the river basin au-
performance is that both the utility and the regula- thorities were responsible for water resource man-
tory body (essential for such natural monopolies) agement, environmental protection, and services.
be free from undue political interference. In the In 1989 private companies were given responsibil-
case of the utility the vital issue is managerial au- ity for the delivery of water and sewerage services
tonomy, particularly as regards personnel policies; (with public agencies retaining regulatory author-
in the case of the regulatory body, it is the setting ity). Since then, fines have been increased sub-
of reasonable tariffs. Although this recipe is simple stantially and violators have been prosecuted. The
and has been well tested in many industrial coun- other side of the separation of powers is that ser-
tries, it has been extraorcLinarily difficult to imple- vice delivery agencies are, in the process, liberated
ment in developing countries other than those from serving multiple tasks and can pursue well-
with high levels of governance. Sometimes util- defined and specific objectives.
ities and regulators are nominally autonomous, Expanding the role of the private sector
but usually key policies (on investments, person-
nel policies, and tariffs, for instance) are effectively Increased private sector involvement is warranted
made by government and heavily influenced by in two areas, One is in services to public utilities.
short-term political considerations. In industrial countries the engineering of public
Many projects financed by external agencies works is dominated by private firms, which de-
have addressed the problems of public water util- pend for the:r survival on their reputation for per-
ities through sizable action plans, technical assis- formance and which assume legal liability for the
tance components, and conditionality. Some of consequences of any professional negligence.
these efforts, such as that undertaken recently by These factors; provide powerful incentives for sup-
Sri Lanka's National Water Supply and Drainage plying cost-effective, high-quality services and
Board, have led to significant improvements in concurrently furnish a stringent environment for
performance. As with public enterprises in other the supervised apprenticeship training that is a re-
sectors, however, most of these efforts failed be- quired part of professional certification in these
cause-in the words of a recent Bank review- countries. By contrast, in many developing coun-
"public enterprises . . . are key elements of pa- tries (particularly in Asia and Africa) the engineer-
tronage systems, . . . overstaffing is often rife, and ing of public works is dominated by large public
appointments to senior management positions are sector bureaucracies. Employment security is total,
frequently made on the basis of political connec- promotion is by seniority alone, good work goes
tions rather than merit." And things have been unrecognized, poor work is not subject to sanc-
getting worse rather than better. Achievement of tions, and an atmosphere of lethargy prevails. The
institutional objectives in World Bank-financed direct consequence is the construction of high-
water and sanitation projects fell from about two cost, low-quality facilities; the indirect effects in-
in three projects in the late 1970s to less than one clude a weak professional labor force. The obvious
in two projects ten years later. answers are, first, to decrease the direct involve-
Improving the performance of public utilities ment of the government in public works and, sec-
nevertheless remains an important goal, for two ond, to nurture a competitive engineering consul-
reasons. First, in the medium term public utilities tancy sector.
will continue to provide services to many. Second, More private involvement in the operation of
improvement in the performance of public utilities water, sewerage, and solid waste companies is
is often a precondition if private operators are to be also warranted. Many industrial countries have
induced to participate. found it difficult to reform public enterprises, ex-
and regulation cept as part of a move to privatize them. Indeed,
privatization is increasingly seen as a way not only
Experience in industrial countries shows that a to effect performance improvements but also to
central problem in improving environmental qual- lock in the gains.
ity is that the public secto:r acts both as supplier of In developing countries there has been some ex-
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perience with private sector operation of water The case for private sector involvement is stron-
and sanitation utilities. Cote d'Ivoire has been a ger still in the solid waste collection business.
pioneer-SODECI, in Abidjan, is considered one Whereas foreign control of water supply is often
of the best-run utilities in Africa. After Macao's perceived to involve losing sovereignty over a stra-
water utility was privatized in 1985, performance tegic sector, no one cares if foreigners pick up the
improved dramatically; the percentage of unac- garbage. In addition, for populations of more than
counted-for water fell by 50 percent over six years. about 50,000 there are no economies of scale and
Guinea, which recently let a lease contract for sup- thus no natural monopoly. Experience in many
plying water to its principal cities, experienced countries-including Argentina, Brazil, Canada,
dramatic improvements in the financial condition Chile, Colombia, Japan, Switzerland, and the
of the utility in just the first eighteen months as a United States-has shown that the private sector
result of raising the efficiency of bill collection from almost invariably collects solid wastes more effi-
15 to 70 percent. ciently than municipalities. Unit costs for public
Other countries have taken more incremental systems are 50 to 200 percent higher, with the pri-
approaches. EMOS, the utility serving Santiago, vate sector efficiency gains apparently greatest in
has used private contracts for functions such as the developing countries listed.
meter reading, pipe maintenance, billing, and ve-
hicle leasing. As a result, it has a high staff produc- Increasing community involvement
tivity rate-three to six times higher than that for
other companies in the region. Many other coun- Community groups and other NGOs also have an
tries, faced with persistently poor performance by important role to play in the supply of water and
their public utilities, are seriously considering sanitation services and the collection of wastes. As
greater private sector involvement, following, in the condominial (Box 5.5) and Orangi (Box 5.6)
general, variations of the French model. For exam- examples show, in the urban fringe the most pro-
ple, in Latin America, concession contracts are cur- ductive relationship between community groups
rently being let for the supply of water and sew- and the formal sector is that of partnership, with
erage services in Buenos Aires and Caracas. the formal sector responsible for the "external" or
Private involvement in the sector is not a pan- "trunk" infrastructure and the community paying
acea and is never simple. In the United Kingdom for, providing, and managing the "internal" or
water privatization is generally considered the "feeder" infrastructure.
most complex of all privatizations undertaken. In Because many water and sanitation services are
developing countries there are formidable prob- monopolies, consumers cannot force suppliers to
lems. For the private operator the risk involved is be accountable by giving their business to a com-
typically high. In addition to the obvious political petitor. To give consumers a voice in the political
and macroeconomic risks, knowledge about the process, consumers' associations and ratepayers'
condition of the assets is usually only rudimen- boards are vital. Paradoxically, because there is
tary, and there is uncertainty about the govern- such an obvious need for oversight of the activities
ment's compliance with the terms of the contract. of a private operator of a natural monopoly,
Groups such as existing agencies and labor unions greater private sector involvement stimulates
that stand to lose from greater private sector in- greater consumer involvement. In the United
volvement often strongly oppose privatization. Kingdom, for example, water users have had a
For the government, too, there are problems. much greater say in running the industry since
Because of economies of scale, it is virtually impos- privatization.
sible to have direct competition among suppliers In recent years external agencies and govern-
in a specific area. Countries have tried a variety of ments alike have become aware that in rural areas
solutions: in France, there is periodic competition involvement of the users is essential if water sup-
for markets, and in England and Wales, economic plies are to be sustained. Generally it has been as-
regulators reward efficiency by comparing the rel- sumed that support to rural communities-in the
ative performance of different companies (a prac- form of information, motivation, and technical as-
tice that is unlikely to be applicable elsewhere). In sistance-will come from the government. The diffi-
addition, in many developing countries it is often culty is that governments, especially in rural areas,
difficult to attract private sector interest. Only a are often weak, and their officials rarely have an
handful of firms compete internationally for such incentive to provide support. Here the private sec-
contracts. tor (including NGOs) may be able to help.
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Good policies can make a big difference in quality of life
Figure 5.6 Safe water and adequate sanitation: three scenarios, 1990-2030
Population without safe water Population without adequate sanitation
Billions Billions
3.03.25 -_ -- ---- ___
1.5 -- _ ___0
0.5 ---- ~~~--- - - _ _ _ _ _- -- _ _ _ _ _ ~ ~ 2.
0.5 ________ _______ __ _
1990 2000 2010 2020 2030 1990 2000 2010 2020 2030
- "Business as usual" scenario
Scenario with accelerated investment in water supply and sanitation servicesa
= Scenario with accelerated investment and efficiency reformsb
Note: Assumptions are as follows: growth of per capita income and population as in Chapter 1; Fer capita income elasticity, 0.3; price elasticity, -0.25;
initial prices 60 percent of marginal costs, gradually rising to efficiency levels over a twenty-five-vear period; initial supply costs 50 percent higher
than with good practices (due to managerial inefficiencies), gradually being reduced in step with price efficiency reforms; and marginal costs rising
at 3 percent per year.
a. Investment in water supply incr eases 30 percent, and investment in sanitation services increases 50 percent over the period.
b. To realize this scenario in low-irLcome countries, efficiency reforms - and the resulting increase in investment shares - would need to be greater
than average.
Source: World Bank estimates, based on Anderson and Cavendish, background paper
Several promising examples of the involvement provision of spare parts. Later on, the community
of small-scale private operators in developing will be able to maintain the pump and will pur-
countries have emerged: chase the necessary spare parts from local traders.
Because the private sector agent has clear incen-
* In rural Pakistan about 3 million families have tie o rvdn evce fetvl,ti r
wells~~~~~~   fitdwt.,p,mayo hc r o tives for providing services effectively, this ar-wells fitted with pumps, many of which are mo-
torized. The water supplies are paid for in full by rangement may work better than government sup-
the families, and all the equipment is provided and port to the communities.
serviced by a vibrant local private sector industry. Finally, women have a central role to play in
* In Lesotho the government trained brick- these reforms. In most countries the collection of
layers to build improved pit latrines. Government water has been considered "women's work" (ex-
banks also provided (unsubsidized) credit to fi- cept where the water is sold!). Only recently, how-
nance the latrines. The program has been a singu- ever, have systematic efforts been made to involve
lar success, thanks mainly to the aggressive role of women in project identification, development,
the bricklayers in expanding their markets (and maintenance, and upkeep. The results have gener-
providing services as well). ally been encouraging. In an urban slum in Zambia
* In West Africa a private handpump manufac- a women's organization improved drainage
turer has developed a "Sears Roebuck"-type around publi.c taps. Women have been trained as
scheme whereby purchase of a pump comes with caretakers for handpumps in Bangladesh, India,
five years of support, including training and the Kenya, Lesotho, and Sudan. In Mozambique
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women engineers and pump mechanics perform markets can come into existence, rewriting con-
alongside, and as effectively as, their male coun- tract laws so that the private sector can participate
terparts. In Sri Lanka women's cooperatives have with confidence, building a capacity for environ-
been set up to assemble and maintain a locally mental and, where appropriate, economic regula-
manufactured handpump. Women's cooperatives tion, developing financial mandates for utilities
manage communal standpipes and collect money that encourage conservation, and setting and en-
to pay for metered supplies in Honduras, Kenya, forcing quality standards for equipment. The gov-
and the Philippines. Women who are trained to ernment must also create conditions under which
manage and maintain community water systems others-the private sector, NGOs, communities,
often perform better than men because they are and consumers-can play their parts.
less likely to migrate, more accustomed to volun-
tary work, and better trusted to administer funds What might be accomplished
honestly.
More than 1 billion people are still without access
Creating an enabling environment to safe water and 1.7 billion people are without
access to adequate sanitation facilities. Elementary
This chapter has argued that massive improve- calculations show that an "unchanged practices"
ments can be made in health, economic efficiency, or "business-as-usual" scenario would lead to a
and equity through better provision of sanitation rise in the number of people without service in the
and water. The key is firmly in the hands of gov- coming decades (the top curves in Figure 5.6). This
ernments, for the single most important factor is a result of rising unit costs, as well as unprece-
needed is political will. Where there are long-es- dented increases in population. If the shares of
tablished and deeply entrenched traditions of total investment allocated to sanitation (currently
sound governance (as in Botswana, Korea, and 0.6 percent of gross investment) and to water sup-
Singapore), it is evident that autonomous, ac- ply (currently 1.7 percent) were raised by, say, 50
countable public sector agencies can provide effi- and 30 percent, respectively, the numbers un-
cient and equitable service. For many countries, served might still rise, although not as much (the
however, such levels of governance are not attain- middle curves in the figure). Far more important
able in the short run, so that greater involvement (as shown by the bottom curves) is the combina-
of the private sector and NGOs will be crucial to tion of policy reforms and accelerated investment.
the provision of accountable and efficient services. By attracting financial, managerial, and skilled la-
To allow helpful change to occur, the govern- bor into the sector and by freeing enterprises to
ment must concentrate on the things that it, and invest more and improve maintenance, this new
only it, can do. Its job is to define and enforce an approach, which is already being adopted in some
appropriate legal, regulatory, and administrative countries, could bring about dramatic increases in
framework. This includes tasks as fundamental access to sanitation and clean water within the
and diverse as rewriting legislation so that water next generation.
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I Energy and industry
Without altered policies, pollution from fossil fuel generation of electric power will rise tenfold in the next forty
years, from vehicles more than fivefold, and from industrial emissions and wastes also more than fivefold as
demand for industrial goods multiplies.
Low-waste and "clean " technologies and practices are capable of reducing local pollution levels appreciably as
output expands. Options are also emerging for reducing carbon dioxide emissions in the long term through the
use of renewable nergy sources and through greater efficiency in energy production and use. To encourage the
adoption of such technologies, governments need to pursue policies that improve the efficiency with which energy
is used. These policies include the elimination of subsidies for power generation and, in many countries, for
vehicle fuels and coal. Efficiency reforms help reduce pollution while raisi'ng a country's economic output.
Policies designed to curb pollution directly, using economic incentives, laws, and regulations, are also necessary.
As developing economies grow, they will begin to pled between 1970 and 1990 and now accounts for
catch up with the levels of energy consumption 27 percent of the world total. Even if developing
and industrial production of high-income coun- countries' demand for primary energy were to
tries. In today's industrial countries the main pe- grow at a rate 1 to 2 percentage points lower than
riod of industrialization saw rapidly increasing the trend growth rate, demand is likely to exceed
pollution. How far can the developing countries 100 million barrels a day of oil equivalent (mbdoe)
avoid repeating that experience and benefit from by 2010 and perhaps 200 mbdoe by 2030. Yet per
the ways in which the richer countries have capita consumption in these countries would re-
learned to reduce pollution from energy use and main much lower than in industrial countries.
industrial production even as output expands? The production and consumption of industrial
At present, the omens are poor. Chapter 2 con- goods have also increased rapidly in developing
cluded that current levels of air pollution, water countries. In many, the historical and current pace
pollution, and hazardous wastes in developing of industrial growth has outstripped that of indus-
countries pose serious t]hreats to human health, trial countries and will continue to do so as per
productivity, and welfare. These types of pollution capita incomes rise. As incomes rise, the structure
arise mainly from the use of energy and from in- of consumption will also change. Manufactures
dustrial production. If growth continues at present have a high income elasticity of demand, and the
rates or higher-as it must if poverty is to dimin- structural shifts brought about by development are
ish-then, on present trends, increased energy use likely to put heavy pressure on the environment.
and industrial production will add enormously to The growth of manufacturing in developing coun-
pollution. tries averaged 8.0 percent in 1965-80 and 6.0 per-
The consumption of commercial energy in de- cent in 1980-90, compared with 3.1 and 3.3 percent
veloping countries is rising rapidly and will soon in the industrial countries for those periods (see
dominate energy markets worldwide (Figure 6.1). World Development Indicators, Table 2). Manufac-
Despite oil price shocks and financial crises, it tri- turing outptut will probably rise threefold in the
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generates most of these pollutants, as well as efflu-
ents and wastes, which are becoming more nu-
merous, toxic, and exotic as industrialization pro-
ceeds. Like industrial countries, developing
Figure 6.1 Energy consumption, by country countries also need policies for dealing with
group: an "energy-efficient" scenario, "global pollutants" such as CFCs and greenhouse
1970-2030 gases.
In trying to skip the most polluting stages of
Total consumption industrialization, developing countries have some
Milons of barrels of oil equivalent per day special advantages. They are able to draw on ad-
400 vances in technology and management practices
already made in industrial countries, under the
300 pressure of increasingly strict pollution controls.
And because they are expanding rapidly, they are
200 generally building new generating and industrial
plants rather than refitting existing ones. They
100 should therefore be able, with investment, to go
straight to low-polluting practices. Developing
0 countries are more likely to gain from such advan-
1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 tages if they encourage international trade and in-
vestment and if they adopt environmental taxes,
laws, and regulations that make cleaner practices
Per capita consumption profitable and polluting ones unprofitable, thus
Barrels of oil equivalent per year creating a commercial interest in a clean
50 environment.
40 ______ Energy
30 S L _ eFigure 6.2 shows the main sources and uses of
20 world energy. For developing countries, biomass,
lo used mainly by households, is the largest source of10 _ _ _ <energy, and efficiency in its use will be important
in controlling air pollution. Coal, oil, and gas are
1970 1980 1990 2000 2010 2020 2030 the next largest sources. Hydroelectric power pro-
vides 6 percent of the energy needs of developing
a OECD countries countries, while nudear power provides less than
a Eastern Europe and former U.S.S.R. 1 percent.
* Developing countries As Chapter 1 pointed out, fears that the world
may be running out of fossil fuels are unfounded.
Note: The scenario assumes growth in total consumption The world's proven reserves of oil and gas in 1950
of one to two percentage points below the trend rate. stood at 30 billion tons of oil equivalent (btoe);
Source: Anderson 1991a. today they exceed 250 btoe, notwithstanding a to-
tal world consumption of 100 btoe over the forty-
year period. Proven reserves of coal rose from 450
to 570 btoe in the same period. Reserves of natural
next twenty years and fivefold in the next thirty. gas have expanded more than fivefold since 1965
In relation to energy use, the most serious prob- (despite a threefold increase in production during
lems faced by developing countries are the local the period). They now amount to more than 100
effects of emissions of particulate matter (dust and btoe, almost as much as the world's proven oil
smoke), the use of leaded fuels, and the indoor air reserves; supplies in developing countries are
pollution arising from the use of biomass fuels. In strong and improving. Estimates of "ultimately re-
a growing number of places sulfur dioxide, nitro- coverable" fossil fuel reserves worldwide are more
gen oxides, unburned hydrocarbons, and carbon than 600 times the present annual rate of extrac-
monoxide also need attention. Industrial activity tion. All told, fossil fuel resources are probably
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Witlh iCPrlevc1opinci co1in1 ircial enlergy/ replaces economic instruments and institutional reforms to
Wth deti els biopmeatssfuerls a energil ?CplaceS encourage the more efficient use of energy. The
traditiionial bioniass fuiels second is either to develop technologies that re-
duce the polluting effects of conventional fuels or
Figure 6.2 Sources and consumption to use less-polluting substitutes. In discussing en-
of energy ergy use for electric power generation and for
(percent) transport-the two most rapidly growing catego-
ries-this chapter examines three scenarios: an
Sources of all energy, 1987 "unchanged practices" scenario, with no environ-
Developing countries mental policies in place; a scenario that employs
economic and institutional reforms to improve the
35 < 2 23 efficiency with which fossil fuels are used; and a
Industrial countries scenario that progressively adopts environmen-
tally benefic:ial technologies. A combination of the
// ' t } 6 3 second and third not only reduces local pollution
-5= _ appreciablv but also improves economic efficiency.
6 >' / 28 / - K\_i 37 But using cleaner fossil fuels and technologies
23 _and improving efficiency will not by themselves
EOil 23 solve the long-term problem of stabilizing carbon
a Coal \ j dioxide accumulations in the atmosphere (see
a Natural gas 2 Chapter 8). That will require a much greater use of
* Nuclear energy 25 nuclear or of renewable energy. This chapter
El Hydropower (which concentrates mainly on local pollution) will
El Biomass show that solar energy, biomass, and other renew-
ables are developing rapidly as environmentally
Consumption of commercial energy, 1988 and commeicially viable energy sources.
Eight developing countriesatEight developing c untriesa Electric powver generation from fossil fuels
31 21
More than half the world's consumption of coal
14 Industrialcountries and 30 percent of fossil fuel consumption go to
14 Industrialcoun s21 generate electricity. Fossil-fired power stations, in
< ,/ 38/ _ turn, account for two-thirds of the world's electric
34 l _.power-generating capacity, currently 2.6 million
megawatts. In the 1980s electric power generation
, Households and rose by 60 percent in industrial countries and by
services \t/ \ y 22 more than 110 percent in developing countries
C1 Transport 19 (where demand is expanding at 8 percent a year1 Industry and requires roughly 50,000 megawatts of added
El Electricity capacity each year). Under an "unchanged prac-
tices" scenario, in which pollution abatement
a. Brazil, China, India, Indonesia, Malaysia, Palistan, technologies are not widely deployed, emissions
Philippines, and Thailand. These countries account for more of pollutants will increase more than fourfold in
than 50 percent of total energy and 35 percent of oil the next twenty years and tenfold in the next forty.
consumed in developing countries. (Detailed ata are not
available for al developing countries.) Good policies would make this grimy prospect
Sources: For energy sources, Hall, background paper. For avoidable.
consumption, OECD 1990; Imran and Barnes 1990.
EcONOMIC AND INSTITUTIONAL REFORM. A sec-
ond scenario considered in this section looks at the
possible effects of price increases and institutional
sufficient to meet world energy demands for the reforms. At present, underpricing of electricity is
next century, perhaps longer. the rule, not the exception, in most developing
Policies to mitigate the effect on the environ- countries. Prices, on average, are barely more than
ment of energy production and consumption take one-third of supply costs and are half those in in-
two complementary approaches. The first uses dustrial countries (Figure 6.3). Whereas average
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tariffs in the OECD countries rose by 1.4 percent a
year in real terms between 1979 and 1988, they fell
by 3.5 percent a year in developing countries.
Such low prices do not reflect improvements in
the efficiency with which electric utilities supply Figure 6.3 Tariffs for electric power, 1988
their customers. On the contrary, losses during
transmission and distribution, partly through Dollars per kilowatt hour
theft, run at high levels: 31 percent of generation 0.10
in Bangladesh, 28 percent in Pakistan, and 22 per-
cent in Thailand and the Philippines. (In the
United States only 8 percent of electricity is lost 0.08
during transmission, in Japan, 7 percent.) These
losses, the equivalent of about 75,000 megawatts
of capacity and 300 terawatt hours (300 billion kilo-
watt hours) a year, represent a loss to developing 0.06
countries of approximately $30 billion a year
through increased supply costs. Worse, by the end
of the century, on present trends, aggregate losses
would double. 0,04
The reasons for persistent underpricing are
largely institutional. The points made in Chapter 5
about the management of water utilities apply
with equal force to electric utilities. Governments 0.02
frequently intervene in the day-to-day operations
of utilities, and they worry that price increases will
exacerbate inflation. Utility managers and their
boards may have little say in pricing or investment _
decisions. Lack of accountability and transparency
leads to poor management, either of the utilities OECD Developing Brazil India Mexico
themselves or of the state fuel companies that fre- countries countriesa
quently supply them.
Subsidizing the price of electricity has both eco- a. Weighted average of tariffs in sixty-three countries.
nomic costs and environmental effects. Low prices Marginal supply costs are generally $0.10 or more perkilowatt hour.
give rise to excessive demands and, by undermin- Source: World Bank forthcoming.
ing the revenue base, reduce the ability of utilities
to provide and maintain supplies; developing
countries use about 20 percent more electricity
than they would if consumers paid the true margi- for industry to use waste heat-for example,
nal cost of supply. Underpricing electricity also through cogeneration, which combines power
discourages investment in new, cleaner tech- generation with the use of residual thermal energy
nologies. for other purposes-and to improve efficiency in
Because of the need to service the borrowing heating, motive power, refrigeration, and lighting.
incurred to build new generating capacity, some A paradox of the energy market is that end users
developing countries are now starting to raise elec- of electricity often appear to require much higher
tricity tariffs. Some are considering or (in a few rates of return on the installation of more energy-
cases) implementing privatization programs, usu- efficient equipment than those that electric power
ally in the hope of tapping capital markets to build producers require on new plant. This has led some
new capacity. Price increases may be easier in countries to introduce subsidies for new types of
countries in which parts of the energy industry are energy-saving investments by electricity cus-
privatized, and management is also likely to be tomers, paid either by the government or (as in
improved. several U.S. states) by the electric utilities them-
selves. Better information in the form of labeling or
CONSERVATION. Sensible energy prices affect advisory services to help customers make more
not just the generation of energy but also its use by informed decisions is also required. In developing
industry and households. They create incentives countries industrial advisory services have some-
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times identified ways of reducing energy con-
sumption per unit of output and other costs. Such
initiatives are important for improving energy effi- Box 6.1 Innovations in emissions control and
ciency, but their success', too, will depend greatly efficiency in power generation from fossil fuels
on prices that reflect the full economic and envi- Smokestack pollution from power stations can be
ronmental costs of ene:rgy. These will, in them- greatly reduced by clean coal- and oil-burning technol-
selves, help to make energy-efficient technologies ogies or by using natural gas. Box table 6.1 shows typi-
financially more attractive to industry and cal emissions characteristics. For coal several technolo-
individuals. gies are available or emerging. The first three are in
commercial use, and the others are in advanced stages
TECHNOLOGIES. By providing strong incentives of development.
to generate and use electricity in more efficient . Coal-cleaning technologies to reduce nonburning
ways, price and institutional reforms have the ad- mineral matter (ash). These methods can also remove
ways, price and institutional reforms have the ad- the 10-3C percent of the sulfur content that is chem-
vantage of encouraging reductions in all polluting ically bound in the inorganic form (notably, pyrites).
emissions (induding carbon dioxide) per unit of The clearned coal has a higher heat value and puts a
output. However, low-polluting methods of gen- lower ash load on the boiler.
eration are also required to reduce pollution signif- * Mechanical and electrical devices for removing
icantly. The third scenario developed below there- particulates. These devices, introduced in industrial
fore combines the efficiency reforms discussed countries over the past forty years, can remove more
above with the gradual adoption of environmen- than 99 percent of particulate matter. Improvements in
combustion technologies and thermal efficiencies have
tally improved technologies and practices. also eliminated carbon monoxide emissions, which are
Technological advance has put developing coun- now rarely classified as a significant pollutant from
tries in a better position to reduce all forms of pol- power stations in the industrial market economies.
lution from electric powier generation than the in- * Flue gas desulfurization technologies ("scrub-
dustrial countries were in as recently as twenty bers"). These methods, also in commercial use, are
years ago. In industrial countries the capital stock capable o;: removing more than 90 percent of sulfurous
takes about thirty years to turn over, and retrofit- emissions, albeit at some cost. Methods are also being
developed for reducing emissions of nitrogen oxides by
ting is costly. Because developing countries are using catalysts and lowering combustion temperatures
making new investments, they have the oppor- and avoiding excess air supply to the boilers.
tunity to install less-polluting plant right away. . Fluidized bed combustion, in which crushed coal
There are, broadly, four technological options is fluidized with sand, its own ash, or limestone by
for reducing harmful ermissions: (a) changing the supporting the particles on a strong rising current of
fuel by switching to low-sulfur coals, oil, and gas; air. The contact of the sulfur compounds with the lime-
(b) cleaning the coal bef-ore combustion; (c) con- stone enables the sulfur to be removed from the fur-
trolling emissions; anddusingexistingfuelnace directly. Flue gas desulfurization is not needed,
trolling emissions; and (d) using existing fuels and sulfur dioxide abatement efficiencies are as high as
more efficiently, mainly by adopting advanced, 90 percent. Better control of furnace temperatures also
high-efficiency, low-emissions technologies. Box enables r,itrogen oxides to be reduced significantly,
6.1 summarizes recent assessments and costs of while the turbulence of the fluidized bed leads to more
these options. When coal is used, it is not unusual efficient combustion.
to find two or three approaches used in combina- * Integrated coal gasification combined-cycle tech-
tion-for instance, to address the rather different nologies with fluidized bed combustion. These either
problems posed by particulates, sulfur dioxide,
and nitrogen oxides.
COAL. Coal-fired stations are currently the main pollutants from coal (other than carbon dioxide) to
source of emissions from power stations because low levels per unit of output. The costs of the op-
they make up more than half of total thermal gen- tions vary, as the last column of Box table 6.1
erating capacity and because of the high sulfur shows, but are not so great as to compromise the
content of coal in many regions. Combustion effi- ability of developing countries to meet their grow-
ciencies are often poor, and modern emissions ing demands if they pursue rational abatement
control technologies are not widely deployed; this policies.
gives rise to high emission rates of particulates and
sulfur dioxide. The technological developments GAS. Switching to natural gas, where it is eco-
described in Box 6.1 mean that options are now nomically available, carries many environmental
available or emerging for reducing all significant advantages. Its use offers reductions in particu-
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gasify the coal before burning it to drive gas turbines or ciable improvements in thermal efficiency have been
use the hot gases from a pressurized version of a flu- obtained in pilot schemes, with further reductions of
idized bed combustion chamber. In both cases appre- sulfur dioxide and nitrogen oxide emissions.
Box table 6.1 Controlling pollution through improved technology for electric power generation
Percentage abatement in Added costs as
relation to base case Thermal percentage of
Particulate efficiency generation
Fuel and plant type Emissions control matter 5°2 NO, (percent) costsa
Base
Coal, conventional boiler None 0 0 0 34.0
With improvements and controls
Coal
Conventional boiler Mechanical cleaning 90 0 0 34.0 < 1
(cyclone)
Conventional boiler Fabric ("baghouse") >99 0 0 34.0 2-4
filters
Conventional boiler Electrostatic >99 0 0 34.0 2-4
precipitators (ESP)
Conventional boiler ESP/coal cleaning >99 10-30 0 34.0 4-6
Conventional boiler ESPISO2 controls >99 90 0 34.0 12-15
Conventional boiler ESP/SO2 and NO, >99 90 90 33.1 17-20
controls
Fluidized bed combustion ESP >99 90 56 33.8
Pressurized fluidized bed ESP >99 93 50
combustion/combined < 0-2
cycle'
Integrated coal gasification/ None >99 99 50 38.0
combined cycleb
Residual fuel oil
Conventional boiler None 97 30 12 35.2 -C
Conventional boiler ESP/SO2 controls >99.9 93 12 35.2 10-12d
Combined cycleb ESP/SO2 and NO, > 99.9 93 90 34.4 13-15d
controls
Natural gas
Conventional boiler None > 99.9 > 99.9 37 35.2
Conventional boiler NO, controls > 99.9 > 99.9 45 35.2 < 0
Combined cycleb None >99.9 >99.9 62 44.7
Note: SO2 , sulfur dioxide; NO,, nitrogen oxides. Figures for coal and residual fuel oil are based on 3 percent sulfur content.
a. In relation to base case. The percentages are based on generation costs of 5 cents per kilowatt hour, excluding transmission and distribution.
b. A combined cycle plant uses both gas and steam turbines to drive the generators. The gas turbines are powered by the hot gases emerging
directly from the combustion chamber. Steam is also raised in the combustion chamber and by utilizing the still-hot exhaust gases from the gas
turbines. The improvements in efficiency arise from the thermodynamic advantages of higher inlet temperatures to the heat engine (turbine).
c. Varies with relative costs of oil and coal.
d. In relation to conventional oil boiler without controls.
Sources: Based on OECD 1987a and 1989; Asian Development Bank 1991; Bates and Moore, background paper; Anderson 1991a.
lates and sulfur dioxide of more than 99.9 percent times are also short (roughly four years). For many
in relation to conventional coal-fired boilers with countries gas offers the prospect of both cheaper
poor or no emissions control technologies. The use electric power generation and less local pollution.
of combined-cycle gas-fired stations also brings These developments in the efficient use of natu-
some reductions in emissions of nitrogen oxide per ral gas for electric power generation have coin-
unit of energy produced. Current efficiencies (the cided with a remarkable increase in proven re-
proportion of energy converted into electricity serves over the past twenty-five years (Figure 6.4).
from the fuel) of combined-cycle gas units are In addition to proven reserves, there are several
about 45 percent and could rise to more than 50 "unconventional" sources of methane that are
percent-almost twice those of conventional coal- thought to be vastly greater than conventional re-
fired stations thirty-five years ago. Construction serves in some countries-for example, coal-bed
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FUEL OIL. Polluting emissions from the use of
fuel oil for electric power generation can similarly
be reduced to very low levels. Emissions of partic-
Figure 6.4 Proven reserves of natural gas, ulate matter are intrinsically much lower for oil
selected years, 1965-90i than for coal and can be virtually eliminated by
using the technologies described in Box 6.1. The
Billions of tons of oil equivalent use of low-sulfur fuel oil or flue gas desulfuriza-
50 tion can reduce emissions of sulfur dioxide by
more than 90 percent. Catalytic methods are also
40 available for significantly reducing nitrogen oxides
in exhaust gases. The costs of controlling emis-
30 _ sions from oil-fired plant are lower than those for
coal.
20 _ _ - - REGULATION. To encourage electric utilities to
employ pollution-reducing technologies, govern-
10 ments gene:rally use regulation. This has been ef-
* a; - _ fective (although not always cost-effective) in in-
0 dustrial countries because there the pollution
1965 1980 1990 comes from a relatively small number of easily
monitored point sources. In addition, the utilities
0 Western Europe EJ Latin America are monopolies, are already regulated, and are
07 Eastern Europe and former U.S.S.R. perhaps more responsive to regulation than to
* Asia, Australia, and New Zealand [1 Africa taxes. This situation may change with the growth
o Middle East M North Arnerica of private cwnership of power plants; pollution
taxes (on, for example, sulfur emissions) would
help to encourage plants to adopt more cost-effec-
Source: Brtish Petrolettm Companly 1991. tive means of abatement.
Regulation has typically involved setting abate-
ment standards. It is fortunate that the technology
for addressing one of the most serious pollution
methane; "tight gas" formations in which the gas problems of electric power production-emissions
is held in rocks of low permeability and rock-frac- of particulate matter-is relatively simple and inex-
turing techniques are required to bring about use- pensive. Increased use of gas-fired power stations
ful production; and some as yet uneconomical re- will be impcrtant in this respect. Where coal is the
serves such as shale gats deposits. The costs of preferred fuel, constructing tall chimneys, siting
exploiting natural gas reserves vary according to power stations away from large population cen-
circumstances but have generally declined. Margi- ters, and using the emissions control devices dis-
nal costs in developing countries range from one- cussed in Box 6.1 all help to reduce disamenity and
quarter to three-quarters of the cost of steam coal, hazards to lhealth from its combustion. They add
the cheapest imported alternative energy source. less than 2 percent to total supply costs and may
A major barrier to development has been the be associated with reductions in costs. China, for
high fixed costs of exploration and production and example, has numerous small coal-fired power
of establishing a basic pipeline network. For those plants that emit three to eight times more particu-
countries that have a natural gas resource but have lates per ki]owatt hour generated than do large
yet to exploit it, the d[evelopment of gas-fired plants yet have 30 percent higher capital costs, 60
power station projects can provide the commer- percent higher operating costs, and lower efficien-
cially justified starting point for the development cies than laige plants. Given the costs to life and
of a widespread gas industry. Trade in natural gas health of particulate matter emissions (Chapter 2)
will also be important from both commercial and and the moclest costs of reducing the emissions to
environmental perspectjives; there is enormous low levels, the case for working toward high stan-
scope both for the shipment of liquefied natural dards of abatement is unambiguous.
gas to the main demand centers and for pipeline Unless natural gas is economically available, set-
exports of gas from the former U.S.S.R., Europe, ting emissions standards for nitrogen oxides and
the Middle East, and North Africa. sulfur dioxicle will require a more critical examina-
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Figure 6.5 Expansion of electric power in developing countries: pollution effects and
investment requirement under three scenarios, 1990-2030
Emissions of pollutantsa Annual investment requirement
Index (1990=100) Bilions of dollars
1,200 1,200
1,000 1,000
800 _ _ 800 _
600 .__ 600 i _
400 X 400
200 ~~~~~PM NOx200 =£ 50 4~~~~~o 200 LC<
1990 2000 2010 2020 2030 1990 2000 2010 2020 2030
- "Unchanged practices" scenario
- Scenario with efficiency reforms b
Scenario with efficiency reforms and pollution abatement measures c
Note: NO,, nitrogen oxides; PM, particulate matter; SOx, sulfur oxides. Assumptions are as follows: growth of per capita income and
population as in Chapter 1; per capita income elasticity, 1.5; price elasticity, -0.5; pollution abatement technologies and costs as in Box
6.1; initial average electridty prices as in Figure 6.3; and iritial managerial and institutional inefficiencies that imply costs 50 percent
higher than with good practices.
a. The upper two curves are indexes for all pollutants, which increase together.
b. Marginal cost pridng is phased in over twenty-five years, and losses in transmissions distribution and unused capacity are reduced
to 'best-practice" levels.
c. Abatement technologies are phased in over twenty years.
Source:Anderson and Cavendish, background paper
tion of tradeoffs (as was done, for example, in Po- ronmental policies are not in place, and rising de-
land; see Figure 3.3). Extensive studies in Europe mands for electric power are met at the cost of an
and North America have found that the damage exponential rise in pollution.
from these pollutants varies greatly with region. * In the second scenario, reforms to rectify the
Much can be accomplished by using coal-cleaning price inefficiencies and problems of accountability
technologies and low-sulfur fuels. Costs can also noted above are phased in gradually over twenty-
be reduced by a proper phasing of investments. In five years. Pollution still rises (although more
industrial countries the costs of flue gas desulfur- slowly), but there is less waste of capital, fuel, and
ization are declining with experience; alter- operating resources in supply and less waste of
natively, it may be more cost-effective to postpone energy in consumption-a clear case of good eco-
decisions until advanced coal combustion technol- nomic policies being good for the environment.
ogies or new gas deposits are fully commercial- The investment costs of expansion are lower (the
ized. second panel of Figure 6.5) and could even decline
for a period as output expands, as a result of im-
The three scenarios proved capacity utilization and reductions in
losses. The net benefits of electricity supply are
Figure 6,5 illustrates the three scenarios discussed also higher. Efficiency in energy production and
in this section. use thus reduces pollution while raising incomes
* In the "unchanged practices" scenario, envi- and welfare.
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* In the third scenario, in addition to energy the whole of the world's fossil fuel and uranium
efficiency, environmentally improved technologies reserves. This energy-the equivalent of 15,000
and practices are gradually incorporated into the times the world's primary energy demand-can be
capital stock. Pollution rises initially on account of captured in solar-thermal systems, which produce
lags and difficulties in introducing new policies heat for electric power generation and for domestic
and practices but eventually declines as output ex- and commercial uses, or with photovoltaic sys-
pands. The savings in iinvestment arising from im- tems, which produce electric power directly from
provements in prices and institutional arrange- sunlight. Both types of scheme have been consid-
ments far outweigh any extra costs of pollution ered for the production of hydrogen, which could
abatement. be used as a transport, domestic, or industrial fuel.
Solar energy can also be stored by growing plants
Renewable and nuclear energy and, in the form of biomass, may be used as a
feedstock for the production of commercial fuels
Fossil fuels will continue to be the predominant and electric power.
energy source for the next several decades, and In the past there have always been two commer-
the main task ahead will be to use them in eco- cial drawbacks to solar schemes: the amount of
nomically and environmentally satisfactory ways. land they require and their costs. Both are declin-
But if the threat of greenhouse warming made it
necessary to restrict the use of fossil fuels, could
the world's demands for commercial energy still
be met? More efficient use of fossil fuels and a
switch from coal to fuels lower in carbon could
substantially reduce emissions of carbon dioxide
per unit of output. Beyond that, the options would Figure 6.6 Land used to cultivate selected
be nuclear energy or renewable energy (primarily crops worldwide and hypothetical land
solar energy, biomass, geothermal energy, hydro- requirements for production of solar energy,
power, and wind). 1989
As Figure 6.2 showed, nuclear power provides
less than 1 percent of the energy used in develop- Millions of hectares
ing countries. That share seems unlikely to rise 0 50 100 150 200 250 300 350
significantly. Quite apart from the abundance of
fossil fuel reserves, which will act to depress de- Grapes
mand for all alternatives, nuclear power has two Coffee
handicaps: its costs and its environmental risks. Sugar cane
Discoveries of fossil fuel reserves and progress in Potatoes
production and conversion technologies have
helped to hold down the prices of fossil fuels. At Groundnuts
the same time, the costs of nuclear stations have Solar farms a
risen for a variety of reasons: long lead times and Seed cotton
delays in seeking approval, meeting environmen- Soybeans
tal safeguards, and constructing the plants; the Rice
costs and risks of disposing of radioactive wastes; Wha
and the prospective costs of decommissioning Wheat * * *
plants. Recent estimates (OECD 1989) show that grainsb
fossil fuels still have lower costs than nuclear
power, except perhaps at low discount rates. a. The bar shows the area that would be required in theory
While the costs of nuclear power have in- to meet world demand for commercial energy using only
creased, developments in renewable energy in the solar energy. It assumes that solar farms would be in areas
with insolatiori s of 2,000 kilowatt hours per square meter per
1970s and 1980s-in solai, wind, and biomass en- year, the net ccnversion effidency is 10 percent, primary
ergy, in particular-have led to remarkable cost re- energy demand is 8 billion tons of oil equivalent, 50 percent
ductions in these technologies. There is now a of primary energy goes to electricity, and conversion factorsductions inthese tech logi s. Thee is now a are 12,000 and 4,000 kilowatt hours per ton of oil equivalent
growing awareness that renewable energy is an for nonelectric and electric energy, respectively.
abundant resource that can be harnessed. b. Barley, maize, millet, oats, rye, and sorghum.Source: FAO 1990b.
Each year the earth's surface receives from the
sun about ten times as much energy as is stored in -
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ing. In developing countries solar insolation is Technological advances inake een & ne;--
roughly 6,500 times the annual consumption of competitive
commercial energy. At current conversion efficien-
cies of 15 percent, less than 0.1 percent of these
countries' land area would be required to meet, in Figure 6.8 Cost of alternative means of
theory, the whole of their primary energy require- generating electric power in high-insolation
ments. In industrial countries the fraction of land areas, 1970-2020
area is 0.5 percent. These areas are less than those
currently occupied by hydroelectric reservoirs Dollars per kilowatt hour (log scale)
worldwide and are very small in relation to the 10.00
area under crops (see Figure 6.6). In fact, the land
intensities of solar schemes average only one- Photovoltaic a
twentieth those of hydroelectric schemes and
sometimes considerably less-they are less than
one-hundredth that of the Aswan High Dam, for 1.00
example. Moreover, the ideal locations will often : g
be sparsely populated arid areas, and the technol- Natural gas
ogy is modular and allows flexibility in the choice thermalb (peak load)
of sites. Thus, solar schemes suffer minimally or
not at all from three problems that sometimes be- 0.10
set hydroelectric schemes-the inundation of ar-
able or forested lands, ecological side effects, and 0.05 FossUc Nuclear
the displacement of people. (base load) (base load)
The costs of all commercial forms of renewable
energy have declined remarkably over the past 0.01 l l l
two decades (as they did in the earlier part of this 1970 1980 1990 2000 2010 2020
century for electric power generation from fossil
centurysee Figure 6 7). The costs of solar energy Notes: Data after 1990 are predicted. Future costs of fossil-fuelfuels; gy and nuclear generation are uncertain; they are affected by
such fadors as demand shifts, technological change,
environmental concerns, and political conditions, which may
,,creased e *ficiency has reduced casts great-y ad in opposite directions.
,aicreased ejficiency has reduced costs greatly a. Excluding storage costs.
in this century b. Including storage costs (on the basis of hybrid natural gas/
solar schemes through 1990 and heat storage thereafter).
c. Natural gas and coal.
Sources: For solar sources, U.S. Department of Energy 1990;
Figure 6.7 Electric power generation: cost for others, Scientific American 1990.
and thermal efficiency in the United States,
1900-90
Cost may well fall further. In high-solar-insolation areas
(1990illowar pur) Thermal efficiency the costs of electric power from solar energy seemkilowatt hour) (percent) likely to become competitive with those of nuclear
40y
1.40 power within the next ten years or so (even ig-
noring their advantages in reducing environmen-
1.20 Cost 30 tal costs) and probably with those of fossil fuels
1.00 over the long term. Figure 6.8 summarizes one set
0.80 Thermal efficiency of representative but fairly conservative cost
0.60 \ / 20 estimates.
The commercial development of renewables
0.40 10 may thus be justified on nonenvironmental
0.20 grounds. But if greenhouse warming makes it nec-
0 * 0 essary to restrict the use of fossil fuels, several
900 1915 1930 1945 1960 1975 1990 things could be done to promote the wider use of
renewables. First, financial incentives could be put
Source: Based on U.S. Department of Energy 1983. in place to encourage applications and market de-
velopment. Environmental taxes (such as carbon
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taxes) on fossil fuels would favor renewables and control devices, and in the types of fuel used.
encourage private research and development Many of these developments have not yet been
(R&D). Second, industrial countries, in particular, fully incorporated into the vehicle fleets, but the
could allocate a greater share of their national en- upshot has been a significant decrease in lead
ergy R&D portfolios to renewables. Up to now, emissions and containment of other pollutants.
R&D has been heavily skewed in favor of nuclear Urban lead concentrations have decreased in
power. The member countries of the International North America, on average, by 85 percent and in
Energy Agency (IEA) allocate 60 percent of their large European cities by about 50 percent. Emis-
R&D budgets (which totaled $7.3 billion in 1989) to sions of volatile organic compounds (VOCs) and
nuclear power, 15 percent to coal, oil, and gas, and nitrogen oxides, however, have generally in-
19 percent to electric power transmission and creased, cornpared with the early 1970s, because
other areas but only 6 percent to renewables. Inter- motor vehicle fleets and kilometers traveled have
national collaboration on research in renewable increased much faster than the implementation of
energy also merits support. Several developing emissions ccntrols. In developing countries leaded
countries-including Brazil, China, India, and fuels are still widely used, and emissions stan-
Thailand-already have the nucleus of good re- dards are either nonexistent or are much slacker
search programs. Third, applications in develop- than in the OECD countries, as can be seen for the
ing countries could be encouraged by expanding cases of Brazil and Mexico (Table 6.1).
the Global Environment Facility and concessional
finance (see Chapter 9).
Table 6.1 Emissions standards
Vehicle fuels for new gasoline-powered motor vehicles in
Brazil, Mexico, and the United States
Pollution caused by fuels used in transport is ris- (grams per kilometr)
ing rapidly in developing countries as passenger CarboV oratnic Nitrogen
and freight traffic increases. Transport fuels ac- Country afd vear monoxide compounds oxides
count for more than 55 percent of developing Brazil, 1989 24 2.1 2.0
countries' total oil consurnption, which has grown Mexico, 1990 24 2.9 3.2
by 50 percent since 1980, as against 10 percent in United States
Before controls 54 5.4 2.5
the OECD economies. 1968 32 3.7 3.1
In the cities of developing countries vehicles are 1983 2.1 0.3 0.6
a significant source of airborne toxic pollutants, Source: Faiz and cthers 1990.
accounting for up to 95 percent of lead. Three fac-
tors make pollution fromn vehicles more serious
than in industrial countrjies. First, many vehicles Three mutually reinforcing policies might be
are in poor condition, and lower-quality fuels are used to try tc reduce vehicular pollution: improve
used. Second, motor vehicles are concentrated in a the efficiency of fuel pricing, reduce urban conges-
few large cities. In Mexico and Thailand about half tion, and pro mote clean fuel and engine technolo-
the vehicle fleet operates Jin the capital city, and in gies. This section applies the three scenarios to
Brazil a quarter of the fleet operates in Sao Paulo. policy options for transport (Figure 6.9). In the
Third, a far larger percentage of the population "unchanged practices" scenario the possibilities
moves and lives in the open air and is thus more for improving efficiency and abating pollution are
exposed to automotive pollutants. The poor are ignored, and all forms of pollution rise exponen-
usually the most affected. They and their children tially (as they would be bound to do) with the
are more likely to walk than to ride, and they are growth of fuel consumption. The second scenario
thus exposed to noxious fumes and to lead, which illustrates the effect on emissions of two much-
is known to affect mental development and the discussed possibilities for improving economic ef-
neurological system. Lead and other pollutants ficiency while reducing pollution: (a) lessening
also contaminate food in open-air restaurants, price inefficiencies by eliminating subsidies and in-
which are frequented by the poor. creasing taxes on vehicle fuels and (b) reducing
The OECD countries have had some success in urban congesl:ion. In the third scenario (these are
controlling the main pollutants from motor vehi- the biggest effects) the additional effects of gradu-
cles. Increasingly stringent regulations have led to ally introducing cleaner fuel and improved engine
changes in the design of engines, in emissions technologies are considered.
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EFFICIENT VEHICLE FUEL PRICES AND TAXES. In Eu- 7',A h a, a measure c
rope and Japan gasoline prices range from $3.00 to dbramaticallh reduce pollptiort
$4.00 per U.S. gallon. In the United States and in
developing countries prices are less than one-third
to one-half of that range; they average about $1.25 Figure 6.9 Vehicle emissions in urban areas
per gallon and vary from $0.40 per gallon (in Ven- in developing countries: three scenarios,
ezuela) to $2.60 per gallon (in India). Such interna- 1990-2030
tional differences arise from differences in gasoline
taxes. Smaller-although still large-differences Index (1990 = 100)
are also found in diesel fuel taxes. Some countries 600
have chosen high fuel taxes for several reasons: to
defray the costs of road construction and mainte- 500
nance, to raise revenues (because fuel taxes may
have lower economic, or "deadweight," losses 400 _ _
than some other specific taxes), and because they
are relatively simple to administer. 300
REDUCING CONGESTION. Urban congestion is si- 200 _______
multaneously a source of pollution, of economic
inefficiency (it reduces the net economic output of _
urban areas), and of losses in human welfare and
amenity more broadly defined. One policy ap- 0
proach is traffic management through such mea-
sures as segregation of motorized and non- 1990 2000 2010 2020 2030
motorized traffic, encouragement of the wider use - "Unchanged practices" scenario
of bicycles and development of special facilities for Scenario with efficiency reformsa
them, creation of vehicle-free precincts for pedes- Scenario with efficiency reforms and
trians, incentives for greater investment in and use pollution abatement measuresb
of public transport, incentives for higher vehicle
occupancy rates, and parking controls. Schemes of
this kind may reduce vehicle fuel consumption in Note: The calculations are illustrative and are based on the
metropolitan areas by more than 30 percent, in following assumptions. Growth rates for per capita income
addition to lowering the number of accidents in- and population are as in Chapter 1. Per capita income
elasticity of demand for vehicle fuels equals 1.2, and fuel
volving pedestrians and cyclists-a major problem price and congestion price elasticities equal -0.5 and -0.6
in developing countries. Cities in China, Ghana, respectively. The average life of vehicles is fifteen years.
Gasoline and diesel fuels each account for about half of totalIndonesia, Japan, and the Netherlands are all con- consumption.
sidering such schemes, with a greater emphasis on a. Efficiency reforms include congestion charges (based on
nonmotorized traffic and pedestrian facilities. Traf- data from the Singapore Area Licensing Scheme) and higher
fuel taxes (assumed to rise over a twenty-five-year period to
fic can also be restricted through quantity-based levels now found in Europe).
measures, such as the area traffic bans based on b. Pollution abatement measures include emission controls
and the gradual introduction of deaner fuels over a twenty-
license plate numbers introduced in Athens, Mex- year period. Under this scenario, lead emissions gradually
ico City, and Santiago. These, however, are only drop to the bottom of the yellow band; emission levels of
particulate matter, hydrocarbons, and sulfuric oxides fall
stopgap measures-and can sometimes make the within the band, and nitrogen oxides are at the top.
situation worse, since the better-off simply pur- Sources:For emission coefficients for vehides, OECD 1987a
chase a second vehicle, and a market for fake hi- and 1988; Faiz and Carbajo 1991. For detailed methodology,
' ~~~~~~~~~see Anderson and Cavendish, background paper.
cense plates develops. A third possibility is some
form of congestion pricing, such as area licensing,
access fees to city centers, higher fees and taxes on
parking during business hours, and electronic CLEANER FUELS AND IMPROVED TECHNOLOGIES.
road pricing. Despite the very successful example Differential taxation can be used to promote the
of the Singapore Area Licensing Scheme and the use of cleaner fuels. Fuel tax revenues, in turn,
benefits and practical promise of such policies, may be used to finance the costs of inspecting ve-
they have been more discussed than hicles and monitoring pollution. Examples are dif-
implemented. ferential taxation of leaded and unleaded gasoline,
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fuel price surcharges based on the sulfur content One promising strategy is to devise less-pollut-
of diesel fuel, and lower taxes on "clean" fuels ing ways of burning biomass. Several countries
such as compressed natural gas. Some empirical have developed and disseminated improved bio-
evidence from the United States and the recent mass stoves over the past two decades, although
experience of the United Kingdom with tax ex- with mixed success. Much has been learned, how-
emptions on unleaded fuels shows that the choice ever, and continued support for these efforts will
of fuel is highly sensitive to price. The same would be important (Box 6.2). The installation of chim-
probably be true of tax incentives for the adoption neys has increased the popularity of the stoves-
of emissions control devices-for example, cataly- for example, in China, where 100 million im-
tic converters on gasoline engines and the particu- proved stoves have been introduced.
late "traps" being developed for diesels. Experi- When the transition is from biomass to coal or
ence suggests, howevei, that for a policy to be lignite, as in China and Turkey, it introduces out-
effective, any tax incentives would need to be com- door pollution on a scale just as serious as that
plemented by regulations regarding standards and encountered., for example, by Sheffield, Pitts-
emissions testing (see Box 3.4). burgh, the Ruhr, and many other industrial areas
fifty years ago. The histories of these places show
Household energy that the reduction of outdoor pollution from
household fuels depends on two developments.
About half of the world's people cook all or some The first is a shift toward oil, gas, electricity, and
of their meals with biomass fuels. Until the twen- district heating; for many cities this will take sev-
tieth century such fuels-mainly firewood-pro- eral decades. The second is the use of cleaner
vided most of the world's energy. Today biomass coals, such as anthracite, for which particulate
in all its forms (wood, agricultural and forestry emissions are roughly one-twentieth those of raw
residues, and dung) meets about 14 percent of the bituminous coal. China, where residential and
world's energy demands. More than 80 percent is commercial consumption of coal totals more than
consumed in developing countries (see Figure 200 million tons a year and nearly doubled in the
6.2), where it still accounts for 35 percent of energy 1980s, is weighing this option. Cleaner coal-burn-
supplies-more than is met by coal, oil, gas, or ing technologies in district heating plants and
hydropower. Biomass is used not only for cooking small-scale commercial enterprises will also be re-
but also in small-scale service industries, agri- quired and may help to reduce costs by improving
cultural processing, and the manufacture of bricks, efficiency.
tiles, cement, and fertilizers. Such uses can be sub- Reducing indoor and outdoor pollution from
stantial, especially in and around towns and cities. household use of biomass fuels and coal in devel-
The use of biomass fuels for cooking gives rise to oping countries presents one of the more difficult
high levels of indoor air pollution (Chapter 2). It is problems of development and will take two or
also a source of ecological damage: the use of dung three decades to address-possibly longer. As with
and crop residues depletes soil productivity, and pollution from other forms of energy use, it cannot
deforestation often causes soil erosion. Finally, the be solved by efficiency alone, important though
poor thermal efficiency of biomass helps to explain this will be. It will depend above all on the growth
the relatively high energy intensities of many low- of per capita incomes and on the successful devel-
income developing countries and their high car- opment of commercial energy.
bon dioxide and particulate emissions in relation
to energy use. Industry
Making the transition from reliance on biomass
to commercial fuels will be slow and difficult, and Three factors intensify the environmental prob-
there is no obvious way of hastening the process. lems associated with rapid industrial develop-
Some countries subsidize kerosene; this leads to ment. First, as emissions from existing activities
some extra substitution, but people also buy ex- increase, they pass the point at which they can be
cess amounts and retail it as a (very polluting) sub- readily assimilated by the environment. Second,
stitute for diesel fuels. Haiiti, in contrast, taxes ker- as industrial towns expand, more people are ex-
osene, which has discouraged its use. Substitution posed to pollution. Third, within industry the
is further handicapped by poor infrastructure, dis- structure shilts away from activities that are mod-
persed populations, and poor delivery services in erately polluling, such as textiles, wood products,
many regions, notably in Africa. and food processing, and toward others with
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Box 6.2 The future for improved stoves programs
Current worldwide trade in wood fuel is about $7 bil- * They have concentrated on the users most likely to
lion, and about 2 million people are employed full time benefit. The people who first adopt improved biomass
in producing and marketing it. Although people will stoves are usually not the poorest but those who have
eventually switch to cooking with modern fuels, many limited income and are spending much of it on cooking
hundreds of millions will be using biomass for de- fuel.
cades. What has been learned from efforts to promote * The designers and producers of the stoves discuss
better biomass stoves? them with each other and with the users.
The potential benefits of stoves programs are consid- * The program relies on mass-produced stoves and
erable. In addition to the large direct benefits of fuel stove parts, which seem to be more successful than
savings, recent research has found that the economic custom-built stoves.
value of the environmental and health benefits of im- * Subsidies go for the development of stoves rather
proved stoves amount to $25-$100 a year per stove, than to consumers for purchase of the stoves.
leading to a payback period to society of only a few All these features can be found in a successful stoves
months.Improved b program in Rwanda. Potential users, producers, and
tweentraditional stoves andmodern fuels. Mostoof the retailers participated at every stage, and severaltwen tadiioal tovs ad nodrn uel. ostof he models were tested by households. High charcoal
large investments in stoves programs have come from modes weregtested by households Hhecharcoa
individual countries; the participation of donors has prices and unregulated prices for the stoves themselves
' . ~~~~~~~~~ensured profitability for the producers and a short pay-
been modest. The two largest programs in the world back period for the consumers. Government agencies
are in India and China, where practically all the invest- were involved only in technical support. Promotion of
ments have been generated internally, wee inoved onl in tehc sort. Promoio of
Successful stoves programs have shared the follow- the stoves was carried out by women who had used
ing characteristics:
much greater potential for causing environmental Technological means for improving the environ-
harm, such as metals, chemicals, and paper. mental performance of many industrial activities
The derelict or highly polluted industrial areas already exist, having often developed in response
and rivers to be found in all high-income countries to stricter environmental controls in high-income
represent both a warning and a challenge for the countries. To take a few examples: air pollution in
developing world. The challenge is to avoid pass- several industries, such as cement and mining, is
ing through the "dark satanic mills" phase of in- largely caused by emissions of dust and can be
dustrial growth. The policy response will need to checked by installing appropriate dust control sys-
address the rather different pollution problems tems; water effluents from large chemical and
posed by large plants and mines and by large pulp plants can be treated once the biodegradable
numbers of small industries. and nonbiodegradable emissions have been sepa-
A few industries dominated by large plants are rated; and pollution caused by the use of coal for
responsible for a significant share of industrial pol- steel production and as a boiler fuel for process
lution. In addition to energy supply, these include heat (once major sources of energy-related pollu-
ferrous and nonferrous metallurgy, industrial tion in industrial countries) can be reduced by
chemicals, paper and pulp, cement, and mining. switching to natural gas, by electrifying the pro-
Unchecked, the pollutants discharged by these in- cess, or by using one of the various precombus-
dustries damage the health of local people, reduce tion, combustion, and postcombustion technolo-
output from local agriculture and industry, and gies described in Box 6.1.
damage infrastructure and buildings. Small and But the existence of better technologies does not
medium-scale industries, which provide much guarantee that they will be adopted, especially by
employment and productivity growth in develop- small firms, for which the costs of control in rela-
ing countries, cause many of the same kinds of tion to output may be large. Enforcement, as noted
pollution as larger enterprises and are especially in Chapter 4, is notoriously difficult. Because they
important sources of organic wastes in water efflu- are so numerous and diverse, smaller firms are
ents and of inadequately handled hazardous particularly hard to regulate or tax-whether for
wastes. environmental or for other purposes-and indeed,
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Table 6.2 Costs of pollution abatement, United States, 1989
Total investment in new plant and equipment Annual cost of pollution abatement
Sharefor Type of As share of Type of
pollution abatement total value abatement
Millions abatement (percent) Millions of output (percent)
Sector of dollars (percent) Air Water of dollars (percent) Air Water
Food and beverages 8,330 3 20 70 1,056 0.3 13 63
Textiles 2,280 1 33 56 136 0.3 14 59
Paper 10,070 8 49 32 1,449 1.1 27 47
Chemicals 13,480 9 32 50 3,509 1.3 23 46
Petroleum 3,330 13 35 55 2,170 1.5 58 27
Rubber 4,570 2 64 20 403 0.4 21 25
Stone, clay, and glass 2,870 3 75 18 592 0.9 56 14
Primary metals 5,660 7 53 34 1,931 1.3 46 27
Fabricated metals 4,610 3 33 47 896 0.6 14 43
Machinery 8,050 2 59 32 572 0.2 14 30
Electrical equipment 8,660 2 35 50 729 0.4 14 42
Transport equipment 9,970 3 54 29 1,000 0.3 21 32
All manufacturing 47,190 4 42 42 15,626 0.5 30 37
Source: U.S.Bureau of the Census 1990 and 1991-
most are not even recorded in establishment common use in industrial countries. There, emis-
surveys. sions from large industrial plants fell even before
the main surge of investment in pollution controls
Costs and the scope for cost reductions that followecd the passage of key legislation in the
late 1960s and early 1970s-a good example of in-
The technologies thus often exist, but the costs are novations leading, rather than following, laws and
sometimes still high, especially for small com- regulations.
panies. For industry as a whole, capital invest- Industries in developing countries have the ad-
ment in pollution abatement accounted for about 5 vantage of making new investments rather than
percent of total industrial investment in Germany, replacing old equipment. In industrial countries
Japan, and the United States in the late 1970s and basic changes in production processes often can-
early 1980s (although it had risen to 17 percent in not easily be accommodated in existing plant. As a
Japan in the early 1970s). Table 6.2 shows that in result, industrial countries have tended to control
absolute terms the heaviest cost burden in the emissions mainly by adding on technologies. Less
United States fell on the chemicals, petroleum, pri- than a quarter of capital expenditures on pollution
mary metals, and paper industries. (Note that ex- control for German manufacturing firms during
penditures are quite sma[ll in relation to the total 1975-84 was devoted to changes in production
value of output-in the range of 0.3-1.5 percent.) processes as distinct from the installation of end-
These figures overstate the likely burden of of-pipe controls. When a new plant is being built,
abatement expenditures on industries in develop- however, it is usually more cost-effective to adopt
ing countries, at least for large plants. The earliest production processes that recycle residuals or gen-
steps in pollution control tend to be the least ex- erate less waste-the so-called "low-waste" pro-
pensive. Up to 60-80 percent of pollution can be cesses. These, combined with improved operating
eliminated with only srnall increases in costs. procedures -that reduce leaks and spills, can
Thereafter, the additional ("marginal") cost rises achieve substantial reductions in industrial emis-
sharply as the degree of albatement is increased; in sions. Table 6.3, based on a study of German in-
contrast, the benefits of leach new step in abate- dustry, illust:rates the potential for reducing haz-
ment are large at first and then taper off. Emis- ardous wastes by means of such changes. Box 6.3
sions standards in some industrial countries have gives an example of how technological changes
reached the point at which the costs of additional have brought about greater efficiency and lower
abatement rise sharply while the benefits increase emissions in the pulp and paper industry. Recent
only slowly. Developing countries are at an earlier surveys by the United Nations Industrial Develop-
stage. ment Organization (UNIDO 1991) and others have
Emissions often can be sharply reduced at no shown that possibilities for reducing both wastes
extra cost by installing technologies already in and costs simultaneously are widespread.
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Table 6.3 Potential for waste reduction from large industrial plants (as output expands) at
through low-waste practices, Germany a lower cost than is being incurred by industrial
Amount of Potential waste countries.
waste, 1983 reduction
Type of waste (millions of tons) (percent)
Sulfurous (acids, gypsum) 2.2 80
Emulsion 0.5 40-50
Dyes and paint residues 0.3 60-70 At the earliest stages of policy development the
Solvents 0.3 60-70 crucial considerations must be, first, to ensure that
Galvanic sludges 0.2 60-70 the initial measures are unambiguous and easily
Salt slags 0.2 100 enforced and, second, to concentrate on those
Other wastes 4.9 5LO-6W emissions and wastes that cause the most damage,
Source: OECD 1991, p. 197. particularly to health.
DIFFICULTIES OF ENFORCEMENT. he standards
imposed by industrial countries may set reason-
In developing countries end-of-pipe controls able long-term goals, but developing countries
should be less important because their industrial rarely have the means or the need to adopt them
sectors are expanding rapidly. Each new invest- immediately. Instead, each country must deter-
ment offers an opportunity to incorporate cost-ef- mine its own priorities. Emissions standards need
fective pollution control. In ten years' time new to be set in the light of a balance between the mar-
plants will account for more than half of the indus- ginal costs of the damage caused by the main pol-
trial output of developing countries and in twenty lutants and the marginal costs of reducing such
years for practically all of it. Thus policies that lead emissions.
to the adoption of a proper combination of low- A common practice has been to adopt emissions
waste processes and end-of-pipe controls should standards promulgated in industrial countries and
permit developing countries to reduce emissions then to negotiate with firms about enforcement.
Box 6.3 Benign technological change: the manufacture of wood pulp
Until the mid-1970s most (67 percent) of the world's tal controls and high prices for wood and chemicals.
wood pulp-the principal raw material for paper man- Manufacturers then turned to pulp produced by ther-
ufacture-was produced by chemical means. Mechani- momechanical methods, which have yields and energy
cal processes accounted for 25 percent and combina- requirements similar to those of mechanical processes
tions of the two (semichemical processes) for the but produce a stronger fiber that does not have to be
remainder. Each method has technical and environ- bleached with chlorine. The volume of BOD generated
mental advantages and disadvantages. Mechanical is moderate. By using thermomechanical pulp in their
processes produce a high yield of low-strength fiber. mix, newsprint manufacturers were able to reduce
They require relatively large inputs of energy but their raw material costs by 5 percent or more.
otherwise have little impact on the environment. This cost advantage, and the need for new invest-
Chemical processes have lower energy requirements ment to meet a shortage of pulp capacity, combined to
but also lower yields. The fibers are strong and high in bring about a rapid increase in thermomechanical pulp-
quality; they are, however, dark and are usually ing plants. In 1974 there were only four thermome-
bleached with chlorine, which then presents a disposal chanical mills in the world. By the end of 1977 there
problem. Chemical methods also generate large vol- were fifty, with another thirty under construction or on
umes of biological oxygen demand (BOD) and sulfur order. Chemical processes still dominate the industry,
emissions unless appropriate environmental controls but almost half of the pulping capacity added in OECD
are installed. countries during the 1980s consisted of thermome-
The largest paper market is that for newsprint, chanical plants. Thermomechanical pulping offers clear
which used to be made from a combination of 15-25 advantages to developing countries-lower capital
percent chemical pulp and 75-85 percent mechanical costs, less technological complexity, and less environ-
pulp. The jump in energy prices in the mid-1970s mental impact than with chemical processes, and
pushed up the cost of mechanical pulp, and the price of stronger and better-quality fiber than that produced by
chemical pulp also rose because of stricter environmen- mechanical plants.
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This places enormous stresses on the honesty of pulp and paper output. In India, Mexico, and Ven-
officials. Enterprises will be uncertain about the ezuela all oil refining and distribution and a large
environmental standards; that they are expected to share of basic metals production are in state
meet and unhappy about perceived differences in hands; about 94 percent of mining production in
treatment between themselves and their competi- India is in the public sector. In Turkey 95 percent of
tors. Indeed, uneven erLforcement may turn for- mining output, about 60 percent of chemicals pro-
eign investors into supporters of tough and effec- duction, ancl 70 percent of basic metals production
tive environmental standards. For example, fear of come from public enterprises. State-owned firms
public censure has made foreign investors in make up an important part of the mining, petro-
Chile's copper mining industry more willing than leum, basic metals, and chemicals sectors in Ar-
local enterprises to invest in sophisticated environ- gentina and Brazil. These firms, like private sector
mental controls. monopolies, are often also sheltered from import
Whatever instruments are chosen, they must be competition and consequently do not face the
compatible with the administrative capacities of same pressures to minimize costs as do competi-
the regulatory agencies. Unenforced standards or tive private firms. Incentive-based pollution con-
uncollected fines are worse than useless: they un- trol policies are less likely than mandated controls
dermine confidence in environmental controls and to be effective in inducing these firms to reduce
encourage enterprises to look for ways of avoiding emissions. Ihe ineffectiveness of economic incen-
penalties rather than reducing pollution. Experi- tives in inducing public enterprises with soft bud-
ence shows that five conditions (all institutionally get constraints to reduce emissions is well illus-
demanding) are essential if policies are to have the trated by the case of Poland, and the effectiveness
intended effect: a local framework for negotiation of controls by the case of Cubatao in Brazil (Box
between polluting and polluted parties; a clear 6.4).
and publicly available statement of the standards Community participation can help augment offi-
set and agreements reached; a means of monitor- cial enforcement. A recent survey of enterprises in
ing and spot-checking pollution; a means of pe- Bangladesh, for example, found that riverside vil-
nalizing defaulters; and fair and equal application lages have proved surprisingly wiling and able to
of the laws and regulations to all parties. negotiate agreements with upstream polluters on
Scarce administrative resources should be di- monetary compensation and first-stage effluent
rected first to the contro] of emissions from large treatment. With better information and legal sup-
industrial plants and rmines-the most concen- port, such Iccal arrangements could provide cost-
trated sources of pollution. Policies will be effec- effective means of both supporting central regula-
tive only with the (perhaps reluctant) cooperation tors and holcling them to account.
of the enterprises responsible for these plants.
Even the U.S. Environmental Protection Agency, MARKET-BASED INCENTIVES. As environmental
which oversees the most sophisticated environ- policies evolve, there is a good case for making
mental monitoring systern in the world, is forced more use of market-based incentives, as discussed
to rely on self-reported d[ata on emissions for the in Chapter 3. These policies reduce the costs of
vast majority of sources and pollutants. Develop- compliance, are often administratively simpler
ing countries might thus benefit by concentrating than regulatory policies, and provide a financial
their monitoring resources on spot checks to vali- incentive for innovation in developing pollution
date such self-reported data and on a baseline sys- controls and low-waste technologies and practices.
tem designed to collect data in the most heavily They can also be refined (without great cost) in
polluted areas. Enforcement actions must be seen practical and important ways. For example, under
as one element in a dialogue between regulators a system of nonlinear fees and fines recently intro-
and enterprises, the objective of which is to im- duced in Eastern Europe, the charge is increased-
prove the environmental performance of the in Poland by ten times-if discharges exceed some
plants under scrutiny. specified level.
Such a dialogue is particularly difficult when Experience in industrial countries shows that
both parties are government agencies. Public en- discharges of industrial wastewater into public
terprises account for a substantial part of produc- sewers are quite sensitive to charges for the vol-
tion in the most-polluting industries. They account ume of emissions and effluent concentration. In
for all Tanzania's fertilizer, cement, and iron and the Netherlands, for example, water pollution
steel production and for almost 83 percent of its charges succeeded in reducing emissions once the
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Box 6.4 Controlling emissions from public enterprises: Brazil and Poland
In Cubatao, Brazil, and Katowice, Poland, state-owned and television coverage of the environmental fiasco in
enterprises were implicated in severe and persistent air Cubatao has given the whole country an environmen-
pollution that caused extreme levels of exposure to par- tal education.
ticulates. In Cubatao the main sources were steel, fertil- Throughout the 1980s the provincial government in
izer, petrochemical, and cement plants. In Katowice Katowice attempted to improve the city's air quality by
steel mills, nonferrous metal smelters, chemical plants, levying fees for emissions that exceeded permissible
power stations, and a wide range of other industrial levels. Although the rates were double those set by the
plants were the principal polluters. national government for the rest of Poland, they were
In September 1984 an atmospheric inversion and revised infrequently during the 1980s and fell sharply
mounting levels of particulates spurred the governor of in real terms as prices rose. Furthermore, because in-
Sao Paulo state to decree an unprecedented state of dustrial plants claimed that they lacked the resources
emergency in Cubatao. The state environmental to invest in better environmental controls, emissions
agency promptly shut down nine industries in the dis- permits were typically set much too high to achieve
trict of Vila Parisi and ordered an evacuation. Police reasonable ambient air quality, and enterprises were
from Sao Paulo city were sent to assist in the evacua- often exempted from paying fees and fines. Techni-
tion and to prevent looting. The mayor of Cubatao cally, provincial governments could close down plants
made the soccer stadium available for displaced resi- for persistently violating emissions standards, but this
dents and provided food and blankets. When atmo- power seems to have been exercised only once-in the
spheric conditions improved, the state of emergency case of an aluminum plant in Krakow that was due to
was downgraded to a state of alert (the eighth that be closed anyway.
year), and people were allowed to return to their The situation in Katowice has changed radically
homes. since 1990. Air quality has improved significantly, and
A few months later a pipe at a fertilizer plant rup- enterprises are considering or actually investing in en-
tured, releasing massive amounts of ammonia gas. Six vironmental controls. There are three reasons for this
thousand residents were evacuated and more than change: (a) some of the worst polluters have closed
sixty people hospitalized. The fertilizer plant was down permanently; (b) the level of fees and fines has
fined, but the state governor protested that the penalty been raised more than ten times in real terms, and
was too small. payment is enforced under a real threat of closure; and
Conditions in Cubatao have improved since then (c) the prospect of privatization means that enterprises
(though crises still occur periodically); plants are no longer face "soft" budget constraints and provincial
installing pollution control equipment and are switch- authorities no longer strive to maintain industrial pro-
ing to less-polluting fuel, and thousands of residents duction at the expense of other objectives.
are being helped to move to more suitable areas. The The moral to be drawn from these two cases is that
environmental agency has become more aggressive in unless public enterprises are subject to "hard" budget
using fines and temporary plant closures to deal with constraints and are accountable to the public, economic
recalcitrant polluters, and the government has initiated incentives for pollution control are likely to be ineffec-
public civil actions seeking restoration of damaged wet- tive, and direct regulation may be required.
lands, waterways, and hillsides. Extensive newspaper
charge was high enough to represent a significant REGULATORY MECHANISMS AND TOXIC WASTES.
element in total operating costs for the enterprises Even with pollution charges, some regulatory
affected. Charging systems need not be complex mechanisms are bound to be retained. This is es-
so long as they encourage enterprises to make pro- pecially true for toxic wastes, where the main pri-
cess innovations that reduce the total volume of ority is to define safe standards and safeguards.
effluent and discourage the discharge of highly Pollution charges may be evaded by illegal dump-
concentrated effluent to public sewers. In general, ing, which causes even worse problems than legal
a policy of taxing pollution (or the offending input) but ill-supervised hazardous waste management.
has the advantage of influencing large numbers of The crucial issue is one of monitoring and manage-
activities and has administrative-as well as envi- ment. Careful records must be maintained and
ronmental and economic-appeal. dumping sites monitored regularly to ensure that
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Box 6.5 Regulating hazardous wastes: an innovative approach in Thailand
To control hazardous wastes from industrial sources, central treatment and disposal facilities for hazardous
the Thailand Development Research Institute has pro- wastes collected from factories. Factories would de-
posed the creation of an autonomous Industrial Envi- posit with the fund their waste charges for the entire
ronment Fund. In line with the "polluter-pays" princi- year. Plants that attained lower waste per unit of out-
ple, the fund would be financed from waste charges put, as verified by accredited private environmental
that would first be estimated for each industry and auditing firms, would then be eligible for rebates. The
later verified by environmental auditing. The charge operation of tl'e treatment and disposal facilities would
would be set at a level thtat covers the cost of transport, be contracted out to private waste management firms
treatment, and disposal of hazardous wastes and pro- through competitive bidding.
vides a margin for running the program. A charge of The main message of this initiative is that pollution
1,000 baht per ton on the 600,000 tons of industrial control costs can be minimized if the incentives are
hazardous wastes projected for 1991 would raise 600 right. The more efficient an industry's production pro-
million baht. This is only 0.3 percent of the GDP origi- cess, the less waste it generates and the less it pays for
nating in the 17,000 industrial plants in Thailand that waste treatment and disposal. The scheme would thus
generate hazardous wastes, or 1.5 percent of net give industry an incentive to reduce wastes and would
profits. encourage the development of business opportunities
The proceeds would be used to establish and operate in hazardous vaste management.
groundwater supplies are not being infiltrated by services for industries. For example, the Pollution
toxic materials leaching from the sites. This implies Control Cell of the National Productivity Council
an administrative cost that may sometimes be be- in India's Mtinistry of Labor works on solutions
yond the capacity of environmental control agen- that both reduce pollution and improve profits.
cies. In such cases an alternative is to combine reg- Effective ways have been found to reduce emis-
ulation with market-based incentives. The latter sions and water use in electroplating, food pro-
can draw on indirect policies such as taxes on pol- cessing, bleaching and dyeing, mini-cement
luting inputs, product charges, deposit-refund plants, pulp and paper, drugs, and tanneries. Co-
schemes, and performance bonds. The role of the operative approaches can sometimes be helpful.
regulatory authority is to compile information For example, in Hyderabad a group of forty small
about sources of emissions for the pollutants being companies set up a common wastewater treatment
controlled and to design the mix of policies that plant that they operate jointly on a nonprofit basis.
can reduce emissions from these sources cost-ef- In Gujarat 400 small companies did the same.
fectively. A scheme that applies to hazardous Such arrangements are cheaper than individual
wastes some of the characteristics of a deposit-re- treatment facilities at each plant, and it is easier to
fund arrangement has been proposed for Thailand operate, ma:ntain, and monitor one large facility
(Box 6.5). than numerous scattered small ones.
Industrial zoning is an,other example of regula-
tion that cannot easily be replaced by pricing Conclusions
mechanisms. The key argument for zoning is that
there are economies in dealing with environmental In considering how to reconcile the expansion of
problems when plants are concentrated in one energy and industrial activities in developing
place. Furthermore, it is difficult to ensure that countries with the goals of reducing pollution to
spatial differences in pollution charges are suffi- acceptably low levels, this chapter has made four
cient to achieve an efficient concentration or dis- points.
persion of plants. Although zoning is a blunt in- * Options are available for reducing energy and
strument, it may be the best way of handling industrial pollution per unit of output by factors of
spatial differences in the environmental damage ten, hundreds, and sometimes more, depending
caused by particular forms of pollution. on the case.
* The investment and operating costs are not so
ADVISORY SERVICES. One effective way to influ- large as to compromise economic growth in devel-
ence small firms is through extension and advisory oping countries. For priority areas such as particu-
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lates, lead, and industrial effluents and wastes, * Response times can be long, however, even
investment costs are low. Indeed, pollution abate- when policies are agreed on and implemented.
ment has often been accompanied by reductions in The rapid rate of investment may, paradoxically,
costs. Pollution control costs can be further re- reduce response times (and costs) in developing
duced by setting standards appropriately and by countries, since less-polluting practices can more
choosing the instruments of policy wisely. Offset- readily be incorporated into new investment.
ting these costs are the many benefits of pollution * Greater efficiency, whether in the production
abatement, including a healthier population and a and use of energy or in the production and use of
better quality of life in cities, which will help to manufactured goods, can make significant contri-
improve economic prospects. butions to pollution abatement.
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Rural environmental policy
As the world's population grows by two-thirds over the next forty years, demands for food, fuel, and fiber will
rise enormously. Meeting these demands will require more intensive and extensive exploitation of many natural
resources, especially agricultural and, forests, water, and fisheries. The more that yields can be increased by
careful and sustainable management of those resources that are already in use, the easier it will be to resist
pressure to draw down new resources-to drain wetlands, clear forests, anid encroach on natural habitats.
Three obstacles tand in the way of sensible resource management: failu're to recognize scarcity in the natural
world, failure to ensure that the institutions managing natural resources are accountable, and failure to mobilize
knowledge for managing environmental problems.
To overcome these obstacles, individuals must have access to knowledge and resources, (so that they can make
the right investments) and incentives, (to ensure that their activities do not impose costs on others).
Communally managed resources require a clear legal framework and supporting services. Governments must
devolve the responsibility for managing some resources to individuals, communities, and fiscally accountable
utilities. They need to make more use of pricing to allocate resources, to protect property rights, and to support
research and the dissemination of knowledge of sound environmental practices.
As the world's population expands to 9 billion some extent, these are tradeoffs. If more food can
over the next forty years, consumption of food will be grown on the same land, that will ease the pres-
nearly double worldwide and will more than sure to cultivate new land and will permit the pres-
double in developing countries. To match this in- ervation of intact natural areas (Box 7.1). Indeed,
crease, world grain output will have to grow by over the past quarter century increases in yields
about 1.6 percent a year-a difficult target, but less have accounited for 92 percent of additional food
than the 2.0 percent a year increase achieved over production, and area expansion for only 8 percent
the past three decades. This demand for grain (Table 7.1). ]3ut intensification can also produce
(which accounts for more than four-fifths of food problems. Raising yields by increasing the use of
crops consumed in developing countries) and the chemicals, diverting more water for irrigation, and
demand for other foods, fuel, and fiber will add changing land use can create problems elsewhere.
enormously to pressure on natural resources-not Runoff of fertilizer and animal wastes can cause
only on agricultural land but also on stocks of wa- algal blooms and the eutrophication of lakes,
ter, fish, and timber. coastal estuaries, and enclosed seas. Although
Natural resources will have to be managed with these externalities are more common in Western
great care. They will neecd protection from the in- Europe and North America, pollution from agri-
adequate stewardship that is a consequence of cultural sources is becoming significant in Eastern
poverty, population pressure, ignorance, and cor- Europe and other parts of the developing world;
ruption. Natural forests, wetlands, coastal areas, in the Punjab in India and Pakistan and in Java,
and grasslands-all of high ecological value-will Indonesia, the use of chemical inputs is almost as
have to be protected from overuse and great as in industrial countries.
degradation. The alternative to intensification, however, is
Farmers and other managers of rural resources equally problematic. Already an estimated 60 per-
have two options: to intensify production on area cent of the deforestation in developing countries is
already in use or to expand into new areas. To the result of agricultural expansion, with the great-
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Box 7.1 How agricultural intensification can lessen pressure on forests
The expansion of agriculture is one of the main reasons suitable, fields can be tilled mechanically once most of
for deforestation in the humid tropics. Researchers in the felled vegetation has decomposed. Forty crops
Brazil, Indonesia, and Peru are exploring possibilities grown continuously over seventeen years at
for maintaining productivity on deforested land and so Yurimaguas demonstrate that productivity can be
reducing pressures for additional forest conversion. maintained, But the system will be economically attrac-
Some promising results are emerging. Farm trials con- tive only if roads, credit, and market infrastructure are
ducted in Yurimaguas, Peru, show that for every addi- sufficiently developed.
tional hectare with sustainable and high productivity, Legume-based pastures
an estimated 5 hectares to 10 hectares a year of tropical
rainforests could be saved from the ax of the shifting The low-input system can be the first step toward es-
cultivator. tablishing improved acid-tolerant pastures for produc-
The transition from shifting to continuous cultivation tion of beef and milk. The transition from income-gen-
in these trials begins by taking secondary forest fallows erating food crops to pasture is achieved by planting
left by slash-and-burn agriculture and applying low- pasture species under a rice canopy and applying fertil-
input methods-acid-tolerant crops, capture of nutri- izers annually or every two years. Several combina-
ents in the ash, maximum nutrient recycling, no tillage tions and rotations of selected grasses and legumes
(only a planting stick is used), and managed fallow to have sustained high weight gains in cattle over eight
control weeds. The profit from this initial phase aver- years of trials. Degraded pastures have been regener-
ages $1,100 per hectare a year, or a 120 percent return ated with the use of similar techniques.
over total costs (largely labor) for small farmers. Op- Agroforesf
tions for subsequent phases include intensive contin- g ery
uous cropping, legume-based pasture, or agroforestry. Low-input cropping is a good way of providing cash
income and ground cover during the establishment
* Continuous crop rotation phase of acid-tolerant tree crops, whether the trees are
Following several years of the low-input system, a grown for industrial purposes (rubber, oil palm, and
transition can sometimes be made to intensive, fertil- guarana), food production (peach palm), or alley
izer-based, continuous cropping. Where slopes are cropping.
Table 7.1 Contribution of increases in areas and in yields to growth of cereals production in
developing regions and in high-income countries, 1961-90
Current
production Increase since 1961-63 (percent) Current
(1988-90 Attributable yield
average, Attributable to (1988-90,
millions of to increased tons per
Country group tons) Total increased area average yields hectare)
Developing countries 1,315 118 8 92 2.3
Sub-Saharan Africa 57 73 47 52 1.0
East Asia 499 189 6 94 3.7
South Asia 261 114 14 86 1.9
Latin America 105 111 30 71 2.1
Middle East and North Africa 41 68 23 77 1.4
Europe and former U.S.S.R. 336 76 -13 113 2.2
High-income countries 543 67 2 98 4.0
World 1,858 100 8 92 2.6
Note: South Africa is included in figures for developing countries as a group but not in regional figures.
Source: FAO data.
est intrusions in Latin America and Africa. This if lands are fragile. The great challenge for the fu-
expansion may be led by poor subsistence farmers ture is to balance intensive and extensive growth
seeking a livelihood or be driven by growing mar- of agriculture so as to avoid the environmental
ket demand. While it may meet immediate needs damage and constraints on productivity that each
for food and income, it is not a long-term solution can cause (Figure 7.1).
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* Better knowledge of the extent, quality, and
potential of the resource base. At present, emerg-
ing constraints that confront resource manage-
ment are often poorly understood; research is
Figure 7.1 World production of cereals to hampered by inadequate funding. In addition to
feed a growing population: recent developing new knowledge and techniques, there
performance and the future challenge is a need to accelerate the diffusion of existing
technology that can expand output in environ-
Average yield (tons per hectare) mentally sound ways (Box 7.2).
8 This chap:er examines ways of improving the
managemeni: of natural resources. Some natural
resources, as Chapter 3 noted, have no clear
6 owner, and A is these open-access resources that
2030 are most vulnerable to overexploitation. Other re-
(production possibilities sources are managed in three main ways: as pri-
to supply 3.6 bilion tons) vate property, in common, or by the state (Figure
4 7.2). The pat:ern varies from one country (and cul-
ture) to another and is rarely clear-cut, even within
1990(1.9 billion tons produced) a single country. For example, in most countries
2 1965 public authorities control surface water until it is
(1.0 bi9lion tons produced) delivered to individual farms or to canals managed
by local communities. Policies for improving the
o a ' 1 ' management of a resource depend to a large extent
0.4 0.6 0.8 1.0 1.2 1.4 on the categcry into which it falls.
Area cultivated (billions of hectares)
Note: World population was 3.3 billion in 1965 and 5.3 billion
in 1990; it is projected to be 9.0 billion in 2030 ( see "base
case" assumptions in Figure 1.1).
Source: World Bank data.
Figure 7.2 rypical property-rights
arrangemeints for rural resources in
Policies for resource management will have to developing, countries
include three essential cornponents:
* A recognition of the true value of natural re- State
sources. Failure to accept that natural resources
are ultimately in finite supply, and divergences in
the private and social costs of resource exploita-
tion, are root causes of many environmental prob-
lems: erosion of deforested hill slopes, releases of Natural Surface
carbon dioxide by land-cle aring fires, and losses of forests. water
biological diversity as a result of poorly controlled
logging.
* Institutions that match responsibility for Pastoral
resource management with accountability for re- _-
sults. The public sector will inevitably retain
responsibility for allocating some of the most sen-
sitive natural resources; it will often own them and Ranches Wildlife
will sometimes manage them. Governments need ranching
to make sure that those who use natural resources Private Communal
bear the full costs of doing so. But when public
institutions are themselves directly involved in
production, that rarely happens. -
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Box 7.2 Increasing the knowledge base to meet growing demand for food
Meeting the doubled food demand that is anticipated Experience over the past decades has demonstrated
by 2030 will be feasible but will require substantial pro- that the generation of new knowledge is the most po-
ductivity gains, according to a study prepared for this tent and least costly avenue to improving productivity.
Report. Fundamental to meeting the challenge of in- The expansion of knowledge through research and de-
creasing productivity will be better application of exist- velopment will need to encompass human capital, in-
ing (but underused) knowledge about resource man- stitutional innovation, and new technology. New and
agement and development of new agricultural higher-yielding cultivars of plants will be needed,
technologies. along with farming systems research that focuses on
Among the incentives that would encourage farmers integrating livestock and crop activities and on modify-
to adopt existing improved technologies and methods, ing the physical environment in which plants grow-
I none is more important than the allocation and protec- through, for example, measures that conserve soil
, tion of property rights. In addition, as technologies be- moisture and that permit continuous cultivation on the
come more sophisticated, farmer education and infertile, acidic soils common in many tropical areas.
strengthening of extension systems are essential. The Deliberate investment in agricultural research and
spread of practices such as conservation tillage and inte- development has never been more important. Yet ex-
grated pest management demonstrates that environ- penditures for agricultural research are stagnating. Re-
mentally friendly and economicaly attractive technolo- search must address the increasing constraints posed
i gies offer practical altematives to regulation and by the environmental consequences of agricultural de-
1 subsidies in controlling the environmental costs of agri- velopment. The Consultative Group on International
culture. But even if existing knowledge is fully exploited, Agricultural Research (CGIAR) is placing more em- i
the availability and quality of land and irrigation water phasis on agricultural resource systems and on rela-
will be insufficient to meet demand. (Plant genetic re- tively neglected areas such as forestry, pest manage-
sources and climate change are less immediate con- ment, soil conservation, and irrigation, to complement
straints on increasing global output.) Further expansion the more traditional focus on commodity programs. I
of cropland by perhaps 25 percent and of irrigated land These changes need to be reinforced and matched by
| by 50 percent may be possible but will have environmen- commitments to strengthen national research systems
tal costs. New knowledge will be necessary. in these directions.
Resource management by individuals also be too expensive for farmers, and access to
and enterprises credit is often inadequate. Poverty makes farmers
understandably averse to new and unfamiliar
Privately managed farms and woodlands produce risks.
most of the food, fiber, and fuel that people use. It Even if these constraints are overcome, private
is on these lands that the central issue of natural ownership may not deliver ideal results from soci-
resource management will be decided: can output ety's point of view. As some of the instances in
be increased to match demand without unaccept- this section make clear, private owners do not nec-
able environmental damage? essarily know whether the side effects of their ac-
When land is privately owned and managed, tivities impose costs on others. Even if they do,
some environmental problems are less severe. individual farmers may not cooperate to find solu-
Land is less likely to be overused if its owners have tions unless the result is increased profits on their
a clear legal title. People who have secure rights to own fields. It is on privately managed farms and
the land they cultivate are more likely to take the woodlands and the areas around them that recog-
long view in managing the soil. One of the few nition of scarcity and side effects-the first require-
detailed studies of the connection between greater ment of good resource management-is most im-
security and improved land management, con- portant. And it is on these lands that sound
ducted in Thailand, shows a clear positive link be- agricultural policy is, most clearly, sound environ-
tween more secure tenure, access to formal credit, mental policy.
and investment in the land.
But technologies such as integrated pest man- Protecting soil fertility
agement that are better for the environment are
often information-intensive and require training Farmers are usually aware of the consequences of
for the farmers if they are to be effective. They may soil degradation and erosion for their crop yields
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Box 7.3 Long-ternm agricultural trials
Appallingly little informnation exists about the long- trained generations of agricultural scientists. Although
term productivity of agriculture in developing coun- many of the results of trials in temperate areas are
tries. Only a handful cf studies have systematically transferable, the different soils, cropping practices, and
monitored the effect of agricultural practices on soil pest and disee,se problems in most developing coun-
& fertility, crop production, soil loss, and hydrologic pro- tries limit the usefulness of the conclusions. Studies
cesses. Only studies that extend over decades and even initiated during the colonial period in many African
centuries can reveal small but critical changes in the and Asian countries have been stopped, and data from
dynamics of agricultural systems. them go unanalyzed.
The few agricultural experiments that have been Relatively recent work of shorter duration is begin-
maintained for more than 100 years are all in temperate ning to hint at the potential value of long-term trials in
developed countries. These studies-including trials at tropical agriculture. The International Rice Research In-
the Rothamstead Experiment Station in the United stitute in the Philippines began in 1964 to monitor
Kingdom (initiated in 18343) and the Morrow Plots trends on continuously cultivated paddy fields. These
(1876), the Sanborn Field (1888), and the Magruder studies have started to reveal slow yield declines,
Plots (1892) in the United States-provided answers caused by increased pest pressure, depletion of soil
regarding, for example, the effects of manuring and micronutrients. and buildup of harmful chemicals from
crop rotation on sustainable yields. They confirmed low-quality irrigation water. Only long-term observa-
that agricultural perform,ance can be sustained on the tion will make possible understanding and manage-
prairie soils of the American Midwest, laid the founda- ment of these problems.
tions for the modern science of plant nutrition, and
and wish to prevent the damage. But many proj- cost-effective, irrespective of land use, is contour-
ects to help them have failed because they pro- based cultivation. In India contour ditches have
moted only a single method of soil conservation. helped to quadruple the survival chances of tree
The greatest success is realized when farmers can seedlings and quintuple their early growth in
select from a menu of techniques adapted to local height. Ground cover-grasses, leaf litter, and
circumstances; the profitability of a method for other growth-protects soil from erosion and
farmers can vary significantly, depending on the maintains its capacity to absorb rainfall.
characteristics of the land, the crop mix, and the Successful intensification will need to combine
availability of labor. Experience shows that even such soil management with greater use of inputs,
where erosion imposes costs on others-sedimen- particularly inorganic fertilizers, which provide
tation and siltation of darns, for example-it is im- about 40 percent of nutrients for the world's crops.
portant to try first to persuade farmers to do what In Sub-Saharan Africa grain yields average about a
is in their own interest. This will usually be less third those of East Asia. Differences in land quality
complex than getting farnmers to be accountable for are part of the reason, but so too is Sub-Saharan
the costs borne by others and will in any case con- Africa's low fertilizer use-less than one-fifth of
tribute toward reducing these costs. East Asia's average (Figure 7.3). In the developing
Managing soils to maintain fertility requires world low use rates and the consequent mining of
achieving a balance between loss of nutrients soil nutrients, are far greater problems than exces-
(through crops and animal products) and replace- sive and poorly managed fertilizer applications.
ment of nutrients through the use of manure, inor-
ganic fertilizers, and other sources. In addition, Table 7.2 Effect of low-cost soil conservation
the capability of soils to deliver nutrients and store practices on erosion and crop yields
moisture-functions of soil structure-must be Decrease in erosion Increase in yield
maintained. Basic concerns such as the long-term Method (percent) (percent)
viability of continuous land use in some tropical Mulching 73-98 7-188
areas are poorly understood (Box 7.3). A review of Contour cultivation 50-86 6-66
more than 200 studies shows the potential effec- Grass contour hedges 40-70 38-73
tiveness of low-cost techrnologies in reducing ero- Note: The figures are ranges derived from a review of more than 200
studies.
sion and increasing yields (Table 7.2). The most Source: Doolette and Smyle 1990.
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Figure 7.3 Fertilizer input and cereal yields in developing regions and high-income countries, 1989
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Source: FAO data.
To preserve soil fertility, better use also needs to off dramatically, reduces erosion, and increases
be made of agricultural techniques such as the moisture available for crop growth. Over the
agroforestry and integrated crop and livestock past six years a quiet revolution has been taking
management. Agroforestry can add nutrients to place, and today 90 percent of soil conservation
the soil, reduce water runoff and evaporation from efforts in India are based on such biological
the soil's surface, supply green manure and systems.
mulch, and reduce soil erosion. It thus raises crop * In the Sahel simple technologies involving
yields and, because the soil retains more moisture construction of rock bunds along contour lines for
and nutrients, helps to prevent yields from declin- soil and moisture conservation have succeeded
ing in dry years. It provides fodder and shade for where sophisticated measures once failed.
cattle and is a good source of fruit, fuelwood, and OXFAM has promoted techniques among farmers
other by-products. Integrating animals into farm- to improve water harvesting in Burkina Faso.
ing, in addition to providing food and income, Bunded fields yield an average of 10 percent more
makes use of manure to recycle nutrients, includ- than traditional fields in a normal year and, in the
ing those from otherwise low-value crop residues, drier years, almost 50 percent more.
grasses, and fodder trees. Smallholders will be * In the Central Visayas Regional Development
more interested in raising livestock if markets for Project in the Philippines a highly successful
dairy and meat products are encouraged by gov- scheme for distributing young animals has been
ernment support services. paired with the promotion of contour grass strips
Farmer-controlled soil conservation methods for erosion control. A farmer who establishes a
can be developed and implemented at reasonable 100-meter strip of napier grass is entitled to borrow
cost: a pregnant cow from the project. The farmer cares
* A centuries-old practice in India is being re- for the cow and its calf until the calf is weaned and
discovered, adapted, and promoted. Deeply the cow reimpregnated. The cow then goes to an-
rooted, hedge-forming vetiver grass, planted in other farmer. Demand became so great that a lot-
contour strips across hill slopes, slows water run- tery was needed to manage it.
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mously in the past twenty years. Pesticide use in
I Sub-Saharan Africa remains low, but the Asia-
tl Box 7.4 Pesticides, agricultural trade, F Pacific pesticide market had grown to $2.5 billion
and poverty , by the mid- 1980s. Indonesia, Pakistan, the Philip-
In 1987 the Board of Agriculture of the U.S. Na- pines, and Sri Lanka all witnessed increases of
tional Academy of Sciences indicated that low res- more than 10 percent a year between 1980 and
idue levels of twenty-eight pesticides used on 1985.
food may be one of the main environmental If used judiciously and responsibly, chemical
causes of cancer. The steps that were conse- pesticides provide farmers with an important tool.
quently taken to protect the health of consumers Buttimproperlyvusedfpesticideshcan endang the
in several industrial countries may hinder agri- hat ofp users, oer r al eoeand con
cultural diversification by many developing coun- health of users, other ruraL people, and con-
tries and affect poorer farmers in particular. sumers. They can disrupt ecosystems by polluting
In Central America donors are encouraging a soil and water, accumulating in the food chain.
rapid growth of nontraditional food exports. And they can indiscriminately kill nontarget spe-
Large farmers receive assistance to ensure that cies, including natural enemies of pests, and has-
their products will not violate limits on pesticide
'I ~~~~~~~~~~~~ten the devetopment of resistance by pests. Many
residues; small independent producers do not. As
a result, many small producers have found that 1 pesticides that are banned in industrial countries
their harvests are unacceptable for export to the because of these effects remain available in the de-
United States or that exporters refuse to work i veloping wcrld. Policies for managing pesticide
with them. use will be encouraged by restrictions in importing
A study in Guatemala found that 95 percent of countries on pesticide residues on food products
I large growers received technical assistance on (Box 7.4)
pesticide use but that only 51 percent of the (Bo 7.4.pesticide, us but that only 51 percent of the In most low-income agriculture, pesticide use is
smaller growers and no small independent minimal. But its growth in intensive agriculture
growers received any help. Small growers applied and for malairia control has had measurable and
three times as much pesticide as did larger
growers, mainly because they sprayed routinely sometimes alarming impacts in developing coun-
rather than when pests were bad. Few small tries. Breast milk samples from women in cotton-
growers knew about the need to leave an ade- growing regions of Guatemala and Nicaragua
quate interval between spraying and harvesting. have some of the highest levels of DDT ever re-
Almost 75 percent of all farmers were increasing corded in humans, and the illness and mortality
their use of pesticides, and only 7 percent knew r f
about other options such as biological defenses or Pesticie
integrated pest management. proach those for major diseases.
Small independent prcducers will need special Because the pesticide that one farmer uses con-
help if all farmers are to benefit from export tributes little to increased resistance by pests, no
growth. It would be ironic if concern about health individual farmer has an incentive to use less. But
in industrial countries impoverished the poorest increasing use of pesticides has contributed to the
farmers in developing countries, growth in resistant pest populations that has taken
_____ -_________________~ _ =place since early in this century. From low levels,
the number of resistant species has grown rapidly,
giving rise to such severe outbreaks as those of the
brown planthopper in Indonesia in the 1980s.
* After a costly and unsuccessful attempt to re- Since the effects of overusing pesticides have
duce soil erosion on the uplands of Java, largely begun to be widely understood, several policies
through construction of p]hysical structures, Indo- have been followed. Pesticides are now formu-
nesia shifted to a more decentralized, farmer- lated, as far as possible, to target particular pests.
oriented approach. The use of a broad range of Their toxic life is shorter, to reduce accumulation
simple agronomic and vegetative measures that in the environnment. Some governments are elim-
farmers can control has led to a higher rate of inating subsidies for pesticides or are even taxing
adoption. them, thus signaling to farmers that pesticide use
has environmental as well as financial costs.
Pesticides, safety, and pesticide resistance Two technological developments-integrated
pest management and bioengineering of crop vari-
With encouragement from governments, the de- eties-offer alternatives to chemicals. Integrated
mand for chemical pesticides has grown enor- pest managernent calls for carefully timed, selec-
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tive spraying of pesticides, backed up by the en- Intensifying the use of private forests
couragement of natural predators and more use of
resistant varieties and crop rotation. Chemical Shortages of wood for domestic uses-firewood
pesticides are still used, but less often and in and building poles-continue to be a serious prob-
smaller amounts. To work, the technique requires lem in many developing countries. The rural poor
onsite research and testing, adaptation to particu- are particularly affected, and especially women,
lar pests, and sensitivity to socioeconomic condi- who have to spend time gathering and fetching
tions. Farmers need to be well trained and to re- heavy bundles of wood. The record of tree-plant-
ceive plenty of expert support. ing efforts led by governments has been mixed.
One form of integrated pest management, clas- Successful cases indicate an important lesson:
sical biological control, uses natural predators to trees can be a highly profitable commercial crop-
manage damage. The development costs can be but farmers must be given the right to own, cut,
substantial, but the results can be dramatic, as Af- and sell them, at fair market prices.
rica's cassava mealybug program illustrates. The When prices and costs reflect shortages of wood
mealybug, inadvertently introduced from South and the services that trees supply, farmers plant
America in the early 1970s, had cut cassava yields trees. In Nepal air photographs taken in 1964 and
by two-thirds by 1983. Biologists eventually found ground surveys done in 1988 revealed that the
natural enemies that would control the spread of density of tree cover on rainfed agricultural land in
the pest. With the help of mass-rearing and distri- two remote rural districts had increased from 65 to
bution techniques developed at the International 298 trees a hectare-not by chance but because
Institute of Tropical Agriculture in Nigeria and the farmers had responded to incentives by planting
International Center for Tropical Agriculture, the trees. The population in the two districts had dou-
natural predators are now at large in 90 percent of bled during the preceding thirty years, communal
the cassava-growing region of Africa, bringing and government forests had become less access-
losses under control. This effort, which involved ible, and the costs of obtaining wood and forest
no chemicals and few risks to the environment, fodder had risen.
saved a crop that provides a quarter of the food Smallholder tree farming in Kenya shows the
energy consumed in Sub-Saharan Africa, at an es- same responsiveness to emerging markets for
timated benefit-cost ratio of nearly 150 to 1. wood and forest products. The afforestation ef-
Pest-resistant varieties developed through con- forts of the government, aid agencies, and local
ventional plant breeding have already substan- NGOs often assumed that farmers would be reluc-
tially reduced crop losses in developing countries. tant to plant trees on their land. But in the densely
One of the most dramatic examples has been the populated Muranga District, where wood was be-
genetic resistance of improved rice varieties to the coming scarce, farmers independently maintained
brown planthopper. Although insects can over- nearly 14 percent of the area under indigenous tree
come inbred resistance, the continuous develop- cover and planted or cultivated trees on another 9
ment of new varieties, together with other tech- percent of the land.
niques such as staggered planting of crop varieties High-yielding industrial plantations-mainly
with different resistance characteristics, can pro- private but sometimes maintained with technical
vide more lasting protection than chemical assistance or subsidies from the government-take
pesticides alone. pressure off natural forests and provide produc-
Governments have to enforce regulations that tive ways of using land. More than thirty years
ban or limit the use of pesticides which pose large ago, Kenya, Tanzania, and Zambia began to de-
risks to human health and the environment. Al- velop plantation forestry as an alternative to ex-
most all countries have the rudiments of such a ploitation of the natural forest. In Kenya in the
regulatory system, but coverage is often incom- 1950s about 90 percent of the country's industrial
plete and enforcement lax. The manufacture and wood requirements were met by selectively log-
import of pesticides is easily monitored and is thus ging natural forest areas. By the early 1970s fast-
well suited to a command-and-control approach. growing pine and cypress plantations made it pos-
That approach is particularly appropriate where sible to meet 80 percent of industrial requirements
low levels of literacy and scientific understanding through sustained yields from plantations occupy-
on the part of pesticide users and nonstandard ing 180,000 hectares-less than 10 percent of the
repackaging by retailers create dangers of unsafe natural forest area. This strategy slowed encroach-
use. ment on the natural forest from traditional logging
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and allowed large parts of the natural forest to be will not be easy. To work, common-property man-
gazetted as national parks and catchment areas. agement requires local responsibility, effective
More recent problems with reforestation, recovery ways of resolving disputes, and national political
of costs, and control of damage caused by cypress support. A key to success appears to be "political
aphids in monocultura] plantations confront the entrepreneurship." The political entrepreneur
Forest Department in ilts efforts to sustain these motivates others, engenders trust, and demon-
gains. strates the tangible benefits of collective action.
In Chile the government has encouraged private This essential ingredient is also probably the
investment in plantation forestry through direct scarcest, the hardest to define, and the least substi-
subsidies, increased security of tenure on forested tutable in rural development. Even when it is
land, and a stable macroeconomic and regulatory available, deciding on whether more or less gov-
climate. Industrial roundwood production from ernment involvement and action is appropriate re-
plantations doubled between 1960 and 1977 and mains a difficult choice. Fragile community man-
again between 1977 and 1984, making Chile one of agement of land, fisheries, or woodlots can
the most successful developing countries in the sometimes be rescued by stopping detrimental in-
international forest products market. trusions and providing supporting services.
Resource management by communities OVERGRAZING. Millions of people in Africa and
Asia raise animals on pastures and rangelands that
Many natural resources-village commons, pas- have low carrying capacity because of poor quality
tures, water resources, and near-shore fisheries- or unreliable rainfall. Pastoralists and their range-
are managed communally. This has often resulted lands are threatened by overgrazing, by land ap-
in sound stewardship over many centuries. But propriations by governments and farmers, and by
when communal manag;ement has broken down, the development of water sources for competing
these areas have suffered some of the worst over- uses.
exploitation. Often the forces leading to the col- Pastoral associations in West Africa have
lapse of common-property management are insur- sought, with mixed success, to improve the pro-
mountable, and then either private or state ductivity of commonly held livestock pastures and
ownership and control are the only answers. water sources. In addition to managing water and
A compelling reason f or supporting community grazing, they procure inputs and services and sell
resource management is its importance for the products. Successful associations have clear lead-
poor. In many parts of the world, rights to com- ership, adequate legal protection, and mecha-
mon-property resources are all that separates the nisms for raising capital. Legislation has been nec-
landless and land-poor from destitution. In India, essary to confirm the status of the associations, the
for instance, research by the International Crops legal allocation of grazing and water points, and
Research Institute for the Semi-Arid Tropics the enforcement duties of local authorities. Pas-
showed that common-property resources ac- toral associations that have gained legal status still
counted for between 14 and 23 percent of the in- often have poor access to formal credit, even for
come of poor households in seven states and that short-term working capital. In Mauritania funds
grazing on communally owned lands accounted are currently raised by annual contributions from
for as much as 84 percent of poor people's live- members; in Mali well construction is financed
stock fodder. In contrast, wealthy households de- with payments collected from members when they
rived no more than 3 percent of their income and water their livestock.
less than 38 percent of their animal grazing from Government agencies and NGOs can also pro-
common-property lands. vide political entrepreneurship. The Aga Khan
Rural Support Program in Pakistan has been suc-
Pressures on community management cessful in improving management of common
grazing lands. The program has used credit and
Population growth, technological change, diffi- technical assistance to build village infrastructure.
culties in raising capital, and government inter-
ference can all make community resource manage- OVERFISHING. Common-property regimes rely
ment harder to sustain. The solution in these on continuing self-imposed restraints enforced by
situations may lie in developing and rehabilitating group members, which can easily be eroded. Suc-
collective management and decisionmaking. That cessful self-rnanagement of a fishing village in Sri
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Lanka was finally unable to cope with population In Niger, under the French colonial regime, for-
growth and higher prices, and long-standing co- ests were taken over by the state because they
operative agreements among fishermen in south- were being eroded by the demand for firewood.
ern Bahia, Brazil, were undermined when nylon Wood harvesting was prohibited except for con-
nets were introduced under a government pro- trolled exploitation under cutting licenses, and vi-
gram (see Box 3.2). olators were fined. The outcome was the elimina-
Elsewhere, common-property management has tion of private and community incentives for
proved more durable. In the inshore fishery at Al- management and replanting. Forest guards and
anya, Turkey, local fishermen came together in the police found that they could extract bribes from
1970s to overcome problems caused by increased harvesters in lieu of official fines.
fishing. They developed a rotational system of
spacing and assigning choice fishing spots, with Prospects for community management
mechanisms for monitoring and enforcement. The
system controlled overfishing and reduced costly Many development agencies and researchers place
conflicts. great hope in common-property systems as a way
New technologies and political entrepreneur- of managing natural resources. Although, as the
ship on the part of development agencies have examples given here show, success is possible,
sometimes brought coastal communities together failure and collapse into open access are more
to improve resource management. To counter dy- common. It is too early to say whether the benefits
namite fishing, which has depleted fish stocks and of common-property management outweigh the
destroyed coral reefs in the Philippines, the Cen- costs of rehabilitating failed community manage-
tral Visayas Regional Project established fish sanc- ment or instituting it in new areas.
tuaries by building artificial reefs from local mate- Governments need to recognize that smaller or-
rials and also provided alternative employment ganizational units, such as villages or pastoral as-
opportunities, road construction, and village wa- sociations, are better equipped to manage their
ter supplies. own resources than are large authorities and may
be a more effective basis for rural development
DEPLETING VILLAGE WOODLANDS. Rural commu- and rational resource management than institu-
nities in many countries have lost their traditional tions imposed from outside. Group action is
management responsibilities over village wood- deeply rooted in many societies-for managing
lands, and the result has often been neglect and land, for cooperative marketing and input supply,
overexploitation. Nationalization of forest re- for running community savings and loan arrange-
sources is frequently at fault. In the 1950s Nepal ments, and for pooling labor for urgent tasks. To
nationalized forests to "protect, manage, and con- succeed, cooperatives have to be voluntary and
serve the forest for the benefit of the entire coun- managed by group members. They can be based
try." Analysts have documented the disruption- on customary social structures. Governments can
if not destruction-of the previous system of com- give advice on accounting, legal rights, and tech-
munal management. Because the government nology and provide a legal framework for the cre-
lacked the resources to regulate use, common ation, recognition, and dissolution of coopera-
property was turned, in reality, into open-access tives. What is most needed is popular
land in the name of conservation through state participation at the village level, which may
control. In the late 1970s Nepal reversed its policy usefully be fostered by NGOs and grass-roots or-
and began to return woodlands and degraded for- ganizations (see Chapter 4).
ests to communities and villages. At first forests It is important that governments guarantee se-
were formally turned over to panchayats-large ad- curity of land tenure. Farmers with a clear title to
ministrative units with little previous involvement land are more likely to have access to formal credit
in forestry. These bodies gave the villages the most and to invest more in their land. Security is not
degraded lands, which required high investments synonymous with individual possession of a for-
for restoration and offered only delayed benefits. mal title. In Sub-Saharan Africa, in particular,
The World Bank is now supporting efforts to en- greater security could be achieved by strengthen-
courage management by smaller groups more ing indigenous and customary land rights. The
closely associated with particular forest tracts and benefits extend well beyond soil conservation by
to give them responsibility for forests in good con- individual farmers. Legal definition and enforce-
dition, as well as for degraded land. ment of group rights have proved important for
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improving the management of such common variably publicly owned, and the infrastructure of
property as grazing land. water resources is often developed and owned by
Land tenure in much of Sub-Saharan Africa is the public sector. The rationale for public manage-
evolving and is often a cross between private own- ment of resources is that the government is best
ership and common access. Because of the com- placed to pursue multiple objectives-economic
plexity, apparent efficiency, and continuing evolu- growth, regional development, environmental
tion of indigenous land tenure systems, protection, and support of indigenous people and
policymakers should be cautious about interven- the cultural heritage. But government ownership
ing. Unless indigenous tenure systems are weak- and management in the pursuit of such public ob-
ened (by, for example, civil war or resettlement), jectives need to be effective if they replace incen-
formal land titling is unlikely to improve resource tives for private gain. In practice, government
management and may lead to unnecessary land- stewardship of resources has shown a mixed rec-
lessness. Policies for strengthening indigenous ord of successes and failures.
tenure systems by, for example, giving legal status Part of the reason lies with the bureaucracies
to group ownership and voluntarily recording con- that manage public resources. Often, they are inef-
tractual arrangements related to land can be bene- ficient and overstaffed. Lack of rewards, job inse-
ficial. But care must be taken to avoid introducing curity, and staff turnover may blunt the incentive
barriers that limit the evolution of land rights and to adopt new management techniques. Under-
markets. priced natural resources put additional pressure
Landownership in Sub-Saharan Africa tradi- on resource management agencies in both indus-
tionally resides with the community, but farmers trial and developing countries. By creating enor-
are assigned rights to use specific parcels. These mous opportunities for corruption and gain, un-
rights give sufficient security for growing crops derpricing makes the agencies vulnerable to
and, where they can be bequeathed to children, influence from the politically powerful. Forestry
foster a long-term interest in land management. agencies corne under pressure to provide low-cost
Farmers may have limited rights to transfer land materials tc industry, and water authorities to
they use to others without permission from family build irrigation infrastructure that will serve politi-
or village elders, and other people may have sup- cally important areas. Meanwhile, essential tasks
plementary use rights over the same land-to with little political appeal, such as maintenance
graze the land during the dry season or to collect and regeneration, are overlooked.
wood or fruit. Such restrictions, however, do not In many cases reform will require devolving re-
appear as yet to have had significant effects on sponsibility for investment and implementation
investments in land improvements or on land pro- from central authorities to individuals, commu-
ductivity. Moreover, as population growth and nities, and fiscally autonomous agencies. Govern-
commercialization make land scarce and increas- ments need to concentrate on generating new
ingly valuable, land is increasingly privatized. The knowledge through research, protecting property
indigenous systems of communal tenure appear rights, and resolving conflicts fairly.
flexible enough to evolve with the increasing scar- Legal frameworks and economic incentives have
city of land and the commensurate need for often proliferated but remain confused and coun-
greater security of land rights. At the same time, terproductive. Laws and regulations need to be
the retention of some community control over reviewed to ensure consistency, avoid deterring
landownership helps to prevent the emergence of responsible private investment, and preserve the
landlessness. rights of local people and forest dwellers. Eco-
nomic incentives that foster environmentally de-
structive practices need to be removed. Stable poli-
Governments play two rnain roles in the manage- cies are essential because uncertainties encourage
ment of natural resources. They often own them, exploitation to obtain short-term benefits.
and they influence their allocation by setting the . .
legal framework and through policies that affect Decidingallocations
incentives to which other resource users respond. In theory, price is the ideal mechanism for allocat-
In many countries, particularly developing ing resources. In practice, it is never easy to design
countries, economically and environmentally sig- appropriate pricing mechanisms for natural re-
nificant natural resources are in the hands of the sources, each of which presents different diffi-
government. Tropical moist forests are almost in- culties. But although price is not a panacea for
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problems of resource allocation, it is underused by systems that characterize most irrigation systems.
many countries. The consequences, as learned Closed-pipe conveyance systems are best for
from the Aral Sea, can be ecological and economic charging by water volume, but unless there is
disaster (see Box 1.5). A number of developing good communication between farmers and the de-
countries are devising and using market-based livery agency, they are vulnerable to tampering
mechanisms to allocate resources, with good re- and damage to volumetric gauges.
sults. When pricing is not relied on, there must be A number of countries are finding that progress
some other mechanism for bringing scarcity to is possible. In China financially semiautonomous
bear on decisionmaking. Zoning is one such water supply agencies sell water wholesale to wa-
mechanism. ter users who are grouped by village or township,
partly on the basis of volume. These user groups
WATER ALLOCATION AND USE. Competition be- in turn collect fees from their members, typically
tween farmers and cities for water supplies is al- on the basis of the area irrigated or, less frequently,
ready constraining many countries' development the volume of water used. Although the charges
strategies. The problem will grow as populations are generally set well below real costs, the link to
increase and economies expand. The large fixed quantities used encourages savings. Moreover, the
costs associated with water distribution, uncer- system reinforces financial responsibility at each
tainties about the physical availability of water level because the fees collected remain in the irri-
from year to year, and widely held cultural and gation budgets. Tighter overall budgets in other
religious proscriptions against treating water as a countries have prompted increases in water fees
commodity are likely to compel governments to from the subsidized rates.
continue to allocate water administratively. Additional public investment in surface irriga-
The largest single demand for water comes from tion must take account of increasing infrastructural
irrigation. Inefficient use of irrigation water puts costs, low commodity prices, and environmental
pressure on other users and imposes environmen- costs. Some developments will be ruled out by the
tal costs. Eighty-five percent of irrigated land relies environmental consequences of reservoir inunda-
on traditional surface systems based on canals and tion, water diversion, increased water pollution
gravity flow. Their design is often too inflexible to from nonpoint agricultural sources, and alteration
provide water with the timeliness and predict- of hydrologic systems.
ability that farmers desire as they adopt improved New techniques such as drip and sprinkler sys-
crop varieties and turn to intensified and diver- tems can use water more efficiently and deliver
sified cropping systems. Instead, water is deliv- water when farmers need it. Although they are
ered on arbitrary schedules and for limited periods unlikely to supplant the large surface irrigation
of time, with incentives for use further distorted systems for grain crops, these techniques will be-
by subsidized prices. Farmers respond by taking come more important for future expansion of irri-
as much water as possible while they can. The gation, partly because they can be employed with
results are often wasted water, waterlogging, high-value crops grown on unleveled land and
leaching of soil nutrients, and excessive runoff of permeable soils where traditional surface irrigation
agricultural chemicals with drainage water. is impossible. They are already spreading in devel-
It is often better to improve existing systems oping countries, especially in North Africa and the
than to build new ones. Lining canals reduces wa- Middle East, China, and Brazil.
ter losses, and installing drainage helps combat The spreading of these irrigation techniques will
salinization and waterlogging. But modernizing require a change in the traditional role of govern-
installed designs is generally more expensive than ments in irrigation. The new techniques work on a
achieving comparable gains through improved far smaller scale than traditional surface irrigation,
management. and the source of water is usually a privately
Better pricing of water (and of electricity used to owned tubewell rather than a publicly managed
pump groundwater) to reflect its scarcity and the dam. Manufacturers can be relied on to promote
environmental costs of overuse is fundamental to the systems because more marketable equipment
better management. Governments often worry is involved than in surface canal systems. Any
that reducing subsidies will hurt poor farmers and price distortions that affect investment decisions
will be unacceptable if water delivery is unpredict- by farmers must be corrected, since the farmers,
able. Implementing improved pricing is difficult. rather than direct public investment, will be the
Water flows are hard to measure in the open canal main agents of expansion. Governments must also
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Box 7.5 Participatory land management in Burkina Faso
Land-hungry farmers in Africa are pushing into new tainable outpult, protection of key natural resources,
areas. Conflicts between agricultural and pastoral com- and generation of income for the community.
munities are common, and resource breakdown is an The terroir management plan is agreed on by the
increasing threat. In Burkina Faso an innovative ap- committee and the government. The agreement stipu-
proach to the management of natural resources is using lates the activ:Aties and expenditures needed to imple-
indigenous institutions and sustained local participa- ment the plan. The community, for instance, may
tion to resolve problems of resource allocation and en- agree to measLires and targets for improving pasture, i
vironmental deterioration. planting trees, and adopting improved practices for
Community terroirs (management areas) are the basis soil conservation. In return, the government assists the
for the approach, which is decentralized (to take into community to obtain basic infrastructure and services,
account each terroir's specific features), intersectoral cofinances some investments, and provides protection i
(embracing agriculture, forestry, and livestock), partici- from encroachment on land improvements. The agree- K
pative (respecting the goals and resources of the com- ment also conveys official recognition of the commu-
munity), and iterative (responsive to monitored re- nity's rights to the land and to any improvements.
sults). Several critical steps are needed to put these * Monitoring is a key element of implementation,
principles into practice. and along with changes in community goals, in envi-
* The community designates a natural resource ronmental stal:us, and in the effectiveness of chosen I
. . . ~~~~~~~~~technologies, rnay lead to adjustments to the plan. i
management committee that includes representatives t a
of the principal social groups of the village and of user As Burkina Faso's experience shows, participation 1
groups such as herders, imen and women farmers, and can lead to better resource management, but the par-
fishermen. The committee is responsible for allocating ties involved rnust also change the basis on which re-
resources and dealing with neighboring communities source management decisions are made. Local institu-
and the government on natural resource issues. tions can form a building block for the management
* A resource use management plan is then drawn contract, but they need to be modified and adapted to
up with the assistance of technical advisers. The plan cope with the new challenges created by immigration K
includes a statement of community objectives, an inter- and resource breakdown. This management strategy is
sectoral environmental aissessment of the terroir, and currently being extended to other Sahelian countries,
the choice of technologies most likely to achieve sus- including Mali and Niger.
monitor aggregate use of groundwater and regu- centives are the principal influence on individual
late tubewell pumping to prevent excessive draw- behavior, land zoning alone is a weak tool for de-
down of aquifers. termining land use. But it can be influential if it
If the potential efficiency gains from these tech- has political support and the incentives driving in-
nologies are to be realized, the new methods must dividual behavior are weak. Experience with zon-
be integrated into a broadLer approach to the inter- ing in developing countries, whether to protect
actions among water, plants, soils, nutrients, and forests or to locate agricultural activities, has not
other farm inputs. Farmers will need research and been successful. Many countries have spent large
extension support to acquire new management sums on mapping and land use planning but have
skills, credit to enable them to afford mechanical failed to integrate these activities into effective
equipment, and secure legal rights to water to en- land management programs.
courage them to invest in new technology. Agricultural zoning in Africa has traditionally
had the primary purpose of separating crop and
CHANGING LAND USE. Zoning is used in rural animal agriculture or confining the agricultural ac-
areas for the same reason, as in urban areas: indi- tivity of particular groups to specific regions. In
vidual decisions about land use do not necessarily several countries, colonial laws that partitioned
produce the best results for society as a whole. land into European and African reserves were
Because zoning imposes constraints on land use among the first targets for change after indepen-
that are contrary to the underlying incentives driv- dence. In Kenya this was followed by the registra-
ing individual behavior, its effectiveness depends tion of blocks of land with fixed boundaries for
on whether it is enforced and to what extent those pastoralists to manage as group ranches; in several
incentives can be weakened. Where economic in- cases the lands were next to game parks. To pro-
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mote the ranches, pastoralist groups were prom- areas with high environmental value need to be set
ised compensation for wildlife damage, participa- aside and protected. Similarly, areas that provide
tion in tourism revenue from the adjacent parks, watershed protection need meaningful, enforce-
upgrading of livestock, and access to credit. Re- able boundaries. In Uganda, beginning in the
sults have been mixed, and the pastoralists' range- 1950s, increasing population pressure led to settle-
land remains under pressure from competing ment in zoned forest reserves, but the reserves
uses. Some groups found that tourism receipts were managed fairly effectively for forestry
went elsewhere, that promised infrastructure for through the early 1970s. Later, the breakdown of
delivering water was ineffective, and that pro- civil order and continued population pressure
tected wildlife degraded ranch pastures. Lessons brought about massive migration into the re-
learned from such experiences have led to new serves. The government now faces a long and dif-
approaches to defining resource use. Burkina Faso ficult process of evicting squatters from forest
is relying on community-based development of re- areas. Kenya and Nigeria have had similar
source management plans (Box 7.5). Botswana has experiences.
also depended on participatory planning within In several countries agroecological zoning is be-
districts to identify and support zoning for pri- ing used to prevent further encroachment into for-
vate and communal ranches, cropping, wildlife ests. Simply demarcating zones, however, is
management, protected areas, and urban devel- clearly not enough to prevent illegal encroach-
opment. ment. Zoning must be backed up by economic and
Zoning of forests attempts to set forest bound- financial incentives that discourage invasion. In-
aries and identify areas for various uses. Until vestments must be made to intensify land use in
management techniques are devised for tropical suitable areas, develop extractive production in
forests that enable uses which are compatible with areas that should remain under forest cover, and
preserving biodiversity and the natural ecosystem, protect the borders of conservation zones. (Box 7.6
Box 7.6 Land zoning in Rond6nia
Growing socioeconomic problems caused by accelerat- areas that are most suitable for population and where
ing migration to the northwest frontier of Rond6nia led forest cover is already mostly cleared.
the Brazilian government in 1980 to launch an invest- * Forest clearing will no longer be a criterion for ob-
ment program. The Integrated Development Program taining land title. Inconsistent land regulations and
for Northwest Brazil (Polonoroeste) was designed to laws are being regularized, and institutions for estab-
promote migration and its orderly absorption. This was lishing property rights are being strengthened.
done by building a highway and feeder roads, but in- * Fiscal incentives for cattle ranching and deforesta-
creasing deforestation accompanied the program. tion have already been suspended, and credit pro-
Now, agroecological zoning has distinguished areas grams are being restricted to activities that are con-
capable of development from those with special ecolog- sistent with the zoning.
ical or social significance or without long-term agri- * Most of the lands reserved for Amerindians-20
cultural potential. The government hopes to discour- percent of the state's area-have been identified and
age new migration, concentrate existing populations in demarcated, and policies and programs for improved
areas with potential for permanent agriculture, and re- protection are being put in place.
duce encroachment into areas that should remain un- * A media campaign is under way to explain the
der forest cover. Active intervention is needed to con- zoning restrictions on use of land and discourage mi-
trol the spread of itinerant agriculture. Rondonia's new gration to Rond6nia.
constitution and the complementary laws adopt * Local NGOs are participating in consultative gov-
agroecological zoning as one of the basic criteria for ernment bodies to represent their communities in dis-
determining legal land occupation. Zoning is ineffec- cussions of policies and annual public investment
tive if it stands alone; in Rond6nia it is being supported proposals.
by the following reforms: Agroecological zoning, strengthened government
* Public investments will be reviewed for con- commitment, and closer community involvement are
sistency with the agroecological zones. New roads and greatly improving the prospects for sustainable agri-
support services will no longer be put where agricul- cultural and extractive development, as well as envi-
ture is not sustainable but will be concentrated in the ronmental protection.
147
describes the experience in Rond6nia, Brazil.) nomic viability of settlement-reduces the costs to
Zoning must be complemented by measures to governmenl: and the hazards of plans and targets.
strengthen enforcement, such as training staff and Spontaneous settlement can be guided by policies
paying them properly, investing in equipment, that provide infrastructure and social services, ex-
and reinforcing the capacity of government to pur- tension programs on viable agricultural strategies,
sue legal action against illegal loggers and en- and legal status for land occupation. In addition to
croachers. Training for prosecutors, auditors, and creating such magnets to steer settlers toward ac-
judges in the handling of forestry and land use ceptable areas, governments will still need to re-
cases could be an important measure in many strict settlenment in areas where the environmental
countries. impact woul.d be unacceptable.
The settlement of new lands, which are often
publicly owned, has been an important and in- Managing natural resources: industrial forestry
creasingly controversial dimension of develop-
ment. Settlement takes place because individuals Many of the natural resources on which develop-
want better lives and governments want to ease ing countries rely are and will remain public. Gov-
population pressures, raise agricultural output, ernments should attempt to manage resources un-
generate employment, reinforce political control, der public ownership in ways that maximize their
and relocate people displaced by natural disasters value to society. Such policies will yield two bene-
and development projects. The 4.5 million hect- fits: the resources will contribute to development,
ares brought under cultivation each year is small in and consumers will have incentives to economize
relation to the nearly 1.3 billion hectares of poten- on their use, develop substitutes, and invest in
tial cropland in developing countries. But land set- sustained-yield management of privately owned
tlement can transform t]he countries where it oc- resources.
curs. Land settlement projects have sometimes Ownership of forests often remains in public
been promoted in areas that better preparation hands in an attempt to ensure that multiple objec-
would have revealed to 'be unsuitable. Settlement tives can be achieved. In addition to wood produc-
projects are expensive--$10,000 per family in a tion, these objectives include soil conservation,
sample of World Bank-supported projects-which flood control, and protection of biodiversity. Log-
has made for costly mistakes when the projects ging often dominates because it generates money,
were poorly sited. and until recently relatively little attention was
Several countries have promoted settlement by given to managing the nonwood services of for-
instituting fiscal incentives for investment in unde- ests. But that situation is changing as developing
veloped areas. These incentives have encouraged countries realize that past forest management has
uneconomic and environmentally destructive rarely achieved sustainability in timber harvests,
practices, such as livestock ranching in the Bra- let alone maintained other forest services.
zilian Amazon. From 1966 until recently, the Bra- In determining the future of forests, logging pol-
zilian tax system allowed investors in approved icy is particularly important. Although logging ac-
agricultural projects in the Amazon to claim tax counts for only about one-fifth of total deforesta-
credits of up to 50 percent of their federal income tion in developing countries, managing it properly
tax liability. Investors responded enthusiastically can help cortrol the agriculture and ranching that
and by the late 1980s had established cattle often follow And commercial logging may be the
ranches on more than 8.4 million hectares. Subsi- forestry subsector most amenable to policy reform.
dized agricultural credit, which was even more Government efforts to rationalize industrial for-
widely available than the tax credits, reinforced estry in many countries are another instance of the
the incentive for deforestation. The elimination of advisability of using market-based approaches and
such measures-in part because of environmental the difficulties of doing so in practice. The rates
concerns but more for fiscal reasons-illustrates (stumpage fees) charged loggers for standing tim-
that reforms of environmental and economic poli- ber seldom come close to the costs of replacing the
cies can be complementary. volume removed with wood grown in plantations
In many countries, including Colombia, Indo- (Figure 7.4).
nesia, and Senegal, willing settlers, migrating at
their own initiative and expense, already play a SUSTAINABLE MANAGEMENT TECHNIQUES. A recent
significant role in land settlement. Their assump- review of trcpical forest management by the Inter-
tion of costs and risk-one test of the likely eco- national Tropical Timber Organization found that
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less than 1 percent of the tropical forest is currently
under truly sustainable management. Several coun-
tries are trying to raise that total through improved
harvest technologies and low-impact design of Figure 7.4 Timber stumpage fees as a share
roads. In Peru the forest is harvested in long narrow of replacement costs in selected countries,
strips designed to mimic the gaps created when a late 1980s
tree falls from natural causes. The strips to be har-
vested are carefully selected, and animal traction is Percent
used to avoid soil compaction. Harvesting can thus 25
be done without serious environmental damage,
and the regeneration that takes place is rapid, abun-
dant, and diverse. This experiment is being con- 20
ducted in collaboration with the Yanesha Forestry
Cooperative, a group of indigenous people who
own the land communally.
Much more effort is needed to find scientifically
sound techniques for plantations and to learn how
natural forests work. Advances in farm forestry / 
and commercial logging have been slow, partly
because of inadequate research. In Asia (excluding
China) at least 5,000 scientists are working on rice
research but fewer than 1,000 on forestry. In India 5
expenditure on forestry research amounts to less
than 0.01 percent of the value of forest products
consumed each year. _
Natural tropical forests, especially tropical moist
forests, are difficult to manage even for the rela-
tively straightforward objective of timber produc- Ce60 y .s
tiori. Their ecosystems are highly sensitive to inter- o
vention, often in unexpected ways. Many
important tree species, for example, can mature Source: World Bank data.
only when the forest canopy is opened by the
death or removal of older trees. At other stages in
their life cycles, however, many of these same spe-
cies may be dependent on light-intolerant soil mi- maps. They are thus unable to discover the value
croorganisms. Even selective logging alters the of the resource they are supposed to protect. Log-
species and size composition of the forest and can gers, however, have incentives to be well aware of
set off a chain of changes that makes unlikely the that value and to obstruct or corrupt efforts to re-
regeneration of the original species mix. Timber strict their operations. In many countries forestry
extraction must be sophisticated if it is to avoid officials who attempted to enforce restrictions
damage to the integrity of the forest as an have been assaulted and even killed. Faced with
ecosystem. these risks, and typically underpaid, officials often
ignore transgressions or accept bribes from loggers
CONTROLLING PRIVATE LOGGERS. Logging in to look the other way.
tropical forests is typically carried out by private One way to lessen the difficulties of enforce-
firms, nominally under terms established by the ment is to build into timber concessions adequate
government. These terms may stipulate the log- incentives to ensure regeneration. Too often, the
ging practices to be used, the fees to be paid, the concession arrangements are too short to make
duration of harvesting rights, and the loggers' concessionaire silvicultural activities after the first
obligation to provide for postharvest treatment of harvest profitable, and no provision is made for
the forest. Unfortunately, these agreements are of- publicly financed regeneration. In Sabah, Malay-
ten flouted, and forestry agencies have con- sia, for example, half of all concessions are for
sistently been unwilling or unable to enforce them. twenty-one years, most of the remainder are for
Forestry agencies often lack transport and good ten years, and 5 percent are for one year. Full tim-
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ber rotation, by contrast, exceeds seventy years. Integratecl conservation and development proj-
Concessionaires may harvest gradually over the ects build on the principle that local communities
twenty-one-year period of the contract, but they must be involved in devising ways to protect
will have little reason to undertake reforestation. parks. When an existing park's neighbors are de-
Longer-term contracts or contracts with provisions riving economic benefits from encroaching on it,
for performance-based extensions, as in Canada, better alternatives must be made available; pro-
can force concessionaires to bear the costs that tecting parks from the local population, in addition
their initial harvests impose on future resource re- to being ethically unjustifiable, can be prohib-
turns. They also permit concessionaires to reap the itively expensive. Several new schemes establish a
future rewards that are the necessary incentives core conservation area surrounded by multiuse
for good harvest and regeneration practices. buffer zones that are managed intensively by local
Another way to reduce the difficulty of enforce- communities to provide income and products.
ment is to mobilize local communities to report Agreed-on rules of access form the basis for limit-
illegal activities. In Indonesia private national and ing future encroachment.
international firms are being recruited to monitor One country that is reorienting its conservation
compliance with logging concessions. If the mon- strategy frorn the traditional pattern to this newer
itoring and enforcement capability of developing approach is Nepal. The Royal Chitwan Park in the
countries can be improved, efforts to redesign in- fertile Terai 'plains is an important tourist destina-
centives to loggers can begin to be effective. tion, but it was generating few benefits for local
Managing natural resources: habitats communities. With control of malaria and rapid
population growth on the plains, the park came
The most precious natural habitats are likely to be under strong pressure from encroachment that
best served by remaining under some form of pub- was only partly kept under control by the army, at
lic ownership. But that does not necessarily mean the cost of generating hostility. In contrast, in
that they should also be managed by the central Nepal's Annapurna Conservation Area, estab-
government. Some successful schemes for protect- lished in 1986 as a multiple-use area rather than a
ing sensitive ecosystems rely on a marriage of pub- national park, government collaboration with local
lic ownership with comm,unal management. community groups brought about the establish-
Some fragile and particularly vulnerable ecosys- ment and enforcement of a land-use system that
tems will always need to be protected against en- increased the local benefits from tourism and pro-
croachment and degracdation. The coverage of vided local aeople with training in conservation
protected areas should be consistent with conser- and forest management. The project has suc-
vation goals. Sri Lanka is one of the few countries cessfully induced a skeptical local population to
to devote more than 10 percent of its land area to participate in management of the area, and the
wildlife protection, yet about 90 percent of this conflicts that beset Chitwan have been avoided.
protected land is outside the wet zone, the coun- Only a few developing countries have managed
try's most biologically diverse habitat, and many to establish priorities, reformulate policies, and
of the protected areas are probably too small for operate protected areas effectively. Even those that
effective preservation. The costs of conservation have succeeded in strengthening their conserva-
programs, both financial and economic, can esca- tion institutions have found it hard to coordinate
late if protected areas are not selected with care. policy, fix the division of labor between local and
Park consolidation and identification of under- central authorities, collaborate with NGOs, and
protected habitats are thus important first steps in devise incentives for efficient management (Box
reorienting conservation programs. 7.7).
Although 5 percent of the world's natural habi- In Africa expanding settlements in marginal
tats is formally protected from development, much areas are reducing agricultural productivity and
of this area is threatened with encroachment by displacing wildlife. Conservationists and develop-
farming, logging, and other activities. Not only ment planners are exploring ways to use wildlife
does the level of protection in officially protected resources to generate food and income. This possi-
areas need to be strengthened; natural values need bility has been most seriously explored in the
to be, and can be, protected in areas outside parks semiarid rangelands and particularly in southern
and reserves. Several techniques are being tested Africa, where commercial use of wildlife is replac-
in developing countries. It is clear that involve- ing livestock. husbandry in many places. Zim-
ment of and benefits to local people are the key to babwe's experience is that wildlife has significant
the viability of any scheme. advantages in this ecosystem: it yields greater
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Box 7.7 Conservation in Costa Rica: building effective institutions
Costa Rica has struggled to become a leader in conser- and grants from international foundations and NGOs
vation. In the 1960s and 1970s almost half its land was were converted into local funds controlled by the Na-
put under some degree of protection. But a lack of tional Parks Foundation (NPF), a private organization
funds, exacerbated by the country's economic crisis, founded by the government to help channel financial
meant that by the mid-1980s the country's parks and support to the parks. The NPF functions as a financial
reserves were seriously threatened. The pressure of intermediary, receives the proceeds of debt-for-nature
poverty increased encroachment in search of timber, swaps, and has responsibility for financial accounting
fuel, and agricultural land. There was no coordination and management.
among the different agencies responsible for park pro- There have been some problems. In an effort to de-
tection, forestry, and wildlife management, and en- velop long-term commitment, the NPF has encouraged
forcement was sparse. international donors to support particular megaparks.
In 1986 a new administration, with international fi- So far, that has led to unequal financing across regions.
nancial support, decided to restructure institutions to Competition among regions for donor funding risks
maintain the protected areas and gain acceptance for compromising national control over conservation.
conservation. Numerous agencies were consolidated What happens if one of the megaparks cannot find
into the Ministry of Natural Resources, Energy, and funds? Why should money go to the areas with the
Mines to improve coordination and enhance the na- best public relations instead of being allocated on the
tional stature of conservation. To reduce encroach- basis of need? Does it matter that external funds and
ment, the government decentralized park manage- donations, rather than central government budgetary
ment. A national system of conservation areas divided allocations, are supporting the system?
the country into nine regions, or "megaparks." In or- Implementing a conservation system that decentral-
der to gain local support, regions with parks received izes decisionmaking and financial control is dearly a
economic benefits. The director of each megapark is challenge, even with Costa Rica's advantages of a well-
responsible for oversight of all the protected areas and educated population, strong national scientific capac-
for working with local communities. ity, and good physical infrastructure. Mobilizing finan-
Innovative financing arrangements funded these cial support is just one of the building blocks of an
changes and paid for land appropriations. Donations effective conservation system.
earnings and does less damage to soils and vegeta- approaches to protection, which, by restricting ac-
tion. The scope for community-based wildlife cess to traditionally used resources, disrupt local
management programs, however, depends on the cultures and economies.
economic value of the wildlife asset compared In 1985 a rubber tappers' union in Brazil joined
with alternative land uses. with the government to establish a new way of
Throughout the semiarid rangelands of Africa keeping tracts of Amazonian forest under low-im-
wildlife use could be greatly increased if a number pact use. The creation of extractive reserves
of distortions could be removed. The most impor- granted legal protection to forestland traditionally
tant constraint is that wildlife, albeit technically used by rubber tappers, Brazil-nut gatherers, and
state property, is effectively an open-access re- other local people. Although separate deeds were
source. Access needs to be controlled, and man- not issued, individual families retain their rights to
aged culling implemented. Other distortions arise traditional collecting territories within the reserve.
from direct and indirect subsidies to the livestock The land cannot be sold or converted to nonforest
sector; quarantine and veterinary policies that re- uses, but subsistence crops are permitted on small
strict wildlife production; local sale and export of plots. Twenty reserves have been proposed; the
wild meat; and lack of accounting for environmen- first six were established in Acre, one of the Bra-
tal degradation (Box 7.8). zilian states most threatened by deforestation.
The establishment of extractive reserves for the
harvest of nontimber forest products has emerged Conclusions
as a promising strategy for reconciling economic A common theme in many aspects of natural re-
development and environmental conservation. source use is the need for better research. That
Harvest of many nontimber forest products can need will increase: as development and growth
take place without destroying the forest cover. The proceed, new problems will emerge. We still know
extractive reserve approach differs from traditional little about how to protect the resource base suffi-
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Box 7.8 Comparing the costs and benefits of conservation and development
The example of Korup National Park in Cameroon conservation area for Cameroon were less than the
shows how valuation of environmental damage and costs.
conservation costs can help inform choices about how But not all benefits were measurable. People in Cam-
to use the environment. The park contains Africa's old- eroon and in the rest of the world derive other benefits
est rainforest, which is home to numerous unique and from conservation. These include "option values"
endangered species of plants and animals. Increasing (protection against loss of future benefits-say, from
pressures to convert the forest to agriculture led the medicines developed from indigenous plants) and
government to design Ea conservation plan for about "existence values" that arise because people value the
126,000 hectares of the park. Economic valuation tech- preservation of species even when they do not expect
niques were used to estimate the damage that would to derive any other benefits, now or ever, from them.
occur if these areas of rainforest were developed-as a Since most of these nonuse values reflect benefits to
measure of the benefits of conserving them-and com- people outside Cameroon, the difference between the
pare the benefits with ithe costs of the conservation benefits and costs of the conservation area for Cam-
program. eroon-roughlv $6 billion-represents the international
Conserving the areas would provide local, national, transfers needed to justify conservation on economic
and international benefits, but not all of these could be grounds. The per hectare transfer would be lower than
estimated. The measura,ble benefits from use of the the values attributed to tropical forest conservation
conservation area that accrued to Cameroon included areas in, for example, Costa Rica. Given the diversity
direct yields from, for example, sales of forest products of species in Korup Park, making such transfers would
(32 percent of measurable benefits) and indirect bene- be to the advantage of the international community.
fits such as protection of fisheries and soils (68 per- The issue then becomes whether the rest of the world
cent). These were set against the costs of management is willing to pay Cameroon for the costs it would incur
(88 percent) and of forgone revenues from commercial to protect an Environmental asset that is valuable for
forest products (12 percent). The exercise found that (at the world as a whole.
an 8 percent discount) tlhe measurable benefits of the
ciently to feed the burgeoning world population. problems require international research. The
We know little about improving simple technolo- CGIAR is already placing more emphasis on for-
gies: the design of surface irrigation and drainage estry, pest management, soil conservation, and ir-
systems has not changed in years, in spite of grow- rigation. Countries often say they believe in the
ing demands from farmers for better control of wa- need for more agricultural research. Yet even
ter. As countries become richer, their demands on though, as measured by rates of return, agri-
their natural resources change but do not dimin- cultural research is among the best public invest-
ish: rising incomes in industrial countries have led ments available, support for research is declining.
to new demands-for open space, wilderness pre- If that trend continues, the prospects for environ-
servation, and other anmenities-that could not mentally sound agricultural intensification are
have been foreseen fifty years ago. poor indeed, and the implications for the protec-
Research on the conservation and use of natural tion of natLral habitat from encroachment are
resources ought to be mainly national. But some dismal.
152
I
I International environmental concerns
International environmental problems are more complicated to solve than national ones, for two reasons. First,
no single authority can lay down and enforce appropriate policies. Second, solutions must accommodate large
variations in the balance of benefits and costs to different countries. Some countries may have more pressing local
problems and less money for solving them. To secure action, rich countries may sometimes need to pay poor ones.
Given the large uncertainties surrounding the likely effects of greenhouse warming, a wise policy would
include measures that both reduce emissions and improve economic performance (for example, the elimination of
subsidies for fossil fuel consumption and deforestation); investments in more information to avoid the risks of
costly over- or underreaction; precautionary measures to reduce emissions now at modest costs and bring down
the costs of future reductions; and financial transfers to help developing countries broaden their technological
options. More pragmatic international action is needed to protect biological diversity. Individual countries can do
more to manage these resources in their own interests, but additional transfers will be needed to ensure as much
conservation as the rest of the world would like.
When the effects of environmental degradation ing problems. In addition, if the poor are to meet
cross national boundaries, an additional layer of the environmental concerns of rich countries, they
complexity is added to the problem of devising may reasonably expect to be paid for doing so. The
and implementing policies. It is not possible to right balance can be achieved, but only if the
rely, as in an individual country, on a common world's leaders are prepared to act responsibly
legal framework, regulatory controls, economic in- and pragmatically.
centives, and, if necessary, the coercive powers of Three broad classes of issues require interna-
a national government. Solutions to international tional solutions. First, there are regional problems
environmental problems must be based on com- that arise when neighboring countries share a
mon principles and rules of collaboration among common resource and one country's actions there-
sovereign states, backed up by persuasion and ne- fore affect others. Into this category fall most prob-
gotiation. Setting priorities for international envi- lems of transboundary pollution, including acid
ronmental policy is also particularly complex. The rain and the management of international rivers or
costs of doing nothing may be borne by other na- regional seas.
tions; the gains from policies may not accrue to Second, the world shares certain global environ-
those that take the biggest steps. Above all, the mental resources such as the atmosphere and the
issue of how to give proper weight to the interests deep oceans. Any action by one country that af-
of the poor and politically weak lays an especially fects such "global commons" has an effect, al-
heavy burden on the world's more powerful though perhaps a rather small one, on all other
countries. countries. Into this category fall the buildup of
Earlier chapters of this Report have documented greenhouse gases and the thinning of the ozone
the seriousness of several local environmental is- layer caused by the emission of CFCs. (The term
sues in the world's poorer countries. The common "global commons" as used here reflects its mean-
good will not be served if international issues that ing in standard writings on the environment, not
are mainly of concern to rich countries are allowed necessarily its sense in international law.)
to divert attention and resources from these press- Third, there are resources that clearly belong to
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Box 8.1 Enforcing international obligations: how the international legal process works
The international legal system differs from national le- The international legal process provides various
gal systems in several respects. National systems have monitoring and enforcement mechanisms. Among
a central authority that establishes the law, and institu- them are the bodies established within the framework
tions that detect breaches and punish violators. In in- of the United Nations Charter, notably the Security
ternational law there is no central "lawmaker," no cen- Council; fact-finding and diplomatic missions; auditing
tral monitoring body, and no courts with compulsory and reporting systems (for example, those set up by
jurisdiction. the International Labour Organisation and human
Yet international law successfully regulates many rights conventions); and mechanisms created by inter-
economic, technical, and social activities. Most states national treatiEs (for example, inspection of nuclear
comply voluntarily, accepting some limitation on their sites by the International Atomic Energy Agency). In-
sovereignty in return for similar concessions from ternational law relies heavily on the willingness of
other states. That explains, for instance, why states states to subject their performance to international
establish international regulations on, say, interna- scrutiny.
tional telecommunications or gathering data on epi- What can be done once a breach of an international
demics-areas in which national law is inadequate. rule is detected? The International Court of Justice can-
The rules of international law are either "custom- not adjudicate unless the parties to a dispute have
ary" (based on state practice) or explicitly agreed in agreed to submit to its jurisdiction. Other methods for
treaties. When states perceive cooperation to be in their resolving disputes include arbitration, conciliation, me-
interest, they negotiate a codification of their areas of diation, and negotiation. International law can use
agreement. States may then decide to sign legal instru- sanctions, in particular those agreed on in bodies such
ments expressing their approval of the goals. But only as the United Nlations. As the recent Security Council
through ratification do states take on an obligation to resolutions against the Iraqi invasion of Kuwait indi-
abide by the agreement and incorporate its provisions cate, some sanctions may include the use of force to
into national law. Once incorporated, international law ensure compliance. Most sanctions, however, apply
benefits from the law enforcement mechanisms used economic and political pressure.
within each state. Treaties may also provide machinery
for international enforcement.
one country but have values for the international International IIw: its role and limitations
community which are not reflected in the market.
They include tropical rainforests, other special eco- Nations adhere to international agreements cover-
logical habitats, and individual species. ing the environment because they judge such
agreements to be in their own interest. The gains
Some lessons from experience from cooperation can be large, but as Box 8.1 ex-
plains, the enForcement and monitoring of interna-
Growing awareness of erivironmental issues has tional agreements present several difficulties.
prompted institutional innovation at the interna- Building an international consensus is often
tional, as well as the national, level. Intergovern- slow and cosily. The United Nations Convention
mental organizations such as the EC, the OECD, on the Law o:t the Sea (UNCLOS) took more than
the Organization of African Unity, and the Organi- ten years to negotiate and, a decade after the end
zation of American States have extended their of negotiations, still has not come into force. The
areas of cooperation to include the environment. A time was nol: entirely wasted. The negotiations
whole range of specialized bodies, official and over the UNCLOS led to a codification of decisions
nongovernmental, concer:n themselves with par- to create exclusive economic zones extending 200
ticular international environmental problems such miles out to sea. Most countries have recognized
as pollution at sea, the management of nuclear and the economic and environmental benefits of "na-
toxic wastes, the protection of endangered species, tionalizing" what were once international waters
and the conservation of ancient monuments. The and have therefore adopted these specific mea-
UNEP plays a special coordinating role and has sures. There was no such consensus on the notion
been the focal point for establishing legal regimes of creating a supranational authority with powers
for international environmental issues. to ensure the equitable distribution and manage-
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ment of the mineral and other resources in the Prospects for fisheries have dramatically improved
deep oceans. in such countries as Australia, Iceland, and New
Governments have, however, reached a number Zealand.
of more limited agreements on marine pollution. Even when countries wish to take environmen-
International conventions prohibit the dumping of tal action, they often lack the technical and admin-
radioactive and other wastes in the oceans, and istrative capacity to do so. Experience with "soft
there are internationally agreed procedures for law"-nonbinding international guidelines devel-
handling many other wastes. Guidelines govern- oped by recognized experts-shows a substantial
ing the maritime transport of dangerous goods demand for technical advice on environmental is-
have been adopted by many countries. Since the sues. Already, some international agreements in-
guidelines are broadly recognized as best practice, clude provisions for financial and technical assis-
operators have strong incentives to abide by them. tance with implementation-the Montreal Protocol
is an instance-and the Global Environment Facil-
Drawinzg on and building national capacity ity (GEF) offers help with implementing the Con-
The actual implementation of measures to address vention for the Prevention of Pollution from
international environmental problems must rely Ships (MARPOL). Such initiatives need to be
on national governments, which ultimately have strengthened.
the capacity to make and enforce policies. The pos- Paying for international environmental action
itive lesson from the establishment of 200-mile eco-
nomic zones has been that when it is possible to The potential partners to an international environ-
delegate responsibility for managing resources to mental agreement rarely stand to gain or lose
nations, they may do the job more effectively than equally from it. If an agreement is to work, either it
international bodies. Countries now have the in- must lead to efficiency gains sufficiently large that
centive and the legal capacity to manage their fish- all parties can expect to be better off (which rarely
eries to maximize their value. Although some happens) or countries must be willing to negotiate
countries have overexploited their coastal fish- transfers to assist those who will lose. Box 8.2 illus-
eries, others have used the opportunity wisely. trates some of these points for the acid rain prob-
Box 8.2 Bargaining over acid rain in Europe
Acid rain in Europe is linked to the acidification of There is disagreement about whether the total bene-
lakes in Scandinavia, the death of forests in Central fits of controlling sulfur emissions exceed the costs be-
Europe, and damage to property in many countries. cause benefits are difficult o measure. Another study,
One of the primary causes of acid rain is emissions of which inferred these benefits from government behav-
sulfur dioxide from power stations and other large ior, concluded that a reduction of 39 percent in total
combustion plants. Approximately half of all deposi- European emissions of sulfur would be justified but
tions of sulfur within Europe have come across na- that there would be large cross-country variations in
tional boundaries, so that international agreement is abatement targets. The aggregate net benefit from re-
necessary to limit acid rain. In 1985 twenty-one coun- ducing sulfur emissions would be large. However,
tries signed the Helsinki Protocol to reduce their emis- three countries-Italy, Spain, and the United King-
sions of sulfur dioxide to not more than 70 percent of dom-would be significant net losers. Without some
their 1980 levels by 1993. Another thirteen countries, form of recompense for their additional costs, they
induding Poland, Spain, and the United Kingdom, did would be unwilling to cooperate to reduce emissions.
not sign the protocol. Nonetheless, the net gainers would have a strong in-
Uniform targets of this kind are very inefficient be- centive to pay the net losers in order to reach an agree-
cause both the costs and the benefits of reducing sulfur ment, since total net losses amount to less than 10 per-
emissions differ widely across countries. One study cent of total net gains. The one obvious difficulty is that
computed that the most cost-effective way to share a because of the prevailing wind direction, the primary
reduction of 30 percent in total sulfur emissions would net gainers are countries in Central and Eastern Europe
be for five countries, including Hungary, the United that are much poorer than the net losers. But even if
Kingdom, and Yugoslavia, to make cuts of more than emissions reductions and payments to net losers were
60 percent and for ten countries, including Spain, restricted to EC countries, all parties could be net
Sweden, and the former U.S.S.R., to make reductions gainers.
of less than 10 percent.
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lem in Europe. Arranging for such transfers will permanent losses for all, before they will compro-
not be simple. The many potential parties to an mise. A second obstacle is the lack of clear interna-
agreement may not share a common view of the tional law on the subject. No global convention
urgency of the problem or of the possible solu- sets out agreed law on international water-
tions. It is extremely diffjicult to ensure that coun- courses- -indeed, there is not even a generally ac
tries are paid for neither more nor less than the cepted definition of an international watercoLurse.
extra costs of meeting their international obli- But work by various international bodies and ju
gations. Every country haLs incentives to distort the rists has established two generally recognized ba-
costs or benefits of taking action. sic principles: each state has a duty not to cause
Although intergovernmental transfers can be an appreciable harmi to others that share the sautc
efficient way to make international agreements watercourse; and water rights should be appol
work, this does not imply that individual polluters tioned equitably among the parties involved.
in recipient countries should be subsidized. At the One of the most successful agreements on an
national level there are more efficient ways to dis- international watercourse concerns the sharing of
courage pollution (see Chapter 3). Individual the Indus basin between India and Pakistan After
countries should be allowed to choose the policies partition in 1'947, Pakistan was dependent on India
that best fit their circumstances. Agreements for much of its irrigation water. After thirteen
should set national targets, not national policies years of disagreement had brought them to the
for meeting them. To avoid biasing national policy brink of war, both countries agreed in 1960 to a
decisions, any transfers should take the form of division of the rivers of the Indus system. Several
lump-sum payments rather than finance for spe- factors-somie of them difficult to replicate-fa-
cific investments. vored success. First, India and Pakistan had strong
incentives to compromise: both needed adequate
An example of a regional problem: interniational river water for irrigation, the technical information was
basins readily available, and neither wanted an armed
conflict. Second, the agreement was reached with
For centuries countries have disagreed and negoti- the help of a third party, the World Bank. Third,
ated over the management of international rivers. external donors and the World Bailk p.ovided a
More than 200 treaties have been signed between total of about $720 million, in addition to India's
countries on water issues, but mostly by European contribution of $174 million, to assist Pakistan in
and North American countries; many rivers that undertaking works to replace the flows from the
pass through developing countries are still not river waters allocated to India. Finally, because the
covered. Over time, the need for international co- agreement involved allocating to each country the
ordination has grown. An expanding population flows of separate rivers in the basii, the nieed fou
and rising living standards have increased de- coordination was minimized.
mand for water; technological ability to exploit wa- there are other examples of cooperation: with
ter resources has advanced; the number of nation the Zambezi, for instance, an agreement has been
states has grown; and people have become more reached covering not only water flows but also
concerned about the environment. A good deal is other environmental aspects of river management.
at stake. More than 200 river basins, which ac- Another innovative case is the Lesotho Highlands
count for over half of the world's land area, are Water Project, where payments between countries
shared by more than one country. More than 40 facilitated cooperation. Lesotho has undertaken to
percent of the world's population lives in river ba- construct large works on the Senqu River to sup-
sins that straddle national frontiers. ply South Africa with water. In return, South Af-
The optimal solution for managing an interna- rica is underwriting and sei vicing the debt in-
tional river is most likely to be found when all the curred for the project. Lesotho benefits from the
countries that share the river basin cooperate. That water royalties that South Africa pays, while
rarely happens. First, river basin management has South Africa r educed the costs of ensuring its wa-
a distributional dimension-it involves the sharing ter flow because Lesotho was a better place to put
of a scarce productive resource-which can make the dam.
negotiations contentious or preclude them alto- In many other cases it has been difficult to reach
gether. The countries upstream may see little gain practicable solutions. One example is the Nile. The
in increasing the flow to those downstream. Fre- river flows for more than 6,800 kilometers through
quently, countries need a strong incentive, such as three climate zones and nine nations. Aithough
the threat of armed conflict or the likelihood of coordiinated management of water storage, iiriga-
156
tion systems, and soil erosion control for the to help developing countries adopt replacements
whole river basin has the potential to benefit all for CFCs if they cost more than what is being re-
countries involved, no single agreement covers the placed, and clauses on technological transfer that
entire Nile basin. Inability to negotiate a compro- urge the parties to ensure the transfer of the best
mise has hindered the realization of the benefits of technology "under fair and most favorable condi-
cooperation, although the recent establishment of tions." The fund was established on a pilot basis
a coordination group of riparian countries is a for three years. During that time the extra burden
promising development. of phasing out CFC use for all countries expected
To encourage cooperation, the World Bank has to qualify for assistance was estimated at $240
drawn up guidelines to be used in projects it fi- million.
nances on international rivers. These require that
other countries along the river be notified. The aim ISSUES FOR THE FUTURE. The Montreal Protocol,
is to ensure that the project does not appreciably together with the funding and technical assistance
harm the interests of the other countries and is not arrangements, is a pilot program. When the pro-
likely to be harmed by plans they may have. gram comes up for review, some of the key issues
will be the following:
An example of a global problem: the ozone layer and the Ensuring that the program is not biased against
Montreal Protocol.. .
efficient policies to phase out the use of controlled sub-
stances. Countries have a number of policy op-
the MzontrealyProtocol oi n Substances ThpathDeplet tions. One is for the government to try to identifythe Ozone Layer, signed in 1987, iS a pathbreakmg and invest in alternative technologies. This ap-
international agreement dealing with an environ-
mental "global bad.* The protocol aims to control proach involves governments in a task to which
consumption, and hence emissions, of CFCs and they are generally ill suited: picking good invest-
related substances that deplete ozone (see Chapter ments. But financing specific investments has the
2). By the mid-1980s world consumption of CFCs advantage of making the use of funds more trans-
was about 1 million tons a year, 80 percent of it in parent to donors and local industries. An alterna-
in-dustrial countries. tive is the use of market-oriented mechanisms-for
example, the allocation of some import quotas by
HoW AGREEMENT WAS REACHED. The first evi- tender in Singapore. Such policies provide incen-
dence that CFCs might not be benign emerged in tives to the private sector to adopt least-costdence~ ~ ~ ~ ~ ~ ~~~~mehd ofa susttuio while enouagn con-v meed 
the early 1970s, In 1977 the U.S. Congress banned methods of substitution while encouraging con-CFCs iaeooshebnsiutdsumers to switch to less CFC-intensive products,
CFCst in alterosols. tehebanolstimuatlowed  lop- but it may be harder to calculate the additional
ment of alternative technologies at lower costs
than predicted, allaying fears that a phaseout of costs entailed.
CFCs would be impossible or prohibitively costly. * Total costs. The Interim Fund provides funding
Evidence of ozone depletion continued to accumu- only for the first three years of the program. The
late, and, although uncertainties remained, during ultimate costs may be much larger, and an expan-late,~ ~ ~ ~ ~ ~ ~~~~ ~so ofd theoug fundt e maymed b rm neesay
the late 1980s progressively more ambitious agree- sion of the fund may be necessary.
ments were reached, culminating in 1990 with a * The grace period. Developing countries have
binding agreement to phase out consumption of been given longer than industrial countries to
CFCs and related chemicals in industrial countries phase out CFCs. If this grace period were only
by 2000. used to delay action, however, it would not
Under the Montreal Protocol and subsequent re- achieve its purpose, which is to minimize the bur-
visions, developing country consumption of CFCs den on developing countries. Current arrange-
may rise to specified ceilings and will be frozen in ments offer no incentives for a more rapid
1996, after which it must be phased out by 2010. A phaseout than that prescribed under the agree-
ban was agreed on trade between parties and non- ment, although the benefits of greater speed are
parlin the substances controlled now commonly agreed to exceed the costs. In spite
by the protocol, products made with them, and of this, some developing countries are planning to
products containing them. Even so, chlorine con- phase out CFC use more rapidly than required,
centrations in the atmosphere are unlikely to re- and private industry in many countries is pressing
turn to their pre-CFC level until the end of the next forward in the search for substitutes.
century. The agreement also includes two impor- The Montreal Protocol is often viewed as an ex-
tant new provisions: an Interim Multilateral Fund ample of what can be achieved through interna-
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tional cooperation. Actually, the Montreal Protocol as modest declines in rainfall cause substantial
may prove more a special case than a model for losses. Even when the pattern of climate change is
action on more complex and costly global issues, similar, it rray affect countries differently because
such as greenhouse wariming and biological diver- of differences in ecology, economic activity, or the
sity. A number of factors made it easier. For values placed on natural habitats and other envi-
example: ronmental resources.
* Action was easier once ozone depletion was * Countries are responsible for different
observed rather than merely postulated by amounts of greenhouse gas emissions. The richer
scientists, countries have been emitting large amounts for
* A small group of products was involved, for many years and have thus contributed a dispro-
which substitutes appear to be technically possi- portionate share of accumulated gases in the atmo-
ble, although more expensive. sphere (about 60 percent of carbon dioxide from
* The fact that there are only a few producers fossil fuels), On the other hand, emissions from
worldwide and that the main CFC manufacturers low-income countries, starting from a lower base,
also make the main substitutes makes effective im- are growing more rapidly and will become more
plementation more likely. important irL the future.
Most of the parties to the Montreal Protocol * Measures to reduce emissions are one re-
therefore perceived that the gains from cooperat- sponse to the threat of climate change-they seek
ing would exceed the costs of not doing so. The to prevent the problem. Another response is to
negotiations carry a number of other important seek to adapt, by investing in assets that will miti-
lessons: gate the impact of any climate change on economic
* Even for a problem that is relatively inexpen- and social activities. The relative costs and benefits
sive to address, negotiations can be quite of these two approaches will differ across
involved. countries.
* Incorporating payments to defray the costs of * Some countries are heavily dependent on ex-
phasing out CFCs explicitly in the formal agree- ports of fossil fuels and are likely to suffer from
ment helped to bring oni board some of the key policies that would reduce world demand. They
parties. might respond by reducing prices to stimulate
* Making payments to countries eligible for as- dernand.
sistance has proved cumbersome. As of late 1991 Despite these difficulties, there are various mea-
payments into the funcd were behind schedule sures that can be adopted at a national or an inter-
(less than half of what was due had been paid), national level to reduce current emissions of
and there was not yet a smoothly functioning greenhouse gases and to leave the world better
mechanisn for disbursing the funds. placed to address the problem. In important re-
spects, such measures overlap with policies to pro-
Responding to the threat of greenhouse warming mote the efficient production and use of energy
and the development of clean energy technologies
The greenhouse effect is a global issue because all that have been identified in Chapter 6.
emissions of greenhouse gases, regardless of their
origin, affect climate. lFlowever, the costs and Uncertainty a;nd the range of policy alternatives
benefits of measures to mitigate the greenhouse
effect may be spread very unevenly across coun- Setting aside the problems of reaching agreement
tries. As a result, the negotiations leading up to on a global strategy, there are two fundamental
any international agreeme!nt on greenhouse warm- reasons why it is extraordinarily difficult to formu-
ing will be difficult and lerigthy. late an appropriate response to greenhouse
Among the factors that must be taken into ac- warming.
count are the following: First, the lags between action and effect will in-
* Climate change will differ across countries. evitably be long. Even adopting stringent mea-
Regional climate predictions are highly uncertain. sures to reduce output of long-lived greenhouse
The evidence suggests that climate changes will be gases immediately will not stop their atmospheric
smaller but more rapid in equatorial areas than in concentration from rising until late into the next
the temperate zones. century. This means that some climate change will
* The damage will differ across countries. Some certainly occur and will probably require invest-
countries may find their climate improving and ments to mitigate its impact, whatever policies are
may gain, while others may find that such effects followed.
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Box 8.3 How knowledge of greenhouse gases and climate has evolved
For decades scientists have studied the climatic effects What has been learned
of greenhouse gases (GHGs). In 1827 Fourier con- * Perhaps the main lesson of recent scientific re-
ceived the theory of the greenhouse effect. Arrhenius search on global warming is the importance of tran-
published in 1896 an analysis of possible climate sient change (the path of change over time, given the
change caused by industrial emissions of radiatively lags in the climate system), as opsed to equilibrium
active gases. Early in the twentieth century there was a cnO
lively scientific debate on whether atmospheric carbon chaoed (through the syste whch ay tae desy~~~~~~~~~ had worked through the system, which may take de-
dioxide would increase and lead to warming, or decline cades or centuries). Unfortunately, transient climate
and lead to cooling. Major advances in measurement of change can be only crudely simulated.
greenhouse gas concentrations and physical calcula- * More sophisticated analyses of the historical tem-
tions of the greenhouse effect were made in the 1950s perature record suggest that the temperature sensi-
and 1960s. Carbon dioxide accumulations were first tivity to greenhouse gases may be in the lower range of
raised as a national concern in the United States in a climate model predictions.
1965 report of the President's Science Advisory 1965itrepor of the President's Science Advisory * In the early 1980s a rise of several meters in the sea
level was considered a possibility. By 1990 the esti-
In the 1970s attention switched from greenhouse mated range was 0.2 meters to 0.7 meters by the year
warming to the possibility of global cooling, motivated 2070 (Houghton, Jenkins, and Ephraums 1990).
in part by a cooling trend that began about 1940. By the
early 1980s fears of global warming had revived, again What might be learned
partly because temperatures indicated an end to the Improvements in computing capabilities will allow
cooling trend. By the middle of the 1980s a number of more refined simulations of the path of climate change
national and international scientific panels had issued and better understanding of key climate processes such
reports suggesting that mean global temperature as cloud and ocean feedback. Improvements in the col-
would rise between 1.5' and 4.5' Celsius (and possibly lection and analysis of temperature data would enable
higher) by some time in the twenty-first century (Car- scientists to verify the results from climate models. Fi-
bon Dioxide Assessment Committee 1983; Bolin and nally, more detailed analysis of impacts, coupled with
others 1986). better estimates of the timing and regional distribution
of change, could help in assessing the costs and bene-
fits of alternative policies.
Second, there is great uncertainty about the ture should it become necessary. The more weight
links between atmospheric concentrations of the is put on the worst possible consequences of cli-
gases and climate change and about the economic mate change, even if they have a very low chance
and social consequences of greenhouse warming of occurring, the more costs should be incurred for
(see Chapter 2). Much has been learned from re- such precautionary actions.
search over the past thirty years (Box 8.3) but criti- * Take immediate action to stabilize or reduce total
cal relationships are still poorly understood, and output of greenhouse gases.
the range of possible outcomes is still very broad. The choice among these options depends on an
Some scientists worry about the possibility of irre- assessment of the relative costs and benefits of
versible change in ecosystems or of thresholds mitigating greenhouse warming. In all three cases
above which climate change accelerates rapidly. it is desirable to adopt any policy, such as eliminat-
Some suggest that such uncertainty highlights the ing energy subsidies, that simultaneously im-
need for immediate, stringent action, while others proves economic performance and reduces output
conclude that such a response is unwarranted of greenhouse gases.
without better evidence.
The range of possible policy responses can be THE BENEFITS OF MITIGATING GREENHOUSE WARM-
divided into three broad categories: ING. The climate change that might arise from the
* Do nothing. Finance additional research but in- increases in greenhouse gas concentrations pre-
cur no other costs until the extent and implications dicted for the next century could have widespread
of warming become clearer. effects.
* Take out an insurance policy. Adopt precaution- * Agriculture and livestock would be affected,
ary measures that entail modest costs now but will although it is uncertain whether global agricultural
reduce the costs of a stronger response in the fu- potential would increase or decrease. The effects
159
may be severe in some regions, especially those THE COSTS OF PREVENTING CLIMATE CHANGE. The
that are marginal today. The evidence is not com- costs of preventing climate change rise with the
plete enough to suggest a systematic pattern of extent and the speed of the reduction in the output
gains or losses for developing countries. of greenhotuse gases. For carbon dioxide, modest
* Forests and other natural ecosystems could be reductions could be achieved at zero or minimal
threatened. Some species or ecosystems may be cost by eliminating subsidies for energy use and
lost as a result; others may flourish as areas hospi- deforestation and by disseminating information
table to them increase. about efficient energy-saving technologies. A sec-
* Human settlements, especially in areas that ond set of mneasures would involve low costs be-
are already vulnerable to flooding, droughts, land- cause they clraw on the synergy between reducing
slides, and severe windstorms, could be severely greenhouse gas emissions and achieving other lo-
affected. A rise in the sea level could flood agri- cal objectives, environmental and economic. For
cultural land in heavily populated coastal low- example, policies to reduce the use of coal might
lands. Vector-borne and viral diseases could shift be justified partly because they reduce local air
to higher latitudes, putting new populations at pollution from particulates. Thereafter, the margi-
risk. However, climatic conditions for human set- nal cost of reducing emissions rises rapidly as
tlements could also improve in some areas. higher taxes or other controls affect the efficiency
Any complex and poorly understood system can of resource allocation, output, and future growth.
spring surprises. This applies to the climate and its These costs may be lowered by phasing in emis-
impact on human societies and natural ecosys- sions reductions and encouraging the develop-
tems. A rise in global temperatures might cause ment of alternative technologies, The costs of re-
some radical changes, although their magnitude ducing methane emissions have received less
and their probability cannot yet be analyzed. It is attention. The largest sources of methane associ-
not yet possible to rule them in-or out-and it is ated with human activity are agriculture and ani-
impossible to estimate the associated damage mal husbandry. On current knowledge, it would
without a clearer idea of how such changes might be necessary to reduce output of some agricultural
arise and what they would imply. products to reduce methane emissions substan-
Detailed estimates of the damage that climate tially. This would imply extra costs for producing
change may cause have so far been attempted only alternative foodstuffs.
for the industrial countries, mainly the United Numerous studies have estimated the costs of
States. The very partial evidence so far available reducing the output of greenhouse gases. The
suggests that the damage is likely to be relatively range is wide, reflecting different assumptions
modest. One study (IPCC' 1990) estimates the costs about growth, capital mobility, the costs of substi-
of protection against inundation from a rise of 1 tute technologies, and the underlying rate of de-
meter in the sea level at 0.04 percent of world GDP. cline in energy per unit of output. Several studies
For some countries, however, such as the small suggest that stabilizing emissions of greenhouse
island states, the costs would be much larger. gases at present levels appears to mean a reduc-
Studies for the United States have estimated the tion of global GDP of between 3 and 7 percent by
total costs of adapting to, climate change induced the end of the next century (Hoeller, Dean, and
by the equivalent of doubling carbon dioxide con- Nicolaisen 1990). For developing countries the
centrations at about 1 percent of GDP (Cline 1991; costs may well be higher. Two global studies which
Nordhaus 1990, 1991, 1992; and National Acad- include one or more developing countries suggest
emy of Sciences forthcoming). For longer-term that they may face costs in relation to GDP which
warming over the next 250 years, the costs might are almost twice as high as the world average
amount to 6 percent of GDP in the United States (Manne and Richels forthcoming; Whalley and
(Cline 1991). As emphasized above, there is a high Wigle 1991). The high costs for these countries re-
degree of uncertainty associated with these esti- flect a number of factors that make adjustment
mates. Some costs may not be quantifiable and are more difficult-limited ability to use less energy in
not included in the analyses, particularly damage industry, lowV capital mobility, shortage of funds
to natural ecosystems, including species loss. for investment, and heavy reliance on low-cost but
Also, some of the gains from climate change in high-carbon energy supplies.
certain areas may have been missed. Changes in
the structure of the world economy over the next Choosing aro;lg the policy OptiOlS
century will also affect these cost estimates Bringing together the various estimates of eco-
considerably. nomic costs and benefits leads to a simple conclu-
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sion: the balance of the evidence does not support in that world energy prices are assumed to remain
a case for doing nothing, but neither does it sup- constant; the projected reductions in demand
port stringent measures to reduce emissions could lead to lower world prices, which would
now-the costs are too high in relation to the pro- tend to increase energy consumption above the
spective benefits. This conclusion applies particu- predicted levels.
larly to the developing countries, which face high Energy taxes can play an important role in a
costs of reducing greenhouse gas output. Indeed, precautionary strategy. In many European coun-
the evidence implies that investments with real tries, coal, the fuel with the highest carbon con-
rates of return as low as 5 percent could do more tent, is the least taxed. Simply on the grounds of
for future generations than investments in large raising tax revenue in the least distortionary man-
reductions of greenhouse gas emissions. The ef- ner and improving local air quality, this bias in
fects of climate change, however, could fall heavily favor of coal should be removed. Well-designed
on the poor and on particularly vulnerable coun- carbon taxes would give market signals for effi-
tries. In that event, these countries should receive cient energy use and provide incentives for devel-
financial assistance to cover their losses. The in- oping new technologies (Box 8.4). The EC is con-
come growth made possible by the additional gen- sidering a carbon tax, but it may allow exemptions
eral investment would be more than sufficient to for heavy industry, which would blunt the incen-
cover such help. tive for reducing carbon dioxide emissions and
The wisest course is to make modest immediate make energy taxation more rather than less
reductions in emissions of greenhouse gases and distortionary.
investments designed to lower the cost of achiev-
ing larger reductions should this become neces- DEVELOPING RENEWABLE ENERGY. Any long-term
sary in the future. Such an insurance policy, which strategy to stabilize atmospheric concentrations of
would go further than economic efficiency alone greenhouse gases must uncouple economic
would dictate, is justified by uncertainty about the growth from growth in carbon dioxide emissions.
physical and economic effects of climate change Reducing the amount of energy used per unit of
and by the lags between action and response. GDP will be one element in such a strategy, but a
A precautionary policy shift away from fossil fuels will also be essential.
INFORMATION AND RESEARCH. The case for
choosing the insurance option is based on current
knowledge of greenhouse warming combined Table 8.1 Effects of eliminating subsidies
with estimates of the costs and benefits of reduc- on commercial energy in Eastern Europe
ing emissions. As noted above, the returns to re- and the former U.S.S.R. and in developing
ducing the substantial uncertainty about the eco- countries
nomic, social, and environmental effects of climate Eastern
change will be high. So a crucial part of any insur- Europe
ance strategy will be to collect additional informa- andfonner Developing
tion and fund scientific research. Financing will be Effect
Reduction in emissions, 1995
needed for work related to the developing coun- Amount (millions of tons of
tries (see Chapter 9). Governments should also carbon) 446 234
prepare to act if evidence emerges that (a) more As share of projected regional
stringent reductions in greenhouse emissions will emissions (percent) 29 11
be required or (b) their citizens and economies As share of projected global
need protection from the effects of climate change. emissions (percent) 7 4
Cumulative reduction, 1991-2000
Amount (millions of tons of
ENERGY SUBSIDIES AND TAXES. AS Chapter 6 carbon) 3,796 2,318
noted, many developing countries subsidize con- As share of projected cumulative
sumption of commercial energy. Eliminating such regional emissions (percent) 24 11
subsidies would reduce carbon dioxide emissions As share of projected cumulative
while yielding substantial economic gains. Table global emissions (percent) 6 4
8.1 provides rough estimates of the effect that re- Note: The base case is derived from World Bank projections of
energy demand. In this scenario, worldwide carbon dioxide
ducing subsidies would have on carbon dioxide emissions increase by about 20 percent between 1990 and 2000.
emissions (conventionally expressed as tons of car- background paper; staf emates usinr Bates and Moore,
bon). These estimates represent an upper bound 1989; Hughes 1991.
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Box 8.4 Carbon taxes, energy prices, and tax reform
Energy is relatively easy to tax, and many countries bon tax might be justified on local environmental
rely on energy taxes as a source of revenue. Even so, grounds alone. The health benefits associated with the
the structure of energy prices is often not what would reduction of nitrogen oxides and sulfur dioxide as a
be desirable on economic or environmental grounds. result of impo sing a $10 a ton carbon tax would be large
Because energy use has a variety of environmental ef- in countries with low energy taxes, such as Indonesia
fects, a tax on any one pollutant will not necessarily and the United States.
meet all the objectives of energy taxation equally well.
The key issues are the overall level of energy taxation Revenue generation
and the extent of differentiation between fuels. At the Eliminating subsidies for energy consumption would
very least, no fuel should be subsidized. Taxes on the raise more than $230 billion worldwide (Shah and
carbon content of fuels are targeted specifically at emis- Larsen, background paper [b]). Beyond that, introduc-
sions of carbon dioxide. By altering the relative prices ing even a modest carbon tax of $10 a ton could raise
of different energy sources, they will induce substitu- about $55 bil]ion. In countries whose 1987 GDP per
tion away from carbon-rich fuels. Use of coal emits the capita was less than $900, such a tax would yield reve-
most carbon and is also the most serious source of en- nues worth an average of more than 1 percent of GDP
ergy-related local pollution. A carbon tax may therefore and 5.7 percent of government revenue.
improve welfare indirectly by reducing emissions of
particulates. Petroleum is the second most carbon-in- Welfare costs
tensive of the primary sources of energy. Taxing gas- A carbon tax may be less distortionary than other sig-
oline and diesel fuel is a substitute for more direct mea- nificant sources of tax revenue. Shifting the tax burden
sures for dealing with traffic pollution and urban from inefficient taxes to a carbon tax may improve wel-
congestion, so that a carbon tax may have secondary fare. But since broadly based taxes such as sales, value
benefits through its effect on vehicle use. added, and income taxes incur lower welfare costs per
A study commissioned for this Report (Shah and unit of revenme raised than do fuel taxes (see Hughes
Larsen, background paper [al) found that in the ab- forthcoming), fuel taxes should be regarded primarily
sence of efficient taxes on local pollution, a higher car- as instruments for achieving environmental objectives.
Figure 8.1 How increasing alternative energy sources affects carbon emissions, 1990-2050
Alternative energy scenario: Annual carbon emissions
sources of primary energy under two scenarios
Percent Index (1990=100)
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Note: Carbon emissions in 1990 are about 6 billion tons. All data after 1990 are projectiors.
a. The share of renewables in primary energy sources remains at its 1990 level in this scenario.
Sources: World Bank staff estimates; Anderson and Bird 1992.
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Figure 8.1 illustrates two scenarios for the evolu- function of the stock of greenhouse gases, not of
tion of total carbon dioxide emissions based on the annual emissions. Countries should therefore be
projections for world energy demand presented in allowed to choose the speed at which they reduce
Chapter 6. Continued reliance on fossil fuels leads their emissions if the cumulative addition of green-
to a tripling of emissions by 2050, whereas with a house gases does not exceed a safe level. Fixing
shift toward renewable energy sources the in- annual percentage targets would add an unneces-
crease would be only 25 percent. The renewable sary constraint. So would fixing separate emission
energy scenario demonstrates the magnitude of targets for each gas rather than allowing tradeoffs
the shift from fossil to renewable sources that among gases on the basis of their climatic effect.
would be required to stabilize carbon dioxide emis- The examples of Egypt and India illustrate this
sions. Even if the share of renewable sources were point (Box 8.6). Substantial burdens can be re-
to rise from less than 10 percent of total primary duced to more manageable levels with few or no
energy demand in 2000 to 60 percent in 2050-an differential climatic effects if efficient adjustment
unprecedentedly rapid shift-a significant increase targets are set. Making backstop technologies
in carbon dioxide emissions would still occur. available eventually reduces the costs even more.
The shift toward renewable energy can be pro- But allowing flexibility in phasing emissions re-
moted by appropriate government policies. The ductions poses an important problem. The optimal
key is energy prices, as discussed above, since path might be to delay most reductions for a con-
these provide the incentive for the development
and installation of new technologies. In addition,
renewable energy should receive larger shares of
national expenditures on energy research and de-
velopment. New technologies should also be sup- Box 8.5 Afforestation: not a panacea
ported by financing the dissemination of informa- for preventing climate change
tion and the establishment of pilot projects in As trees decay or are burned, carbon dioxide is
developing countries (see Chapter 9). released. As trees grow, they capture carbon diox-
ide. But afforestation reduces net emissions only
OTHER MEASURES. Many afforestation projects as long as forests are growing. Once a forest is
are justified on economic and local environmental mature, the emissions from decay just offset the
grounds. Growing extra trees can slow the in- carbon fixing from new growth. If a forest is cut
crease in net emissions by fixing carbon. But be- down and the wood used, its carbon will eventu-
crease in netemissionsbyfixingcarbo. Bally be returned to the atmosphere. Offsetting
cause afforesting large areas solely to fix carbon emissions from fossil fuels would require contin-
would be extremely costly, afforestation cannot be ual additions to the forest stock.
relied on to "solve" the problem of carbon dioxide Temperate forests sequester about 2.7 tons of
emissions (Box 8.5). carbon per hectare a year for the first eighty years
of their lives. In temperate areas about 400 million
Long-term considerations hectares of growing forests would be required to
sequester l billion of the 3 billion-4 billion tons of
carbon that accumulate in the atmosphere each
As knowledge of climate change improves, the ev- year-more than the current forested area of the
idence may warrant stronger action to reduce United States, which is about 300 million hectares.
emissions. The costs could be substantial. It will In the tropics, where less carbon is sequestered
therefore be essential to adopt policies that involve per hectare (Houghton 1990), locking up I billion
the least loss of welfare and to consider their im- tons of carbon a year would require about 600
pact on equity. million hectares of growing forest, the equivalent
of about 75 percent of the area of the Amazon
basin. Intensive forest management hat reduced
SETTING EFFICIENT ARGETS. Considerable gains the rotation period could increase the sequestra-
can be made by reducing emissions in efficient tion rate per hectare, but only at substantial addi-
ways. Uniform targets impose greater adjustment tional cost.
costs on some countries than on others. Giving These calculations show that afforestation is no
individual countries different targets could lower panacea for greenhouse warming. Nonetheless,
the aggregate cost of meeting a global target. afforestation projects that are justified on other
Adopting targets for annual reductions, rather environmental and economic grounds can also
than setting cumulative targets, will also impose help to reduce net carbon emissions.
significant extra costs. The scale of warming is a
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Box 8.6 Greenhouse policy alternatives in developing coulntries: the cases of Egypt
and India
If, eventually, targets for substantial reductions in
global greenhouse gas emissions are adopted, develop- Box figure 8.6b General and specific targets for
ing countries could face the prospect of curbing the greenhouse gas emissions in India
growth of their emissions. Background papers by
Blitzer and others commissioned for this Report ex-
plored how the design of emission targets would affect Index of policy inefficiency a
the welfare costs of these adjustments for two coun- 0.7
tries. Scenarios for Egypt and India were examined 0.6
using dynamic optimization models for the period to 0.5
2030. The models take account of features that will be 0.5
important to individua:l countries, such as industrial 0.4
structure and consumption of different sources of 0.3
energy. 0.2
Egypt: flexibility in timing 0.1
Controlling concentrations of greenhouse gases in-
volves managing cumulative net emissions. A simple
approach is to stipulate annual reductions. But there 20 percent 30 percent 40 percent
are alternatives that allow for flexibility tailored to the Reduction targets
possibilities and preferences of individual countries
while reducing cumulative emissions by the same * General target for addition to warming effect
amount. The high cost of the simple approach is shown
in Box figure 8.6a. If a cumulative target is phased in at * Specific targets for annual emissions of
an optimal pace rather than reached through a fixed carbon dioxide and of methane
annual reduction, the welfare costs decline substan-
tially. These gains, however, are achieved only by ac- a. Ratio of percentage dechne in welfare to percentage reduction
cepting that emissions reductions eventually have to be in warming effect, both relative to a base case with no limits on
emissions. Welfare is measured as the utilty of discounted
consumption over the time period of the model.
Souirce: Blitzer aid others, background paper (b).
Box figure 8.6a Limiting carbon dioxide emissions
in Egypt: cumulative and annual targets
made. The shock is cushioned by planning in advance,
Reduction in welfare (percent) not just putting off a decision.
15 India: taking into account more than one greenhouse
F Annual gas
10 -: -j targets Carbon dioxide accounts for a large share-more than
become 50 percent-of the warming effect attributable to hu-
5 infeasible man activities. But other gases play a role. Of these,
methane is prcbably the most important for developing
countries. Since irrigated rice production and animal
O _ _ ____ husbandry give rise to these emissions, controlling
20 percent 30 percent 40 percent them would affect critical sectors in developing econ-
omies. The case of India is illustrative because of the
Reduction in emissions importance of its agricultural sector.
The technol.ogical options for reducing methane
* Cumulative emissions target emissions in agriculture are more limited than for car-
O Annual emissions targets bon dioxide, and the burden of methane reductions is
correspondingly greater. Adding the same annual con-
straints on methane as on carbon dioxide roughly qua-
Note: Welfare is meastiredi as ihe utility of discounted druples total w elfare losses. The possibilities for reduc-
consumption over the time period of the model. Reductions in ing methane emissions while maintaining agricultural
welfare and emissions are relaitive to a base case with no limits on output are limited. The economy must therefore con-
emissions, tract much more to meet a separate methane constraint
Source: Blitzer and others, background paper (a). than if the country can choose between gases to
achieve the sarne climatic effect (see Box figure 8.6b).
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siderable period. Eventually, countries would TrUals betwceen rich and poor cou - ries would
have to live up to commitments made long ago, ,c:ilicate allocating rights iny population rather than
and it could be difficult to make them stick. Some b,>,'
safeguards will be needed to ensure that countries
actually adhere to a long-term strategy.
Figure 8.2 Scenarios for allocating capacity
DISTRIBUTIONAL ISSUES. The way that targets for to emit carbon dioxide if greenhouse gas
emissions reductions are set has important impli- warming effect is stabilized at 2xCO2
cations for equity. Steps to limit emissions allocate (warming effect of emissions in watts
a global common resource: atmospheric carrying per square meter)
capacity. An agreement to a uniform percentage
reduction in emissions would implicitly allocate If allocated If allocated
those rights according to current emissions, favor- by population by income
ing the world's richer populations, whose per cap- 1.83 1.83
ita emissions are high. For example, the per capita
carbon dioxide emissions of the United States are Capacit 
almost ten times those of China. If the approach to emit as
that every human has an equal right to the atmo- of 1950 0.50
spheric resource were taken, rights to future use 1.02 0.45
could be allocated according to population. An- 0.12
other option is to allocate rights according to some 0.31
measure of output, such as GDP. That would pro-
mote energy efficiency but not equity. Any alloca- 05
tion of future emission rights ought to take some Cumulative
account of cumulative past emissions, since green- effects of
house gases emitted decades ago continue to con- actual 
tribute to warming. enissions, 0.22
1950-88 0.07What might the alternatives for allocating atmo-
spheric carrying capacity look like? Figure 8.2 as-
sumes, for purely illustrative purposes, that the If allocated If allocated
warming effect of greenhouse gases is stabilized at by population by income
the equivalent of doubling the preindustrial level -1
of carbon dioxide in the atmosphere. It then shows 0.95 0.81
how rights to use this fixed amount of atmospheric Remaining
capacity might ~~~~~~capacity
carrying capacity might be shared. to emitc0.29
Allocating rights according to population in 1988 0.23
leaves developing countries with substantial ca- _ j 0.05 w_
pacity to continue emitting gases, while the high- 014
income countries would have a net deficit equiva- 0 Low-income countries U Middle-income countries
lent to about the amount that they emitted in * High-income countries U Total
1980-88. Thus, on this formula the cumulative past
emissions of the richer countries exceed their fu-
ture share of the atmospheric carrying capacity; Note: For illustrative purposes, it is assumed that the greenhouse
they have exhausted their right to emit . gas warming effect is stabilized at the equivalent of double
they have exhausted their right to emit. preindustrial carbon dioxide concentrations (2xCO2 ). Actual
* Allocating rights according to income, which emissions exclude deforestation due to lack of reliable data. 1950
isused as the staffing point because the data series on emissions
leaves all country groups with the potential to emit from fossil fuels and cement manufacturing begins in that year
more greenhouse gases in the future, looks more Numbers may not sum to totals because of rounding.
Source: World Bank staff estimates.
feasible. The richest countries, however, take the
lion's share of this potentially valuable resource.
TRADING EMISSION RIGHTS. These schemes show pacity, although the practical difficulties of making
how rights to emit might be allocated, but the al- such a market work are substantial. For instance, if
location need not translate directly into emissions rights were allocated on the basis of population,
targets. Countries could profitably trade their the industrial world would purchase rights from
rights to use a share of atmospheric carrying ca- the world's poorer countries. The outcome of such
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a hypothetical trade is clifficult to predict, but the biological diversity, since people do not have to
magnitudes could be large. If rights to emit were pay to derive these benefits. As a consequence,
sold at $25 per ton of carbon, the industrial world countries acting on their own will tend to protect
would have to pay develloping countries about $70 their biological diversity less than if they took its
billion to afford one year's emissions at 1988 global value into account.
levels. Such a sum roughly matches total official Two questions need to be addressed:
development finiance in*1989. How can developing countries manage their
resources in their own best interests?Biological diversity: an approach to common reHowr should the wo at larecnbe
concerns * How should the world at large contribute to
the protecti3n of resources that people value but
Humans have a lot of company on the earth. Mil- do not own,
lions of species of plants, animals, and other or- Efficient rnanagement of natural resources is es-
ganisms enrich our environment. Awareness of sential from both perspectives, and Chapter 7 de-
the importance of this biological diversity has scribes a broad range of measures needed to
grown in recent years along with concern that achieve it. ]In preserving biological diversity, the
more effective action is needed to preserve it. starting point-as in other areas of environmental
There is a particular sense of urgency because de- protection-should be policies that both promote
struction of ecosystems and species extinctions en- development and relieve excessive pressure on
tail irreversible losses. natural resources (Box 8.7). In the absence of
strong efforts to exploit these "win-win" oppor-
Priorities for internatiotnal action
Biological diversity is a matter of international con-
cern, but it is not global common property. The -
habitats supporting biological diversity, other than
those in international waters, belong to individual Box 8.7 Protecting biological
countries that have an interest in managing a valu- diversity: key complementarities with
able national resource well. At the same time, pro- local development activities
tecting biological diversity is of international con- Programs that raise economic output in other sec-
cern because its benefits accrue not only to the tors and, as a by-product, reduce pressures on
local population but also-sometimes in rather dif- wildlife and natural habitats include:
ferent ways-to people all over the world. Some of * Measures that raise yields in agriculture and
those benefits have to do with personal values or reduce the need for area expansion-efficiency in
preferences and consequently are difficult to de- agricultural pricing and marketing policies; re-
fine objectively and to quantify. moval of subsidies for land clearance and mecha-
The tangible economic and health benefits are nization; good soil management practices;
reflected directly in the use of plants, animals, and agroforestry programs; and human resource de-
services from natural ecosystems (see Chapters 2 velopmerit in rural areas
* Policies that increase nonfarm employment
and 7). Benefits of this kind can to some extent be opportunities, such as efficient development poli-
captured by the use of appropriate charging mech- cies for trade, agriculture, and industry
anisms. In addition, because of their individual * Sustainable forestry practices that remove
preferences or moral views, many people attach subsidies for logging and other activities that
value to the existence of species and habitats that cause deforestation and encourage sustainable af-
they may never see or use. They may wish to save forestation projects in ecologically less sensitive
natural ecosystems intact for future generations.
Or they may simply feel an ethical responsibility to Programs designed to capture the value of bio-
avoid destruction of the variety of life forms that logical diversity for the local population include:
have evolved on earth. Growing voluntary contri- * Development of options for sustainable use
butions to conservation organizations bear witness of resources in areas of rich biological diversity
to these values, as does the criticism in industrial * Programs to add value to biological resources
countries of developing countries' conservation (for example, genetic prospecting)
policies. But the market will not reflect the spiri- Development of ecotourism.
tual and emotional pleasure that people draw from
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tunities, policies for direct protection are likely to A number of options are under consideration;
fail. there is no consensus on which is best. All agree
The more developing countries can profit from that developing countries should have a high pri-
the true value of their resources, the smaller will ority, largely because tropical ecosystems are so
be the divergence between national and interna- rich but also because industrial countries now re-
tional concerns. Beyond that, if the international tain so little of their own habitats in pristine state.
community wants to ensure a higher level of pro- The geographic distribution of various priority
tection than would be chosen by nations acting on areas is shown in Figure 8.3.
their own, policymakers in the world's richer These priority areas rarely lie in the countries
countries must translate the concerns of their citi- that can afford to spend the most on conservation.
zens into financial flows to developing countries. Satisfactory figures are difficult to obtain, since
They must be prepared to pay the full costs of the spending on conservation appears under a wide
additional conservation. That implies a transfer of range of categories. Many countries raise some
additional resources, not merely a restructuring of revenues from their national parks, so net outlays
existing aid. may be less. One can, however, estimate a rough
Many developing countries are uncomfortable order of magnitude of spending on biological di-
about accepting funding to manage their resources versity using information on budgetary allocations
because of the implied loss of autonomy. Contrib- for national parks management. Table 8.2 shows
uting countries may also worry that they are pay-
ing for programs that recipient countries should Table 8.2 Conservation spending in
undertake anyway. To address these problems,
developing countries should make sure that their selected countries
resource use is consistent with their own develop- governmenf As share of Total
ment objectives when accepting international sup- spending GDP (millions of
port. Even so, the problem of moral hazard will be Country and year (percent) (percent) dollars)
hard to avoid altogether. Botswana, 1984 0.32 0.11 1.3
The full econonic costs of preserving biological Denmark, 1989 0.11 0.04 45.0
diversity will typically be much larger than the di- Malaysia, 1988 0.05 0.01 6.0
rect expenditures on protection. If certain uses of Sri Lanka, 1988 0.03 0.01 0.6
natural habitats are prohibited or reduced, the for- Tanzania, 1983 0.17 0.05 2.9
gone revenue is part of the cost and should be United States, 1988 0.15 0.04 1,702.3
covered by the assistance provided to encourage Sources: For conservation spending in Botswana and Tanzania,
national data; for Denmark and Finland, UNEP 1990; for the Unitedpreservation. These opportunity costs will change States, U.S. Department of the Interior 1991; for Indonesia,
over time, since they are closely linked to the value Malaysia, and Sri Lanka, World Bank data. For GDP, World Bank
of land in alternative uses. Thus, increasing pres- data; for exchange rates and government expenditures, IMF data.
sure on land resources will raise the opportunity
costs of keeping out of production segments of these estimates for a few countries. The figures
natural habitat suitable for agricultural use. Finan- suggest that spending on conservation-related ac-
cial arrangements to support countries that protect tivities may amount to between 0.01 and 0.05 per-
species and habitats will break down if they fail to cent of GDP in developing countries and about
take account of such changes. 0.04 percent in industrial countries, implying a to-
Some domestic policies, in addition to being tal of about $6 billion-$8 billion a year. Estimates of
economically inefficient, may encourage the de- international transfers for conservation activities,
struction of natural habitats and species. In such equally hard to come by, are roughly $200 million a
cases, the international community may reasona- year, or about 3 percent of world spending on con-
bly choose not to support conservation programs, servation activities (excluding lending from multi-
on the grounds that effectiveness would be under- lateral development banks, which is growing rap-
mined by the overall policy framework. idly). Most of the spending is in the richer
In the longer term there needs to be some agree- countries. Modest increases in the amount of
ment on priorities so as to ensure the best use of funds transferred by the international community
limited funds. Work is under way to analyze this could allow a significant increase in spending on
question more systematically; it will be important conservation in developing countries. Chapter 9
for the future. In the meantime, scientists have discusses further the costs and financing of a pro-
attempted to establish criteria to guide action now. gram to protect biological diversity.
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Figure 8.3 Priority areas for conservation: three approaches
-- ai(UJ -VI )y W. J * > /Z. 
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- Megadiversity countries (Mittermeier and Werner)a
F Conservation priority areas (National Academy of Sciences)b
- Hot spots (Myers)c
a. Twelve countries that together are estimated to account for at least 60-70 percent of the world's biodiversity.
b. Tropical areas identified as demanding special conservation attention on the basis of high biodiversity, high endemism, and
rapid conversion of forests tc, other uses.
c. Tropical forest areas and Mediterranean-type areas identified as priorities for conservation because of their high biodiversity,
high endemism, and rapid rates of habitat conversion. Together, these areas cover only about 0.5 percent of the earth's land
surface but are estimated to have at least 20 percent of its species.
Sources:Mittermeier 1988; Mittermeier and Werner 1990; Niational Academy of Sciences 1980; Myers 1988 and 1990.
Mobilizinzg resources account their own priorities and what is feasible
for them.
The international community should transfer addi- * Second, better coordination is needed to cap-
tional funds to developing countries to achieve a italize on the growing interest of private and pub-
level of spending that reflects its desire to protect lic donors in supporting developing countries' ef-
species and habitats there. Innovative financing forts. International donors recognize that there is
mechanisms such as debt-for-nature swaps may growing cormpetition for good projects. Receiving
play a useful role. But debt-for-nature swaps can- countries spend much time and effort working
not substitute for a concerted effort by the interna- separately with a number of donors. Recipient
tional community to make the necessary transfers countries ancd donors would benefit from a process
(Box 8.8). There are three key elements in any akin to the aid group mechanism that matches
strategy for making international transfers more country program requirements with a variety of
effective. donor capacii:ies and interests. The Brazilian Tropi-
* First, if increased spending is to be used effi- cal Rainforest Fund is a promising example of this
ciently to improve protection, it is important to approach (see Box 9.4).
develop programs rather than fund discrete proj- * Third, finance for conservation efforts needs
ects. The receiving countries themselves should to be sustained. Unlike traditional investment
take the initiative in designing programs for inter- projects, most conservation activities will never
national financing to ensure that these take into become self-financing. Even new mechanisms
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Box 8.8 Debt-for-nature swaps: innovative but limited
Debt-for-nature swaps were developed to transform years. Second, many severely indebted countries have
commercial debt of developing countries into finance serious budgetary problems that may preclude con-
for the environment. The transactions have appeal in verting a foreign debt into a domestic obligation.
principle because they can meet two objectives: financ- A recurring issue is the amount of local-currency
ing worthwhile environmental activities with substan- bonds the government issues in exchange for the exter-
tial leverage for donor funds, while helping to manage nal debt. If the new bonds are close to the face value of
developing country debt. In practice, the transactions old debt, the financial leverage of the donor is maxi-
are complex, and the instances in which both objec- mized, but so too is the financial obligation of the local
tives can best be served with a single instrument are government. In three-quarters of the swaps the new
few. "conservation bonds" have a value of about 90 percent
Since the first debt-for-nature swap was completed or more of the original debts.
(for Bolivia, in 1987), a further sixteen swaps in eight Debt-for-nature swaps financed by NGOs are likely
countries have retired nearly $100 million in external to be small in relation to both the overall needs of envi-
debt, using original donations of $16 million. Although ronmental funding and to foreign debts. National aid
this represents only a small fraction of the commercial agencies in a number of countries, notably the Nether-
debt of these countries, it paid for significant conserva- lands, Sweden, and the United States, have made
tion efforts, in some cases vastly expanding existing grants available to buy some outstanding debt. These
expenditures. debt-for-nature swaps have been valuable for some
For NGOs, swaps demanded a new financial exper- countries, but their effect has been more to reallocate
tise. NGOs have also had to build up relationships aid than to generate additional resources. Some official
with local NGOs and government agencies. For the debts are now eligible for swaps. Part of eligible Paris
recipient government, the conversion of external to lo- Club debts can now be exchanged for local-currency
cal-currency obligations has several implications for funding of agreed environmental activities. The U.S.
economic and debt management. First, debt-for-nature Enterprise for the Americas Initiative provides for lo-
swaps imply greater domestic spending by the debtor cal-currency payments on reduced official debt, to be
government. To avoid stimulating inflation, most such used to fund eligible environmental projects in Latin
swaps have been not for cash but for government America and the Caribbean.
bonds, with payments spread out over a number of
such as the GEF do not provide long-term financ- high cost. Recipient countries should have assur-
ing. If recurrent costs are to be financed over the ance that funding will be provided to maintain the
long term, it is essential to find the right balance programs or at least to wind them down in an
between the need to provide incentives for pro- orderly fashion should that become necessary.
gram development and the donors' requirements Most donors, however, find it difficult to make
for accountability. If developing countries devote binding financial commitments for long periods
scarce managerial and institutional capacity to con- because of their budget cycles and because they
servation programs for the benefit of the world at need assurances that programs will be managed
large, adjusting to wavering levels of commitment well as long as finance is provided.
from the international community could come at
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I
The costs of a better envpironment
The costs of protecting and improving the environment appear at first sight to be large. Yet such investments
must and can be afforded. With good policies, the costs are modest in comparison with the potential gains from
improved efficiency and economic growth.
Most investments will pay for themselves. But increased international support will be essential. Local
environmental concerns need to be better embedded in official assistance programs, and the close link between
environmental quality and poverty reduction warrants additional aid. Conicessional funding for global problems
is required, but this should not be taken from aid budgets. Access to trade and capital markets in industrial
countries will be essential for a sustainable future.
This final chapter examines the costs of the policies The costs of environmental policies can also be
and programs discussed in earlier chapters. It con- reduced, as the preceding chapters have shown,
cludes that the costs of acldressing the main envi- by (a) choosing standards appropriately and con-
ronmental priorities are affordable-some because centrating on those options with the highest net
of the improvements in economic efficiency they benefits; (b) choosing instruments that encourage
bring, others because of their environmental bene- producers and consumers to respond flexibly and
fits. Yet even those that appear costless in eco- cost-effectively; (c) preventing damage from the
nomic terms may carry a political price. Most pol- outset and avoiding heavy cleanup costs later; and
lution and resource degradation occurs because (d) building pollution prevention into new equip-
people have enjoyed something for nothing. ment rather thian adding it on later. Individual de-
When that entitlement is threatened, polluters will veloping counitries are already working out solu-
resist. In considering the aggregate financial cost tions to their own environmental problems (Box
of environmental investments, such political costs 9.1).
also need to be borne in m-ind. Investment reqiiirements: an estimate
Finance and the local enviironment Fortunately, rmany investments will begin to pay
Can countries afford to protect the quality of their for themselves within a few years-either through
environments? For many countries, the proper improved productivity, as with soil conservation,
question is the opposite one: can they afford not or through improved health and welfare, as with
to? Environmental damage has real and sometimes investments in sanitation and water supply and in
crippling costs. A recurring theme of this Report several forms of industrial pollution control.
has been that good environmental policies often Others, such as protecting forests and addressing
bring good economic returns. They are thus no carbon emissions, will have uncertain but poten-
more or less affordable than other desirable invest- tially high returns to future generations. Nev-
ments in industry, agriculture, public services, or ertheless, substantial spending will be needed.
human resources. Even low-cost investments need careful mainte-
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nance by skilled workers and involve recurrent growth will allow investment to double in real
spending. terms, to $30 billion-$40 billion a year. Yet without
In preparing this Report, rough estimates of the changes in prices and institutional arrangements,
costs of environmentally responsible growth in de- the goal of universal provision will still recede. The
veloping countries have been made (in 1990 prices) scenarios discussed in Chapter 5 postulated that
for selected sectors. Of course, costs will depend investment would gradually rise to 3 percent of
on the standards chosen, the time path for reach- gross investment, or from 0.6 to 0.8 percent of
ing them, and the policy instruments used. GDP. The shares will probably have to be higher in
Clearly, not all countries should invest in the low-income countries if universal provision is to be
cleanest technologies immediately. The following achieved in the next forty years, even allowing for
figures, which should be treated as orders of mag- the effects of price and institutional reforms.
nitude only, assume that new technologies and
management practices are phased in over a gener- ELECTRIC POWER. Under the worst scenario,
ation. It is assumed, for example, that by 2030 emissions of pollutants will rise tenfold by 2030
emissions controls embodied in the capital stock in from their already unacceptable levels. The alter-
developing countries should be roughly equiva- natives described in Chapter 6 show how unneces-
lent to the best practices emerging in OECD coun- sary this is. The projections assume that reason-
tries today. able improvements in efficiency and pricing
policies are achieved over the next twenty-five
WATER AND SANITATION. Achieving universal years, while the best control technologies in cur-
coverage means not just supplying the 1 billion rent use are applied to all new investments. With
people currently without safe water supplies and such reforms, the investments required to meet
the 1.7 billion without sanitation but matching the growth of demand, which are already more
population growth as well. Annual investment is than $120 billion a year (roughly 15 percent of
currently in the range of $15 billion-$20 billion a gross domestic investment, or 4 percent of GDP),
year-about 2.3 percent of gross investment in de- will rise to an average of more than $200 billion a
veloping countries. If that share remains constant year in the 1990s. Controlling emissions of particu-
over the next fifteen to twenty years, economic lates will raise investment costs by about 1 per-
Box 9.1 Innovative approaches to environmental policy
Many developing countries have begun in recent years waste generation, and its proceeds would be used to
to develop policies and institutions for addressing en- establish and operate central treatment and disposal
vironmental problems. Because thev often start from facilities.
scratch, and because their problems are so pressing, * Protecting natural habitats in Costa Rica. In response
they have sometimes considered solutions that are un- to increased pressure on protected areas and weak
tried or little used in the industrial world. Several ex- management of parks and reserves, a new national sys-
amples of such innovative approaches appear in this tem of conservation areas was created in 1986 (Box 7.7).
Report. Regional "megaparks," with greater decisionmaking
authority and financial autonomy, were created, and
* Controlling pollution in Mexico City. To control pollu- each is being supported by a different set of interna-
tion from transport in Mexico City, regulators have tional donors.
chosen to use a combination of regulation and incen- v Improving sanitation in Ghana. In low-income areas
tives (Box 3.4). These measures are less costly than in Accra voluntary organizations and local entrepre-
regulation alone because they discourage driving, neurs operate community latrines, and the municipal
whereas most industrial countries merely encourage authority is responsible for desludging and disposing
the use of cleaner engines and fuels. In Mexico City of wastes (Chapter 4).
measures such as gasoline taxes are being used to re- * Setting priorities in Poland. Benefit-cost analysis
duce demand and shift travel toward less-polluting provides a basis for setting and implementing environ-
modes of transport. mental standards. As described in Chapter 3, a study
* Treating hazardous wastes in Thailand. An Industrial of air pollution in southeastern Poland found the net
Environment Fund has been proposed to finance the benefits to be highest if stricter controls on emissions of
treatment of hazardous wastes from industrial sources suspended particulate matter, rather than on emissions
(Box 6.5). The fund would be financed from charges on of both particulates and sulfur dioxide, were enforced.
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cent, or by 0.04 percent of GDP. In regions where measures. The latter often cannot be estimated, as
acid deposition is serious enough for controls on they are embodied in the overall plant design or
sulfur dioxide and nitrogen oxides to be justified, a process and cannot easily be distinguished from
further 5-15 percent of capital costs (amounting to expenditures on general investment. Some low-
about 0.5 percent of the regions' GDPs) would be waste, in-plmnt measures now being adopted actu-
incurred if low-sulfur coals or natural gas were not ally reduce costs and improve profits.
available. For this investment, developing coun- The cost of end-of-pipe and in-plant controls to
tries would be able in 2030 to produce ten times as reduce industrial emissions and effluents varies
much electric power as they do today, with lower among sectors and with the standards set. In the
emissions of particulates and of pollutants that 1970s identifiable expenditures on reducing pollu-
cause acid rain. tion in industrial countries typically amounted to
2.0-2.5 percent of investment costs. As standards
ROAD TRANSPORT. The "unchanged practices" have been tightened, these expenditures have
scenario described in Chapter 6 envisages that the risen to 5 percent in Germany and Japan and 4
demand for vehicle fuels in developing countries percent in the United States. Better policies would
will grow from 425 million tons of oil equivalent a enable developing countries to spend a smaller
year today to 2.3 billion tons by 2030. Phasing in amount than this. If spending on pollution control
fuel taxes at levels found in Western Europe today by manufactuarers were to approach 2-3 percent of
and introducing congestion management schemes investment, developing countries could apprecia-
would reduce this consurnption to 1.5 billion tons. bly reduce industrial pollution and avoid the costs
Investments in cleaner and more-efficient fuels of cleanup later. The extra costs would amount to
and engine technologies would bring the main about $10 bi]iion-$15 billion a year by the end of
emissions from urban vehicle traffic to much lower the decade, or 0.2-0.3 percent of GDP.
levels than today.
Such investments would be tiny in comparison AGRICULTURE. It is not possible to estimate the
with other costs of motoring. The extra costs of costs of making agriculture sustainable. Even the
introducing unleaded gasoline range from 2 cents land area under stress is not reliably known. But
to 10 cents a gallon in OECD countries and average the costs of preventing soil erosion and degrada-
about 4 cents a gallon. They would add approxi- tion are comparatively small, while the costs of
mately $2 billion a year to developing country ex- rehabilitating degraded areas can be large. The
penditures on gasoline; this is equivalent to 0.06 capital costs of prevention vary with the farming
percent of today's GDP a;nd less than 1 percent of system, the methods used, and topography: ex-
expenditures on vehicles and fuels. Reducing ni- penditures of $50-$150 per hectare (sometimes
trogen oxides, unburned hydrocarbons, and car- less) for such measures as farm forestry and con-
bon monoxide by using catalytic converters may touring with vetiver grass or other vegetative bar-
raise costs by an additional 15 cents a gallon. (This riers are typical; $200-$500 may be required per
estimate corresponds broadly to the annualized hectare for "structural" measures (terracing, land
capital costs of the controls divided by average fuel leveling, earth banks, and the like) on undegraded
consumption.) For diesel vehicles, recently devel- lands. Rehabilitation, in contrast, may cost from
oped devices for removing particulates (the largest $500 to several thousand dollars per hectare, de-
pollutant), nitrogen oxides, and sulfur have simi- pending on the severity of the problem. The main
lar costs. Much can also be accomplished (and at priority must therefore be prevention. Thanks to
low cost) by improving the quality of diesel fuels the favorable effects of these practices on farm out-
and, especially, vehicle maintenance. Assuming put, payback periods can be short (five to ten years
that the cleaner fuels and emissions control prac- or less), prov:ded-and this is an important quali-
tices are phased in over twenty years, the costs of fication-that the programs achieve high levels of
moving toward the low-polluting scenario dis- participation. Public expenditure will be needed
cussed in Chapter 6 would rise to $10 billion a for research, extension, training, education (in-
year, or 0.2 percent of GDP, by 2000 and to $35 cluding the costs of encouraging community par-
billion a year, or 0.5 percent of GDP, by 2010. ticipation in the programs), and support for infra-
structure and afforestation. By far the greatest
INDUSTRIAL EMISSIONS AND WASTES. In this area commitment of time and resources, however, will
the two elements in costs are explicit investments have to come trom the farmers themselves.
in end-of-pipe controls and incremental expendi- Not all agricultural lands will need additional
tures on "cleanliness-in-the-process" or in-plant investment in pieveittive ineasur,s But .v,ough is
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known about the situation in many regions, and stabilization at 12.5 billion population discussed in
about measures for preventing soil erosion and Chapter 1 would mean increasing spending to $8
degradation, for a significant program to be billion by 2000. To arrive at the lower-fertility pro-
mounted immediately. For example, investments jections, an extra $3 billion a year would be re-
of $10 billion-$15 billion a year (0.2-0.3 percent of quired, giving a total of $11 billion a year by 2000,
GDP) in the 1990s, including the costs borne by or 0.2 percent of developing country GDP. (It will,
the farmers themselves, would probably be suffi- of course, also require better progress on reducing
cient to extend the coverage of improved soil man- poverty and increasing access to education.)
agement practices by up to 100 million hectares
each year. (Currently, 1.1 billion hectares are un- FEMALE EDUCATION. Improving education for
der crops in developing countries, and 2.5 billion girls may be the most important long-term envi-
hectares are under permanent pasture.) Allowing ronmental policy in the developing world. Edu-
for the need to complement agricultural programs cated women have smaller families, and their chil-
with reforestation projects in some watersheds dren tend to be healthier and better educated.
may raise investment costs by a further $2 billion- Furthermore, women are often the principal man-
$3 billion a year (unit costs vary between $500 and agers of natural resources; they gather wood and
$1,500 a hectare). The main limits would be the water and undertake much agricultural labor. Bet-
capacity of the institutions to implement the pro- ter education will help them to use natural re-
grams and the circumstances-such as tenurial ar- sources more productively and to depend less on
rangements, crop prices, and education-that af- natural resources for income. Educated women
fect farmers' responses. will have more opportunities for productive off-
There is an urgent need to improve knowledge farm employment-a vital source of income as the
of the links between agriculture and environmen- average sizes of farms shrink. Raising the primary
tal damage and to survey environmental condi- school enrollment rate for girls to equal that for
tions in rural areas. Given the increasing complex- boys in low-income countries would mean educat-
ity of rural environmental problems and the need ing an additional 25 million girls each year, at a
to raise agricultural yields, more money is needed total annual cost of approximately $950 million.
for agricultural research, particularly on the effects Raising the secondary school enrollment of girls to
of crop practices on soil loss and fertility (see Boxes equal the rate for boys would mean educating an
7.2 and 7.3). Current national R&D expenditures additional 21 million girls at a total cost of $1.4
by developing countries are approaching $5 billion billion a year. Eliminating educational discrimina-
a year, and international expenditures are about tion in low-income countries would thus cost a
$350 million. For the reasons discussed in Chapter total of $2.4 billion a year, or about 0.25 percent of
7, both need to be expanded by 30-50 percent in these countries' GDP.
relation to projected levels. In addition, a com-
mensurate increase in finance is required for train- Putting costs in perspective: the case for reform
ing and for disseminating the findings of R&D.
Expenditures on extension are presently about The additional costs of the investments listed
$4.5 billion a year in developing countries, or $1.5 above would add $75 billion a year by the end of
for every hectare under crops and permanent pas- the decade, or about 1.4 percent of the combined
ture. To help put agricultural practices on a sus- GDPs of developing countries (Table 9.1). Costs
tainable footing, the extension message will need will be higher if an allowance is made for items not
to be broadened from the present emphasis on costed above, such as forest protection, the reha-
production technologies to include soil conserva- bilitation of environmentally degraded areas, and
tion, integrated pest management, the manage- cleanup. And costs may rise over time, even as a
menit of pastures, and, more generally, issues of share of GDP, as standards are tightened. Overall
resource custody. incremental costs in the range of 2-3 percent of
GDP by 2000 would appear appropriate and suffi-
POPULATION. Total spending on family planning cient. The estimates are, of course, approximate
in developing countries amounts to $4.7 billion a and are not all-embracing; even less are they a
year, of which 80 percent is borne by developing financial plan, since such plans can only be devel-
countries and 20 percent comes from external as- oped through careful assessments of each coun-
sistance. Family planning programs have never re- try's priorities and circumstances. They are indica-
ceived more than 2 percent of official development tive and are intended solely to place costs in
assistance. To achieve the base case projections of context.
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Table 9.1 Estimated costs and long-term benefits of selected environmental programs
in developing countries
Additional incvestment in 2000
As a percentage
Billions of As a percentage of GDP growth,
Program dollars a year of GDP in 2000a 1990-2000a Long-term benefits
Increased investment in water 10.0 0.2 0.5 Over 2 billion more people provided
and sanitation with service. Major labor savings
and health and productivity
benefits. Child mortality reduced by
more than 3 million a year.
Controlling particulate matter 2.0 0.04 0.1 PM emissions virtually eliminated.
(PM) emissions from coal-fired Large reductions in respiratory
power stations illnesses and acid deposition, and
Reducing acid deposition frorn 5.0 0.1 0.25 improvements in amenity.
new coal-fired stationsb
Changing to unleaded fuels; 10.0 0.2 0.5 Elimination of pollution from lead;
controls on the main more than 90 percent reductions in
pollutants from vehiclesb other pollutants, with
improvements in health and
amenity.
Reducing emissions, effluents, 10.0-15.0 0.2-0.3 0.5-0.7 Appreciable reductions in levels of
and wastes from industry ambient pollution, and
improvements in health and
amenity, despite rapid industrial
growth. Low-waste processes often
a source of cost savings for industry.
Soil conservation and 15.0-20.0 0.3-0.4 0.7-1. Improvements in yields and
afforestation, including productivity of agriculture and
extension and training forests, which increase the economic
Additional resources for agri- 5.0 0.1 0.2 returns to investment. Lower
cultural and forestry research, pressures on natural forests. All
in relation to projected levels, areas eventually brought under
sustainable forms of cultivation and
and for resource surveys psuepasture.
Family planning (incremental 7.0 0.1 0.3 Long-term world population
costs of an expanded stabilizes at 10 billion instead of 12.5
program)c billion.
Increasing primary and 2.5 0.05 0.1 Primary education for girls extended
secondary education for girlsc to 25 million more girls, and second-
ary education to 21 million more.
Discrimination in education sub-
stantially reduced.
a. The GDP of developing countries in 1990 was $3.4 trillion, and it is projected to rise to $5.4 trillion by 2000 (in 1990 prices). The projected GDP
growth rate is 4.7 percent a year
b. Costs may eventually be lowered by the use of new combustion technologies and other meaLsures discussed in Chapter 6.
c. Recurrent expenditures on these} items are counted as investments in human resources.
These costs, although high in absolute terms, projected grcwth rate for the 1990s. Over a fifteen-
are small in relation to the additional incomes gen- year period, the total real income of countries with
erated by good economic management. For exam- good policies should rise by 125 percent-more
ple, World Development Report 1991 found that than twice the amount in other countries-and by
countries with good economic policies had average twenty to twenty-five times the costs of a full-
growth rates fully 2.5 percentage points higher blown environmental program. Because their in-
than those with middling and poor policies and comes will be higher, these countries will also be
nearly 1 percentage point higher than the average able to afford more environmental protection.
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Financing environmental expenditures
A substantial share of the investment and mainte- Box 9.2 Private finance and the
nance expenditures related to the environment environment
will be incurred by enterprises and will therefore The International Finance Corporation (IFC) re-
be paid for by consumers. These extra costs will be cently undertook nine country studies to deter-
reflected in the prices of the final product or ser- mine market potential and opportunities for pri-
vice-as they should be under the "polluter-pays" vate investment in environmental goods and
principle. Thus, environmentally damaging prac- services. The studies-which looked at Chile,
principles and p ,. b l Hungary, Indonesia, Malaysia, Mexico, Pakistan,
Poland, Thailand, and Turkey-considered oppor-
ducers and less attractive to consumers, while en- tunities in waste management, technology for
vironmentally desirable ones will be more control of industrial pollution, and related ser-
profitable and attractive, so that there is a conver- vices. In developing countries the market for envi-
gence of private and social interests. In this way, ronmental goods and services is still small but is
private investment (and the technical and mana- likely to expand rapidly during the next decade.
gerial skills it brings with it) will be attracted to the Market growth is driven by several factors, in-
resolution of environmental problems. cluding the severity of environmental problems,
increasing public awareness of environmental is-
With financial and regulatory incentives for pri- sues, growing political support, and international
vate action in place, public expenditure can be fo- pressure on developing countries to harmonize
cused on such areas as: and enforce environmental laws and regulations.
* Environmental monitoring and research and As governments respond with environmental leg-
the administration of policy islation, strengthened environmental protection
* Technological research, development, and institutions, and increased enforcement, oppor-
demonstration tunities are being generated for private invest-
• Educatiaon and trainingments in environmental goods and services. The
- Education and training constraints on public resources in providing tradi-
* Agricultural research and extension tional public services such as wastewater treat-
* Provision of supporting public services, such ment and management of solid wastes are also
as afforestation; the protection of forests, wildlife, creating opportunities for the private sector to
and natural habitats; and the establishment and provide such services. The studies identified more
maintenance of national parks. than 200 potential opportunities of this kind.
Infernational finance for national environmental policies
The financing of environmental investments will more than $80 billion in annual foreign exchange
require an increase in export earnings and an ex- earnings by developing countries.
pansion of private and official capital flows to de-
veloping countries in the coming decades. RESTORING ACCESS TO CAPITAL MARKETS. Access
to commercial finance, coupled with expanded for-
eign investment, will make it easier to import
Some environmental investments will require im- clean technologies embodied in capital imports.
ported capital equipment. By far the most impor- There is no reason why additional spending on
tant source of foreign exchange will be export pollution control should not be financed through
earnings. Developing countries are currently ham- commercial markets and, indeed, be profitable for
pered by import restrictions, which in some indus- the companies that undertake it (Box 9.2). The en-
trial countries have become tighter in recent years. couraging restoration of commercial flows to such
A successful conclusion to the Uruguay Round of countries as Chile, Mexico, and Venezuela over
trade negotiations that reduced by one-half the tar- the past two years must be extended to a much
iff and nontariff barriers in the main industrial wider range of countries. This will require more
countries would generate additional annual export consistent policies on the part of borrowing coun-
earnings in developing countries of $65 billion by tries and would be facilitated by policies to raise
the end of the decade-an amount only slightly savings rates-especially in the public sector. Debt
lower than the entire incremental investment pro- relief will be required in a number of countries.
gram described above. Robust, environmentally
responsible growth in industrial countries can also OFFICIAL ASSISTANCE. It is essential that new in-
help. An increase in OECD growth by 1 percent- ternational financing for global environmental
age point over a four-year period would generate problems (discussed below) not detract from the
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Box 9.3 The Global Environment Facility: priorities for greenhouse warming projects
The GEF has established principles and priorities to II. Reduction in the emissions intensity of energy
guide project design. production
Principles * Renew ables such as photovoltaics, solar-ther-
mal, and wind power
* More technologies are needed to offer options for * Biomass gasifiers/gas turbines
reducing emissions at least cost. * Sustainable biomass production to replace fos-
* GEF funding should encourage promising but un- sil fuels
proven technologies when the technology, economics, * Advanced, efficient gas turbine cycles
or market conditions are not yet "right." * Microlydropower
* Successful technologies will be those that show * Fuel svwitching to natural gas
potential for widespread use and could eventually at- III. Non-carbon-dioxide emissions reductions
tract investment from conventional sources. * Urban and rural waste treatment
Priorities for support * Reduction of flaring and venting of natural gas
* Reduction of releases associated with coal
I. End-use efficiency mining
* Reducing energy intensity of basic materials IV Generic areas
processing * More efficient production, transmission, and
* Efficient motors and drives distribution of energy
* Irrigation pumpsets * Slowing deforestation
* Lighting and water heating * Sequestering carbon dioxide (for example,
* Vehicle fuel use affores-:ation)
urgent needs of developing countries for develop- implementa-tion of international agreements.
ment assistance in general. The elimination of pov- These transfers should not be thought of as devel-
erty and the achievement of economic stability and opment assistance, since they should be allocated
growth remain the main priorities for develop- in ways that offset the unequal distribution of
ment and, as discussed irn this Report, will be fun- gains and costs across countries.
damental if environmental problems are to be suc-
cessfully addressed. At the same time, additional GREENHOUSE WARMING. Finance is required
development assistance will be needed to tackle now to assist developing countries in meeting the
local environmental problems. Such assistance immediate costs involved in implementing the
should not be viewed as separate from develop- precautionary policy discussed in Chapter 8.
ment needs but, rather, should be embedded in Increased knowledge is an immediate need.
official programs. Three distinct changes are Studies of the vulnerabilities of individual coun-
needed. First, development agencies need to as- tries to climate change would be in the interest of
sess thoroughly the environmental impact of all the world at: large, and so developing countries
their lending, especially for infrastructural proj- should be helped to undertake them.
ects. That will require thie further development of Although developing countries should adopt
environmental impact assessment techniques. those measures that best promote economic effi-
Second, a shift is needed in the balance of aid port- ciency and improve their local environment, it is
folios. Development agencies and governments unrealistic to expect them to do more without fur-
need to consider how their traditional programs ther incentives. Additional measures in the inter-
might deliver environmental improvements. ests of the world at large will require further assis-
Third, assistance will be needed for new kinds of tance, such as that already available in pilot form
projects that offer environmental rather than under the GEF. For now, the objectives of such
purely economic gains. funding should be to broaden the scope for low-
Finiance and the global envirognmen t cost reductions in emissions through technological
innovation. That means supporting those projects
Funds will be required to enable developing coun- that hold out the most hope for future cost de-
tries to meet the additional costs of addressing clines, for future reductions in greenhouse gas
global environmental problems and to facilitate the emissions, and for learning by doing. Under the
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GEF, work is under way to identify promising have an important effect in some areas, as could
areas for investment. Box 9.3 lists some of them. many of the "win-win" options discussed in
Many of the most promising areas for support Chapters 7 and 8.
are in electric power generation and related end- It is not possible to estimate precisely how much
use technologies. In particular, investments in the is needed to conserve the world's biodiversity, but
application of renewable energy would sharply re- estimates for high-priority programs can be made.
duce the costs of an accelerated response to green- Much biodiversity can be conserved in protected
house warming, if this were to prove necessary. A areas, which form the mainstay of almost every
shift in the emphasis of research and develop- conservation strategy. The costs would not be pro-
ment, now heavily concentrated on nuclear energy hibitive. At present 4.8 million square kilometers
and fossil fuels, should be coupled with more in- of terrestrial and marine areas are under protection
ternational collaboration. A long-term government in developing countries, but neither the level of
commitment to the development and application protection nor the areas already gazetted are suffi-
of renewable energy would encourage manufac- cient. It is estimated that to make the protection of
turers to expand their own development from its the areas already gazetted effective and to increase
current small base. Expenditures building up to $3 the total area of protected areas by 50 percent over
billion-$4 billion a year by the end of the century- the next decade would require some $2.5 billion a
a commitment much less than industrial country year. By comparison, the United States spends $2
R&D budgets for nuclear power-would make it billion a year on national parks.
possible to mount a major program of research, From the perspective of the developing coun-
development, and demonstration projects. tries, however, official assistance for protecting
biodiversity is affordable only if it is not at the
BIODIVERSiTY. Estimates of the likely direct costs expense of other concessional aid. Considering
of achieving a satisfactory level of protection for that disbursements by the International Develop-
biological diversity range from millions to billions ment Association (IDA), which cover a wide range
of dollars a year over the next decade. The wide of development activities, have been about $4 bil-
variation is not surprising. The work of setting na- lion a year over the past few years, diverting even
tional priorities and analyzing what is needed is a fraction of the funding for conservation from
only beginning. Novel approaches to conservation concessional aid flows would be highly undesir-
may lower direct financial outlays considerably. able. The Brazilian Tropical Rainforest Fund (Box
Reducing subsidies for habitat destruction could 9.4) illustrates what can be achieved when donor
Box 9.4 The Brazilian Tropical Rainforest Fund: international cooperation
to protect the Amazon
The Brazilian Amazon has long been recognized as a versity and indigenous areas, (b) consolidating policy
unique repository of natural resources of value to the changes and strengthening implementing institutions,
world at large. Many groups in the industrial world and (c) developing scientific knowledge and applied
fear that these resources are threatened, and econo- technologies for environmentally benign development
mists have argued that there is an international willing- in the Amazon and building support for their
ness to pay to avert their loss. An agreement, reached adoption.
in December 1991, to provide $250 million to finance This innovative program results from two important
the first phase of a pilot program to conserve the rain- developments. First, over the past few years the Bra-
forest in Brazil promises to translate these concerns zilian government has embarked on extensive policy
into action. A number of industrial countries led by the and institutional changes to improve environmental
Group of Seven have pledged to contribute. management. For the Amazon, this involves trying to
The pilot program is to be the start of a comprehen- improve the standard of living of local people while
sive effort to maximize the environmental benefits of protecting the resources in the rainforest. Second, in
Brazil's rainforests that is consistent with Brazil's de- July 1990 heads of state of the Group of Seven re-
velopment goals. The formulation of this plan brought quested the World Bank and the EC Commission to
together several federal agencies, the nine state gov- cooperate with the Brazilian government in drawing
emments of the Amazon region, and numerous local up a pilot program and to coordinate funding. This was
and national NGOs. The specific objectives of the proj- a quick and effective way to mobilize help for
ects in the pilot phase are (a) conserving biological di- conservation.
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and recipient countries cooperate to tackle the Good environmental policies are good economic
most urgent problems of preserving biodiversity. policies ancd vice versa. Efficient growth need not
be an enemy of the environment, and the best pol-
Development in the twenty-first century icies for environmental protection will help, not
hurt, economic development. The United Nations
This Report has highlighted the growing con- Conference on Environment and Development
sensus that policies for economic efficiency and for provides an opportunity for the world's leaders to
environmental manageiment are complementary. commit themselves to these principles (Box 9.5).
With international political tensions reduced
and with rear unanimity on the central impor-
tance of markets and human resource investments
for successful development, the coming decades
Box 9.5 Agenda 2'1 offer great prospects for progress. Within the next
The United Nations Conference on Environment generation, widespread poverty could be elimi-
and Development (UNCED) in Rio de Janeiro in nated. Clea-n water and adequate sanitation could
June 1992 has provided leaders with an oppor- be made available to virtually everybody on earth.
tunity to agree on a strategy for environmentally This will be possible onlv with rising incomes, in-
responsible development in the next century. vestment, education, and employment. Agri-
Most environmental problems will be addressed
at the local and national levels, of course, but cultural productivity could continue to grow at
there are a number of areas in which an interna- present rates or better, thus doubling food produc-
tional commitment o change is needed. These are tion in developing countries by 2030 in a manner
set out in Agenda 21-an agenda for the next cen- that minimizes pressure on natural habitats. But
tury-the primary document discussed at the con- this will require a commitment to research and ex-
ference. They include: tension and to undistorted policies. Industrial out-
* Allocating international aid to programs with put in developing countries could rise to six times
high returns for poverty alleviation and environ- present levels, with lower total emissions and
mental health, such as providing sanitation and wastes. This will require rapid investment, stron-
clean water, reducing indoor air pollution, and ger environmental institutions, and technology
meeting basic needs transfer, supported by open trade and capital
* Investing in research and extension to reduce flows. Such development could be powered by
soil erosion and degradation and put agricultural foss fuel tecnlogies and ieasingly, by
practices on a sustainable footing clean fossil iuel technologies and, increasingly, by
* Allocating more resources to family planning renewable energy. Commitment on the part of
and to primary and secondary education, espe- both the public and private sectors to accelerate
cially for girls the development and use of these technologies
* Supporting governments in their attempts to and resources would be required. Valuable natural
remove distortions and macroeconomnic mbal- habitats could be much better protected than at
ances that damage the environment
* Providing finance to protect natural habitat
and biodiversity to accept this as a joint obligation with national
* Investing in research and development of governments.
noncarbon energy alternatives to respond to cli- This is not a small agenda. But it is an affordable
mate change one, and there is already considerable knowledge
* Resisting protectionist pressures and ensur- and experience on which to base a successful pro-
ing that international markets for goods and ser-
vices, including finance and technology, remainga.Wrmtt eicroae nontoa nvices, includin g finanCE' and technology, remain international. policy, the world would be wealthier,
open. and its environment would be preserved for future
generations to enjoy.
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Environmental data apipendix
Tables A.1 and A.2 present summary date on drawal as a share of water resources refers to total
population and GNP; the remaining eight tables in water withdrawal as a percentage of internal re-
this Appendix provide environmental and policy- newable water resources. Withdrawals include
related data as a supplernent to the main text and those from nonrenewable aquifers and desalting
to the data presented in the World Development plants but do not include evaporative losses.
Indicators. Readers should refer to the "Defini- Per capita f'igures are calculated using 1990 popu-
tions and data notes" for an explanation of the lation estimates. Withdrawals can exceed 100 per-
country groups used in these tables. In Tables A.6 cent of renewable supplies when extractions from
and A.7 economies are listed in the same order as nonrenewable aquifers or desalting plants are con-
in the World Development Indicators. siderable or if there is significant water reuse.
The data reported here are drawn from the most Sectoral withdrawal is divided into three catego-
authoritative sources available; however, they ries: agriculture (irrigation and livestock), domestic
should be used with caution. Although the data (drinking water, private homes, commercial estab-
present the major differences in resources and lishments, public services, and municipal use or
uses among countries, truae compatibility of data is provision), and industry (including water for cool-
limited because of variation in data collection, sta- ing thermoelectric plants). The sectoral propor-
tistical methods, definitions, and government tions are based on national reports and models
resources. that use estimates from other data and thus should
Table A.3 Water availabillity be interpreted with care. Numbers may not sum to
100 percent because of rounding.
The Departement Hydrogeologie in Orleans, Generally, countries with an annual water avail-
France, compiles water resource and withdrawal ability of less than 1,000 cubic meters per capita
data from published documents, including na- face chronic water scarcity, while those with less
tional, United Nations, and professional literature. than 2,000 cubic meters face water stress and ma-
The Institute of Geography at the National Acad- jor problems in drought years.
emy of Sciences in Moscow also compiles global Table A.4 Selected water quality indicators for
water data on the basis of published work and,
where necessary, estimates water resources and varousrivers
consumption from models that use other data, The global water quality monitoring project
such as area under irrigation, livestock popula- (GEMS/Water) was established in 1976 as part of
tions, and precipitation. These and other sources the Global Environment Monitoring System
have been combined by the World Resources Insti- (GEMS). In 1990 there were a total of 488 reporting
tute to generate the data for this table. Data for stations in 64 countries. Water quality data are
small countries and countries in arid and semiarid available from 1979 to the present. Data shown in
zones are less reliable than are those for larger this table comprise two of the fifty indicators of
countries and those with Ihigher rainfall. water quality that are reported within the GEMS
Annual internal renewable water resources refer to system and have been made available by the Can-
the average annual flow of rivers and of aquifers ada Centre for Inland Waters, which acts as the
generated from rainfall within the country. The re- global data center. Not all stations collect all data,
gional and income group totals presented here are and the frequency and physical accuracy of mea-
compiled from data that are not strictly additive, surement vary among stations. Four-year periods
since they are based on differing sources and are used in the table to minimize seasonal and
dates. In addition, annual country data may con- year-to-year variability and to emphasize general
ceal large seasonal, year-to-year, and long-term trends, if any.
variations. Dissolved oxygen is a critical factor in the health of
For each region or income group, annual with- aquatic organisms. In general, for life, growth, and
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reproduction, values must exceed 5.5 milligrams Nations (FAO) by national governments in re-
per liter for warm-water habitats and 6.5 milli- sponse to annual questionnaires. The FAO also
grams per liter for cold-water habitats. Lower compiles data from national agricultural censuses.
values of dissolved oxygen endanger stocks of fish When official information is lacking, the FAO pre-
and other oxygen-dependent organisms. pares its own estimates or relies on unofficial data.
Fecal colifonns are most commonly associated Several countries use definitions of total area and
with animal and human feces. This measure is land use that differ from those used in this table.
used as a sentinel indicator for the presence or (See the current edition of the FAO Production Year-
potential presence of many other pathogenic or- book for details.) The FAO often adjusts its defini-
ganisms that are more difficult to observe and tions of land use categories and sometimes sub-
measure. Water for human consumption should stantially revises earlier data. Because these
usually contain zero fecal coliforms per 100-millili- changes reflect data-reporting procedures as well
ter sample, and bathing water and water used for as actual changes in land use, apparent trends
irrigation should contain less than 1,000 per 100- should be interpreted with caution.
milliliter sample. Land area refers to total area, excluding the area
under inland water bodies (mainly, rivers and
Table A.5 Selected ambient air quality indicators lakes). Agricultural land includes both arable and
for various cities permanent crop land. Arable land refers to land
under temporary crops (double-cropped areas are
Since 1974 standardized data on concentrations of counted only once), temporary meadows for
sulfur dioxide and suspended particulate matter mowing or pasture, market and kitchen gardens
(SPM) from selected cities worldwide have been (including cultivation under glass), and land tem-
submitted to the World Health Organization porarily fallow or lying idle. Permanent crop land
(WHO) as part of the WHO/UNEP-GEMS Urban is occupied by crops such as cocoa, coffee, and
Air Quality Monitoring Project (GEMS/Air). The rubber that are in place for long periods and that
project currently extends to nearly eighty cities in need not be replanted after each harvest; the cate-
more than fifty countries. Most cities report data gory includes land under shrubs, fruit trees, nut
from three sites, which are classified as city center trees, and vines but excludes land under trees
or suburban and as commercial, industrial, or resi- grown for wood or timber. Permanent pasture refers
dential. Data are maintained at the GEMS/Air data to land used permanently (five years or more) for
center at the United States Environmental Protec- herbaceous forage crops, either cultivated or grow-
tion Agency's Atmospheric Research Exposure ing wild. Forest and woodland refers to land under
Assessment Laboratory in North Carolina and are natural or planted stands of trees, whether subject
made available through the Monitoring and As- to harvesting or not, and includes land from which
sessment Research Centre, London. forests have been cleared but that will be re-
WHO has separate guidelines for peak (daily av- forested in the foreseeable future. Other land in-
erage) and average (annual mean) exposure of cludes unused but potentially productive land,
populations to air pollutants. For sulfur dioxide built-on areas, wasteland, parks, ornamental gar-
the daily average guideline of 100-150 micrograms dens, roads, lanes, barren land, and any other
per cubic meter should not be exceeded for more land not specifically listed in the foregoing
than seven days in one year; the annual mean categories.
guideline is 40-60 micrograms per cubic meter. For
gravimetrically determined SPM the respective Table A.7 Agriculture: production and yields
guidelines are 150-230 micrograms per cubic meter of selected crops, fertilizer consumption, and
and 60-90 micrograms per cubic meter. It should irrigation
be noted that these guidelines are generally con-
sidered to be targets; for each country the costs Most of the data in this table are supplied by na-
and benefits of achieving the targets have to be tional agriculture ministries in response to annual
carefully assessed. FAO questionnaires or are derived from agri-
cultural censuses. The FAO compiles data from
Table A.6 Changes in land use more than 200 country reports and from many
other sources. Gaps in the data are filled by the
Data on land area and use are provided to the FAO on the basis of its own estimates. As better
Food and Agriculture Organization of the United information becomes available, the FAO corrects
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its estimates and recalculates the entire time-series Partially prcotected areas (IUCN categories IV-V)
when necessary. include:
Cereal crops include wheat, rice paddy, barley, Managed natural reserves and wildlife sanctu-
maize, rye, oats, millet, and sorghum. Area and
production data relate to crops harvested for dry aries that are protected for specific purposes, such
grain only. Cereal crops harvested for hay, har- as the conservation of a significant plant or animal
vested green for food, feed, or silage, or used for species. Some areas require management.
grazing are excluded. Area data relate to harvested * Protected landscapes and seascapes, which
area.zRoots and e cluded. ea potatoes,teto swee po- may be entirely natural or may include cultural
ae.Roantptaroeds re cu- landscapes (for example, scenically attractive agri-
tatoes, cassava, yams, and cultural areas). Examples would include coast-
lated by dividing total production by the area lines, lakeshores, and hilly or mountainous terrain
harvested. along scenic highways.
Fertilizer consumption is calculated by dividing
the total consumption of nitrogenous, phosphatic The figures presented do not include locally or
and potash fertilizers by the area of agricultural provincially protected sites, privately owned
land given in table A.6. areas, or areas managed primarily for extraction of
Data on irrigation refer to areas purposely pro- natural resources.
vided with water (including land flooded by river
water) for crop production or pasture improve- Table A.9 Global carbon dioxide emissions
ment, whether these areas are irrigated several from fossil fuels and cement manufacture
times or only once during the year stated. For
some African countries data on irrigation have The Carbon Dioxide Information Analysis Center
been revised recently on the basis of new studies. (CDIAC) in the United States calculates world
emissions from data on the net apparent consump-
Table A.8 Nationally protected areas tion of fossil fuels and on world cement manufac-
ture. Emissions are calculated from global average
fuel chemistry and use.
Data for this table have been provided by the esimtes o rd em; ~~~~~~~~~~~Estimates of world emissions are probably
World Conservation Monitoring Centre in the within 10 percent of actual emissions. Individual
United Kingdom, which maintains data on na- country estimates may depart more widely from
tional parks and protected areas. realitv. The ('DIAC points out that the time trends
Information on protected areas combines five of from a consistent and uniform time-series "should
the management categories originally developed be more accurate than the individual values."
by the International Union for the Conservation of Total emissions consist of the sum of the carbon
Nature and Natural Resources (IUCN) in 1972. To- in carbon dioxide released in the consumption of
tally protected areas (IUCN categories I-III) include: solid, liquid, and gas fuels (primarily but not ex-
* Scientific reserves and strict nature reserves clusively coals, petroleum products, and natural
that possess outstanding, representative ecosys- gas), in gas flaring (the burning off of gas released
tems. Public access is prohibited or severely re- in the process of petroleum extraction-a practice
stricted. The reserve should be large enough to that is declining), and in the production of cement
ensure the integrity of the area, meet the scientific (in which calcium carbonate is calcined to produce
management objectives, and provide for the pro- calcium oxide, with 0.136 metric tons of carbon
tection of the reserve. In many reserves natural released as carbon dioxide for each ton of cement
perturbations (for example, insect infestations and produced).
forest fires) are allowed to run their course without Combusticn of different fossil fuels releases car-
any direct human interference. bon dioxide at different rates for the same energy
* National parks and provincial parks that con- production. Oil releases about 1.5 times the
stitute relatively large areas of national or interna- amount of carbon dioxide released from natural
tional significance not materially altered by human gas; coal releases about twice the carbon dioxide of
beings. Visitors may use them for recreation and natural gas.
study. It is assumed that approximately 1 percent of the
* Natural monuments and natural landmarks coal used by industry and power plants is not
that contain unique geologic formations, special burned and that an additional few percent are con-
animals or plants, or unusual habitats. verted to nortoxidizing uses. Other oxidative reac-
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tions of coal are assumed to be of negligible impor- production. Wood for charcoal, "put kilns," and
tance in carbon budget modeling. Carbon portable ovens is included, using a conversion fac-
emissions from gas flaring and cement production tor (6 tons of charcoal = 1 cubic meter of fuelwood)
are also included. These two sources account for to convert from weight to solid volume units. A
about 3 percent of the carbon emitted by fossil fuel further conversion factor (1 cubic meter of fuel-
combustion. Fossil fuel emissions include those re- wood = 0.222 tons of oil equivalent) has been used
leased from bunker fuels in international transport to obtain a rough estimate of the energy equivalent
and are not ascribed to particular countries. of fuelwood to show the importance of this form of
energy, especially in developing countries. Data
Table A.10 Energy: consumption, production, come from the FAO Forest Products Yearbook.
and resources World reserves are generally taken to be those
quantities that geologic and engineering informa-
Energy data are compiled by the United Nations tion indicate with reasonable certainty can be re-
Statistical Office (UNSO) and are published in the covered from known reservoirs under existing eco-
United Nations Energy Statistics Yearbook. The World nomic and operating conditions. Caution should
Bank makes some modifications to these data, as be exercised when using reserve data, since esti-
explained below. mates can vary widely from source to source. In
Since the difference between world consump- considering reserve data, it should be borne in
tion and production for liquid and solid fuels and mind that revisions of estimates account for the
for gas is small, data are only presented on the greater part of the reported additions to reserves
changing pattern of consumption. However, since and that past increases or decreases in reserves do
consumption data on electricity are less reliable, not necessarily mean that the volumes or eco-
production data are presented. nomic values of reserves will continue to increase
Under world consumption, liquid fuels comprise or decrease over time. Reserve data for liquid fuels
petroleum products, including feedstocks, natural (crude oil only) and gas have been compiled from
gasoline, condensate, refinery gas, and the input the Oil and Gas Journal, and data for solid fuels (an-
of crude petroleum to thermal power plants; solid thracite, bituminous, subbituminous, and lignite)
fuels indude primary forms of solid fuels, net im- from various editions of the World Energy Confer-
ports, and changes in stocks of secondary fuels; ence publication Survey of Energy Resources.
and gas includes the consumption of natural gas, The reserves/production ratio is calculated by di-
net imports, and changes in gas stocks of coke- viding the reserves remaining at the end of any
ovens and gasworks. year by the production in that year. The result is
World production of primary electricity comprises the number of years that those reserves would last
electricity generated by hydroelectric, nuclear, and if production were to continue at the same level.
geothermal sources. The role of electricity is se- The world price for liquid fuels is the average Or-
verely underestimated when a kilowatt-hour is ganization of Petroleum Exporting Countries
counted at its thermal end-use equivalent of 860 (OPEC) petroleum price, which is calculated by
kilocalories, as is often the case with UN energy weighting OPEC government sales by OPEC ex-
data. Primary electricity substitutes for at least ports. The price of solid fuels is for thermal coal of
2,500 kilocalories of other fuels, and the World 12,000 British thermal units per pound, less than 1
Bank has revised UN estimates to account for this. percent sulfur, 12 percent ash, f.o.b. piers, Hamp-
Fuelwood is defined as wood in the rough (from ton Roads, United States. No world prices are
trunks and branches of trees) that is used as fuel given for gas, electricity, or fuelwood because they
for purposes such as cooking, heating, and power are not widely traded on the international market.
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Table A.1 Population (mnidyear) and average annual growth
Population (millions) Average annual growth (percent)
Countrygroup 1965 1973 1980 1990 1991 2000a 2030a 1965-73 1973-80 1980-90 1990-2000a 2000-2030a
Low- and middle-income 2,403 2,923 3,383 4,146 4,226 4,981 7,441 2.5 2.1 2.0 1.9 1.4
Low-income 1,776 2,168 2,501 3,058 3,117 3,670 5,430 2.5 2.0 2.0 1.8 1.3
Middle-income 627 755 883 1,088 1,109 1,311 2,011 2.3 2.3 2.0 1.9 1.4
Severely indebted 258 314 370 455 464 546 794 2.5 2.3 2.1 1.8 1.3
Sub-Saharan Africa 245 302 366 495 510 668 1,346 2.7 2.8 3.1 3.0 2.4
East Asia and the Pacific 972 1,195 1,347 1,577 1,602 1,818 2,378 2.6 1.7 1.6 1.4 0.9
South Asia 645 781 919 1,148 1,170 1,377 1,978 2.4 2.4 2.2 1.8 1.1
Europe 154 167 182 200 195 217 258 1.1 1.2 1.0 0.8 0.6
Middle East and
North Africa 125 154 189 256 264 341 674 2.7 3.0 3.1 2.9 2.3
Latin America and the
Caribbean 243 299 352 433 441 516 731 2.6 2.4 2.1 1.8 1.2
Other economies 252 275 294 321 323 345 . . 1.1 1.0 0.9 0.7
High-income 671 726 766 816 821 859 919 1.0 0.8 0.6 0.5 0.2
OECD members 649 698 733 777 781 814 863 0.9 0.7 0.6 0.5 0.2
World 3,326 3,924 4,443 5,284 5,370 6,185 8,869 2.1 1.8 1.7 1.6 1.2
a. Projections. For the assumptions used in the projections, see the technical notes for Table 26 in the World Development Indicators.
Table A.2 GNP, population, GNP per capita, and growth of GNP per capita
1990 GNP 1990 1990 GNP
(billions of population per capi ta Avc rage annual growth of GNP per capita (percent)
Country group dollars) (millions) (dollars) 1965-73 1973-80 1980-90 1989 1990 1991h
Low- and middle-income 3,479 4,146 840 4.3 2.6 1.5 0.9 0.3 . .
Low-income 1,070 3,058 350 2.4 2.7 4.0 2.3 2.4 1.3
Middle-income 2,409 1,088 2,220 5.3 2.4 0.4 0.4 -0.6 . .
Severely indebted 972 455 2,140 5.2 2.6 -0.3 -1.6 -3.5 -1.2
Sub-Saharan Africa 166 495 340 1.6 0.6 -1.1 0.1 -1.6
East Asia and the Pacific 939 1,577 600 5.1 4.8 6.3 4.0 5.3
South Asia 383 1,148 330 1.2 1.8 2.9 2.7 2.6 1.4
Europe 480 200 2,400 .. .. 1.0 2.0 -3.7
Middle East and North Africa 458 256 1,790 6.8 1.0 -1.5 -1.2 -1.9
Latin America and the Caribbean 946 433 2,180 4.6 2.3 0.5 -1.1 -1.8 0.7
Other economies .. 321 .. .
High-income 15,998 816 19,590 3.7 2.1 2.4 2.7 1.5
OECD members 15,672 777 21,170 3.7 2.1 2.5 2.7 1.6
World 22,173 5,284 4,200 2.8 1.3 1.4 1.6 0.5
a. Preliminary data.
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Table A.3 Water availability
Total
annual Per capita Per capita
internal Total Annual annual in- annual
renewable annual withdrawal ternal renew- water with-
water water with- as a share of able water drawal,
resources drawal total water resources, year ofdata Sectowithdrawalasashareoftota
(cubic kilo- (cubic kilo- resources 1990 (cubic (cubic water resources (percent)
Country group meters) meters) (percent) meters) meters) Agriculture Domestic Industry
Low-income 14,272 1,257 9 4,649 498 91 4 5
China and India 4,650 840 18 2,345 520 90 5 6
Other low-income 9,622 417 4 8,855 460 95 3 2
Middle-income 13,730 492 4 12,597 532 69 13 18
Lower-middle-income 6,483 290 4 10,259 550 71 11 18
Upper-middle-income 7,247 202 3 15,824 508 66 16 18
Low- and middle-income 28,002 1,749 6 6,732 507 85 7 8
Sub-Saharan Africa 3,713 55 1 7,488 140 88 8 3
East Asia and the Pacific 7,915 631 8 5,009 453 86 6 8
South Asia 4,895 569 12 4,236 652 94 2 3
Europe 574 110 19 2,865 589 45 14 42
Middle East and North
Africa 276 202 73 1,071 1,003 89 6 5
Latin America and the
Caribbean 10,579 173 2 24,390 460 72 16 11
Other economies 4,486 375 8 13,976 1,324 66 6 28
High-income 8,368 893 11 10,528 1,217 39 14 47
OECD members 8,365 889 11 10,781 1,230 39 14 47
Other 4 4 119 186 372 67 22 12
World 40,856 3,017 7 7,744 676 69 9 22
197
Table A.4 Selected water quality indicators for various rivers
Dissolved oxygen Fecal coliform
Avrg Annual mean concentration Average
Annual mean concentration anna (number per annual
(milligrams per liter) growth rate 100-milliliter sample) growth rate
for series fo r series
Country River, city 1979-82 1983-86 1987-90 (percent) 1979-82 1983-86 1987-90 (percent)
Bangladesh Karnaplhuli 5.7 6.1 . . -1.1 (5) . .. .. .. (3)
Bangladesh Meghna 6.5 7.0 .. 2.6 (5) 3,133 700 ..- 35.1 (5)
China Pearl, Hong Kong 7.6 7.8 7.8 0.4 (11) 519 563 174 - 14.4 (10)
China Yangtze, Shanghai 8.3 8.3 8.2 -0O.1 (11) 316 464 731 10.6 (11)
China Yellow, Beijing 9.8 9.7 9.8 -0O.1 (11) 711 1,337 1,539 9.8 (11)
India Cauveri, d,s from KRS 7.2 7.6 7.3 0.8 (9) 51 681 445 63.8 (9)
Reservoir
India Cauveri, Satyagla 7.0 7.3 7.5 1.1 (9) 10 684 920 121.8 (9)
India Godavar-i, Dharegaon 6.5 6.6 6.7 0.3 (9) .. .. (0)
India Godavari, Mancherial 8.0 8.0 7.3 --1.1 (9) 5 5 8 19.7 (7)
India Godavari, Polavaram 7.2 7.2 6.9 0.0 (8) 4 2 4 -3.8 (7)
India Sabarmaiti, Dharoi 9.4 9.1 8.9 0.0 (9) 248 222 220 -15.4 (8)
India Subarnarekha, Jamshedpur 8.0 7.9 7.5 --0.2 (9) 659 4,513 2,800 89.0 (9)
India Subarnarekha, Ranchi 6.7 4.0 5.3 --6.2 (9) 1,239 7,988 3,100 70.5 (9)
India Tapti, BuIrhanpur 7.5 6.9 6.1 --2.3 (9) .. 110 130 -23.2 (4)
India Tapti, Nsp~anagar 7.2 7.0 7.0 --0.6 (9) .. 19 163 76.0 (4)
Pakistan Chenab, Gujra Branch 6.2 6.8 7.1 1.8 (10) 436 463 446 -1.7 (10)
Pakistan Indus, K< otri 7.6 7.2 2.6 -1[3.6 (11) 105 121 78 -3.4 (11)
Pakistan Ravi, dis from Lahore 6.8 5.7 6.3 - 1.4 (12) 378 746 555 -2.4 (10)
Pakistan Ravi, uls from Lahore 7.2 6.7 7.0 - 0.8 (12) 275 392 249 -6.6 (10)
Sudan Blue Nile 7.3 8.2 .. 3.3 (7) . . .(0)
Middle-income
Argentina dlaPata, Bueo Ars7.6 7.5 .. 0.0 (8) 828 230 ..- 23.1 (8)
Argentina Paran6 Corrientes 8.1 8.0 8.1 0.1 (10) 185 146 111 -6.6 (10)
Brazil Guandu, Tomada d'Agua 8.1 7.8 7.7 - 0.7 (11) 1,202 2,452 6 -47.0 (8)
Brazil Paraiba, Aparecida 6.0 6.1 6.0 - 0.4 (7) 13,950 9,800 6,075 -11.5 (7)
Brazil Paraiba, Barra Mansa 7.4 7.6 7.8 0.4 (11) 8,003 8,100 8 -33.4 (7)
Chile Maipo, el Manzano 12.9 13.2 10.8 - 1.4 (10) 871 705 775 5.3 (8)
Chile Mapocho, Los Almendros 11.8 12.1 10.0 - 1.7 (10) 2 2 5 8.0 (8)
Colombia CaucaJULanchito .. 5.2 4.8 1.0 (5) .. 10,000 10,000 0.0 (4)
Ecuador San Pediro 7.7 7.8 .. - 0.1 (5) 80,000 30,603 ..- 31.5 (4)
Fiji Waimanu 7.6 7.8 8.0 0.5 (9) 600 1,605 .. 8.1 (7)
Hungary Danube 9.4 10.4 9.9 1.7 (10) 3,419 3,075 3,750 1.2 (10)
Korea Han .. 10.5 10.4 - 0.2 (8) .. 8 12 14.4 (8)
Malysia Kinta 6.8 7.5 8.3 2.9 (7) . .(0)
Malaysia Klang 3.0 3.3 2.8 - 1.1I (9) . . .. (1)
Malaysia Linggi 3.4 3.6 3.7 0.9 (10) . . .(0)
Malaysia Muda 7.3 7.2 6.3 - 1.3 (8) .. . .. (0)
Mexico Atoyac 3.5 1.7 0.3 -417.5 (9) 157,500 105,000 916,667 23.9 (7)
Mexico Balsas 7.6 6.3 6.8 - 1.9 (10) 1,558 26,333 130,000 95.4 (8)
Mexico Blanco 5.0 3.4 4.1 - 3.7 (9) 21,717 39,500 12,150 1.8 (8)
Mexico Colorado 7.9 8.7 8.2 1.4 (9) 277 58 37 -28.7 (7)
Mexico Lerma 0.3 0.4 0.5 <' 8.6 (10) 192,250 165,000 67 5.7 (7)
Mexico Panuco 7.7 8.1 8.3 0.7 (11) 110 201 ..- 27.8 (6)
Panama Aguas Claras 7.9 8.2 .. 0.4 (7) 219 143 ..- 14.4 (6)
Panama San Felix 8.2 8.0 .. - 1.0 (7) 850 753 ..- 6.2 (6)
Philippines Cagayan 7.8 7.9 8.1 0.3 (11) . .(3)
Portugal T),Sanltarem 8.9 8.6 8.4 - 0.7 (9) 2,252 4,163 4,225 24.6 (9)
Thailand Chao Phrya, d/s from Nakhon 6.3 6.3 .. 02(8) 1,093 175.. 4. 7
Sawall.
Thailand Prasak, K(aeng Khoi' 6.6 7.7 .. 8.0 (5) 596 2,724 .. 9.9 (8)
Turkey Porsuk, Agackoy 9.0 9.1 9.2 0.7 (9) . . .. (1)
Turkey Sekarysa, Adetepe 9.2 8.7 8.9 - 0.3 (8) . .(1)
Uruguay de la Plta, Colonia . . 7.1 (3) .. 453 93 54.6 (4)
Uruguay Uruguay, Bella Uni6n T 79- 8.4 -1I.4- (4) . 200 1,100- 66.9 (4)
High-income
Australia Murray 10.0 9.4 9.1 1.0 (6) . .. (0)
Australia Murray, Mannum 7.1 8.2 8.6 2.4 (8) 33 103 80 15.8 (8)
Bgim Escaut, Bleharies 5.7 6.2 5.9 1.1 (11) 76 579 867 40.8 (11)
Belgium ~~~Meuse, I-leer/Agrimont 10.5 10.8 11.3 0.8 (11) 30 1,391 1,700 69.7 (11)
Belgium ~~~Meuse, ILanayeTiernaaien 9.2 8.4 8.9 - 0.7 (11) 147 5,233 7,100 78.2 (11)
Japan Kiso, Asahi 10.0 10.6 11.7 1.7 (11) 300 400 216 -4.1 (11)
Japan Kiso, Inmiyama 10.8 10.5 10.8 - 0.2 (10) 610 491 600 -2.0 (10)
Japan Kiso, Shimo-Ochiai 11.2 11.1 11.4 0.3 (10) 546 443 353 -6.0 (10)
Japan Shinano., Zuiun Bridge 10.1 10.3 10.3 0.2 (10) 290 346 193 -3.0 (10)
Japan Tone, Tone-Ozeki 10.0 9.9 10.4 0.5 (10) 521 593 618 3.7 (10)
Japan Yodo, Hirakata Bridg 8.7 8.4 8.4 -0.4 (11) 72,000 70,333 .. 9.3 (7)
Netherlands I'ssel, (arm of Rhie 8.7 7.9 .. -3.3 (6) 9,833 2,050 ..- 43.0 (5)
Netherlands lEhne, German frontier 8.5 8.0 .. -2.6 (6) 17,633 10,500 ..- 11.8 (5)
United Kingdom Thames 9.9 10.3 9.1 0.2 (8) ... (0)
United States Delaware, Trenton, N.J. 11.1 10.6 .. -2.5 (7) 74 197 -4.0 (7)
United States Hudson, Green Island, N.Y. 9.8 12.1 .. 4.2 (7) 941 792 . . 7.4 (7)
United States Mississippi, Vicksburg, Miss. 8.4 8.3 .. -0.2 (7) 435 1,473 .. 40.2 (7)
Note: d/s, downstream; usupstream. a. Numbers in paetee eoe the number of years ot osrvations. Data have been presented only when
they are available for four or more years.
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Table A.5 Selected ambient air quality_indicators for various cities
Sulfur dioxide Suspended particulate matter
AveaeAveag
Annual mean concentration anua Annual mean concentration anna
(micrograms per cubic meter) growth rate (micrograms per cubic meter) grnowth rate
Type of for series for series
CountrgruCiyit 17-82~ 8~8-Oecn)1979-82 1983-86 1987-90 (percent)19
Low-income
China Beij'ing CCC 77 119 107 3.5 (8)) 475 500 413 - 2.7 (8)
China Bei1jing CCR 132 141 115 - 1.3 (8) 412 380 370 - 1.6 (8)China ~~~~~Guangzhou CCC 100 78 54 -9.0 (9) 248 198 163 - 6.1 (9)China Guangzhou CCR 59 107 95 7.7 (9) 146 209 234 7.4 (9)
China Shanghai CCC 66 59 69 2.5 (9) 224 214 253 2.5 (9)
China Shanghai CCR 57 84 104 9.2 (9) 240 230 290 3.8 (9)
China Shenyang CCC 105 100 118 2.5 (8) 409 475 435 0.3 (8)
China Shenyang CCR 80 127 88 1.8 (9) 471 481 465 -0.4 (9)
China Xian CCC 138 107 95 -4.7 (9) 399 515 555 5.7 (9)
China Xian CCR 116 ill 100 -1.4 (9) 401 485 580 6.7 (9)
Egypt, Arab Rep. Cairo CCC 5 101 18 -11.0 (8) .. .. .. .. (0)
Egyt,Arab Rep. Cairo SR .. 157 28 -1.2 (7) ... -.. (0)
Ghana Accra Si .. .. .. (1) 119 109 144 2.4 (9)
Ghana Accra SR . .(1) 108 107 137 3.5 (8)
India Bombay CCC 23 23 .. 1.8 (4) 154 140 .. -1.1 (6)
India Calcutta CCC 71 54 . 4.6 (7) 410 393 .. -1.0 (13)
India Calcutta SR 36 36 . 8.9 (7) 468 310 .. 0.5 (12)
India Delhi CCC 42 86 .. 12.0 (6) 460 460 .. -0.3 (7)
India Delhi CCR 16 33 .. 23.9 (6) 312 301 .. -1.3 (7)
Indonesia Jakarta CCR . .(2) 254 271 .. 2.2 (6)
Indonesia Jakarta Si . .. .. .. (2) 159 204 185 3.5 (7)
Pakistan ~~~~~~~Lahore SR . .. . .. (1) 745 .. 496 -5.1 (6)
Middle-income
Brazil Sao Paulo . 78 46 41 -7.5 (12) 134 98 .. -9.1 (6)
Chile Santiago CCC 69 85 . 2.5 (10) . (0)
Chile Santiago CCR 43 46 .. -1.5 (9) . .. .. .. (0)
Greece Athena CCC 57 34 . . 4.8 (9) 224 178 . -6.0 (9)
Greece Athens Si 48 27 .. -9.7 (9) 190 182 .. -4.5 (9)
Iran, Islaic Rep. Tehran CCC 130 115 165 6.9 (14) 226 248 261 -2.4 (14)
Iran, Islaic Rep. Tehran SR 114 61 64 -2.7 (14) 215 251 238 -1.3 (14)
Malaysia Koala Lumpur SC . .. .. .. (2) 172 135 119 -3.9 (7)
Mlalaysia Kuala Lumpur Si 12 24 .. -12.4 (6) 155 139 144 -1.5 (10)
Philippines Davao Si . .. .. .. (3) 163 205 .. -2.4 (5)
Phlppies Manila Si 73 34 .. -12.0 (9) 90 . . 0.8 (8)
PolndWarsaw CCC 42 35 23 -6.4 (13) . .(0)
Poland Warsaw CCR 31 31 18 -5.5 (13) . .(0)
Poland Wroclaw CCC 41 53 53 2.6 (13) . .. .. .. (0
Poland Wroclaw CCR 31 42 42 4.5 (13) . .. .. .. (0
Portugal Lisbon CCR 32 21 27 -3.0 (10) 99 97 99 0.4 (09))
Portugal Lisbon SR 19 14 20 2.7 (8) 100 95 86 -2.6 (8)
Thailand Bangkok Si . .. . . (1) 213 247 244 0.8 (13)
Thailand Bangkok SR 15 15 14 -1.7 (10) 136 163 105 -2.4 (12)
Venezuela Caracas CCC 32 27 21 -0.5 (13) . .(0)
Yugoslavia Zagreb CCC 79 107 92 -4.3 (19) 114 127 135 -1.7 (19)
Yugoslavia Zagreb SR 33 66 47 -0.9 (19) 129 117 91 -2.6 (19)
High-income_______ 
________ _____
Australia Melboume CCC 7 6 .. -14.3 (10) 71 5 .. -4.5 (9)
Australia Sydney CCC 51 28 .. -10.9 (11) 100 114 .. 2.2 (11)
Australia Sydney. Si 31 15 .. -7.3 (11) 76 58 .. -8.5 (11)
Belgium Brusse s CCC 74 42 .. -11.5 (11) 24 22 . -3.3 (11)
Belgium Brussels SR 60 37 .. -9.1 (15) . .(2)
Canada Hamilton CCC . .. .. .. (3) 10k8 89 -2.8 (13)
Canada Hamilton SR 32 3 -4.4 (9) 102 99 .. -1.9 (9)
Canada Montreal CCC 41 23 .. -11.0 (10) 67 55 61 -1.8 (12)
Canada Montreal SR 27 20 . 0.7 (11) 58 39 35 -8.3 (13)
Canada Toronto CCC . 11 14 4.0 (5) 60 60 61 -0.5 (8)
Canada Toronto SR 18 . .. -16.1 (7) 70 60 57 -2.2 (13)
Canada Vancouver CCC 21 . .. -7.0 (5) 70 50 42 -4.5 (14)
Canada Vancouver CCR 18 . . -2.7 (11) 55 39 .. -5.2 (15)
Denmark Copenhagen CCC 28 30 . -0.5 (7) 34 . 3.4 (6)
Denmark Copennhagen Si 33 27 . -5.7 (7) 53 55 . 3.0 (9)
Finland Helsnki CCC 24 . .. -2.8 (5) 72 79 81 2.0 (11)
Finland Helsinki SI 27 28 0 -3.8 (12) 6.4 68 62 0.2 (11)
Germany Frankfurt CCC 71 56 36 -7.2 (17) 24 39 42 0.5 (17)
Hong Kong Hong Kong ... 25 64 47.3 (4) . 99 132 14.9 (4)
Ireland Dub On CCI 40 34 32 -3.2 (12) . .(0)
Ireland Dublin CCR 57 4.4 41 -2.9 (12) . .(0)
Israel Tel Aviv CCC 16 30 .. -7.1 (1l) . .(0)
Italy Milan CCC 160 90 .. -14.5 (7) . .. .. .. (0)
Italy Milan CCR 259 114 .. -11.4 (7) (0)
Japan Osaka CCC 37 28 28 -8.4 (14) -6.3~ 4 (13)
Japan Osaka SR 34 26 24 -8.0 (14) 61 49 54 -4.1 (13)
Japan Tokyo CCC 42 23 20 -8.9 (17) 61 50 .. -4.9 (13)
Japan Tokyo SR 42 30 20 -5.7 (17) 54 51 .. 4.5 (14)
NetheTlands Amsterdam CCC 33 24 .. -6.7 (15) . .(0)
Netherlands Amsterdam SR 34 29 .. -1.8 (13) . .(0)
New Zealand Auckland CCC 10 3 .. -17.6 (9) . .. .. .. (0)
New Zealand Auckland CCR 8 3 .. -37.2 (6) . .. .. .. (0)
New Zealand Christchurch Si 37 43 . 6.9 (9) . .. .. .. (0)
New Zealand Chrcistchurch SR 20 18 19 -3.5 (12) . .(0)
Spain ~~~~~~ ~ ~~Madrid CCC 105 54 36 -9.8 (17) . .(0)
Sain Madrid SR 45 28 19 -8.4 (18) . . . .(0)
United Kingdom Glasgow CCC 73 52 . -8.8 (8) . . . (0)
United Kingdom Glasgo 0CCI 62 41 .. -9.8 (9) . . . .(0)
United Kingdom Lo . onw CCC 66 44 .. -11.4 (13) . . .. (0)
United Kingdomn London Si 56 34 .. -11.3 (13) . .(0)
United States Birmingham CCC . .. .. .. (3) 83 75 .. -3.0 (11)
United States Chicago CCI ... .. (2) 121 99 .. -6.2 (10)
United States Fairfield Si . .. .. .. (3) 71 53 .. -5.6 (11)
United Stales Harris Co. SR . .(3) 68 54 .. -4.8 (11)
United States Houston CCC . .. .. .. (3) 82 62 .. -7.3 (10)
United States Houston SR 18 8 .. -32.0 (8) 93 64 .. -6.3 (11)
United States New York City CCR 79 60 .. -5.8 (9) 63 61 .. -2.2 (11)
United States New York City SR 38 31 .. -5.9 (9) 49 46 .. -2.7 (11)
Not,s ta type of site: CCC, city Center commercial; CCI. city center ind-asrnat; CCR, city center reidential; SI,. sburban indusstriat; SR, .sbsban residential; SC, suburban commercial.
Nlumbers in parentheses denote the nu.nber of years of observations. Data have been presented only when they are available for four or more year. There are two methods for calculating
concentrations of suspended particulate matter: gravimetric measurement and the smoke stain method. These methods are not comparable. Because most air monitoring stations use the for-
mer method, only data derived from this method are presented. To maximnize the number of cities for which data are presented, information is given on only two site types, though more
data than these may be available. Growth rates are calculated using the entire timne-series available, although onily part of that series may appear in the concentration data presented.
Table A.6 Changes in lanad use
Land area, 1989 Share of total land area, 1989 (percent) Average annual growth rate, 1965-89 (percent)
(thousands of 
square Permanent Forest and Permanent Forest and
Country group kilometers) Agricultural pasture woodland Other Agricultural pasture uwoodland Other
Low-income ~~~~~~ ~~36,396 1  27 25 36 .20. - 0.4 0.3
China and India 12,264 22 27 16 36 0.0 0.0 - 0.4 0.2
Other low-income 24,132 9 27 29 35 0.5 0.0 -0.4 0.3
Mozambique 784 4 56 18 22 0.5 0.0 -0.8 0.7
Tanzania 886 6 40 46 8 0.9 0.0 -0.3 1.3
Ethi=pi 1,101 13 41 25 22 0.4 -0.1 -0.4 0.4
somaia627 2 69 14 15 0.5 0.0 -0.1 0.1
Nepal 137 19 15 18 48 1.6 0.9 0.0 -0.7
Chad 1,259 3 36 10 52 0.5 0.0 -0.6 0.1
Bhutan 47 3 6 55 36 1.3 0.3 0.4 -0.6
Lao PDR 231 4 3 55 37 0.4 0.0 -0.7 1.3
Malawi 94 26 20 40 15 0.8 0.0 - 1. 1 4.0
Bangladesh 130 71 5 15 9 0.1 0.0 -0.4 0.2
Burundi 26 52 36 3 10 1.1 1.9 1.3 -5.7
Zaire 2,268 3 7 77 13 0.5 0.0 -0.2 1.1
Uganda 200 34 9 28 29 1.6 0.0 -0.5 -0.9
Madagascar 582 5 58 27 9 1.6 0.0 -0.9 2.8
Sierra Leone 72 25 31 29 15 1.1 0.0 -0.2 -1.2
Mali 1,220 2 25 6 68 1.1 0.0 -0.4 0.0
Nigeria 911 34 44 13 8 0.3 0.0 -1.9 4.6
Niger 1,267 3 7 2 88 2.3 -0.7 -2.2 0.1
Rwanda 25 47 19 23 12 2.7 -2.8 -0.5 -0.8
Burkina Faso 274 13 37 24 26 2.1 0.0 -0.8 0.1
India 2,973 57 4 22 17 0.2 -0.8 0.3 -0.7
Benin ill 17 4 32 47 1.0 0.0 -1.4 0.9
China 9,291 10 34 13 42 -0.3 0.0 -0.8 0.4
Haiti 28 33 18 1 48 0.8 -1.2 -2.3 0.1
Kenya 570 4 67 4 25 1.0 0.0 -0.8 0.0
Pakistan 771 27 6 5 62 0.4 0.0 1.9 -0.3
Ghana 230 12 22 35 31 -0.3 0.0 -0.8 1.2
Central African Republic 623 3 5 57 34 0.5 0.0 0.0 0.0
Togo 54 27 33 30 11 0.6 0.0 -0.6 0.6
Zambia 743 7 40 39 14 0.3 0.0 -0.2 0.6
Guinea 246 3 25 60 12 0.4 0.0 -0.4 2.5
Sri Lanka 65 29 7 27 37 0.0 0.8 -0.3 0.1
Mauritania 1,025 0 38 5 57 -1.6 0.0 0.3 0.0
Lesotho 30 11 66 . 24 - 1.0 -0.4 . 1.8
Indonesia 1,812 12 7 63 19 0.9 -0.3 -0.5 1.3
Honduras 112 16 23 30 31 0.9 0.9 -1.9 1.7
Egypt, Arab Rep. 995 3 . 0 97 -0.6 . 0.0 0.0
Afghanistan 652 12 46 3 39 0.1 0.0 -0.2 0.0
Camnbodia 177 17 3 76 4 0.1 0.0 0.0 -0.3
Liberia 96 4 59 18 19 0.1 0.0 -1.2 1.7
Myanmar 658 15 1 49 35 -0.2 -0.1 0.0 0.0
Sudan 2,376 5 41 19 34 0.5 0.0 -0.6 0.3
Viet Nam 325 20 1 30 49 0.5 0.8 -2.3 1.6
Midl-incom-e -4 0_,684 10_ -2 9 _'33_' _29 0.70._1 -0.4 0.2
Lower-middle-income 22,141 10 31 28 31 0.6 -0.1 -0.5 0.4
Bo iv_iia~ _ 1, 08-4 __3 _2_5 _51 _ 2-1 3-.1 -0-.2- -0.3 __0_.6
Zimbabwe 387 7 13 50 30 1.1 0.0 -0.4 0.5
Senegal 193 27 30 31 12 0.7 0.0 -0.6 0.2
C6te d'lvoire 318 12 41 24 24 1.4 0.0 -2.4 4.4
Philippines 298 27 4 35 34 0.7 2.0 -2.1 3.1
Dominican Republic 48 30 43 13 14 1.5 0.0 -0.3 -2.1
Papua New Guinea 453 1 0 84 15 0.8 0.5 -0.1 0.3
Guatemala 108 17 13 35 35 1.0 0.8 -1.3 1.1
Morocco 446 21 47 18 15 0.9 0.9 0.2 -2.8
Cameroon 465 15 18 53 14 1.0 -0.3 -0.4 1.3
Ecuador 277 10 18 40 32 0.1 4.5 -1.8 1.4
Syriian Arab Rep. 184 30 43 4 23 -0.5 0.4 0.7 -0.3
ongo 342 0 29 62 8 1.0 0.0 -0.1 0.8
El Salvador 21 35 29 5 30 0.8 0.0 -2.9 -0.3
Paraguay 397 6 52 36 6 5.0 1.6 -1.4 -2.9
Peru 1,280 3 21 34 22 1.7 0.0 -0.4 0.8
Jordan 89 4 9 1 86 0.9 0.0 1.2 -0.1
Colombia 1,039 5 39 49 7 0.3 0.7 -0.6 0.2
Thailand 511 43 2 28 27 2.4 3.5 -2.6 0.6
Tunisia 155 30 19 4 47 0.3 0.9 1.5 -0.6
Jamaica 11 25 18 17 40 0.2 -1.1 -0.5 0.5
Turkey 770 36 11 26 26 0.2 -1.2 0.0 0.4
Romania 230 45 19 28 8 0.0 0.0 0.0 -0.4
Poland 304 48 13 29 10 -0.2 -0.3 0.3 0.9
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Land area, 1989 Share of total and area, 1989 (percent) Average annual growth rate, 1965-89 (percent)
(thousands of
square Permanent Forest and Permanent Forest and
Country group kilometers) Agricultural pasture woodland Other Agricultural pasture woodland Other
Panama 76 8 20 44 28 0.2 1.6 -1.3 1.8
CostaRica 51 10 45 32 12 0.4 3.5 -2.8 0.1
Chile 749 6 18 12 64 0.5 1.2 0.1 -0.4
Botswana 567 2 58 19 20 1.2 0.0 -0.1 0.0
Algeria 2,382 3 13 2 82 0.5 -1.0 1.5 0.1
Mauritius 2 57 4 31 8 0.4 0.0 -0.2 -1.5
Bulgaria 111 38 18 35 9 -0.5 2.4 0.3 -2.1
Mafaysia 329 15 0 58 27 0.7 0.4 -1.1 3.6
Iran, Islamic Rep. 1,636 9 27 11 53 -0.4 0.0 0.0 0.1
Argentina 2,737 13 52 22 13 0.7 -0.1 -0.1 0.0
Albania 27 26 15 38 21 1.3 -2.7 -1.0 4.4
Angola 1,247 3 23 42 31 0.2 0.0 -0.2 0.2
Lebanon 10 29 1 8 62 -0.3 0.0 -0.9 0.3
Mongolia 1,567 1 79 9 11 3.0 -0.7 -0.2 18.6
Namibia 823 1 46 22 31 0.1 0.0 -0.2 0.1
Nicaragua 119 11 45 29 15 0.3 1.1 -2.3 5.9
Yemen, Rep. 195 7 36 8 49 0.2 0.0 0.0 0.0
Upper-middle-income 18,543 9 26 38 27 1.0 0.4 -0.4 -0.1
Mexico 1,909 13 39 23 25 0.3 0.0 -1.2 1.2
South Africa 1,221 11 67 4 19 0.0 -0.1 0.5 0.4
Venezuela 882 4 20 35 41 0.5 0.4 -0.9 0.6
Uruguay 175 7 77 4 11 -0.4 -0.1 0.5 0.4
Brazil 8,457 9 20 65 5 2.1 1.1 -0.4 -1.9
Hungary 92 57 13 18 12 -0.3 -0.2 0.7 1.0
Yuoslavia 255 30 25 37 8 -0.3 0.0 0.3 0.0
Gabon 258 2 18 78 2 3.4 -0.3 0.0 0.7
Czechoslovakia 125 41 13 37 9 -0.2 -0.4 0.2 0.9
Trinidad and Tobago 5 23 2 43 31 1.0 1.0 -0.4 -0.1
Portugal 92 41 8 32 18 -0.3 0.0 0.0 0.8
Korea, Rep. 99 22 1 66 12 -0.4 6.9 -0.1 1.1
Greece 131 30 40 20 10 0.1 0.1 0.0 -0.6
Saudi Arabia 2,150 1 40 1 59 1.9 0.0 -1.9 0.0
Iraq 437 12 9 4 74 0.5 0.0 -0.1 -0.1
Libya 1,760 1 8 0 91 0.3 1.3 1.4 -0.1
Oman 212 0 5 . . 95 2.6 0.0 . . 0.0
Low- and middle-income 77,079 11 28 29 32 0.5 0.1 -0.4 0.2
Sub-Saharan Africa 22,416 7 33 30 31 0.7 0.0 -0.4 0.3
East Asia and the Pacific 15,175 11 30 25 34 0.3 -0.2 -0.7 0.8
South Asia 4,781 45 4 23 28 0.2 -0.4 0.3 -0.4
Europe 2,139 39 16 29 16 -0.1 -0.3 0.1 0.3
Middle East and North
Africa 11,305 6 22 3 69 0.1 0.0 0.2 0.0
Latin America and
Caribbean 20,043 9 28 48 15 1.3 0.5 -0.5 0.1
Other economies 22,502 10 17 43 30 0.1 0.0 0.2 -0.3
IIigh-income 30,412 12 25 30 33 0.2 -0.1 -0.1 0.1
OECD members 29,870 12 26 30 32 0.2 -0.1 -0.1 0.1
Other 541 3 1 5 90 0.1 0.2 -1.0 0.1
Ireland 69 14 68 5 13 -1.9 0.5 2.2 -0.7
Israel 20 21 7 5 66 0.2 1.3 0.2 -0.2
Spain 499 41 20 31 7 -0.1 -0.8 0.7 -0.2
Smgapore 1 2 .. 5 93 -7.1 .. -0.7 1.0
Hong Kong 1 7 1 12 80 -3.0 . . 0.7 0.0
NewZealand 268 2 51 27 20 0.1 0.5 0.0 -1.1
Bel iuma 33 25 21 21 33 -0.1 0.0 -0.3 0.3
United Kingdom 242 28 46 10 16 -0.3 -0.4 1.2 1.4
Italy 294 41 17 23 20 -1.0 -0.2 0.4 3.0
Australia 7,618 6 55 14 25 0.9 -0.2 -1.5 1.4
Netherlands 34 28 32 9 32 0.0 -0.9 0.1 1.4
Austria 83 19 24 39 18 -0.5 -0.6 0.0 1.6
France 550 35 21 27 17 -0.1 -0.7 0.5 0.6
United Arab Emirates 84 0 2 0 97 7.2 0.0 5.4 0.0
Canada 9,221 5 4 39 53 0.6 2.1 0.5 -0.5
United States 9,167 21 26 32 21 0.2 -0.2 -0.2 0.5
Denmark 42 60 5 12 23 -0.2 -1.9 0.3 1.0
Germany 244 31 18 30 21 -0.1 -0.9 0.1 1.1
Norway 307 3 0 27 70 0.2 -1.9 0.5 -0.2
Sweden 412 7 1 68 24 -0.3 -0.8 0.1 0.0
Japan 377 12 2 67 19 -1.0 6.0 0.0 0.5
Finland 305 8 0 76 15 -0.5 -0.2 0.3 -0.9
Switzerland 40 10 40 26 23 0.3 -0.5 0.3 0.4
Kuwait 18 0 8 0 92 6.8 0.0 0.0 0.0
World 130,099 11 25 31 32 0.3 0.0 -0.2 0.1
a. Includes Luxembourg.
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Table A.7 Agriculture: production and yields of selected crops, fertilizer consumption, and irrigation
Production Yields
Cereals Roots and tubers Cereals Roots and tubers Fertilizer consumption Irrigation
Growth Growth Growth Growth Growth Share of Growth
1989 rate, 1989 rate, 1989 rate, 1989 rate, 1989 rate, agricultural rate,
(thoutsands 1965-89 (thousands 1965-89 (tons per 1965-89 (tons per 1965-89 (tons per 1965-89 land, 1989 1965-89
Countrygroup of tons) (percent) oftons) (percent) hectare) (percent) hectare) (percent) hectare) (percent) (percent) (percent)
Low-income 779,426 3.4 297,738 1.7 2.5 3.0 11.3 1.3 94 10.3 8.9 1.7
China and India 565,269 3.5 161,841 1.2 2.9 3.4 15.1 1.9 138 10.8 14.8 1.7
Other low-income 214,156 2.9 135,897 2.5 1.9 2.1 8.8 1.1 39 9.2 4.8 1.8
Mozambique 607 -1.1 3,725 2.2 0.5 -3.0 6.3 0.7 1 -1.4 0.2 8.8
Tanzania 4,750 6.9 6,790 3.6 1.5 3.6 7.3 2.7 9 6.6 0.4 8.4
Ethiopia 65,013 1.7 1,684 2.7 1.2 2.0 3.3 -0.2 7 15.9 0.3 0.3
Somalia 654 4.3 49 3.5 0.8 2.1 10.4 0.2 3 . . 0.3 0.9
Nepal 5,673 1.8 784 3.0 1.9 -0.3 6.8 0.0 26 13.8 20.3 12.2
Chad 568 -0.8 643 4.5 0.5 -0.5 5.5 1.3 2 25.1 0.0 3.6
Bhutan 94 0.8 50 2.7 1.0 -0.8 9.6 1.1 1 0.1 8.5 4.6
Lao PDR 1,448 2.5 310 9.5 2.3 3.6 7.7 0.8 0 -0.7 7.1 12.0
Malawi 1,588 1.2 485 5.0 1.2 0.6 3.1 -1.8 23 9.7 0.5 10.9
Bangladesh 28,796 2.3 1,633 1.8 2.6 1.7 10.0 0.3 99 11.2 27.7 5.1
Burundi 265 2.9 1,523 1.0 1.2 0.8 8.1 0.0 4 13.8 3.2 6.9
Zaire '1,272 3.9 18,162 2.6 0.8 0.6 7.5 0.4 1 3.2 0.0 10.9
Uganda 1,468 -0.6 5,068 3.7 1.5 1.6 6.3 2.0 0 -14.9 0.1 4.8
Madagascar 2,542 1.2 3,128 3.3 2.0 0.2 6.4 -0.1 4 -0.8 2.4 5.3
Sierra Leone 538 0.7 158 1.5 1.4 0.2 3.3 -1.0 0 -1.5 0.9 11.7
Mali 2,157 2.7 136 3.8 0.9 1.0 8.5 0.4 5 10.2 0.6 5.6
Nigeria 13,643 2.2 47,901 2.7 1.2 3.2 12.4 1.2 12 22.2 1.2 0.3
Niger 1,849 2.5 246 1.7 0.4 -0.8 7.1 0.2 1 13.4 0.3 3.5
Rwanda 274 2.6 1,716 5.5 1.1 0.4 7.8 0.7 1 9.3 0.3 0.0
Burkina Faso 1,952 2.7 112 2.1 0.7 1.6 6.0 4.3 6 23.9 0.1 8.0
India 199,816 3.2 20,961 3.8 2.0 2.8 15.7 2.2 69 10.1 23.8 2.3
Benin 563 2.9 2,026 2.2 0.9 1.8 9.3 1.2 2 3.7 0.3 5.8
China 365,453 3.7 140,880 1.0 4.0 3.9 15.0 1.9 262 11.4 10.8 1.2
Haiti 398 -0.9 902 2.2 0.9 -0.6 4.1 -0.3 4 14.3 5.4 1.9
Kenya 3,446 0.9 1,480 2.2 1.7 1.0 8.6 0.3 48 4.9 0.1 3.9
Pakistan 21,018 4.0 649 6.2 1.8 2.8 10.1 0.1 89 12.1 63.0 1.3
Ghana 1,177 2.1 5,172 1.7 1.0 -0.3 6.2 -0.7 3 11.6 0.1 4.5
Central African Rep. 124 1.7 734 -0.7 1.0 0.9 3.5 0.7 0 -3.8 .
Togo 570 2.3 830 0.3 0.9 1.6 8.3 -2.7 8 22.9 0.2 4.2
Zambia 1,967 1.6 278 2.2 1.7 4.6 3.7 0.5 17 7.8 0.1 9.8
Guinea 740 1.7 624 0.2 0.9 -0.4 5.5 -0.6 1 -10.1 0.4 7.3
Sri Lanka 2.,102 4.1 590 2.4 2.9 2.2 9.1 3.7 102 3.6 23.9 1.8
Mauritania 184 1.3 6 -0.3 1.0 4.2 1.8 0.0 12 . . 0.0 2.2
Lesotho 147 -1.5 7 3.2 0.8 0.3 14.0 0.4 14 13.6 .
Indonesia 50,921 5.0 20,054 0.8 3.8 3.9 11.6 2.3 117 13.6 22.8 2.6
Honduras 644 1.9 28 -1.5 2.1 1.6 7.6 1.6 18 2.6 2.1 1.4
Egypt, Arab Rep. 11,113 1.6 1,838 7.0 5.4 1.3 23.1 1.5 404 6.5 100.0 -0.6
Afghanistan 3,410 -0.4 300 4.3 1.3 0.8 15.0 2.3 7 12.6 7.0 0.8
Cambodia 2,550 -1.3 203 7.3 1.4 -0.5 8.1 -1.1 0 . 2.5 -0.3
Liberia 280 3.3 404 1.4 1.2 1.3 7.2 1.0 11 3.3 0.0 0.0
Myanmar 14,261 3.5 208 8.6 2.8 3.5 8.4 4.4 9 11.2 9.8 1.4
Sudan 1,971 2.6 134 -2.4 0.4 -2.4 2.2 -1.4 4 1.5 1.7 0.9
Viet Nam 19,839 3.1 4,797 5.3 3.1 1.9 7.5 1.3 84 5.9 26.4 3.5
Middle-income 332,878 2.5 145,806 0.6 2.2 2.0 12.0 0.3 69 4.7 2.9 2.3
Lower-middle-income 183,637 2.4 104,465 1.5 1.9 1.9 11.8 0.6 60 4.8 3.2 2.3
Bolivia 811 3.0 1,221 1.6 1.3 1.0 6.0 -0.8 2 2.1 0.6 4.0
Zimbabwe 2,460 2.1 119 2.7 1.5 0.7 4.8 0.9 60 1.9 2.9 9.2
Senegal 1,067 1.8 75 -6.8 0.8 1.7 4.3 0.5 6 1.7 1.7 3.1
Philippines 13,981 3.9 2,711 4.2 1.9 2.7 6.8 1.3 67 5.0 17.6 3.6
Cote d'lvoire 1,193 3.4 4,404 3.6 0.9 0.3 6.1 2.3 11 3.7 0.4 8.4
Dominican Rep. 608 5.1 331 -2.1 3.6 2.7 6.8 0.1 50 3.6 6.4 3.1
Papua New Guinea 3 1.0 1,283 1.9 1.7 -0.7 7.1 0.2 40 13.8 .
Guatemala 1,480 3.2 60 4.5 1.8 3.0 4.4 0.9 73 6.5 2.4 2.3
Morocco 7,429 1.9 916 6.5 1.3 1.4 16.7 3.1 34 6.6 4.2 1.8
Cameroon 991 1.1 2,048 1.3 1.3 2.0 2.6 0.8 4 6.0 0.2 8.5
Ecuador 1,450 3.2 498 -2.2 1.7 3.1 6.6 -1.1 34 5.0 7.1 0.9
Syrian Arab Rep. 1,404 3.8 371 11.0 0.3 1.0 16.4 2.1 45 13.1 5.0 1.1
Congo 22 2.4 755 1.9 0.7 -2.0 6.4 2.1 3 . . 0.0 8.7
El Salvador 802 2.7 37 3.7 1.9 1.6 15.2 2.7 106 1.0 8.9 10.4
Paraguay 1,605 9.1 4,087 4.4 2.0 1.8 16.5 0.5 9 3.8 0.3 2.7
Peru 2,439 2.5 2,440 0.0 2.5 2.2 8.5 1.0 41 1.2 4.1 0.7
Jordan 77 -5.1 40 11.9 0.5 -0.8 22.3 5.2 77 8.8 4.9 2.4
Colombia 3,790 3.3 4,318 3.7 2.5 2.7 11.9 2.1 90 5.5 1.1 3.8
Thailand 25,241 3.0 24,486 11.7 2.1 0.6 15.2 0.5 37 8.6 18.5 4.1
Tunisia 635 0.2 179 5.0 0.6 0.6 11.2 2.2 23 6.6 3.6 5.9
Jamaica 3 0.5 198 3.1 1.3 1.6 12.2 1.1 116 -0.2 7.6 1.7
Turkey 23,499 2.8 4,060 4.1 1.7 2.6 21.7 2.9 64 9.6 6.1 1.6
Romania 18,379 2.0 4,420 3.1 3.0 2.4 12.6 3.0 133 6.6 23.4 10.6
Poland 26,958 1.8 34,390 -1.5 3.2 1.9 18.5 0.2 205 3.0 0.5 -5.1
Panama 328 1.6 86 2.5 1.9 2.6 9.2 0.8 54 4.5 1.5 2.7
Costa Rica 246 3.4 91 5.3 2.6 2.5 8.2 0.5 203 4.5 4.1 8.2
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Production Yzelds
Cereals Roots and tubers Cereals Roots and tubers Fertilizer consumption Irrigation
Growth Growth Growth Growth Growth Share of Growth
1989 rate, 1989 rate, 1989 rate, 1989 rate, 1989 rate, agricultural rate,
(thousands 1965-89 (thousands 1965-89 (tons per 1965-89 (tons per 1965-89 (tons per 1965-89 land, 1989 1965-89
Country group of tons) (percent) of tons) (percent) hectare) (percent) hectare) (percent) hectare) (percent) (percent) (percent)
Chile 3,148 1.7 889 1.0 4.0~ 2.9 14.0 2.0 80 3.8 7.0 0.5
Botswana 76 - 1.0 7 2.1 0.3 -2.1 5.4 1.7 1 -5.2 0.0 3.5
Algeria 1,698 0.3 1,030 6.8 0.7 0.9 8.6 1.1 28 5.4 0.9 1.7
Bulgaria 9,527 1.4 553 0.9 4.4 1.8 13.8 - 0.3 195 3.0 20.3 1.3
Mauritius 2 8.5 21 4.5 3.8 2.4 20.2 2.1 330 1.1 15.0 1.0
Malaysia 1,778 1.1 510 1.1 2.7 1.1 9.4 0.6 157 8.4 7.0 1.7
Argentina 17,407 1.8 3,210 0.3 2.1 2.4 20.4 2.9 5 4.3 1.0 1.9
Iran, Islamic Rep. 10,002 3.2 1,295 9.1 1.1 2.0 13.5 -0.8 80 15.4 9.8 0.5
Albania 1,036 4.4 88 1.8 3.0 4.0 9.1 1.6 151 7.2 38.1 2.8
Angola 289 - 2.7 2,130 1.4 0.3 -4.2 4.1 1.1 7 2.5.
Lebanon 79 - 2.6 235 4.8 2.0 2.8 17.8 2.7 92 0.4 27.7 1.3
Mongolia 839 5.7 156 10.3 1.2 3.2 12.3 2.6 12 12.6 0.1 13.1
Namibia 135 2.9 265 2.1 0.6 1.1 8.8 0.0 0 . 0.0 0.0
Nicaragua 504 2.3 91 8.8 1.6 2.8 12.1 6.4 65 4.4 1.3 6.2
Yemen, Rep. .. .. .. .. .. . 0 35.5 3.0 1.2
Upper-middle-income 149,241 2.6 41,341 -1.0 2.6 2.2 12.5 -0.2 82 4.5 2.6 2.3
Mexico 21,308 3.0 1,091 3.1 2.2 2.8 14.7 2.0 73 7.1 5.2 2.2
South Africa 14,911 2.0 1,300 4.0 2.2 2.1 13.8 1.1 58 3.2 1.2 1.0
Venezuela 1,830 4.9 692 0.8 2.2 2.8 8.3 0.4 151 12.2 1.2 2.7
Uruguay 1,491 2.4 188 0.3 2.6 4.6 6.3 0.8 45 0.8 0.7 4.8
Brazil 43,943 3.4 26,693 -1.0 2.0 1.5 12.5 -0.6 43 8.3 1.1 6.8
Hungary 15,417 3.1 1,334 - 1.9 5.5 3.8 18.6 3.5 246 5.3 2.7 -0.7
Yugoslavia 16,110 1.4 2,359 -1.0 3.8 2.5 8.0 -0.1 116 3.6 1.2 1.5
Gabon 21 4.3 371 3.4 1.4 0.4 6.2 1.1 3 23.7 
Czechoslovakia 12,047 2.8 3,167 -2.3 4.9 3.0 18.6 1.1 321 2.7 4.6 3.6
Trinidad and Tobago 15 -2.3 9 - 2.3 2.6 0.0 9.3 0.4 28 -4.3 16.8 2.8
Portugal 1,859 - 0.6 1,194 -0.3 1.7 2.0 9.7 -0.6 73 2.9 14.0 0.1
Korea, Rep. 8,748 1.0 1,226 -4.5 6.0 3.2 22.7 2.0 425 3.2 61.0 0.7
Greece 5,743 3.1 1,109 3.0 4.0 3.7 20.1 2.8 175 4.3 13.0 2.8
Saudi Arabia 3,674 9.7 38 .. 4.2 5.9 15.8 .. 401 25.7 0.5 0.9
Iraq 1,497 -0.7 226 14.8 0.9 -0.3 17.5 2.7 40 16.2 27.0 1.9
Libya 322 3.9 131 12.8 0.7 3.9 7.5 2.1 37 12.9 1.6 2.2
Oman 2 -4.8 4 .. 1.4 0.4 25.3 ill11 19.6 3.9 2.5
Low- and middle-income 1,112,303 3.1 443,544 1.3 2.4 2.7 11.6 0.9 83 7.4 5.8 1.9
Sub-Saharan Africa 58,089 2.1 113,655 2.6 1.0 1.1 7.8 1.0 9 5.8 0.6 2.2
East Asia and Pacific 490,836 3.7 197,024 1.5 3.6 3.4 13.9 1.7 186 10.1 9.9 1.6
South Asia 271,760 3.1 24,884 3.6 2.0 2.7 14.0 2.0 69 10.2 27.5 2.1
Europe 130,583 2.2 52,693 -0.9 3.1 2.5 16.7 0.6 142 4.1 8.4 3.1
Middle East and N. Africa 41,342 2.0 6,603 7.5 1.4 1.5 14.5 1.5 63 9.2 5.5 0.8
Latin America and the
Caribbean 104,782 2.9 47,385 0.0 2.1 2.1 11.6 -0.1 44 6.4 2.0 2.5
Other economies 212,387 1.3 75,644 -1.0 2.0 1.6 11.9 0.3 110 6.0 3.8 3.8
High-income 545,234 2.0 68,475 -1.2 3.9 1.6 29.2 1.7 118 1.5 3.0 1.1
OECD members 542,093 2.0 67,663 -1.0 3.9 1.6 29.4 1.6 117 1.5 3.0 1.1
Other 3,141 -0.5 812 -8.0 4.2 1.5 20.6 1.3 117 1.5 3.0 1.1
Ireland 2.051 2.9 668 -4.3 5.9 2.6 25.8 -0.8 722 6.0 
Israel 208 -0.2 231 3.5 1.9 1.2 37.8 2.8 242 3.6 36.9 1.7
Spain 19,698 3.2 5,407 0.7 2.5 2.9 19.3 2.0 101 3.2 11.0 1.7
Singapore . 0 -16.2 . .. 16.8 1.1 5,600 11.7 .
Hong Kong 0 -35.1 0 -14.3 3.0 0.0 23.2 5.2 0 .. 25.0 -6.1
New Zealand 672 2.4 283 0.0 4.2 1.5 30.0 0.7 656 -0.7 2.0 5.6
Belgium' 2,300 0.8 1,750 0.3 6.2 2.5 40.7 1.3 502 -0.2 0.1 0.0
United Kingdom 22,725 2.8 6,262 -0.5 5.9 2.5 35.8 1.9 350 2.4 0.9 2.9
Italy 17,133 1.0 2.468 -2.1 3.7 2.1 19.7 2.3 151 4.2 18.3 1.0
Australia 22,551 3.2 1,054 2.2 1.7 1.5 29.7 2.6 23 -0.2 0.4 1.3
Netherlands 1,368 -1.3 6,856 2.1 6.8 3.0 41.5 1.2 642 0.6 27.5 2.2
Austria 5,009 3.3 845 -5.7 5.3 2.7 26.1 0.9 201 0.3 0.1 0.0
France 57,216 2.9 5,417 -1.9 6.1 2.8 28.5 2.3 319 2.3 3.8 2.2
United Arab Emirates 5 . 5 19.1 4.8 .. 13.3 -2.2 162 5.5 2.1 0.9
Canada 48,199 1.9 2,811 1.3 2.2 1.0 24.8 1.7 47 5.2 1.1 3.6
United States 284,357 1.9 17,322 1.0 4.5 1.7 31.3 1.7 99 1.4 4.2 1.0
Denmark 8,795 1.2 1,238 1.4 5.6 1.4 36.9 2.0 250 0.9 15.5 9.7
Germany 26,113 2.1 7,948 -4.5 5.6 2.4 37.0 1.2 384 0.4 2.8 0.9
Norway 1,180 3.2 455 -3.7 3.4 1.4 24.2 0.3 242 1.2 9.6 6.6
Sweden 5,493 1.1 1,179 -0.6 4.3 1.3 35.0 1.3 127 -0.1 3.3 7.5
Japan 14,322 -1.4 5,689 -1.7 5.7 0.7 25.0 1.4 418 1.0 54.3 -0.7
Finland 3,800 1.4 981 -1.4 3.2 1.3 22.0 0.8 210 1.6 2.4 10.0
Switzerland 1,411 2.9 770 -1.3 6.8 2.5 38.5 1.3 426 1.1 1.2 0.2
Kuwait 3 44.4 1 30.4 5.5 6.4 16.7 3.6 200 . 1.5 4.1
World 1,880,693 2.5 596,829 0.5 2.7 2.2 12.6 0.7 97 4.3 4.9 1.9
Note: Growth rates are average annual rates, a. Includes Luxembourg
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Table A.8 Nationally protected areas
protected areas Protected areas as a Share of protected Share of protected
(thousand square Number of share of total land areas totally areas partially
kilometers) protected areas area (percent) protected (percent) protected (percent)
Country group 1972 1990 1972 1990 1972 1990 1972 1990 1972 1990
Low-income 592 1,441 361 1,407 1.6 3.8 59 46 41 54
China and India 27 411 84 736 0.2 3.2 12 ll 88 89
Other low-income 565 1,031 277 671 2.3 4.1 61 61 39 39
Middle-income 778 2,215 691 1,839 1.9 5.3 70 53 30 47
Lower-midddle-income 623 1,316 377 975 2.7 5.8 71 65 29 35
Upper-middle income 156 899 314 864 0.8 4.8 67 35 33 65
Low- and middle-income 1,370 3,656 1,052 3,246 1.7 4.6 65 50 35 50
Sub-Saharan Africa 790 1,105 251 379 3.4 4.8 65 65 35 35
East Asia and the Pacific 38 611 150 857 0.4 3.9 38 37 62 63
South Asia 32 198 110 469 0.6 3.8 17 34 83 66
Europe 16 77 144 411 0.7 3.6 48 20 52 80
Middle East and North
Africa 128 427 50 126 1.1 3.7 80 38 20 62
Latin America and the
Caribbean 293 1,173 238 797 1.4 5 8 72 53 28 47
Other economies 75 247 109 231 0.3 1 1 95 97 5 3
High-income 988 3,412 1,840 3,632 2.9 10 2 49 67 51 _33
OECD members 986 2,423 1,820 3,581 3.2 7.8 48 54 52 46
Other 2 989 20 51 0.1 41.5 71 100 29 0
World, 2,434 7,354 3,012 7,152 1.6 4.9 59 60 41 40
a. Includes countries not elsewhere specified and some economies with populations under 30,000.
Table A.9 Global carbon dioxide emissions from fossil fuels and cemtent manufacture
- ~~~~~~Total emissions fromi Average Carbon dioxide emissions
fossil fuels and cement annual rate Of (tons of car-bon)
manufacture growth Per million Share of emissions from different
(million tons of carbon) 1980-89 Per capita dollars of sources 1989 (percent)
Country group 1965 1989 (percent) 1989 GDP 1989 Solid Liquid Gas Other,
Low-income 203 952 5.8 0.32 926 71 20 3 6
Chinab 131 652 5.9 0.59 1,547 82 12 1 4
Indiab 46 178 7.0 0.21 670 71 22 2 5
Middle-income 373 1,061 2.3 0.96 471 36 45 12 6
Lower-miiddle-income 176 478 2.3 0.70 551 39 42 14 5
Upper-midddle-income 198 583 2.3 1.38 421 35 48 11 6
Low- and middle-income 576 2,013 3.8 0.50 614 53 33 8 6
Sub-Saharan Africa 12 61 4.9 0.13 376 19 55 4 22
East Asia and the Pacific 157 837 5.7 0.54 934 70 22 2 6
South Asia 47 201 7.0 0.18 567 64 25 6 5
Europe 191 391 1.0 2.00 809 61 25 11 4
Middle East and North
Africa 37 189 4.3 0.76 516 2 66 23 9
Latin America and the
Caribbean 97 258 1.2 0.61 278 9 67 17 7
Other economides 535 1,089 2.0 . 37 32 28 3
High-income 1,901 2,702 0.5 3.26 186 36 45 17 2
Gerrnanyb 178 175 -1.2 2.82 147 44 39 15 2
Japanb 106 284 1.0 2.31 99 29 58 9 4
United Kingdomnb 171 155 0.1 2.72 185 44 35 18 2
United Statesb 948 1,329 1.0 5.34 259 38 43 19 1
World, 3,012 5,822 1.8 1.12 327 42 38 16 4
a. Other sources of emissions are gas flaring and cement manufacture.
b. Top six emitters of carbon dioxide; data refer to Federal Republic of Germany only.
c. Includes countries not elsewhere specified and economies with populations under 30,000.
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Table A. 10 Energy: consumption, production and resources
(millions of tons of oil equivalent, unless otherwise specified)
Average annual growth rate
(percent)
Energy resource and country group 1965 1970 1975 1980 1985 1989 1965-80 1980-89
Liquid fuels
World consumption 1,537 2,255 2,709 3,002 2,797 3,081 4.8 0.6
Low- and middle-income 247 400 554 719 751 872 7.7 2.2
Sub-Saharan Africa 12 17 21 26 28 31 4.9 2.0
East Asia and the Pacific 32 78 127 174 174 219 12.2 2.9
South Asia 17 26 32 42 54 69 5.7 5.6
Europe 40 71 110 136 124 137 9.0 0.5
Middle East and North Africa 39 56 75 110 142 159 7.3 3.8
Latin America and the Caribbean 101 141 175 217 212 240 5.5 0.8
Other economies 191 278 391 462 439 457 6.4 -0.2
High-income economies 1,095 1,568 1,750 1,801 1,589 1,733 3.7 0.1
World reserves 48,016 83,150 89,581 88,199 95,219 135,879 .
Reserves/production ratio (years) 31 36 33 28 34 44 .
World price (constant 1987 dollars per
barrel) 5.3 4.6 21.4 37.7 34.6 15.3 16.0 -13.1
Solid fuels
World consumption 1,367 1,495 1,553 1,794 2,094 2,321 1.9 3.2
Low- and middle-income 338 425 528 658 853 989 5.1 5.1
Sub-Saharan Africa 3 3 3 3 3 5 -0.1 6.2
East Asia and the Pacific 120 182 247 321 453 543 8.0 6.6
South Asia 35 37 47 66 91 116 4.7 6.5
Europe 143 162 179 204 222 231 2.5 1.9
Middle East and North Africa 1 1 3 2 3 3 7.0 4.6
Latin America and the Caribbean 7 8 11 15 20 24 5.1 5.5
Other economies 290 315 352 365 374 407 1.8 1.8
High-income economies 680 693 617 711 800 858 0.0 2.0
World reserves .. 328,000 504,000 517,000 468,000 935,000 .
Reserves/production ratio (years) . . 218 317 282 222 405
World price (constant 1987 dollars per ton) .. .. .. 53.2 60.4 38.0 -6.7
Gas
World consumption 572 848 1,017 1,253 1,471 1,681 5.0 3.8
Low- and middle-income 49 80 119 173 251 323 8.9 8.1
Sub-Saharan Africa 0 0 1 1 3 4 21.8 11.1
East Asia and the Pacific 4 4 11 17 22 35 12.6 9.3
South Asia 2 3 5 8 14 19 11.0 10.1
Europe 20 34 48 67 75 82 8.2 2.3
Middle East and North Africa 3 11 18 23 75 109 15.1 22.8
Latin America and the Caribbean 20 28 37 56 63 75 6.6 3.2
Other economies 119 155 226 316 472 550 6.5 6.9
High-income economies 404 612 668 759 740 800 3.9 0.8
World reserves 26,556 40,459 56,938 67,193 88,877 107,346 ..
Reserves/production ratio (years) 46 47 55 53 60 66 ..
Primary electricity
World production 236 316 458 616 855 985 6.8 5.6
Low- and middle-income 31 53 85 132 180 217 10.2 5.9
Sub-Saharan Africa 3 5 7 12 9 10 10.6 -1.5
East Asia and the Pacific 4 7 15 19 35 49 11.6 11.0
South Asia 5 8 11 16 19 20 8.5 2.9
Europe 6 9 14 23 30 39 9.1 7.0
Middle East and North Africa 1 2 4 6 5 5 11.9 -2.7
Latin America and the Caribbean 13 21 34 57 81 93 10.5 5.7
Other economies 23 35 41 68 104 123 6.7 7.7
High-income economies 181 227 331 413 567 641 6.0 5.2
Fuelwood and charcoal
World consumption 244 263 286 329 372 399 1.8 2.2
Low- and middle income 198 228 254 281 315 343 2.2 2.3
Sub-Saharan Africa 46 53 61 71 84 95 2.9 3.2
East Asia and Pacific 60 67 75 83 91 98 2.1 1.9
South Asia 44 50 56 62 70 76 2.3 2.3
Europe 9 13 12 8 7 7 -2.8 -1.7
Middle East and North Africa 2 3 3 3 3 4 2.6 1.3
Latin America and Caribbean 37 41 46 52 58 62 2.4 2.1
Other economies 24 20 19 19 21 19 -1.5 0.5
High-income economies 22 15 13 29 36 36 -0.1 2.3
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Key
In the main tables, economies are listed within formation on the sources, are given in World Popu-
their groups in ascending order of GNP per capita lation Projectons, 1992-93 Edition (forthcoming).
except those for which no GNP per capita can be Figures in colored bands in the tables are sum-
calculated. These are italicized, in alphabetical or- mary measures for groups of economies.
der, at the end of their group. The ranking below The letter w means weighted average; m, me-
refers to the order in the tables. dian value; f, total.
The key shows the years of the most recent All growth rates are in real terms.
census and the years of the latest demographic Data cutoff date is March 31, 1992.
survey or vital registration-based estimates. This The symbol. . means not available.
information is included to show the currentness of The figures 0 and 0.0 mean zero or less than half
the sources of demographic indicators, which can the unit shown.
be a reflection of the overall quality of a country's A blank means not applicable.
indicators. Beyond these years, demographic esti- Figures with asterisks indicate data that are for
mates may be generated by projection models, in- years or periods other than those specified.
terpolation routines, or other methods. Explana- The symbol t indicates economies classified by
tions of how World Bank estimates and projections the United Nations or otherwise regarded by their
are derived from the sources, as well as more in- authorities as developing.
Country
ranking Population Life Infant Total
Economy in tables census expectancy mortality fertility
Afghanistan 38 1979 1979 1970 1979
Albania 78 1989 1936-87 1989 1989
Algeria 72 1987 1985 1985 1984
Angola 79 1970 1984
Argentina 76 1980 1979-81 1983 1988
Australia ill 1986 1989 1989 1989
Austria 113 1981 1990 1990 1990
Bangladesh 10 1991 1989 1989 1989
Belgium 108 1981 1990 1990 1990
Benin 22 1979 1961 1977-82 1976-80
Bhutan 7 1969 1984
Bolivia 44 1976 1989 1989 1989
Botswana 71 1981 1988 1983-88 1983-87
Brazil 89 1980 1986 1986 1986
Bulgaria 73 1985 1985 1990 1990
Burkina Faso 20 1985 1976 1971-76 1961
Burundi 11 1979 1970-71 1982-86 1981-86
Cambodia 39 1982
Cameroon 53 1987 1976-80 1973-78 1985-90
Canada 116 1986 1989 1989 1989
Central African Rep. 28 1975 1970-75 1970-75 1955-59
Chad 6 1964 1963-64 1962-64 1963-64
Chile 70 1982 1989 1989 1989
China 23 1982 1986 1986 1987
Colombia 61 1985 1990 1990 1990
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Country
ranking Population Life Infant Total
Economy in tables census expectancy mortality fertility
Congo 56 1984 1974 1969-74 1969-74
Costa Rica 69 1988 1990 1990 1990
C6te d'lvoire 48 1975 1988 1978-79 1983-88
Czechoslovakia 92 1980 1989 1990 1989
Denmark 118 1981 1989 1989 1990
Dominican Rep. 49 1990 1986 1986 1986
Ecuador 54 1982 1987 1987 1987
Egypt, Arab Rep. 37 1986 1975-77 1988 1988
El Salvador 57 1971 1988 1988 1988
Ethiopia 3 1984 1988
Finland 123 1985 1990 1990 1990
France 114 1990 1989 1989 1989
Gabon 93 1981 1960-61 1960-61 1960-61
Germany 119 1987 1990 1989 1990
Ghana 27 1984 1988 1983-87 1983-87
Greece 97 1991 1985 1990 1990
Guatemala 51 1981 1987 1987 1987
Guinea 31 1983 1955 1954-55 1954-55
Haiti 24 1982 1970-71 1987 1987
Honduras 36 1988 1982 1982 1982
tHong Kong 106 1986 1985-86 1990 1990
Hungary 90 1980 1990 1990 1990
India 21 1991 1981-83 1986 1985
Indonesia 35 1990 1971-80 1986 1988-91
Iran, Islamic Rep. 77 1986 1986 1986 1971-75
Iraq 99 1987 1974-75 1974-75 1974-75
Ireland 102 1986 1990 1989 1990
tlsrael 103 1983 1990 1990 1990
Italy 110 1981 1990 1990 1990
Jamaica 64 1982 1969-71 1989 1990
Japan 122 1985 1989 1989 1989
Jordan 60 1979 1983 1983 1983
Kenya 25 1979 1977-78 1973-78 1984-89
Korea, Rep. 96 1985 1978-79 1985
tKuwait 125 1985 1987 1987 1987
Lao PDR 8 1985 1988 1988
Lebanon 80 1970 1971 1971 1971
Lesotho 34 1986 1977 1972-77 1972-77
Liberia 40 1984 1975 1981-86 1981-86
Libya 100 1984 1969 1971-75
Madagascar 14 1974-75 1984 1979-84 1975-80
Malawi 9 1987 1966-77 1977-82 1972-77
Malaysia 75 1980 1988 1988 1984
Mali 16 1987 1976 1982-86 1982-86
Mauritania 33 1988 1975 1987-88
Mauritius 74 1983 1989 1984-86 1985
Mexico 85 1990 1987 1987 1987
Mongolia 81 1989 1989 1985
Morocco 52 1982 1987 1987 1987
Mozambique 1 1980 1985 1975 1976-80
Myanmar 41 1983 1983 1983
Namibia 82 1970
Nepal 5 1991 1974-76 1986 1986
Netherlands 112 1971 1990 1990 1990
New Zealand 107 1986 1988 1989 1989
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Cou ntry
ranking Population Life Infant Total
Economy in tables census expectanctj mortaliti1 fertility
Nicaragua 83 1971 1978 1978 1978
Niger 18 1988 1978 1977-78 1959-63
Nigeria 17 1991 1985-90 1985-90
Norway 120 1980 1989 1989 1989
Oman 101 1986 1986 1986
Pakistan 26 1981 1972-81 1972-81 1985
Panama 68 1980 1970-80 1985-87 1986
Papua New Guinea 50 1990 1980 1980
Paraguay 58 1982 1982 1990 1990
Peru 59 1981 1981 1986 1986
Philippines 47 1990 1S79-81 1986 1988
Poland 67 1988 1990 1990 1990
Portugal 95 1981 1988 1989 1988
Romania 66 1977 1990 1990 1990
Rwanda 19 1978 1978 1978-83 1978-83
Saudi Arabia 98 1974 1974 1974 1974
Senegal 46 1988 1978 1981-85 1981-86
Sierra Leone 15 1985 1971 1971-75
tSingapore 105 1990 1989 1989 1989
Somalia 4 1987 1976-80 1976-80 1976-80
South Africa 86 1985 1970 1980 1976-81
Spain 104 1981 1989 1989 1989
Sri Lanka 32 1981 1980-81 1988 1982-86
Sudan 42 1983 1983 1978-83 1976-80
Sweden 121 1985 1990 1990 1990
Switzerland 124 1980 1990 1990 1990
Syrian Arab Rep. 55 1981 1976-78 1976-78 1976-80
Tanzania 2 1988 1977-78 1977-80 1977-78
Thailand 62 1990 1978 1989 1987
Togo 29 1981 1988 1983-88 1983-88
Trinidad and Tobago 94 1990 1987 1987 1987
Tunisia 63 1984 1988 1988 1988
Turkey 65 1990 1988 1988 1988
Uganda 13 1991 1991 1983-88 1983-89
* United Arab Emirates 115 1985 1980 1980 1980
United Kingdom 109 1981 1990 1990 1990
United States 117 1990 1990 1990 1990
Uruguay 88 1985 1985 1985 1985
Venezuela 87 1990 1981 1981 1986
Viet Nam 43 1989 1989 1985-89
Yemen, Rep. 84 1986-88 1979 1979 1981
Yugoslavia 91 1981 1990 1990 1990
Zaire 12 1984 1955-57 1979-84 1979-84
Zambia 30 1990 1980 1979-80 1976-80
Zimbabwe 45 1982 1988 1983-88 1983-88
Note: Economies with populations of less than 1 million are included only as part of the country groups in the main tables, but are
shown in greater detail in Box A.1. Other economies not listed in the main tables nor in Box A.1, but also included in the aggregates,
are shown in greater detail in Bcx A.2. For data comparability and coverage throughout the tables, see the technical notes.
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Introduction
This fifteenth edition of the World Development Indi- For ease of reference, only ratios and rates of
cators provides economic, social, and natural re- growth are usually shown; absolute values are gener-
source indicators for selected periods or years for 185 ally available from other World Bank publications,
economies and various analytical and geographical notably the 1991 edition of the World Tables. Most
groups of economies. Most of the data collected by growth rates are calculated for two periods, 1965-80
the World Bank are on low- and middle-income econ- and 1980-90, and are computed, unless otherwise
omies. Because comparable data for high-income noted, by using the least-squares regression method.
economies are readily available, these are also in- Because this method takes into account all observa-
cluded. Additional information may be found in tions in a period, the resulting growth rates reflect
other World Bank publications, notably the World general trends that are not unduly influenced by ex-
Bank Atlas, World Tables, World Debt Tables, and Social ceptional values, particularly at the end points. To
Indicators of Development. These data are now also exclude the effects of inflation, constant price eco-
available on diskette, in the World Bank's ~ASTARS* nomic indicators are used in calculating growth rates.
retrieval system. Details of this methodology are given at the begin-
Although every effort has been made to standard- ning of the technical notes. Data in italics indicate
ize the data, full comparability cannot be ensured, that they are for years or periods other than those
and care must be taken in interpreting the indicators. specified-up to two years earlier for economic indi-
The statistics are drawn from the sources thought to cators and up to three years on either side for social
be most authoritative, but the data are subject to con- indicators, since the latter tend to be collected less
siderable margins of error. Variations in national sta- regularly and change less dramatically over short pe-
tistical practices also reduce the comparability of data, riods of time. All dollar figures are U.S. dollars unless
which should thus be construed only as indicating otherwise stated. The various methods used for con-
trends and characterizing major differences among verting from national currency figures are described
economies, rather than taken as precise quantitative in the technical notes.
indications of those differences. The Bank continually reviews methodologies in an
The indicators in Table 1 give a summary profile of effort to improve the international comparability and
economies. Data in the other tables fall into the fol- analytical significance of the indicators. Differences
lowing broad areas: production, domestic absorp- between data in this year's and last year's edition
tion, fiscal and monetary accounts, core international reflect not only updates for the countries but also
transactions, external finance, and human and natu- revisions to historical series and changes in
ral resources. methodology.
In this edition, Table 30, Income distribution and In these notes the term "country" does not imply
ICP estimates of GDP, offers more complete country political independence but may refer to any territory
coverage of ICP data by the inclusion of extrapolated whose authorities present for it separate social or eco-
and imputed data. Note also that Table 33, Forests, nomic statistics,
protected land areas, and water resources, is comple- As in the Report itself, the main criterion used to
mented by several environmental tables in the Envi- classify economies and broadly distinguish different
ronmental Data Annex to this volume. stages of economic development is GNP per capita.
Data on external debt are compiled directly by the This year, the per capita income groups are: low-in-
Bank on the basis of reports from developing member come, $610 or less in 1990 (43 economies); middle-
countries through the Debtor Reporting System. income, $611 to $7,619 (54 economies); and high-in-
Other data are drawn mainly from the United Na- come, $7,620 or more (24 economies). One new Bank
tions and its specialized agencies, the International member, Albania, is now included in the main tables,
Monetary Fund, and country reports to the World in the middle-income group. Economies with popula-
Bank. Bank staff estimates are also used to improve tions of less than 1 million are not shown separately
currentness or consistency. For most countries, na- in the main tables, but are included in the aggregates.
tional accounts estimates are obtained from member Basic indicators for these countries and territories,
governments through World Bank economic mis- and for Puerto Rico, are in a separate table in Box A. 1
sions. In some instances these are adjusted by Bank of the technical notes.
staff to provide conformity with international defini- Further classification of economies is by geographi-
tions and concepts, and consistency and currentness. cal location, and in this edition two changes have
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occurred in the geographical groupings. "Europe" totals (indicated by t), weighted averages (w), or me-
has been separated from last year's group "Europe, dian values (m) calculated for groups of economies.
Middle East, and North Africa," and "other econ- Countries for which individual estimates are not
omies" has been moved from the bottom of the page shown, because of size, nonreporting, or insufficient
to the low- and middle-income section. Other classi- history, have been implicitly included by assuming
fications include severely indebted middle-income they follow I:he trend of reporting countries during
economies and fuel exporters. For a list of economies such periods. This gives a more consistent aggregate
in each group, see Definitions and Data Notes and measure by standardizing country coverage for each
the tables on Country Classification. period shown. Group aggregates also include coun-
Data for "other economies," which includes Cuba, tries with less than 1 million population, even though
the Democratic People's Republic of Korea, and the country-specific data for these countries do not ap-
former Soviet Union, are shown only as aggregates in pear in the tables. Where missing information ac-
the main tables because of paucity of data, differences counts for a third or more of the overall estimate,
in methods of computing national income, and diffi- however, the group measure is reported as not avail-
culties of conversion. Some selected indicators for able. The weightings used for computing the sum-
these countries, however, are included in Box A.2 of mary measures are stated in each technical note.
the technical notes. Increased World Bank data collec- Germany, recently unified, does not yet have a
tion and analysis in the former Soviet Union will re- fully merged statistical system. Throughout the ta-
sult in better coverage and reporting of these emerg- bles, data for Germany are footnoted to explain cov-
ing economies in future editions. erage; most economic data refer to the Federal Re-
The summary measures in the colored bands are public of Germany before unification, but demo-
Groups of economies
For this map, economies are classified by
income group, as they are for the tables , ,
that follow. Low-income economies are those
with a GNP per capita of $610 or less in 1990;
middle-income, $611-7,619; high-income,
$7,620 or more.
Low-income economies
_ Middle-income economies .
High-income economies
, Data not available
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graphic and social data generally refer to the unified notes outline the methods, concepts, definitions, and
Germany. As in previous editions, the data for China data sources used in compiling the tables. A biblio-
do not include Taiwan, China, but footnotes to Tables graphic list at the end of the notes details the data
14, 15, 16, and 18 provide estimates of the interna- sources, which contain comprehensive definitions
tional transactions for Taiwan, China. and descriptions of concepts used. It should also be
The table format of this edition follows that used in noted that country notes to the World Tables provide
previous years. In each group, economies are listed in additional explanations of sources used, breaks in
ascending order of GNP per capita, except those for comparability, and other exceptions to standard sta-
which no such figure can be calculated. These are tistical practices that Bank staff have identified in na-
italicized and in alphabetical order at the end of the tional accounts and international transactions.
group deemed appropriate. This order is used in all
tables except Table 19, which covers only high-in-
come OPEC and OECD countries. The alphabetical Comments and questions relating to the World De-
list in the key shows the reference number for each velopment Indicators should be addressed to:
economy; here, too, italics indicate economies with
no estimates of GNP per capita. Economies in the Socio-Economic Data Division
high-income group marked by the symbol t are those International Economics Department
classified by the United Nations or otherwise re- The World Bank
garded by their authorities as developing. 1818 H Street, N.W.
The technical notes and the footnotes to tables Washington, D.C. 20433.
should be referred to in any use of the data. These
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Population density
Population per
square kilometer 
X 0-19 S v v
20 -49 For this map, population density is calculated by
50 -199 dividing a country' spulation by its total surface area
200 or more (squarel ometers o land and inland water area). See
Table 1 for the population and area of the 125 economies
in the main tables, Box A.1 for an additional 57 reporting
E Data not available economies, and Box A.2 for 3 other economies.
Fertility and mortality
Total fertility Infant mortality Life expectancy
Births per woman Deaths per 1,000 live births Years
8 __ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 150 __ _ __ _
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Low-income economies High-income economies
Middle-income economies Other economies
Note: For explanations of terms or methods, see the technical notes for Tables 27, 28, and 32.
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Share of agriculture in GDP
Less than 6 percent
6-9:Ed percent '[iShare of agriculture in GDP is calculated by taking the ,
6 - 9 percent Q value added of an economy's agriculture sector and
10-19 percent dividing it by gross domestic product. The shares say
nothing about absolute values of production. For
20 - 29 percent economies with high levels of subsistence farming, the30 s of percent aroeusaeo thint e GDP is difficult to measure
30 percent or more because ofdfficulties in assigning subsistence farming
its appro ate value. For more details, see the technical
Data not available note or able 3.
Annual renewable water resources
Cubic meters
per capita
0 - 999
1,000 -3,999
.The average amount of water available per person per
4,000 -29,999 year is calculated by dividing a couy s annual internal
30,000 or more reeal ae eore yispplto. See Tahble30 eA.3 in the Environmental data appendix for additional
regional information on water availability; see the note
Data not available to the table for further definitions.
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Table 1. Basic indicators
GVP per capitaa n vraeana Life dl liear
Area Average anna Avrgnual expectancy Autiltrc
Population (thousands growth rate rate of inflation0a birth (percent)
(millions) ofsquare Dollars (percent) (percent) (years) Female Total-
mid-1990 kilometers) 1990 1965 -90 1965 -80 1980-90 1990 1990 1990
Lw-income conomies 3,058.3 t 37,780 t 350 w 2.9 w 8.0 w 9.6 w 62 w 52 w 40 w
China and India 1,983.2 t 12,849 t 360 w 3.7 w 3.2 w 6.8 w 65 w SO w 37 w
Other low-incomne 1,075.1 t 24,931 t 320 w 1.7 w 17.3 w 15.1 w 55w 56 w 45 w
I Mozambique 15.7 802 80 ... 36.6 47 79 67
2 Tanzaniab 24.5 945 110 -0.2 9.6 25.8 48
3 Ethiopia 51.2 1,222 120 -0.2 3.4 2.1 48
4 Somalia 7.8 638 120 -0. 1 10.2 49.7 48 86 76
5 Nepal 18.9 141 170 0.5 7.8 9.1 52 87 74
6 Chad 5.7 1,284 190 -1. 1 6.2 1.2 47 82 70
7 Bhutan 1.4 47 190 . 8.4 49 75 62
8 Lao PDR 4.1 237 200 . 49 
9 Malawi 8.5 118 200 0.9 7.4 14.7 46 
10 Bangladesh 106.7 144 210 0.7 15.9 9.6 52 78 65
1 1Burundi 5.4 28 210 3.4 5.0 4.2 47 60 50
12 Zaire 37.3 2,345 220 -2.2 24.7 60.9 52 39 28
1 3Uganda 16.3 236 220 -2.4 21.4 107.0 47 65 52
14 Madagascar 11.7 587 230 -1.9 7.7 17.1 5 1 27 20
15 Sierra Leone 4.1 72 240 0.0 7.9 56.1 42 89 79
16 Mali 8.5 1.240 270 1.7 9.0 3.0 48 76 68
17 Nigeria 115.5 924 290 0.1 14.6 17.7 52 61 49
1 8Niger 7.7 1,~267 310 -2.4 7.5 2.9 45 83 72
19 Rwanda 7.1 26 310 1.0 12.5 3.8 48 63 50
20 Burkina Faso 9.0 274 330 1.3 6.3 4.5 48 9 1 82
21 India 849.5 3,288 350 1.9 7.5 7.9 59 66 52
22 Benin 4.7 113 360 -0. 1 7.4 1.9 50 84 77
23 China 1,133.7 9,561 370 5.8 -0.3 5.8 70 38 27
24 Haiti 6.5 28 370 0.2 7.3 7.2 54 53 47
25 Kenya 24.2 580 370 1.9 7.2 9.2 59 42 3 1
26 Palcistan 112.4 796 380 2.5 10.3 6.7 56 79 65
27 Ghana 14.9 239 390 -1.4 22.9 42.5 55 49 40
28 Central Affican Rep. 3.0 623 390 -0.5 8.2 5.4 49 75 62
29 Toga 3.6 57 410 -0. 1 7.1 4.8 54 69 57
30 Zamnbia 8.1 753 420 -1.9 6.3 42.2 50 35 27
3 1Guinea 5.7 246 440 . 43 87 76
32 SriLanka 17.0 66 470 2.9 9.4 11.1 7 1 1 7 1 2
33 Mauritania 2.0 1.026 500 -0.6 7.6 9.0 47 79 66
34 Lesotho 1.8 30 530 4.9 6.7 12.7 56 
35 Indonesia 178.2 1,905 570 4.5 35.5 8.4 62 32 23
36 Honduras 5.1 112 590 0.5 5.7 5.4 65 29 27
37 Egypt,Arab Rep. 52.1 1,001 600 4.1 6.4 11.8 60 66 52
38 Afghanistan . 652 . , 42 86 7 1
39 Cambodia 8.5 181 . 50 78 65
40 Liberia 2.6 III 6.3 . 54 71 6 1
4 1Myanmnar 41.6 677 . 6 1 28 1 9
42 Sudan 25.1 2,506 . 11.5 . 50 88 73
43 Viet Nam 66.3 330 . 67 16 12
Middle-income conomies 1,087.5 t 41,139 t 2,220 w 2.2 w 21.1 w 85.6 w 66 w 27 w 22 w
Lower-middle-income 629.1 t 22,432 i 1,530 w 1.5 w 23.6 w 64.8 w 65 w 32 w 25 w
44 Bolivia 7.2 1,099 630 -0.7 15.9 317.9 60 29 23
45 Zimbahwe 9.8 391 640 0.7 5.8 10.8 61 40 33
46 Senegal 7.4 197 710 -0.6 6.3 6.7 47 75 62
47 Philippines 61.5 300 730 1.3 11.4 14.9 64 11 10
48 Cbte dIlvoire 11.9 322 750 0.5 9.4 2.3 55 60 46
49 Dominican Rep. 7.1 49 830 2.3 6.7 21.8 67 18 1 7
50 Papua New Guinea 3.9 463 860 0.1 8.1 5.3 55 62 48
51 Guatemala 9.2 109 900 0.7 7.1 14.6 63 53 45
52 Morocco 25.1 447 950 2.3 7.0 7.2 62 62 51
53 Cameroon 11.7 475 960 3.0 9.0 5.6 57 57 46
54 Ecuador 10.3 284 980 2.8 10.9 36.6 66 16 14
55 Syrian Arab Rep. 12.4 185 1,000 2.9 7.9 14.6 66 49 36
56 Congo 2.3 342 1,010 3.1 6.8 0.5 53 56 43
57 El Salvador 5.2 21 1,110 -0.4 7.0 17.2 64 30 27
58 Paraguay 4.3 407 1,110 4.6 9.3 24.4 67 12 10
59 Peru 21.7 1,285 1.160 -0.2 20.6 233.9 63 21 15
60 Jordan' 3.2 89 1.240 . 67 30 20
61 Colombia 32.3 1.139 1,260 2.3 17.5 24.8 69 14 13
62 Thailand 55.8 513 1,420 4.4 6.2 3.4 66 10 7
63 Tunisia 8.1 164 1.440 3.2 6.7 7.4 67 44 35
64 Jamnaica 2.4 11 1,500 -1.3 12.8 18.3 73f f
65 Turkey 56.1 779 1.630 2.6 20.8 43.2 67 29 19
66 Romania 23.2 238 1,640 . 1.8 70 
Note: For economies with populations of less than I million, see Box A. 1; for other economies, see Box A.2. For data comparability andcoverage. sec the technical
notes. Figures initalics arefor years otheT than those specified.
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GNPpereapitaa L ife
Area Average annual Average artawl expectancy Adult illiteracy
Population (thousands growth rate rate ofinflationa birth (percent)
(millions) ofsquare Dollars (percent) (percent) (years) Female Total
mid-1990 kilometers) 1990 1965-90 1965-80 1980-90 1990 1990 1990
67 Poland 38.2 313 1,690 54.3 71
68 Panama 2.4 77 1,830 1.4 5.4 2.3 73 12 Q
69 Costa Rica 2.8 5 1 1,900 1.4 11.2 23.5 75 7 7
70 Chile 13.2 757 1,940 0.4 129.9 20.5 72 7 7
71 Botswana 1.3 582 2,040 8.4 8.4 12.0 67 35 26
72 Algeria 25.1 2,382 2,060 2.1 10.9 6.6 65 55 43
73 Bulgaria 8.8 ill 2,250 2.2 73
74 Mauritius 1.1 2 2,250 3.2 11.8 8.8 70
75 Malaysia 17.9 330 2,320 4.0 4.9 1.6 70 30 22
76 Argentina 32.3 2,767 2,370 -0.3 78.4 395.2 71 5 5
77 Imn, Islamic Rep. 55.8 1,648 2,490" 0.1 15.5 13.5 63 57 46
78 Albania 3.3 29 72
79 Angola 10.0 1,247 46 72 58
80 Lebanon 10 65 27 20
81 Mongolia 2.1 1,565 -1.3 63
82 Namibia 1.8 824 13.4 57
83 Nicaragua 3.9 130 -3.3 8.9 432.3 65
84 Yemen, Rep. 11.3 528 48 74 62
Upper-middle-income 458.4 t 18,706 t 3,410 w 2.8 w 19.3 w 102.1 w 68 w 19 w 16 W
85 Mexico 86.2 1,958 2,490 2.8 13.0 70.3 70 15 13
86 South Africa 35.9 1,221 2,530 1.3 10.3 14.4 62
87 Venezuela 19.7 912 2,560 -1.0 10.4 19.3 70 10 12
88 Uruguay 3.1 177 2,560 0.8 58.2 61.4 73 4 4
89 Brazil 150.4 8,512 2,680 3.3 31.3 284.3 66 20 19
90 Hungary 10.6 93 2,780 2.6 9,0 71
91 Yugoslavia 23.8 256 3,060 2.9 15.2 122.9 72 12 7
92 Czechoslovakia 15.7 128 3,140 L9 72
93 Gabon 1.1 268 3,330 0.9 12.8 -1,7 53 52 39
94 Trinidad and Tobago 1.2 5 3,610 0.0 13.7 6.4 71
95 Portugal 10.4 92 4,900 3.0 11.7 18A 75 19 15
96 Korea, Rep. 42.8 99 5,400 7.1 18.4 5.1 71 f f
97 Greece 10.1 132 5,990 2.8 10.3 18,0 77 11 7
98 Saudi Ambia t4.9 2,150 7,050 2.6 17.9 -4,2 64 52 38
99 Iraq 18.9 438 - 63 51 40
100 Libya 4.5 1,760 -3.0 15.4 0.2 62 50 36
101 Oman 1.6 212 6.4 19.9 66
5
High-income economies 816.4 t 31,790 t 19,590 w 2.4 w 7.7 w 4.5 w 77 w 5 w 4 w
OECD members 776.8 t 31,243 t 20,170 w 2.4 w 7.6 w 4.2 w 77 w 5 w 4 w
tOther 39.6 t 547 t 13.8 w 26.1 w 75 w 33 w 27 w
102 Ireland 3.5 70 9,550 3.0 11.9 6.5 74
103 flsmet 4.7 21 10,920 2.6 25.2 101.4 76
104 Spain 39.0 505 11,020 2.4 12.3 9.2 76 7 5
105 tSingapore 3.0 1 11,160 6.5 5.1 1.7 74
106 tHong Kong 5.8 1 1 1,490' 6.2 S. 1 7.2 78
107 New Zealand 3.4 269 12,680 1.1 10.3 10.5 75 f f
108 Belgium 10.0 31 15,540 2.6 6.6 4.4 76 f f
109 United Kingdom 57.4 245 16,100 2.0 11.2 5.8 76 f f
110 Italy 57.7 301 16,830 3.0 11.3 9.9 77 4 3
Ill Australia 17.1 7,687 17,000 1.9 9.5 7.4 77 f f
112 Netherlands 14.9 37 17,320 1.8 7.5 1.9 77 f f
113 Austria 7.7 84 19,060 2.9 5.8 3.6 76 f f
114 France 56.4 552 19,490 2.4 8.4 6.1 77 f f
115 tUnited Arab Emirates 1.6 84 19,860 1.1 72
116 Canada 26.5 9,976 20,470 2.7 7.1 4.4 77 f -f
117 United States 250.0 9,373 21,790 1.7 6.5 3.7 76 f f
118 Denmark 5.1 43 22,080 2.1 9.3 5.6 75 f f
119 Germanyg 79.5 357 22,320' 2.4h 5.2h 2.7h 76 f f
120 Norway 4.2 324 23,120 3.4 7.7 5.5 77 f f
121 Sweden 8.6 450 23,660 1.9 8.0 7.4 78 f f
122 Japan 123.5 378 25,430 4.1 7.7 1.5 79 f f
123 Finland 5.0 338 26,040 3.2 10.5 6.8 76 f f
124 Switzerland 6.7 41 32,680 1.4 5.3 3.7 78 f f
125 tKuwait 2.1 18 -4.0 15.9 -2.7 74 33 27
451101 454V
t Economics lassified by the United Nations or otherwise r garded by their authorities a developing. a. See the technical notes. b. In all tables GDP and GNP data
covermainlandTan7aniaonly. c. InalltablesdataforJordancovertheEastBankonly. d. Reflectslast-minuterevisionsofpopulationestimate(previousestimatewas
$2,450). e. Data refer to GDR f. According to Unesco, illiteracy is less than 5 percent. g. In all tables, data refer to the unified GerTnany, unless otherwise
specified. h. Data refer to the Federal Republic of Gennany before unification.
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Table 2. Growth of production____________
Ave rage annual gr-owth rate (percent)
GDP Agriculture I1nd,4str,v Manufactuiringa Services, etc.b
_______ ~~~~~~~~~~1965 -80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90
Low-fioncoe conomies 4.w 6.1 w 2.6 w 3.9 w 7.3 w 8.2 w 6.7 w 11.1 w 6.2 w 6.5w
China and India 4.9 w 7.6 w 2.7 w 4.6 w 7.0 w 10.3 w 6.8 w 12.0 w 6.5 w 7.7 w
Other low-income 4.8 w 3.9 w 2.4 w 2.6 w 8.0 w 3.7 w 6.4 w 7.2 w 5.8 w 4.8 w
I Mozambique .. -0.7 .. 1.3 . -4.1 .... -3.2
2 Tanizania 3.9 2.8 1.6 4.1 4.2 0.0 5.6 -0.4 10.8 1.3
3 Ethiopia 2.7 1.8 1.2 -0. 1 3.5 2.9 5.1 3.1 5.2 3.7
4 Somnalia 3.5 2.4 . 3.3 . 1.0 .. -1.7 . 0.9
5 Nepal 1.9 4.6 1.1 4.8 . ...... .
6 Chadc 0.1 5.9 -0.3 2.7 -0.6 7.9 . 0.2 8.6
7 Bhutan . 7.5 . 4.8 .. 14.8 .. 15.2 . 7.4
8 Lao PDRC .. . .. 
9 Malawi 5.5 2.9 4.1 2.0 6.4 3.0 . 3.6 6.7 3.5
10 Baotgladeshc 1.7 4.3 0.6 2.6 1.5 4.9 2.8 2.8 3.6 5.8
11 Bunundi 7.1 3.9 6.6 3.1 17.4 4.5 6.0 5.5 5.2 5.4
1 2 ZaireC 1.9 1.8 . 2.5 . 2.3 . 2.3 . 1.6
1 3 Uganda 0.6 2.8 1.2 2.5 -4.3 5.5 -3.7 5.2 1.1 3.3
14 Madagascar' 1.6 1.1 . 2.4 . 1.2 . 0.3
1 5 Sierra Leone 2.7 1.5 3.9 2.6 -0.8 -1.5 0.7 -1.6 4.3 1.4
16 Malic 4.2 4.0 2.8 2.3 1.8 6.8 . 7.6 5.6
17 NNiggeria 6.0 1.4 1.7 3.3 13.1 -1.2 14.6 -1.0 5.9 2.7
18 Niec 0.3 -1.3 -3.4 .. 11.4 . 0.6
19 Rwanda' 4.9 1.0 .. -1.5 . 1.2 . 1.0 . 3.9
20 Burkina Faso . 4.3 . 3.3 . 4.4 . 2.6 . 4.9
21 India 3.6 5.3 2.5 3.1 4.2 6.6 4.5 7.1 4.4 6.5
22 Beniioc 2.1 2.8 . 3.6 . 4.8 . 5.8 . 1.8
23 China' 6.8 9.5 2.8 6.1 10.0 12.5 8 .9 d 14.4 d 11.9 9.1
24 Haiti 2.9 -0.6 . ...... .
25 Kenya 6.8 4.2 5.0 3.3 9.7 3.9 10.5 4.9 7.2 4.9
26 Pakistan 5.2 6.3 3.3 4.3 6.4 7.3 5.7 7.7 5.9 6.9
27 Gjhanac 1.3 3.0 1.6 1.0 1.4 3.3 2.5 4.0 1.1 5.7
28 Central African Rep. 2.8 1.5 2.1 2.7 5.3 3.0 . 2.9 0.0
29 Togo' 4.3 1.6 1.9 5.4 6.8 0.3 . 0.7 4.7 -0.2
30 Zamnbiuc' 2.0 0.8 2.2 3.7 2.1 0.7 5.3 3.5 1.8 0.2
31 Guineac' 
32 SriiLanka 4.0 4.0 2.7 2.3 4.7 4.6 3.2 6.3 4.6 4.7
33 Mauritania 2.1 1.4 -2.0 0.7 2.2 4.9 . 6.5 0.8
34 Lesotho 6.8 3.1 .. -0.7 . 2.9 . 13.5 . 5.6
35 Indonesiac 7.0 5.5 4.3 3.2 11.9 5.6 12.0 12.5 7.3 6.7
36 Honduras 5.0 2.3 2.0 1.8 6.8 2.4 7.5 3.7 5.7 2.4
37 Egypt, Arab Rep. 7.3 5.0 2.7 2.5 6.9 4.3 . . 13.7 6.7
38 Afghanistan ..... .
39 Cambodia .....
40 Liberia ... .
41 Myanmar ....
42 Sudan 3.8 . 2.9 .. 3.1 . 4.9
43 Pietc Nam .... .
Middle-income conomies 6.3 w 2.5 w 3.4 w 2.4 w 6.7 w 2.3 w .. 3.5 w 7.4 w 2.6 w
Lower-middle-income 5.5 w 2.6 w 3.6 w 2.5 w 5.0 w 2.8 w .... 7.7 w 2.5 w
44 Bolivia' 4.4 -0. 1 3.8 1.9 3.7 -1.7 5.4 -0.9 5.6 -0.4
45 Zimbabwe 5.0 2.9 . 2.4 . 2.4 . 2.8 . 3.4
46 Senegal' 2.3 3.0 1.4 3.1 5.5 3.5 4.5 4.8 1.9 2.9
47 Philippines' 5.7 0.9 3.9 1.0 7.7 -0.8 6.8 0.1 5.0 2.6
48 C6tedIlvoire 6.8 0.5 3.3 1.0 10.4 0.3 . . 11.8 -0. 1
49 Dominican Rep.' 8.0 2.1 6.3 1.3 10.8 2.3 8.9 0.8 7.3 2.3
50 Papua New Guinea~ 4.1 1.9 3.1 1.7 . 2.7 . 1.9 . 1.4
5 1 Guatemalac 5.9 0.8 5.1 2.6 7.3 1.9 6.5 . 5.7 2.1
52 Moroccoc 5.7 4.0 2.4 6.4 6.1 2.8 . 3.8 7.1 4.1
53 Camnerooi 5.1 2.3 4.2 1.6 7.8 3.1 7.0 10.2 4.8 2.1
54 Ecuador' 8.8 2.0 3.4 4.4 13.7 1.5 11.5 0.3 7.6 1.5
55 Syrian Arab Rep.c 9.1 2.1 5.9 -0.6 12.0 6.8 . . 10.5 1.6
56 Congo' 6.2 3.6 3.1 3.6 9.9 4.9 . 6.8 4.7 2.3
57 El1Salvador' 4.3 0.9 3.6 -0.7 5.3 -0.6 4.6 . 4.1 1.7
58 Paraguay' 7.0 2.5 4.9 3.6 9.1 -0.5 7.0 5.3 7.4 3.4
59 Perui' 3.9 -0.3 1.0 2.8 4.4 -1.2 3.8 -0.5 4.2 -0.4
60 Jordan ....
61 Colombia 5.7 3.7 4.5 3.0 5.7 5.1 6.4 3.4 6.3 2.9
62 Thailand' 7.3 7.6 4.6 4.1 9.5 9.0 11.2 8.9 7.4 7.8
63 Tunisia 6.5 3.6 5.5 2.3 7.4 2.6 9.9 6.0 6.4 4.5
64 Jamaica' 1.4 1.6 0.5 0.8 -0. 1 2.2 0.4 2.4 3.1 1.1
65 Turkey 6.2 5.1 3.2 3.0 7.2 6.2 7.5 7.2 7.6 5.2
66 Romnania . 1.2 . 0.1 . 0.7 . 2.4
Note: For data comparaiiyadcvrg setetcncl oe.Fgrsi tlc r o er other [ta ntoeseiid
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Average annual growth rate (percent)
GDP Agriculture Industry Manufacturinga Services, etc b
1965 -80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90
67 Poland0' 1.8.... .......
68 Panamac 5.5 0.2 2.4 1.9 5.9 -3.4 4.7 -. . .
69 Costa Rica' 6.3 3.0 4.2 3.2 8.7 2.9 . 3.1 5.9 3.1
70 Chile' 1.9 3.2 1.6 4.2 0.8 3.4 0.6 3.5 2.7 2.9
71 Botswana' 13.9 11.3 9.7 -4.0 24.0 13.0 13.5 5.3 11.5 11.9
72 Algeria' 3.1 . 4.3 . 2.9 . 3.0 . 2.9
73 Bulgaria . 2.6 .. -2.9 . 4.6 . 1.3
74 Mauritius 5.2 6.0 . 2.6 . 9.2 .. 10.8 . 5.1
75 Malaysia0 7.4 5.2 . 3.8 . 7.1 . 8.8 . 4.2
76 Argentina' 3.4 -0.4 1.4 1.1 3.3 -1.1 I 4.1 -0.1
77 Iran,Islamic Rep. 6.1 2.5 4.5 4.0 2.2 3.4 9.9 0.3 13.5 1.1
78 Albania .. .. .
79 Angola . . .. -0.5 .. 12.6 .. -4.6.
80 Lebanon 0' . .. .. .
-81 Mongolia . 5.6 .........
82 Namibia . 0.4 .. -1.0 .. -2.0 . 1.4 . 3.0
83 Nicaragua0 2.5 -2.2 3.8 -2.6 4.2 -4.4 5.1 -4.3 1.0 -1.0
84 Yemen, Rep.' . . ... . ..
Upper-middle-income 7.0 w 2.4 w 3.2 w 2.3 w 7.8 w 2.0 w 8.9 w 3.5 w 7.4 w 2.7 w
85 Mexico' 6.5 1.0 3.2 0.4 7.6 1.0 7.4 1.4 6.5 1.1
86 South Africa 3.7 1.3 3.0 2.6 3.0 0.0 5.6 -0. 1 4. 7 2.4
87 Venezuela0 3.7 1.0 3.9 3.1 1.5 1.5 5.8 4.2 5.8 0.5
88 Uruguay 2.4 0.3 1.0 0.0 2.9 -0.2 . 0.4 2.3 0.8
89 Brazil 9.0 2.7 3.8 2.8 10.1 2.1 9.8 1.7 9.4 3.4
90 Hfungary0 5.7 1.3 2.7 1.6 6.4 -0.5 . . 6.2 2.8
91 Yugoslavia 6.1 0.8 3.1 0.7 7.8 0.8 . .. 5.5 0.8
92 Czechoslovakia0 1.4 .. 0.3 . 2.1 . .1.4
93 Gabon' 9.5 2.3 . . ... ,.. .
94 Trinidad and Tobago 4.8 -4.7 0.0 _-6.0 5.0 -5.5 2.6 -3.0 5.3 -3.4
95 Portugal 0 5.3 2.7 .. .........
96 Korea, Rep.' 9.9 9.7 3.0 2.8 16.4 12.2 18.7 12.7 9.6 9.2
97 Greece 5.8 1.8 2.3 0.7 7.1 1.0 8.4 0.6 6.4 2.6
98 Saudi Arabia' 10.6 -1.8 4.1 14.6 11.6 -4.4 8.1 8.8 9.8 -0.3
100 Libya 4.2 .. 10.7 .. 1.2 . 13.7 .. 15.5
101 Omn'on 13.0 12.8 . 5.1 .. 13.7 .. 27.0 .. 10.5
HLog-iand ilcome ec.9 wie 3.7 29w 3.2 w 1.8 7. w 8.0 w 6.0 w 7.1 w 3. 
OECD membersnfrc 3.7w 3.1 w 1.w .7w 2.8w 3.w.1. 3.31w 4.57w 5
1 a02 Aia I aeland 7.3w 7.8 1 .w 48 08 02 0 3 24 .w 8
103 tIAsrae3l'.w 2.w 30 .3 .w 4 6.8w 43w 23
10M pin'eEstN.4ra6.7 3.1w 43 .w 63 ,w. .w 1.w 19
La5tSingaporiea&Uribn.0w 6.4 2.8w 6.92 1.9w 5.4 13.2 6.6 6.1w 7.7w
106tHereong omie 8.6 .. . . . . . __
10 ew erelande'e 2.34 1279 34 .7w 6 1.w 874 1.3w 68 1.6w
HighBeiuscme ecnme . 3.9 .10 . .2 3.2 9 2.8 . 456
109 CUnied Kngor2. 3.7w 1 -3w .17w 2w 1.3 . 3.3w 435w
103 Austraelia 6.8 3.24 3.2 2 .9 3. 7
105 Ntherlandre' 10.0 64 28 -. 11.9 5.4e 13.226.6 9.1e 7.2
107 AuewZealand3 2.4 1. 2.2 . 4.7 4 1.7 4.6 221 .3 2..1.
108 Brnelim 3.9 2.02 2.0 0 .6 02. 2 .6
109 tUnitedKingdoEmiae 2.3 4.1 9 31 .3 -8. 74.8 7 3.0
-110 Italyda 4.3 2.4 0.7 0.8 3.5 3.9 3.8 3.4 6 4 2.9
1171 nie A Stralia c 4.0 3.4 1. . 32 . .1.7129 3.33.
1128 Netenmrkads 3.9 1 .9 432.6 2.30 3.3 3.2 . . 3.0~ 1.8
113 Ausriany` 4.3 2.1 2.2 1.0 4.4 1.7 4.6 2.2 4.3 2.1
114 Forwance 4.0 2.29 . . . .
1215 SUniedraen irtes.7. -. .2 .2-8.7 2 8 2.7 - 1 .7
116 Caanad 4.6 .4 4. 0.6 0.2 3.5 3.2 3.8 53. 6.4 3.5
117 UinitdStte 0 4.7 3.4 1.0 -0. 7 17 4.32.6 4. .3 3.3 .
121 Switedeand 2.7 2.2 1. . 2... 27.. 14
125 fKuwaitc 1.6 0.7 . 18.8 . 1.0 . -0.2 . 0.6
World ~~~~~~~~~~g4.0W~ 3.2wf 1.1W 2 7w .. ...
Faelexporters,exci.lbrmertfSSft 6.6w 0.8w3.7w~l M 4.3 60w 1; 8 w . w 9w 1.w
a. Because manufacturing is generally the mosr dynamic part of the industrial sector, its growth rate is shown separately. b. Services, etc. includes unallocated
items. c. GDP and its components are at purchaser values. d. World Bank estimate. e. Data refer to the period 1970-1980. f. Data refer to the Federal Republic
.of Germany before unification.
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Table 3. Structure of production ____________
GDP Distribution of gross domestic product (percent)
(millions of dollars) Agriculture hidustry Manufacturinga Services, etc. b
1965 1990 1965 1990 j 965 1990 1965 1990 1965 1990
Low-income conomies 168,700 t 915,520 t 41 w 31 w 26 w 36 w 19 w 27 w 32 w 35 w
China and India 117,730 t 619,450 t 41 w 29 w 29 w 36 w 22 w 30 w 30 w 35 w
Other low-income 49,810 t 307,040 t 42 w 30 w 20 w 34 w 8 w . 38 w 38 w
I Mozambique 1.320 65 15 21
2 Tanzania 790 2.060 46 59 14. 12 8 10 40 29
3 Ethiopia 1,180 5,490 58 41 14 17 7 11 28 42
4 Somalia 220 890 71 65 6 9 3 5 24 26
5 Nepal 730 2,890 65 60 11 14 3 5 23 26
6 Chad' 290 1,100 42 38 15 17 12 14 43 45
7 Bhutan 280 .. 43 27 .. 10 .. 29
8 Lao PDRC 870 .. ..
9 Malawi 220 1,660 50 33 13 20 14 37 46
10 Bangladesh' 4,380 22,880 53 38 II1 15 5 9 36 46
1 1Burundi 150 1.000 .. 56 15 10 29
12 Zairec 4,040 7.540 20 30 32 33 13 48 36
13 Uganda 1,100 2,820 52 67 .3 7 8 4 35 26
14 Madagascar' 750 2,750 25 33 !4 13 . 12 61 54
15 Sierra Leone 320 840 34 32 28 13 6 6 38 55
16 Mali' 260 2,450 65 46 9 1 3 S 8 25 41
17 Nigera 5,380 34,760 55 36 2 38 5 7 33 25
18 Nigerc 670 2,520 68 36 3 13 2 S 29 51
19 Rwanda' 150 2,130 75 38 7 22 2 15 1 8 40
20 Burkina Faso 350 3.060 37 32 24 24 1 1 14 39 44
21 India 50,530 254,540 44 31 22 29 1 6 19 34 40
22 Benin 220 1.810 59 37 8 15 . 7 33 48
23 Chinac 67,200 364,900 38 27 --5 42 28d 38 d 27 3 1
24 Haiti' 350 2,760... 
25 Kenya 920 7,540 35 28 1 8 2 1 1 1 1 1 47 5 1
26 Pakistan 5.450 35,500 40 26 20 25 14 17 40 49
27 Ghanac 2.050 6.270 44 48 19 16 10 9 38 37
28 Central African Rep. 140 1.220 46 42 16 17 4 .38 41
29 Togo' 190 1.620 45 33 2 1 22 10 9 34 46
30 Zambia' 1,060 3,120 14 17 54 55 6 43 32 29
31 Guinea' 2,820 . 28 . 33 . 4 . 39
32 SriLanka 1.770 7,250 28 26 2 1 26 17 15 5 1 48
33 Mauritania 160 950 32 26 36 29 4 .32 44
34 Lesotho 50 340 65 24 5 30 1 14 30 46
35 Indonesia' 5,980 107,290 51 22 13 40 8 20 36 38
36 Honduras 460 2,360 40 23 19 24 12 16 41 53
37 Egypt, Arab Rep. 4,550 33,210 29 17 27 29 16 45 53
38 Afghanistan 970. . . .
39 Cambodia 870.
40 Liberia 270 .. 27 .40 3 .34
41 Myanmnar... ..
42 Sudan 1,330 .. 54 .9 . 4 .. 37
43 ki etNam. ... ..
Middle-income conomies 209,520 t 2,437,660 t 19 w 12 w 34 w 37 w 20 w 46 w 50 w
Lower-middle-income 108,570 t 930,020 t 22 w 17 w 3.2 w 31 w 20 w 44 w 50 w
44 Bolivia' 710 4.480 23 24 31 32 15 13 46 44
45 Zimbabwe 960 5.310 18 13 3.5 40 20 26 47 47
46 Senegal' 810 5,840 25 21 13 18 14 13 56 61
47 Philippines' 6,010 43,860 26 22 27? 35 20 25 47 43
48 C6te d'Ivoire 760 7,610 47 47 19 27 1 1 .33 26
49 Dominican Rep.' 890 7,310 23 17 22 27 16 13 55 56
50 Papua New Guineac 340 3,270 42 29 13 3 1 12 41 40
5 1 Guatemalac 1,330 7.630 . 26 . 19 .55
52 Moroeco' 2,950 25.220 23 16 23; 33 1 6 18 49 51
53 Cameroonc 810 11.130 33 27 201 28 10 13 47 46
54 Ecuadorc 1,150 10,880 27 13 22 42 1 8 23 50 45
55 Syrian Arab Rep.' 1,470 14,730 29 28 22 22 . 49 50
56 Congo' 200 2,870 19 13 19 39 . 7 62 48
57 El Salvador' 800 5,400 29 1 1 22 21 1 8 19 49 67
58 PaTagulay' 440 5,260 37 28 19 23 1 6 23 45 49
59 Pemuc 5,020 36.550 18 7 301 37 17 27 53 57
60 Jordan 3,330 .. 8 26 .. 12 .. 66
61 Colombia 5,910 41.120 27 17 27 32 19 21 47 51
62 Thailand' 4,390 80.170 32 12 22; 39 14 26 45 48
63 Tunisia 880 11,080 22 16 24. 32 9 17 54 52
64 Jamnaica' 970 3,970 10 5 32' 46 17 20 53 49
65 Turkey 7,660 96,500 34 18 25 33 16 24 41 49
66 Romania .. 34,730 .. 18 .. 48 .. .... 34
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those apecified.
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GDP Distribution of gross domestic product (percent)
(millions of dollars) Agriculture Industry Manufacturinga Services, etc. b
1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990
67 Poland' 63,590 14 36 50
68 Panama0 660 4,750 1 8 10 19 9 12 7 63 80
69 Costa Ricac 590 5,700 24 1 6 23 26 1 9 53 58
70 Chile' 5,880 27,790 9 40 24 52
71 Botswanac 50 2,700 34 3 19 57 12 6 47 40
72 Algeria' 42,150 13 47 12 4 1
73 Bulgaria 19,910 18 52 3 1
74 Maufitius 190 2,090 1 6 12 23 33 14 24 61 55
75 Malaysiac 3,130 42,400 28 25 9 47
76 Argentinac 19,410 93,260 17 1 3 42 41 33 42 45
77 Iran, Islamic Rep. 6,170 116,040 26 2 1 36 2 1 12 8 38 58
78 Albania.. ... ....
79 Angola .. 7,700 . 13 .. 44 .. 4 . 43
80 Lebanonc 1,150 .. 12 .21 .. .67
81 Mongolia .. 17 34 . .. 49
82 Namibia .. . 11 .. 38 . 5 50
83 Nicaragua' 570 25 .. 24 18 .51
84 Yemen, Rep.0 6,690 .. 20 .. 28 .8 .. 47
Upper-middle-income 103,960 t 1,520,340 t 16 w 9 w 36 w 40 w 19 w 25 w 47 w 51 w
85 Mexico0 21,640 237,750 14 9 27 30 20 23 59 61
86 South Africa 10,170 90,720 10 5 41 44 24 26 48 51
87 Venezuela' 9,930 48,270 6 6 40 50 . 20 55 45
88 Uruguay 1,810 8,220 is 11 35 34 . 28 47 55
89 Brazil 19,470 414,060 19 10 33 39 26 26 48 51
90 Hungary' 32,920 .. 12 .. 32 .. 27 56
91 Yugoslavia 11,190 82,310 23 12 42 48 .. .. 35 40
92 Czechoslovakia' 44,450 8 . 56 . . 36
93 Gabon' 230 4,720 26 9 34 49 7 7 40 42
94 Trinidad and Tobago 690 4,750 8 3 48 48 .. 13 44 49
95 Portugal' 3,740 56,820 .. .... ... ..
96 Korea ,Rep.' 3,000 236,400 38 9 25 45 18 31 37 46
97 Greece 5,270 57,900 24 17 26 27 16 14 49 56
98 Saudi Arabia' 2,300 80,890 8 8 60 45 9 9 31 48
99 Iraq 2,430 .. 18 .. 46 .. 8 .. 36
100 Libya 1,500 .. 5 .63 .. 3 .33
101 Oman' 60 7,700 61 3 23 80 0 4 16 18
High-itncomeddeonomic 1432,490g t1,316,290 t 59 7w .'w 4 w 37 320w. w 54 w 4
OECD-mebersnfrc 1327,402t 15 2,93410t 50w 43Z w 2 ~ 320ww 54., 3w 
tOther ecnoie .. 
102 Ireland 2,690 42,500 . ... .... ...
103 tlsrael' 3,590 53,200 .... ... .
104 Spain' 24,020 491,240 . .... ... .
105 tSingapore0 970 34,600 3 0 24 37 15 29 74 63
106 tHong Kong 2,150 59,670 2 0 40 26 24 18 58 73
107 New Zealand' 5,640 42,760 .. 9 .. 27 .. 19 .. 65
108 Belgium' 16,600 192,390 .2 . 31 . 23 .. 67
109 United Kingdom 100,690 975,150 3 .46 .34 .. 51
110 Italyc 66,880 1,090,750 .. 4 .. 33 .. 23 .. 63
111 Australia0 24,220 296,300 9 4 39 31 26 15 51 64
112 Netherlands' 19,890 279,150 .. 4 . 31 .. 20 .. 65
113 Austria' 9,480 157,380 9 3 46 37 33 27 45 60
114 Francec 99,300 1,190,780 .. 4 . 29 .. 21 .. 67
115 1-United Arab Emirates .. 28,270 .. 2 .. 55 .. 9 .. 43
116 Canada 52,870 570,150 6 .. 40 .. 26 .54
117 United States0 701,380 5,392,200 3 .. 38 .. 28 .. 59
118 Denmark 10,180 130,960 9 5 36 28 23 19 55 67
119 Genrmany`e 114,790 1,488,210 4 2 53 39 40 31 43 59
120 Norway 7,080 105,830 .. .... ... ...
121 Sweden 21,980 228,110 .. 3 .. 35 .. 24 .. 62
122 Japan0 91,290 2,942,890 10 3 44 42 34 29 46 56
123 Finland 8,320 137,250 16 6 37 36 23 23 47 58
124 Switzerland0 13,920 224,850 . .... ... ..
125 tKuwaitc 2,100 23,54-0 0 1 70 56 3 9 29 43
a. Because manufacturing is enerally the most dynamic part of the industrial sector, its hare of GDP is shown separately. b Services, etc. includes unallocated
items. c. GDP and its components are atpurchaservalues. d. World Bank estimate. e. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification.
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Table 4. Agriculture and food
Fertilizer conlsumptionl Are rage index of
Value added in agriculture Food aid in cereals (hundreds of grams fond production
(millions of current Cereal imports (thousands of of plant nutrient per per capita
dollars) _ (thousands of met ric tons) metric ions) hectare ofarable land) (19 79 81 =100)
19 70 1990 19 74 1990 !974175 1989/90 1970/71 1989/90 1988-90
o-noeeonio-niies 84,469 t287,958 t 26,538 t 35,748 t 6,643 t 6,599 t 178 w 946 w 119 w
China and India 55,737 t 178,4471t 11,294 t 14,166 t 1,582 t 5401t 241 w 1,383 w 127 w
Other low-income 28,323 i 109,352 t 15.243 t 21,582 t .5,06I t 6,059 t 91 w 394 w 105 w
I Mozumbique . 854 62 416 34 493 22 8 81
2 Tanzania 483 1,444 431 73 148 22 31 93 88
3 Ethiopia 931 2,271 118 687 54 538 4 70 84
4 Somalia 170 585 42 194 II1 90 27 26 94
5 Nepal 579 1,743 18 2 1 6 27 256 115
6 Chadu 142 416 37 36 20 27 7 15 85
7 Bhutan .. 119 3 1 1 .6 .. 93
8 Lao PDRa 53 54 8 29 2 3 114
9 Malawi 119 554 17 115 0 175 52 227 83
10 Bangladesh0 3.650 8,721 1,866 1.726 2,076 1,134 157 993 96
I1I Burutndi 159 557 7 17 6 2 5 35 92
12 Zaire0 721 2,649 343 336 1 107 6 1 0 97
13 Uganda 929 1,880 36 7 . 35 14 1 95
14 Madagascar' 243 906 114 183 7 3 1 6 1 36 88
15 Sierr-a Leone 108 265 72 146 10 37 17 3 89
16 Malia 207 1.125 281 61 107 38 31 54 97
17 Nigeria 4,787 12,582 389 502 7 .. 2 121 106
18 Niger0 420 744 155 86 73 35 1 8 71
19 Rwanda' 135 812 3 21 19 7 3 14 77
20 Burkina Faso 121 970 99 145 28 44 3 58 114
21 Indiu 23.916 78.099 5.261 447 1,582 456 137 687 119
22 Benin' 8 126 9 13 36 1 8 112
23 China0 31.821 100.348 6.033 13.719 . 84 410 2,619 133
24 Haiti . . 83 236 25 179 4 41 94
25 Kenya 484 2.131 1 5 188 2 62 238 481 106
26 Pakistan 3.352 9.165 1.274 2.048 584 428 146 890 101
27 Ghanau 1.030 2.980 177 337 33 73 1 1 3 1 97
28 Central African Rep. 60 515 7 37 1 4 12 4 91t
29 Togo' 85 533 6 III 11 11 3 83 88
30 Zambiaa 191 521 93 100 5 3 73 166 103
31 Guinea'. 776 63 210 49 25 44 1 1 87
32 SriLanka 627 1.910 951 996 271 231 555 1,015 87
33 Mauritania 58 248 115 205 48 72 1 1 116 85
34 Lesotho 23 . 48 97 14 30 10 144 86
35 Indonesia' 4,340 23,368 1.919 1.828 301 39 133 1,166 123
36 Honduras 212 546 52 162 3 1 134 156 185 83
37 Egypt, Arab Rep. 1.942 5,771 3.877 8.580 610 1.210 1,312 4.043 118
38 Afghanistan . .5 322 10 145 24 69 85
39 Cambodia . 223 20 226 1 1 II . 165
40 Liberia 91 . 42 70 3 28 63 107 84
41 Myanmar .. .. 26 .. 9 . 21 86 93
42 Sudan 757 .. 125 586 46 335 28 39 71
43 /i et Nam .. . 1.854 204 64 72 513 841 127
Middle-incomie economies 49,480 i 290,333 t 39,283 t 77,607 t 1.284 t 4,483 t 363 w 693 w 102 w
Lower-middle-income 28,936 t 154,202 t 21,082 t 38,669 t 1,013 t 4,122 1 300 w 601 w 98 w
44 Boli-via0 202 1.069 209 147 22 93 7 23 109
45 Zimbabwe 214 688 56 83 . 13 446 604 94
46 Senegal' 208 1,199 341 534 27 61 17 55 102
47 Philippines0 1.975 9,686 817 2.545 89 59 287 674 84
48 C6te dIlvoire 462 3,554 172 502 4 26 74 113 101
49 Dominican Rep.0a 345 1,273 252 662 16 6 334 504 90
50 Papua New Guinea' 240 942 7 1 222 . 0 58 399 103
51 Guatemala' 1,978 138 383 9 155 298 728 91
52 Morocco 789 3.963 891 1,578 75 219 117 344 128
53 Cameroon' 364 2,964 81 398 4 .. 34 41 89
54 Ecuadora 401 1,435 152 474 13 38 133 338 100
55 Syran Arab Rep.a 435 4.091 339 2.091 47 22 68 454 80
56 Congo0 49 380 34 94 2 7 525 32 94
57 El Salvador0 292 605 75 176 4 249 1,043 1,064 97
58 Paraguay0 191 1,462 71 2 10 3 98 89 116
59 Peru' 1.351 2.420 637 1.562 37 194 300 411 too
60 Jordan .. 252 171 1.491 79 250 87 771 100
61 Colombia 1,806 6.876 502 880 28 7 287 902 104
62 Thailand0 1.837 9,948 97 387 .. 95 59 365 106
63 Tunisia 245 1,807 307 1.439 59 479 76 232 87
64 Jamaica0 93 209 340 262 1 165 873 1,156 95
65 Turkey 3.383 17,485 1.276 3.177 16 13 157 645 97
66 Romania .. 6,255 1.381 1,137 .. 565 1,332 92
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics ar-e fo er other than those specified.
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Fertilizer consumption Average index of
Value added in agriculture Food aid in cereals (hundreds ofgrams foodproduction
(millions ofcurrent Cereal imports (thousands of ofplant nutrientper per capi ta
dollars) (thousands ofmetric tons) metric tons) hectare ofarable land) (19 79-81 = 100)
1970 1990 1974 1990 1974175 1989190 1970171 1989190 1988-90
67 Poland . . 8,775 4,185 1,550 . 1,582 1,678 2,052 109
68 Panama' 149 482 63 125 3 I 387 541 90
69 Costa Rica 222 915 110 326 1 60 1,001 2,027 91
70 Chilea 557 1,737 247 323 4 322 800 113
-71 Botswana' 28 75 21 87 5 5 15 7 75
72 Algeria' 492 5,288 1,816 5,185 54 1 1 163 283 96
73 Bulgaria' . . 3,486 649 475 1,411 1,946 96
74 Mauritius 30 257 160 210 22 9 2,095 3,302 100
75 Malaysia' 1,198 1,023 2,582 1 1 436 1,572 147
-76 Argentinaa 2,693 12,405 0 4 26 46 93
77 Iran, Islamic Rep. 2,120 24,494 2,076 6,250 22 60 797 104
78 Albania 48 148 736 1,506 92
79 Angola 997 149 272 113 33 74 8 1
80 Lebanon' 136 354 356 26 16 1,354 917 135
-81 Mongolia' 28 57 22 124 86
82 Namibia 187 4 93
83 Nicaragua' 199 44 177 3 57 215 648 58
-84 Yemen, Rep.' 1,376 306 2,001 33 I 11
Upper-middle-income 21,267 t 140,171 t 18,200 t 38,938 t 271 t 361 t 459 w 824 w 109 w
85 Mexico' 4,462 21,074 2,881 7,648 341 232 728 102
86 South Africa 1,292 4,594 127 876 422 575 87
87 Venezuela' 835 2,671 1,270 1,603 170 1,507 96
88 Uruguay 378 893 70 55 6 485 454 109
-89 Brazil 4,388 42,288 2,485 3,421 31 20 186 430 115
90 Hungary' 1,010 4,091 408 503 1,497 2,463 113
91 Yugoslavia 2,212 9,641 992 1,407 770 1,155 95
92 Czechoslovakia 3,979 1,296 205 2,404 3,213 119
93 Gabon' 60 431 24 57 27 84
-94 Tfinidad and Tobago 40 124 208 295 880 275 87
95 Portugala 1,861 1,725 326 727 106
96 Korea, Rep.' 2,311 21,364 2,679 9,087 234 2,450 4,250 106
97 Greece 1,569 8,234 1,341 588 861 1,752 103
98 Saudi ArabiO 219 6,150 482 5,273 54 4,008 189
99 Iraq 579 870 2,834 34 395 92
100 Libya 93 612 2,290 62 367 78
-101 Oman 40 52 338 1,108
High-income economies 77,501 t 73,739 t 73,797 t 53 t 1,022 w 1,218 w 100 w
OECD members 76,637 t 68,356 t 62,607 t 1,017 w 1,206 w 101 w
tOther 5,383 t 11,190 t 53 t 2,192 w 4,019 w 80 w
102 Ireland 559 640 367 3,067 7,225 109
103 tlsrael' 295 IJ76 1,802 53 1,401 2,425 95
104 Spain' 18,537 4,675 3,020 593 1,009 112
105 tSingapore' 44 97 682 737 2,500 5,600 69
06 tHong Kong 62 181 657 754 80
107 New Zealanda 913 92 279 7,745 6,558 102
108 Belgiuma 3,136 4,585b 4,597b 5,648 5,018 108
109 United Kingdom 2,981 10,735 7,540 3,084 2,631 3,502 105
Ito italya 8,387 30,542 8,101 6,699 896 1,507 94
III Australiaa 2,277 2 41 232 226 95
112 Netherlands' 1,850 9,940 7,199 6,899 7,493 6,424 ill
113 Austria' 992 3,915 164 92 2,426 2,008 106
114 Francea 33,598 654 922 2,435 3,192 103
115 tUnited Arab Emirates 481 132 576 1,615
116 Canada 3,224 1,513 840 191 472 108
117 United Statesa 27,856 460 2,217 816 985 92
119 Denmark 882 4 462 140 2,234 2,503 126Id 91367119 Germanya 5,95 1 207' 9,985 5,389 3,844 3,705 112'
120 Norway 624 2,551 713 379 2,443 2,420 100
121 Sweden . . 5,426 300 116 1,646 1,271 99
122 JapaTi' 12,467 74, 0&5 19,557 27,008 3,547 4,179 101
123 Finland 1,205 6,436 222 46 1,822 2,102 105
124 Switzetiand 1,458 450 3,831 4,262 101
125 tKuwaita 8 238 101 427 2,000
239 431 t 123074t -79811,14 ILAWW 491 w 074 i
164 050 i 193
a. Value added in agriculture data are at purchaser values. b. includes Luxembourg. c. Value added in agriculture data refer to net domestic product at factor
ost. d. DatarefertotheFederalRepublicofGermanybeforeunification.
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Table 5. Commercial energy ____________
Energy consumption Energy imports
Average annual growth rate (percent) per capita (kilograms as a percentage of
Energy production Energy consumption of oil equivalent) merchandise xports
1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965 1990 1965 1990
Low-income conomies 10.0 w 4.7 w 8.2 w 5.5 w 124 w 339 w 7.0 w 4.0 w
China and India 9.1 w 5.8 w 8.8 w 5.7 w 146 w 440 w 8.0 w 3.0 w
Other low-income 12.2 w 1.7 w 5.7 w 4.3 w 76 w 153 w 7.0 w 6.0 w
1 Mozambique 19.8 -43.2 2.2 2.4 81 85 13.0 2.0
2 Tanzania 7.3 3.2 3.7 2.0 37 38 .. 4.0
3 Ethiopia 7.5 5.5 4.1 3.5 10 20 8.0 25.0
4 Somalia .. .16.7 2.0 1 1 64 9.0 8.0
5 Nepal 18.4 10.7 6.2 9.2 6 25 . 2.0
6 Chad . 6.6 0.3 12 17 23.0 6.0
7 Bhutan .. .... . 13 
8 Lao PDR . 0.5 4.2 1.8 24 39 
9 Malawi 18.2 4.4 8.0 1.0 25 41 7.0 17.0
10 Bangladesh .. 12.1 . 7.9 . 57 . 4.0
1 1 Burundi . 7.2 6.0 7.3 5 2 1 11.0 1.0
12 Zaire 9.4 3.1 3.6 1.7 75 71 6.0 4.0
13 Uganda -0.5 3.3 -0.5 4.7 36 27 1.0 0.0
14 Madagascar 3.9 7.4 3.5 1.8 34 40 8.0 2.0
15 Sierra Leone . 0.8 -0. 1 109 77 11.0 4.0
1 6 Mali 38.6 6.6 7.0 2.1 14 24 16.0 2.0
1 7 Nigeria 17.3 0.2 12.9 4.8 34 138 7.0 4.0
18 Niger .. 11.3 12.5 2.3 8 40 9.0 2.0
1 9 Rwanda 8.8 4.4 15.2 3.1 8 4 1 10.0 2.0
20 Burkina Faso . 10.5 1.1 7 17 11.0 2.0
21 India 5.6 7.0 5.8 5.9 100 231 8.0 24.0
22 Benin . 8.1 9.9 3.8 2 1 46 14.0 6 0
23 China 10.0 5.5 9.8 5.6 178 598 . 3.0
24 Haiti . 5.9 8.4 2.0 23 53 . 2.0
25 Kenya 13.1 6.8 4.5 1.1 110 100 20.0 4.0
26 Pakistan 6.5 6.5 3.5 6.5 135 233 7.0 21.0
27 Ghana 17.7 -5.1 7.8 -4.1 76 68 6.0 4.0
28 Central African Rep. 6.7 2.6 2.2 3.5 22 30 7.0 2.0
29 Togo 2.9 . 10.7 0.7 27 51 6.0 12.0
30 Zambia 25.7 1.7 4.0 1.1 464 379 
31 Guinea 16.5 4.0 2.3 1.5 64 73 . 4.0
32 Sri Lanka 10.4 8.7 2.2 5.1 106 179 6.0 5.0
33 Mauritania . 9.5 0.2 48 114 2.0 18.0
34 Lesotho .. . 0 0 a a
35 Indonesia 9.9 1.0 8.4 4.1 91 272 3.0 6.0
36 Honduras 14.0 4.7 7.6 2.1 III 198 5.0 3.0
37 Egypt, Arab Rep. 10.7 4.8 6.2 5.0 313 598 11.0 10.0
38 Afghanistan 15.7 2.4 6.6 8.3 30 90 8.0 1.0
39 Cambodia . 4.9 7.6 2.5 19 59 
40 Liberia 14.6 1.8 7.9 -4.1 179 169 6.0 2.0
41 Myanmnar 8.4 4.4 4.9 4.8 39 82 4.0 4.0
42 Sudan 17.8 2.1 2.0 0.7 67 58 5.0 3.0
43 Viet Nam 5.3 2.5 -2.6 2.6 97 100 . 1.0
Middle-income economies 5.1 w 1.9 w 6.1 w 3.6 w 712 w 1,357 w 8.0 w 14.0 w
Lower-middle-income 4.9 w 4.7 w 6.0 w 3.6 w 579 w 1,025 w 7.0 w 23.0 w
44 Bolivia 9.5 0.5 7.7 -0.4 156 257 1.0 2.0
45 Zimbabwe -0.7 3.8 5.2 1.2 441 525 . 0.0
46 Senegal . -1.2 -0.5 342 156 8.0 10.0
47 Philippines 9.0 7.5 5.8 2.3 158 215 12.0 17.0
48 C6te d'Ivoire 11.1 -0. 1 8.6 2.7 101 173 5.0 2.0
49 Dominican Rep. 10.9 4.4 11.5 2.4 127 336 7.0 13.0
50 Papua New Guinea 13.7 5.9 13.0 2.4 56 233 7.0
5 1 Guatemala 12.5 4.9 6.8 0.6 150 171 9.0 60
52 Morocco 2.5 1.1 7.9 2.9 124 247 5.0 25.0
53 Cameroon 13.0 11.9 6.3 4.5 67 147 6.0 2.0
54 Ecuador 35.0 2.7 11.9 4.4 162 678 11.0 3.0
55 Syrian Arab Rep. 56.3 6.8 12.4 4.0 212 913 13.0 3.0
56 Congo 41.1 7.5 7.8 3.4 90 213 8.0 0.0
57 El Salvador 9.0 3.8 7.0 2.3 140 233 6.0 13.0
58 Paraguay .. 13.5 9.7 5.1 84 232 14.0 26.0
59 Peru 6.6 -1.5 5.0 1.5 395 509 3.0 9.0
60 Jordan . 9.3 5.8 393 994 42.0 49.0
61 Colombia 1.0 11.2 6.0 3.3 412 811 1.0 4.0
62 Thailand 9.0 26.2 10.1 7.2 82 352 11.0 10.0
63 Tuniuia 20.4 0.1 8.5 4.6 170 520 12.0 14.0
64 Jamaica -0.9 4.4 6.1 -1.5 703 931 12.0 24.0
65 Turkey 4.3 8.5 8.5 6.9 257 857 12.0 28.0
66 Romania 4.3 0.5 6.6 1.3 1,536 3,623 .
Note: For data comparability and coverage, uee the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Energy consumption Energy imports
Average annual growth rate (percent) per capita (kilograwn as a percentage of
Energyproduction Energy consumption ofoil equivalent) merchandise xports
1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965 1990 1965 1990
67 Poland 4.0 1.1 4.8 1.2 2,027 3,416 .
68 Panama 6.9 10.3 -1.2 0.0 3,065 1,694 61.0 54.0
69 Costa Rica 8.2 6.6 8.8 3.8 267 622 8.0 5.0
70 Chile 1.8 3.1 3.0 2.9 652 887 5.0 9.0
71 Botswana 8.8 2.6 9.5 3.1 191 425 a a
72 Algeria 5.3 5.9 11.9 17.8 226 1,956 0.0 2.0
73 Bulgafia 1.3 3.1 6.1 1.7 1,788 4,945
74 Mauritius 2.1 8.5 7.2 3.5 160 394 6.0 1.0
75 Malaysia 36.9 14.4 6.7 7.8 313 974 11.0 4.0
76 Argentina 4.5 3.3 4.3 3.5 975 1,801 8.0 5.0
77 Iran,IslamicRep. 3.6 5.8 8.9 4.5 524 1,026 0.0 3.0
78 Albania 9.4 1.7 7.1 3.1 420 1,152 .
79 Angola 19.9 12.5 5.3 2.5 114 203 2.0 1.0
80 Lebanon 2.0 -1.5 2.0 4.1 713 968 50.0 7.0
81 Mongolia 10.3 3.0 9.6 3.1 461 1,277 .
82 Namibia .. .. .. .. .. .. a a
83 Nicaragua 2.6 2.6 6.5 2.9 172 261 6.0 6.0
84 Yemen, Rep. . .. 21.0 23.8 6 234 .. 10.0
Upper-middle-income 5.1 w 0.4 w 6.1 w 3.6 w 884 w 1,818 w 8.0 w 12.0 w
85 Mexico 9.7 1.3 7.9 1.2 605 1,300 4.0 4.0
86 South Africa 5.1 4.3 4.3 3.1 1,744 2,447 lo .a l oa
87 Venezuela -3.1 0.2 4.6 2.1 2,319 2,582 0.0 2.0
88 Uruguay 4.7 7.9 1.3 0.5 765 821 13.0 12.0
89 Brazil 8.6 7.9 9.9 4.9 286 915 14.0 14.0
90 Hungary 0.8 1.1 3.8 1.4 1,825 3,211 12.0 11.0
91 Yugoslavia 3.5 3.5 6.0 3.8 898 2,409 7.0 21.0
92 Czechoslovakia 1.0 0.5 3.2 0.8 3,374 5,081 .
93 Gabon 13.7 3.6 14.7 2.5 153 1,158 3.0 0.0
94 Trinidad and Tobago 3.8 -3.3 3.6 1.4 4,492 5,940 59.0 5.0
95 Portugal 3.6 3.1 6.5 2.8 506 1,507 13.0 16.0
96 Korea, Rep. 4.1 10.4 12.1 8.1 238 1,898 18.0 12.0
97 Greece 10.5 6.4 8.5 2.7 615 2,092 29.0 14.0
98 SaudiArabia 11.5 -4.2 7.2 9.3 1,759 5,033 0.0 0.0
99 Iraq 6.2 7.5 7.4 5.3 399 774 0.0 0.0
100 Libya 0.6 -1.7 18.2 7.1 222 3,399 2.0 2.0
101 Oman 16.0 8.9 30.5 10.7 14 2,648 1.0
HLigh-income conomies 2.3 w 1.7 w 3.1 w 1.4 w 3,566 w 5,1S8 w 11.0 w 10.0 w
OECD members 2.2 w 1.8 w 3.0 w 1.5 w 3,649 w 5,179 w 11.0 w 10.0 w
tOther 3.2 w 1.6 w 7.0w -0w 1,208 w 4,292 w 7.0 w 10.0 w
102 Ireland 0.1 2.7 3.9 0.5 1,504 2,653 14.0 5.0
103 tlsrael -15.2 -8.9 4.4 2.3 1,574 2,050 13.0 10.0
104 Spain 3.6 2.8 6.5 1.5 901 2,201 31.0 19.0
105 tSingapore .. .. 5.7 5.8 2,214 5,685 17.0 15.0
106 tHongcKong e. , 7 .5 3.9 584 1,717 6.0 6.0
107 New Zealand 4.7 6.4 3.6 5.4 2,622 4,971 7.0 6.0
108 Belgium . ...... 2,807...
109 United Kingdom 3.6 0.7 0.9 0.8 3,483 3,646 13.0 7.0
110 Italy 1.3 0.8 3.7 0.9 1,564 2,754 16.0 13.0
104 Australia 10.5 6.0 5.0 2.2 3,287 5,041 10.0 6.0
112 Netherlands 15.4 -3.5 5.0 1.3 3,134 5,123 12.0 10.0
113 Austgia 0.8 -0.2 4.0 1.5 2,060 3,503 10.0 7.0
114 France -0.9 6.9 3.7 1.1 2,468 3,845 16.0 10.0
115 tUnited ArabEmirates 14.7 4.0 36.6 13.9 126 10,874 1.0
116 Canada 5.7 3.5 4.5 2.1 6,007 10,009 7.0 5.0
117 United States 1.1 0.8 2.3 1.5 6,535 7,822 8.0 16.0
118 Denmark 2.6 38.2 2.3 -0.1 2,911 3,618 13.0 7.0
119 GeFranyb -0.9 0.0 3.0 0.3 2,478 3,491 8.0 6.0
120 Norway 12.4 7.6 4.1 1.9 4,650 9,083 11.0 3.0
121 Sweden 4.9 4.5 2.5 1.7 4,162 6,347 12.0 7.0
122 Uapan -0.4 4.2 6.1 2.1 1,474 3,563 19.0 16.0
123 Finland 3.8 4.8 5.1 3.0 2,233 5,650 11.0 10.0
124 Switzerland 3.7 1.1 3.1 1.5 2,501 3,902 8.0 4.0
125 tKuwalt -1.6 1.6 -0.1 5.0 16,781 6,414 0.0 0.0
a. Figures for the South African Customs Union comprising South Africa, Namibia, Lesotho, Botswana, and Swaziland are included in South African data; trade among
the component territories is excluded. b. Data refer to Federal Republic of Germany before unification.
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Table 6. Structure of manufacturing____________
Distribut,on of manufacturing value added (percent, current prices)
Value added in Food, Machinery
manufacturing (millions of beverages, Texttlrs and and transp'ort
current dollars) and tobacco clothing equipment Chemicals Othera
1970 1989 1970 1989 1970 1989 1970 1989 19 70 1989 1970 1989
Lo-nome conomes 4--3-,345 t 24-3,089 - -- -
China and India 35,483 t 190,090t
Other low-income 7,264t
I Mozambique ... 51 .. 13 .. 5 .3 .. 28
2 Tanzuniu 118 212 36 .28 .. 5 .. 4 .26
3 Ethiopiu 149 594 46 48 31 19 0 2 2 4 21 28
4 Somalia 27 47 88 . . 6 . . 0 I.1 . 6
5 Nepal 32 151 .. 35 .. 25 .. 2 .. 8 . 30
6 Chud' 51 178 . .
7 Bhutan .. 19.
8 Luo PDRb ...
9 Malawi shb 182 51 17 3 10 20
10 Bangladesh 527 1,730 30 23 47 36 3 5 11 18 10 18
11 Burundi 16 102 53 25 0 6 16
12 Zaireb .. 986 38 16 7 10 29
13 Uganda 158 123 40 20 2 4 34
14 Madagascar t ' .. 36 28 6 7 23
15 Siert-a Leone 22 60 
16 Malb 25 153 36 40 4 5 14
17 Nigeri 426 2.365 36 26 I6 31
18 Nier 30 124 
19 Rwandab 8 320 86 .. 0 .3 .. 2 .. 8
20 Burkina Faso 65 360 69 .. 9 .2 .I .. 19
21 India 7,928 44.445 13 11 21 12 20 26 14 17 32 33
22 Beninb 
23 Chin b 27,555c 145,646c . 12 . 14 . 26 . 12 .. 36
24 Huiti .. 
25 Kenya 174 832 33 41 9 10 16 11 9 9 33 29
26 Pakistan 1,462 5,923 24 30 38 19 6 8 9 16 23 27
27 Ghanab 252 525 34 16 4 4 41
28 Central African Rep. 12 .
29 Togob 25 114 
30 Zambiab 181 1,588 49 40 9 13 5 8 10 II 27 28
31 Guineab 108 
32 Sri Lanka 369 969 26 52 19 20 10 2 11 3 33 23
33 Mauritania 10 .
34 Lesotho 3 49 
35 Indonesiab 994 17.272 65 . 14 . 2 . 6 . 13
36 Honduras 91 461 58 49 10 7 1 3 4 5 28 36
37 Egypt, Arab Rep, 17 31 35 16 9 9 12 8 27 35
38 Afghanistan ...
39 Cambodia ..
40 Liberia 15 .
41 Myvanmar ....
42 Sudan 140 39 34 3 5 .. 19
43 Viet Nam ...
Middle-income econtomies 67,652 1 573,015t
Lower-middle-income 28,385 
44 Boiviab 135 585 33 37 34 8 1 1 6 6 26 47
45 Zimbabwe 293 1,384 24 31 16 16 9 10 11 11 40 32
46 Senegalb 141 609 51 . . 19 .. 2 .6 . . 22
47 Philippinesb' 1,665 10,728 39 41 8 8 8 9 13 10 32 32
48 C6te d'Ivoire 149 . 27 . 16 . 10 . 5 . 42
49 Dominican Rep. b 275 925 74 . 5 I .6 .14
50 Papua New Guineab 35 392 23 I 35 .4 .37
51 Guatemalab'. 42 43 14 9 4 3 12 16 27 28
52 Moroccob 641 3,932 
53 Cameroonb 119 1,447 50 . 15 4 3 27
54 Ecuador~ 305 2.298 43 33 14 13 3 7 8 9 32 39
55 SynanAtbRe. b 37 32 40 22 3 5 2 5 20 36
56 Congo5 r Rep 173 65 .. 4 .. I .. 8 .22 -
57 El Salvadorb 194 1,042 40 .. 30 .. 3 .. 8 . 18
58lParaguayb 99 933 56 .. 6 .. I .. 5 21
59 Perub 1,430 7,730 25 28 14 14 7 11 7 9 47 38
60 Jordan .. 443 21 22 14 4 7 2 6 11 52 61
61 Cotombi8 1,487 8.177 31 32 20 15 8 10 it 13 29 30
62 Thailand0 1,130 17,635 43 29 13 18 9 13 6 7 29 33
63 Tunisia 121 1,460 29 17 18 21 4 5 13 9 36 49
64 Jamaicab 221 783 46 . . 7 . 11 . 5 . 30 -
65 Turkey 1,930 18.030 26 17 15 15 8 14 7 14 45 41
66 Romania . .. 14 . 21 .. 23 . 4 .. 38
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Distribution ofmnanufacturing value added (percent; current prices)
Value added in Food, Machinery
manufacturing (millions of beverages, Textiles and and transport
current dollars) and tobacco clothing equipment Chemicals Othera
1970 1989 1970 1989 1970 1989 1970 1989 1970 1989 1970 1989
677 Polandb . 20 16 19 16 24 27 8 6 28 35
68 Panamab 127 352 41 54 9 6 1 2 5 8 44 30
69 Costa Rica0 203 1,065 48 45 12 8 6 7 7 9 28 31
70 Chileb 2,088 17 24 12 7 11 4 5 8 55 57
-71 Botswanab 5 155.
72 Algeriab 682 4,598 32 20 20 17 9 13 4 3 35 47
73 Bulgaria....
74 Mauritius 26 417 75 23 6 51 5 3 3 5 12 18
75 Malaysiab 500 26 18 3 7 8 23 9 14 54 39
76 Argentinab 5,523 .18 20 17 10 17 13 8 12 40 44
77 Iran, Islamic Rep. 1,501 10,209 30 23 20 19 18 12 6 7 26 37
78 Albania... 
79 Angola . 308 
80 Lebanonb . 27 19 I3 49
81 Mongolia. .
82 Namibia .. 80.
83 Nicaraguab 159 53 14 2 8 23
84 Yemsen, Rep.0 . 601 20 .50 . 1 28
Upper-middle-income 39,180 t 382,108t
85 Mexicob 8,449 51,138 28 20 15 11 13 14 1 1 14 34 42
86 South Africa 3,892 19,937 15 13 13 8 17 18 10 11 45 49
87 Venezuelab 2,163 9,064 30 19 13 6 9 7 8 10 39 57
88Uruguay 619 2,202 34 32 21 18 7 9 6 10 32 31
89 Brazil 10,421 120,845 16 12 13 12 22 24 10 12 39 40
90 Hungaryb . 8,724 12 10 13 9 28 29 8 13 39 40
91 Yugoslavia . 10 16 15 19 23 24 7 8 45 31
92 Czechoslovakiab 9 9 12 II 34 34 6 7 39 38
93 Gabonb 22 279 37 7 6 .. 6 .. 44
94 Trinidad nd Tobago 198 540 18 46 3 4 7 8 2 3 70 39
95 Portugalb 18 17 19 20 13 14 10 10 39 39
96 Korea, Rep.b 1,880 66,215 26 12 17 14 11 30 II 9 36 36
97 Greece 1,642 8,291 20 22 20 24 13 10 7 8 40 36
98 Saudi Arabiab 372 7,292 
-99 Iraq 325 26 14 7 3 50
I00 Libya 81 64 5 0 12 20
101 IOmanb 0 319
Highndmidl-income econ ies635,1083
103 talsarael Afr16ica 323 28 7 41 3
1 outSpainb 1002 5,31 3 171 6 5k 1 5 3
07dNew Zat NArc ,813 t 73,84582 61 5 1 3 4
Lati B melg a& ai bbanm 37 5,612 1 01 2139 1 0 3
109 enite Kingdeome 35,4899 137292,3336 t1 3 3
H10Itainoml coome 639,1083 20t 3 - 3 1 2 31 0 3
II2I Asrealia 785 4,06 31 8 19 4 13 30 7 15 430 247
103 NeIhrlael s 8.5 4513 15 16 14 8 23 28 73 10 41 38
104 Asprain 4.87 1233,713 17 15 82 16 26 11 7 45 39
105 Frangaceb 379 4,463 12 53 5o 4 28 531 4 11 41 28
106 Canada 16,0131 1,3 46 63 41 38 16 22 2 2 36 32
107 Uniew Staesnb180 7,5 244151 126 13 9 315 14 4 6 439 45
108 Belgium 2,2 3,6412 17 20 12 7 22 23 9 14 40 37
109 Giedmangbdo7088 35,48989 13 12 9 543 32 10 12 37 38
110 Itraly 29,413 2300,93 10 80 13 13 24 33 13 10 40 36
1121 uStraiad955 44,505 16 18 9 7 24 20 7 8 43 47
112 Jeterands 83,652 459,135 17 19 8 3 27 25 13 13 36 39
114 Finance 258 234,475 12 13 10 7 26 31 8 9 44 541
127 Snitzeradtts 25,15o1 1287 31 329 4239 4
118 Denmark 2,929 16,741 20 224 5I2 224 8640 4
119 Germanybd~~ 7088 39691 8 43 19 1 8 312 Nowy246 1,041 07 223 2 9 4
121 Sweden . . 39,815 10 9 6 2 30 34 5 8 49 46~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~
a.Icue122oaledt;setetcnia oe.b au adapan0 73,339turi829,238re 8 9uchsr8vaus5c 34 ri 39 n estmae10d 40t 37e th
123ra Finuland 2,588e23,77y13e12o0e4u20i226a8ti1n5
l24Switzerland1' .. 10 7 31 .. 9 4~~~~~~~~~~~~2 2
Table 7. Manufacturing earnings and outpult
Earninzgs per employee Total earnings as a Gross output per employe
Grow,th rare Index (1980=100) percentage of value added (1980= 100)
1970-80 1980-89 1987 1988 1989 1970 1987 1988 1989 19 70 1987 1988 1989
Low-income conomies
China and India
Other low-income
I Mozambique 29
2 Tanzania -12. 7 42 122
3 Ethiopia -4.6 0.1 106 102 94 24 20 20 1 9 6 1 115 115 116
4 Somalia -5.1 .28
5 Nepal . 25 26 .
6 Chadj .
7 Bhutan ,
8 Lao PDR .
9 Malawi .. -0.8 37 126
1 0 Bangladesh -3.0 0.9 101 100 100 26 32 30 3 1 151 112 117 120
I 1Burundi - 7.5 .
1 2 Zaire . ..
13 Uganda . ..
14 Madagascar -0.8 -8.3 36 106
15 Sierra Leone . ..
16 Mali . 46
1 7 Nigeria -0.8 .1 8 105
1 8 Niger .. 0.4 68 . 7 6 .
19 Rwanda . 22 10
20 Burkina Faso . ..
2 1 India 0.4 3.0 123 124 127 47 49 48 48 83 166 171 169
22 Benin . ..
23 China .. 4.2
24 Haiti -3.3 4.6 153 157 .
25 Kenya -3.4 0.1 102 104 104 50 44 44 44 42 186 193 203
26 Pakistan 3.4 6.1 152 155 .2 1 2 1 2 1 .5 1 157 164
27 Ghana . 7.8 170 23 193
28 Central African Rep. . ..
29 Togo . ..
30 Zambia -3.2 6.5 170 172 ISO 34 27 27 27 109 117 128 93
3 1 Gainea .
32 SriLanka 2.1 106 106 . 1 7 1 7 .70 130 137
33 Mauritania . ...
34 Lesotho . ...
35 Indonesia 5.0 5.9 .26 42
36 Honduras 1.5 . . 41 40 38
37 Egypt, Arab Rep. 4.1 -2.1 99 94 90 54 52 37 35 89 194 205 223
38 Afghanistan . ..
39 Cambodia . ..
40 Liberia .. 1. 7
41 Myanmar . ..
42 Sudan . 31
43 Viet Nam . ..
Middle-income conomies
Lower-middle-income
44 Bolivia 0.0 -4.8 64 64 69 43 26 27 27 65 44 41 59
45 Zimbabwe 1.6 0.0 101 106 110 43 38 37 37 98 134 140 139
46 Senegal -.4.9 . 44
47 Philippines -3.7 6.4 145 168 182 21 26 26 25 104 110 123 139
48 C6te d'Ivoire -0.9 .27 52
49 Dominican Rep. -1.1 -4.4 35 63
50 Papua New Guinea 2.9 -1.9 40
51 Guatemala -3.2 -1.9 89 89 100 19 19 20
52 Morocco . . -3.6 80 .. 95 87
53 Cameroon 3.2 .30 80
54 Ecuador 3.3 -0.2 98 95 108 27 38 33 36 83 113 114 103
55 Syrian Arab Rep. 2.6 -5.6 70 64 66 33 32 27 21 70 217 277 336
56 Congo . 34
57 El Salvador 2.4 -9.4 28 71
58 Paraguay ..
59 Peru .. -3.0 95 18 82 70
60 Jordan .. -1.0 99 101 .37 25 23 .
61 Colombia -0.2 1.7 116 114 114 25 17 15 15 86 146 148 154
62 Thailand 1.0 6.5 25 24 24 24 68 135 .
63 Tunisia 4.2 . 44 95
64 Jamaica -0.2 -0.8 104 101 . 43 99 81 78
65 Turkey 6.1 -3.1 86 80 82 26 17 15 15 108 169 167 184
66 Romania . ..
Note: For data comparability andcoverage, see the technical notes. Figures in italics arefor years other than those specified.
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Earnings per emplo) ee Total earnings as a Gross output per employee
Growvth rate Ins/ex (1980= 100) percentage ofvsalue added (1980=100)
1970-80 1980-89 1987 1988 1989 1970 1987 1988 1989 1970 1987 1988 1989
67 Poland .. .24 22 23 ..
68 Panama 0.2 2.1 124 123 125 32 32 37 38 67 88 81 79
69 Costa Rica . .4 1 33 3 1.
70 Chile 8.1 -1I.0 99 105 III 19 17 1 7 17 60
71 Botswarna 2.6 -5. 7 
72 Algeria -1.0 . 45 120
73 Bulgaria . ..
74 Maufitius 1.8 -0.6 93 98 97 34 43 45 45 139 69 69 71
75 Malaysia 2.0 3.2 10 126 132 29 29 27 28 96
76 Argentina -2.1 -0.8 99 94 75 28 22 20 1 6 78 60 56 54
77 Iran, Islamic Rep. . -8.2 47 25 47 84 81 
78 Albania 
79 Angola 
80 Lebanon 
81 Mon golia.
82 Namibia.
83 Nicaragua -10.0 .. 16 210
84 Yemen, Rep... .
Upper-middle-income
85 Mexico 1.2 -3.9 74 73 76 44 20 20 20 77 112 113 128
86 South Africa 2.7 0.0 101 100 104 46 49 49 48
87 Venezuela 3.8 -2.9 102 98 77 31 25 28 21 118 132 139 121
88 Uruguay .. 0.8 116 112 1I1. 26 26 26 . . 110 109 110
89 Brazil 4.0 7.1 166 161 164 22 21 20 21 71 119 123 125
90 Hungary 3.6 2.6 112 125 127 28 33 39 36 41 112 105 103
91 Yugoslavia 1.3 -0.7 93 88 102 39 30 26 26 59 89 97 75
92 Czechoslovakia .. .49 41 40 39
93 Gahon.. .
94 Trinidad and Tohago .. -0. 7 .. 72 70 ..
95 Portugal 2.5 0.3 100 102 103 34 36 36 36 
96 Korea, Rep. 10.0 6.3 145 161 163 25 27 28 28 40 166 185 187
97 Greece 4.9 -0.5 95 98 100 32 39 39 39 56 104 108 110
98 Saudi Arabia
99 Iraq 36 25
100 Libya 37 45
101 Oman
Hig-h-idcoiedleoiocoms
at AOith Pacfi
102 Iresland41 1818 Il4 1 2
10 Itaroel 349 5 7 6 6 2 3
M04ddlei 4E4ast& 16 1A2 3r3ic811
La5tSingapoeic 3& Car4 18 6 3 2bbea 3 2 12 3
102 Irelan 4.1 1.8 108 119 112 49 31 29 4 0 13 3 4
103 Austraeli 8.8 -3.4 903 953 731 536 63 62 38. 10 12 2
104 Spteraind 4.4 0.8 104 106 106 52 37 38 38 68 1072 1
105 Autrigapr 3.0 5.0 146 1148 164 36 29 28 30 73 1214 122 124
106 Frangcen 6. 2.4 135 137 1371 57 563 537 1916 12
108 Belgium 4.6 -0.1 991 104 .0 534 46 46 43 69. 1122 3
109 UnitedKingdom 01. 2.8 119 123 125 52 41 40 40 93 135 .
110 Itnaly 4.1 1.1 103 109 112 41 41 41 41 60 130 1039 145
119 Ausrmalia 2.9 0.0 103 103 1014 536 7 3 47 40 60 1203 121 1213
1120 Nethrland 2.5 0.8 104 106 106 52 47 47 546 68 107 110 2
1213 Auatria 3.4 1.9 113 114 1207 47 356 54 54 65 114 117 124
114 Frpanc 3.1 2.0 112 117 121 32 356 634 63 72 109 116 122
116 Cinanada 1.8 0.1 101 101 101 53 44 43 43 69 1127 13 4
122 JKuapan 3.1 8. 1 1 2 32 35 4 338 10 12 19
a. Data refer to the Federal Republic of Gentnany before unifilcation.
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Table 8. Growth of consumption and investment
Average annual growth ,ate (percent)
General government Private Gross domestic
consumption consumption, etc. investment
1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90
Low-income economies 5.8 w 6.4 w 4.2 w 4.6 w 7.6 w 7.4 w
China and India 5.3 w 8.5 w 4.2 w 6.0 w 7.0 w 10.1 w
Other low-income 6.5 w 3.3 w 4.3 w 2.5 w 8.8 w 1.3 w
I Mozambique .. -0.9 .. 0.8 . 1.8
2 Tanzania a 8.4 4.5 3.3 6.2 0.3
3 Ethiopia 6.4 . 3.0 . -0.1 
4 Somalia 12.7 7.0 2.7 1.4 12.1 -2.6
5 Nepal .. .. .. .. .
6 Chad .. .. .. .. .
7 Bhutan .. .. .. .. .
8 Lao PDR .. .. .. ..
9 Malawi 5.7 6.2 3.5 2.2 9.0 -2.4
10 Bangladesh a a 2.0 3.7 0.0 -0.6
11 Burundi 7.3 4.4 7.6 4.0 9.0 3.2
12 Zaire 0.7 0.3 1.4 2.8 6.6 -1.7
13 Uganda a .. 1.4 .. -5.7
14 Madagascar 2.0 0.9 1.2 -0.9 1.5 4.8
15 Sierra Leone a -0. 1 4.1 -0.3 -1.0 -1.0
16 Mali 1.9 2.8 5.3 2.7 1.8 9.8
17 Nigeria 13.9 -3.6 6.2 -3.3 14.7 -10.2
18 Niger 2.9 1.8 -1.4 -0.9 6.3 -6.0
19 Rwanda 6.2 6.3 4.6 0.1 9.0 1.7
20 Burkina Faso 8.7 7.1 2.8 2.4 8.5 10.3
21 India 4.7 7.8 3.1 5.3 4.3 5.0
22 Benin 0.7 0.1 2.7 0.2 10.4 -4.4
23 China 6.2 9.5 6.0 6.8 10.7 13.7
24 Haiti 1.9 -1.4 2.4 0.3 14.8 -3.4
25 Kenya 10.6 2.6 5.4 5.3 7.2 0.6
26 Pakistan 4.7 10.3 4.5 4.7 2.4 5.7
27 Ghana 3.8 -0.9 1.2 3.6 -1.3 7.7
28 Central African Rep. -1.1 -3.6 4.8 2.3 -5.4 6.6
29 Togo 9.5 2.2 1.2 5.1 9.0 -1.9
30 Zambia 5.1 -4.1 -2.7 7.8 -3.6 -3.6
31 Guinea .. .. .. .. .
32 SriLanka 1.1 8.3 4.1 4.0 11.5 0.4
33 Mauritania 10.0 -4.7 1.3 3.7 19.2 -5.4
34 Lesotho 12.4 2.2 9.9 1.7 17.8 5.6
35 Indonesia 11.4 4.6 5.2 4.5 16.1 7.1
36 Honduras 6.9 4.3 4.8 2.4 6.8 -0.7
37 Egypt, Arab Rep. a 2.2 6.7 3.4 11.3 0.2
38 Afghanistan .. .. .. .. .
39 Cambodia .. .. .. .. .
40 Liberia 3.4 .. 3.2 . . 6.4
41 Myanmar .. .. .. ..
42 Sudan 0.2 .. 4.4 .. 6.4
43 VietNam .. .. .. .. .
Middle-income economies 7.4 w 2.5 w 5.9 w .2.6 w 8.6 w -0.1 w
Lower-middle-income 9.3 w 0.7 w 4.7 w 3.0 w 8.1 w -0.4 w
44 Bolivia 8.2 -1.9 3.1 2.3 4.4 -10.7
45 Zimbabwe 10.6 8.9 5.1 2.6 0.9 -0.8
46 Senegal 2.9 3.2 2.0 2.3 3.9 2.8
47 Philippines 7.7 0.4 5.2 2.4 7.6 -2.5
48 C6ted'lvoire 13.2 -3.7 6.6 2.5 10.7 -11.6
49 Dominican Rep. 0.2 1.7 8.3 0.8 13.5 4.3
50 PapuaNewGuinea 0.1 -0.3 5.3 1.0 1.4 -1.7
51 Guatemala 6.2 2.6 5.1 0.9 7.4 -2.1
52 Morocco 10.9 5.8 5.2 3.4 10.6 2.6
53 Cameroon 5.0 6.9 4.1 2.8 9.9 -3.5
54 Ecuador 12.2 -1.5 7.2 2.0 9.5 -2.9
55 Syrian Arab Rep. . . -2.2 . . 3. 9 . . -6.8
56 Congo 5.5 3.8 2.2 3.1 4.5 -11.7
57 El Salvador 7.0 2.7 4.2 0.5 6.6 2.2
58 Paraguay 5.1 0.9 6.6 1.9 13.9 -1.4
59 Peru 6.3 -2.3 4.9 (1.9 0.3 -5.0
60 Jordan .. .. .. .. .
61 Colombia 6.7 4.1 5.8 2.9 5.8 0.6
62 Thailand 9.5 4.3 6.4 6.5 8.0 8.7
63 Tunisia 7.2 3.8 8.9 3.7 4.6 -3.1
64 Jamaica 9.7 0.1 2.9 1.4 -3.1 4.1
65 Turkey 6.1 3.1 5.4 '.9 8.8 3.8
66 Romania .. .. .. .. .. -1.2
Note: For data comparability and cover-age. see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Average annual growth rate (percent)
General government Private Gross domestic
consumption consumption, etc. investment
1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90
67 Poland . 1.0 .. 1.3 .. 1.0
68 Panama 7.4 0.5 4.6 1.4 5.9 -12.8
69 Costa Rica 6.8 1.2 5.1 3.2 9.4 5.2
70 Chile 4.0 -0.1 0.9 1.7 0.5 4.3
71 Botswana 12.0 12.5 10.2 6.8 21.0 0.4
72 Algeria 8.6 3.7 4.4 2.5 15.9 -1.2
73 Bulgaria .. 3.5 . . 3.5 . . 1.8
74 Mauritius 7.1 3.1 6.1 5.7 8.3 10.0
75 Malaysia 8.5 2.7 6.2 4.2 10.4 2.9
76 Argentina 3.2 -4.0 2.9 -0.3 4.6 -8.3
77 Iran, Islamic Rep. 14.6 -4.3 5.4 5.5 11.5 -2.0
78 Albania .. .. .. .. .
79 Angola .. .. .. .. .
80 Lebanon .. .. .. .. .
81 Mongolia .. .. .. .. .
82 Namibia . . 4.3 . . 1.1 . . - 7.0
83 Nicaragua 6.1 1.9 2.2 -1.9 . . -4.5
84 Yemen, Rep. .. .. ..
Upper-middle-income 5.9 w 4.1 w 7.1 w 2.3 w 9.0 w 0.2 w
85 Mexico 8.5 1.9 5.9 1.1 8.5 -3.4
86 South Africa 5.7 3.4 4.0 1.7 4.7 -4.3
87 Venezuela . . 2.1 . . 1.4 . . -5.4
88 Uruguay 3.2 1.9 0.9 1.0 8.2 -8.2
89 Brazil 6.8 8.8 8.7 1.7 11.3 0.2
90 Hungary .. 2.1 .. 0.8 9.1 -0.8
91 Yugoslavia 3.6 0.3 10.1 -1.1 6.5 -3.3
92 Czechoslovakia . . 2.6 . . 1.8 . . 0.1
93 Gabon 10.7 3.3 7.5 -0.2 14.1 -7.5
94 Trinidad and Tobago 8.9 1.5 4.2 -8.0 12.1 -7.5
95 Portugal 8.1 2.5 6.6 5.0 4.6 -2.7
96 Korea, Rep. 7.7 6.0 8.0 8.0 15.9 12.5
97 Greece 6.6 2.8 5.1 3.4 5.3 -1.9
98 Saudi Arabia .. .. .. .. .
99 Iraq .. .. .. .. .
100 Libya 19.7 .. 19.1 .. 7.3
101 Oman
ligh-income economies 2.9 w 2.5 w 4.0 w 3.1 w 3.3 w 4.2 w
OECDb members 2.8 w 2.5 w 4.0 w 3.1 w 3.2 w 4.3 w
tOther .0. 0.6 w . .7 w . -0.7 w
102 Ireland 6.6 -0.4 4.0 1.2 6.3 -0.5
103 tlsrael 8.8 0.4 5.9 5.0 5.9 1.7
104 Spain 5.1 5.1 4.9 3.0 3.6 5.7
105 tSingapore 10.2 6.6 7.8 5.9 13.3 3.6
106 tHong Kong 7.7 5.3 9.0 6.8 8.6 3.6
107 New Zealand 3.3 1.3 2.4 2.3 0.8 4.4
108 Belgium 4.4 0.4 4.3 1.7 3.0 3.3
109 United Kingdom 2.3 1.1 2.2 4.0 1.2 6.4
110 Italy 3.3 2.7 4.8 3.0 3.2 2.0
111 Australia 5.0 3.4 4.1 3.5 2.7 3.0
112 Netherlands 3.1 1.0 4.5 1.6 1.6 2.3
113 Austria 3.6 1.3 4.4 2.4 4.5 2.8
114 France 3.6 2.2 4.1 2.4 3.3 2.6
115 tUnited Arab Emirates . . -3.9 . -5.0 -8.7
116 Canada 4.8 2.3 5.0 3.6 4.7 4.9
117 United States 1.3 3.3 3.3 3.4 2.1 4.4
118 Denmark 4.8 0.9 2.4 1.9 1.2 3.7
119 Gernanyb 3.6 1.4 4.1 1.9 1.8 2.4
120 Norway 5.5 3.0 3.8 1.6 4.4 0.6
121 Sweden 4.0 1.5 2.5 2.1 0.9 4.2
122 Japan 5.3 2.4 6.2 3.7 6.9 5.7
123 Finland 5.3 3.6 3.8 4.6 2.9 3.3
124 Switzerland 2.7 2.9 2.3 1.7 0.8 4.9
125 tKuwait a 0.5 5.9 0.7 11.9 -5.1
a. General govemment consumption figures are not available separately; they are included in private consumption, etc. b. Data refer to the Federal Republic of
Germany before unification.
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Table 9. Structure of demand
Distribution of gross domestic product (percent)
General Expons of goods
government Private Gross domestic Grass domestic and nonf actor Resource
consumption consumption, etc. in.eonntsavings services balance
1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1996 1965 1990 1965 1990
Low-incomneeconoiniies 9 w 11 w 74 w 61 w 19 w 31 w 18 w 28 w 8 w 18 w -2 w -1 w
China and India 8 w 10 w 71 w 57 w 21 w 32 w 20 w 33 w 4 w 14 w w I w
Other low-income 11 w 13 w 76 w 67 w 15 w 27 w 13 w 20 w 16 w 24 w -2 w -5 w
I Mozasnbiquse 20 . . 92 37 -12 .. 16 . 49
2 Tanzania 10 10 74 95 15 25 16 -6 26 18 1 -31
3 Ethiopia 11 26 77 68 13 13 12 6 12 13 -1 -7
4 Somaiau 8 a 84 78 11 16 8 22 17 10 -3 6
5 Nepal a 12 100 80 6 18 0 8 8 12 -6 -10
6 Chad 20 23 74 92 12 10 6 -15 19 25 -6 -26
7 Bhutan .. 20 .. 58 36 22 .. 29 .. -14
8 Lao PDR 12 89 12 .. -2 to 1 -14
9 Malawi 16 15 84 75 14 19 0 10 19 24 -14 -9
10 Bangladesh 9 9 83 89 1 1 12 8 2 10 8 -4 -10
I IBurundi 7 15 89 84 6 19 4 1 10 8 -2 -18
12 Zaire 10 .. 75 17 1 1 16 .. 26 25 -1 -6
13 Uganda 10 7 78 94 1 1 12 12 -1 26 7 1 -13
14 Madagascar 16 9 84 83 7 17 0 8 13 15 -7 -9
15 Sierra Leone 8 10 83 85 12 Il1 8 5 30 17 -3 -6
6 Mali 10 10 84 80 18 26 5 10 12 1 8 -13 -16
I7 Nigeria 7 1 1 83 59 15 15 10 29 1 1 39 -5 1 5
1 8 Niger 6 90 8 9 3 9 1 6 -5 -7
19 Rwanda 14 1 8 81 78 10 12 5 4 1 2 9 -5 -9
20 Burkina Faso 5 13 90 83 10 20 4 5 6 1 l -6 -15
2 1 India 9 12 76 68 17 23 1 5 20 4 8 -2 -3
22 Benin 11 I1 87 87 1 1 12 3 2 13 20 -8 -10
23 China 8 8 68 49 24 39 25 43 4 18 1 4
24 Haiti 8 9 90 90 7 1 1 2 1 13 12 -5 -10
25 Kenya 15 1 8 70 63 14 24 15 1 8 3 1 25 1 -5
26 Palcistan I11 15 76 73 21 19 13 1 2 8 16 -8 -7
27 Ghana 14 8 77 82 18 15 8 1 1 1 7 -10 -4
28 Central African Rep. 22 14 67 88 2 1 1 1 1 1 -2 27 17 -11 -13
29 Togo 1 1 19 65 70 22 22 23 1 1 32 41 1 -11
30 Zambia 15 15 45 68 25 14 40 17 49 32 15 3
31 Guinea 8 7 1 . . 20 21 30 
32 SriLanka 13 9 74 76 12 22 13 15 38 30 1 -8
33 Mauritania 19 10 54 88 14 15 27 3 42 47 13 -12
34 Lesotho 18 24 109 118 1 1 71 -26 -41 16 14 -38 -112
35 Indonesia 5 9 87 54 8 36 8 37 5 26 0 1
36 Honduras 10 15 75 80 15 13 15 6 27 40 0 -7
37 Egypt, Arab Rep. 19 10 67 80 1 8 23 14 10 18 20 -4 -13
38 Afghanistan I I I 11 -10
39 Cambodia 16 71 .. 13 12 12 .- 1I
40 Liberia 12 61 17 .. 27 50 10
41 Myanmar
42 Sudan 12 79 10 9 15 -
43 Viet Nam...n.
Middle-inceome economies 11 w 14 w 67 w 62 w 21 w 23 w 22 w 24 w 17 w 0 w
Lower-middle-income lO w 12 w 69 w 65 w 19 w 23 w 20 w 23 w 17 w 28 w Ow O w
44Bolivia 9 15 74 77 22 11 17 8 21 21 -5 -3
45 Zimbabwe 12 26 65 53 15 21 23 21 . . 32 8 0
46 Senegal 17 14 75 77 12 13 8 9 24 26 -4 -4
47 Philippines 9 9 70 75 21 22 21 16 17 28 0 -6
48 C6tedilvoire I11 18 6 1 68 22 10 29 14 37 37 7 4
49 Dominican Rep. 19 7 75 82 10 15 6 1 1 16 28 -4 -4
50 PapuasNew Guinea 34 24 64 66 22 25 2 10 18 37 -20 -15
5 1 Guatemala 7 7 82 85 13 12 10 8 1 7 21 -3 -4
52 Morocco 12 16 76 65 10 26 12 20 18 25 1 -6
53 Cameroon 13 12 75 70 1 3 17 12 19 24 21 -1 2
54 Ecuador 9 8 80 70 14 19 It 22 16 31 -3 3
55 Syrian ArabhRep. 14 14 76 72 10 14 10 14 17 27 0 -1
56 Congo 14 19 80 51 22 16 5 31 36 49 -17 15
57 El Salvador 9 11 79 88 15 12 12 1 27 16 -2 -11
S8 Paraguay 7 6 79 70 15 22 14 23 15 34 -1 1
59 Pera 10 6 59 71 34 23 31 23 16 11 -3 0
60 Jordan 24 85 19 -9 65 -27
61 Colombia 8 10 75 64 16 19 17 25 11 20 1 6
62 Thbailand 10 10 72 57 20 37 19 34 16 38 -1 -3
63 Tunisia 15 16 71 64 28 27 14 19 19 42 -13 -7
64 Jamaica 8 15 69 56 27 30 23 30 33 59 -4 0
65 Turkey 12 14 74 68 15 23 13 18 6 19 -1 -5
66 Romoania .. 5 .. 68 . 34 . 27 .. .. .. -7
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other thsan those specified.
Distribution of gross domestic product (percent)
General Exports of goods
government Private Gross domestic Gross domestic and nonfactor Resource
consumption consumption, etc. investment savings services balance
1965 1990 1965 1990 19~65 i199 1965 1990 1965 1T990 1965 1990
67 Poland .. 7 . . 54 . . 31 . . 39 . . 26 .. 8
68 Panama 11 22 73 62 18 16 16 16 36 38 -2 0
69 Costa Rica 13 18 78 60 20 29 9 22 23 34 -10 -8
70OChile 11 10 73 67 15 20 16 23 14 37 1 3
71 Botswana 24 . . 89 . . 6 . . -13 .. 32 .. -19
72 Algefia 15 18 66 44 22 33 19 38 22 25 -3 5
73 Bulgaria .. 18 . . 54 . . 29 . . 28 . . 40 .. -2
74 Mauritius 13 12 74 66 17 30 13 21 36 67 -4 -9
75 Malaysia 15 13 61 54 20 34 24 33 42 79 4 -l
76 Argentina 8 5 69 79 19 9 22 16 8 14 3 7
77 Iran, Islamic Rep. 13 11 63 69 17 21 24 20 20 15 6 -l
78 Albania.. .. ... ....
79 Angola . . .
80 Lebanon 10o . 81 . 22 .. 9 . 36 .. -13
81 Mongolia .. 24 .. 73 . 30 .. 3 . 23 .. -27
82 Namsibia.. . .. .. .. ....
83 Nicaragua 8 29 74 73 21 20 18 -2 29 23 -3 -23
84 Yemen, Rep. .. 26 . . 66 .. 15 .. 8 .. 23 .. -8
Upper-middle-income 11 w 16 w 64 w 61 w 23 w 24 w 25 w 23 w 19 w O w
85 Mexico 6 11 75 70 20 20 19 19 8 16 -2 0
86 South Africa 11 19 63 56 27 19 26 25 27 26 -1 6
87 Venezuela 10 9 56 62 25 9 34 29 26 39 9 20
88 Uruguay 14 13 65 67 14 12 21 19 18 27 7 8
89 Brazil 11 16 67 61 20 22 22 23 8 7 2 2
90 Hungary a 11 75 62 26 23 .. 27 .. 33 .. 4
91 Yugoslavia 18 7 52 72 30 21 30 21 22 24 0 -1
92 Czechoslovakia .. 21 . S1 30 . 28 .. 33 . 2
93 Gabon I1 20 52 43 31 19 37 37 43 56 6 18
94 Trinidad and Tobago 12 16 67 52 26 17 21 33 65 46 -5 16
95 Portugal 12 13 68 66 25 32 20 21 27 35 -5 -10
96 Korea, Rep. 9 a 83 63 15 37 8 37 9 32 -7 -1
97 Greece 12 21 73 71 26 19 15 8 9 22 -II -Il
98 Saudi Arabia 18 .. 34 .. 14 .. 48 .. 60 .. 34
99 Iraq 20 .. 50 . 16 .. 31 . 38 .. 15
100 Libya 14 .. 36 . 29 .. 50 . 53 .. 21
101 Oman
High- m1incm cnmries 15 w 17w 61 w 61 w 23 w 22w 24 w ~22w 123w 204w -1w 0 w
OECD membrsnfrc 15 w 175 6 w'1 61 w 13w 226w 24 w 22w 122w 19 w -3w -1w
12 IelandAia a14 8 16w 72 55w 24w 21w 152 29w 3w 362 1w w
103 tIsrael2 12w 65 59w 29w is 14w 12w .9 32 -13 -46
L0 Satin mrcaCsbban 9 82 67 62w 28w 26 22w 22w 1w 17w w 2w
106 tHong Kongte~ 7 s 8 64w 594w 36 28w 29w 233 71 137n 2w w
107h-Ncoew ecalndm 152 17w 61w 61w 23w 22w 24w 22w 212 28w 1w w
0 eClgiumbs15w 17w 61w 61w 23w 22w 23w 22w 12w 19w w Ow
102 Uirelad Kigon14 16 72 55 24 219 15 29 35 625 -9 82
1103 Itaely 20 29 65 59 29 218 2 2 15 12 1 21 -1 -6
104 Astrain 83 15 67 62 28 26 24 22 10 17 -3 -3
105 Nthengandrs 10 11 80 459 22 39 10 45 123 190 -12 6
1107 Ne A ealand 12 17 61 63 28 22 26 21 21 28 -2 -2
108 Belgium 13 14 64 62 23 21 27 213 2433 7 0 3
109 tUnitedKingdoEmi1 0 4 6 2t9 9 1 1 5s-
116 Canay 14 17 60 62 23 21 25 21 15 21 2 0
1171 nie A Stralia 13 18 61 67 28 1 21 2 21 14 17 -2 0
112 Netherland 15 15 59 59 27 217 26 26 43 35 -2 5
113 Ausrian 13 18 59 55 28 25 27 27 25 41 -16
114 Forwanc 14 218 59 60 26 22 27 29 413 23 I 0
1216 Canada 14 20 560 59 26 21 26 21 19 25 01 0
118 Depnmr 16 25 59 52 326 17 25 234 29 35 -2 5
119 Finlanyd 15 21 560 54 28 22 29 28 18 232 02 6
124 Sitzrland 15 213 560 50 30 2 29 30 0 29 41 74 -1 7
123 Finland 14 1 6 3 2 8 1 2702 2682 23-2
124 Switz Er lan 101f05f0 2 3 0 2 7- 125 tKuwait 13 .. 26 .. 16 .. 60~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~2'~_' ' . . 68.....45
~WorId< ~..< 14w 16w 643 w6~~~w>3f2773 1 0 OOwT
W mIeirer,~formerUSSR I2w . <60AVw<~70: 7 :8 9 'S
a. General govemment consumption figures are not available separately; they are included in private consumption, etc. b. Data refer to the Federal Republic of
Germany before unification.
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Table 10. Structure of consumption____________
Percentage shuare of tetal household consumptiona
Food Gross rents, Other consumption
Cereals Clothing ul and power Transport and Other
and and Fuel and Medical co,mmunication consumer
Total tubers footwear Total pow,er care Education Total Automobiles Total durables
Low-income conomies
China and India
Other low-income
1 Mozambique
2 Tanzania 64 32 10 8 3 :1 3 2 0 10 3
3 Ethiopia 50 24 6 14 7 32 8 1 1 7 2
4 Somalia
5 Nepal 57 38 12 14 6 I I 0 13 2
6 Chad
7 Bhutan
8 Lao PDR
9 Malawui 55 28 5 12 2 34 7 2 15 3
10OBangladesh 59 36 8 1 7 7 1 3 0 10 3
12 Zaire 55 15 10 I11 3 3 1 6 0 14 3
13 Uganda.. .... ........
14 Madagascar 59 26 6 12 6 2 4 4 1 14 1
15 Sierra Leone 56 22 4 1 5 6 2 3 1 2 .. 9 1
1 6Mali 57 22 6 8 6 2 4 10I 1 13 1
1 7Nigeria 52 1 8 7 1 0 2 3 4 4 1 20 6
l 9Rwanda 30 II1 1 1 16 6 3 4 9 . 28 9
20 Burkina Faso.. .. ...... .. ..
21 India 52 18 II1 10 3 3 4 7 0 13 3
22 Benin 37 12 14 12 2 5 4 14 2 15 5
23 China 6J 3 8 3 1 1 1 .. 15
25 Kenya 39 16 7 12 2 3 9 8 1 22 6
26 Pakistan 54 17 9 15 6 3 3 1 0 15 5
27 Ghana 50 13 113 53 15
28 Central African Rep.. .. .. ...... ..
29 Togo.. ... .. .. ...
30 Zambia 37 8 10 I11 5 7 13 5 1 16 1
31 Guinea. ... ... ...
32 SriLanka 43 18 7 6 3 2 3 15 1 25 5
33 Mauritania.. ..... ..... .
34 Lesotho.. ... ......
35 Indonesia 48 21 7 13 7 2 4 4 0 22 5
36 Honduras 39 . . 9 21 8 Sc 3 .. 15
37 Egypt, Arab Rep. 50 10 it 9 3 3 6 4 1 18 3
38 Afghanistan. .. .. ...
39 Cambodia .. . . .. 
40 Liberia.. ... .. ..... ...
41 Myanmtar. ... .. ....... ..
42 Sudan 60 .. iS 4 5 3 2 .. 1
Middle-income economies
Lower-middle-income
44Bolivia 33 .. 9 12 1 5 7 12 .. 22
45 Zimbabwe 40 9 11 13 5 4 7 6 1 20 3
46 Senegal 50 15 11 12 4 2 5 6 0 14 2
47 Philippines 51 20 4 19 5 2 4 4 2 16 2
48 C6te d'lvoire 40 14 tO 5 1 9 4 10 .23 3
49 Domninican Rep. 46 13 3 15 5 8 3 4 0 21 8
50 Papua New Guinea. .. .. .. ...... ...
51 Guatemala 36 10 10 14 5 13 4 3 0 20 5
52 Morocco 40 12 11 9 2 4 6 8 1 22 5
53 Cameroon 24 8 7 17 3 11 9 12 1 21 3
54 Ecuador 30 .. 10 7d 1d 5 6c 12e . 30
55 Syrian Arab Rep.. .. .. ....... ...
56 Congo 42 19 6 11 4 3 1 17 1 20 4
57 ElSalvador 33 12 9 7 2 8 5 10 1 28 7
58tParaguay 30 6 12 21 4 2 3 10 1 22 3
59 Peru 35 8 7 15 3 4 6 10 0 24 7
60 Jordan 35 .. 5 6 .. 5 8 6 .. 35
61 Colombia 29 .. 6 12 2 7 6 13 .. 27
62 Thailand 30 7 16 7 3 5 5 13 0 24 5
63 Tunisia 37 7 10 13 4 6 9 7 1 18 5
64 Jamaica 39 . 4 15 7 .3f 17 . 22
65 Turkey 40 8 15 13 7 4 1 5 .. 22
66 Rom ania.. ... .. ........ ...
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Percentage share of total household consumptiona
Food Gross rents, Other consumption
Cereals Clothing fel and power Transport and Other
and and Fuel and Medical communication consumer
Total tubers footwear Total power care Education Total Automobiles Total durables
67 Poland 29 9 7 2 6 7 8 2 34 9
68 Panama 38 7 3 II 3 8 9 7 0 24 6
69 Costa Rica 33 8 8 9 1 7 8 8 0 28 9
70 Chile 29 7 8 13 2 5 6 11 0 29 5
7l1Botswana 35 1 3 8 1 5 5 4 9 8 2 22 7
72 Algeria.
73 Bulgaria.
74 Mauritius 24 7 5 1 9 3 5 7 1 1 1 29 4
75 Malaysia 23 4 9 .. 5 7 19 33
76 Argentina 35 4 6 9 2 4 6 1 3 0 26 6
77 Iran, Islamic Rep. 37 10 9 23 2 6 5 6 1 14 5
78 Albania
79 Angola
80 Lebanon
81 Mongolia
82 Namibia
83 Nicaragua
84 Yemen, Rep....
Upper-middle-income
85 Mexico 35b 10 8 5 5 12 .. 25
86 South Africa 34 .. 7 12 5f 17 26
87 Venezuela 23 7 10 8 Sc 11 36
88 Uruguay 31 7 7 12 2 6 4 13 0 27 5
89 Brazil 35 9 10 Ii 2 6 5 8 1 27 8
90 Hungary 25 .. 9 10 5 5 7 9 2 35 8
91 Yugoslavia 27 t.o1 9 4 6 5 11 2 32 9
92 Czechoslovakia
93 Gabon
94 Trinidad and Tobago
95 Portugal 34 10 8 3 6 5 13 3 24 7
96 Korea, Rep. 35 14 6 11 5 5 9 9 .. 25 5
97 Greece 30 -8 12 3 6 5 13 2 26 5
98 Saudi Arabia.
99 Iraq
100 Libya
101 Oman____
High-iandom ide-conoie
OECD membes rc
Eat ther
So2 Ireland2 1 5t t33 
103tlroael2 20 291 3
104 dlepain~ a4nd7 16 3 N513 3 8
Lat iingamoeic 19 C ar7ibbean3
102 Irelay 22 4 5 14 5 10 7 1I 3 33 7
1011Iusrali 213 2 S 20 2 9 12 10 231
113O Astfai 24 3 7 16 3 70 5 13 3 28 6
114 Francaoe 19 2. 8 17 . 73 12 13 3 02 
106 Canadan 12 2 96 1 21 6 5 91 1 1 44 1
117lniedw States 12 2 6 14 2 14 6 19 6 34 9
108 Delgium 13 2 6 17 7 10 9 13 3 31 7
109 GniedKanygdo 12 2 6 17 4 83 6 14 4 36 7
110 Itraly 19 2 8 14 4 10 7 14 3 31 7
121 AStralia 13 2 5 219 2 10 8 13 4 32 7
112 Jaterand 13 2 6 18 6 11 8 10 3 33 8
113 Auitran 16 2 9 17 5 10 8 14 3 26 7
114 Swtzrlance 16 24 17 6 13 791 3398
115aaree t oUn ited erab 98 Emirates b .Icue beerge an toac. c. Reer togvmetepniue d. .Ecue f . . Inldsfe.f.Ecue
119 mne2ndtr.g aa frohFdeaRpbioGermanybe12or7e18 5i136c13io31.
l20Norway 15 2 6 14 5 10 8 14 6 32 ~~~~~~~~~~~27
Table 1t. Central government expenditure_____________
Percentage of total expenditure
Housing, Total Ove rall
amenities; expenditure as surplus/deficit
social security, Economic a percentage as a percentage
Defense Education Health and welfarea services Other a of GNP of GNP
19 72 1990 1972 1990 1972 1990 1972 1990 19T72 1990 19 72 1990 1972 1990 1972 1990
Low-income conomies--
China and India
Other low-income
I Mozambique.. . . .. .
2 Tanzania 11.9 . 17.3 .. 7.2 .. 2.1 .. 39.0 . 22.6 19.7 .. -5.0
3 Ethiopi I 14.3 . 14.4 .. 5.7 . 4.4 .. 22.9 .. 38.3 .. 13.7 . -1.4
4 Somalia 23 3 . 5.5 .. 7.2 . 1.9 .. 21.6 .. 40.5 .. 13.5 .. 0.6
5 Nepal 7 2 6.0 7.2 10.9 4.7 4.8 0.7 8.4 57.2 41.2 23.0 28.6 8.5 20.4 -1.2 -8.1
6 Chad 24 6 14.8 4.4 1.7 21.8 32.7 14.9 .. -2.7
7 Bhutan . 0.0 . 11.6 . 5.3 . 4.7 . 56.6 . 21.9 . 43.9 . 7.2
8 Lao PDR . .. 
9 Ma1awib 3.1 5.4 15.8 8.8 5.5 7.4 5.8 3.2 33.1 35.0 36.7 40.2 22.1 29.2 -6.2 -1.9
10 Bangladeshb 5.1 10.1 14.8 11.2 5.0 4.8 9.8 8.0 39.3 34.4 25.9 31.5 9.2 15.0 -1.9 -0.4
1 1 Burundi 10.3 . . 23.4 . . 6.0 . . 2. 7 . . 33.9 . . 23.8 . . 19.9 . . 0.0 
1 2 Zaire 11.1 6.7 15.1 1.4 2.4 0. 7 2.1 1.5 13.2 25.0 56.2 64. 7 14.1 13.0 -2.7 1.9
13 Uganda 23.1 .. 15.3 .. 5.3 .. 7.3 .. 12.4 .. 36.6 .. 21.8 .. -8.1
14 Madagascar 3.6 .. 9.1 .. 4.2 .. 9.9 .. 40.5 .. 32.7 .. 16.7 .. -2.0
15 SierraLeoneb 3.6 5.3 15.5 10.4 5.3 3.6 2.7 2.3 24.6 9.0 48&3 69.4 23.9 11.1 -4.4 -1.4
16 Mali .. ' 8.0 . . 9.0 . . 2./ . . 3.1 . . 5.3 . . 72.4 . . 28.9 . . -4.6
17 Nigeriab 40.2 .. 4.5 .. 3.6 .. 0.8 .. 19.6 .. 31.4 .. 9.1 .. -0.8
1 9 Rwanda 25.6 .. 22.2 .. 5. 7 .. 2.6 .. 22.0 .. 21.9 .. 12.5 .. -2.7
20 Burkina Faso 11.5 .. 20.6 .. 8.2 . 6.6 .. 15.5 .. 37 6 .. 8.4 .. 0.3
2 1 India 262 17.0 2.3 2.5 1.5 1.6 3.2 6.9 19.9 20.8 46.9 51.2 10.5 18.2 -3.2 -7.3
22 Benin .. .
23 China .. .
24 Haiti b .. 14.5 . .
25 Kenyab 6.0 7.8 21.9 19.8 7.9 5.4 3.9 3.6 30.1 26.6 30.2 36.9 21.0 31.4 -3.9 -6.8
26 Pakistan 39.9 30.9 /.2 2.0 1.1 0.7 3.2 3.1 21.4 12.4 33.2 50.9 16.9 23.6 -6.9 -7.2
27 Ghana1' 7.9 3.2 20.1 25. 7 6.3 9.0 4.1 11.9 15.1 19.2 46.6 31.1 19.5 14.0 -5.8 0.4
28 Central African Rep... . 26.1 
29 Togo .. .
30 Zambiab 0.0 0.0 19.0 8.6 7.4 7.4 1.3 2.0 2 6'.7 24'. 8 45'.7' 5 7'.2 3 4'.0 21.9 -13.8 -5.0
3 1 Guinea . . 24.9 .. -4.2
32 Sri Lanka 3.1 7.4 13.0 9.9 6.4 5.4 19.5 14.9 20.2 16.8 37. 7 45.6 25.4 28.4 -5.3 -7.9
33 Maufitania . . 33.5 . . -4.2
34 Lesotho 0.0 9.9 19.5 15.2 8.0 7.4 6.5 2.4 24.5 27.4 41.5 37.6 16.6 25.1 -0.9 -2.8
35 Indonesia 18.6 8.0 7.4 8.4 1.4 2.0 0.9 1.5 30.5 27.6 41.3 52.4 15.1 20.4 -2.5 -2.1
36 Honduras 12.4 . 22.3 . 10.2 . 8.7 . 28.3 . 18.1 . 16.1 . . -2.9 
37 Egypt. Arab Rep. . 12. 7 . 13.4 . 2.8 .. 17.8 . 8.2 . 45.3 .. 40.2 .. -6.9
38 Afghanistan ... .. .
39 Cambodia .. .. .
40 Liberia 5..3 9.8 15.2 11.6 9.8 5.4 3.5 1.8 25.8 29.5 40.5 41.9 16.7 .. 11
4 1 Myanmar 31. 6 24. 7 15.0 16.8 6.1 4.6 7.5 15.4 20.1 20.5 19. 7 18.1 . ..
42 Sudan" 24.1 . 9.3 . 5.4 . 1.4 . 15.8 . 44.1 . 19.2 .. -0.8
43 VietNam .
Middle-income conomies
Lower-middle-income
44 Bolivia . 14.1 . 18.0 . 2.3 . 17.9 . 19.1 . 28.6 .. 18.8 0.0 -1.9
45 Zimbabwe .. 16.5 .. 23.4 . 7.6 . 3.9 .. 22.4 .. 26.2 .. 40.5 . . -7.9
46 Senegal.. 17.4 . . -0.8 
47 Philippiniesb 10.9 11.0 16.3 16.9 3.2 4.1 4.3 2.3 17.6 23.6 47.7 42.1 14.2 19.8 -2.1 -3.5
48 Cte d'lvoire .... ..
49 Dominican Rep. 8.5 4.6 14.2 9.5 11. 7 11.3 11.8 24.2 35.4 36.7 18.3 13.6 17.7 15.3 -0.2 0.0
50 Papua New Guineab . . 4.7 . . 15.3 . . 9.4 . . 3.1 . . 20.8 . . 46.6 . . 29.0 . . -0.9
5 1 Guatemala 11.0 13.3 19.4 19.5 9.5 9.9 10.4 7.8 23.8 21. 7 25.8 2 78 9.9 12.0 -2.2 -1.8
52 Morocco 12:3 . . 19.2 . . 4.8 . . 8.4 . . 25.6 . . 29.7 . . 22.8 . . -3.9 
53 Cameroon . . 6.7 . . 12.0 . . 3.4 . . 8. 7 . . 48.1 . . 21.2 . . 20.8 . . -3.2
54 Ecuador1' 15.17 12.9 27.5 18.2 4.5 11.0 0.8 2.5 28.9 11.8 22.6 43.6 13.4 15.6 0.2 2.0
55 Syrian Arab Rep. 3 7.2 40.7 11.3 8.6 1.4 1.3 3.6 3.3 39.9 30.4 6.7 15. 7 29.0 28.0 -3.5 -0. 7
56 Congo .. .
5 7 El Salvadorb' 6.6 24.5 21.4 16.2 10.9 7.8 7.6 5.5 14.4 16.7 39.1 29.3 12.8 9.9 -0.9 -0. 1
58 Paraguay 13.11 13.3 12.1 12.7 3.5 4.3 18.3 14.8 19.6 12.8 32.7 42.1 13.1 9.3 -1.7 2.9
59 Perub' 14.5 11.2 23.6 16.2 5.5 5.1 1.8 0.1 30.9 . 23.6 67.4 16.1 10.0 -0.9 -5.0
60 Jordan 33.35 23.1 9.4 14.2 3.8 5.8 10.5 11. 7 266 12.9 16.2 32.3 . . 39.4 . . -6.0
6 1 Colombia . 13.1 15.1 -2.5 -2.0
62 Thailand 20.2 17.3 19.9 20.1 3.7 6.8 7.0 5.8 25.6 22.1 23.5 28.0 16.7 15.1 -4.2 4.9
63 Tunisia 4.9S 6.5 30.5 16.3 7.4 6.1 8.8 14.4 23.3 31.0 25.1 25.7 23.1 372 -0.9 -4.5
64 Jamaica .. ..
65 Turkey 15. 5 11.7 1 8. 1 19.2 3.2 3.6 3.1 3.6 42.0 17.8 18.1 44.2 22.7 24.6 -2.2 -4.2
66 Romania 5.4 10.3 2.9 2.7 0.5 8.7 16.2 31.5 61.8 38.3 13.1 8.6 .. 34.2 .. 0.9
Note: For data comparability and cover-age, see the technical notes. Figures in italics are for years othe - than those specified.
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Percentage oftotat expenditure
Housing, Total Overall
amenities; expenditure as surplusldeficit
social security Economic apercentage as a percentage
Defense Education Health and welfare 3 services Othera of GNP ofGNP
1972 1990 - T9 72 1990 1972 1990
1972 1990 1972 1990 1972 1990 7972 1990 T9 72 1990
67 Poland 40.4 -2.4
68 Panama 0.0 7 9 20.7 18.5 15.1 1 7.9 10.8 24.1 24.2 7.5 29.1 24.1 27.6 31.8 -6.5 -8.2
69 Costa Rica 2.6 . . 28.5 19.0 4.0 26.3 26.5 14.9 21.2 10.3 17.2 29.6 19.0 27.1 -4.5 -3.3
70 Chile 6.1 8.4 14.5 10.1 10.0 5.9 39.8 33.9 15.3 8.8 16.3 33.0 43.2 32.8 -13.0 -0.2
71 Botswanab 0.0 11.6 10.0 20,2 6.0 4.8 21.7 10.6 28.0 20.9 34.5 32.0 33.7 42.2 -23.8 12.6
72 Algetia
73 Bulgaria 65 6 0 4.1 24.0 47.2 12.1 76.9 -1.5
74 Mauritius 0.8 1.3 13.5 14.4 10.3 8.6 18.0 17.0 13.9 16.5 43.4 42.2 16.3 24.2 -1.2 -0.5
75 Malaysia 26.5 31.3 -9.4 -2.8
76 Argentina & 6 9.3 2.0 40.9 20.5 18. 7 . . 15.5 0.0 -2.7
77 Iran, Islamic Rep. 24.1 13.6 10.4 22.0 3.6 8.5 6.1 18.4 30.6 14. 7 252 22.8 30.8 169 -4.6 -4.0
78 Albania
79 Angola
80 Lebanon
81 Mongolia
82 Namibia 5.5 20.8 11.1 15.0 14.4 33.2 42.8 7.0
83 Nicaragua 12.3 16.6 4.0 16.4 27.2 23.4 15.8 -4.0
84 Yemen, Rep.
Upper-middle-income
85 Mexico 4.5 2.4 16.4 13.9 4.5 1.9 25.4 13.0 35.8 13.4 13.4 55.5 11.4 18.4 -2.9 0.8
86 South Africa 22.7 34.6 -4.4 -2.5
87 Venezuela 10.3 18.6 11.7 9.2 25.4 24,8 18.1 23.1 -0.2 -1.2
88 Uruguay 5.6 9.2 9.5 7.4 1.6 4.5 52.3 50.3 9.8 8.7 2L2 20.0 26.8 27.5 -2.7 0.4
89 Bmzil 8.3 4.2 8.3 5.3 6.7 72 35.0 20.1 23.3 6.9 18.3 56.2 29.1 36.0 -0.3 -16 6
90 Hungary .. 3.6 3.3 .. 7.9 .. 35.3 .. 22.0 .. 27.9 .. 54.8 0.8
91 Yugoslavia 20.5 53.4 24.8 35.6 6 0 12.0 19.6 7.0 21.0 21.1 5.2 4.0 0.3
92 Czechoslovakia 6.7 1.8 0.4 25.3 46.1 19.9 .. 61.1 .. -7.1
93 Gabonb 37.0 -11.9
94 Tiinidad and Tobago
95 Portugal 43.3 -5.0
96 Korea, Rep. 25.8 25.8 15.8 19.6 1.2 2.2 5.9 12.2 25.6 17.0 25.7 23.2 18.0 15.7 -3.9 -0.7
97 Greece 14.9 9.1 7.4 30.6 26.4 11.7 27.5 -1.7
98 Saudi Ambia
99 Iraq
100 Libya
101 Oman 39.3 41.0 3.7 10.7 5.9 4.6 3.0 9.0 24.4 9.7 23.6 25.0 62.1 48._6 -15.3 -9.9
U
.... .. ---- -
High-income economies
OECD members
tOther
102 Ireland 2.8 11.3 12.1 28.9 15.6 29.3 33.0 54.5 -5.5 -5.3
103 tlsrael 42.9 25.4 7.1 10.2 0.0 4.1 7.1 24.3 7.1 9.2 35.7 26.7 43.9 50.8 -15.7 -4.3
104 Spain 6.5 5.5 8.3 5.6 0.9 12.8 49.8 37.7 17.5 10.8 17.0 27 6 19.4 33.5 -0.5 -3.6
105 tSingapore 35.3 21.6 15.7 18.1 7.8 4.7 3.9 11.7 9.9 20.0 27.3 24.0 16.7 23.3 1.3 10.5
106 tHong Kong
107 New Zealandb 5.8 4.8 16.9 12.5 14.8 12.7 25.6 33.8 16.5 9.0 20.4 27.1 29.2 47.1 -3.9 4.3
108 Belgium 6.7 15.5 1.5 41.0 18.9 16.4 39.9 49.3 -4.4 -64
109 United Kingdom 16.7 12.2 2.6 3.2 12.2 14.6 26.5 34.8 11.1 7 4 30.8 27.9 32.0 34.8 -2.7 0.8
110 Italy 6.3 3.6 16.1 8.3 13.5 11.3 44.8 38.6 18.4 11.5 0.9 26.6 29.5 48.5 -8.7 -10.4
III Australia 14.2 8.5 4.2 6.8 7.0 12.8 20.3 29.7 14.4 7.1 39.9 35.1 18.7 25.8 0.3 1.9
112 Netherlands 6 8 5.0 15.2 10.8 12.1 11.7 3&1 42.3 9.1 7.4 J&7 22.8 41.0 52.8 0.0 -4.9
113 Austiia 3.3 2.5 10.2 9.2 10.1 12.9 53.8 48.2 11.2 9.9 11.4 17.3 29.6 39.1 -0.2 -4.4
114 France .. 6 7 .. 6.8 .. 15.2 .. 464 .. 5.4 .. 19.5 32.3 43.0 0.7 -2.2
115 tUnited Arab Emiratesb 24.4 43.9 16.5 15.0 4.3 6.9 6.1 3.6 18.3 4.3 30.5 263 3.8 13.0 0.3 -0.6
116 Canada 7.6 73 3.5 2.9 7.6 5.5 35.3 370 19.5 10.8 26.5 365 20.2 23.4 -1.3 -2.9
117 United States 32.2 22.6 3.2 1.7 8.6 13.5 35.3 28.2 10.6 10.2 10.1 23.8 19.0 24.0 -1.5 -4.0
118 Denmark 7.3 5.4 16.0 9.3 10.0 1.1 41.6 38.8 11.3 7.3 13.7 38.1 32.6 41.2 2.7 -0.4
119 Gennany' 12.4 8.3 1.5 0.6 17.5 19.3 46.9 48.2 11.3 8.0 10.4 15.5 24.2 29.4 0.7 -1.3
120 Norway 9.7 8.0 9.9 9.4 12.3 10.4 39.9 39.2 20.2 t7.5 8.0 15.4 35.0 46.3 -1.5 0.7
121 Sweden 12.5 6.3 14.8 8.7 3.6 0.9 44.3 55.9 10.6 7.6 14.3 20.5 27.7 42.3 -1.2 3.2
122 Japanb 12.7 16.7 -1.9 -2.9
123 Finland 6.1 4.6 15.3 14.4 10.6 10.8 28.4 35.1 27.9 20.8 11.6 14.3 24.3 31.1 1.2 0.1
124 Switzerland 15.1 4.2 10.0 39.5 18.4 12.8 13.3 0.9
125 tKuwait 8.4 19.9 15.0 14.0 5.5 7.4 14.2 20.5 16.6 14.5 40.1 23.7 34.4 31.0 17.4 - 7.2
a. See the technical notes. b. Data are for budgetary accounts only. c. Data refer to the Federal Republic of Gennany before unification.
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Table- 12. Central govermnent current revenue
Percentage oftotal current revenue
Tax revenue
Taxe on Taxes on Total current
income, Domestic taxes international revenue as a
pro.fli, and Social securit'v on goods and trade and percentage of
capital gains contributions services transacti, n Othertaxesa Nontar revenue GNP
1990 .1 72 199L 1972  1990 1972 5g 1972 1 1972 1990
Low4ncome economies
China and India
Other low-income
I Mozambique
2 Tanzania 29.9 0.0 29.1 21.7 0.5 18.8 15.8
3 Ethiopi I 23.0 0.0 29.8 30.4 5.6 11.1 10.5
4 Somalia 10.7 0.0 24.7 45.3 5.2 14.0 13.7
5 Nepal 4.1 10,8 0.0 0.0 26.5 35.7 36.7 31.0 19.0 5.3 13.7 17.2 5.2 10.0
6 Chad 16.7 0.0 12.3 45.2 20.5 5.3 10.8
7 Bbutan 7.9 0.0 17.6 0.4 0.6 73.6 21.0
8 Lao PDR
9 Malawib 31.4 35.0 0.0 0.0 24.2 33.2 20.0 j 7. 7 0.5 I.2 23.8 12.9 16.0 23. 7
10 Bangladesh 3.7 8.6 0.0 0.0 22.4 25.8 18.0 27.3 3.8 15.2 52.2 23.0 8.4 11.4
1 1 Burundi 18.1 1 . 1.2 . . 18.3 . . 40.3 . . I5.6 65 . . 11.5 ' '
12 Zaire 22.5 28.9 2.3 1.4 12.1 165 57.8 73 1.6 0.8 3.6 5.2 10.2 12.0
13 Uganda 22.1 5,5 0.0 0.0 32.8 19.1 36.3 75.3 0.3 0.0 8.5 0.0 13.7 5.3
14 Madagascar 13.1 . . 7.2 . . 29.9 . . 33.6 I . 5.5 10.8 . . 14.7 . .
15 Sierra Leoneb 32. 7 263 0.0 0.0 14.6 25. 7 42.4 44.6 0.3 0.3 9.9 3.1 19.5 8.8
16 Mali . . 10.8 . . 4.4 . . 28.6 . . 12.0 . . 30.8 . . 13.5 . . 18.9
17 Nigeriab 43.0 0.0 26.3 17.5 0.2 13.0 tO.3
1 8Niger
19 Rwanda 17.9 4.4 14.1 41. 7 13.8 8.1 9.8
20 Burlcina Faso 16.8 0.0 18.0 51.8 3.2 10.2 8.6
2 1 India 21.3 15.4 0.0 0.0 44.5 35.5 20.1 28.8 0.9 0.4 13.2 19.9 10.2 14.8
22 Benin
23 China
24 Haiti
25 Kenyab 35.6 274 0.0 0.0 19.9 42.8 24.3 15.8 1.4 1.2 18.8 12.8 18.0 22.6
6 Pakistan 13 6 10.0 0.0 0.( 35.9 32 2 34.2 30.6 0.5 0.2 15.8 26.9 12.5 19.0
27 Ghanab 18.4 28.7 0.0 0,0 29.4 28.3 40.6 35.2 0.2 0.1 11.5 7.8 15.1 13.9
28 Centml AfTican Rep. 23.9 0.0 13.1 45.2 11.4 6 4 13.3
19 Togo
O Zambiab 49.7 38.1 0.0 0.0 20.2 37.0 14.3 15.8 0.1 4.9 15.6 4.2 23' 2 11.9
3 1 Guinea 17.1 74.4 2.4 6.1 14.6
32 Sti Lanka 19.1 10.8 0.0 0.0 34. 7 46.4 35.4 28.6 2.1 4.6 8. 7 9.5 20.1 21.1
33 Mauritania I . 32.3 . . 0.0 . . 19.4 . . 36.8 . . 1.4 . . 10.1 . . 21.8
34 Lesotho 14 3 12.4 0.0 0.0 2.0 22.8 62.9 54.5 9.5 0.2 11.3 10.2 11.7 21.2
35 Indonesia 45 5 575 0.0 0.0 22.8 25.1 17.6 6.0 3.5 3.0 10.6 8.3 13.4 18.3
36 Honduras 19 2 . . 3.0 . . 33.8 . . 28.2 . . 2.3 13.5 . . 13.2 . .
37 Egypt, Arab Rep. 15.9 14.2 11.9 14.0 8.2 35.8 35.9
38 Afghanistan
39 Cambodia
40 Liberia 40.4 33.9 0.0 0.0 20.3 25.1 3_1. 6 34.6 3.1 2.3 4.6 4.2 17.0 17.8
4 1 Mvanmar 28. 7 9.0 0.0 0.0 34.2 30. 7 13.4 14.9 0.0 0.0 23.8 45.5
42 Sudanb 11.8 0.0 30.4 40.5 1.5 15.7 18.0
43 VietNam
Middle-income economies
Lower-middle-income
44 Botivia 4.9 8.8 31.6 7.3 2.9 44.5 15.7
45 Zimbabwe 44.9 0.0 26.3 t 7.5 1.1 10.1 35.6
46 Senegal 17.5 . . 0.0 . . 24.5 . . 30.9 . . 23.9 3.2 . . 16.9 . .
47 Philippinesb 13.8 28.3 0.0 0.0 24.3 30.7 23.0 2.5.1 29.7 2.9 9.3 12.9 13.1 W3
48 C6te d'lvoir-e
49 Dominican Rep. t7.9 20.9 3.9 4.1 19.0 19.8 40.4 41.1 1.7 4.7 t7.0 9.4 17.2 15.1
50 Papua New Guineab 44.6 . . 0.0 . . 10.5 . . 24.9 1.8 . . I&] . . 23.2
5 1 Guatemala 12.7 18.1 0.0 0.0 36.1 23.2 26.2 33. 8 15.6 7.2 9.4 1 7.7 8.9 9.8
52 Momcco 16.4 . . 5.9 . . 45.7 . . 13.2 . . 6.1 12.6 . . 19.5 . .
53 Cameroon . . 45.2 . . 6 4 I  20.2 1.1.0 . . 9.1 . . 5.1 . . 17 7
54 Ecuadorb 19.6 56.9 0.0 0.0 19.1 21.5 52.4 14. 3 5.1 5.5 3.8 1.7 13.6 17.7
55 Syrian Ai-ab Rep. 6.8 29.5 0.0 0.0 10.4 4.1 17.3 68 12.1 33.6 53.4 260 25.3 25.5
56 Congo 19.4 . . 0.0 . . 40.3 . . 26.5 . . 6.3 7.5 . . 18.4 . .
57 El Salvadorb 14.7 18.8 0.0 0.0 24.9 38.4 35.0 13.5 19.6 21.5 5.8 2.8 t2.0 9.9
58 Paraguay 8.8 9.3 10.4 0.0 26.1 19.5 24.8 20.1 17.0 24.8 12.9 26.2 1 t.5 12.2
59 Perub 16.0 10.0 0.0 0.0 34.0 44.2 14.0 26.3 26.0 16.8 10.0 2.6 14.6 5.0
60 Jordan 9.4 10.0 0.0 2.0 15.6 20 7 362 29. 7 3.1 8.4 35.6 29.2 . . 22.3
61 Colombia 37.1 27.8 13.7 12.6 15.2 27. 7 19.8 17 8 7.1 6 7 7.1 7.4 10.6 13.4
62 Thaitand 12.1 24.2 0.0 0.1 46.3 41.4 28.7 2' 2. 1 1.8 4.3 11.2 7.9 12.5 19.9
63 Tunisia 15.9 12.9 7A 11.1 31.6 20.1 21.8 2: 9 7.8 5.1 15.7 22.8 23.6 31.8
64 Jamaica
65 Turkey 30.8 43.3 0.0 0.0 31.0 32.1 14.6 6- 6.1 3.0 17.5 15.4 20.6 19.3
66 Romania 18.9 22.9 32.6 0.5 14.9 10.2 34.8
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Percentage of total current revenue
Tax revenue
Taxes on Taxes on Total current
income, Domestic taxes international revenue as a
profit, and Social security on goods and trade and percentage of
capital gains contributions services transactions Other taxesa Nontax revenue GNP
17 1901972 1990 1972 1990 1972 1990 1972 1990 1 72 1990 1972 1990
67 Poland . 30.4 . . 21.4 .. 30.4 . . 6.2 . . 6.5 .. 5.1 . . 38.7
68 Panama 23.3 14. 7 22.4 27.3 13.3 17.9 16.0 8.3 7.7 3.5 1 7.3 28.2 21.8 24.5
69 Costa Rica 18.0 9.8 13.9 28.8 37.7 27.4 18.9 23.0 1.6 -3.5 9.8 14.4 15.3 24.3
70 Chile 14.3 23.3 28.6 6.0 28.6 37.1 14.3 9.8 0.0 -0.2 14.3 24.1 30.2 31.1
-71 Botswanab 20.1 38.6 0.0 0.0 1.4 1.5 47.7 13.2 0.4 0.1 30.3 46.6 30.4 60.9
73 Bulgaria .. 36.4 .. 12.7 .. 15.1 .. 6.1 .. 0.7 .. 29.0 .. 78.5
74 Mauritius 22.7 13.9 0.0 4.1 23.3 20.9 40.2 46.4 5.5 6.1 8.&2 8.7 15.6 24.2
75 Malaysia 25.2 30.5 0.1 0.8 24.2 24.3 27.9 16.7 1.4 2.5 21.2 25.2 20.3 28.9
-76 Argentina . . 4.3 . . 43.4 . . 22.4 . . 11.4 . . 10.3 . . 8.2 . . 13.3
77 Iran,lIslamic Rep. 7.9 12.6 2.7 10.9 6.4 5.0 14.6 10.5 4.9 6.6 63.6 54.4 26.2 12.9
80 Lebanon . . . . . . . .. ..
82 Namibia .. 42.7 .. 0.0 .. 28.5 .. 16.4 .. 1.1 .. 11.3 .. 43.6
83 Nicaragua 9.5 .. 14.0 .. 37.3 .. 24.4 .. 9.0 .. 5.8 .. 12.8
84 Yemen, Rep. . . . . . . . .. ..
Upper-middle-income
85 Mexico 37.3 36.5 18.6 13.6 32.2 56.0 13.6 4.6 -8.5 -18.3 6.8 7.7 10.1 14.9
86 South Africa 54.8 48.6 1.2 1. 7 21.5 34.1I 4.6 4.9 5.0 2.8 12.8 7.9 22.1 30.9
87 Venezuela 54.2 57.5 6.0 2. 7 6.7 3.8 6.1 7.2 1.1 5.6 25.9 23.2 18.5 21.9
88 Uruguay 4.7 6.7 30.0 27.0 24.5 35.9 6.1 9.8 22.0 15.5 12.6 5.1 24.3 28.0
90 Hungary .. 17.9 .. 29.2 .. 31.3 .. 5.8 .. 0.2 .. 15.5 .. 55.6
91 Yugoslavia . .. 60.0 .. 20.0 66.4 20.0 31.3 .. . . 2.3 18.7 5.5
92 CzechNslovakia .. 21.7 .. 0.0 . . 34.2 .. 6.0 .. 21.3 .. 16.8 .. 54.5
93 Gabon 18.2 .. 6.0 . 9.5 .. 44.9 .. 4.2 .. 17.2 .. 26.1
94 Trinidad and Tobago . . . . . . . .. ..
95 Portugat . 23.8 .. 25.9 . 36.9 .. 2.5 .. 3.2 .. 7.7 .. 36.6
96 Korea, Rep. 29.0 34.0 0.7 4.9 4L.7 33.5 10.7 10.6 5.3 5.7 12.6 11.4 13.1 15.7
97 Greece 12.2 .. 24.5 .. 35.5 .. 6.7 .. 12.0 . 9.2 .. 25.4 -
98 Saudi Arabia . . . . . . . .. ..
101 Oman 71.1 23.4 0.0 0.0 0.0 0.7 3.0 2.1 2.3 0.5 23.6 73.3 47.4 38.2
Low- ab mdle-ecnomies
LatiD mericabe Crs
tOther
102 Ireland 28.3 3&0 9.0 13.6 32.1 31.0 16.7 7.7 3.2 3.2 10.6 6.6 30.3 47.1
103 'Israel 40.0 35.9 0.0 8.9 20.0 33.1 20.0 1.7 10.0 3.9 10.0 16.5 31.3 40.3
104 Spain 15.9 28.4 38.9 37.9 23.4 24.1 10.0 2.5 0.7 1.1 11.1 6.0 19.5 30.3
105 tSingapore 24.4 24.3 0.0 0.0 17.6 19.6 11.1 2.5 15.5 14.9 31.4 38.8 21.5 27.9
106 tHong Kong.. .. . .. . .. . ... ...
107 New Zealandb 61.4 53.1 0.0 0.0 19.9 27.1 4.1 2.1 4.5 3.1 10.0 14.6 28.0 45.6
108 Belgium 31.3 35.2 32.4 34.9 28.9 23.7 1.0 0.0 3.3 3.1 3.1 3.0 35.6 43.3
109 United Kingdom 39.4 40.3 15.6 17.1 27.1 30.8 1.7 0.1 5.4 2.1 10.8 9.6 32.8 35.5
110 Italy 16.6 36.6 39.2 29.0 31.7 29.1 0.4 0.0 4.3 2.2 7.7 3.1 24.9 39.0
Ill1 Australia 58.3 65.1 0.0 0.0 21.9 21.1 5.2 4.1 2.1 0.4 12.5 9.3 20.5 27.2
112 Netherlands 32.5 30.7 36.7 35.6 22.3 22.3 0.5 0.0 3.4 2.8 4.7 8.6 43.4 47.5
113 Austria 20.7 19.0 30.0 36.7 28.3 25.5 5.4 1.5 10.2 8.7 5.5 8.6 29.7 35.2
114 France 16.8 17.3 37.0 43.9 37.9 28.3 0.3 0.0 3.0 3.3 4.9 7.2 33.4 40.8
115 tUnited Arab Emiratesb 0.0 0.0 0.0 3.1 0.0 39.7 0.0 0.0 0.0 0.0 100.0 57.2 0.2 1.3
116 Canada 54.0 53.7 8.8 14.2 15.9 19.6 11.0 3.5 -0.6 0.0 10.9 9.0 21.3 20.5
117 United States 59.4 51.6 23.6 34.6 7.1 3.2 1.6 1.6 2.5 1.1 5.7 7.9 17.6 20.0
118 Denmark 40.0 38.0 5.1 3.2 42.1 41.2 3.1 0.1 2.8 3.3 6.8 14.2 35.5 40.1
119 Getrnanyc 19.7 16.4 46.6 53.4 28.1 23.8 0.8 0.0 0.8 0.2 4.0 6.2 25.3 28.7
120 Norway 22.6 16.6 20.6 24.2 48.0 34.4 1.6 0.5 1.0 1.4 6.2 23.0 36.8 47.3
11 Sweden 27.0 1 8. 1 21.6 30.5 34.0 28.9 1.5 0.5 4.7 8.9 11.3 13.2 32.2 45.3
122 JBapDb 64.8 71.2 0.0 0.0 22.6 12.0 3.5 1.3 6.8 9.9 2.4 5.6 11.2 13.9
123 Finland 30.0 30.2 7.8 9.1 47.7 45.8 3.1 1.0 5.8 4.7 5.5 9.1 26.5 31.3
124 Switzerland 13.9 .. 37.3 .. 21.5 .. 16.7 .. 2.6 .. 8.0 .. 14.5
125 tKuwait 68.8 0.7 0.0 0.0 19.7 0.0 1.5 2.9 0.2 0.1 9.9 962 55.2 23.6
a. See the technical notes. b. Data are for budgetary accounts only. c. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification.
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Table 13. Money and interest rates
Monetarv holdings. broadly, defined
Average annual Average Nominal interest rates of banks
nominal growth Average outstanding innfalato (average annual percentage)
rate (percent) as a percentage of GDP inD dflatior, Deposit rate Lending rate
1965-80 1980-90 1965 1980 1990 1980-90 1980 1990 1980 1990
Low-income conomies
China and India
Other low-income
I Mozambique .. .. .. .. .. 36.5...
2 Tanzania 19.7 21.5 .. 37.2 .. 25.7 4.0 17.0 11.5 31.0
3 Ethiopia 12.7 12.2 12.5 25.3 52.5 2.1 . 2.4 .. 6.0
4 Somalia 20.4 50.0 12.7 17.8 . 49.7 4.5 25.0 7.5
5 Nepal 17.9 19.7 8.4 21.9 34.9 9.1 4.0 8.5 14.0 14.4
6 Chad 12.5 10.3 9.3 20.0 23.3 1.2 5.5 4.3 11.0 11.5
7 Bhutan .. 33.9 . . 20.7 8.4 .. 6.5 .. 15.0
8 Lao PDR .. .. .. .. ... 7.2 14.0 4.8 15.0
9 Malawi 15.4 18.1 17.6 20.5 . 14.7 7.9 12.1 16.7 21.0
10 Bangladesh . . 21.6 . . 16.7 28.3 9.6 8.3 12.0 11.3 16.0
1 1 Burundi 15.8 9.9 10.1 13.5 17.8 4.2 2.5 . 12.0
12 Zaire 28.2 69.1 8.6 6.4 10.7 60.9 . ...
13 Uganda 23.2 .. . 12.7 7.8 107.0 6.8 35.0 10.8 38.7
14 Madagascar 12.2 17.5 15.8 22.3 21.4 17.1 5.6 . 9.5
15 SiertaLeone 15.9 55.6 11.7 20.6 16.1 56.2 9.2 40.5 11.0 52.5
16 Mali 14.4 9.4 . . 17.9 20.8 3.0 6.2 7.0 9.4 8.8
1 7 Nigeria 28.5 14.1 10.7 23.8 17.6 18.2 5.3 13.1 8.4 35.0
1 8 Niger 18.3 6.1 3.8 13.3 19.9 3.3 6.2 7.0 9.4 8.8
19 Rwanda 19.0 9.0 15.8 13.6 17.6 3.8 6.3 6.9 13.5 13.2
20 Burkina Faso 17.1 11.7 6.9 13.8 17.8 4.6 6.2 7.0 9.4 8.8
21 India 15.3 16.7 23.7 36.2 44.7 7.9 . 16.5 16.5
22 Benin 17.3 4.8 8.6 17.2 23.0 1.9 6.2 7.0 9.4 8.8
23 China . . 25.4 . . 33.6 74.7 5.8 5.4 . 5.0 11.2
24 Haiti 20.3 8.6 9.9 26.1 . 7.2 10.0 ..
25 Kenya 18.6 14.9 . . 36.8 38.3 9.2 5.8 13.7 10.6 18.8
26 Pakistan 14.7 13.3 40.7 38.7 36.8 6.7 
27 Ghana 25.9 44.8 20.3 16.2 12.5 42.7 11.5 . 19.0
28 CentTal African Rep. 1 2.7 5.2 13.5 18.9 17.8 5.5 5.5 7.5 10.5 12.5
29 Togo 20.3 6.5 10.9 29.0 34.6 4.8 6.2 7.0 9.4 8.8
3 0 Zambia 12.7 . . 32.6 . 42.3 7.0 11.4 9.5 18.4
32 SriLanka 15.4 15.1 32.3 35.3 32.6 11.0 14.5 19.4 19.0 13.0
33 Maufitania 20.7 11.4 5.7 20.5 24.4 8.8 . ...
34 Lesotho . . 17.8 . . 39.8 13.0 .. 13.0 11.0 20.4
35 Indonesia 54.4 25.8 .. 13.2 36.2 8.4 6.0 17.3 .. 20.6
36 Honduras 14.8 12.5 15.4 22.8 33.1 5.4 7.0 8.6 18.5 15.8
37 Egypt, Arab Rep. 17.7 21.9 35.3 52.2 93.2 11.9 8.3 12.0 13.3 19.0
38 Afghanistan 14.0 . 14.4 26.8 . 9.0 . 13.0
39 Cambodia .. ...
40 Liberia . .. . .... 10.3 6.8 -18.4 _13.8
41 Myanmar 11.5 11.2 . 1.5 1.5 8.0 8.0
42 Sudan 21.6 28.0 14.1 32.5 . 6.0 ..
43 Viet Nam . . . ...
Middle-income economies
Lower-middle-income
44 Bolivia 24.3 444.2 10.9 16.2 21.7 318.4 18.0 . 28.0
45 Zimbabwe .. . . 54.0 10.8 3.5 8.8 17.5 11.7
46 Senegal 15.6 6.4 15.3 26.6 22.6 6.6 6.2 7.0 9.4 8.8
47 Philippines 1 7. 7 16.1 19.9 11.0 21.1 14.9 12.3 19.5 14.0 24.1
48 C6te d'lvoire 20.4 4.6 21.8 25.8 31.7 2.7 6.2 7.0 9.4 8.8
49 Dominican Rep. 18.5 26.9 18.0 21.8 22.0 21.8 . ...
50 Papua New Guinea .. 8.0 . . 32.9 34.0 5.3 6.9 8.7 11.2 15.5
51 Guatemala 16.3 15.7 15.2 20.5 19.1 14.6 9.0 18.2 11.0 23.3
52 Morocco 15.7 14.5 29.4 42.4 . 7.2 4.9 8.5 7.0 9.0
53 Cameroon 19.0 7.9 11.7 18.3 22.7 5.6 7.5 7.5 13.0 14.0
54 Ecuador 22.6 35.5 15.6 20.2 13.4 36.7 . . 43.6 9.0 37.5
55 Syrian Arab Rep. 21.9 19.4 24.6 40.9 . 14.7 5.0 ..
56 Congo 14.2 7.3 16.5 14.7 19.8 0.7 6.5 8.0 11.0 12.5
57 El Salvador 14.3 16.9 21.6 28.1 25.8 17.2 .. 18.0 .. 21.2
58 Paraguay 21.3 20.0 12.1 19.8 . 24.4 . ...
59 Pent 25.9 157.0 18.8 16.5 . 233.7 . ...
60 Jordan 19.1 12.9 . . 129.8
61 Colombia 26.5 . 19.8 23.7 . 24.8 .. 27.7 19.0 28.2
62 Thailand 17.9 18.8 23.6 37.4 71.5 3.3 12.0 12.3 18.0 15.0
63 Tunisia 17.4 15.5 30.2 42.1 . 7.4 2.5 7.4 7.3 9.9
64 Jamaica 17.2 24.1 24.3 35.4 50.2 18.3 10.3 26.0 13.0 34.2
65 Turkey 27.5 51.9 23.0 17.2 21.3 43.2 8.0 47.6 25.7
66 Romania . . 33.4 .1.8 . ....
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are foryeara other than those specified.
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Monetary holdings, broadly definedAvrg omnlitesrasofnk
Average annual anul(verage oial nterlestraetesoanks
nominal growth Average ottandin ifatinnul(rgnulprenae
rate (percent) as a percentage of GDP (GDP deflator) Deposit rate Lending rate
1965-80 1980-90 1965 1980 1990 1980-90 1980 1990 1980 1990
67 Poland .. 51.5 .. 58.4 22.4 54.3 3.0 27.8 8.0 101.4
68 Panama .. .. .. ., .2.4..
69 Costa Rica 24.6 25.6 19.3 38.8 38.1 23.5 . 21.2 .. 32.6
70 Chile .. 30.3 16.3 21.0 . . 20.5 37.5 40.3 47.1 48.8
71 Botswana .. 25.9 . 30.7 32.0 12.1 5.0 6.1 8.5 7.9
72 Algeria 22.3 14.3 . 58.5 82.2 6.6.. ..
73 Bulgaria .. .... .. .. 2.3 .. 1.6 .. 5.1
74 Mauritius 21.8 21.9 27.3 41.1 61.4 8.8 .. 12.6 .. 18.0
75 Malaysia 21.5 12.6 26.3 69.8 . . 1.6 6.2 5.9 7.8 7.2
76 Argentina 86.6 368.5 18.1 22.2 7.6 395.1 79.4 1,586.0 
77 Iran, Islamic Rep. 28.4 16.7 21.6 54.5 . 13.8 . ...
78 Albania . ...
79 Angola . ...
80 Lebanon 16.2 72.7 83.4 176.1 . . 16.9 .. 39.9
81 Mongolia .. ... -1.3 . ...
82 Namibia .. .. . 13.2 . ...
83 Nicaragua 15.0 . 15.4 22.1 . 432.0 7.5 ..
84 Yemen, Rep. .. 18.7 . 9.3 ..
Upper-middle-income
85 Mexico 21.9 62.4 25.1 27.5 20.4 70.4 20.6 31.2 28.1
86 South Africa 14.0 16.6 58.8 50.9 56.2 14.4 5.5 18.9 9.5 21.0
87 Venezuela 22.9 17.8 17.4 43.0 33.8 19.3 .. 27.8 .. 28.2
88 Uruguay 65.8 65.9 26.8 32.1 45.7 61.4 50.3 97.8 66.6 174.5
-89 Brazil -22.0 . 20.6 18.4 . 284.4 115.0 9,387.5 
90 Hungary . ... .. .. 9.0 3.0 23.0 9.0 28.0
91 Yugoslavia 25.7 119.0 43.6 59.1 29.7 122.8 5.9 5,644.8 11.5 4,353.8
92 Czechoslovakia .. 6.1 . . 69.2 1.9 2.7 2.8 
93 Gabon 25.2 5.3 16.2 15.2 22.0 -1.7 7.5 8.8 12.5 12.5
94 Trinidad nd Tobago 23.1 . 21.3 32.0 . 6.3 .. 6.0 10.0 12.9
95 Portugal 19.4 15.9 77.7 95.6 71.1 18.2 19.0 13.6 18.8 21.7
96 Korea, Rep. 35.5 21.0 11.1 31.7 53.2 5.1 19.5 10.0 18.0 10.0
97 Greece 21.4 27.5 35.0 61.6 . 18.0 14.5 19.5 21.3 27.6
98 Saudi Arabia 32.1 8.4 16.4 18.6 . -5.2 . ...
99 Iraq . . 19.7 . ........
100 Libya 29.2 2.3 14.2 34.7 75.8 0.2 5.1 . 7.0
101 Oman 11.6 .. 13.8 . 8.3 .9.7
tether
102 Ireland& 161 . 5. 4. 65 20 . 1. 1
103tlsue 527 018 53 6. 6a&11. 1. 16. 3.
102 Ireland0. 6.5 5.2 58.10 4. 6.5 12.0 6.316. 11.3
103 Unsited 52.7do 101.8 15.3 56.4 636 0.4 14.1 62 176.9 314.6
104 Spain 179. 120. 58.5 74.4 75.0 9.2 13.1 10.7 16.9 16.0
III Austinapr 17.6 13.3 58.4 574. 2.9 135.7 9.4 43.7 11.7 70.4
107 NewtZealands 12.87 54.8 51.20 10.5 6.0 31.9 12.6 14.4
108 Belgium 10.4 7.1 59.2 572.0 8 .4776.1 3 6. 13.0.
109 UrnitedKndm13.5 844.0 9.9 535.89 14.1 6. 2 . 16.2 14.8
110 UiedAa I Ealya17.9 12.0 8. 819.9 770.9 12.75. 19.01 4.
116 Autalida 15.9 12.8 48.9 657.9 73.5 7.4 82.6 13.7 10.6 20.3
112 Unietheriands 14.72 8.4 54.5 79.0 6.619. 3.3153. 11.8
113 Austaria 13.3 72.3 49.0 72.6 586.1 3.6 50.0 83. 1.2 14
114 Fermance 15.0 9.9 537 6.74.6.1 6.376666.7 18.71 2q 116.
116 CNorada 5.3 8.6 40.5 652.0 72.5 4.4 12.9 12.8 14.3 14.1
121 Sweden 10.7 9.8 46.5 46.5 47.4 7.4 11.3 9.9 15.1 17.2
122 Japan 17.2 9.0 106.7 134.0 183.1 1.5 5.5 4.1 8.4 7.0
123 Finland 14.7 13.8 39.1 39.5 52.7 6.8 .. 7.5 9.8 11.6
124 Switzeriand 7.1 7.3 101.1 107.4 117.4 3.7 .. 8.3 .. 7.4
125 tKuwait 17.8 5.1 28.1 33.1 . -2.9 4.5 4.5 6.8 6.8
a. Data refer tothe Federal Republic of Germany before unification.
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Table 14. Growth of merchandilse trade
Merchandise tradeAvrgonulgotrae(pre)Trmofad(millions of dollars) Arrg tulgot aea(ecn)Trso rd
Exports Imports ~~~~~Exports Imports (1987= 100)
1990 1990 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1985 1990
Low-income conomies 141,176 t 144,431 5.1 w 5.4 w 4.8 w 2.8 w 107 m 100 m
China and India 80,059 t 77,037 1 4.1 w 9.8 w 4.4 w 8.0 w 103 m 103 m
Other low-income 61,1171t 67,3941 5.8 w 1.5 w 5.0 w -1.9 w 107 m 100 m
I Mozambique..... ....
2 Tanzania 300 935 -4.2 - 7.4 l. -. 101 108
3 Ethiopia 297 1,081 -0.5 -0.3 -0.9 4.2 117 84
4 Somalia 130 360 4.4 -3.3 4.4 -4.3 107 II1
S Nepal 162 543 .. ...... 98
6 Chad 200 450. ...
7 Bhutan...... .
8 Lao PDR..... ..
9 Malawi 412 576 5.1 4.3 3.3 0.7 104 93
10 Bangladesh 1,674 3,646 . 7.6 . 8.0 109 95
1 1 Burundi 75 235 3.3 -1.9 -0.2 5.0 133 70
12 Zaire 999 888 4.7 -11.2 -2.9 -4.0 III 163
1 3 Uganda 151 458 -3.4 -1.9 -5.3 3.2 143 88
14 Madagascar 335 480 0.6 -1.5 -0.4 -0.4 98 102
1 5 Sierra Leone 138 146 -2.4 -1.4 -4.6 -2.3 106 80
1 6 Mali 347 640 9.5 9.9 4.4 6.7 95 97
1 7 Nigeria 13,671 5,688 11.1 -1.6 14.6 -15.1 167 100
1 8 Niger 435 230 12.8 4.3 6.6 -8.8 126 77
19 Rwanda 112 279 7.9 0.1 5.1 11.4 116 98
20 Burkina Faso 160 480 3.6 10.1 5.7 1.0 108 100
21 India 17,967 23,692 3.0 6.5 1.2 4.2 96 96
22 Benin 93 483 .... ...
23 China* 62,091 53,345 4.8 11.0 7.4 9.8 109 1l1
24 Haiti 138 272 4.2 -12.4 6.5 -6.2 89 97
25 Kenya 1,033 2.124 3.9 1.0 2.4 1.6 114 103
26 Pakistan 5,590 7,377 -1.8 9.0 0.4 4.0 90 95
27 Ghana 739 1,199 -2.6 3.8 -1.4 -0. 1 106 75
28 CentmalAfrican Rep. 130 170 -1.3 -1.3 -4.8 6.1 107 109
29 Togo 300 700 5.6 2.4 8.5 1.4 118 114
30 Zambia ....
3 1 Guinea ....
32 SriLanka 1.984 2,689 0.2 6.8 -1.2 2.1 103 90
33 Mauritania 468 248 4.0 3.8 6.3 -5.1 113 107
35 Indonesia 25.553 21,837 9.6 2.8 13.0 1.4 134 ill
36 Honduras 916 1,028 3.1 2.4 2.5 -0.7 1ll 104
37 Egypt, Arab Rep. 2.985 10.340 -0. 1 2.1 3.6 -1.7 131 76
38 Afghanistan ... ...
39 Cambodia .....
40 Liberia 500 _450 4.4 -2.7 1.5 -2.2 97 ill1
41 Myanmar 322 270 -2.1 -10.1 -4.4 -14.5 106 127
42 Sudan 400 600 -0.3 -0.9 2.3 -8.3 106 100
43 V'iet Namt. .. ..
Middle-income conomies 491,128 t 485,897 t 3.9 w 3.8 w 6.1 w 0.9 w 110 m 102 m
Lower-middle-income 184,340 t 195,680 t 7.2 w 4.7 w 2.1 w 110 m 99 m
44 Bolivia 923 716 2.7 1.4 5.0 -2.4 167 97
45 Zimbabwe . 1,851 . 100
46 Senegal 783 1.620 2.5 5.6 4.1 4.6 106 106
47 Philippines 8.681 13.080 4.6 2.5 2.9 2.3 93 93
48 C6te d'Ivoire 2,600 2.100 5.5 2.7 7.6 -1.2 110 80
49 Dominican Rep. 734 2,057 0.3 1.3 4.9 3.5 109 98
50 Papua New Guinea 1.140 1.288 13.0 6.2 1.6 2.6 Ill 75
5 1 Guatemala 1.211 1.626 4.8 -1.7 4.6 -1.4 108 102
52 Morocco 4.263 6.918 3.7 6.1 6.5 2.9 88 86
53 Cameroon 1.200 1,300 4.9 -1.3 5.6 -3.3 139 9 1
54 Ecuador 2.714 1.862 15.1 4.3 6.4 -3.2 153 109
55 Syrian ATab Rep. 4.173 2,400 11.4 8.7 8.5 -8.3 125 87
56 Congo 1.130 570 10.3 5.9 0.6 -3.1 145 99
57 El Salvador 550 1,200 1.0 -0.8 2.7 -0.5 126 114
58 Paraguay 959 1,113 6.5 10.7 3.7 1.5 108 110
59 Peru 3,277 3,230 1.6 0.3 -1.4 -4.0 ill 78
60 Jordan 1,146 2,663 11.2 10.3 9.7 -0.5 95 112
61 Colombia 6,766 5,590 1.4 10.6 5.3 -2.3 140 92
62 Thailand 23.002 33,129 8.6 13.2 4.1 10.2 91 99
63 Tunisia 3,498 5.471 10.8 4.8 10.4 1.1 105 99
64 Jamaica 1,347 1.685 -0.4 0.6 -1.9 1.1 95 88
65 Turkey 12.959 22,300 5.5 9.1 7.7 7.0 82 98
66 Romania ....
Data for Taiwan, China, are: 67,025 54.696 18.9 12.1 15.1 10.1 103 109
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Merchandise trade
(millions of dollars) Average annual growth ratea (percent) Terms of trade
Exports Imports Exports Imports (1987 =100)
1990 1990 1965-80 1980-90 1965-80 1980-90 1985 1990
67 Poland 13,627 9,781 .. 3.0 .. 1.2 -- 94 103
68 Panama 321 1,539 -5.7 -0.3 -1.9 -3.0 130 138
69 Costa Rica 1,457 2,026 7.0 3.1 5.7 2.5 III 114
70 Chile 8,579 7,023 8.0 4.8 1.4 0.6 102 131
71 Botswanab .
72 Algeria 15,241 10,433 1.8 5.3 13.0 -4.6 174 99
73 Bulgaria.... ........
74 Mauritius 1,182 1,616 3.1 9.6 5.2 11.2 83 114
75 Malaysia 29,409 29,251 4.6 10.3 2.2 5.6 117 94
76 Argentina 12,353 4,077 4.7 1.4 1.8 -8.4 110 112
77 Iran, Islamic Rep. 15,000 13,000 .. 21.1 .. 8.0 160 72
78 Albania . . .....
79 Angola 3,000 1,200.. ......
80 Lebanon
81 Mongolia
82 Namibiab .....
83 Nicaragua 379 750 2.8 -5.3 1.3 -2.8 I11 110
-84 Yemnen, Rep. ... 
Upper-middle-income 306,789 t 290,217 t 3.9 w 1.9 w 7.2 w 0.1 w III m 105 mn
85 Mexico 26,714 28,063 7.7 3.4 5.7 -1.1 133 110
86 South Africab 23,612 18,258 7.8 1.7 -0. 1 -3.7 105 93
87 Venezuela 17,220 6,364 -9.5 1.8 8.1 -4.6 174 164
88 Uruguay 1,696 1,415 4.6 3.2 1.2 -1.1 89 104
89 Brazil 31,243 22,459 9.3 4.0 8.2 -0.3 92 123
90 Hssngsry 9,588 8,646 . 5.5 . 1.3 104 87
91 Yugoslavia 14,365 18,911 5.6 0.1 6.6 0.6 95 121
92 Czechoslovakia 17,950 19,862 . ...
93 Gabon 2,471 760 8.6 1.4 9.5 -1.8 140 96
94 Trinidad nd Tobago 2,080 1,262 -5.5 -3.7 -5.8 -12.8 156 110
95 Portugal 16,416 25,333 3.4 11.7 3.7 8.2 85 lOS
96 Korea, Rep. 64,837 69,585 27.2 12.8 15.2 10.8 103 108
97 Greece 8,053 19,701 11.9 3.8 5.2 4.3 94 105
98 Saudi Arabia 31,065 24,069 8.8 -9.7 25.9 -10.0 176 95
99 Iraq 16,809 4,314 . .... ...
100 Libya 14,285 3,976 3.3 1.8 11.7 -10.4 196 97
101 Oman 458 2,608 . .... ...
Low. and middle-income 32,304: 630,328: 4.1 w .1 w . .8w 1.4 w 109 in 100 i
Sub-SisharanAfrica 34,056: 32,3771 6.2w 0.2~ ~ ~ ~~~ ~~~~~WI.w .. w 1m l
EastAsa&Pacik 217030t 24,021 8.5w .8w .1 8.41 1041 103r
Highincome economribes n123,55611t 1725,119t -1.30w 43.w 4.4 w 2.1 w 917 mn 1Orn
OECD members 2,379,089 t 2,501,7531t 7.2 w 4.1 w 4.1 w 5.2 w 94 mn 100 mn
t~Other 176,573 t 223,666 t 8.8 w 8.3 w 9.8 w 6.7 w 100 mn 100 m
102 Ireland 23,796 20,716 10.0 7.3 4.8 3.6 97 95
103 tlsrael 12,047 15,197 8.9 7.5 6.2 4.7 105 103
104 Spain 55,607 87,487 12.4 7.4 4.4 9.0 91 106
105 tSingapore 52,627 60,647 4.7 8.6 7.0 6.7 99 100
106 tHong Kong 29,002 82,495 9.1 6.2 8.3 11.0 97 100
107 New Ze-aland 9,045 9,466 3.8 3.4 1.1 3.6 88 99
108 Belgium' 118,002 119,725 7.8 4.7 5.2 3.1 94 96
109 United Kingdom 185,891 224,914 5.1 2.7 1.4 4.9 103 105
110 Italy 168,523 176,153 7.7 3.5 3.5 4.2 84 97
Ill Australia 35,973 39,740 5.4 3.9 1.0 4.7 Ill 115
112 Netheriands 131,479 125,909 8.0 4.4 4.4 3.5 101 102
113 Austria 41,876 49,960 8.2 6.2 6.1 5.2 87 92
114 France 209,491 232,525 8.5 3.4 4.3 3.2 96 102
115 ',United Arab Emirates . 13.3 ... ...
116 Canada 125,056 115,882 5.4 5.9 2.5 8.4 110 10
117 United States 371,466 515,635 6.4 3.3 5.5 7.6 100 100
11 8 Denmark 34,801 31,562 5.4 5.1 1.7 4.2 93 104
119 Germanyd 397,912 341,248 7.2 4.2 5.3 3.9 82 97
120 Norway 34,072 26,889 8.2 7.2 3.0 2.5 130 91
121 Sweden 57,326 54,536 4.9 4.4 1.8 3.5 94 101
122 Japan 286,768 231,223 11.4 4.2 4.9 5.6 71 91
123 Finland 26,718 27,098 5.9 3.0 3.1 4.7 85 98
124 Switzeriand 63,699 69,427 6.2 3.5 4.5 3.8 86 100
125 tKuwait 8,300 4,800 18.5 -11.1 11.8 -5.7 175 77
World ~~~~~~~~~~~3,18 ,65 3,X355,7464, 6.W, 4.w A45 106w lOOm
Fuel exDorters,exci. rorme USSR 138,638: 76,7731 2. w -. 4 w 121w -. 2 w 1C, 8m
a. See the technical notes. b. Figures are for the South African Customs Union comprising South Africa, Namibia, Lesotho, Botswana, and Swaziland; trade among the
component territories is excluded. c. Includes Luxembourg. d. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification.
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Table 15. Structure of merchandise ihnports _____
_Perce;nteVge share of merchandise imports
Other Machinery
primary and transport Other
Food Fuels contmodities equipment manufactures
1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990
Low-income economies 17 w 12 w 5 w 9 w 8 w 8 w 33 w 33 w 37 w 38 w
China and India 15 w 8 w 3 w 7 w 12 w lO w 38 w 34 w 31 w 41 w
Other low-income 18 w 15 w 5 w 11 w 5 w 7 w 30 w 32 w 42 w 35 w
I Mozambique 17 8 7 24 45
2 Tanzania 7 7 9 31 2 2 40 35 42 25
3 Ethiopia 6 17 6 10 6 3 37 44 44 26
4 Somalia 31 19 5 14 8 10 24 24 33 33
5 Nepal 9 I 9 10 26 46
6 Chad 13 14 20 14 4 3 21 29 42 40
7 Bhutan
8 Lao PDR 27 .. 14 .. 6 19 .. 34
9 Malawi 15 7 5 13 3 3 2 1 29 57 47
10 Bangladesh 30 14 6 17 33
1 1 Burundi 1 6 1 8 6 9 8 7 1 5 29 55 37
12 Zaire 1 8 20 7 8 5 5 33 32 37 36
1 3 Uganda 6 8 2 30 3 2 34 27 55 34
14 Madagascar 1 9 15 5 22 2 3 25 29 48 3 1
15 Sierra Leone 17 20 9 20 3 3 29 25 41 32
16 Mali 20 20 6 27 5 3 23 18 47 32
17 Nigeria 9 16 6 1 3 2 34 44 48 37
1 8 Niger 12 21 6 15 6 6 21 26 55 32
19 Rwanda 12 9 7 16 5 6 28 35 50 35
20 Burkina Faso 23 23 4 1 7 14 6 19 24 40 30
21 India 22 8 5 1 7 14 12 37 1 8 22 45
22 Benin 1 8 16 6 5 7 10 17 22 53 47
23 China* 7 8 1 2 10 9 39 41 43 39
24 Haiti 19 23 6 1 3 4 4 2 1 20 5 1 40
25 Kenya 6 10 10 32 4 4 34 25 46 30
26 Pakistan 20 1 9 3 1 7 5 8 38 27 34 29
27 Ghana 1 2 II1 4 35 3 2 33 2 1 48 3 1
28 Central African Rep. 1 3 20 7 2 2 4 29 34 49 4 1
29 Togo 14 22 4 6 5 6 32 25 45 41
30 Zambia
3 1 Guinea-
32 SriLanka 4 1 16 8 IS 4 4 12 22 34 44
33 Mauritania 9 22 4 6 1 1 56 42 30 28
34 Lesotho' 
35 Indonesia 6 5 3 9 2 9 39 -43 50 35
36 Honduras I11 1 3 6 16 1 3 26 25 56 44
37 Egypt, ArabRep. 26 3 1 7 2 12 10 23 23 3 1 34
38 Afghanistan 17 . 4 1 . 8 . 69
39 Cambodia 6 .. 7 .. 2 26 .. 58
40 Liberia 17 24 8 20 3 3 33 27 39 27
41 Myanmar 1 5 9 4 3 5 2 1 8 40 58 46
42 Sudan 23 1 8 5 19 4 4 2 1 22 47 37
43 Viet Nam. . .. .. ..
Middle-income economies 15 w 1 w lO w 12 w 11 w 8 w 30 w 34 w 34 w 35 w
Lower-middle-income 17 w 11Iw 9 w 10 w 8 w 8 w 28 w 34 w 37 w 37 w
44 Bolivia 1 9 1 1 1 1 3 3 34 45 42 41
45 Zimbabwe 7 3 0 1 6 4 5 41 37 47 38
46 Senegal 36 27 6 1 6 4 5 1 5 2 1 38 30
47 Philippines 20 1 0 1 0 1 3 7 7 33 20 30 50
48 C6te dtvoire 1 8 1 6 6 22 3 4 28 22 46 36_
49 Dominican Rep. 24 12 10 35 4 3 23 23 40 27
50 Papua New Guinea 23 17 4 8 3 2 25 40 45 34
5 1 Guatemala 1 1 1 1 7 1 3 2 8 29 27 50 42
52 Morocco 36 12 5 15 10 12 1 8 28 3 1 33
53 Cameroon I11 15 5 I 4 3 28 3 1 5 1 49
54 Ecuador 10 9 9 4 4 7 33 34 44 46
55 Syrian Ar-abRep. 22 17 10 18 9 7 16 26 43 32
56 Congo 15 18 6 2 1 2 34 36 44 42
57 El Salvador 15 14 5 II 4 5 28 26 48 43
58 Paraguay 14 9 14 23 2 5 37 30 33 33
59 Peru 17 38 3 4 5 5 41 22 34 31
60 Jordan 28 19 6 16 6 5 18 23 42 38
61 Colombia 8 7 1 5 10 8 45 36 35 44
62 Thailand 6 5 9 9 6 8 31 41 49 37
63 Tunisia 16 10 6 9 7 9 31 28 41 43
64 Jamaica 21 19 9 14 5 4 23 21 42 42
65 Turkey 6 7 10 21 10 11 37 31 37 30
66 Romania .. . . . ...
Data for Taiwan, China. are: 13 6 5 9 25 14 29 37 29 34
NVote: For data comparability andcoverage, see the technical notes. Figures in italics arefor years other than those specified.
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Percentage share of merchandise imports
Other Machinerv
primarv and transport Other
Food Fuels commodities equipment manufactures
1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990
67 Poland 14 12 18 13 11 11 27 33 24 32
68 Panama 11 15 21 17 2 2 21 18 45 48
69 Costa Rica 9 8 5 10 2 5 29 28 54 49
70 Chile 20 4 6 12 10 4 35 44 30 36
71 Botswanaa u
72 Algeria 27 27 0 2 6 8 15 28 52 35
73 Bulgaria
74 Mauritius 35 25 5 19 3 5 15 12 42 39
75 Malaysia 25 11 12 5 10 6 22 45 32 33
76 Argentina 6 4 10 9 21 11 25 33 38 44
77 Iran, Islamic Rep. 16 12 0 0 6 5 36 44 42 38
78 Albania
79 Angola 17 14 2 4 3 4 24 34 54 43
80 Lebanon 28 .. 9 .. 9 .. 17 .. 36
81 Mongolia
82 Namibiaa
83 Nicaragua 12 12 5 18 2 2 30 27 51 40
84 Yemen, Rep. 55 .. 8 .. 4 .. 12 .. 21
Upper-middle-income 13 w 10 w 11 w 13 w 13 w 9 w 32 w 33 w 31 w 34 w
85 Mexico 5 16 2 4 10 7 50 36 33 37
86 South Africa' 5 6 5 1 11 5 42 41 37 48
87 Venezuela 12 12 1 3 5 9 44 39 39 37
88 Uruguay 7 7 17 18 16 6 24 30 36 39
89 Brazil 20 9 21 23 9 11 22 27 28 30
90 Hungary 12 7 11 14 22 8 27 35 28 36
91 Yugoslavia 16 12 6 17 19 8 28 26 32 37
92 Czechoslovakia 13 6 10 30 20 11 34 32 23 20
93 Gabon 16 17 5 2 2 2 37 40 40 38
94 Trinidad and Tobago 12 19 49 11 2 7 16 23 21 39
95 Portugal 16 11 8 11 19 6 27 37 30 35
96 Korea, Rep. 15 5 7 16 26 15 13 34 38 29
97 Greece 15 15 8 8 11 7 35 31 30 40
98 Saudi Arabia 30 15 1 0 5 4 27 39 37 42
99 Iraq 24 15 0 0 7 4 25 48 44 33
100 Libva 13 16 4 1 3 3 36 37 43 43
101 Oman 1 18 4 4 2 2 17 37 75 39
ts 351~~~~~~~~~~~0, -t36 
lligh-aincomeeconomiee ~19w 11w 90w 11 w 19 w 78w 201w 34 w 32 w 36 w
OECD rmemb iers 19w 16w 11w 14 w 30 w 84w 30 w 34w 46w 39w
~EastOther P c 13 w 7 w .. 9w 159w 7 w 322w 33w 4w 35 w
102 Ireland 18 10 8 6 10 4 25 36 39 143103tlsiae 16w 13 4w 19 112 6 32w 27 27w 512104 Spen 9w 1w 10 2 6 w 2 38 8 34w
105 .Singaprec& i 12w 12 13w 13w 1w 7w 32w 34w 30 35w
High-incong economies 19w 9w lw 11w 19w 7w 20w 34w 32w 39 
OECD members 19 w 9 w 11 w 11 w 20 w 8 w 20 w 34 w 31 w 39 w
tOther 23w 7 w 15w 7w 22w 33 w 42w 45w
102 Ireland 18 10 8 6 10 4 25 36 39 43
103 tlsrael 16 7 6 9 12 6 28 27 38 52
104 Spain 19 10 10 12 16 7 27 38 28 33
105 'Singapore 23 5 13 16 19 5 14 42 30 32
106 HongeKong 25 6 3 2 13 5 13 26 46 60
107 Austria 7 7 7 8 10 4 33 41 43 41
108 newg,u d 14 10 9 8 21 8 24 25 32 49
109 16 nitedKingdom 30 10 11 6 25 7 11 37 23 40
110 Italy 24 12 16 11 24 11 15 31 21 36
Ill Australia 5 5 8 5 10 4 37 42 41 44
112 Netherlands 15 12 10 38 13 6 25 30 37 42
113 Austria 14 5 7 6 13 7 31 38 35 44
114 France 19 9 15 10 18 7 20 34 27 40
115 tUnited Arab Emirates.. . . .. .. ....
114 Canada 10 6 7 6 9 4 40 50 34 33
117 United States 19 6 10 13 20 5 14 40 36 36
118 Denmark 14 12 it 7 11 6 25 31 39 45
119 Germanye 22 10 8 8 21 8 13 32 35 42
120 Norway 10 6 7 4 12 10 38 36 32 39
121 Sweden 12 6 11 9 12 6 30 38 36 41
122 Japan 22 14 20 25 38 16 9 16 11 30
123 Finland 10 5 10 12 12 7 35 38 34 38
124 Switzerland 16 6 6 5 11 5 24 31 43 53
125 tKuwait 22 18 1 1 7 4 32 29 39 46
World 18~~~~~~~~~~~~~Iw 9W2 lOT1 17 w 8W 23wV 34 w 32 w 39wi
~~Fsle1exporters,excLformerUSSR 16w 16w 6w 2w Sw Sw 31w 3w :2 39 w
a. Figures are for the South African Customs Union comprising South Africa, Namibia, Lesotho, Botswana, and Swaziland; trade among the component territories is
excluded. b. Includes Luxembourg. c. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification.
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Table 16. Structure of merchandise exports ___
Percentage shale of merchsandise ex~ports
Fuels, Other Machinerv
minerals, primarv snd transport Other Textiles and
and metals commoditi'es equi.pment manufactures clothing0a
1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990
Low-income conomnies 17 w 27 w 52 w -20 w 3 w 9 w 28 w 45 w 17 w 21 w
China and India 13 w lO w 29 w 17 w S w 15 w 52 w 58 w 31 w 26 w
Other low-income 21 w 48 w 69 w 24 w Iw Iw lO w 28 w 6 w 15 w
1 Mozambique 14 84 . 0 ) . 2 . I 
2 Tanzania 1 5 86 84 0) I 13 10 0 3
3 Ethiopia 0 3 100 94 2) 0 0 3 0 1
4 Somalia 0 1 86 94 4 0 10 4 0
5 Nepal 0 .  25 0 .. 74 .. 57
6 Chad 5 9 92 83 3) 5 3 3 0 1
7 Bhutan .... .
8 Lao PDR 62 32 . 3 6 .0
9 Malawi 0 0 99 95 0) 0 1 5 0 3
10 Bangladesh . I 25 . I 72 . 60
1 1 Burundi 0 0 94 98 0) 0 6 1 0 0
12 Zaire 72 56 20 37 0) 1 8 6 0 0
l 3Uganda 13 3 86 97 0) I. 0 0 0
14 Madagascar 4 8 90 85 1 2 4 6 1 3
15 Sierra Leone 25 38 14 32 I) 60 3 1 0 0
16 Mali I 0 96 98 1 2 2 1 2
17 Nigeria 32 97 65 2 .. 0 2 0 0 0
Il8Niger 0 81 95 17 1 1 4 2 1 1
19 Rwanda 40 5 60 94 I) 0 1 1 0
20 BurkiniaFaso I 0 94 89 1 4 4 6 2 2
21 India 10 8 41 19 1 7 47 66 36 23
22 Benin 1 4 94 48 2 4 3 44 0 2
23 China* 15 10 20 1 6 ) 1 7 56 56 29 27
24 Haiti 1 7 1 2 57 37 7 26 44 4 II1
25 Kenya 13 1 9 77 70 0 0 10 I I 0 1
26 Pakistan 2 1 62 29 1 0 35 70 29 58
27 Ghana 13 35 86 6.4 0 0 1 1 0 0
28 Central African Rep. 1 0 45 74 0) 0 54 26 0
29 Togo 33 53 62 38 1 4 7 0 0
30 Zambia ..
3 1 Guinea .
32 Sri Lanka 0 6 99 47 I) 1 47 0 34
33 Mauritania 94 8 1 5 13 5 0 1 0 0
34 Lesotho~ b
35 Indonesia 43 48 53 16 3 I 1 34 0 II1
36 Honduras 6 8 90 85 (1 0 4 7 1 1
37 Egypt, Arab Rep. 8 41 7 1 20 (1 0 20 39 IS 27
38 Afghanistan 0 .87 . .13 12
39 Cambodia 0 .99 . 1 .0 0
40 Liberia 72 65 25 34 0 3 10
41 Myanmar 5 4 94 93 ) .. 0 3 0 0
42 Sudan 1 5 99 94 .. 0 0 1 0 1
43 Viet Nam. .
Middle-income economies 38 w 32 w 39 w 20 w I11w 17 w 14 w 33 w 3 w 9 w
Lower-middle-income 30 w 32 w 52 w 30 w 7 w 11 w 9 w 27 w 2 w 9 w
44 Bolivia 93 69 3 27 II 0 4 5 0 1
45 Zirababwe 24 47 6 .. 23 .6
46 Senegal 9 22 88 56 2 2 20 I 
47 Philippines 11 12 84 26 II 10 6 52 1 7
48 C6te d'Ivoire 2 10 93 80 1 2 4 8 1 2
49 Dominican Rep. 10 0 88 76 1) 4 2 19 0 0
50 Papua New Guinea 0 61 90 34 . 4 10 I 0
5 1 Guatemala 0 2 86 74 1 1 13 23 4 4
52 Morocco 40 23 55 30 0 4 5 42 1 20
53 Cameroon 17 29 77 55 5 2 II1 0 2
54 Ecuador 2 49 96 48 0 0 2 2 1 0
55 Syrian Arab Rep. 1 45 89 17 1 9 37 7 25
56 Congo 4 89 45 8 2 1 49 2 0 0
57 El Salvador 2 4 82 74 I 2 16 21 6 6
58 Paraguay 0 0 92 90 (t 0 8 10 0 2
59 Peru 45 55 54 29 0 2 1 14 0 8
60 Jordan 33 45 60 10 2 1 5 44 1 5
61 Colombia 18 32 75 42 0 1 6 24 2 8
62 Thailand 11 2 86 34 0 20 3 44 0 16
63 Tunisia 31 19 51 12 Ct 8 19 61 2 35
64 Jamaica 28 16 41 26 0 1 31 58 4 13
65 Turkey 9 7 89 25 (t 7 2 61 1 37
66 Romania.. . .. ... .... ...
* Data foT Taiwan, China, are: 2 2 57 41 4 36 37 57 15 15
Note: For data comparability andcoverage, see the technical notes. Figures in italics arefor years other than those specified.
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Percentage share of merchandise xports
Fuels, Other Machinery
minerals, primary and transport Other Textiles and
and metals commodities equipment manufactures clothing a
1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990
67 Poland 20 18 9 15 36 34 25 34 6 5
68 Panama 35 2 63 78 0 0 2 19 1 7
69 Costa Rica 0 2 84 72 1 3 15 22 2 6
70 Chile 89 57 7 33 1 1 4 9 0 1
71 Botswanab
72 Algeria 57 96 39 0 2 2 2 2 0 0
73 Bulgaria
74 Mauritius 0 0 100 70 0 0 0 30 0 24
75 Malaysia 34 19 60 37 2 27 4 17 0 5
76 Argentina 1 6 93 59 1 7 5 29 0 3
77 Iran, IslamicRep. 88 98 8 1 0 0 4 1 4 0
78 Albania
79 Angola 6 82 76 5 1 17 12 0
80 Lebanon 14 52 .. 14 19 .. 2
Mongolia .. .. ..82 Namibia,
83 Nicaragua 4 0 90 94 0 0 6 6 0 1
84 Yemen, Rep. .
Upper-middle-income 44 w 32 w 26 w 13 w 14 w 20 w 18 w 37 w 4 w 9 w
85 Mexico 22 43 62 13 1 25 15 19 3 2
86 South Africab 24 14 44 12 3 3 29 71 1 1
87 Venezuela 97 87 1 2 0 2 2 9 0 1
88 Uruguay 0 0 95 60 0 2 5 37 2 14
89 Brazil 9 16 83 31 2 18 7 35 1 3
90 Hungary 5 9 25 26 32 26 37 40 9 6
91 Yugoslavia 10 9 33 12 24 30 33 49 8 7
92 Czechoslovakia 7 4 6 6 50 54 37 36 6 6
93 Gabon 52 86 37 8 1 1 10 5 0 0
94 Trinidad and Tobago 84 68 9 6 0 2 7 25 0 0
95 Portugal 4 6 34 13 3 19 58 61 24 29
96 Korea, Rep. 15 2 25 5 3 37 56 57 27 22
97 Greece 8 14 78 32 2 4 it 50 3 27
98 Saudi Arabia 98 88 1 1 1 0 1 11 0 0
99 Iraq 95 35 4 41 0 0 1 24 0 0
100 Libya 99 100 1 0 0 0 0 0 0 0
101 Oman 100 14 0 18 . 41 0 27 6
High-incorne economies 10 w 8 w 21 w 11 w 31w 42 w 38 w 40 w 7 w 5 w
OECDmemrbers 92w 7w 21w 12w 31w 42w 38w 39w 7w 4w
tOther 39 w 11 w 24 w 7 w 5 w 36 w 36 w 48 w 16 w 15 w
102 Ireland 3 2 63 24 5 32 29 43 7 4
103 flsrael 6 2 28 11 2 24 63 62 9 6
104 Spain 9 7 51 17 3o 39 29 37 6 4
105 tSingapore 21 19 44 8 10 48 24 25 6 5
106 tHong Kong I 1 5 3 7 23 87 73 52 39
107 New Zealand I 10 94 65 0 5 5 20 0 2
108 Belgiumc 13 8 11 11 20 27 55 54 12 7
109 United Kingdom 7 11 9 8 42 40 42 41 7 4
110 Italy 8 3 14 7 30 38 47 52 15 13
III Australia 13 34 73 29 5 6 10 30 I 1
112 Netherlands 12 12 32 24 21 22 35 41 9 4
113 Austra 8 4 17 8 20 37 55 51 12 8
114 France 8 5 21 18 26 37 45 40 10 5
115 tUnited Arab EmiTates 99 .. I .. 0 . . .. .
116 Canada 28 19 35 18 10 37 22 26 1 1
117 United States 8 6 27 16 37 23 28 31 3 2
118 Denmark 2 5 55 31 22 26 21 38 4 4
119 Germanyd 7 4 5 6 46 49 42 41 5 5
120 Norway 21 58 28 9 17 13 34 19 2 1
121 Sweden 9 6 23 9 35 44 33 40 2 2
122 Japan 2 1 7 1 31 66 60 32 17 2
123 Autla 8 5 40 12 12 31 45 52 2 3
124 Switzerland 3 3 7 4 30 32 60 62 10 5
125 tKuwait 98 5 1 7 1 26 0 58 0 9
117 UnitedStatea 8 6 27 16 37 47 28 31 3 2 
118 Denmark 5 55 3 22~ ~~~~~~ ~~~~ ~~~~~~~~ 2  'l 21 .38 4.. 4.
121 Sweden 9 6 23~~~~~~~~ 9  443 4 
a. See the technical notes. b2 Figures are for the Sout7 Afcan Customs Union comprising South Af13ca, Na6ibia, Lesotho, Botswana, and Swaziland6 trade among the
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Table 17. OECI) imports of manufactured goods: origin and composition
Value of imports of Composition of 1990 imports of manufactures (percent)a
manufactures, by origin Electrical
(millions of dollarsia Textiles and machinert and Transport
1970 1990 a clothing Chemicals electronics equipment Others
Low-income economies 1,259 t 59,379 t 40 w 5 w 7 w 3 w 45 w
China and India 777 t 43,249 t 38 w 6 w 9 w 1 w 47 w
Other low-income 483 t 16,130 t 46 w 4 w I w 8 w 41 w
I Mozambique 7 16 57 1 5 0 37
2 Tanzania 9 47 60 2 1 2 36
3 Ethiopia 4 74 11 7 2 4 75
4 Somalia 0 2 5 0 17 7 70
5 Nepal 1 214 92 0 1 1 7
6 Chad 0 11 1 90 0 0 8
7 Bhutan 0 1 8 1 0 0 91
8 Lao PDR 0 7 86 0 1 0 13
9 Malawi 1 14 81 0 5 1 14
10 Bangladesh 0 1,212 87 0 0 0 13
11 Burundi 0 3 36 2 1 3 57
12 Zaire 9 334 0 1 0 1 98
13 Uganda 1 2 7 9 13 30 42
14 Madagascar 7 46 59 11 0 2 28
15 Sierra Leone 2 87 1 0 0 0 99
16 Mali 2 23 3 1 5 23 68
17 Nigeria 13 269 6 16 2 1 76
18 Niger 0 280 0 82 0 0 18
19 Rwanda 0 1 2 14 12 0 72
20 Burkina Faso 0 7 7 1 8 1 83
21 India 534 9,182 44 5 1 1 49
22 Benin 0 2 12 0 5 0 82
23 China 243 34,068 36 6 11 1 46
24 Haiti 17 373 54 2 13 2 29
25 Kenya 16 111 8 2 6 4 80
26 Pakistan 207 2,878 82 1 0 0 17
27 Ghana 8 130 0 1 1 0 98
28 Central African Rep. 12 77 0 0 0 0 100
29 Togo 0 11 1 1 2 0 97
30 Zambia 4 41 27 1 0 4 68
31 Guinea 38 119 0 27 1 0 72
32 SriLanka 9 1,126 70 1 1 0 28
33 Mauritania 0 9 7 3 2 3 85
34 Lesothob
35 Indonesia 15 5.827 36 2 2 1 60
36 Honduras 3 175 71 2 1 2 24
37 Egypt, ArabRep. 33 799 53 5 1 18 24
38 Afghanistan 9 49 93 1 1 0 6
39 Cambodia 1 2 41 0 5 0 55
40 Liberia 20 1,480 0 0 0 73 27
41 Myanmar 4 43 25 3 0 3 68
42 Sudan I 11 7 0 2 3 87
43 VietNam 0 78 77 3 0 0 19
Middle-income economies 5,006 t 175,503 t 25 w 7 w 17 w 7 w 44 w
Lower-middle-income 1,401 t 55,667 t 34 w 7 w 17 w 3 w 40 w
44 Bolivia 1 48 16 3 0 1 80
45 Zimbabwe 0 279 19 0 1 1 78
46 Senegal 4 24 8 47 3 2 40
47 Philippines 108 5.035 36 2 29 1 33
48 C6te d'lvoire 7 239 21 3 1 1 76
49 Dominican Rep. 10 1,498 51 1 7 0 42
50 Papua New Guinea 4 28 5 1 1 14 78
51 Guatemala 5 329 68 3 0 18 12
52 Morocco 32 2,326 67 16 7 1 10
53 Cameroon 4 57 19 0 1 2 78
54 Ecuador 3 77 16 3 4 14 64
55 Syrian Arab Rep. 2 40 66 1 1 5 28
56 Congo 4 160 0 0 0 0 99
57 El Salvador 2 142 56 1 25 0 18
58 Paraguay 5 87 20 28 0 0 52
59 Peru 12 477 51 7 3 1 38
60 Jordan 1 99 10 23 4 26 37
61 Colombia 52 1,027 26 6 0 0 68
62 Thailand 32 10,515 22 2 16 1 60
63 Tunisia 19 2,041 69 9 8 3 12
64 Jamaica 117 797 34 62 0 0 3
65 Turkey 47 6,709 70 4 5 2 20
66 Romania 188 1,729 33 5 3 1 58
Note: For data compamability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Value of imporns of Composition of 1990 imports of manufactures (percentla
manufactures, by origin Electrical
(millions ofdollars)? Textiles and machinery and Transport
1970 1990a clothing Chemicals electronics equipment Others
67 Poland 287 4,553 21 18 7 5 49
68 Panamac 18 893 8 2 0 58 32
69 CostaRica 5 610 69 1 9 0 21
70 Chile 15 611 11 29 1 1 59
71 Botswanab .. . .. . . .
72 Algeria 39 1,326 0 5 1 1 94
73 Bulgaria 68 489 24 18 4 6 48
74 Mauritius 1 800 82 0 0 3 15
75 Malaysia 39 9,703 15 3 53 1 28
76 Argentina 104 1,715 10 18 1 4 66
77 Iran, Islamic Rep. 133 546 93 0 0 0 7
78 Albania 1 45 40 4 1 0 56
79 Angola 2 273 0 0 0 2 98
80 Lebanon 17 144 17 6 4 4 69
81 Mongolia 0 4 64 14 1 0 22
82 Namibia .. .. .. . . ...
83 Nicaragua 6 6 4 19 14 8 56
84 Yemen, Rep. 0 .. . .
Upper-middle-income 3,605 t 119,836t 21 w 7 w 17 w 9 w 46 w
85 Mexico 508 23,704 5 5 34 17 40
86 South Africab 325 3,236 5 16 2 3 75
87 Venezuela 24 955 4 11 3 7 75
88 Uruguay 23 321 47 4 0 2 48
89 Brazil 197 11,001 7 10 5 13 65
90 Hungary 210 3,433 23 18 10 4 45
91 Yugoslavia 443 9,229 28 8 9 11 44
92 Czechoslovakia 467 3,315 16 16 5 5 58
93 Gabon 8 76 0 56 0 2 41
94 Trinidad and Tobago 39 327 1 56 0 0 43
95 Portugal 396 13,069 38 6 9 10 37
96 Korea, Rep. 524 40,773 24 3 20 6 48
97 Greece 185 4,162 59 5 4 1 31
98 Saudi Arabia 16 1,871 0 47 5 10 38
99 Iraq 4 84 1 18 3 4 73
100 Libya 5 381 0 95 0 1 4
101 Oman 0 204 16 0 15 15 53
lligh-incomile-ncnomies 60,926 t 13,566722 26 w 27 w 1 w 16 w 44 w
S3ECDmembersi 117,067t 1,465,897r t15w 138w 1w 2 w 53w
ttersAi aii 3,1257t 10802825 218w 4 w 189w 3 w 57w
SouthAsia 7551 14,676t 58w 3w 1~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~Iw 1wi 38 w
102Iropela 2316 47,120 37 96 18 2w 39w
Mid10e4 ast SpNainrica 7731 30,894t 50w 20 w7S w 5 w 31 w
105 tSingamerica&Carib u 1,2512 45,1965 11w 6w 19w 24w 47w
106tlweongonge 3,691 24,331 32 23 3w 1 60w
Se7NerZealyandebd 1,296 47,115 9 11w 8 w 19 w 13 W 49 w
High-income economies 120,192 1,566,722 6 w 12 w 12 w 19 w 52 w
OECD members 117,067, t 1,465,8973 5 w 13 w 11 w 20 w 52 w
1Other 3,125a 100,8251 18w 4w 18 3w 57w
102 Ireland 439 15,204 7 26 it 2 55
103 tIsrael 308 7,998 9 14 9 3 65
104 Spain 773 30,894 5 10 7 31 47
105 tSingapore 112 19,504 5 6 30 2 57
106 tHong Kong 1,861 24,331 42 1 14 1 43
107 New Zealand 121 1,909 9 21 8 4 59
108 Belgiurad 7,660 80,341 8.8 19.7 5.9 20.8 44.9
109 United Kingdom 10,457 105,934 5 17 10 12 56
110 Italy 7,726 115,210 16 7 8 11 58
11 Australia 471 6,763 3 33 4 13 46
112 Netherlands 5,678 73,069 7 28 9 10 46
113 Austria 1,637 28,723 9 8 13 6 63
114 France 9,240 133,346 6 16 9 23 47
115 fUnited Arab Emirates 1 841 30 21 3 8 38
116 Canada 8,088 74,359 1 8 7 40 44
117 United States 21,215 206,284 2 12 13 21 52
118 Denmark 1,413 18,267 8 14 11 4 63
119 Germany' 23,342 280,732 5 14 10 21 50
120 Norway 1,059 8,96.4 2 22 7 9 61
121 Sweden 4,143 41,476 2 9 10 19 61
122 Japan 8,851 177,815 1 3 19 30 46
123 Finland 1,170 17,028 3 8 9 5 75
124 Switzerland 3,568 49,436 5 22 9 3 61
125 tKuwait 6 147 4 46 4 6 39
World ~~~~~~~~~ ~~127,126 t 1,808,855 t 9w WI]w 12 w 17 w 51 w
Fuelexporlers,excLformerUSSR 2921 <7,773t ~~~~ ~~11w 25w3 5 w 56 w
Note: Data cover high-income OECD countries only, a. Trade data is based on the UN Comtrade data base, Revision I SITC for 1970 and Revision 2 SITC for
1990. b. Figures are for the South African Customs Union comprising South Africa, Namibia, Lesotho, Botswana, and Swaziland; trade among the component
territories is excluded. c. Excludes the Canal Zone. d. Inc to t rm 
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Table 18. Balance of payments and reserves
Current account balance Aet workers' Gross international reserves
(Millions ofdollars) remittances I otso
After official transfers Before official transfers (milbons of dollrs) Millions of dollars imor cofeag
_1970 1990 - 1970 -1990 1970_ _1990 _1970 1990 -=- 1990_
Lw-income conormies 3,799 t 63,863 t 3.4 w
China and India 1,023 t 40,113 t 4.4 w
Other low-income 2,775 t 23,749 t 2.4 w-
I Mozambique -335a ,-784 a 45.
2 Tanzaniu -36 -426 -37 -955 0 65 193 1.4
3 Ethiopiu -32 - 146a -43 -3 08a . 72 55 0.6
4 Somalia -6 -81 -18 -346 .2 1 23 0.5
5 Nepul -~la -264a -25a -316a 60 a 94 354 5.4
6 Chud 2 -79 -33 -298 -60 2 133 3.5
7 Bhutan .1 9 -38 .0 .. 86 7.4
8 Lao PDR -106 -148 .6 61 2.9
9 Malawi -35 -80 -46 -162 -4. 29 142 2.4
10 Bungladesh -I114a -775a -234u - 1 5 4 1 a 0a 761 .660 1.8
1 1Burundi 2a -56a -23 -205. 15 112 4.3
12 Zuire -64 -643 -141 -860 -98 .. 189 261 1.0
13 Uganda 20 -255a 19 -434a 5 57 44 0.7
14 Maduguscur 10 -153 -42 -324 -26 -11 37 245 3.7
15 Sierra Leone -16 -95 -20 -136 . 0 39 5 0.2
16 Mali -2 -94 -22 -364 --I 68 I 198 2.7
17 Nigeriu -368 5,126 -412 5,027 . -14 223 4,129 5.1
18 Niger 0 -65 -32 -247 -312 19 226 4.6
19 Rwanda 7 -85 -12 -224 -.4 -14 8 44 1.4
20 Burkina Faso 9 -111 -21 -383 1 6 83 36 305 4.2
21 Indiu -385a -.9,304a -591u -9.828a f05 1,947 a 1,023 5.637 1.9
22 Benin -3 -94a -23 -153a 0 700 16 69 1.4
23 China* _81a 12,000a -81a 1 1,935a 0a 1080 a 34,476 7.4
24 Haiti I11 -55 4 -158 1 3 47 4 1 0 0.3
25 Kenya -49 -477 -86 -684 . -2 220 236 0.9
26 Pakistan -667 -1,362 -705 -1,902 1,6 1.947 195 1,046 1.2
27 Ghana -68 -229 -76 -442 - 9 3 43 309 2.3
28 Central African Rep. -12 -97 -24 -260 -4 -260 1 118 3.6
29 Togo 3 -100 -14 -208 -3 5 35 358 5.3
30 Zambia 108 -343 107 -490 -48 -23 515 201 0.9
3 1Guinea . . 182 . -283 . .. ...
32 SriiLanka -59 -296 -71 -474 3 401 43 447 1.7
33 Mauritania -5 -199 -13 -199 -6 0 3 59 1.0
34 Lesotho 180 97 -13 -148 29a 391 . 72 1.2
35 Indonesia -310 -2.369 -376 -2,430 . 153 160 8.657 3.2
36 Honduras -64 -190 -68 -397 . 20 47 0.4
37 Egypt, Arab Rep. -148 -1,425a -452 -2,535a 29 3,744 a 165 3,620 2.7
3 8Afghanistan . . 142 . -454 . 49 638 10.3
39 Cambodia .. ...
40 Liberia . .a-273 I -8 . .a 8
4 1Myanimar -63 - 163a -81 -204a 0 a 98 410 4.7
42 Sudan -42 -876a -43 -1,217a 1 88a 22 1 1 0.1
43 Viler Nam . . 213 . -323 . . 243
Middle-incomne economies 16,301 t 194,139 t 3.4 w
Lower-middle-income 6,292 t 81,842 t 3.1 w
44 Bolivia 4 -194 2 -339 . 1 46 511 4.5
45 Zimbabwe -t4a -158 -26a -266 . 59 295 1.5
46 Senegal -16 -125 -66 -481 -116 32 22 22 0.1
47 Philippines -48 -2.695 -138 -3,052 .. 262 255 2,036 1.5
48 C6te dIlvoire -38 -1,104 -73 -1,210 -56 -540 119 2 1 0.1
49 Dominican Rep. -102 -59 -103 -114 25i 315 32 69 0.3
50 Papua New Guinea -89a -352 -239a -566 . 5 1 . 427 2.6
51 Guatemala -8 -279 -8 -335 . 64 79 362 2.1
52 Morocco -124 -200 -161 -520 2-t 1,995 142 2,338 3.2
53 Cameroon -30 -278a -47 -278a -1 30 81 92 0.5
54 Ecuador -113 -136 -122 -236 . 76 1,009 3.5
55 Syrian Arab Rep. -69 1,827 -72 1.747 7 375 57 
56 Congo -450 -123 -53a -197 -,;a -41 9 21 0.2
57 El Salvador 9 -135 7 -360 . 345 64 595 4.4
58 Paraguay -16 102a -19 1020 a 18 700 4.6
59 Peru 202 -674 146 -921 .339 1.891 4.3
60 Jordan -20 -754a -130 -1,147a . 500a 258 1,139 3.3
61 Colombia -293 391 -333 406 6 488 207 4,453 5.6
62 Thailand -250 -7,053 -296 -7,235 . 74 911 14,258 4.4
63 Tunisia -53 -500 -88 -715 20 591 60 867 1.6
64 Jamaica -153 -271 -149 -386 20 139 168 0.7
65 Turkey -44 -2.616 -57 -3,778 273 3.246 440 7,626 3.1
66 Romania -23 -3,254 -23 -3,254 . 1,374 1.7
* Data for Taiwan, China, are: 1 10,769 2 10.774 . 627 77,653 13.4
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for yeara other than those specified.
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Currenrt account balanice Net workers' Gross international reserves
(millions of dollars) remittances In months of
After official transfers Before official transfers (millions of dollars) Millions of dollars import coverage
1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1990
67 Poad.. 3,067 .. 2,762 .. 0 .4,674 2.9
68 Panama -64 9 1 -79 -27 .. .. 1 6 406 0.9
69 Costa Rica -74 -514 -77 -679 1 6 525 2.3
70 Chile -91 -790 -95 -935 ... 392 6,784 7.1
71 Botswana -30a 137 -.35a -179 ..9a -41 .. 3,385 17.0
72 Algeria -125 1,420 -163 1,419 178 321 352 2,703 2.6
73 Bulgaria .. -1,710 .. -1,710. .. ...
74 Maufitius 8 -779 5 -128 .. .. 46 761 4.7
75 Malaysia 8 -1,672 2 -1,733 .. .. 667 10,659 3.5
76 Argentina -163 1,789 -160 1,789 .. 0 682 6,222 5.6
77 Iran, Islamic Rep. -507 -385 -511 -385 .. . 217.
78 Albania .. -154 .. -154 . .. ...
79 Angola . ... .....
80 Lebanon .... .... . . 405 4,210
81 Mongolia . -640 .. -647 . 0.
82 Namibia . . . ...
83 Nicaragua -40 -369 -43 -571 .. 49 
84 Yemnen, Rep. . 620a 503a 1 ,366a 280 1.2
Upper-middle-income 10,009 1 112,297 t 3.6 w
85 Mexico -1,068 -5,255 -1,098 -6,521 .. 2,020 756 10,217 2.4
86 South Africa -1,215 2,253 -1,253 2,243 . . 1,057 2,583 1.2
87 Venezuela -104 8,198 -98 8,221 -87 -619 1,047 12,733 12.2
88 Uruguay -45 224 -55 216 . 186 1,466 8.1
89 Brazil -837 -2,983 -861 -2,983 . . 1,190 9,200 2.8
90 Hungary -25 230a -25 230a Oa ~ 1,186 1.2
91 Yugoslavia -372 -2,364 -378 -2,362 441 9,360 143 6,208 2.2
92 Czechoslovakia 746 -1,227 156 -1,175 . . 2,059 1.5
93 Gabon -3 224 -15 236 -8 -141 15 40 0.2
94 Trinidad nd Tobago -109 430 -104 434 3 3 43 513 3.3
95 Portugal -158a -139 -158a -1,119 504a 4,271 1,565 20,579 8.7
96 Korea, Rep. -623 -2,172 -706 -2,181 . 0 610 14,916 2.2
97 Greece -422 -3,537 -424 -6,438 333 1,775 318 4,721 2.6
98 Saudi Arabia 71 -4,107 152 294 -183 -11,637 670 13,437 3.6
99 Iraq 105 . 104 . . . 472 
100 Libya 645 2,203 758 2,239 -134 -446 1,596 7,225 9.2
101 Oman . 1,095 - 1,153 .. -845 13 1,784 5.5
Low- and middle-income 20,100 258,002 ~~~~~~~~~~~~~~~~~3.4 w
Sub-Sabaran Africa 2,028 12,6841 ~~~~~~~~~~~~~~~~~~2.3 w
East Asia & Pacific 2,885 t 85,907 ~~~~~~~~~~~~~~~~~~3.4 w
South Asia ~~~~~~~ ~~~~~~~ ~~~~~~~~~~~~~~~~1,453 t t,65 3.61w
High-incomne economies 71,917 t 892,347 t 3.1 w
OECD members 69,975 t 846,197 t 3.1 w
tOther 1,942 t 46,151 1 4.1 w
702 Ireland -798 1,433 -228 -1,249 . . 698 5,362 2.7
103 tlsrael -562 702 -766 -3,105 . . 452 6,598 3.4
104 Spain 79 -16,819 79 -18,023 469 1,747 1,851 57,238 6.3
105 tSingapor-e -572 2,350 -585 2,445 . . 1,012 27,748 4.8
106 tHong Kong 225 . 225 ... .. ...
107 New Zealand -232 -1,594 -222 -1,555 16 259 258 4,129 3.4
108 Belgiumb 717 4,548 904 5,967 38 -386 ..
109 United Kingdom 1,970 -24,596 2,376 -16,314 . . 2,918 43,145 1.3
110 Italy 800 -12,733 1,096 -9,487 446 1,181 5,547 88,595 4.5
Ill Australia -777 -14,823 -682 -14,725 . . 1,709 19,319 3.3
112 Netherlands -489 10,393 -513 12,374 -51 -298 3,362 34,401 2.5
113 Austria -75 958 -73 1.067 -7 307 1,806 17,228 2.9
114 France -204 -9,875 18 -3,648 -641 -1,983 5,199 68,291 2.4
115 fUnited Arab Emirates 90 . 100 . 4,891
116 Canada 1,008 -18,815 960 -17,955 . . 4,733 23,530 1.6
117 United States 2,330 -92,160 4,680 -71,710 -650 -1,100 15,237 173,094 2.9
118 Denmark -544 1.541 -510 7,551 . . 488 11.226 2.5
119 GerTmany' 852 46,800 7,899 62,774 -1,366 -4,556 13,879 104,547 2.8
120 Norway -242 3,783 -200 4,991 .. -66 813 15,788 4.2
121 Sweden -265 -5,833 -160 -4,188 . 18 775 20,324 2.9
122 Japan 1,990 35,870 2,170 40,380 . . 4,876 87,828 2.6
123 Finland -240 -6,682 -233 -5,947 . . 455 10,415 3.1t
124 Switzeriand 161 6,941 203 7,111 -313 -1,980 5,317 61,281 6.4
125 tKuwait 853a 8,445 8530 8,656 .. -1,287 209 4,120 4.3
World ~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ ~ ~~~~~~~~~~92,016 1 1,5,4t 3.1 w
Fuel expoters, exe. former SSR 4,6931 48,42615.4 w
a. Worid Bank estimate. b. Includes Luxembourg. c. Data prior to July 1990 refer to the Federal Republic of Germany before unification.
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Table 19. Official development assistance from OECD and OPEC members
OECD): Total net ftowsa 1965 1970 1975 1980 1985 1987 1988 1989 1990
Millions of US dollars
102 Ireland 0 0 8 30 39 51 57 49 57
107 New Zealand 14 66 72 54 87 104 87 95
108 Belgium 102 120 378 595 440 687 601 703 889
109 United Kingdom 472 500 904 1,854 1,530 1.871 2,645 2,587 2.638
110 Italy 60 147 182 683 1,098 2.615 3,193 3.613 3,395
tll Australia 119 212 552 667 749 627 1,101 1.020 955
112 Netherlands 70 196 608 1,630 1,136 2,094 2,231 2,094 2,592
113 Austria 10 11 79 178 248 201 301 283 394
114 France 752 971 2,093 4.162 3.995 6,525 6.865 7,450 9.380
116 Canada 96 337 880 1.075 1,631 1,885 2,347 2,320 2.470
117 United States 4,023 3,153 4.161 7,138 9.403 9,115 10,141 7,676 11,394
118 Denmark 13 59 205 481 440 859 922 937 1,171
119 Germanyb 456 599 1,689 3,567 2,942 4.391 4,731 4,949 6,320
120 Norway 11 37 184 486 574 890 985 917 1,205
121 Sweden 38 117 566 962 840 1,375 1,534 1,799 2,012
122 Japan 244 458 1,148 3,353 3.797 7,342 9,134 8,965 9,069
123 Finland 2 7 48 110 211 433 608 706 846
124 Switzerland 12 30 104 253 302 547 617 558 750
Total 6,480 6.968 13,855 27,296 29,429 41,595 48,114 46,713 55,632
As a percentage of donor GNP
102 Ireland 0.00 0.00 0.09 0.16 0.24 0.19 0.20 0.17 0.16
107 New Zealand 0.23 0.52 0.33 0.25 0.26 0.27 0.22 0.23
108 Belgium 0.60 0.46 0.59 0.50 0.55 0.48 0.39 0.46 0.45
109 United Kingdom 0.47 0.41 0.39 0.35 0.33 0.28 0.32 0.31 0.27
110 Italy 0.10 0.16 0.11 0.15 0.26 0.35 0.39 0.42 0.32
111 Australia 0.53 0.59 0.65 0.48 0.48 0.34 0.46 0.38 0.34
112 Netherlands 0.36 0.61 0.75 0.97 0.91 0.98 0.98 0.94 0.94
113 Austria 0.11 0.07 0.21 0.23 0.38 0.17 0.24 0.23 0.25
114 France 0.76 0.66 0.62 0.63 0.78 0.74 0.72 0.78 0.79
116 Canada 0.19 0.41 0.54 0.43 0.49 0.47 0.50 0.44 0.44
117 United States 0.58 0.32 0.27 0.27 0.24 0.20 0.21 0.15 0.21
118 Denmark 0.13 0.38 0.58 0.74 0.80 0.88 0.89 0.93 0.93
119 Germanyb 0.40 0.32 0.40 0.44 0.47 0.39 0.39 0.41 0.42
120 Norway 0.16 0.32 0.66 0.87 1.01 1.09 1.13 1.05 1.17
121 Sweden 0.19 0.38 0.82 0.78 0.86 0.88 0.86 0.96 0.90
122 Japan 0.27 0.23 0.23 0.32 0.29 0.31 0.32 0.31 0.31
123 Finland 0.02 0.06 0.18 0.22 0.40 0.49 0.59 0.63 0.64
124 Switzerland 0.09 0.15 0.19 0.24 0.31 0.31 0.32 0.30 0.31
Natioaal currencies
102 Ireland (millions of pounds) 0 0 4 15 37 35 37 34 35
107 New Zealand (millions of dollars) . . 13 55 74 109 146 158 146 160
108 Belgium (millions offrancs) 5.100 6.000 13,902 17,399 26,145 25,656 22,088 27,714 29,720
109 United Kingdom (millions ofpoiunds) 169 208 409 798 1.180 1,142 1.485 1,577 1,478
110 Italy (billions of lire) 38 92 119 585 2,097 3,390 4,156 4,958 4.068
111 Australia(millionsofdollars) 106 189 402 591 966 895 1,404 1,286 1.223
112 Netherlands (millions ofguilder.) 253 710 1,538 3,241 3,773 4,242 4,410 4.440 4,720
113 Austria (millions ofschillings) 260 286 1,376 2,303 5,132 2.542 3,722 3.737 4,477
114 France (millions of francs) 3.713 5,393 8,971 17,589 35,894 39,219 40,897 47.529 51,076
116 Canada (millions of dollars) 104 353 895 1,257 2,227 2,500 2,888 2.747 2,882
117 UnitedStates(millionsofdollars) 4.023 3.153 4.161 7,138 9,403 9,115 10,141 7,676 11,394
118 Denmark(millionsofkroner) 90 443 1.178 2,711 4,657 5,877 6,204 6,850 7,247
119 Germany (millionsofdeutsche marks)b 1.824 2,192 4.155 6.484 8,661 7,892 8.319 9,302 10.211
120 Norway (millions of kroner) 79 264 962 2,400 4.946 5,998 6,418 6,335 7,542
121 Sweden (millions ofkronor) 197 605 2.350 4.069 7.226 8,718 9,396 11,600 11,909
122 Japan(billionsofyen) 88 165 341 760 749 1,062 1,171 1,236 1,313
123 Finland (millions of markkaa) 6 29 177 414 1,308 1,902 2,542 3.031 3,236
124 Switzeriand (millions of francs) 52 131 268 424 743 815 903 912 1,041
Summary Billion, of US dollars
ODA (current prices) 6.5 7.0 13.9 27.3 29.4 41.6 48.1 46.7 55.6
ODA (1987 prices) 28.2 25.3 29.8 36.8 39.4 41.6 44.9 43.6 47.6
GNP (current pices) 1,374.0 2,079.0 4,001.0 7.488.0 8,550.0 12,082.0 13,547.0 13,968.0 15,498.0
Percent
ODA as a percentage ofGNP 0.47 0.34 0.35 0.36 0.34 0.34 0.36 0.33 0.36
Index 71987 = 100)
GDP deflatorc 23.0 27.6 46.5 74.1 74.6 100.0 107.1 107.0 116.8
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OECD: Total net bilateral flows to
low-income economiesa 1965 1970 1975 1980 1985 1986 1987 1988 1989 1990
As a percentage of donor GNP
102 Ireland .. . .. 0.01 0.03 0.02 0.02 0.02 0.01 0.01
107 New Zealand .. .. 0.14 0.01 0.00 0.01 0.01 0.01 0.01 0.00
108 Belgium 0.56 0.30 0.31 0.13 0.13 0.12 0.08 0.09 0.05 0.09
109 United Kingdom 0.23 0.09 0.11 0.10 0.07 0.07 0.05 0.06 0.07 0.05
110 Italy 0.04 0.06 0.01 0.00 0.06 0.12 0.13 0.17 0.12 0.09
111 Australia 0.08 0.00 0.10 0.07 0.04 0.04 0.04 0.04 0.06 0.05
112 Nethedands 0.08 0.24 0.24 0.32 0.23 0.28 0.25 0.27 0.23 0.25
113 Austria 0.06 0.05 0.02 0.11 0.05 0.03 0.04 0.03 0.07 0.10
114 France 0.12 0.09 0.10 0.06 0.11 0.10 0.08 0.12 0.14 0.13
116 Canada 0.10 0.22 0.24 0.13 0.14 0.13 0.15 0.13 0.09 0.10
117 United States 0.26 0.14 0.08 0.06 0.06 0.04 0.03 0.03 0.02 0.05
118 Denmark 0.02 0.10 0.20 0.17 0.26 0.23 0.25 0.25 0.26 0.24
119 Germanyb 0.14 0.10 0.12 0.07 0.13 0.10 0.07 0.08 0.08 0.10
120 Norway 0.04 0.12 0.25 0.28 0.34 0.43 0.34 0.37 0.32 0.37
121 Sweden 0.07 0.12 0.41 0.26 0.24 0.30 0.19 0.21 0.23 0.25
122 Japan 0.13 0.11 0.08 0.12 0.10 0.10 0.12 0.13 0.13 0.10
123 Finland .. .. 0.06 0.03 0.09 0.10 0.17 0.24 0.22 0.17
124 Switzerland 0.02 0.05 0.10 0.07 0.11 0.10 0.10 0.10 0.12 0.11
Total 0.20 0.13 0.11 0.08 0.08 0.08 0.08 0.09 0.08 0.09
OPEC: Total net flowsd 1976 1980 1983 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990
Millions of US dollars
17 Nigeria 80 35 35 51 45 52 30 14 70 13
Qatar 180 277 20 10 8 18 0 4 -2 1
72 Algeria 11 81 37 52 54 114 39 13 40 7
77 Iran, Islamic Rep. 751 -72 10 52 -72 69 -10 39 -94 2
87 Venezuela 109 135 142 90 32 85 24 55 52 15
99 Iraq 123 864 -10 -22 -32 -21 -35 -22 21 55
100 Libya 98 376 144 24 57 68 66 129 86 4
98 SaudiArabia 2,791 5,682 3,259 3,194 2,630 3,517 2,888 2,048 1,171 3,692
115 UnitedArabEmirates 1,028 1,118 351 88 122 87 15 -17 2 888
125 Kuwait 706 1,140 997 1,020 771 715 316 108 169 1,666
Total OPECd 5,877 9,636 4,985 4,559 3,615 4,704 3,333 2,369 1,514 6,341
Total OAPECe 4,937 9,538 4,798 4,366 3,610 4,498 3,289 2,261 .
As a percentage of donor GNP
17 Nigeria 0.19 0.04 0.04 0.06 0.06 0.13 0.12 0.05 0.28 0.06
Qatar 7.35 4.16 0.40 0.18 0.12 0.36 0.00 0.08 -0.04 0.02
72 Algeria 0.07 0.20 0.08 0.10 0.10 0.19 0.07 0.03 0.11 0.03
77 Iran, Islamic Rep. 1.16 -0.08 0.01 0.03 -0.04 0.03 0.00 0.01 -0.02
87 Venezuela 0.35 0.23 0.22 0.16 0.06 0.14 0.06 0.09 0.13 0.03
99 Iraq 0.76 2.36 -0.02 -0.05 -0.06 -0.05 -0.08 -0.04 0.04
100 Libya 0.66 1.16 0.51 0.10 0.24 0.30 0.30 0.63 0.41 0.01
98 Saudi Arabia 5.95 4.87 2.69 3.20 2.92 3.99 3.70 2.53 1.37 3.90
115 United Arab Emirates 8.95 4.06 1.26 0.32 0.45 0.41 0.07 -0.07 0.02 2.65
125 Kuwait 4.82 3.52 3.83 3.95 2.96 2.84 1.15 0.40 0.54
TotalOPECd 2.32 1.85 0.82 0.76 0.60 0.78 0.52 0.34 0.21
Total OAPECe 4.23 3.22 1.70 1.60 1.39 1.80 1.10 0.86
a. Organization of Economic Cooperation and Development. b. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification. c. See the technical notes.
d. Organization of Petroleum Exporting Countries. e. Organization of Arab Petroleum Exporting Countries.
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Table 20. Official development assistance: receipts
Net disbursement of ODAfrom all sources
Per capita As a percentage
Millions of dollars (dollars) of GNP
1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1990 1990
Low-income conomies 14,476 t 15,896 t 18,781 t 20,555 t 23,722 t 23,862 t 29,353 t 9.6 w 2.8 w
China and India 2,471 t 2,532 t 3,254 t 3,300 t 4,086 t 4,048 t 3,662 t 1.8 w 0.6 w
Other low-income 12,006 t 13,364 t 15,527 t 17,2551 19,636 t 19,813 t 25,691 t 23.9 w 6.9 w
I Mozambique 259 300 422 651 893 772 946 60.2 65.7
2 Tanzania 558 487 681 882 982 920 1155 47.1 48.2
3 Ethiopia 364 715 636 634 970 752 888 17.4 14.6
4 Somalia 350 353 511 580 433 427 428 54.8 45.9
5 Nepal 198 236 301 347 399 493 429 22.7 13.8
6 Chad 115 182 165 198 264 241 315 55.5 28.6
7 Bhutan 18 24 40 42 42 42 47 32.7 16.5
8 Lao PDR 34 37 48 58 77 140 152 36.6 17.5
9 Malawi 158 113 198 280 366 412 479 56.3 25.7
10 Bangladesh 1,200 1,152 1.455 1,635 1,592 1,800 2,103 19.7 9.2
11 Buundi 141 142 187 202 188 196 265 48.8 24.0
12 Zaire 312 325 448 627 576 634 823 22.0 10.9
13 Uganda 163 182 198 280 363 403 557 34.1 18.4
14 Madagascar 153 188 316 321 304 321 382 32.8 12.3
15 Sierra Leone 61 66 87 68 102 100 70 16.9 7.8
16 Mali 321 380 372 366 427 454 474 56.0 19.4
17 Nigeria 33 32 59 69 120 346 234 2.0 0.7
18 Niger 161 304 307 353 371 296 358 46.7 14.2
19 Rwanda 165 181 211 245 252 232 287 40.3 13.4
20 Burkina Faso 189 198 284 281 298 272 315 34.9 9.9
21 India 1.673 1.592 2,120 1,839 2.097 1,895 1,586 1.9 0.6
22 Benin 77 95 138 138 162 263 261 55.1
23 China 798 940 1,134 1462 1,989 2,153 2,076 1.8 0.6
24 Haiti 135 153 175 218 147 200 183 28.3 6.6
25 Kenya 411 438 455 572 808 967 1,000 41.4 11.4
26 Pakistan 749 801 970 879 1,408 1,129 1.152 10.3 2.9
27 Ghana 216 203 371 373 474 552 465 31.2 7.4
28 CentralAfricanRep. 114 104 139 176 196 192 232 76.3 17.8
29 Togo 110 114 174 126 199 183 210 57.8 13.0
30 Zambia 239 328 464 430 478 392 438 54.0 14.0
31 Guinea 123 119 175 213 262 346 292 51.0 10.4
32 Sri Lanka 466 484 570 502 598 547 665 39.1 8.2
33 Mauritania 175 209 225 185 184 242 211 107.0 20.0
34 Lesotho 101 94 88 107 108 127 138 78.0 24.5
35 Indonesia 673 603 711 1,246 1.632 1.839 1.724 9.7 1.6
36 Honduras 286 272 283 258 321 242 448 87.8 16.4
37 Egypt, Arab Rep. 1.794 1,791 1,716 1.773 1,537 1,568 5,604 107.6 15.9
38 Afghanistan 7 17 2 45 72 167 143 7.0
39 Cambodia 17 13 13 14 18 31 42 4.9
40 Liberia 133 90 97 78 65 59 115 44.9
41 Myanmar 275 356 416 367 451 184 170 4.1 0.8
42 Sudan 622 1,128 945 898 937 772 792 31.5 9.3
43 VietNam 109 114 147 111 148 129 190 2.9 2.1
Middle-income conomies 9,557 t 9,756 t 11,438 t 12,607 t 11,847 t 12,446 t 17,882 t 18.7 w 0.7 w
Lower-middle-income 7,730 t 7,851 t 8,847 t 9,997 t 9,306 t 9,652 t 14,365 t 26.0 w 1.6 w
44 Bolivia 172 202 322 318 394 440 491 68.4 10.9
45 Zimbabwe 298 237 225 294 273 265 343 35.0 5.5
46 Senegal 368 295 567 641 569 650 739 99.8 12.7
47 Philippines 397 486 956 770 854 844 1,277 20.8 2.9
48 C6te d'lvoire 128 125 186 254 439 403 689 57.9 6.9
49 Dominican Rep. 188 207 93 130 118 142 93 13.2 1.3
50 Papua New Guinea 322 259 263 322 380 339 376 96.1 11.4
51 Guatemala 65 83 135 241 235 261 199 21.6 2.6
52 Morocco 352 785 403 447 481 450 970 38.6 3.8
53 Cameroon 186 159 224 213 284 458 483 41.2 4.3
54 Ecuador 136 136 147 203 137 160 154 14.9 1.4
55 Syrian Arab Rep. 641 610 728 684 191 127 650 52.6 4.4
56 Congo 98 71 110 152 89 91 209 92.0 7.3
57 El Salvador 261 345 341 426 420 443 347 66.5 6.4
58 Paraguay 50 50 66 81 76 92 57 13.1 1.1
59 Peru 310 316 272 292 272 305 392 18.1 1.1
60 Jordan 687 538 564 577 417 273 891 282.5 22.8
61 Colombia 88 62 63 78 61 67 87 2.7 0.2
62 Thailand 475 481 496 504 563 739 805 14.4 1.0
63 Tunisia 178 163 222 274 316 234 316 39.2 2.5
64 Jamaica 170 169 178 168 193 262 280 115.7 7.1
65 Turkey 242 179 339 376 267 140 1,264 22.5 1.2
66 Romania . . .. .. . . .. ..
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Net disbursement of ODA from all sources
Per capita As a percenitageMillions of dollars (dollars) ofGONP
1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990 1990 1990
67 Poland .. .... .. 
68 Panama 72 69 52 40 22 1 8 92 38.2 1.9
69 Costa Rica 218 280 196 228 187 226 228 81.0 4.0
70 Chile 2 40 -5 21 44 61 94 7.1 0.3
71 Botswana 102 96 102 156 151 160 148 118.2 5.5
72 Algeria 122 173 165 214 171 152 227 9.1 0.4
73 Bulgaria.. ... .........
74 Mauritius 36 28 56 65 59 58 89 82.9 3.6
75 Malaysia 327 229 192 363 104 140 469 26.3 1.1
76 Argentina 49 39 88 99 152 211 172 5.3 0.2
77 Iran, Islamic Rep. 13 16 27 7 1 82 96 69 1.2 0.1
78 Albania . ...
79 Angola 95 92 131 135 159 148 212 21.2
80 Lebanon 77 83 62 lOt 141 119 134 50.0
81 Mongolia .. ...
82 Namibia 0 6 15 17 22 59 57 32.0
83 Nicaragua 114 102 ISO 141 213 225 324 84.0
84 Yemen, Rep. 326 283 257 422 303 358 392 34.7 5.6
Upper-middle-income 1,827 t 1,905 t 2.591 t 2,610 t 2,541 t 2,794 t 3,517 t8.5 w 0.1 w
85 Mexico 83 144 252 155 173 86 140 1.6 0.1
86 South Africa .. .. ...
87 Venezuela 14 11 16 19 18 21 79 4.0 0.2
88 Ulruguay 4 5 27 18 41 38 47 15.1 0.6
89 Brazil 161 123 178 289 210 206 164 1.1 0.0
90 Hungary .. .. .. .. . .. 
91 Yugoslavia 3 it 19 35 44 43 48 2.0 0.1
92 Czechoslovakia . .. .. ...
93 Gabon 76 61 79 82 106 133 140 123.0 3.0
94 Trinidad and Tobago 5 7 19 34 9 6 10 8.3 0.2
95 Portugal 97 101 139 64 102 78 67 6.5 0.1
96 Korea, Rep. -37 -9 -18 it 10 52 52 1.2 0.0
97 Greece 13 11 19 35 35 30 35 3.5 0.1
98 Saudi Arabia 36 29 31 22 19 36 44 2.9
99 Iraq 4 26 33 91 10 11 52 2.7
100 Libya 5 5 11 6 6 17 20 4.4
101 Oman 67 78 84 16 1 18 69 44.2
Low- and middl-income 24,0331 25,6531 30,291 33,162 35,501 36,307 47,251 11.8 w11.4w
Sob-Saharan Afica 7,941 1 9006 11,093t 1,5001 14,0771 14,505t 16,811 33.9 w99.6w
East Asia & Pacifi 3,553 1 3,5771 4,29 5,5481 6,4051 70531 7,771 1 4.9 w0.8 w
Highirecomeeonomies 1521 ,3 2,3018t 3174 0165 24167t 31,82t4. Lw .w
OECD) members.. . .. ...
tOther 1,525 t 2,2321t 2,3061t 1,71461 1,6551t 1,667 t 1,8021t 44.7 w 0.8 w
102 Ireland .....
103 tlsrael 1,256 1,978 1,937 1,251 1,241 1,192 1,374 295.0 2.6
104 Spain . ...
105 tSingapore 41 24 29 23 22 95 -3 -1.0 0.0
106 tHong Kong 14 20 18 19 22 40 37 6.4 0.1
107 New Zealand .. .. ...
108 Belgium .. ...
109 United Kingdom . .. .. ...
112 Netherlands .. .. ...
114 France . ...
115 tUnited Arab Emirates 3 4 34 115 -12 -6 5 3.3
116 Canada . ...
117 United States . .. .. ...
118 Denmark .. ...
119 Germnany .. ...
120 Norway. .....
121 Sweden . ...
122 Japan . ...
123 Finland .. ...
124 SwiLzerland
125 tKuwait 4 4 5 3 6 4 3 1.6
World 25,5701 27,903 i A 3 t,54 34,9381t 37,2441t 37,997 1 49,0701I 12.0 w 1.:4w
Fel eprters 0xci former UOSSR 58i31 86 1,04 t j 7,98 t107 1,761 5.0 w 04 
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Table 21. Total external debt
Long-term debt (millions of dollars}
Public and publicly Private Ust oflIMF credit Short-term debt Total external debt
guaranteed nonguaranteed (millions of dollars) (millions of dolla rs) (millions of dollars}
1970 1990 19 70 1990 19711 1990 19 70 1990 19 70 1990
Low-income conomies
China and India
Other low-income
I Mozambique 4,053 0 1 9 0 74 572 4,718
2 Tanizania 180 5.294 1 5 1 2 0 140 420 5.866
3 Ethiopia 169 3.116 0 0 0 6 .128 3,250
4 Somalia 77 1.922 0 0 0 159 268 . 2.350
5 Nepal 3 1,557 0 0 0 44 .20 1,621
6 Chad 33 430 0 0 3 3 1 3 1 492
7 Bhutan 80 0 0 0 0 3 83
8 Lao PDR 8 1,053 0 0 0 8 .. 2 1,063
9 Malawi 122 1.366 0 3 0 115 60 1.544
10 Bangladesh 0 11,464 0 0 0 626 156 12.245
11 Burnsdi 7 850 0 0 8 43. 1 3 .. 906
1 2 Zaire 311 8.851 0 0 0 521 74.4 10.115
1 3 Uganda 152 2.301 0 0 0 282 . 144 2,726
14 Madagascar 89 3,677 0 0 0 144 118 . 3.938
1 5 Sierra Leone 59 606 0 0 0 108 .475 .1,189
16 Mali 238 2,306 0 0 9 69 57 2.433
17 Nigeria 452 33.709 115 391 0 0 . 1,968 36.068
1 8 Niger 32 1,326 0 261 0 85 .. 157 . 1.829
19 Rwanda 2 692 0 0 3 0 .. 48 .. 741
20 Burkina Faso 2 1 750 0 0 0 0 .. 84 .. 834
21 India 7.838 61.097 100 1,488 0 2.623 . 4,908 70,115
22 Benin 41 1.262 0 0 0 9 .. 157 . 1.427
23 China . 45.319 0 0 0 469 . 6,766 52.555
24 Haiti 40 745 0 0 3 38 .9 1 .. 874
25 Kenya 319 4,810 88 578 0 482 .971 .. 6.840
26 Pakistan 3,064 16,532 5 124 45 836 .. 3.191 . 20.683
27 Ghana 511 2,670 t0 33 46 745 .50 .. 3,498
28 Central African Rep. 24 815 0 1 0 37 .. 48 . 901
29 Togo 40 1,096 0 0 0 87 .. 113 .. 1,296
30 Zambia 624 4.784 30 2 0 949 . 1.488 . 7.223
3 1 Guinea 312 2,230 0 0 3 52 . 215 . 2,497
32 SriLanka 317 4.911 0 136 79 410 .394 . 5,851
33 Mauritania 26 1.898 0 0 0 70 .259 .2,227
34 Lesotho 8 372 0 0 0 15 .3 . 390
35 Indonesia 2,497 44,974 461 9,405 139 494 . 13.035 . 67.908
36 Honduras 90 3.159 19 66 0 32 .222 . 3.480
37 Egypt, Arub Rep. 1,517 34.242 0 1.000 49 125 4.518 . 39,885
38 Afghanistan. ... .. ..
39 Cambodia. ... ....... .
40 Liberia 158 1,127 0 0 4 322 .. 422 . 1,870
41 Myanmar 106 4.447 0 0 17 0 .. 229 . 4,675
42 Sudan 298 9.156 0 496 3 1 956 . 4,775 .. 15.383
43 Viet Nam . ... .. ..
Middle-income conomnies
Lower-middle-income
44 Bolivia 480 3,683 1 1 177 6 257 . 159 .. 4.276
45 Zimbabwe 229 2,449 0 153 0 7 .. 591 .. 3.199
46 Senegal 115 2,954 3 1 60 0 314 .. 417 .. 3,745
47 Philippines 625 24.108 919 1,006 69 912 .. 4,431 .. 30,456
48 C6tedIlvoire 256 10.050 1 1 4,372 0 431 .. 3.103 .. 17,956
49 Dominican Rep. 212 3.440 141 99 7 72 . 789 .. 4.400
50 Papua New Guinea 36 1.509 173 965 0 61 .. 72 .. 2,606
5 1 Guatemala 106 2.179 14 127 0 67 . 405 . 2.777
52 Morocco 712 22,097 15 200 28 750 . 477 .. 23.524
53 Cameroon 131 4,784 9 230 0 121 .. 888 .. 6.023
54 Ecuador 193 9,854 49 164 14 265 . 1,823 .. 12. 105
55 Syrian Arab Rep. 233 14,959 0 0 10 0 . 1,487 .. 16,446
56 Congo 119 4.380 0 0 0 11 .. 727 .. 5,118
57 El Salvador 88 1.898 88 26 7 0 .. 209 .. 2,133
58 Paraguay 112 1,736 0 19 0 0 .. 376 .. 2.131
59 Peru 856 13.343 1,799 1,554 10 755 .. 5,453 .. 21,105
60 Jordan 120 6.486 0 0 0 94 .. 1.097 .. 7.678
61 Colombia 1,297 14.680 , 283 1,123 55 0 . 1,438 .. 17.241
62 Thailand 324 12,572 402 4.973 0 1 . 8.322 .. 25.868
63 Tunisia 541 6,506 0 218 13 176 . 634 . 7.534
64 Jamaica 160 3.873 822 34 0 357 .. 334 .. 4.598
65 Turkey 1,846 38,595 42 1,054 74 0 .. 9,500 .. 49.149
66 Romania .. 19 0 0 0 0 .. 350 .. 369
Note: For data comparability and coverage, ace the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Long-ternt debt (millions of dollars)
Publicatndpublicls, Privrate Use of IMF credit Short-term debt Total external debt
guaranteed nonguaranteed (milltions ofdollars) (millions of dollars) (millions of dollars)
1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990
67 Poland 39,282 0 0 0 509 9.595 49,386
68 Panama 194 3,987 0 0 0 272 2,417 6,676
69 Costa Rica 134 3,077 112 304 0 1 1 . 380 .. 3,772
70 Chile 2,067 10.339 501 4,263 2 1,157 . 3,356 .. 19,114
71 Botswana 17 510 0 0 0 0 .6 .516
72 Algeria 945 24,316 0 0 0 670 1,820 . 26,806
73 Bulgaria . . 9,564 0 0 0 0 . 1,363 . 10,927
74 Mauritius 32 739 0 148 0 22 .. 30 .. 939
75 Malaysia 390 16,107 50 1,489 0 0 .. 1,906 . 19,502
76 Argentina 1,880 46,146 3,291 1,800 0 3,083 .. 10,115 .. 61,144
77 Iran, Islamic Rep. 1,797 0 0 0 0 . 7,224 . 9,021
78 Albania ... .
79 Angola 7,152 0 0 0 0 .. 558 .. 7,710
80 Lebanon 64 545 0 0 0 0 . 1,387 .. 1,932
81 Mongolia.. ... .,.....
82 Namibia. ... ... ....
83 Nicaragua 147 8,067 0 0 8 0 . 2,430 .. 10,497
84 Yemen, Rep. 31 5,040 0 0 0 0 . 1,196 . 6,236
Upper-middle-income
85 Mexico 3,196 76,204 2,770 4,409 0 6,551 .. 9,645 .. 96,810
86 South Africa.. .. .. . ...
87 Venezuela 718 24,643 236 3,650 0 3,012 . 2,000 . 33,305
88 Uruguay 269 3,044 29 110 18 101 .. 452 . 3,707
89 Brazil 3,426 82,098 1,706 7,771 0 1,821 . 24,483 . 116,173
90 Hungary . . 18,046 0 0 0 330 . 2,941 .. 21,316
91 Yugoslavia 1,199 13,492 854 3,860 0 467 . 2,871 .. 20,690
92 Czechoulovakia . 5,346 0 0 0 0 . 2,885 .8,231
93 Gabon 91 2,945 0 0 0 140 .562 .3,647
94 Trinidad and Tobago 101 1.808 0 0 0 329 .169 .. 2,307
95 Portugal 515 14,432 268 748 0 0 . 5,233 20,413
96 Korea, Rep. 1,816 17,814 175 5,400 0 0 10,800 . 34,014
97 Greece.. . . .....
98 Saudi Arabia. .. ... .....
99 Iraq.. ... .......
100 Libya . .. 
101 Oman .. 2205 0 0 0 0 .. 279 .. 2484
LHighandcmiddle-iocome
S10 -SaIreand Arc
La5tSingamoerc&Criba
106tHe onomKoes
Severtaly idbe
102 Iehrelands
103 Austriae
114 Spainc
105 tUnitegAapbrEmiae
106 tHongaKon
109 United Kingdom
110 Itnaly
119 Ausrmalia
1120 Neosrwand
113 Austran
114 Fwtzrlance
120 Norwayt
125 tKawait~ ~ ~ ~ ~  ~ ~ ~ ~ ~ ~~~~~~~~~~~~5
Table 22. Flow of public and private external capital
Disbursements Repultment ofprtncipal Interestpayments
(millions of dollars) (millions of dollars) (millions of dollarsJ
Long-term public Long-term puolic Long-term public
andpubliclv Private and publicl Private andpublicly Private
guaranteed nonguaranteed guaranteea nonguaranteed guaranteed nonguaranteed
1970 1990 1970 1990 1970 1590 1970 1990 1970 1990 1970 1990
Low-income economies
China and India
Other low-income
I Mozambique .. 153 0 20 .. 8 0 12 8 0 0
2 Tanzania 51 299 8 0 2 53 3 0 3 46 1 0
3 Ethiopia 28 277 0 0 15 144 0 0 6 44 0 0
4 Somalia 4 42 0 0 1 3 0 0 0 4 0 0
5 Nepal 1 166 0 0 2 31 0 0 0 26 0 0
6 Chad 6 96 0 0 3 3 0 0 0 3 0 0
7 Bhutan .. 8 0 0 .. 4 0 0 .. 2 0 0
8 Lao PDR 6 107 0 0 1 8 0 0 0 3 0 0
9 Malawi 40 127 0 0 3 42 0 1 4 32 0 0
10 Bangladesh 0 1.121 0 0 0 275 0 0 0 159 0 0
11 Bunundi 1 94 0 0 0 28 0 0 0 12 0 0
12 Zaire 32 226 0 0 28 51 0 0 9 93 0 0
13 Uganda 26 305 0 0 4 47 0 0 4 16 0 0
14 Madagascar 11 185 0 0 5 70 0 0 2 93 0 0
15 Sierra Leone 8 37 0 0 11 3 0 0 3 3 0 0
16 Mali 23 110 0 0 0 23 0 0 0 17 0 0
17 Nigeria 56 727 25 0 38 1,205 30 15 20 1,758 8 3
]8 Niger 12 112 0 43 2 7 0 37 1 6 0 16
19 Rwanda 0 62 0 0 0 10 0 0 0 6 0 0
20 Burkina Faso 2 79 0 0 2 18 0 0 0 10 0 0
21 India 883 5,191 25 214 289 2,162 25 318 187 3,275 6 135
22 Benin 2 95 0 0 1 5 0 0 0 5 0 0
23 China . 9,620 0 0 . 3.371 0 0 . 2,534 0 0
24 Haiti 4 37 0 0 3 6 0 0 0 6 0 0
25 Kenya 35 676 41 0 17 282 12 37 13 189 4 38
26 Pakistan 489 1,786 3 25 114 863 1 39 77 497 0 11
27 Ghana 42 380 0 8 14 123 0 8 12 57 0 2
28 Central Afnican Rep. 2 121 0 0 2 6 0 0 1 9 0 0
29 Togo 5 82 0 0 2 27 0 0 1 33 0 0
30 Zambia 351 152 11 2 35 31 6 0 29 58 2 0
31 Guinea 90 150 0 0 11 37 0 0 4 16 0 0
32 SriLanka 66 464 0 0 30 153 0 2 12 118 0 2
33 Mauritania 5 80 0 0 3 28 0 0 0 13 0 0
34 Lesotho 0 52 0 0 0 14 0 0 0 8 0 0
35 Indonesia 441 4,615 195 5,533 59 4,140 61 977 25 2,536 21 485
36 Honduras 29 330 10 8 3 1152 3 25 3 181 1 1
37 Egypt,ArabRep. 199 2,192 0 102 227 1,715 0 183 40 1,054 0 89
38 Afghanistan .. . . . . . . . . ..
39 Cambodia . .. . . .. . . .. ..
40 Liberia 7 0 0 0 11 0 0 0 6 0 0 0
41 Myannar 22 122 0 0 20 45 0 0 3 13 0 0
42 Sudan 53 185 0 0 22 14 0 0 12 8 0 0
43 Viet Nam .. . .. .. .. . .. . . ..
Middle-income economies
Lower-middle-income
44 Bolivia 55 294 3 0 17 1 68 2 24 7 116 1 14
45 Zimbabwe 0 297 0 94 5 227 0 18 5 139 0 9
46 Senegal 19 212 1 15 7 128 3 12 2 82 0 3
47 Philippines 141 2,155 276 291 74 70)5 186 47 26 1,471 19 55
48 C6te d'lvoire 78 826 4 900 29 280 2 529 12 187 0 212
49 Dominican Rep. 38 141 22 0 7 19 20 5 4 57 8 3
50 Papua New Guinea 43 275 111 205 0 174 20 199 1 86 8 90
51 Guatemala 37 140 6 7 20 17 2 3 6 76 1 10
52 Morocco 168 1.345 8 8 37 7i-2 3 8 24 873 1 5
53 Cameroon 29 764 11 53 5 127 2 130 4 173 1 17
54 Ecuador 41 629 7 30 16 470 11 25 7 401 3 12
55 Syrian Arab Rep. 60 361 0 0 31 1,2'3 0 0 6 122 0 0
56 Congo 18 134 0 0 6 140 0 0 3 104 0 0
57 El Salvador 8 109 24 0 6 111 16 14 4 72 6 3
58 Paraguay 14 80 0 0 7 111 0 9 4 75 0 0
59 Peru 148 248 240 0 100 149 233 35 43 89 119 10
60 Jordan 15 381 0 0 3 349 0 0 2 272 0 0
61 Colombia 253 1,857 0 146 78 1,876 59 296 44 1,240 15 101
62 Thailand 51 1.513 169 1,149 23 2,424 107 847 16 877 17 334
63 Tunisia 89 1,021 0 30 47 9C9 0 37 18 399 0 10
64 Jamaica 15 264 165 0 6 3CO 164 8 9 224 54 3
65 Turkey 331 4,344 i 543 128 3,426 3 283 42 2,763 2 61
66 Romania .. 19 0 0 .. 0 0 0 .. 0 0 0
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Disbursements Repayment ofprincipal lnteresrpayments
(millions of dollars) (millions of dollars) (millions of dollars)
Long-term public Long-term public Long-term public
and publiclv Private and publicly Private and publiclv Private
guaranteed nonguaranteed guaraniteed non guaranteed guaranteedi nonguaranteed
1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990
67 Poland 540 0 0 642 0 0 206 0 0
68 Panama 67 6 0 0 24 5 1 0 0 7 90 0 0
69 Costa Rica 30 202 30 5 21 263 20 6 7 169 7 2
70 Chile 408 707 247 1,545 166 474 41 271 78 1,096 26 252
71 Botswana 6 25 0 0 0 62 0 0 0 36 0 0
72 Algeria 313 5,568 0 0 35 6,156 0 0 10 1,914 0 0
73 Bulgaria -- 437 0 0 .. 828 0 0 .. 456 0 0
74 Mautitius 2 93 0 57 1 43 0 16 2 35 0 6
75 Malaysia 45 1,779 12 685 47 2,220 9 470 22 1,125 3 104
76 Argentina 482 914 424 0 344 1,664 428 0 121 2,129 217 144
77 Iran, Islamic Rep. 139 0 0 225 0 0 28 0 0
78 Albania --. 
79 Angola 628 0 0 133 0 0 89 0 0
80 Lebanon 12 76 0 0 2 56 0 0 1 32 0 0
81 Mongolia -
82 Namibia --
83 Nicaragua 44 445 0 0 16 4 0 0 7 5 0 0
84 Yemetz,Rep. 6 261 0 0 0 73 0 0 0 23 0 0
Upper-middle-income
85 Mexico 772 7,901 603 1,484 475 2,615 542 1,046 216 5,365 67 400
86 South Africa.. . . . . .. .. .. -
87 Venezuela 216 2,224 67 0 42 920 25 173 40 2,597 13 400
88 Uruguay 37 375 13 80 47 399 4 75 16 311 2 10
89 Brazil 896 2,686 900 875 256 2,718 200 1,008 135 2,223 89 460
90 Hungary .. 2,573 0 0 .. 2,233 0 0 .. 1,571 0 0
91 Yugoslavia 179 446 465 1,215 170 776 204 1,210 73 1,266 32 380
92 Czechoslovakia -. 1,866 0 0 . 984 0 0 .. 365 0 0
93 Gabon 26 161 0 0 9 53 0 0 3 75 0 0
94 Trinidad nd Tobago 8 47 0 0 10 164 0 0 6 133 0 0
95 Portugal 18 2,332 20 185 81 3,310 22 99 55 1,007 5 48
96 Korea, Rep. 444 3,198 32 1,529 198 3,539 7 2,090 71 1,267 5 507
97 Greece. .. . . . ... .. .
98 Saudi Arabia 
99 Iraq
101 Oman 0 104 0 0 0 567 0 0 0 177 0 0
Hig-icme ecnomdie4sa
LanOther atbba
102 Ireland
103 tlsrael
104 Spain
105 tSingapore
106 tHong Kong
107 New Zealand
108 Belgium
109 United Kingdom
110 Italy
Il1 Australia
112 Netherlands
113 Austria
114 France
115 tUnited Arab Emirates
116 Canada
117 United States
118 Denmark
119 Germany
120 Norway
121 Sweden
122 Japan
123 Finland
124 Switzerland
125 tKuwait
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Table 23. Aggregate net resource flows and net transfers
Netiflows on long-term debt
(millions of dollars)
Public and puib- Private Netforeign direct Aggregate net Aggregate net
licly guaranteed nonguaranteed Official grants investment resourceflowvs transfers
1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990
Low-income economies
China and India
Other low-income
I Mozambique .. 145 0 8 0 764 0 0 0 917 0 909
2 Tanzania 49 246 5 0 6 729 0 0 60 975 57 904
3 Ethiopia 13 133 0 0 6 590 4 0 23 723 10 678
4 Somalia 4 40 0 0 9 304 5 0 17 344 16 340
5 Nepal -2 135 0 0 16 160 0 0 14 295 14 269
6 Chad 3 93 0 0 11 179 1 0 15 271 13 268
7 Bhutan .. 4 0 0 0 28 0 0 0 32 0 29
8 Lao PDR 4 99 0 0 28 66 0 0 33 165 32 162
9 Malawi 37 84 0 -1 7 262 9 0 52 345 41 312
10 Bangladesh 0 846 0 0 0 891 0 3 0 1,740 0 1.582
11 Burundi 1 67 0 0 7 144 0 1 8 212 8 196
12 Zaire 3 175 0 0 37 319 0 0 41 494 2 393
13 Uganda 22 258 0 0 2 260 4 0 27 519 10 503
14 Madagascar 5 116 0 0 20 360 10 0 36 476 34 383
15 SierraLeone -3 35 0 0 1 47 8 0 7 81 -I 78
16 Mali 23 87 0 0 12 229 0 -1 34 315 32 294
17 Nigeria 18 -479 -5 -15 40 149 205 588 259 243 -207 -1,653
18 Niger 11 105 0 6 15 224 1 0 26 334 23 312
19 Rwanda 0 53 0 0 10 159 0 8 10 220 10 207
20 Burkina Faso 0 61 0 0 13 170 0 0 13 230 11 220
21 India 594 3,029 0 -104 157 684 6 0 757 3.610 565 200
22 Benin 1 90 0 0 9 110 7 0 17 200 13 196
23 China . 6,249 0 0 0 333 0 3,489 0 10,071 0 7,492
24 Haiti 1 31 0 0 2 88 3 8 6 128 2 114
25 Kenya 17 394 30 -37 4 942 14 26 64 1.324 -2 1.010
26 Pakistan 375 923 2 -13 79 381 23 249 479 1,540 395 978
27 Ghana 28 257 0 0 9 440 68 15 104 712 79 646
28 Central African Rep. -1 116 0 0 6 87 1 0 7 203 5 194
29 Togo 3 54 0 0 7 97 1 0 11 152 5 98
30 Zambia 316 61 5 2 2 633 -297 0 26 696 -65 638
31 Guinea 80 113 0 0 1 106 0 0 80 219 76 203
32 Sri Lanka 36 301 0 -2 14 226 0 31 50 556 30 409
33 Maufitania 1 51 0 0 3 97 1 0 5 148 -8 136
34 Lesotho 0 38 0 0 8 69 0 17 8 124 7 103
35 Indonesia 383 476 134 4.556 84 342 83 964 683 6,337 510 1,242
36 Honduras 26 167 7 -18 0 223 8 0 41 373 17 191
37 Egypt, Arab Rep. -29 477 0 -81 150 4.376 0 947 122 5,719 82 4,558
38 Afghanistan
39 Cambodia , .
40 Liberia -4 0 0 0 I 49 0 0 -3 49 -9 49
41 Myanmar 2 77 0 0 16 75 0 0 17 152 14 139
42 Suidani 30 171 0 0 2 476 0 0 32 647 16 639
43 Viet Nam , ,,
Middle-income economies
Lower-middle-income
44 Bolivia 38 125 1 -24 0 193 -76 45 -37 340 -61 193
45 Zimbabwe -5 71 0 76 0 210 0 0 -5 356 -9 209
46 Senegal 13 83 -2 4 16 512 5 0 32 599 15 481
47 Philippines 67 1,450 90 245 16 394 -25 530 148 2,618 80 781
48 C6te d'lvoire 49 546 2 371 12 286 31 -48 94 1156 33 756
49 Dominican Rep. 31 52 2 -5 10 31 72 133 115 210 102 150
50 Papua New Guinea 43 101 91 7 144 277 0 0 278 385 268 209
51 Guatemala 17 53 4 4 4 67 29 0 55 124 18 38
52 Morocco 131 603 5 0 23 472 20 165 179 1,240 134 292
53 Cameroon 24 637 9 -77 21 376 16 0 70 936 61 746
54 Ecuador 26 159 -4 5 2 51 89 82 112 297 83 -241
55 Syrian Arab Rep. 29 -892 0 0 11 582 0 0 41 -311 35 -433
56 Congo 13 -6 0 0 5 51 0 0 18 46 15 -58
57 El Salvador 2 -2 8 -14 2 160 4 0 15 145 -1 70
58 Paraguay 7 -31 0 -9 2 9 4 79 13 47 5 -43
59 Peru 48 99 7 -35 20 186 -70 34 4 285 -231 169
60 Jordan 12 32 0 0 41 670 0 0 53 702 51 430
61 Colombia 174 -18 -59 -149 21 59 43 501 179 392 26 -1.991
62 Thailand 28 -911 62 302 6 219 43 2.376 139 1,985 87 468
63 Tunisia 42 112 0 -7 42 184 16 58 99 347 61 -173
64 Jamaica 9 -37 1 -8 3 129 162 0 174 84 6 -143
65 Turkey 203 918 -2 260 21 817 58 697 280 2,692 202 -293
66 Romania 0 19 0 0 0 0 0 0 0 19 0 19
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Netflows on long-term debt
(millions of dollars)
Public and pub- Private Netforeign direct Aggregate net Aggregate net
liclv guaranteed nonguaranteed Official grants investment resourceflows transfers
1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990
67 Poland 24 -102 0 0 0 0 0 89 24 -13 24 -239
68 Panama 44 -45 0 0 0 91 33 -30 77 16 51 -98
69 CostaRica 9 -62 10 -I 4 119 26 111 49 168 31 -60
70 Chile 242 233 206 1,274 11 66 -79 595 381 2,167 172 484
71 Botswana 6 -37 0 0 9 90 0 148 15 201 14 -133
72 Algeria 279 -589 0 0 56 76 47 0 381 -513 221 -2,578
73 Bulgaria . -391 0 0 0 0 0 0 0 -391 0 -847
74 Mauritius 1 50 0 41 3 27 2 41 5 160 3 96
75 Malaysia -2 -441 3 215 4 54 94 2,902 99 2,730 -92 -417
76 Argentina 139 -749 -4 0 1 39 11 2,036 147 1.326 -264 -1,665
77 Iran, Islamic Rep. . . -86 0 0 0 52 28 0 28 -33 -788 -61
78 Albania . . .. . .. . .. .. .. .
79 Angola 495 0 0 0 160 0 0 0 655 0 566
80 Lebanon 10 20 0 0 2 95 0 0 12 114 11 83
81 Mongolia .. .. . . .. . . .. ..
82 Namibia. . . . . . .. .. . .. .
83 Nicaragua 28 441 0 0 2 251 15 0 45 692 15 687
84 Yemen, Rep. 6 187 0 0 8 273 0 0 14 460 14 437
Upper-middle-income
85 Mexico 297 5.286 61 438 11 64 323 2.632 692 8,420 50 1,341
86 South Africa . . .
87 Venezuela 174 1,304 41 -173 0 9 -23 451 192 1,591 -429 -1,630
88 Uruguay -10 -23 9 5 2 14 0 0 1 -4 -18 -325
89 Brazil 640 -32 700 -133 26 71 421 1.340 1,787 1,247 1,177 -3,816
90 Hungaiy .. 340 0 0 0 0 0 0 0 340 0 -1,268
91 Yugoslavia 9 -331 261 5 0 0 0 0 270 -326 166 -1,972
92 Czechoslovakia .. 882 0 0 0 0 0 207 0 1,089 0 724
93 Gabon 17 108 0 0 10 41 -I -50 26 100 23 -45
94 TrinidadandTobago -3 -117 0 0 1 7 83 109 81 0 16 -331
95 Portugal -63 -978 -1 86 0 14 0 2,123 -64 1,245 -124 78
96 Korea,Rep. 246 -341 25 -561 119 13 66 715 456 -174 374 -2,214
97 Greece .. . .. . . . . .
98 Saudi Arabia .. . .. . . .. . . .. .
-99 Iraq . . . . . . . . . .
100 Libya . . . . . .. .. . . .
101 Oman .. -463 0 0 0 61 0 144 0 -259 0 -825
,~~~~~~~~~
High-income economies
OECD members
iOther
102 Ireland
103 tlsrael
104 Spain
105 tSingapore
106 tHong Kong
107 New Zealand
108 Belgium
109 United Kingdom
110 Italy
111 Australia
112 Netherlands
113 Austria
114 France
115 tUnited Arab Emirates
116 Canada
117 United States
118 Denmark
119 Germany
120 Norway
121 Sweden
122 Japan
123 Finland
124 Switzerland
125 fKuwait
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Table 24. Total external debt ratios
Total debt service as
Total external debt as a percentage of a percentage of InteresDpayments a  a
Expors of goods exports of goods percentage of exports
and services GNP andservices ofgoods and sereices
1980 1990 1980 1990 1980 1990 1980 1990
Low-income economies 105.1 w 218.5 w 16.4 w 41.0 wv 10.3 w 20.1 w 5.1 w 9.3 w
China and India 69.0 w 132.3 w 5.3 w 19.0 w 6.4 w 15.3 w 2.6 w 7.6 w
Other low-income 120.4 w 306.5 w 33.2 w 82.6 w 11.9 w 24.9 w 6.1 w 11.0 w
I Mozambique 0.0 1,573.3 0.0 384.5 0.0 14.4 0.0 7.7
2 Tanzania 317.8 1,070.7 47.7 282.0 19.6 25.8 10.0 10.9
3 Ethiopia 136.2 480.3 19.5 54.2 7.6 33.0 4.7 8.1
4 Somalia 252.0 2,576.2 109.5 276.9 4.9 11.7 0.9 5.8
5 Nepal 85.5 402.6 10.4 53.0 3.2 18.2 2.1 7.4
6 Chad 305.9 207.1 30.2 44.8 8.3 5.1 0.7 2.2
7 Bhutan . . 81.9 0.0 32.3 . . 6.8 . . 2.5
8 LaoPDR .. 1,113.5 .. 123.3 .. 12.1 .. 3.2
9 Malawi 260.8 328.5 72.1 85.6 27.7 22.5 16.7 9.1
10 Bangladesh 345.6 448.2 31.3 53.8 23.2 25.4 6.4 7.7
11 Burundi 180.1 930.1 18.2 83.2 9.5 43.6 4.8 14.5
12 Zaire 206.4 438.0 35.3 141.0 22.6 15.4 11.0 6.6
13 Uganda 240.2 1,175.2 62.9 92.1 18.3 54.5 3.7 14.5
14 Madagascar 242.4 805.5 31.5 134.1 17.2 47.2 10.9 22.5
15 Sierra Leone 157.7 773.7 40.7 146.2 22.9 15.9 5.7 11.2
16 Mali 227.3 433.4 45.4 100.7 5.1 11.5 2.3 4.2
17 Nigeria 32.2 242.7 10.0 110.9 4.2 20.3 3.3 12.1
18 Niger 132.8 464.2 34.5 73.6 21.7 24.1 12.9 8.9
19 Rwanda 103.4 494.1 16.3 35.0 4.2 14.5 2.8 7.6
20 Burkina Faso 88.0 156.0 19.4 26.4 5.9 6.4 3.1 2.9
21 India 136.0 282.4 11.9 25.0 9.3 28.8 4.2 15.9
22 Benin 131.1 316.9 29.8 .. 6.3 3.4 4.5 1.9
23 China 21.2 77.4 1.5 14.4 4.4 10.3 1.5 4.6
24 Haiti 72.9 258.4 20.9 36.1 6.2 9.5 1.8 4.1
25 Kenya 165.1 306.3 48.3 81.2 21.4 33.8 11.3 14.8
26 Pakistan 208.8 249.6 42.4 52.1 17.9 22.8 7.6 9.8
27 Ghana 116.0 353.4 31.8 56.8 13.1 34.9 4.4 9.9
28 Central African Rep. 94.7 400.7 24.3 70.6 4.9 11.9 1.6 5.1
29 Togo 180.1 212.2 95.3 81.8 9.0 14.1 5.8 7.0
30 Zambia 201.0 500.8 90.9 261.3 25.3 12.3 8.8 4.3
31 Guinea 201.9 287.1 . . 97.6 19.8 8.3 6.0 2.4
32 SriLanka 123.4 209.8 46.1 73.2 12.0 13.8 5.7 6.2
33 Mauritania 306.6 449.8 125.7 226.6 17.3 13.9 7.9 5.0
34 Lesotho 19.5 41.2 11.2 39.6 1.5 2.4 0.6 0.8
35 Indonesia 94.2 229.4 28.0 66.4 13.9 30.9 6.5 13.1
36 Honduras 152.0 322.2 61.5 140.9 21.4 40.0 12.4 19.4
37 Egypt, Arab Rep. 227.7 300.8 97.8 126.5 14.8 25.7 9.2 11.0
38 Afghanistan
39 Cambodia
40 Liberia 111.8 . . 62.7 . . 8.7 . . 5.8
41 Myanmar 269.9 . . .. 25.4 .. 9.4
42 Sudan 499.4 1,829.1 77.2 .. 25.5 5.8 12.8 4.0
43 Viet Nam
Middle-income economies 135.2 w 155.6 w 31.9 w 39.9 w 24.3 w 19.1 w 12.5 w 8.3 w
Lower-middle-income 115.2 w 179.0 w 31.7 w 53.3 w 18.8 w 20.3 w 9.1 w 8.4 w
44 Bolivia 258.2 428.7 93.3 100.9 35.0 39.8 21.1 15.9
45 Zimbabwe 45.4 155.0 14.9 54.1 3.8 22.6 1.5 9.6
46 Senegal 162.7 236.8 50.5 66.5 28.7 20.4 10.5 8.1
47 Philippines 212.3 229.2 53.8 69.3 26.6 21.2 18.2 13.0
48 Coted'lvoire 160.7 487.4 58.8 204.8 28.3 38.6 13.0 13.3
49 Dominican Rep. 133.8 188.7 31.5 63.3 25.3 10.3 12.0 3.7
50 PapuaNewGuinea 66.1 168.6 29.2 83.9 13.8 36.0 6.6 11.7
51 Guatemala 62.3 175.2 14.9 37.5 7.7 13.3 3.6 6.9
52 Morocco 224.5 282.5 53.3 97.1 32.7 23.4 17.0 11.7
53 Cameroon 136.7 257.6 36.8 56.8 15.2 21.5 8.1 10.4
54 Ecuador 201.6 371.8 53.8 120.6 33.9 33.2 15.9 14.5
55 SyrianArabRep. 106.2 301.2 27.1 118.1 11.4 26.9 4.7 3.9
56 Congo 146.7 352.5 98.0 203.6 10.8 20.7 6.7 10.5
57 El Salvador 71.1 170.8 25.9 40.4 7.5 17.1 4.7 6.7
58 Paraguay 121.8 112.3 20.7 40.5 18.6 11.0 8.5 4.6
59 Peru 207.7 488.3 51.0 58.7 46.5 11.0 19.9 5.3
60 Jordan 79.2 249.2 .. 221.1 8.4 23.0 4.3 11.4
61 Colombia 117.1 183.4 20.9 44.5 16.0 38.9 11.6 15.8
62 Thailand 96.8 82.0 26.0 32.6 18.9 17.2 9.5 6.0
63 Tunisia 96.0 127.7 41.6 62.2 14.8 25.8 6.9 7.8
64 Jamaica 129.3 202.6 78.3 132.0 19.0 31.0 10.8 12.5
65 Turkey 332.9 195.0 34.3 46.1 28.0 28.2 14.9 13.3
66 Romania 80.3 5.5 .. 1.1 12.6 0.4 4.9 0.4
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Total external debt as a percentage of Total debt senrace as Interestpayrents as a
Exports of goods exports of goods percentage of exports
and services GNP and services of goods and services
1980 1990 1980 1990 1980 1990 1980 1990
67 Poland 54.9 251.5 16.3 82.0 17.9 4.9 5.2 1.6
68 Panama 38.4 126.5 92.3 154.7 6.3 4.3 3.3 2.0
69 CostaRica 224.7 184.2 59.5 69.9 29.0 24.5 14.6 10.1
70 Chile 192.5 181.3 45.2 73.5 43.1 25.9 19.0 16.8
71 Botswana 17.8 22.9 16.2 20.6 1.9 4.4 1.1 1.6
72 Algeria 130.0 193.0 47.1 53.1 27.1 59.4 10.4 15.1
73 Bulgaria 2.9 135.9 1.1 56.9 0.3 16.7 0.2 6.4
74 Mauritius 80.7 53.5 41.6 37.9 9.1 8.7 5.9 2.9
75 Malaysia 44.6 55.9 28.0 48.0 6.3 11.7 4.0 4.0
76 Argentina 242.4 405.6 48.4 61.7 37.3 34.1 20.8 18.4
77 Iran, Islamic Rep. 32.0 48.2 4.9 7.6 6.8 3.5 3.1 2.3
78 Albania . .. .. .. .. .. .
79 Angola .. .. .. .. .. . .
80 Lebanon .. .. . .. .. .. .
81 Mongolia .. . .. .. .. .. .
82 Namibia .. .. .. . . . . .
83 Nicaragua 422.2 2,728.6 112.1 . . 22.3 4.1 13.4 3.0
84 Yemen, Rep. . . 214.2 .. 97.1 .. 5.4 .. 2.9
Upper-middle-income 159.6 w 132.1 w 32.0 w 29.8 w 31.0 w 17.9 w 16.6 w 8.2 w
85 Mexico 259.2 222.0 30.5 42.1 49.5 27.8 27.4 16.7
86 South Africa .. .. .. .. .. . .
87 Venezuela 131.9 158.7 42.1 71.0 27.2 20.7 13.8 15.5
88 Uruguay 104.1 155.9 17.0 46.9 18.8 41.0 10.6 15.9
89 Brazil 304.9 326.8 31.2 25.1 63.1 20.8 33.8 8.2
90 Hungary 95.9 188.6 44.8 67.8 18.9 37.9 10.8 15.2
91 Yugoslavia 103.1 67.1 25.6 23.7 20.8 13.7 7.2 6.1
92 Czechoslovakia 68.6 55.6 9.8 18.6 9.5 10.4 9.5 3.8
93 Gabon 62.2 138.4 39.2 86.2 17.7 7.6 6.3 5.0
94 Trinidad and Tobago 24.6 99.4 14.0 50.8 6.8 14.5 1.6 7.4
95 Portugal 99.5 75.4 40.5 36.5 18.3 17.8 10.5 5.3
96 Korea, Rep. 130.6 44.0 48.7 14.4 19.7 10.7 12.7 3.5
97 Greece .. .. .. .. .. .. .
98 Saudi Arabia .. .. .. .. .. .. .
99 Iraq .. .. .. .. .. .. .
100 Libya .. .. .. .. .. .. .
101 Oman 15.4 42.1 11.2 . . 6.4 13.0 1.8 3.4
ligh-inconme conomies
OECD members
tOther
102 Ireland
103 tlsmel
104 Spain
105 tSingapore
106 -,Hong Kong
107 New Zealand
108 Belgium
109 United Kingdom
110 Italy
111 Australia
112 Netherlands
113 Austria
114 France
115 tUnited Arab Emirates
116 Canada
117 United States
118 Denmark
119 Germany
120 Norway
121 Sweden
122 Japan
123 Finland
124 Switzerland
125 tKuwait
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Table 25. Terms of external public borrowinig
Average Average Public loans with variable
Commitments interest rate Average maturity grace period interest rates, as a
(millions ofdollars) (percent) Ivears) (yearsj percentage ofpublic debt
1970 1990 1970 1990 1971) 1990 1970 1990 1970 1990
Lowincome economies 4,823 t 36,364 t 3.2 w 5.4 w 29 w 23 w 8 w 7 w 0.1 w 19.0 w
Chinaand India 954 t 16,682 t 2.5 w 6.5 w 34 w 20 w 8 w 6 w 0.0 w 25.5 w
Other low-income 3,869 t 19,682 t 3.3 w 4.4 w 27 wv 26 w 9 w 7 w 0.2 w 16.0 w
I Mozambique . 163 . 1.6 . . 37 . 10 4.2
2 Tanzania 271 603 1.0 0.8 40 37 11 10 0.0 4.5
3 Ethiopia 21 383 4.4 2.4 32 30 7 8 0.1 3.2
4 Somalia 22 72 0.0 0.8 20 42 16 11 0.0 1.0
5 Nepal 17 204 2.8 0.9 27 40 6 10 0.0 0.0
6 Chad 10 66 5.7 1.0 8 35 1 11 0.0 0.0
7 Bhutan . . 0 . . 0.0 .. 0 . . 0 . . 0.0
8 Lao PDR 12 139 3.0 0.8 28 40 4 15 0.0 0.0
9 Malawi 14 237 3.8 1.0 29 36 6 10 0.0 3.5
10 Bangladesh 0 1,325 0.0 2.0 0 34 0 9 0.0 0.0
I1 Burundi 1 120 2.9 0.8 5 41 2 11 0.0 0.0
12 Zaire 258 27 6.5 1.1 12 36 4 10 0.0 15.5
13 Uganda 12 469 3.9 1.0 29 33 7 9 2.4 1.7
14 Madagascar 23 207 2.3 1.0 39 37 9 10 0.0 6.4
15 Sierra Leone 25 13 2.9 4.5 27 15 6 7 10.6 1.2
16 Mali 34 97 1.1 1.1 25 34 9 10 0.0 0.4
17 Nigeria 65 2,017 6.0 6.7 14 19 4 4 2.7 34.5
18 Niger 19 146 1.2 7.6 40 21 8 9 0.0 9.1
19 Rwanda 9 72 0.8 1.4 50 34 10 9 0.0 0.0
20 Burkina Faso 9 76 2.3 2.2 36 29 8 9 0.0 0.3
21 India 954 6,896 2.5 4.8 34 25 8 8 0.0 17.5
22 Benin 7 47 1.8 0.8 32 48 7 10 0.0 1.7
23 China . . 9,786 .. 7.6 . . 17 . . 4 .. 36.4
24 Haiti 5 104 4.8 1.4 10 39 1 12 0.0 0.7
25 Kenya 50 582 2.6 4.4 37 23 8 6 0.1 3.5
26 Pakistan 951 2,997 2.8 5.5 32 21 12 6 0.0 12.6
27 Ghana 51 526 2.0 2.4 37 34 10 9 0.0 0.8
28 Central African Rep. 7 175 2.0 1.0 36 38 8 10 0.0 0.0
29 Togo 3 97 4.5 0.8 17 41 4 10 0.0 3.4
30 Zambia 557 52 4.2 9.0 27 6 9 2 0.0 13.8
31 Guinea 68 174 2.9 0.7 13 40 5 10 0.0 8.0
32 Sr Lanka 81 789 3.0 1.9 27 34 5 9 0.0 2.6
33 Mauritania 7 146 6.0 3.9 11 29 3 8 0.0 5.6
34 Lesotho 0 13 5.5 3.0 20 37 2 8 0.0 0.0
35 Indonesia 530 6,071 2.6 6.0 34 22 9 6 0.0 28.4
36 Honduras 23 287 4.1 6.3 30 22 7 6 0.0 18.2
37 Egypt, Arab Rep. 528 800 4.1 5.3 17 27 5 8 0.0 11.3
38 Afghanistan .. .. .. .. .. .. .. .. .
39 Cambodia .. .. .. .. .. .. .. .. .
40 Liberia 12 0 6.7 0.0 19 0 5 0 0.0 10.9
41 Myanmar 48 0 4.1 0.0 16 0 5 0 0.0 0.0
42 Sudan 98 0 1.8 0.0 17 0 9 0 0.0 16.1
43 Viet Ntam .. .. .. .. .. .. .. .. .
Middle-income economies 7,300 t 56,313 t 6.3 w 7.8 w 16 w 14 w 4 w 5 w 2.9 w 47.6 w
Lower-middle-income 3,752 t 31,372 t 5.6 w 7.2 w 18 w 16 w 4 w 5 w 0.6 w 43.7 w
44 Bolivia 24 495 1.9 4.1 48 30 4 8 0.0 19.9
45 Zimbabwe 0 399 0.0 7.0 0 16 0 4 0.0 21.0
46 Senegal 7 376 3.9 1.8 23 33 7 9 0.0 2.7
47 Philippines 171 3,249 7.3 6.0 11 22 2 7 0.8 40.2
48 Cote d'lvoiie 71 1,066 5.8 3.7 19 19 5 6 9.0 50.6
49 Dominican Rep. 20 193 2.4 5.9 28 25 5 6 0.0 29.3
50 Papua New Guinea 91 200 6.4 6.4 22 15 8 5 0.0 27.1
51 Guatemala 50 62 5.5 6.0 26 21 6 6 10.3 11.9
52 Morocco 187 1,503 4.6 6.3 20 21 3 7 0.0 45.1
53 Cameroon 42 451 4.7 6.9 29 16 8 5 0.0 11.9
54 Ecuador 78 643 6.2 7.2 20 15 4 4 0.0 61.6
55 Syrian Arab Rep. 14 375 4.4 5.8 9 21 2 5 0.0 0.0
56 Congo 31 158 2.8 4.7 18 17 6 7 0.0 29.1
57 El Salvador 12 131 4.7 4.6 23 30 6 7 0.0 8.8
58 Paraguay 14 98 5.7 2.6 25 33 6 10 0.0 16.6
59 Pen 125 195 7.4 6.7 14 8 4 2 0.0 31.6
60 Jordan 36 175 3.7 8.2 16 17 5 5 0.0 24.4
61 Colombia 363 1,268 6.0 8.2 21 16 5 5 0.0 45.4
62 Thailand 106 1,721 6.8 5.5 19 21 4 7 0.0 24.5
63 Tunisia 144 649 3.5 5.6 28 20 6 6 0.0 19.3
64 Jamaica 24 315 6.0 8.0 16 17 3 4 0.0 25.0
65 Turkey 489 3,654 3.6 8.9 19 10 5 5 0.9 32.4
66 Romania . . 19 . 3.0 . . 26 .. 10 . . 0.0
,Vote: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Average Average Pmblic loans with variable
Commitments interest rate Average maturity grace period interest rates, as a
(millions of dollars) (percent) (years) (years) percentage of public debt
1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990 1970 1990
67 Poland . . 1,474 8.3 .. 14 . 5 67.0
68 Panama III 0 6.9 0.0 15 0 4 0 0.0 58.1
69 Costa Rica 58 220 5.6 6.9 28 15 6 4 7.5 24.6
70 Chile 361 1,041 6.8 7.8 12 17 3 4 0.0 65.6
71 Botswana 38 47 0.6 6.7 39 22 10 6 0.0 14.3
72 Algeria 378 6,753 5.7 8.7 12 9 3 2 2.8 37.8
73 Bulgafia .. 88 .. 8.8 .. 2 .. 2 . 73.7
74 Maufitius 14 136 0.0 6.2 24 18 2 6 6.0 18.1
75 Malaysia 84 2,270 6.1 7.4 19 14 5 5 0.0 48.8
76 Argentina 494 459 7.3 8.5 12 9 3 2 0.0 80.3
77 Iran, Islamic Rep. .. 585 .. 7.7 . 9 . 4 . 70.9
78 Albania . ...
79 Angola . 196. 7.0 .. 17 . 3 . 6.7
80 Lebanon 7 60 2.9 7.1 21 25 1 3 0.0 9.6
81 Mongolia .. .... ... 
82 Namibia . ...
83 Nicaragua 23 304 7.1 5.8 18 9 4 I 0.0 23.2
84 Yemen, Rep. 72 134 0.5 1.5 19 34 10 9 0.0 1.6
Upper-middle-income 3,548 t 24,941 1 7.0 w 8.5 w 14 w 13 w 4 w 5 w 5.9 w 53.3 w
85 Mexico 858 8,004 7.9 8.6 12 13 3 4 5.7 46.3
86 South Africa .... ...
87 Venezuela 188 2,976 7.6 8.3 8 14 2 6 2.6 56.0
88 Uruguay 71 358 7.9 9.2 12 11 3 2 0.7 74.0
89 Brazil 1,439 1,862 7.0 8.5 14 12 3 5 11.8 69.2
90 Hungary' 3,285 .. 8.9 8 5 . 59.5
91 Yugoslavia 199 991 7.0 8.7 17 IS 6 5 3.3 66.0
92 Czechoslovakia .. 1,270 .. 8.9 . 5 . 3 . 27.0
93 Gabon 33 25 5.1 7.4 i1 21 1 6 0.0 10.0
94 Trinidad and Tobago 3 157 7.4 8.0 10 17 1 5 0.0 47.4
95 Portugal 59 3,573 4.3 8.3 17 16 4 5 0.0 29.0
96 Korea,.Rep. 691 2,027 5.8 7.1 19 13 6 7 1.2 22.7
97 Greece . ...
98 Saudi Arabia .... ...
101 Oman .. 395 .. 7.7 .. 13 . 4 . 54.3
High-aincomie economies 2139;7t Lw 68 I l w6 w17 78
OEC mebersnfi ~ ,,9t 957 .w 3~9 6 6 ~ S w09w 82
.10Otong Kong~
102 Ireweland
103 Besrael
109 United Kingdom
110 Italy
Ill Australia
112 Netherlands
113 Austria
114 France
115 tUnited Arab Emirates
116 Canada
117 United States
118 Denmark
119 Germiany
120 Norway
121 Sweden
122 Japan
123 Finland
124 Switzerland
125 tKuwait
a. Includes debt in convertible currencies only.
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Table 26. Population growth and projections
4ypothetical size Age structure of population (percent)
Average annual grow th of population of stationarv
(percent) Population (millions) population 0-14 vears 15-64 vears
1965-80 1980-90 1989-2000a 1990 20003 2025a (millions) 1990 20250 1990 2025a
Low-income economies 2.3 w 2.0 w 1.8 w 3,058 t 3,670 t 5,1!54 t 35.2 w 26.3 w 60.3 w 6.6 w
China and India 2.2 w 1.7 w 1.5 w 1,983 t 2,300 t 2,915 t 31.2 w 22.2 w 63.6 w 67.4 w
Other low-income 2.5 w 2.6 w 2.5 w 1,075 t1,370 t 2,209 t 42.5 w 31.8 w 54.2 w 63.3 w
I Mozambique 2.5 2.6 3.0 16 21 42 97 44.1 40.4 52.7 56.9
2 Tanzania 2.9 3.1 3.1 25 33 (4 146 46.7 40.2 50.3 57.2
3 Ethiopia 2.7 3.1 3.4 51 71 156 420 47.0 43.1 50.2 54.4
4 Somalia 2.9 3.1 3.1 8 11 :1 47 46.0 39.4 51.0 57.4
5 Nepal 2.4 2.6 2.5 19 24 27 59 42.0 28.7 54.9 66.2
6 Chad 2.0 2.4 2.7 6 7 14 28 41.9 37.0 54.5 58.9
7 Bhutan 1.6 2.1 2.4 1 2 3 5 39.9 32.7 56.8 63.1
8 LaoPDR 1.9 2.7 3.2 4 6 10 21 44.8 37.0 53.3 59.5
9 Malawi 2.9 3.4 3.4 9 12 24 63 46.7 42.3 50.7 55.2
10 Bangladesh 2.6 2.3 1.8 107 128 176 257 42.9 25.7 54.0 68.9
11 Burundi 1.9 2.8 3.1 5 7 14 32 45.6 40.7 51.4 56.7
12 Zaire 3.1 3.2 3.0 37 50 89 172 46.4 35.5 51.0 61.0
13 Uganda 3.0 2.5 3.3 16 23 42 92 48.7 39.7 48.5 58.3
14 Madagascar 2.5 3.0 2.8 12 15 26 46 45.5 32.6 51.5 63.7
15 Sierra Leone 2.0 2.4 2.6 4 5 10 23 43.4 40.4 53.5 56.3
16 Mali 2.1 2.5 3.0 8 11 23 58 46.6 40.8 50.2 56.7
17 Nigeria 2.5 3.2 2.8 115 153 255 453 46.4 32.1 51.0 63.9
18 Niger 2.6 3.3 3.3 8 11 24 72 47.2 44.7 50.2 52.9
19 Rwanda 3.3 3.3 3.9 7 10 23 65 48.0 44.1 49.5 53.8
20 Burkina Faso 2.1 2.6 2.9 9 12 22 48 45.5 38.4 51.4 58.9
21 India 2.3 2.1 1.7 850 1,006 1,343 1862 36.9 24.0 58.7 68.4
22 Benin 2.7 3.2 2.9 5 6 10) 19 47.6 33.5 49.7 63.4
23 China 2.2 1.4 1.3 1134 1,294 1,597 1890 27.0 20.8 67.2 66.5
24 Haiti 1.7 1.9 1.9 6 8 11 20 40.0 31.2 55.9 64.2
25 Kenya 3.6 3.8 3.5 24 34 64 125 49.9 35.2 47.3 61.6
26 Pakistan 3.1 3.1 2.7 112 147 24(0 399 44.2 30.4 53.0 65.1
27 Ghana 2.2 3.4 3.0 15 20 34 62 46.8 32.9 50.3 63.3
28 Central African Rep. 1.8 2.7 2.5 3 4 6 11 42.1 33.9 54.9 62.8
29 Togo 3.0 3.5 3.2 4 5 9 18 48.1 35.4 48.8 61.4
30 Zambia 3.0 3.7 3.1 8 11 20 42 49.3 38.6 48.5 59.2
31 Guinea 1.5 2.5 2.8 6 8 1' 33 46.1 40.2 51.3 57.0
32 SriLanka 1.8 1.4 1.1 17 19 24 28 32.3 21.0 62.7 66.0
33 Mauritania 2.4 2.4 2.8 2 3 5 14 44.6 42.4 52.1 55.0
34 Lesotho 2.3 2.7 2.6 2 2 4 6 43.4 29.5 53.1 65.7
35 Indonesia 2.4 1.8 1.6 178 209 275 360 35.8 23.0 60.3 68.3
36 Honduras 3.2 3.4 2.9 5 7 11 18 44.8 28.1 52.1 66.9
37 Egypt, Arab Rep. 2.1 2.4 1.8 52 62 86 120 39.2 24.4 56.6 67.6
38 Afghanistan 2.4 .. .. .. .. .. .. .. .. .
39 Cambodia 0.3 2.6 1.9 8 10 14 20 34.8 26.1 62.3 66.6
40 Liberia 3.0 3.1 3.0 3 3 6 11 44.9 32.2 52.0 63.6
41 Myanmar 2.3 2.1 2.0 42 51 70 96 37.1 24.0 58.8 68.5
42 Sudan 3.0 2.7 2.8 25 33 55 102 45.2 33.6 52.2 62.5
43 VietNam 2.3 2.1 2.1 66 82 116 159 39.6 24.1 55.9 68.8
Middle-income economies 2.3 w 2.0 w 1.9 w 1,088 t 1,311 t 1,878 t 35.8 w 26.8 w 58.1 w 64.7 w
Lower-middle-income 2.4 w 2.2 w 2.0 w 629 t 771 t 1,163 t 37.6 w 28.3 w 57.8 w 64.2 w
44 Bolivia 2.5 2.5 2.5 7 9 14 21 42.5 26.2 54.1 68.1
45 Zimbabwe 3.1 3.4 2.4 10 12 18 28 45.5 26.8 52.0 68.1
46 Senegal 2.9 2.9 3.1 7 10 19 44 46.7 40.0 50.6 57.6
47 Philippines 2.8 2.4 1.8 61 74 101 137 39.9 23.9 56.8 68.4
48 Coted'lvoire 4.1 3.8 3.5 12 17 31 64 47.4 36.2 50.1 60.5
49 Dominican Rep. 2.7 2.2 1.6 7 8 11 14 37.3 22.9 59.3 68.0
50 PapuaNewGuinea 2.4 2.5 2.3 4 5 7 11 41.1 27.6 56.2 67.8
51 Guatemala 2.8 2.9 2.8 9 12 20 33 45.2 28.7 51.8 66.4
52 Momcco 2.5 2.6 2.4 25 32 47 70 40.8 25.7 55.6 68.0
53 Cameroon 2.7 3.0 2.9 12 16 28 53 46.3 33.7 49.9 62.4
54 Ecuador 3.1 2.4 2.0 10 13 18 24 39.5 23.7 56.9 68.5
55 SyrianArabRep. 3.4 3.6 3.6 12 18 35 66 48.2 34.3 49.1 61.8
56 Congo 2.8 3.4 3.3 2 3 6 14 45.2 38.9 50.9 58.1
57 El Salvador 2.8 1.4 1.8 5 6 9 13 43.7 25.0 52.7 69.4
58 Paraguay 2.8 3.2 2.8 4 6 10 16 41.1 30.2 55.4 63.7
59 Peru 2.8 2.3 2.0 22 27 37 50 38.0 23.9 58.3 68.4
60 Jordan5 4.3 3.7 3.8 3 5 10 28 45.4 39.7 52.1 56.8
61 Colombia 2.4 2.0 1.5 32 38 50 63 35.4 22.0 60.6 68.0
62 Thailand 2.9 1.8 1.4 56 64 84 105 33.9 21.9 63.1 68.0
63 Tunisia 2.1 2.3 1.9 8 10 14 18 37.8 23.4 58.1 68.5
64 Jamaica 1.3 1.3 0.7 2 3 3 4 34.2 21.7 59.3 67.6
65 Turkey 2.4 2.4 1.9 56 68 91 120 34.8 23.1 60.9 67.6
66 Romania 1.1 0.4 0.4 23 24 27 31 23.8 20.3 65.9 64.1
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
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Aserage annual growthtt ofpopulation H1- pothefical size Age structure of population (percent)
(percent) Population (millions) ofuiation 0-14 vears 15-64yearspopulation
1965-80 1980-90 198 9 -2000a 1990 2000a 2025a (millions) 1990 2025a 1990 2025a
67 Poland 0.8 0.7 0.4 38 40 44 50 25.1 19.9 64.9 62.3
68 Panama 2.6 2.1 1.6 2 3 4 5 34.9 21.9 60.4 67.2
69 Costa Rica 2.7 2.4 1.9 3 3 5 6 36.1 22.1 59.7 66.2
70 Chile 1.7 1.7 1.3 13 15 19 23 30.5 21.3 63.6 65.7
71 Botswana 3.6 3.3 2.5 1 2 2 4 47.4 25.5 49.2 69.0
72 Algeria 3.1 3.0 2.8 25 33 52 78 43.6 25.7 52.7 68.5
73 Bulgaria 0.5 0.0 -0.2 9 9 9 9 19.9 17.9 66.6 60.9
74 Mauritius 1.6 1.0 0.9 1 1 1 2 29.4 19.0 65.2 67.0
75 Malaysia 2.5 2.6 2.3 18 22 32 44 38.3 23.9 58.1 67.4
76 Argentina 1.6 1.3 1.0 32 36 44 54 29.8 21.5 61.1 65.0
77 Iran, Islamic Rep. 3.1 3.6 3.4 56 78 166 492 44.4 40.0 52.6 55.9
78 Albania 2.4 2.0 1.5 3 4 5 6 33.5 22.1 61.2 66.3
79 Angola 2.8 2.6 3.0 10 13 27 62 44.8 39.9 52.1 56.9
80 Lebanon 1.7 .. .. .. .. .. .. .. .. .
81 Mongolia 2.6 2.8 2.5 2 3 4 6 40.7 25.9 55.7 67.9
82 Namibia , 2.4 3.2 3.0 2 2 4 7 45.8 31.2 51.1 64.5
83 Nicaragua 3.1 3.4 3.0 4 5 9 14 45.9 28.4 51.5 66.4
84 Yemen, Rep. 2.3 3.1 3.7 11 16 37 110 48.7 44.2 48.2 54.1
Upper-middle-income 2.2 w 1.7 w 1.7 w 458 t 541 t 715 t 33.8 w 24.3 w 60.9 w 65.7 w
85 Mexico 3.1 2.0 1.8 86 103 142 184 37.3 22.9 59.0 68.3
86 South Africa 2.4 2.4 2.2 36 45 65 96 38.2 25.6 57.8 67.0
87 Venezuela 3.5 2.7 2.1 20 24 34 45 38.3 23.3 58.2 67.5
88 Uruguay 0.4 0.6 0.6 3 3 4 4 25.8 20.0 62.8 63.9
89 Brazil 2.4 2.2 1.7 150 178 237 305 35.4 22.8 60.2 66.9
90 Hungary 0.4 -0.2 -0.4 11 10 10 10 19.5 17.5 67.0 61.1
91 Yugoslavia 0.9 0.7 0.6 24 25 28 30 22.7 18.6 67.8 62.1
92 Czechoslovakia 0.5 0.3 0.3 16 16 17 19 23.2 19.1 65.0 62.8
93 Gabon 3.6 3.6 2.8 1 1 3 6 39.1 38.0 56.0 57.6
94 Trinidad and Tobago 1.2 1.3 1.0 1 1 2 2 33.9 22.3 60.6 65.7
95 Portugal 0.4 0.6 0.4 10 11 11 11 20.7 16.4 66.3 63.5
96 Korea, Rep. 2.0 1.1 0.9 43 47 54 56 25.1 18.1 69.4 66.0
97 Greece 0.7 0.4 0.2 10 10 10 9 19.0 15.5 66.9 60.7
98 Saudi Arabia 4.6 4.7 3.7 15 21 43 89 45.5 36.3 51.9 59.1
99 Iraq 3.4 3.6 3.4 19 26 48 85 46.5 32.0 50.8 63.6
100 Libya 4.3 4.1 3.6 5 6 14 36 46.0 39.5 51.6 56.7
101 Oman 3.6 4.7 3.9 2 2 5 10 46.3 36.8 51.3 58.5
H igh-income conomies 0.9 w 0.6 w O.S w 816 t 859 t 915 t 19.9 w 16.8 w 67.2 w 60.8 w
OECD members 0.8 w 0.6 w 0.5 w 77 t 814 t 861 t 19.5 w 16.7 w 67.3 w 60.6 w
EatOt laPer fl 2 .52w 1.8 w. 1.4w 4077 t 4 t 5 27.82w 18.9w i6549w 64.0 w
102 Ireland 1.2 0.2 0.1 4 4 4 4 26.7 19.6 61.9 64.3
103 tlsrael 2.8 1.8 3.3 5 6 8 10 31.2 21.0 59.9 65.5
104 Spain 1.0 0.4 0.2 39 40 40 37 19.8 15.6 67.0 63.4
105 tSingapore 1.6 2.2 1.2 3 3 4 4 23.6 18.1 70.9 61.9
106 sHongKong 2.0 1.4 0.8 6 6 7 6 21.0 15.4 70.2 61.4
107 New Zealand 1.3 0.9 0.7 3 4 4 4 22.7 18.7 66.3 62.7
108 Belgium 0.3 0.1 0.1 10 10 10 9 17.9 15.6 67.0 59.6
109 United Kingdom 0.2 0.2 0.2 57 59 61 61 18.9 17.4 65.4 61.3
110 Italy 1.5 0.2 0.1 58 58 55 46 16.4 14.1 68.7 60.4
111 Australia .8 1.5 1.4 17 20 23 24 22.1 18.1 67.1 63.0
112 Netherlands 0.9 0.5 0.5 15 16 16 14 17.6 15.6 69.2 59.9
113 Austina 0.3 0.2 0.2 8 8 8 7 17.5 15.5 67.4 60.6
114 France 0.7 0.5 0.4 56 59 63 62 20.1 17.3 66.2 60.5
115 tUnited Aw b Emirates 16.5 4.3 2.2 2 2 3 430.8 22.2 67.5 60.7
116 Canada 1.3 1.0 0.8 27 29 32 31 20.9 16.9 67.8 60.7
117 United States 1.0 0.9 0.8 250 270 307 317 21.6 18.1 66.1 61.2
118 Denmark 0.5 0.0 0.0 5 5 5 4 16.9 15.3 67.8 60.2
119 Germany 0.2 0.1 0.1 79 80 78 67 16.2 15.1 68.8 59.2
120 Norway 0.6 0.4 0.4 4 4 5 5 19.0 17.1 64.6 61.0
121 Sweden 0.5 0.3 0.3 9 9 9 9 17.4 17.2 64.6 59.3
122 Japan 1.2 0.6 0.3 124 128 128 114 18.4 15.2 69.7 58.7
123 Finland 0.3 0.4 0.2 5 5 5 5 19.5 16.7 67.2 58.9
124 Switzerland 0.5 0.6 0.4 7 7 7 6 17.0 15.8 68.1 58.3
125 tKuwait 7.1 4.4 2.9 2 3 4 5 35.6 21.1 63.0 64.9
a. For the assumptions used in the projections, see the technical notes. b . Data for Jordan cover the East Bankonly.
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Table 27. Demography and fertility ____________
Women of Assumed rear Married women of
Crude birth rate Crude death rate childbearing age of reaching childbearing age
(per 1,000 (per) .000 as a percentage of net using contraception
population) population) all women Totalfertilitlv rate reproduction (percentlb
1965 1990 1965 1990 1965 1990 1965 1990 2000a rate of)1 1988
Low-income conomies 42 w 30 w 16 w 10 w 46 w 51 w 6.3 w 3.8 w 3.3 w
China nd India 41 w 25 w 14 w 8 w 46 w 53 w 6.3 w 3.1 w 2.5 w
Other low-income 46 w 38 w 21 w 13 w 45 w 47 w 6.4 w 5.2 w 4.6 w
1 Mozambique 49 46 27 18 47 45 6.8 6.4 6.7 2045
2 Tanzania 49 48 23 18 45 45 6.6 6.6 6.6 2045
3 Ethiopia 43 51 20 l 8 46 43 5.8 7.5 7.3 2050
4 Somalia 50 48 26 18 45 44 6.7 6.8 6.6 2045
5 Nepal 46 40 24 14 50 47 6.0 5.7 4.6 2025 15
6 Chad 45 44 28 18 47 46 6.0 6.0 6.1 2040
7 Bhutan 42 39 23 17 48 48 5.9 5.5 5.4 2035
8 LaoPDR 45 47 23 1 6 47 45 6.1 6.7 6.0 2040
9 Malawi 56 54 26 20 46 45 7.8 7.6 7.4 2050
10 Bangladesh 47 35 2 1 14 44 47 6.8 4.6 3.3 2015 31
1 1 Bunindi 47 49 24 18 44 46 6.4 6.8 6.6 2045 9
12 Zaire 47 45 2 1 14 47 45 6.0 6.2 5.6 2035
13 Uganda 49 5 1 19 19 44 43 7.0 7.3 6.6 2045 5
14 Madagascar 47 45 22 15 47 45 6.6 6.3 5.2 2030
15 Sierra Leone 48 47 3 1 22 47 45 6.4 6.5 6.5 2045-
16 Mali 50 50 27 19 46 45 6.5 7.1 7.0 2050 5
17 Nigeria 51 43 23 14 45 45 6.9 6.0 5.0 2030
18 Niger 48 51 29 20 45 44 7.1 7.2 7.3 2055
19 Rwanda 52 54 17 18 45 44 7.5 8.3 7.6 2055
20 Burkina Faso 48 47 26 18 47 45 6.4 6.5 6.3 2045
21 India 45 30 20 1 1 48 49 6.2 4.0 3.0 2015 45
22 Benin 49 46 24 15 44 44 6.8 6.3 5.2 2035
23 China 38 22 10 7 45 56 6.4 2.5 2.1 2000
24 Haiti 41 36 2 1 13 45 48 6.1 4.8 4.2 2035 10
25 Kenya 52 45 20 10 4 1 42 8.0 6.5 5.5 2035 27
26 Pakistan 48 42 21 12 43 46 7.0 5.8 4.6 2030 12
27 Ghana 47 44 18 1 3 45 44 6.8 6.2 4.6 2030 1 3
28 Central African Rep. 34 42 24 16 47 46 4.5 5.8 5.3 2035
29 Togo 50 48 22 14 46 44 6.5 6.6 5.5 2035
30 Zambia 49 49 20 1 5 46 44 6.6 6.7 6.1 2040
3 1 Guinea 46 48 29 2 1 45 45 5.9 6.5 6.5 2045
32 Sri Lanka 33 20 8 6 47 54 4.9 2.4 2.1 1995 62
33 Mauritania 47 48 26 19 47 44 6.5 6.8 6.8 2050
34 Lesotho 42 40 18 12 47 45 5.8 5.6 4.5 2025
35 Indonesia 43 26 20 9 47 52 5.5 3.1 2.4 2005 45
36 Honduras 51 38 17 7 44 46 7.4 5.2 4.1 2025 41
37 Egypt, Arab Rep. 43 31 19 10 43 48 6.8 4.0 3.1 2015 38
38 Afghanistan 53 .. . . .. .. .. ...
39 Cambodia 44 38 20 15 47 54 6.2 4.5 3.5 2015
40 Liberia 46 44 20 14 47 44 6.4 6.3 5.2 2035 6
41 Myanmar 40 31 18 9 46 50 5.8 3.8 2.9 2010
42 Sudan 47 44 24 IS 46 45 6.7 6.3 5.4 2035
43 Viet Nam 39 31 18 7 45 48 6.0 3.8 2.9 2010 53
Middle-income conomies 37 w 29 w 12 w 8 w 45 w 49 w 5.4 w 3.7 w 3.2 w
Lower-middle-income 38 w 30 w 13 w 9 w 45 w 49 w 5.6 w 4.0 w 3.4 w
44 Bolivia 46 36 2 1 10 46 47 6.6 4.8 3.7 2020 30
45 Zimbabwe 55 37 1 7 8 42 47 8.0 4.9 3.4 2015 43
46 Senegal 47 45 23 17 45 44 6.4 6.5 6.3 2045 12
47 Philippines 42 29 12 7 44 50 6.8 3.7 2.7 2010 44
48 Clste dilvoire 52 45 22 12 44 43 7.4 6.7 5.8 2040
49 Dominican Rep. 47 27 13 6 43 52 7.2 3.2 2.4 2005 50
50 Papua New Guinea 43 36 20 1 1 47 48 6.2 5.1 4.0 2020
5 1 Guatemala 46 39 17 8 44 45 6.7 5.4 4.3 2025 23
52 Morocco 49 35 1 8 9 45 48 7.1 4.5 3.4 2020 36
53 Camerooni 40 41 20 12 47 43 5.2 5.8 5.3 2035
54 Ecuador 45 30 13 7 43 50 6.8 3.7 2.8 2010 53
55 Syrian Ar-ab Rep. 48 44 16 7 .. 43 7.7 6.5 5.4 2035
56 Congo 42 48 18 15 45 43 5.7 6.6 6.3 2045
57 El Salvador 46 33 13 8 44 46 6.7 4.2 3.2 2015 47
58 Par-aguay 41 35 8 6 41 48 6.6 4.6 4.0 2030 48
59 Peru 45 30 16 8 44 50 6.7 3.8 2.8 2010 46
60 Jordan' 53 43 21 6 45 45 8.0 6.3 5.6 2055
61 Colombia 43 24 II 6 43 53 6.5 2.7 2.2 2000 66
62 Thailand 41 22 10 7 44 54 5.3 2.5 2.1 1995 66
63 Tunisia 44 28 16 7 43 50 7.0 3.6 2.7 2010 50
64 Jamaica 38 24 9 6 42 51 .5.7 2.8 2.1 2000 55
65 Turkey 41 28 15 7 45 51 .3.7 3.5 2.7 2010 63
66 Romania 15 16 9 1I 50 47 1.9 2.2 2.1 1990 
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other- than those specified.
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Women of Assumed year Married women of
Crude birth rate Crude death rate childbearing ageofecig hidarnae
(per) .000 (per 1,000 as a percentage of net using contraception
population) population) all women Totalfertilioy rate reproduction (ptercent)b
1965 1990 1965 1990 1965 1990 196S /990 2000a rate of] 1988
67 Poland 17 15 7 10 47 48 2.5 2.1 2.1 1990
68 Panama 40 24 9 5 44 52 5.7 2.9 2.2 2000
69 Costa Rica 45 26 8 4 42 52 6.3 3.1 2.3 2005 68
70 Chile 34 22 1 1 6 45 53 4.8 2.5 2.1 2000
71 Botswana 53 35 19 6 45 44 6.9 4.7 3.1 2015 33
72 Algeria 50 36 18 8 44 46 7.4 5.1 3.7 2020 36
73 Bulgaria 15 13 8 12 51 47 2.1 1.9 1.9 2030
74 Mauritius 36 17 8 6 45 56 4.8 1.9 1.8 2030
75 Malaysia 40 30 12 5 44 50 6.3 3.8 3.0 2015
76 Argentina 23 20 9 9 50 47 3.1 2.8 2.3 2005
77 Iran, Islamic Rep. 46 45 1 8 9 42 46 7.1 6.2 5.6 2060
78 Albania 35 25 9 6 44 5 1 5.4 3.1 2.3 2005
79 Angola 49 47 29 19 47 45 6.4 6.5 6.6 2045
80 Lebanon 40 .. .. . . .
81 Mongolia 43 35 16 8 46 48 5.9 4.7 3.7 2020
82 Namibia 46 42 22 11 46 44 6.1 5.9 4.8 2030
83 Nicaragua 49 40 16 7 43 46 7.2 5.3 4.2 2025
84 Yemen, Rep. 49 53 27 18 47 43 7.0 7.7 7.5 2055
Upper-middle-income 35 w 26 w 11 w 7 w 46 w 51 w 5.1 w 3.4 w 2.7 w
85 Mexico 45 27 11 5 43 52 6.7 3.3 2.4 2005 53
86 South Africa 40 33 16 9 46 49 6.1 4.3 3.4 2020
87 Venezuela 42 29 8 5 44 51 6.1 3.6 2.7 2010
88 Uruguay 21 17 10 10 49 47 2.8 2.3 2.1 1995
89 Brazil 39 27 11 7 45 52 5.6 3.2 2.4 2005 65
90 Hungary 13 12 it 13 48 47 1.8 1.8 1.8 2030 73
91 Yugoslavia 21 15 9 9 50 49 2.7 2.0 2.0 2030
92 Czechoslovakia 16 14 10 11 46 48 2.4 2.0 2.0 2030
93 Gabon 31 42 22 IS 48 47 4.1 5.7 6.1 2045
94 Trinidad and Tobago 33 24 8 6 46 52 4.3 2.8 2.3 2005 53
95 Portugal 23 12 10 9 48 49 3.1 1.6 1.6 2030
96 Korea, Rep. 35 16 11 16 46 58 4.9 1.8 1.8 2030 77
97 Greece 18 11 8 9 51 47 2.3 1.5 1.6 2030
98 Saudi Arabia 48 43 20 7 45 42 7.3 7.0 5.9 2040
99 Iraq 49 42 18 8 45 44 7.2 6.2 5.1 2030
100 Libya 49 43 17 8 45 44 7.4 6.7 5.8 2050
101 Omsan 50 44 24 6 47 43 7.2 7.0 5.9 2040
High4ndome deonomies 19w 13 w 10 w 9 w 476w 50 w 2.8w 1.78w 3.8 w
OECDStmembersnfr 198w 136w 23w 96w 45 w 44w 2676w 1.7 w 17 w
ttersa&nirc31w 173w 6 w 5 w 45 w 545w 46.2w 2.2 w 2.02w
102 Iresan 22w 16w 120 9 472 49 4.30 2.2w 3.399w6
103tlrael 26w 22 6 9w 46w 49w 3.8w 2.8w 2.32w0
10LSalinAneic21rbea 9 2w 11 9 45 49w 2,8w 3.3w 2.603
105tSingaporw e ~ 31w 17w 6w l 45 460 4.7w 1.9, 1.1w03
106 eHong Kng 2td 7w 13w 62 6 45w 56 4.5w 3.5w Z.8w03 
High-Ncoew Zecoanome 19w 13w 10 w 47w 50w 2.8w 1.7w 1.0w3
OECDBelgium 19w 13w 10w 9w 47w 50w 2.7w 1.7w 1.7w03
10 Ui3thed igo 31w 17w 6w Sw 45 54w 4.6w 2.2w 1.90w3 
102 Irelan 22 16 12 9 42 49 4.0 2.23 . 1 99 0360
103 Austreli 26 22 6 6 46 49 3.8 2.9 2.3 203057
112 Spteaind 21 12 8 9 49 49 2.9 1.5 1.5 2030 7
105 Autrigapc 31 17 63 5 45 60 4.7 1.9 1.9 2030
1106 Fonceo 27 13 61 ____ 45 56 4.5 1.5 1.5 2030 81
107 'niew ra Zealand s23 16 14 4 45 52 3.6 2.0 2.0 2030
108 Belgium 217 13 12 11 44 48 2.6 1.6 1.6 2030
109 UnitedKingdom 18 13 12 11 45 48 2.9 1.8 1.9 2030 81
110 Itnaly 19 10 10 92 48 49 2.7 1.3 1.4 2030
119 Ausrmalia 20 1 5 92 7 4 47 53 2.0 1.9 1.9 2030 7
1120 Nethrland 20 12 8 9o 47 53 3.0 1.6 1.6 2030 76
1213 AStrian 18 12 13 12 43 49 2.7 1.5 1.6 2030
126 Caanad 219 14 8 7 47 53 3.1 1.7 1.7 2030 5
120 Fnorayd 18 13 10 10 45 49 2.9 1.8 1.8 2030 8
124 Switzerland 19 12 10 10 48 50 2.6 1.7 1.7 2030
125 (Kuwait 48 25 7 3 45 53 7.4 3.4 2.6 2010
a. For assumptions used in the projections, see the technical notes to Table 26. b. Figures include women whose husbands practice contraception; see the technical
notes. c. Data for Jordan cover the East Bank only.
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Table 28. Health and nutrition___________
Birtht natmraiyrt
Population per attended by Babies with low (nfan r ona0live raltelri upl
Physician Nursing perso health staff birth weight births) (per capita)
Pkvsician Nursingperson (percent) (percent)
1965 1984 1965 1984 1985 1985 1965 1990 1965 1989
Low-income conomies 9,640 w 5,80 w 5,980 w 2,150 w 124 w 69 w 1,975 w 2,406 w
China and India 2,930 w 1,650 w 4,420 w 1,650 w 114 w 56 w 1,966 w 2,464 w
Other low-income 26,500 w 14,160 w 9,760 w 3,540 w 145 w 92 w 1,994 w 2,298 w
I Mozambique 18,000 5.370 28 15 179 137 1,712 1,680
2 Tanzania 21.700 24,970 2.100 5,480 74 14 138 115 1,831 2.206
3 Ethiopia 70,190 78,780 5.970 5,390 58 .. 165 132 1,853 1.667
4 Somalia 43,810 19,950 4,700 1,900 2 . 165 126 1,718 1.906
5 Nepal 46.180 30,220 87,650 4.680 10 . 171 121 1.889 2.077
6 Chad 72.480 38,390 13,610 3,400 I 11 183 125 2,395 1,743
7 Bhutan .. 9,730 .3 . 171 122.
8 Lao PDR 24,320 1.360 4.880 530 39 148 103 2,135 2,630
9 Malawi 47,320 11,340 40,980 59 1 0 200 149 2,259 2.139
1 0Bangladesh 8,100 6.390 . 8,530 .3 1 144 105 1,970 2,021
11 IBurundi 55,910 21,020 7.320 4,380 12 14 142 107 2.131 1.932
1 2Zaire 34.740 13,540 . 1,880 141 94 2,187 1.991
1 3Uganda 11.080 . 3,120 .. 10 119 117 2,361 2,153
14 Madagascar 10.620 9.780 3,650 62 1 0 201 116 2.447 2.158
15 Sierra Leone 16.840 13,620 4,470 1.090 25 14 208 147 2.014 1,799
16 Mali 51.510 25,390 3,360 1,350 27 1 7 207 166 1.938 2,314
17 Nigeria 29,530 6.410 6.160 900 .25 162 98 2,185 2,312
1 8Niger 65,540 39,670 6.210 460 47 20 180 128 1,996 2,308
19 Rwanda 72,480 35,090 7,450 3,690 .. 1 7 141 120 1.856 1.971
20 Burkina Faso 73,960 57,183 4.150 1,680 .. 1 8 190 134 1,882 2,288
2 1India 4,880 2,520 6.500 1,700 33 30 150 92 2,021 2.229
22 Benin 32,390 15,940 2,540 1.750 34 10 166 113 2,019 2.305
23 China 1.600 1,010 3,000 1,610 .6 90 29 1,929 2,639
24 Haiti 14.350 7,140 13,210 2,280 20 17 158 95 2.045 2,013
25 Kenya 13.280 10,050 1.930 .13 112 67 2,208 2,163
26 Pakistan . 2.900 9.910 4,890 24 25 149 103 1.773 2,219
27 Ghana 13,740 20.390 3,730 1,660 73 1 7 120 85 1,937 2.248
28 Central African Rep. 34,020 . 3.000 .. 15 157 101 2,055 2,036
29 Togo 23,240 8,700 4.990 1,240 .20 153 88 2,454 2.214
30 Zamnbia 11.380 7.150 5.820 740 .. 14 121 82 2,072 2.077
3 1Guinea 47.050 . . 4,110 . 18 191 138 2,187 2.132
32 SriLanka 5.820 5,520 3,220 1,290 87 28 63 1 9 2,171 2.277
33 Mauritania 36.530 11,900 . 1,180 23 10 178 121 1.903 2,685
34 Lesotho 20.060 18,610 4.700 .. 28 10 142 93 2,049 2,299
35 Indonesia 31,700 9,410 9.490 .. 43 14 128 6 1 1.791 2,750
36 Honduras 5,370 1,510 1.530 670 50 20 128 64 1,967 2,247
37 Egypt, Arab Rep. 2.300 770 2.030 .24 7 145 66 2,399 3.336
38 Afghanistan 15,770 .. 24.430 206 . 2,304
39 Cambodia 22,410 . 3.670 ... 134 117 2,292 2.166
40 Liberia 12.560 9,340 2.330 _1,370_ 89 . 176 136 2.158 2.382
41 Mvanmar 11.860 3.740 11,370 900 97 16 122 64 1,897 2,440
42 Suidan 23.500 10,190 3,360 1,260 20 15 160 102 1.938 1.974
43 Viet Nam . 950 14,250 590 . 18 134 42 2,041 2,233
Middle-income economies 3,910 w 2,250 w 2,140 w 970 w 94 w 48 w 2,489 w 2,860 w
Lower-middle-income 5,310 w 3,000 w 2,380 w 1,050 w 103 w 51 w 2,415 w 2,768 w
44 Bolivia 3,300 1.530 3.990 2.470 36 15 160 92 1,868 1,916
45 Zimbabwe 8,010 6.700 990 1,000 69 15 103 49 2,075 2.299
46 Senegal 19,490 .. 2.440 2,030 .10 160 81 2,372 2.369
47 Philippines . 6.570 1.140 2,680 .18 72 41 1,875 2.375
48 C6te d'lvoire 20,640 . 2.000 . 20 14 149 95 2.352 2.577
49 Dominican Rep. 1.700 1,770 1,640 1,210 57 16 110 56 1,834 2,359
50 Papua New Guinea 12.640 6,070 620 880 34 25 140 57 1,996 2,403
51 Guatemala 3.690 2,180 8,250 850 19 10 112 62 2.026 2,235
52 Morocco 12,120 4.730 2,290 1,050 . 9 145 67 2.112 3.020
53 Cameroon 26,720 .. 5.830 . 13 143 88 2.011 2,217
54 Ecuador 3,000 810 2.320 610 27 10 112 55 2.191 2,531
55 Syrian Arab Rep. 5.400 1.250 .. 890 37 9 114 43 2.177 3.003
56 Congo 14,210 .. 950 . 12 129 116 2,260 2,590
57 El Salvador . 2,830 1.300 930 35 15 120 53 1,853 2.317
58 Paraguay 1.850 1.460 1,550 1,000 22 6 73 32 2.586 2.757
59 Peru 1.650 1,040 900 . 55 9 130 69 2,323 2,186
60 Jordan 2.710 860 1,040 980 75 7 .. 513 2.277 2,634
61 Colombia 2.500 1,230 890 650 51 IS 86 37 2.179 2.598
62 Thailand 7.160 6,290 4.970 710 33 12 88 27 2.138 2,316
63 Tunisia 8,000 2,150 .. 370 60 7 145 44 2.217 3,121
64 Jamaica 1.990 2,040 340 490 89 8 49 16 2.232 2,609
65 Turkey 2.900 1.390 .. 1,030 78 7 169 60 2,698 3,236
66 Romania 760 570 400 . 99 6 44 27 2.988 3.155
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for yeara other than those specified.
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BirthsInatmraivae
Population per attended by Babies with low (pnfant 0 motaite rate clri upl
Physician Nursing person ~~~health staff birth wveight birtho) (per capita)
Physician ___Nursing__person (percent) (percent)
1965 1984 1965 1984 1985 1985 1965 1990 1965 1989
67 Poland 800 490 410 190 8 42 1 6 3,292 3,505
68 Panama 2,130 1,000 1,600 390 83 8 56 2 1 2,241 2,539
69 Costa Rica 2,010 960 630 450 93 9 72 1 6 2,367 2,808
70 Chile 2,120 1,230 600 370 97 7 98 1 7 2,581 2,581
7 1 Botswana 27,450 6,900 17,710 700 52 8 112 38 2,045 2,375
72 Algeria 8,590 2,340 11,770 300 9 154 67 1,701 2,866
73 Bulgaria 600 280 410 160 100 3 1 14 3,443 3,707
74 Mauritiuu 3,930 1,900 2,030 .90 9 65 20 2,269 2,887
75 Malaysia 6,200 1,930 1,320 1010 82 9 55 1 6 2,353 2,774
76 Argentina 600 370 610 980 .6 58 29 3,163 3,113
77 It-an, Islamic Rep. 3,890 2,840 4,270 1110 9 152 88 2,060 3,181
78 Albania 2,080 . 540 . .7 87 28 2,374 2,761
79 Angola 13,150 17,750 3,820 1010 15 17 192 130 1,907 1,807
80 Lebanon 1,010 . 2,030 . 56 . 2,485
81 Mongolia 730 .. 320 .. 99 10 113 62 2,364 2,479
82 Namnibia ... ... 145 t00 1,900 1,946
83 Nicaragua 2,560 1,500 1,390 530 15 121 55 2,305 2,265
84 Yemen, Rep. 31,580 . .. 1940 . 194 124.
Upper-middle-income 2,240 w 940 w 1,870 w 870 w 84 w 45 w 2,584 w 2,987 w
85 Mexico 2,080 . 980 880 . 15 82 39 2,570 3,052
86 South Africa 2,050 .. 490 .. 12 124 66 2,759 3,122
87 Venezuela 1,210 700 560 .82 9 65 34 2,266 2,582
88 Unuguay 880 510 590 .8 47 21 2,812 2,653
89 Brazil 2,500 1,080 3,100 1210 73 8 104 57 2,417 2,751
90 Hungary 630 310 240 170 99 10 39 15 3,134 3,644
91 Yugoslavia 1,200 550 850 250 .. 7 72 20 3,243 3,634
92 Czechoslovakia 540 280 200 140 100 6 26 12 3,397 3,632
93 Gabon . 2,790 760 270 92 16 153 97 1,950 2,383
94 Trinidad and Tobago 3,810 940 560 250 90 . 47 25 2,496 2,853
95 Portugal 1,240 140 1,160 8 65 12 2,647 3,495
96 Korea, Rep. 2,680 1,160 2,970 580 65 9 62 17 2,178 2,852
97 Greece 710 350 600 450 .. 6 34 it 3,019 3,825
98 Saudi Arabia 9,400 730 6,060 340 78 6 148 65 1,850 2,874
99 Iraq 5,000 1,740 2,910 1660 50 9 119 65 2,150 2,887
100 Libya 3,860 690 850 .76 5 138 74 1,875 3,324
101 Oman 23,790 1,700 6,420 390 60 14 191 33.
High-incomeeconomries 8930 w.. 4670 w 4,40 w '180 w 247w 8 1w 3,091w 3,4092w
SOECD~i mebr ,20 w, 3460w '4430'w 1,50 w 2 4 w "9w 3,092w 3 ,417w
tOther 1~~~,660 w ,40 w 7460w 21,00w 3 , 9 15 w5 13w 2,t546w 3,0721w
102 Irelandne 950 68 170w140w4 25w 73 3,605. 3,37w8
103 t1rai1ieme' ' 400 31,50 30 '2220 994w.' 7. 92w SO 2,799 3,174w
High-pincmecois 890 3240 1,440 2610 96243w 8 2 ,709 3,4072
105 tSingapore 1,900 1,410 600 . . 10 7 26 7 2,285 3,198
106 'tHong Kong 2,520 1,070 1,250 240 . 4 27 7 2,486 2,853
107 New Zealand 820 580 570 80 99 5 20 10 3,238 3,362
108 Belgium 700 330 590 . 100 5 24 8
109 United Kingdom 870 . 200 . 98 7 20 8 3,304 3,149
110 Italy 1,850 230 790 . .7 36 9 3,097 3,504
III Australia 720 440 ISO 110 99 6 19 8 3,053 3,216
112 Netheriands 860 450 270 .. .. 4 14 7 3,024 3,151
113 Austria 720 390 350 180 .. 6 28 8 3,244 3,495
114 France 830 320 380. . 5 22 7 3,355 3,465
115 tUnited Arab Emirates . 1,020 .. 390 96 . 103 23 2,639 3,309
116 Canada 770 510 190 .. 99 6 24 7 3,127 3,482
117 United States 670 470 310 70 too 7 25 9 3,234 3,671
118 Denmark 740 400 190 60 .6 19 8 3,420 3,628
119 Germany 640" 38CP 500 23(1" . 5b 24 7 3 ,08 8b 3 ,44 3 b
120 Norway 790 450 340 60 100 4 17 8 3,036 3,326
121 Sweden 910 390 310 100 4 1 3 6 2,930 2,960
122 Japan 970 660 410 180 100 5 18 5 2,668 2,956
123 Finiland 1,300 440 180 60 4 1 7 6 3,126 3,253
124 Switzerland 710 700 270 5 18 7 3,471 3,562
125 fKuweait 790 640 270 200 99 7 64 14 2,766 3,195
a. Data for Jordan cover the East Bank ontly. b. Data refer to the Federal Republic of Germiany before unification.
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Table 29. Education
Percentage of age group enrolled in educotionPrmvne
Pri ma cc Secondary erl~n Primar ypunet
Total Female Total F-emale Tertiaryv (total) (percent) teacher atio
1965 1989 1965 1989 1965 1989 1965 1989 1965 1989 1975 1989 1965 1989
Low-income economies 73 w 105 w 96w 20 w 38 w 31 w 2 w 37 w 38 w
China and India 83 w 119 w 108 w 25 w 44 w 35 w 2 w 35 w 39 w
Other low-incomne 50 w 77 w 39 w 70 w lO w 28 w 5sv 23 w 1w 4w68 w 43 w 38 w
I Mozamb'ique 37 68 26 59 3 5 2 4 0 0 45 78
2 Tanzania 32 63 25 63 2 4 1 4 0 0 .. 48 52 33
3 Ethiopia I11 38 6 30 2 15 1 12 0 1 .. 28 41 43
4 Somialia 10 . . 4 . 2 1 0 .. 16 . . 26 
5 Nepal 20 86 4 57 5 30 2 17 1 6 64 29 37
6 Chad 34 57 13 35 1 7 0 3 . .. 38 83 67
7 Bhutan 7 26 1 20 0 5 2 .. . . . . 37
8 Lao PDR 40 111 30 98 2 27 I 22 0 2 .. 70 37 28
9 Malawi 44 67 32 60 2 4 1 3 0 1 .. 50 40 
lO Bangladesh 49 70 3 1 64 13 17 3 1 1 1 4 .. 63 45 60
1 1 Burundi 26 71 15 60 1 4 1 3 0 1 51 40 66
12 Zaire 70 78 45 67 5 24 2 16 0 2 60 37 
13 Uganda 67 77 50 . . 4 13 2 0 1 .. 35 35
14 Madagascar 65 92 59 90 8 19 5 18 1 4 64 7 1 40
IS Sienra Leone 29 53 2 1 40 5 18 3 .. 0 1 .. 32 32
16 Mali 24 23 16 1 7 4 6 2 4 0 .. 19 46 39
17 Nigetia 32 70 24 63 5 19 3 16 0 3 . . 33 37
18 Niger I11 28 7 20 I 6 0 4 .. I . 1 7 42 4 1
19 Rwanda 53 69 43 68 2 7 1 6 0 1 65 67 57
20 Burkina Faso 12 35 8 27 1 7 1 5 0 1 .. 28 47 55
21 India 74 98 57 82 27 43 13 3 1 5 . . . . 42 61
22 Benin 34 65 21 44 3 2 0 2 .. 52 41 35
23 China 89 135 . . 128 24 44 .. 38 0 2 .. 10 30 22
24 Haiti 50 84 44 81 5 19 3 19 0 .. 44 46 35
25 Kenya 54 94 40 92 4 23 2 19 0 2 88 .. 34 33
26 Pakistan 40 38 20 27 12 20 5 12 2 5 .. 42 4 1
27 Ghana 69 75 57 67 13 39 7 30 1 2 32 27
28 CentmalAfrican Rep. 56 64 28 48 2 11 1 6 1 46 54 70
29 Togo 55 103 32 80 5 22 2 10 0 3 72 50 55
30 Zambia 53 95 46 91 7 20 3 14 .. 2 80 5 1 44
3 1 Guinea 31 34 19 2 1 5 9 2 5 0 1 .. 26 43 38
32 Sri Lanka 93 107 86 106 35 74 35 76 2 4 100 . . 14
33 Mauritaniia 13 51 6 42 1 16 0 10 3 20 49
34 Lesotho 94 110 114 119 4 26 4 31 0 4 72 57 56
35 Indonesia 72 118 65 115 12 47 7 43 I 72 99 4 1 23
36 Honduras 80 108 79 109 10 9 I. 10 .. 29
37 Egypt, Arab Rep, 75 97 60 89 26 81 15 71 7 20 39 24
38 Afghanistan 16 24 5 16 2 8 1 5 0 1 .. 53
39 Cambodia 77 .. 56 9 .. 4 I . . 48
40 Liberia 41 .. 23 5 .. 3 .. 1 3 32
41 Myanmar 71 103 65 100 15 24 1 1 23 1 5 53 43
42 Stdan 29 2 1 4 .. 2 . 1 3 . 48
43 Viet Namn
Middle-income economies 93 w 102 w 87 w 101 w 26 w 55 w 23 w 57 w 7 w 17 w 89 w 35 w 27 w
Lower-middle-income 88 w 101 w 80 w 99w 26 w 54 w 23 w 56 w 7 w 17 w 86 w 35 w 28 w
44 Bolivia 73 81 60 77 18 34 15 31 5 23 73 83 28 25
45 Zimbabwe 110 125 92 126 6 52 5 42 0 6 . . . . . 38
46 Senegal 40 58 29 49 7 16 3 11 1 3 .. 48 43 58
47 Philippines 113 Ill III 110 41 73 40 75 19 28 95 99 31 33
48 C6te d'lvoire 60 . . 41 . . 6 20 2 12 0 47 .. .. 
49 Dominican Rep. 87 95 87 96 1 2 I. 1 2 . . 2 . . . 53 47
50 Papua New Guinea 44 73 35 67 4 1 3 2 10to 73 1 9 32
51I Guatemala 50 79 45 . . 8 21 7 . . 2 .. 53 . . 33 35
52 Morocco 57 68 35 55 1 1 36 5 30 1 II1 47 55 39 26
53 Cameroon 94 101 75 93 5 26 2 2 1 0 3 69 75 47 5 1
54 Ecuador 91 118 88 117 17 56 16 57 3 25 78 37 31
55 Syrian Arab Rep. 78 108 52 102 28 54 13 45 8 20 87 97 36 26
56 Congo 114 .. 94 .. 10 .. 5 . 6 . . 60 64
57 El Salvador 82 78 79 78 17 26 17 26 2 17 .. 70 33 40
58 Paraguay 102 106 96 104 13 29 13 30 4 8 83 93 30 25
59 Peru 99 123 90 .. 25 67 21 .. 8 32 .. 95 36 29
60 Jordan 95 .. 83 .. 38 .. 23 .. 2 .. . . 38 28
61 Colombia 84 107 86 108 17 52 16 53 3 14 .. 69 36 30
62 Thailand 78 86 74 .. 14 28 11 .. 2 16 . .. 35 18
63 Tunisia 91 115 65 107 16 44 9 39 2 8 .. 95 56 30
64 Jamaica 109 105 106 105 51 61 50 64 3 5 90 99 57 34
65 Turkey 101 112 83 108 16 51 9 39 4 13 .. 4 46 30
66 Romania 101 95 100 95 39 88 32 92 10 9 .. . 23 21
Note: For data comparability and coverage, ace the technical notes. Figures in italics arefor years other than those specified.
274
Percentage ofage group enrolled in education Primary net
Primary Secondarlv enrollment Primary pupit-
Total Female Total Female Tertiaty (total) (percent) teacher ratio
T965 198F 7965 1989 7965 1989 T965 1989 1965 1989 1975 1989 1965 1989
67 Poland 104 99 102 99 69 8 1 69 83 1 8 20 96 97 28 1 6
68 Panama 102 107 99 105 34 59 36 63 7 22 87 90 30 20
69 Costa Rica 106 100 105 99 24 4 1 25 42 6 27 92 86 27 32
70 Chile 124 100 122 99 34 75 36 78 6 19 94 89 52 29
71 Botswana 65 III 71 114 3 37 3 39 . 3 58 93 40 32
72 Algeria 68 94 53 86 7 61 5 53 1 11 77 88 43 28
73 Bulgaria 103 97 102 96 54 75 55 76 17 26 96 86 23 16
74 Mauritius 101 103 97 104 26 53 1 8 53 3 2 82 94 34 24
75 Malaysia 90 96 84 96 28 59 22 59 2 7 . . . . 29 21
-76 Argentina 101 I]] 102 114 28 74 3 1 78 14 41 96 . . 20 19
77 Imn, Islamic Rep. 63 109 40 101 18 53 1 1 44 2 7 94 32 24
78 Albania 92 99 87 98 33 80 26 73 8 9 27 19
79 Angola 39 94 26 5 1 1 4 0 45 33
80 Lebanon 106 93 26 20 14 24
-81 Mongolia 98 98 97 loo 66 66 8 32
82 Namibia
83 Nicaragua 69 99 69 104 14 43 13 58 2 8 65 76 34 32
-84 Yemen, Rep. 13 3 3 I 56 45
Upper-middle-income 99 w 104 w % w 103 w 26 w 56 w 23 w 57 w 5 w 17 w 79 w 91 w 36 w 25 w
85 Mexico 92 114 90 112 17 53 13 53 4 15 100 47 31
86 South Africa 90 88 15 14 4
87 Venezuela 94 105 94 105 27 56 28 62 7 28 81 87 34
88 Uruguay 106 106 106 106 44 77 46 8 50 - 88 31 23
-89 Brazil 108 105 108 16 39 16 45 2 11 71 84 28 23
90 Hungary 101 94 100 94 - 76 77 13 15 92 23 13
91 Yugoslavia 106 95 103 95 65 80 59 79 13 19 31 23
92 Czechoslovakia 99 92 97 93 29 87 35 90 14 18 23 20
93 Gabon 134 122 11 5 4 39 46
94 Trinidad and Tobago 93 97 90 98 36 83 34 94 2 6 87 91 34 28
95 Portugal 84 ]]I 83 108 42 53 34 54 5 18 91 92 32 17
96 Korea, Rep. 101 108 99 109 35 86 25 84 6 38 99 too 62 36
97 Greece 110 102 109 102 49 97 41 94 10 28 97 98 35 22
98 Saudi Arabia 24 76 11 70 4 46 1 39 1 12 42 22 16
99 Iraq 74 96 45 87 28 47 14 37 4 14 79 84 22 23
100 Libya 78 44 14 4 I 31
101 Oman 102 97 48 40 4 32 83 28
Higb-income economies 104 w 105 w 106 w 104 w 61 w 95 w 59 w 96 w 21 w 42 w 88 w 97 w 28 w 18 w
OECD members 104 w 105 w 106 w 105 w 63 w 95 w 61 w 96 w 21 w 43 w 88 w 97 w 28 w 18 w
tOther " w 103 w 98 w 102 w 39 w 77 w 33 w 79 w 11 w 24 w 93 w 96 w 27 w 22 w
102 Ireland 108 101 108 101 51 97 50 102 12 26 91 89 33 28
103 tlsrael 95 93 95 95 48 83 51 86 20 33 20 19
104 Spain J15 I]] 114 110 38 105 29 III 6 32 loo loo 34 25
105 tSingapore 105 110 100 109 45 69 41 71 10 100 loo 29 26
106 tHong Kong 103 105 99 104 29 73 25 75 5 92 29 27
107 New Zealand 106 106 104 105 75 88 74 89 15 41 100 100 22 19
108 Belgium 109 101 108 101 75 99 72 loo 15 34 97 21 10
109 UniW Kingdom 92 107 92 107 66 82 66 84 12 24 97 99 25 20
110 Italy 112 96 tio 96 47 78 41 78 It 29 97 22 12
lit Australia 99 106 99 105 62 82 61 83 16 32 98 97 28 17
112 NetheTiands 104 116 104 II7 61 103 57 101 17 32 92 100 31 I7
113 Austria 106 104 105 103 52 82 52 83 9 31 89 93 20 11
114 France 134 113 133 III 56 97 59 100 18 37 98 100 30 16
115 tUnited Arab Emirates lit 110 - 64 69 0 9 100 18
116 Canada 105 105 104 105 56 105 55 105 26 66 96 26 16
117 United States 100 40 63 72 29
118 Denmark 98 98 99 98 83 109 67 110 14 32 11 12
119 Germany 103 104 97 96 32 88 18
120 Norway 97 98 98 98 64 98 62 101 11 36 100 98 21 16
121 Sweden 95 104 96 104 62 91 60 93 13 31 100 too 20
122 Japan 100 102 100 102 82 96 81 97 13 31 99 100 29 21
123 Finland 92 99 89 99 76 112 80 121 11 43 23 18
124 Switzerland 87 87 37 35 8 26
125 tKuwait 116 loo 103 91 52 90 43 87 18 68 85 21 18
H  4E -- - ---- -- ----
""W -IR En w
OR* W W
275
Table 30. Income distribution and ICP estimiates of GDP
ICP estintates of GDP per capitaa
Currernatia Percen.age share of household inrome, bv percentile group of householdsb
United States -100 dollars L4'weot Second Third Fourth Highest Highest
1985 1990 C 1990 C Year 20 perrent quintile quintile quintile 20 percent lOperrent
Low-income conomies
China and India
Other Low-income
1 Mozambique 3d 2 .9d . .d
2 Tanzania 2.6 2.5 540...
3 Ethiopia 1.6 1.5 310
4 Somalia 3 .d 50
5 Nepal 4.5d 4.4d .0
6 Chad 2.4 .2 . .d.440.
7 Bhutan 2 . d .d 52 0d ' 
8 Lao PDR..... ...
9 Malawi 3.6 3.1 670.. .. .. . .
1 0 Bangladesh 5.0 4.9 1.050 1985-86e 11.0 13.7 17.2 21.9 37.2 23.2
1 1 Bunundi 3 . 0d 2.8 . . .
1 2 Zaire 5.5d. 4 4d. 950 
1 3 Uganda 3.d 3 7d 8 0 0 d.. .. . ...
14 Madagascar 3.9 3.5 740.. .
1 5 Sierra Leone 3.0 2.7 580.. . .
16 Mali 2.4 2.6 560.. .. . .. .
17 Nigeria 7.2 6.6 1,420. .. .. ...
1 8 Niger 3.d gd 590.. . .
19 Rwanda 3.8 2.9 610. .. .. .. .
20 Burkina Faso 2 .d 2 6 . . .
2 1 India 4.5 5.4 1.150 1983e 8: 1 12.3 16.3 22.0 41.4 26.7
22 Benin 6.5 5.3 1.30 . .. .. ...
23 China 7.d 9.I .950d .. .. 
24 Haiti 58 45d 96 od . .. ...
25 Kenya 5.3 5.2 1,120 . .. .. ...
26 Pakistan 8. 1 8.3 1,7 l9h8 ~ 78 11.2 150 2. 4.6 33
27 Ghana 8 1d8.1d 72 0d 1988-89" -1.1 11.5 15.9 21.8 43.7 28.5
28 Centr-al African Rep. 5. Id. 4 .2 .good
29 Togo 5d 4 .6d 990.. . .
30 Zambia 4.7 3.8 810 . .. .. ..
3 1 Guinea . ...
32 Sri Lanka 11.2 11.1 2,370 1985 -869 4.8 8.5 12.1 18.4 56.1 43.0
33 Mauritania 6d 5 .8d 240. . .. 
34 Lesotho 7 . 2d S.d . . . . .
3 5 Indonesia 99gh 11.0 2,350 1987e 8.8 12.4 16.0 _21.5 41.3 26.5
36 Honduras 8g4h 7.5 1,610 . .. .. ...
37 Egypt, Arab Rep. 15.8 14.5 3,100 . .. .. ...
38 Afghanistan ... 
39 Cambodia 8 1
40 Liberia .i
41 Mvantnar
42 Sudan 6.6d 5.5d . . .
43 Viet Nam . ...
Middle-income conomies
Lower-middle-income
44 Bolivia 10.4h 8.9 1.910 . .. .. ...
45 Zimbabwe 9.9 9.2 1.970 . .. .. ...
46 Senegal 7.0 6.4 1.360
47 Philippines 10.9 10.9 2.320 1985' 5 5 9.7 14.8 22.0 48.0 32.1
48 C6tedIlvoire 10.2 7.2 1,540 1986-87e 50 8.0 13.1 21.3 52.7 36.3
49 Dominican Rep. 15.0" 13.4 2,860 . .. .. ...
50 Papua New Guinea 8.2h 7.0 1,500 . .. .. ...
5 1 Guatemala 15. I' 13.7 2,920 1979-81 5.5 8.6 12.2 18.7 55.0 40.8
52 Morocco 13.1 12.5 2,670 1984 -85 ' 9.8 13.0 16.4 21.4 39.4 25.4
53 Cameroon 14.0 9.5 2,020 . .. .. ...
54 Ecuador 19.8h 17.4 3,720 .. .. ...
55 Syrian Arab Rep. 21.6h 19.2 4,110 .. .. ...
56 Congo 16.4 12.6 2.690 .. .. ...
57 El Salvador 9.7" 8.8 1.890 .. .. ...
58 Paraguay l5.6' 14.6 3,120 .. .. ...
59 Peru 17.3' 12.7 2,720 1985-g6e 4.4 8.5 13.7 21.5 51.9 35.8
60 Jordan 2 6 .7d 20 .4 d 4,530d 
61 Colombia 22.5k 23.2 4,950 19 88g 4.0 8.7 13.5 20.8 53.0 37.1
62 Thailand 15.9 21.6 4,610 . .. .. ...
63 Tunisia 19.8 18.6 3,979 . .
64 Jamaica 13.3h 14.2 3,030 1988e 5.4 9.9 14.4 21.2 49.2 33.4
65 Turkey 21.8 23.5 5.020 . .. .. ...
66 Romania 40.0 31.7 6,780 . .. .. ....
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years othe r than those specified.
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ICP estimates of GDP per capitaa
international Percentage share of household income, byv percentile group of householdsb
-United States 10 dollars Lowest Second Third Fourth Highest Highest
1985 l90 19'0 Year 20 percent quintile quintile quintile 20 percent 10 percent
67 Poland 24.5 21.2 4,530 1987 9 9.7 14.2 18.0 22.9 35.2 21.0
68 Panama 25.9' 19.3 4,120.. .. .. .
69 Costa Rica 2 2 6h 22.8 4,870 1986 9 3.3 8.3 13.2 20.7 54.5 38.8
70 Chile 25.9' 29.0 6,190.. ..
7 1 Botswana 16.1 20.1 4,300 1985-86 2.5 6.5 11.8 20.2 59.0 42.8
72 Algeria 27. gd 21.9' 4 680 d 
73 Bulgafia 4 1 .3 d 37 .0d 7 9 0god . .. .. ...
74 Maufitius 24.8 30.4 6,500 . .. .. ...
75 Malaysia 2 5.0 ' 27.6 5,900 19879 4.6 9.3 13.9 21.2 51.2 34.8
76 Argentina 2 4 .8h 21.9 4,680 . .. .. ...
77 Iran, Islamic Rep. 28.0 20.4 4,360 . .. .. ...
78 Albania 
. ...
79 Angola 
. ...
80 Lebanon 
. ...
81 Mongolia 
.. ...
82 Namibia 
. ...
83 Nicaragual26 
.. ...
84 Yemen, Rep. ... ....
Upper-middle-income
85 Mexico 3l.9h 28.0 5,980 . .. .. ...
86 South Africa 2 9 8gd 25 .7d 5 :5 00d '
87 Venezuela 35.4' 31.6 6,740 1987 9 4. 9.2 14.0 21.5 50.6 34.288 Uruguay 27.0k' 28.1 6,000 . .. .. ...
89 Brazil 2 4 .9h 22.4 4,780 1983 2.4 5.7 10.7 18.6 62.6 46.2
90 Hungary 31.2 29.0 6,190 1987-899 10.9 14.8 17.8 22.0 34.5 20.7
91 Yugoslavia 29.2 23.8 5,090 19879 6.1 11.0 16.5 23.7 42.8 26.6
92 Czechoslovakia
93 Gabon 2 3 8dO 2 1 '5d 4.s6 590.. . .94 Trinidad nd Tobago 52.7d~ 398Sd 8:510d . .. .. ...
95 Portugal 33.8 37.2 7,950 . .. .. ...
96 Korea, Rep. 24.1 33.7 7,190 . .. ...
97 Greece 35.5 34.4 7,340 . .. ...
98 Saudi Arabia 51.91 
99 Iraq 
...
100 Libya 53 .1d .... .
101 Oman442
LHw-h-ndcmmddleoincome
SObE ahra Aembric
tOthereonms
102 Ireland 40.9 42.7 9,130 . .. .. ...
103 tlsrael 56.7' 55.9 11,940 1979 6.0 12.1 17.8 24.5 39.6 23.5
104 Spain 46.0 d 50.7 10,840 1980-81 6.9 12.5 17.3 23.2 40.0 24.5
105 tSingapore 56 .2d 6 9 .8d l4,920'~ 1982-83 5.1 9.9 14.6 21.4 48.9 33.5
106 'Hong Kong 61.8 76.0 16,230 1980 5.4 10.8 15.2 21.6 47.0 31.3
107 New Zealand 71.1 63.2 13,490 1981-82 5.1 10.8 16.2 23.2 44.7 28.7
108 Belgium 64.7 60.6 12,950 1978-79 7.9 13.7 18.6 23.8 36.0 21.5
109 United Kingdom 66.1 70.0 14,960 1979 5.8 11.5 18.2 25.0 39.5 23.3
110 Italy 65.6 68.1 14,550 1986 6.8 12.0 16.7 23.5 41.0 25.3
Ill Australia 76.9 75.1 16,050 1985 4.4 11.1 17.5 24.8 42.2 25.8
112 Netherlands 682 68.3 14,600 1983 6.9 13.2 17.9 23.7 38.3 23.0
113 Austria 66.1 69.1 14,750 . .. .. ...
114 France 69.3 71.2 15,200 1979 6.3 12.1 17.2 23.5 40.8 25.5
115 tUnited Arab Emirates 99 .2 d 77.7d I6:5 90 d . .. .. ...
116 Canada 92.5 92.0 19,650 1987 5.7 11.8 17.7 24.6 40.2 24.1
117 United States 100.0 100.0 21,360 1985 4.7 11.0 17.4 25.0 41.9 25.0
118 Denmark 74.2 72.0 15,380 1981 5.4 12.0 18.4 25.6 38.6 22.3
119 Germianyi 73.8 76.3 16,290 1984 6.8 12.7 17.8 24.1 38.7 23.4
120 Norway 84.4 80.6 17,220 1979 6.2 12.8 18.9 25.3 36.7 21.2
121 Sweden 76.9 74.9 16,000 1981 8.0 13.2 17.4 24.5 36.9 20.8
122 Japan 71.6 79.4 16,950 1979 8.7 13.2 17.5 23.1 37.5 22.4
123 Finland 69.5 73.1 15,620 1981 6.3 12.1 18.4 25.5 37.6 21.7
124 Switzerland 100 .7d 10 1.6d 2 1 ,6 90d 1982 5.2 11.7 16.4 22.1 44.6 29.8
125 tKuwait 9 1 .3 d .. .. ...
World
a. ICP refers to the United Nations' Intemnational Comparison Program, (see the technical notes). b. These estimates should be treated with caution; see the technical
notes for details of different distribution measures. c. Extrapolated from 1985 figure (see the technical notes). d. Regression results (see the technical
notes). e. Data refer to per capita expenditure. f. Data refer to household expenditure. g. Data refer to per capita income. h. Extrapolated from earlier ICP
exercises. t. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification.
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Table 31. Urbaniization
Urban population Population in capital cit. as Population n cities of Imillion or more in
As a percentage of Arerage annual growth e percentage of 1990, as a percentage of
total populasiort rate (percent) Urban Total Urban Total
1965 1990 1965-80 1980-90 1990 1990 1965 1990 1965 1990
Low-incone conomies 18 w 38 w 3.5 w .. 11 w 3 w 41 w 31 w 7 w 9 w
China and India 18 w 44 w 2.9 w .. 3 w 1 w 42 w 29 w S w 9 w
Other low-income 16 w 27 w 4.7 w 5.8w 26 w 7 w 38 w 35 w 6 w lO w
I Mozambique 5 27 10.2 10.4 34 10 68 38 3 10
2 Tanzania 5 33 11.3 10.5 21 7 38 18 2 6
3 Ethiopia 8 13 4.9 5.3 29) 4 27 30 2 4
4 Somalia 20 36 5.4 5.6 25i 9
5 Nepal 4 10 6.4 7.3 21) 2.
6 Chad 9 30 8.0 6.5 43 13
7 Bhutan 3 5 3.9 5.3 22 1.. . .
8 Lao PDR 8 19 5.3 6.1t 53; t0o. 
9 Malawi 5 12 7.4 6.2 3 4 . ...
10 Bangladesh 6 16 6.8 6.2 318 6 50 47 3 8
I I Burundi 2 6 6.9 5.5 82 5.
12 Zaire 26 40 4.9 4.8 24 9 1 7 25 5 10
1 3 Uganda 7 1 0 4.8 4.4 4 1 4 . ...
14 Madagascar 12 25 5.2 6.4 2-1 6 . ..
1 5 Sierra Leone 15 32 5.2 5.3 52 17 . ..
16 Mali 13 19 4.4 3.7 41 8 . ...
17 Nigeria 17 35 5.7 6.0 19 7 23 24 4 8
18 Niger 7 20 7.2 7.6 39 8
19 Rwanda 3 8 7.5 8.0 54 4
20 Burkina Faso 5 9 4.1 5.3 5 1 5 . ...
21 India 19 27 3.7 3.7 4 1 32 32 6 9
22 Benin 13 38 8.9 5.1 12 4 . ...
23 China 1 8 56 2.3 .. 2 1 49 27 9 9
24 Haiti 1 8 28 3.7 3.7 56 16 47 56 8 1 6
25 Kenya 9 24 8.1 7.9 26 6 41 27 4 6
26 Pakistan 24 32 4.3 4.6 I 0 44 42 1 0 1 3
27 Ghana 26 33 3.2 4.2 22 7 27 22 7 7
28 Central African Rep. 27 47 4.3 4.8 5 1 24 . ...
29 Togo 1 1 26 6.6 6.9 55 14 . ...
30 Zambia 23 50 6.6 6.2 24 1 2 . ...
3 1 Guinea 1 2 26 4.9 5.7 89 23 47 88 5 23
32 SriLanka 20 2 1 2.3 1.4 1 7 4 . ...
33 Mauritania 9 47 10.6 7.5 83 39 . ...
34 Lesotho 6 20 7.5 7.0 17 4 . ...
35 Indonesia 16 31 4.8 5.1 17 5 42 33 7 10
36 Hondumas 26 44 5.5 5.4 35 15 
37 Egypt,Arab Rep. 41 47 2.7 3.1 37 17 53 52 22 24
38 Afghanistan 9 .. 41 . 4
39 Cambodia 11 12 -0.4 3.8 98 11 . ...
40 Liberia 22 46 6.2 6.1I 57 26 . ...
41 Myanmar 21 25 3.2 2.4 32 8 23 32 5 8
42 Suidan 13 22 5.9 3.9 35 8 30 35 4 8
43 Viet Nam 16 22 3.3 3.4 22 5 37 30 6 7
Middle-income conomies 42 w 60 w 3.9 v 3.4 w 25 w 14 w 41 w 40 w 17 w 25 w
Lower-middle-income 38 w 52 w 3.7 w 3.6 w 29 w 14 w 39 w 39 w 15 w 21w
44 Bolivia 40 51 3.2 4.0 34 17 28 33 11 17
45 Zimbabwe 14 28 6.0 5.9 31 9 . ...
46 Senegal 33 38 3.3 4.0 52 20 40 53 13 20
47 Philippines 32 43 4.0 3.8 32 14 28 32 9 14
48 C6te d'Ivoire 23 40 7.6 4.5 45 18 30 45 7 18
49 Dominican Rep. 35 60 5.2 4.0 52 31 46 51 16 31
50 Papua New Guinea 5 16 8.2 4.5 32 5 . ...
51 Guatemala 34 39 3.5 3.4 23 9 . ...
52 Morocco 32 48 4.3 4.3 9 4 39 36 12 17
53 Camercton 16 41 7.6 5.9 16 7 . ...
54 Ecuador 37 56 4.7 4.2 22 12 50 49 19 28
55 Syrian Arab Rep. 40 50 4.5 4.4 32 17 58 60 23 30
56 Congo 32 41 3.5 4.7 68 28 . ...
57 El Salvador 39 44 3.2 2.1 26 11 . ...
58 Paraguay 36 48 3.8 4.6 47 22 . ...
59 Pens 52 70 4.3 3.1 41 29 37 41 19 29
60 Jordana 61 . 4.1 53 32 33 38 IS 26
61 Colomnbia 54 70 3.6 2.9 21 15 38 39 20 27
62 Thailand 13 23 5.1 4.6 57 13 66 57 8 13
63 Tunisia 40 54 4.0 2.9 37 20 35 37 14 20
64 Jamaica 38 52 2.8 2.4 51 26 . ...
65 Turkey 34 61 4.1 5.9 8 5 41 35 14 22
66 Romania 38 53 2.9 1.2 18 9 21 18 8 9
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for yeara other than those specified.
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Urban population Population in capital city as Population in cities of]1 million or more in
As a percentage of Average annual growth a percentage of 90 saoecnaeo
total populationi rate (percent) Urban Total Urban Total
1965 1990 1965-80 1980-.90 1990 1990 1965 1990 1965 1990
67 Poland 50 62 1.9 1.3 9 6 32 28 16 18
68 Panama 44 53 3.4 2.9 37 20.. ..
69 Costa Rica 38 47 3.5 3.3 77 36 62 72 24 34
70 Chile 72 86 2.6 2.3 42 36 39 42 28 36
7 1 Botswana 4 28 12.6 9.9 38 10 . ...
72 Algefia 38 52 3.9 4.8 23 12 24 23 9 12
73 Bulgafia 46 68 2.5 1.0 20 13 21 19 10 13
74 Mauritius 37 4 1 2.5 0.4 36 15.. ..
75 Malaysia 26 43 4.6 4.9 22 10 16 22 4 10
-76 Argentina 76 86 2.2 1.8 41 36 53 49 40 42
77 Iran, Islamic Rep. 37 57 5.2 5.0 2 1 12 43 4 1 16 23
78 Albania 32 35 2.7 2.4 2 1 7 . ...
79 Angola 13 28 6.4 5.8 61 17 49 61 6 17
80 Lebanon 50 . 4.5 ....... ,..
-81 Mongolia 42 52 4.0 2.9 42 22 . ...
82 Namibia 17 28 4.6 5.3 30 8 . ,..
83 Nicaragua 43 60 4.6 4.5 44 26 36 44 15 26
-84 Yemen, Rep. 11 29 6.6 6.9 11 3 . ..
Upper-middle-income 47 w 71 w 4.2 w 3.2 w 19 w 14 w 43 w 42 w 20 w 30 w
85 Mexico 55 73 4.4 2.9 32 23 41 45 22 32
86 South Africa 47 60 3.2 3.7 11 6 40 30 19 18
87 Venezuela 70 84 4.8 2.8 25 21 34 29 24 27
88 Uruguay 81 86 0.7 0.8 45 39 53 45 43 39
89 Brazil 50 75 4.3 3.4 2 2 48 47 24 35
90 Hungary 43 61 1.9 1.2 33 20 43 33 19 20
91 Yugoslavia 31 56 3.5 2.8 12 7 11 12 3 7
92 Czechoslovakia 51 78 2.4 1.6 it 8 15 11 8 8
93 Gabon 21 46 7.3 6.2 57 26 . ...
94 Trinidad and Tobago 30 69 5.6 3.3 12 8 . ...
95 Portugal 24 34 1.8 1.9 46 45 44 46 11 16
96 Korea, Rep. 32 72 5.8 3.5 36 26 74 69 24 50
97 Greece 48 63 2.0 1.2 55 34 59 55 28 34
98 Saudi Arabia 39 77 8.5 6.3 17 13 23 29 9 23
-99 Iraq 51 71 5.3 4.4 30 21 40 29 20 21
100 Libya 26 70 9.8 6.3 . 55 65 14 45
101 0man 4 11 7.5 8.6 41 4 . ..
Hnigh-incomeeconoies7 w4~ ~72w 1.8w 0.8 w 12 Z 9w38 wO 37~ w 7w 29w
OECD memberPssi 72~ w 77w 1342 w 08 1 7 w)37 w 36 w 27 w 28 w
StitheArn 70w 7967w 3.2w 2.2 w 65w 60 w 735nw 77w 65 w 73w
102Iroeln 49 57 2.1 0.6w 46 26w31 7 , 1w 1w
103 etlsra&e lfri 81 921 3.5' 2.1 "'2~ 3w> 4 3w 45w , 4 44w..1w
104 Spin 61s2 786 "2.2 iA 17 1w 265 28w 16w 22
102 Ireweland 49 57 2.1 .06 46 26.. 
103 BIrelgu 81 92 3.5 2.1 12 11 3 404 4
104 Spaed ingd618 789 2. .2 1.1 17 1 3 26 28 16 22
1105 SIngapor 100 100 1.6 2.2 10 10 100 100 100 100
106 Autronglin 89 94 2.1 1.7 10 94 90 99 81 93
107 NewtZealands 79 84 1.6 . 871 1.0 12 10
1109 Auntite Kigom8 89 0.3 0.2 147 13 33 26 28 23
110 Italye 62 69 1.0 0.6 80 5 420 3 26 2 5 1
116 Autalida 83 86 2.0 1.5 2 3 60 59 20 30
112 UnetherlSands 86 89 1.2 0.5 8 7 18 16 16 14
113 Austaria 51 587 0.8 0.8 47 27 58 47 26 28
114 Fermance 678 74 1.3 0.6 0150 2 0 1
115 UNotdrwaby rrte 4 78 23.7 3.9 21 16 .. .
1216 Caednaa7 77 14.5 1.1 43 39 37 239 27 30
117 JapnitdSatu72 75 1.2 1.1 29 1 49 48 35 36
123 Finland 44 60 2.6 0.4 34 20 27 34 12 20
124 Switzerland 53 60 1.0 1.1 7 4 . ...
-125 (tKuwait 78 96 8.2 5~0 53 50 100 55 78 53
a. Data for Jordan cover the East Bank only.
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Table 32. Women in development______
Health anid welfareEdcto
Under-5 Percentage of cohort
noria/tir ate
(per 1,000 live births) Lfen expectancir at birth (sears) tslaternal mortait, persisting to grade 4 Females per /00 males
Female Male (per 101, 000 Female Male Primary Secondarva
Female Male _________ e live births)___________
1990 1990 1965 1990 1965 1990 1980 1970 1985 1970 1985 1965 1989 1965 /989
-Low-_incom~e economies 91 w 98 w 5 w- 62 w 48w 61 w 60 w 78 w 40 w 64 w
China and India 69 w 72 w 52 w 66 w 50 w 65 w .61w 78 w 42 w 64 w
Other low-incotne t31 w 145 w 45 w 56 w 44 w 54w .. w 68 w 74 w 74 w 58 w 77 w 34 w 65 w
I Mozambique 194 215 39 48 36 45 479'.. .56 78 85 54
2 Tanzania 182 203 45 49 41 46 3700 82 91 88 90 60 98 33 74
3 Ethiopia 185 205 43 50 42 46 2,0000 57 45 56 50 38 64 28 67
4 Somalia 200 223 40 50 37 47 1,100 46 5/ 27 . I I 
S Nepal 183 175 40 51 41 53 . .. 17 47 17 
6 Chad 198 221 38 49 35 45 700 . 57 . 63 23 44 6 22
7 Bhutan 183 179 40 47 41 50 26 29 8 59 .. 41
8 Lao PDR 159 179 42 5 1 39 48 . .. 59 77 59 66
9 Malawi 242 255 40 47 38 46 250 55 67 60 7 1 59 81 40 54
10 Bangladesh 160 142 44 5 1 45 52 600 . 40 . 37 44 78 14 47
1 1 Burundi 167 187 44 48 4 1 45 .47 85 45 85 42 80 10 57
12 Zaire 143 162 45 54 42 50 8 0 ob 56 54 65 58 48 73 1 5 43
1 3 Uganda 185 206 48 47 46 46 300. .. 58 . . 30 
14 Madagascar 160 178 45 52 42 50 300 65 63 . 83 95 64 96
IS5 Sierra Leone 236 261 34 44 3 1 40 450. .. 55 62 37 
16 Mali 209 238 39 50 37 46 . 52 68 89 75 49 58 30 48
1 7 Nligena 152 171 43 54 40 49 1,500 64 .. 66 . 63 82 43 75
18 Niger 204 227 38 47 35 44 4200 75 .. 74 .. 46 57 19 42
19 Rwanda 192 213 45 50 42 47 210 63 82 65 81 69 99 37 52
20 Burkina Faso 190 210 40 49 37 46 600 7 1 87 68 87 48 61 27 48
2 1 India 121 116 44 58 46 60 500 42 .. 45 . 57 69 35 54
22 Benin 155 173 43 52 4 1 49 1,6 80b 59 . 67 .. 44 51 44
23 China 29 40 57 7 1 53 69 44 .. 76 .. 79 65 85 47 7 1
24 Haiti 126 144 47 56 44 53 340 .. 40 . 40 . . 93 44 96
25 Kenya 97 112 50 61 46 57 5 100 84 77 84 76 57 94 38 70
26 Pakistant 151 145 45 55 47 56 600 56 .. 60 . 3 1 50 27 39
27 Ghana 127 144 49 57 46 53 l,070b 77 .. 82 . 7 1 8 1 34 65
28 Central African Rep. 156 176 4 1 5 1 40 48 600 67 67 67 72 34 63 1 9 38
29 Togo 133 151 44 55 40 52 4760 85 80 88 87 42 63 26 31
30 Zambia 123 140 46 52 43 48 110 93 . . 99 . . 78 91 39 59
3 1 Guinea 221 245 36 43 34 43 ... 7 1 . . 81 4-4 45 19 32
32 Sri Lanka 2 1 26 64 73 63 69 90 94 97 73 99 86 93 102 lOS
33 Mauritania 193 215 39 48 36 45 119 . . 83 . . 83 3 1 69 II1 45
34 Lesotho 125 142 50 57 47 55 .87 85 70 76 157 122 100 147
35 Inidonesia 75 90 45 64 43 60 800 67 83 89 98 82 93 82
36 Honduras 70 85 SI1 67 48 63 82 38 63 35 59 98 98 69 
37 Egypt,Arab Rep. 95 110 50 62 48 59 500 85 93 . 64 81 4 1 77
38 Afghanistan :241. .. .640 64 7 1 1 7 .. 23
39 Camibodia 161 180 46 52 43 49 . .. 56 .. 26
40 Liberia 168 193 46 56 43 53 173. .. 40 . 33
41lMvanmar 78 94 49 64 46 59 140 39 58 84 92 57 90
42 Sudan 159 178 41 52 39 49 607k.. .55 . 30
43 ViSetNam 46 59 SI 69 48 64 110... .
Middle-income economies 57 w 68 w 60 w 69 w 56 w 64 w . 78 w 86 w 77 w 90 w 84 w 90 w 83 w 105 w
Lower-middle-income 62 w 73 w 58 w 67 w 55 w 63 w . 79 w 87 w 78 w 87 w 78 w 89 w 79 w 109 w
44 Bolivia 109 127 47 62 42 58 480. .. 68 89 57 
45 Zimbabwe 66 78 50 63 46 59 l50' 74 83 80 83 . . 98 . . 73
46 Senegal 120 137 42 49 40 46 530k . 91 .. 95 57 72 35 5 I
47 Philippines 45 57 57 66 54 62 80 .. 82 . 78 94 94 96 
48 C6te d'Ivoire 126 144 44 57 40 54 . 77 . . 83 . . 5 I . . 1 9 44
49 Dominican Rep. 68 75 57 69 54 65 56 . . 52 . . 70 . . 98 104 
50 Papua New Guinea 70 84 44 56 44 54 1,000 76 .. 84 .. 61 79 27 60
5 1 Guatemala 76 91 50 66 48 61 110 33 .. 73 .. 80 . . 67 
52 Morocco 84 99 5 1 64 48 60 3270 78 79 83 82 42 65 3 1 68
53 Cameroon 117 134 47 59 44 55 303 59 85 58 86 66 85 28 68
54 Ecuador 58 72 57 68 55 64 220 69 .. 70 .. 91 96 46 91
55 Syrian Arab Rep. 55 67 54 68 51 64 280 92 96 95 97 47 87 28 71
56 Congo 172 185 47 56 41 50 .. 86 90 89 98 71 92 29 75
57 El Salvador 63 76 56 68 53 60 74 56 .. 56 .. 93 98 75 95
58 Paraguay 33 44 67 69 63 65 469 70 75 71 75 88 93 89 104
59 Peru 78 93 52 65 49 61 310. .. . 2 .. 69
60 Jordan 620 680 520 69c 490 660 90 97 92 89 72 93 40 95
61 Colombia 40 49 61 72 57 66 130 57 72 51 68 102 98 57 100
62 Thailand 28 38 58 68 54 63 270 71 . 69 .. 89 .. 68 97
63 Tunisia 50 63 52 68 5I 66 1 ,0 0 0 d .. 90 . 94 52 83 37 75
64Jamaica 16 22 67 75 64 71 100.99 98 121
65 Turkey '73 80 55 69 52 64 207 76 98 81 98 66 89 37 62
66 Romania 23 32 70 73 66 67 180 90 . 89 . 94 95 147 233
Note: For data comparability and coverage, ace the technical notes. Figures in italics are for yearn other than those specified.
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H-Iealth and wvelfare Education
Under-5 Percentage of cohort
mortlitvrate Life expectancyv at birth (years) Maternal mortalirv persisting to grade 4 Females per 100 mates
(per 1,000 live births) pr10.0 Female Male Zl Primarv eonay
FaFem ale Ma emale Mae live births) _____________________ Scnay
1990 1990 1965 1990 1965 1990 1980 1970 1985 1970 1985 1965 198.9 1965 1989
67 Poland l8 23 72 75 66 67 12 99 . . 97 . . 93 95 217 264
68 Panama 21 29 65 75 62 71 90 97 87 97 86 93 93 100 103
69 Costa Rica 18 22 66 78 63 73 26 93 91 91 90 94 94 110 102
70 Chile 18 23 63 76 57 69 55 86 96 83 97 96 95 106 110
71 Botswana 41 53 49 69 46 65 300 97 94 90 92 129 106 77 109
72 Algeria 83 91 51 66 49 65 129 90 95 95 97 62 81 45 77
73 Bulgaria 14 19 73 76 68 70 22 91 97 100 98 95 93 . . 188
74 Mauritius 21 28 63 73 59 67 99 97 98 97 99 90 97 53 98
75 Malaysia 17 22 60 72 56 68 59 . .. 84 95 . . 102
76 Argentina 30 40 69 75 63 68 85 92 . 69 . 97 103 60 172
77 Iran, Islamic Rep. 103 122 52 63 52 63 . 75 89 74 92 46 84 44 7 1
78 Albania 28 33 67 75 65 70 . .. 87 92 77 121
79 Angola 207 230 37 48 34 44 . .. 49 .. 89
80 Lebanon . .. 64 .. 60 .... 76
81 Mongolia 76 91 51 64 49 61 140
82 Namibia 119 140 47 59 44 56 .... 109 .. 128
83 Nicaragua 66 80 52 66 49 63 65 48 62 45 55 99 107 69 162
84 Yemen, Rep. 172 191 41 49 39 48 . ....
Upper-middle-income 49 w 60 w 62 w 71 w 58 w 65 w 76 w 86 w 76 w 95 w 92 w 93 w 88 w 98 w
85 Mexico 41 51 61 73 58 66 92 73 94 91 94 53 90
86 South Africa 81 98 54 65 49 59 550'd.. .99 .. 87
87 Venezuela 36 45 65 73 61 67 65 84 84 61 87 98 96 109 119
88 Uruguay 22 28 72 77 65 70 56 . 98 . 96 96 95 110
89 Brazil 62 75 59 69 55 63 150 56 54 98 .. 93
90 Hungary 16 22 72 75 67 67 28 90 97 99 97 94 95 197 198
91 Yugoslavia 25 30 68 76 64 69 27 91 . . 99 .. 91 94 86 97
92 Czechoslovakia 13 17 73 75 67 68 8 96 97 98 96 93 97 195 133
93 Gabon 148 167 44 55 41 52 124b 73 80 78 78 84 98 39 81
94 Trinidad nd Tobago 25 34 67 74 63 69 81 78 99 74 96 97 99 107 102
95 Portugal 14 17 68 78 62 72 15 92 . . 92 .. 95 91 92 99
96 Korea. Rep. 17 24 58 73 55 67 34 96 99 96 99 91 94 59 87
97 Greece 13 15 72 80 69 74 12 97 99 96 99 93 94 86 102
98 Saudi Arabia 72 87 50 66 47 63 52 93 93 91 93 29 84 8 74
99 Iraq 81 89 53 66 51 61 . 84 86 90 92 42 79 29 63
100 Libya 84 100 51 64 48 60 .. 92 . 95 .. 39 13. 
101 Oman 36 46 45 68 43 64 .. 82 97 82 100 .. 88 .. 75
Low-admidde-inome 8w 941 52w64w Sw 62w .. 6w 77w65w 8w 67 80w 2w 7w
Sub-SahaanAfric 160w 19w 43w 2w 41w 4w 66w 7w 69w 7w 56w 7w 36w 6w
EastAsia&~cifie 3w 48w 55w70w 52w 7w .. 78w 82w 69w 7w SOw S7W
SouthAsia 124w 121w 45 58w 46 59w .. 45w 48w 54w 68w 34w 5w
High-icoeconomies 24w 32 w 742w 76 w 685w 746w 9 5w 97w 4w%w.. 945w 956w 926w 100 w
OECD members 9 w 11 w 74 w 80 w 68 w 74 w . 95 w 97 w 94 w 96 w 94 w 95 w 92 w 100 w
tOther 14 w 18 w 70 w 77 w 65 w 73 w .96 w 97 w 96 w 97 w 88 w 93 w 90 w 106 w
102 Ireland 8 10 73 77 69 72 7 .. 98 .. 96 97 95 113 101
103 flsrael 11 IS 74 78 71 74 5 96 98 96 98 94 97 127 118
104 Spain 9 12 74 79 69 73 10 76 97 76 96 93 93 70 101
105 -,Singapore 7 10 68 77 64 71 II 99 100 99 100 85 90 91 100
106 tHong Kong 7 10 71 80 64 75 4 94 .. 92 .. 85 92 72 104
107 New Zealand 10 IS 74 79 68 72 96 94 94 95 .. 97
108 Belgium 10 12 74 80 68 73 10 . 87 . 85 94 96 85 103
109 United Kingdom 9 12 74 78 68 73 7. .. 95 95 94 96
110O Italy 10 12 73 80 68 75 13. .. 93 95 80 98
Ill Australia 8 II 74 80 68 74 II 77 100 98 95 95 92 99
112 Netherlands 8 10 76 80 71 74 5 99 . . 96 . . 95 98 93 110
113 Austria 9 13 73 80 66 73 11 95 99 92 97 95 95 95 94
114 France 8 10 75 81 68 73 13 97 96 90 99 95 94 108 107
115 tUnited Arab Emirates 23 32 59 74 56 69 . 97 96 93 94 .. 93 0 102
116 Canada 7 9 75 81 69 74 2 95 95 92 93 94 94 94 96
117 United States 10 13 74 80 67 73 9 . 96 . . 94 92
118 Denmark 9 II 75 78 70 73 4 98 100 96 100 96 96 104 105
119 Germnany 8 11 73 80 67 73 lie 97 99 96 97 . 96 . I 98
120 Norway 9 11 76 81 71 74 . 99 99 98 99 96 95 95 104
121 Sweden 6 8 76 81 72 75 4 98 . . 96 . . 96 95 104 108
122 Japan 5 7 73 82 68 76 15 100100100oo100 96 95 101 99
123 Finland 7 9 73 79 66 73 5 99 99 90 95 115 III
124 Switzerland 7 9 75 82 69 75 5 94 93 .. 96 .. 99
125 tKuwait 14 20 65 76 6 1 72 1 8 96 92 98 93 76 96 63 92
World 64w 70w 58w67w 55w 64w~~~~~~.. .. 67wi 85 w 70,w 85 w 73 w 83w w *W 76w
Ftielexp.excl.formrUSSR 11w 133w 48 60w 46w 57w . 4w 89w 74w 92w 5w 84W 47w* 77 w
a. See technical notes. b. Data refer to maternal mortality in hospitals and other medical institutions only. c .Data for Jordan cover the East Bank only. d. Commu-
nity data from rural areas only. e. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification._
281
Table 33. Forests, protected areas, and water resources
Forest area Nationally protect ed areas Internal renewable wvater resources: annual withdrawal
(thousands of square kilometers) (1991) (1970-8 7)
Annual AraA ,~~ Per capita (cubic meters)
Total area deforestation (thousands percentage Total percentage of bIndustrial
1980 1981-85 of square of total (cubic total water and
Total Closed Total Closed kilometers) Number land area kilometers) resources Total Domestic agricultural
Low-income conomies
China and India
Other low-income
I Mozambique 154 9 1.2 0.1 0.0 I 0.0 0.8 1 53 13 40
2 Tanzania 420 14 3.0a . . 130.0 28 13.8 0.5 1 36 8 28
3 Ethiopia 272 44 0.9 0.1 25.3 11 2.1 2.2 2 48 5 43
4 Somalia 91 15 0.1 0.0 1.8 1 0.3 0.8 7 167 5 162
5 Nepal 21 19 0.8 0.8 11.3 13 8.0 2.7 2 155 6 149
6 Chad 135 5 0.8 .. 4.1 2 0.3 0.2 0 35 6 29
7 Bhutan 21 21 0.0 0.0 9.1 5 19.3 0.0 0 15 5 10
8 Lao PDR 136 84 1.3 1.0 0.0 0 0.0 1.0 0 228 18 210
9 Malawi 43 2 1.5 . . 10.6 9 8.9 0.2 2 22 7 15
10 Bangladesh 9 9 0.1 0.1 1.0 8 0.7 22.5 1 211 6 205
11 Bunandi 0 0 0.0 0.0 0.9 3 3.1 0.1 3 20 7 13
12 Zaire 1,776 1,058 3.7 1.8 85.8 8 3.7 0.7 0 22 13 9
13 Uganda 60 8 0.5 0.1 18.7 32 7.9 0.2 0 20 6 14
14 Madagascar 132 103 1.6 1.5 11.2 37 1.9 16.3 41 1.675 17 1,658
15 Sierr-aLeone 21 7 0.1 0.1 0.8 2 1.1 0.4 0 99 7 92
16 Mali 73 5 0.4 . . 40.1 11 3.2 1.4 2 159 3 156
17 Nigeria 148 60 4.0 3.0 28.7 21 3.1 3.6 1 44 14 30
18 Niger 26 1 0.7 0.0 97.0 6 7.7 0.3 1 44 9 35
19 Rwanda 2 1 0.1 0.0 3.3 2 12.4 0.2 2 23 6 17
20 Burkina Faso 47 3 0.8 0.0 26.4 11 9.6 0.2 1 20 6 14
21 India 640 378 0O5a . . 137.7 362 4.2 380.0 18 612 18 594
22 Benin 39 0 0.7 0.0 8.4 2 7.5 0.1 0 26 7 19
23 China 1,150 978 0.0 . . 283.6 396 3.0 460.0 16 462 28 434
24 Haiti 0 0 0.0 0.0 0.1 3 0.3 0.0 0 46 11 35
25 Kenya 24 11 0.4 0.2 34.7 36 6.0 1.1 7 48 13 35
26 Pakistan 25 22 0.1 0.1 36.5 53 4.6 153.4 33 2.053 21 2.032
27 Ghana 87 17 0.7 0.2 10.7 8 4.5 0.3 1 35 12 23
28 Central African Rep. 359 36 0.6 0.1 58.6 12 9.4 0.1 0 27 6 21
29 Togo 17 3 0.1 0.0 6.5 II 11.4 0.1 1 40 25 15
30 Zambia 295 30 0.7 0.4 63.6 20 8.5 0.4 0 86 54 32
31 Guinea 107 21 0.9 0.4 1.7 3 11.7 0.7 0 115 12 104
32 SriLanka 17 17 0.6 0.6 7.8 43 11.9 6.3 15 503 10 493
33 Mauritania 6 0 0.1 0.0 17.5 4 1.7 0.7 10 473 57 416
34 Lesotho 0 0 . .. 0.1 1 0.2 0.1 1 34 7 27
35 Indonesia 1.169 1,139 10.0a 192.3 194 10.1 82.0 3 452 9 443
36 Honduras 40 38 0.9 0.9 7.2 35 6.4 1.3 1 508 20 488
37 Egypt,.Arab Rep. 0 0 . . 8.0 13 0.8 56.4 97 1,202 84 1,118
38 Afghanistan 12 8 . . 1.8 5 0.3 26.1 52 1,436 14 1.422
39 Cambodia 126 75 0.3 0.3 0.0 0 0.0 0.5 0 69 3 66
40 Liberia 20 20 0.5 0.5 1.3 1 1.2 0.1 0 54 IS 39
41 Mdvasnmar 319 319 6.0 .a 1.7 2 0.3 4.0 0 103 7 96
42 Suidan 477 7 5.0 0.0 93.6 14 3.7 18.6 14 1,089 11 1,078
43 VietNam 101 88 2.0 a . 9.0 59 2.7 5.1 1 81 11 70
Middle-income conomies
Lower-middle-income
44 Bolivia i568 440 1.2 0.9 98.6 27 9.0 1.2 0 184 18 166
45 Zimbabwe 198 2 0.8 0.0 30.7 25 7.9 1.2 5 129 18 III
46 Senegal 110 2 0.5 . . 21.8 10 11.1 1.4 4 201 10 191
47 Philippines 95b 95 1.40 1.40 5.7 27 1.9 29.5 9 693 125 568
48 Clste d'Ivoire 98 45 2.60 . . 19.9 12 6.2 0.7 1 68 IS 53
49 Dominican Rep. 6 6 0.0 0.0 9.6 17 19.8 3.0 15 453 23 430
50 Papua New Guinea 382 342 0.2 0.2 0.3 5 0.1 0.1 0 25 7 18
51 Guatemala 45 44 0.9 0.9 8.3 17 7.7 0.7 1 139 13 126
52 Morocco 32 15 0.1 .. 3.6 10 0.8 11.0 37 501 30 471
53 Cameroon 233 165 1.9a 1.00 20.3 13 4.3 0.4 0 30 14 16
54 Ecuador 147 143 3.4 3.4 107.5 18 37.9 5.6 2 561 39 522
55 Syrian Arab Rep. 2 1 0.0 .. 0.0 0 3.0 3.3 9 449 31 418
56 Congo 213 213 0.2 0.2 13.3 10 3.9 0.0 0 20 12 8
57 El Salvador 1 I 0.1 0.1 0.3 9 1.2 1.0 5 241 17 224
58 Paraguay 197 41 4.5a0 . 12.0 14 :3.0 0.4 0 III 17 94
59 Pera 706 697 2.7 2.7 26.9 20 2.1I 6.1 15 294 56 238
60 Jordan I 0 - 1.0 8 [.1 0.4 41 173 50 123
61 Colombia 517 464 8.9 8.2 90.5 41 't.9 5.3 0 179 73 106
62 Thailand 157 92 2.4a 1.60 55.1 90 1(.7 31.9 18 599 24 575
63 Tunisia 3 2 0.1 .. 0.4 7 10.3 2.3 53 325 42 283
64 Jamaica I 1 0.0 0.0 0.4 2 3-. 5 0.3 4 157 11 146
65 Turkey 202 89 . . 2.7 18 0. 3 15.6 8 317 76 241
66 Romania 657 63 . . 10.9 40 4.6 25.4 12 1.144 92 1,052
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics ace for years other than those specified. For more extensive coverage and
documentation of data oni protected areas and water resources, see the Envimonmental data appendix. __________________________
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Forest area Nainlypoetdaes Internal renewable water resources: annual withdrawal
(thousands of square kilometers) Nasonal poetdaas(1970-87)
Annual Area As a Asa~ Per capita (cubic meters)
Total area deforestation (thousands percentage Total percentage of Industrial
1980 1981-85 of square of total (cubic total water and
Total Closed Total Closed kilometers) Number land area kilometers) resources Total Domestic agricultural
67 Poland 87 86 . .. 22.4 80 7.2 16.8 30 472 76 396
68 Panama 42 42 0.4 0.4 13.3 16 17.2 1.3 1 744 89 655
69 Costa Rica 1 8 1 6 04 0 .4 a 6.2 3 1 12.2 1.4 1 770 3 1 739
70 Chile 76 76 0.5 . 137.2 66 18.1 16.8 4 1,625 98 1,528
7 1 Botswana 326 0 0.2 . 100.3 9 17.2 0.1 0 98 5 93
72 Algeria 18 15 0.4 .. 127.0 1 8 5.3 3.0 1 6 161 35 126
73 Bulgaria 37 33 . .. 2.6 50 2.4 14.2 7 1,600 112 1,488
74 Mauritius 0 0 0.0 0.0 0.0 3 2.2 0.4 1 6 415 66 349
75 Malaysia 210k 210 2 .7a 14.9 5 1 4.5 9.4 2 765 176 589
76 Argentina 445 445 1. 8a .. 94.0 115 3.4 27.6 3 1,059 95 964
77 Iean, Islamic Rep. 3 8 2 8 0.2 .. 75.3 60 4.6 45.4 39 1,362 54 1,308
7 8 Albania .. . . 0.4 1 3 1.5 0.2 1 94 6 8 8
79 Angola 536 29 0.9 0.4 26.4 6 2.1 0.5 0 43 6 37
80 Lebanon 0 0 0.0 .. 0.0 1 0.3 0.8 16 271 30 241
81 Mongolia 95 95 . . 61.7 1 5 3.9 0.6 2 272 30 242
82 Naouibia 184 . 0.3 .. 103.7 11 12.6 0.1 2 79 9 69
83 Nicaragua 45 45 1.2 1.2 3.6 11 2.8 0.9 1 370 93 278
84 Yemen, Rep. 0 0 0.0 .. 0.0 0 0.0 1.5 147 127 5 122
Upper-middle-income
85 Mexico 484 463 l0.0a 100.7 63 5.1 54.2 15 901 54 847
86 South Africa 3 3 ,. . 73.9 229 6.1 9.2 18 404 65 339
87 Venezuela 339 319 2.5 1.3 283.1 104 31.0 4.1 0 387 166 221
88 Uruguay 5 5 . . 0.3 8 0.2 0.6 1 241 14 227
89 Brazil 5,145 3,575 13 8ua,b .. 215.7 172 2.5 35.0 1 212 91 121
90 Hungary 16 16 . . 5.8 54 6.2 5.4 5 502 45 457
91 Yugoslavia 105 91 . . 7.9 62 3.1 8.8 3 393 63 330
92 Czechoslovakia 46 44 . . 20.6 65 16.1 5.8 6 379 87 292
93 Gabon 206 205 0.2 0.2 10.5 6 3.9 0.1 0 51 37 14
94 Trintidad and Tobago 2 2 0.0 0.0 0.2 7 3.0 0.2 3 149 40 109
95 Portugal 30 26 . .. 5.6 25 6.0 10.5 16 1,062 159 903
96 Korea, Rep. 49 49 . . 7.6 26 7.6 10.7 17 298 33 265
97 Greece 58 25 . .. 1.0 21 0.8 7.0 12 721 58 663
98 Saudi Arabia 2 0 . . 212.0 10, 9.9 3.6 164 255 115 140
99 Iraq 12 1 . .. 0.0 0 0.0 42.8 43 4,575 137 4,438
100 Libya 2 1 1.6 3 0. 1 2.8 404 623 93 530
101 Oman 0 0 0.5 2 0.3 0.4 22 561 17 544
oHigh-de-incomeonmies
tOther
102 Ireland 4 30.3 6 0.4 0.8 2 267 43 224
103 tlsmel I I . . 2.1 21 10.0 1.9 88 447 72 375
104 Spain 108 69 . .. 35.0 163 6.9 45.3 41 1,174 141 1,033
105 'Singapore 0 0 . . 0.0 1 4.4 0.2 32 84 38 46
106 tHong Konig . . 0.4 12 36.4 . ..
107 New Zealand 95 72 . 29.1 152 10.7 1.2 0 379 174 205
108 Belgium 8 7 . . 0.7 2 2.4 9.0 72 917 101 816
109 United Kingdom 22 20 . . 46.4 140 18.9 28.4 24 507 101 406
110 Italy 81 64 . . 20.1 144 6.7 56.2 30 983 138 845
11I Australia 1,067 417 . . 812.6 746 10.6 17.8 5 1,306 849 457
112 Netherlands 4 3 . .. 3.5 67 9.4 14.5 16 1,023 51 972
113 Austria 38 38 . . 20.9 178 24.9 3.1 3 417 79 338
114 France 151 139 . . 53.6 81 9.7 40.0 22 728 116 612
115 5United Arab Emirates 0 0 . . 0.0 0 0.0 0.9 300 565 62 503
116 Canada 4,364 2,641 . . 494.5 426 5.0 42.2 1 1,752 193 1,559
117 United States 2,960 2,096 1.6a . 982.0 972 10.5 467.0 19 2,162 259 1,903
118 Denmark 5 5 . .. 4.1 66 9.5 1.4 11 277 83 194
119 Germany 72c 70c . . 58.6 440 23.6 41 .2c 2 6c 668c 67c 601c
120 Norway 87 76 . . 14.9 82 4.6 2.0 0 489 98 391
121 Sweden 278 244 . . 29.2 195 6.5 4.0 2 479 172 307
122 Japan 253 239 . . 46.6 684 12.3 107.8 20 923 157 766
123 Finland 232 199 8.1 35 2.4 3.7 3 774 93 681
124 Switzerland 11 9 7.5 112 18.2 3.2 6 502 115 387
125 tKuwair 0 0 0.3 1 1.7 0.5 . 238 152 86
Eiue1'exporttrse 44WOSMAkiumrIR--- 
-
a. Data are for the periods as follows: Tanzania 1989, India 1983-87, Indonesia 1982-90, Myanmar 1984, Viet Nam 1986, Phitippines 1981-~88, C6te d'lvoire 1981-86,
Cameroon 1976-86, Paraguay 1989-90. Thailand 1985-88, Costa Rica 1973-89, Malaysia 1979-89, Argentina 1980-89, Mexico 1981-83,13razil (Legal Amazon only)
1989-90, United States 1977-87. b. See the technical notes for alternative estimates. c. Data refer to the Federal Republic of Germany before unification.
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Technical notes
The World Development Indicators provide informa- count in interpreting the indicators, particularly
tion on the main features of social and economic when making comparisons across economies.
development. To provide long-term trend analysis, facilitate inter-
The main criterion of country classification is gross national comparisons and include the effects of
national product (GNP) per capita. With the addition changes in intersectoral relative prices, constant price
of new World Bank member, Albania, the main tables data for most economies are partially rebased to three
now include country data for 125 economies, listed in base years and linked together. The year 1970 is the
ascending order of GNP per capita. Box A.1, showing base year for data from 1960 to 1975, 1980 for 1976 to
basic indicators for economies with populations of 1982, and 1987 for 1983 and beyond. These three pe-
less than 1 million, covers another fifty-seven econ- riods are "chain-linked" to obtain 1987 prices
omies including, this year, Marshall Islands and the throughout all three periods.
Federated States of Micronesia, former members of Chain-linking is accomplished for each of the three
the Trust Territory of the Pacific Islands. As only subperiods by rescaling; this moves the year in which
sparse data are available for three additional econ- current and constant price versions of the same time
omies, Cuba, People's Democratic Republic of Korea, series have the same value, without altering the trend
and the former Soviet Union, these are not included of either. Components of GDP are individually re-
in the main tables except in summary form under scaled and summed to provide GDP and its subag-
"other economies." Selected data are presented for gregates. In this process, a rescaling deviation may
them in Box A.2. Other changes are outlined in the occur between the constant price GDP by industrial
Introduction. origin and the constant price GDP by expenditure.
Considerable effort has been made to standardize Such rescaling deviations are absorbed under the
the data; nevertheless, statistical methods, coverage, heading privqte consumption, etc. on the assumption
practices, and definitions differ widely among coun- that GDP by industrial origin is a more reliable esti-
tries. In addition, the statistical systems in many de- mate than GDP by expenditure.
veloping economies are still weak, and this affects the Because piivate consumption is calculated as a re-
availability and reliability of the data. Moreover, sidual, the national accounting identities are main-
cross-country and cross-time comparisons always in- tained. Rebasing does involve incorporating in pri-
volve complex technical problems that cannot be fully vate consumption whatever statistical discrepancies
and unequivocally resolved. The data are drawn from arise for expenditure. The value added in the services
the sources thought to be most authoritative, but sector also includes a statistical discrepancy, as re-
many of them are subject to considerable margins of ported by the original source.
error. With some exceptions, use of 1987 rather than 1980
Most social and demographic data from national values as country weights does not greatly alter the
sources are drawn from regular administrative files, group indexes and growth rates reported here. Most
although some come from special surveys or periodic exceptions relate to oil exporters and reflect declining
census inquiries. In the case of survey and census shares of gro.ap GNP, trade, and so on from 1980 to
data, figures for intermediate years have to be inter- 1987. This is most notable for Sub-Saharan Africa,
polated or otherwise estimrated from the base refer- with the dramatic decline in Nigeria's weight. In con-
ence statistics. Similarly, because not all data are up- trast, changing the base year for country series them-
dated, some figures-especially those relating to selves, as described above, is likely to alter trends
current periods-may be extrapolated. Several esti- significantly. Differences of half a percentage point a
mates (for example, life expectancy) are derived from year in growth rates could be quite common; larger
models based on assumptions about recent trends changes may occur for economies that have under-
and prevailing conditions. Issues related to the re- gone significant structural change, such as exporters
liability of demographic indicators are reviewed in of fuels.
the U.N.'s World Population Trends and Policies. The summary measures are calculated by simple
Readers are urged to take these limitations into ac- addition when a variable is expressed in reasonably
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Box A.1 Basic indicators for economies with populations of less than 1 million
GNP per capitaa
Area ~ ~~ ~veageua Aerage annual Life A
A rea ~ AveageuAl expectaincy Adult illiteracy
Population (thousands growth rate rate of inflationa at birth (percent)
(thouisands) o/square Dollars (percent) (percent) (years) Female Total
mid-1990 kilometers) 1990 1965-90 1965-80 1980-90 1990 1990 1990
1 Guinea-Bissau 980 36 180 .... 54.4 39 76 64 t
2 The Gambia 873 11 260 0.7 8.1 13.8 44 84 73
3 Guyana 798 215 330 -1.3 7.9 25.5 64 5 4
4 Equatorial Guinea 417 28 330 .. . .. 47 63 50
5 Sho Tom6 and Principe 117 1 400 .. .. 19.9 67 .. 33
6 Maldives 214 b 450 2.8 . . 62 .
7Comoros 475 2 480 0.4 .. .. 55
8Solomon Islands 316 29 590 .. 7.7 10.0 65
9Western Samoa 165 3 730 .. . 9.2 66
10 Kiribati 70 1 760 .. .. 5.5 55 .
12Cape Verde 371 4 890 . . 9.8 66
13Tonga 99 1 1,010 . , . 67
14Vanuatu 151 12 1,100 . . 4.9 65 15St. Vincent 107 b 1,720 2.9 10.9 4.6 70
16Fiji 744 18 1,780 1.9 10.3 5.4 6517St. Lucia 150 1 1,900 . . 4.2 72 . ..18Belize 188 23 1,990 2.6 7.1 2.3 6819Grenada 91 b 2,190 . . 70 
20Dominica 72 1 2,210 1.3 12.6 6.1 75 .
21Suriname 447 163 3,050 1.0 .. 6.4 68 5 5
22St. Kitts and Nevis 40 b 3,330 . . 6.5 70 .
23Antigua and Barbuda 79 b 4,600 . . 7.8 74 
24 Seychelles 68 b 4,670 3.2 12.2 3.3 71 
25Barbados 257 b 6,540 2.3 11.0 5.4 75 
26Malta 354 b 6,610 7.1 3.5 2.0 73 
27Cyprus 702 9 8,020 . . 5.7 77 
28The Bahamas 255 14 11,420 1.1 6.4 6.0 69 
29Qatar 439 11 15,860 . . 70
30Iceland 255 103 21,400 3.4 26.7 32.8 78
31Luxembourg 379 3 28,730 2.3 6.7 4.2 75
32American Samoa 39 b c . . 72
33Andorra 52 . c . .. .. ..
34Aruba 61 b d .. .. .
35Bahrain 503 1 c . . -1.5 69 31 23I 6 Bermuda 61 b c . 8.1 9.1 . .
37 Brunei, 256 6 c . . -6.9 76
38 Channel Islands 144 . c . . 77
39 Djibouti 427 23 e . .. 48
41 Fed. Sts. a/Micronesia 103 1 . .. .. .. .
42 French Guiana 92 90 d . .. .. .
43 French Polynesia 197 4 c . . 73
44 Gibraltar 31 b d . .. .. .
45 Greenland 57 342 c . .. .. .
46 Guadeloupe 387 2 c . . 74 .
F) 47 Guam 137 1 c . . 73 
48 Isle of Man 69 . c .. .. .. .. ..
49 Macao 459 b d ... . 72
50 Marshall Islands 34 0 . .. .. .. .. .
51 Martinique 360 1 d . . 76 .
52 Mayotte 73 . c . .. .. .. .
53 Netherlands Antilles 189 1 c . . 77 
54 New Caledonia 165 19 d . . 69 
55 Puerto Ricot 3530 9 c . . 76 
56 Reunion 593 3 d . . 72 
57 Virgin Islands (U.S.) 110 b c 2.9 2.3 3.9 74 
Note: Economies in italics are those for which 1990 GNP per capita cannot be calculated: figures int italics are for years other than those spe-
cified. a. See the technical note for Table I. b . Less than 500 square kilometers. c. GNP per capita estimated to be in the high-income
range. d N per capita estimated to he in the upper-middle-income range. e. GNP per capita estimated to be in the lower-middle-income
range. f. Population is more than 1 million.
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Box A.2 Selected indicators for other economies
People's
Democratic
Republic of
Cuba Korea Former USSR
1965 1990 1965 1990 1965 1990
Population (millions) 8 11 12 22 232 289
Urban population (percentage of total) 58 75 45 60 52 66
Life expectancy at birth (years) 67 76 57 71 69 71
Crude birth rate (per 1,000 population) 34 17 44 22 18 17
Crude death rate (per 1,000 population) 8 6 12 5 7 10
Population per physician 1,150 530 . . 420 480 270
Total fertility rate 4.4 1.9 6.5 2.3 2.5 2.3
Infant mortality (per 1,000 live births) 38 12 63 26 28 24
Low birth weight (percent) .. 8 .. .. .. 6
Under-5 mortality (per 1,0)O live births, female) . . 13 . . 27 . . 24
Under-5 mortality (per 1,000 live births, male) . . 16 . . 36 . 33
Daily calorie supply (per capita) 2,461 :3,141 2,039 2,823 3,205 3,386
Food production per capita index (1979-81 = 100) 82 99 73 110 86 112
Female primary education (percentage of female age group) 119 100 . . 106 103 105
Total primary education (percentage of total age group) 121 103 . . 103 103 105
Area (thousands of square kilometers) . . 111 . . 121 . . 22,402
Population projected to year 2000 (millions) . . 12 . . 25 . . 308
Note: For data comparability and coverage, see the technical notes. Figures in italics are for years other than those specified.
_____ * _
comparable units of account. Economic indicators been computed using the least-squares method. The
that do not seem naturallv additive are usually com- least-squares growth rate, r, is estimated by fitting a
bined by a price-weighting scheme. The summary least-squares linear regression trend line to the log-
measures for social indicators are weighted by arithmic annual values of the variable in the relevant
population. period. More specifically, the regression equation
The World Development Indicators, unlike the takes the form log X, = a + bt + e, where this is
World Tables, provide data for (usually) two reference equivalent to the logarithmic transformation of the
points rather than annual time series. For summary compound growth rate equation, X, = XO (1 + r)t . In
measures that cover many years, the calculation is these equations, X is the variable, t is time, and a =
based on the same country composition over time log XO and b = log (1 + r) are the parameters to be
and across topics. The World Development Indicators estimated; e is the error term. If b* is the least-squares
permit group measures to be compiled only if the estimate of b, then the average annual percentage
country data available for a given year account for at growth rate, r, is obtained as [antilog (b*)] - 1 and
least two-thirds of the full group, as defined by the multiplied by 100 to express it as a percentage.
1987 benchmarks. So long as that criterion is met,
noncurrent reporters (and those not providing ample
history) are, for years with missing data, assumed to Table 1. Basic indicators
behave like the sample of the group that does provide
estimates. Readers should keep in mind that the pur- For basic indicators for economies with populations
pose is to maintain an appropriate relationship across of less than 1 million, see Box A.l. For selected indi-
topics, despite myriad problems with country data, cators for three "other economies," see Box A.2.
and that nothing meaningful can be deduced about Population numbers for mid-1990 are World Bank
behavior at the country level by working back from estimates. These are usually projections from the
group indicators. In addition, the weighting process most recent population censuses or surveys; most are
may result in discrepancies between summed sub- from 1980-1990 and, for a few countries, from the
group figures and overall totals. This is explained 1960s or 1970s. Note that refugees not permanently
more fully in the introduction to the World Tables. settled in the country of asylum are generally consid-
All growth rates shown are calculated from con- ered to be part of the population of their country of
stant price series and, unless otherwise noted, have origin.
286
The data on area are from the Food and Agriculture cusing on the coverage and concepts employed and,
Organization. Area is the total surface area, mea- where appropriate, making adjustments to improve
sured in square kilometers, comprising land area and comparability. As part of the review, Bank staff esti-
inland waters. mates of GNP (and sometimes of population) may be
GNP per capita figures in U.S. dollars are calculated developed for the most recent period.
according to the World Bank Atlas method, which is The World Bank also systematically assesses the
described below. appropriateness of official exchange rates as conver-
GNP per capita does not, by itself, constitute or sion factors. An alternative conversion factor is used
measure welfare or success in development. It does (and reported in the World Tables) when the official
not distinguish between the aims and ultimate uses exchange rate is judged to diverge by an excep-
of a given product, nor does it say whether it merely tionally large margin from the rate effectively applied
offsets some natural or other obstacle, or harms or to foreign transactions. This applies to only a small
contributes to welfare. For example, GNP is higher in number of countries. For all other countries the Bank
colder countries, where people spend money on calculates GNP per capita using the Atlas method.
heating and warm clothes, than in balmy climates, The Atlas conversion factor for any year is the aver-
where people are comfortable wearing light clothes in age of a country's exchange rate for that year and its
the open air. exchange rates for the two preceding years, after
More generally, GNP does not deal adequately adjusting them for differences in relative inflation be-
with environmental issues, particularly natural re- tween the country and the United States. This three-
source use. The Bank has joined with others to see year average smooths fluctuations in prices and ex-
how national accounts might provide insights into change rates for each country. The resulting GNP in
these issues. The possibility of developing "satellite" U.S. dollars is divided by the midyear population for
accounts is being considered; such accounts could the latest of the three years to derive GNP per capita.
delve into practical and conceptual difficulties, such Some sixty low- and middle-income economies
as assigning a meaningful economic value to re- have suffered declining real GNP per capita in con-
sources that markets do not yet perceive as "scarce" stant prices during the 1980s. In addition, significant
and allocating costs that are essentially global within currency and terms of trade fluctuations have af-
a framework that is inherently national. fected relative income levels. For this reason the
GNP measures the total domestic and foreign value levels and ranking of GNP per capita estimates, cal-
added claimed by residents. It comprises GDP (de- culated by the Atlas method, have sometimes
fined in the note for Table 2) plus net factor income changed in ways not necessarily related to the rela-
from abroad, which is the income residents receive tive domestic growth performance of the economies.
from abroad for factor services (labor and capital) less The following formulas describe the procedures for
similar payments made to nonresidents who contrib- computing the conversion factor for year t:
uted to the domestic economy. +
In estimating GNP per capita, the Bank recognizes (e>-2,1) -= "e2 (-f $-) + p- /
that perfect cross-country comparability of GNP per (e-2 p$-2$ PI-? ptl
capita estimates cannot be achieved. Beyond the clas- and for calculating per capita GNP in U.S. dollars for
sic, strictly intractable index number problem, two year t:
obstacles stand in the way of adequate comparability. (Y $) = (Y, N, *
One concerns the GNP and population estimates
themselves. There are differences in national ac- where
counting and demographic reporting systems and in Y, = current GNP (local currency) for year t
the coverage and reliability of underlying statistical P, = GNP deflator for yeart
information among various countries. The other ob- e, = average annual exchange rate (local currency to the
stacle relates to the use of official exchange rates for U.S. dollar) for year t
converting GNP data, expressed in different national N, = midyear population for year t
currencies, to a common denomination-conven- U
tionally the U.S. dollar-to compare them across Because of problems associated with the availabil-
countries. ity of comparable data and the determination of con-
Recognizing that these shortcomings affect the version factors, information on GNP per capita is not
comparability of the GNP per capita estimates, the shown for some economies.
World Bank has introduced several improvements in The use of official exchange rates to convert na-
the estimation procedures. Through its regular re- tional currency figures to U.S. dollars does not reflect
view of member countries' national accounts, the the relative domestic purchasing powers of curren-
Bank systematically evaluates the GNP estimates, fo- cies. The United Nations International Comparison
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Program (ICP) has developed measures of real GDP Tables 2 and 3. Growth and structure of production
on an internationally comparable scale, using pur-
chasing power parities (PPPs) instead of exchange Most of the definitions used are those of the U.N.
rates as conversion factors. Table 30 shows the most System of National Accounts (SNA), Series F, No. 2,
recent ICP estimates. Information on the ICP has Revision 3. Estimates are obtained from national
been published in four studies corresponding to the sources, sometimes reaching the World Bank through
first four phases; and in separate reports for Phase U other international agencies but more often collected
published by the Economic Commission for Europe during World Bank staff missions.
(ECE), the Economic ancL Social Commission for Asia World Bank staff review the quality of national ac-
and the Pacific (ESCAP), the European Communities counts data and in some instances, through mission
(EC), and the Organization for Economic Coopera- work or technical assistance, help adjust national se-
tion and Development (0ECD). ries. Because of the sometimes limited capabilities of
The ICP figures reported in Table 30 are prelimi- statistical offices and basic data problems, strict inter-
nary and may be revised. The United Nations and its national comparability cannot be achieved, especially
regional economic commissions, as well as other in- in economic activities that are difficult to measure,
ternational agencies, such as the EC, the OECD, and such as parallel market transactions, the informal sec-
the World Bank, are working to improve the meth- tor, or subsistence agriculture.
odology and to extend annual purchasing power GDP measures the total output of goods and ser-
comparisons to all countries. However, exchange vices for final use produced by residents and nonresi-
rates remain the only generally available means of dents, regardless of the allocation to domestic and
converting GNP from national currencies to U.S. foreign claims. It is calculated without making deduc-
dollars. tions for depreciation of "manmade" assets or deple-
The average annual rate of inflation is measured by tion and degradation of natural resources. Although
the growth rate of the GDP implicit deflator for each SNA envisages estimates of GDP by industrial origin
of the periods shown. The GDP deflator is first calcu- to be at producer prices, many countries still report
lated by dividing, for each year of the period, the such details at factor cost. International comparability
value of GDP at current values by the value of GDP at of the estimates is affected by differing country prac-
constant values, both in national currency. The least- tices in valuation systems for reporting value added
squares method is then used to calculate the growth by production sectors. As a partial solution, GDP es-
rate of the GDP deflator for the period. This measure timates are shown at purchaser values if the compo-
of inflation, like any other, has limitations. For some nents are on this basis, and such instances are foot-
purposes, however, it is used as an indicator of infla- noted. However, for a few countries in Tables 2 and 3,
tion because it is the most broadly based measure, GDP at purchaser values has been replaced by GDP
showing annual price movements for all goods and at factor cost.
services produced in an economy. The figures for GDP are dollar values converted
Life expectancy at birth indicates the number of years from domestic currencies using single-year official ex-
a newborn infant would live if prevailing patterns of change rates, For a few countries where the official
mortality at the time of its birth were to stay the same exchange rate does not reflect the rate effectively ap-
throughout its life. Data are World Bank estimates plied to actual foreign exchange transactions, an al-
based on data from the U.N. Population Division, the ternative conversion factor is used (and reported in
U.N. Statistical Office, and national statistical offices. the World Tables). Note that Table 3 does not use the
Adult illiteracy is defined here as the proportion of three-year averaging technique applied to GNP per
the population over the age of fifteen who cannot, capita in Table 1.
with understanding, read and write a short, simple Agriculture covers forestry, hunting, and fishing as
statement on their everyday life. This is only one of well as agriculture. In developing countries with high
three widely accepted definitions, and its application levels of subsistence farming, much agricultural pro-
is subject to qualifiers in a number of countries. The duction is eithier not exchanged or not exchanged for
data are from the illiteracy estimates and projections money. This increases the difficulty of measuring the
prepared in 1989 by Unesco. More recent information contribution of agriculture to GDP and reduces the
and a modified model have been used, therefore the reliability and comparability of such numbers.
data for 1990 are not strictly consistent with those Induistry cornprises value added in mining; manu-
published in last year's indicators. facturing (alsc reported as a separate subgroup); con-
The summary measures for GNP per capita, life struction; and electricity, water, and gas. Value added
expectancy, and adult illiteracy in this table are in all other branches of economic activity, including
weighted by population. Those for average annual imputed bank service charges, import duties, and
rates of inflation are weighted by the 1987 share of any statistical discrepancies noted by national com-
country GDP valued in curnent U.S. dollars. pilers, are categorized as services, etc.
2S8
Partially rebased, chain-linked 1987 series in do- The average index of food production per capita shows
mestic currencies, as explained at the beginning of the average annual quantity of food produced per
the technical notes, are used to compute the growth capita in 1988-90 in relation to the average produced
rates in Table 2. The sectoral shares of GDP in Table 3 annually in 1979-81. The estimates are derived by
are based on current price series. dividing the quantity of food production by the total
In calculating the summary measures for each indi- population. For this index food is defined as compris-
cator in Table 2, partially rebased constant 1987 U.S. ing nuts, pulses, fruits, cereals, vegetables, sugar
dollar values for each economy are calculated for each cane, sugar beet, starchy roots, edible oils, livestock,
year of the periods covered; the values are aggre- and livestock products. Quantities of food production
gated across countries for each year; and the least- are measured net of animal feed, seeds for use in
squares procedure is used to compute the growth agriculture, and food lost in processing and
rates. The average sectoral percentage shares in Table distribution.
3 are computed from group aggregates of sectoral The summary measures for fertilizer consumption
GDP in current U.S. dollars. are weighted by total arable land area; the summary
measures for food production are weighted by
Table 4. Agriculture and foodpouain population.
The basic data for value added in agriculture are from
the World Bank's national accounts series at current Table 5. Commercial energy
prices in national currencies. Value added in current The data on energy are primarily from U.N. sources.
prices in national currencies is converted to U.S. dol- They refer to commercial forms of primary energy-
lars by applying the single-year conversion pro- petroleum and natural gas liquids, natural gas, solid
cedure, as described in the technical note for Tables 2 fuels (coal, lignite, and so on), and primary electricity
and 3. (nuclear, geothermal, and hydroelectric power)-all
The figures for the remainder of this table are from converted into oil equivalents. Figures on liquid fuel
the Food and Agriculture Organization (FAO). Cereal consumption include petroleum derivatives that have
imports are measured in grain equivalents and de- been consumed in nonenergy uses. For converting
fined as comprising all cereals in the Standard Interna- primary electricity into oil equivalents, a notional
tional Trade Classification (SITC), Revision 2, Groups thermal efficiency of 34 percent has been assumed.
041-046. Food aid in cereals covers wheat and flour, The use of firewood, dried animal excrement, and
bulgur, rice, coarse grains, and the cereal component other traditional fuels, although substantial in some
of blended foods. The figures are not directly compa- developing countries, is not taken into account be-
rable because of reporting and timing differences. Ce- cause reliable and comprehensive data are not
real imports are based on calendar-year data reported available.
by recipient countries, and food aid in cereals is based Energy imports refer to the dollar value of energy
on data for crop years reported by donors and inter- imports-Section 3 in the Standard International Trade
national organizations, including the International Classification, Revision 1-and are expressed as a per-
Wheat Council and the World Food Programme. Fur- centage of earnings from merchandise exports. Be-
thermore, food aid information from donors may not cause data on energy imports do not permit a distinc-
correspond to actual receipts by beneficiaries during a tion between petroleum imports for fuel and those
given period because of delays in transportation and for use in the petrochemicals industry, these percent-
recording, or because aid is sometimes not reported ages may overestimate the dependence on imported
to the FAO or other relevant international organiza- energy.
tions. Food aid imports may also not show up in The summary measures of energy production and
customs records. The earliest available food aid data consumption are computed by aggregating the re-
are for 1974. The time reference for food aid is the spective volumes for each of the years covered by the
crop year, July to June. periods and then applying the least-squares growth
Fertilizer consumption measures the plant nutrients rate procedure. For energy consumption per capita,
used in relation to arable land. Fertilizer products population weights are used to compute summary
cover nitrogenous, potash, and phosphate fertilizers measures for the specified years.
(which include ground rock phosphate). Arable land The summary measures of energy imports as a per-
is defined as land under temporary crops (double- centage of merchandise exports are computed from
cropped areas are counted once), temporary group aggregates for energy imports and merchan-
meadows for mowing or pastures, land under market dise exports in current dollars.
or kitchen gardens, and land temporarily fallow or
lying idle, as well as land under permanent crops. Table 6. Structure of manufacturing
The time reference for fertilizer consumption is the The basic data for value added in manufacturing are
crop year, July to June. from the World Bank's national accounts series at cur-
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rent prices in national currencies. Value added in cur- has, where possible, standardized the coverage of es-
rent prices in national currencies is converted to U.S. tablishments to those with five or more employees.
dollars by applying the single-year conversion pro- The concepts and definitions are in accordance
cedure, as described in the technical note for Tables 2 with the International Recommendations for Industrial
and 3. Statistics, published by the United Nations. Earnings
The data for distribution of manufacturing value added (wages and salaries) cover all remuneration to em-
among industries are provided by the United Nations ployees paid by the employer during the year. The
Industrial Development Organization (UNIDO), and payments include (a) all regular and overtime cash
distribution calculations are from national currencies payments and bonuses and cost of living allowances;
in current prices. (b) wages and salaries paid during vacation and sick
The classification of manufacturing industries is in leave; (c) taxes and social insurance contributions and
accordance with the U.N. 's International Standard In- the like, payable by the employees and deducted by
dustrial Classification of All Economic Activities (ISIC), the employer; and (d) payments in kind.
Revision 2. Food, beverages, and tobacco comprise ISIC The term "employees" in this table combines two
Division 31; textiles and clothing, Division 32; machin- categories defined by the U.N., regular employees
ery and transport equipment, Major Groups 382-84; and and persons engaged. Together these groups com-
chemicals, Major Groups 351 and 352. Other comprises prise regular employees, working proprietors, active
wood and related products (Division 33), paper and business partners, and unpaid family workers; they
related products (Division 34), petroleum and related exclude horneworkers. The data refer to the average
products (Major Groups 353-56), basic metals and number of employees working during the year.
mineral products (Divisions 36 and 37), fabricated "Value added" is defined as the current value of
metal products and professional goods (Major gross output less the current cost of (a) materials,
Groups 381 and 385), and other industries (Major fuels, and other supplies consumed, (b) contract and
Group 390). When data for textiles, machinery, or commission work done by others, (c) repair and
chemicals are shown as not available, they are also maintenance work done by others, and (d) goods
included in other. shipped in thfe same condition as received.
Summary measures for value added in manufac- The value of gross output is estimated on the basis
turing are totals calculated by the aggregation of either production or shipments. On the production
method noted at the beginning of the technical notes. basis it consists of (a) the value of all products of the
establishment, (b) the value of industrial services ren-
Table 7. Manufacturing earnings and output dered to others, (c) the value of goods shipped in the
same condition as received, (d) the value of electricity
Four indicators are shown-two relate to real earn- sold, and (e) the net change in the value of work-in-
ings per employee, one to labor's share in total value progress between the beginning and the end of the
added generated, and one to labor productivity in the reference period. In the case of estimates compiled on
manufacturing sector. The indicators are based on a shipment basis, the net change between the begin-
data from the United Nations Industrial Develop- ning and the end of the reference period in the value
ment Organization (UNIDO), although the deflators of stocks of finished goods is also included.
are from other sources, as explained below.
Earnings per employee are in constant prices and are Tables 8 and 9. Growth of consumption
derived by deflating nominal earnings per employee and investment; structure of demand
by the country's consumer price index (CPI). The CPl
is from the International Monetary Fund's Interna- GDP is defined in the note for Tables 2 and 3, but for
tional Financial Statistics. Total earnings as a percentage of these two tables it is in purchaser values.
value added are derived by dividing total earnings of General goz;erninent consumption includes all current
employees by value added in current prices to show expenditure :for purchases of goods and services by
labor's share in income generated in the manufactur- all levels of government. Capital expenditure on na-
ing sector. Gross output per employee is in constant tional defense and security is regarded as consump-
prices and is presented as an index of overall labor tion expenditure.
productivity in manufacturing with 1980 as the base Private consumption, etc., is the market value of all
year. To derive this indicator, UNIDO data on gross goods and services, including durable products (such
output per employee in current prices are adjusted as cars, washing machines, and home computers)
using the implicit deflators for value added in manu- purchased or received as income in kind by house-
facturing or in industry, taken from the World Bank's holds and nonprofit institutions. It excludes pur-
national accounts data files. chases of dwellings but includes imputed rent for
To improve cross-country comparability, UNIDO owner-occupied dwellings (see the note for Table 10
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for details). In practice, it includes any statistical dis- other tubers. For high-income OECD members, how-
crepancy in the use of resources. At constant prices, it ever, this subitem does not include tubers. Gross
also includes the rescaling deviation from partial re- rents, fuel and power consist of actual and imputed
basing, which is explained at the beginning of the rents and repair and maintenance charges, as well as
technical notes. the subitem fuel and power (for heating, lighting, cook-
Gross domestic investment consists of outlays on ad- ing, air conditioning, and so forth). Note that this
ditions to the fixed assets of the economy plus net item excludes energy used for transport (rarely re-
changes in the level of inventories. ported to be more than 1 percent of total consump-
Gross domestic savings are calculated by deducting tion in low- and middle-income economies). As men-
total consumption from GDP. tioned, medical care and education include government
Exports of goods and nonfactor services represent the as well as private consumption expenditure. Transport
value of all goods and nonfactor services provided to and communication also includes the purchase of auto-
the rest of the world; they include merchandise, mobiles, which are reported as a subitem. Other con-
freight, insurance, travel, and other nonfactor ser- sumption, the residual group, includes beverages and
vices. The value of factor services, such as investment tobacco, nondurable household goods and house-
income, interest, and labor income, is excluded. Cur- hold services, recreational services, and services (in-
rent transfers are also excluded. cluding meals) supplied by hotels and restaurants;
The resource balance is the difference between ex- carry-out food is recorded here. It also includes the
ports of goods and nonfactor services and imports of separately reported subitem other consumer durables,
goods and nonfactor services. comprising household appliances, furniture, floor
Partially rebased 1987 series in constant domestic coverings, recreational equipment, and watches and
currency units are used to compute the indicators in jewelry.
Table 8. Distribution of GDP in Table 9 is calculated Estimating the structure of consumption is one of
from national accounts series in current domestic cur- the weakest aspects of national accounting in low-
rency units. and middle-income economies. The structure is esti-
The summary measures are calculated by the mated through household expenditure surveys and
method explained in the note for Tables 2 and 3. similar survey techniques. It therefore shares any bias
inherent in the sample frame. Since, conceptually,
Table 10. Structure of consumption expenditure is not identical to consumption, other
apparent discrepancies occur, and data for some
Percentage shares of selected items in total household countries should be treated with caution. For exam-
consumption expenditure are computed from details ple, some countries limit surveys to urban areas or,
of GDP (expenditure at national market prices) de- even more narrowly, to capital cities. This tends to
fined in the U.N.'s System of National Accounts (SNA), produce lower than average shares for food and high
mostly as collected from the International Compari- shares for transport and communication, gross rents,
son Program (ICP) Phases IV (1980) and V (1985). For fuel and power, and other consumption. Controlled
countries not covered by the ICP, less detailed na- food prices and incomplete national accounting for
tional accounts estimates are included, where avail- subsistence activities also contribute to low food
able, in order to present a general idea of the broad shares.
structure of consumption. The data cover eighty-four
countries (including Bank staff estimates for China) Table 11. Central government expenditure
and refer to the most recent estimates, generally for
1980 and 1985. Where they refer to other years, the The data on central government finance in Tables 11
figures are shown in italics. Consumption here refers and 12 are from the IMF Government Finance Statistics
to private (nongovernment) consumption as defined Yearbook (1990) and IMF data files. The accounts of
in the SNA and in the notes for Tables 2 and 3, 4, and each country are reported using the system of com-
9, except that education and medical care comprise mon definitions and classifications found in the IMF
government as well as private outlays. This ICP con- Manual on Government Finance Statistics (1986).
cept of "enhanced consumption" reflects who uses For complete and authoritative explanations of con-
rather than who pays for consumption goods, and it cepts, definitions, and data sources, see these IMF
improves international comparability because it is sources. The commentary that follows is intended
less sensitive to differing national practices regarding mainly to place these data in the context of the broad
the financing of health and education services. range of indicators reported in this edition.
Cereals and tubers, a major subitem of food, comprise The shares of total expenditure and current revenue by
the main staple products: rice, flour, bread, all other category are calculated from series in national curren-
cereals and cereal preparations, potatoes, yams, and cies. Because of differences in coverage of available
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data, the individual cornponents of central govern- Health covers public expenditure on hospitals, ma-
ment expenditure and current revenue shown in ternity and dental centers, and clinics with a major
these tables may not be strictly comparable across all medical component; on national health and medical
economies. insurance schemes; and on family planning and pre-
Moreover, inadequate statistical coverage of state, ventive care. Note that Table 10 also provides a mea-
provincial, and local governments dictates the use of sure of expenditure on medical care, private as well
central government data; this may seriously under- as public, relative to household consumption.
state or distort the statistical portrayal of the alloca- Housing, amenities; social security and welfare cover
tion of resources for various purposes, especially in expenditure on housing (excluding interest subsidies,
countries where lower levels of government have which are usually classified with "other") such as
considerable autonomy and are responsible for many income-related schemes; on provision and support of
economic and social services. In addition, "central housing and slum-clearance activities; on community
government" can mean either of two accounting con- development; and on sanitation services. These cate-
cepts: consolidated or budgetary. For most countries, gories also cover compensation for loss of income to
central government finance data have been consoli- the sick and temporarily disabled; payments to the
dated into one overall account, but for others only the elderly, the permanently disabled, and the unem-
budgetary central government accounts are available. ployed; family, maternity, and child allowances; and
Since all central government units are not always in- the cost of welfare services, such as care of the aged,
cluded in the budgetary accounts, the overall picture the disabled, and children. Many expenditures rele-
of central government activities is usually incom- vant to environmental defense, such as pollution
plete. Countries reporting budgetary data are abatement, water supply, sanitary affairs, and refuse
footnoted. collection, are included indistinguishably in this
Consequently, the data presented, especially those category.
for education and health, are not comparable across Economic services comprise expenditure associated
countries. In many econoimies, private health and ed- with the regulation, support, and more efficient oper-
ucation services are substantial; in others, public ser- ation of business; economic development; redress of
vices represent the major component of total expen- regional imbalances; and creation of employment op-
diture but may be financed by lower levels of portunities. Research, trade promotion, geological
government. Caution should therefore be exercised surveys, ancl inspection and regulation of particular
in using the data for cross-country comparisons. Cen- industry grouaps are among the activities included.
tral government expenditure comprises the expendi- Other covers interest payments and items not in-
ture by all government offices, departments, estab- cluded elsewhere; for a few economies it also in-
lishments, and other bodies that are agencies or cludes amounts that could not be allocated to other
instruments of the central authority of a country. It components (or adjustments from accrual to cash
includes both current and capital (development) accounts).
expenditure. Total expenditure is more narrowly defined than the
Defense comprises all expenditure, whether by de- measure of general government consumption given
fense or other departments, on the maintenance of in Table 9 because it excludes consumption expendi-
military forces, including the purchase of military ture by state and local governments. At the same
supplies and equipment, construction, recruiting, time, central government expenditure is more
and training. Also in this category are closely related broadly defined because it includes government's
items such as military aid programs. Defense does gross domestic investment and transfer payments.
not include expenditure on public order and safety, Overall surplus/deficit is defined as current and capi-
which are classified separately. tal revenue and official grants received, less total ex-
Education comprises expenditure on the provision, penditure and lending minus repayments.
management, inspection, and support of preprimary,
primary, and secondary schools; of universities and Table 12. Central government current revenue
colleges; and of vocational, technical, and other train-
ing institutions. Also included is expenditure on the Information Dn data sources and comparability is
general administration and regulation of the educa- given in the note for Table 11. Current revenue by
tion system; on research into its objectives, organiza- source is expressed as a percentage of total current
tion, administration, and rnethods; and on such sub- revenue, which is the sum of tax revenue and nontax
sidiary services as transport, school meals, and revenue and is calculated from national currencies.
school medical and dental services. Note that Table 10 Tax revenue comprises compulsory, unrequited,
provides an alternative measure of expenditure on nonrepayable receipts for public purposes. It includes
education, private as well a,s public, relative to house- interest collected on tax arrears and penalties col-
hold consumption. lected on nonpayment or late payment of taxes and is
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shown net of refunds and other corrective transac- (deposit rate) and charged by the banks on loans to
tions. Taxes on income, profit, and capital gains are taxes prime customers (lending rate). The data are, how-
levied on the actual or presumptive net income of ever, of limited international comparability, partly be-
individuals, on the profits of enterprises, and on capi- cause coverage and definitions vary and partly be-
tal gains, whether realized on land sales, securities, cause countries differ in the scope available to banks
or other assets. Intragovernmental payments are for adjusting interest rates to reflect market
eliminated in consolidation. Social security contribu- conditions.
tions include employers' and employees' social secu- Because interest rates (and growth rates for mone-
rity contributions as well as those of self-employed tary holdings) are expressed in nominal terms, much
and unemployed persons. Domestic taxes on goods and of the variation among countries stems from differ-
services include general sales and turnover or value ences in inflation. For easy reference, the Table 1 indi-
added taxes, selective excises on goods, selective cator of recent inflation is repeated in this table.
taxes on services, taxes on the use of goods or prop-
erty, and profits of fiscal monopolies. Taxes on interna- Table 14. Growth of merchandise trade
tional trade and transactions include import duties, ex-
port duties, profits of export or import monopolies, The main data source for current trade values is the
exchange profits, and exchange taxes. Other taxes in- U.N. Commodity Trade (Comtrade) data file supple-
clude employers' payroll or labor taxes, taxes on mented by World Bank estimates. The statistics on
property, and taxes not allocable to other categories. merchandise trade are based on countries' customs
They may include negative values that are adjust- returns.
ments, for instance, for taxes collected on behalf of Merchandise exports and imports, with some excep-
state and local governments and not allocable to indi- tions, cover international movements of goods across
vidual tax categories. customs borders; trade in services is not included.
Nontax revenue comprises receipts that are not a Exports are valued f.o.b. (free on board) and imports
compulsory nonrepayable payment for public pur- c.i.f. (cost, insurance, and freight) unless otherwise
poses, such as fines, administrative fees, or entrepre- specified in the foregoing sources. These values are in
neurial income from government ownership of prop- current dollars.
erty. Proceeds of grants and borrowing, funds arising The growth rates of merchandise exports and im-
from the repayment of previous lending by govern- ports are based on constant price data, which are
ments, incurrence of liabilities, and proceeds from obtained from export or import value data as deflated
the sale of capital assets are not included. by the corresponding price index. The World Bank
uses its own price indexes, which are based on inter-
Table 13. Money and interest rates national prices for primary commodities and unit
value indexes for manufactures. These price indexes
The data on monetary holdings are based on the are country-specific and disaggregated by broad com-
IMF's International Financial Statistics (IFS). Monetary modity groups. This ensures consistency between
holdings, broadly defined, comprise the monetary and data for a group of countries and those for individual
quasi-monetary liabilities of a country's financial in- countries. Such consistency will increase as the
stitutions to residents but not to the central govern- World Bank continues to improve its trade price in-
ment. For most countries, monetary holdings are the dexes for an increasing number of countries. These
sum of money (IFS line 34) and quasi-money (IFS line growth rates can differ from those derived from na-
35). Money comprises the economy's means of pay- tional practices because national price indexes may
ment: currency outside banks and demand deposits. use different base years and weighting procedures
Quasi-money comprises time and savings deposits from those used by the World Bank.
and similar bank accounts that the issuer will readily The terms of trade, or the net barter terms of trade,
exchange for money. Where nonmonetary financial measure the relative movement of export prices
institutions are important issuers of quasi-monetary against that of import prices. Calculated as the ratio
liabilities, these are also included in the measure of of a country's index of average export prices to its
monetary holdings. average import price index, this indicator shows
The growth rates for monetary holdings are calcu- changes over a base year in the level of export prices
lated from year-end figures, while the average of the as a percentage of import prices. The terms of trade
year-end figures for the specified year and the pre- index numbers are shown for 1985 and 1990, where
vious year is used for the ratio of monetary holdings 1987 = 100. The price indexes are from the source
to GDP. cited above for the growth rates of exports and
The nominal interest rates of banks, also from IFS, imports.
represent the rates paid by commercial or similar The summary measures for the growth rates are
banks to holders of their quasi-monetary liabilities calculated by aggregating the 1987 constant U.S. dol-
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lar price series for each year and then applying the Table 17. OECD imports of manufactured goods:
least-squares growth rate procedure for the periods origin and composition
shown.
The data are from the United Nations, reported by
Tables 15 and 16. Structure of merchandise imports high-income OECD economies, which are the OECD
and exports members excluding Greece, Portugal, and Turkey.
The tablE' reports the value of imports of manufac-
The shares in these tables are derived from trade tures of higlh-income OECD countries by the economy
values in current dollars reported in the U.N. trade of origin, and the composition of such imports by
data system and the U.N.'s Yearbook of International major manufactured product groups.
Trade Statistics, supplemented by World Bank esti- The table replaces one in past editions on the origin
mates, as explained in the technical note for Table 14. and destination of manufactured exports, which was
Merchandise exports and imports are also defined in based on exports reported by individual economies.
that note. Since there was a lag of several years in reporting by
The categorization of exports and imports follows many developing economies, estimates based on var-
the Standard International Trade Classification (SITC), ious sources were used to fill the gaps. Until these
Series M, No. 34, Revision 1. For some countries, estimates can be improved, the current table, based
data for certain commodity categories are unavailable on up-to-date and consistent but less comprehensive
and the full breakdown cannot be shown. data, is included instead. Manufactured imports of
In Table 15, food comrnodities are those in SITC the predom:rnant markets from individual economies
Sections 0, 1, and 4 and Division 22 (food and live are the best available proxy of the magnitude and
animals, beverages, oils and fats, and oilseeds and composition of the manufactured exports of these
nuts) excluding Division 12, tobacco, which is in- economies to all destinations taken together.
cluded in other primary commodities; thus the data are Manufactured goods are the commodities in the Stan-
not strictly comparable with those published last dard International Trade Classification (SITC), Revision
year, particulartly if tobacco is a major import item. 1, Sections 5 through 9 (chemical and related prod-
Fuels are the commodities in SITC Section 3 (mineral ucts, basic manufactures, manufactured articles, ma-
fuels, and lubricants and r elated materials). Other pri- chinery and transport equipment, and other manu-
mary commodities comprise SITC Section 2 (crude ma- factured articles and goods not elsewhere classified),
terials, excluding fuels), less Division 22 (oilseeds and excluding Division 68 (nonferrous metals). This defi-
nuts), plus Division 12 (tobacco) and Division 68 nition is sormewhat broader than the one used to de-
(nonferrous metals). Machinery and transport equip- fine exporters of manufactures.
ment are the commodities in SITC Section 7. Other The major manufactured product groups reported
manufactures, calculated residually from the total are defined as follows: textiles and clothing (SIlTC Sec-
value of manufactured imports, represent SITC Sec- tions 65 and 84), chemicals (SITC Section 5), electrical
tions 5 through 9, less Section 7 and Division 68. machinery and electronics (SITC Section 72), transport
In Table 16, fuels, minerals, and metals are the com- equipment (sITc Section 73), and others, defined as the
modities in SITC Section 3 (mineral fuels, and lubri- residual. SITC Revision 1 data are used for the year
cants and related materials), Divisions 27 and 28 1970, whereas the equivalent data in Revision 2 are
(minerals and crude fertilizers, and metalliferous used for the vear 1990.
ores), and Division 68 (nonferrous metals). Other pri-
mary commodities comprise SITC Sections 0, 1, 2, and Table 18. Balance of payments and reserves
4 (food and live animals, beverages and tobacco, in-
edible crude materials, oils, fats, and waxes), less Di- The statistics for this table are mostly as reported by
visions 27 and 28. Machinery and transport equipment the IMF but do include recent estimates by World
are the commodities in SITC Section 7. Other manufac- Bank staff and, in rare instances, the Bank's own cov-
tures represent SITC Sections 5 through 9, less Sec- erage or classification adjustments to enhance inter-
tion 7 and Division 68. Textiles and clothing, represent- national comparability. Values in this table are in U.S.
ing SITC Divisions 65 and 84 (textiles, yarns, fabrics, dollars converted at current exchange rates.
and clothing), are a subgroup of other manufactures. The current account balance after official transfers is the
The summary measures in Table 15 are weighted difference between (a) exports of goods and services
by total merchandise impcrts of individual countries (factor and rnonfactor) as well as inflows of unre-
in current dollars; those in Table 16 by total merchan- quited transfers (private and official) and (b) imports
dise exports of individual countries in current dollars. of goods and services as well as all unrequited trans-
(See the technical note for Table 14.) fers to the rest of the world.
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The current account balance before official transfers is ganization of Petroleum Exporting Countries (OPEC)
the current account balance that treats net official un- to promote economic development and welfare. Al-
requited transfers as akin to official capital move- though this definition is meant to exclude purely mili-
ments. The difference between the two balance of tary assistance, the borderline is sometimes blurred;
payments measures is essentially foreign aid in the the definition used by the country of origin usually
form of grants, technical assistance, and food aid, prevails. ODA also includes the value of technical
which, for most developing countries, tends to make cooperation and assistance. All data shown are sup-
current account deficits smaller than the financing plied by the OECD, and all U.S. dollar values are
requirement. converted at official exchange rates.
Net workers' remittances cover payments and re- Total net flows are net disbursements to developing
ceipts of income by migrants who are employed or countries and multilateral institutions. The disburse-
expect to be employed for more than a year in their ments to multilateral institutions are now reported
new economy, where they are considered residents. for all DAC members on the basis of the date of issue
These remittances are classified as private unrequited of notes; some DAC members previously reported on
transfers and are included in the balance of payments the basis of the date of encashment. Total net bilateral
current account balance, whereas those derived from flows to low-income economies exclude unallocated bilat-
shorter-term stays are included in services as labor eral flows and all disbursements to multilateral
income. The distinction accords with internationally institutions.
agreed guidelines, but many developing countries The nominal values shown in the summary for
classify workers' remittances as a factor income re- ODA from high-income OECD countries are con-
ceipt (hence, a component of GNP). The World Bank verted at 1987 prices using the dollar GDP deflator.
adheres to international guidelines in defining GNP This deflator is based on price increases in OECD
and, therefore, may differ from national practices. countries (excluding Greece, Portugal, and Turkey)
Gross international reserues comprise holdings of measured in dollars. It takes into account the parity
monetary gold, special drawing rights (SDRs), the changes between the dollar and national currencies.
reserve position of members in the IMF, and holdings For example, when the dollar depreciates, price
of foreign exchange under the control of monetary changes measured in national currencies have to be
authorities. The data on holdings of international re- adjusted upward by the amount of the depreciation
serves are from IMF data files. The gold component to obtain price changes in dollars.
of these reserves is valued throughout at year-end The table, in addition to showing totals for OPEC,
(December 31) London prices: that is, $37.37 an shows totals for the Organization of Arab Petroleum
ounce in 1970 and $385.00 an ounce in 1990. The re- Exporting Countries (OAPEC). The donor members
serve levels for 1970 and 1990 refer to the end of the of OAPEC are Algeria, Iraq, Kuwait, Libya, Qatar,
year indicated and are in current dollars at prevailing Saudi Arabia, and United Arab Emirates. ODA data
exchange rates. Because of differences in the defini- for OPEC and OAPEC are also obtained from the
tion of international reserves, in the valuation of OECD.
gold, and in reserve management practices, the levels
of reserve holdings published in national sources do Table 20. Official development assistance: receipts
not have strictly comparable significance. Reserve
holdings at the end of 1990 are also expressed in Net disbursements of ODA from all sources consist of
terms of the number of months of imports of goods loans and grants made on concessional financial
and services they could pay for. terms by all bilateral official agencies and multilateral
The summary measures are computed from group sources to promote economic development and wel-
aggregates for gross international reserves and total fare. They include the value of technical cooperation
imports of goods and services in current dollars. and assistance. The disbursements shown in this ta-
ble are not strictly comparable with those shown in
Table 19. Official development assistance Table 19 since the receipts are from all sources; dis-
from OECD and OPEC members bursements in Table 19 refer only to those made by
high-income members of the OECD and members of
Official development assistance (ODA) consists of net OPEC. Net disbursements equal gross disbursements
disbursements of loans and grants made on conces- less payments to the originators of aid for amortiza-
sional financial terms by official agencies of the mem- tion of past aid receipts. Net disbursements of ODA
bers of the Development Assistance Committee are shown per capita and as a percentage of GNP.
(DAC) of the Organization for Economic Cooperation The summary measures of per capita ODA are
and Development (OECD) and members of the Or- computed from group aggregates for population and
295
for ODA. Summary measures for ODA as a percent- Disbursements are drawings on long-term loan com-
age of GNP are computed from group totals for ODA mitments during the year specified.
and for GNP in current U. S. dollars. Repayment of principal is the actual amount of princi-
pal (amortization) paid in foreign currency, goods, or
Table 21. Total external debt services in the year specified.
Interest payments are actual amounts of interest paid
The data on debt in this and successive tables are in foreign currency, goods, or services in the year
from the World Bank Debtor Reporting System, sup- specified.
plemented by World Bank estimates. That system is
concerned solely with developing economies and Table 23. Alggregate net resource flows
does not collect data on external debt for other groups and net transfers
of borrowers or from economies that are not members
of the World Bank. The dollar figures on debt shown Net flows on tong-term debt are disbursements less the
in Tables 21 through 25 aire in U.S. dollars converted repayment of principal on public, publicly guaran-
at official exchange rates. teed, and private nonguaranteed long-term debt. 0/-
ath dfficiatexchaong debteinclud privatenonguarficial grants are transfers made by an official agency in
dheb datapor dedby twenty-udeprvatelopngucountries cash or in kind in respect of which no legal debt is
debt epored b twety-sx deelopng cuntres icurred by the recipient. Data on official grants ex-
and complete or partial estimates for an additional y
twenty-one others that do not report but for which dude grants for technical assistance.
this type of debt is knowni to be significant. Net foreign direct investment is defined as investment
Public loans are the external obligations of public that is made to acquire a lasting interest (usually 10
debtors, including the national government, its agen- percent of the voting stock) in an enterprise operating
cies, and autonomous public bodies. Publicly guaran- in a country other than that of the investor (defined
teed loans are the external obligations of private an effectve voice in the management of the enter-
debtors that are guaranteed for repayment by a public prise. Aggreate net resource flows are the sum of net
entity. These two categories are aggregated in the ta- flows on long-term debt (excluding IMF) plus official
bles. Private nonguaranteed loans are the external oblig- grants (excluding technical assistance) and net for-
ations of private debtors that are not guaranteed for
repayment by a public entity. eign direct investment. Aggregate net transfers are
Use of IMF credit denotes repurchase obligations to equal to aggregate net resource flows minus interest
the IMF for all uses of IMF resources, excluding those payments on long-term loans and remittance of all
resulting from drawings in the reserve tranche. It is profits.
shown for the end of the year specified. It comprises Table 24. Total external debt ratios
purchases outstanding under the credit tranches, in-
cluding enlarged access resources, and all special fa- Total external debt as a percentage of exports of goods and
cilities (the buffer stock, compensatory financing, ex- services represents public, publicly guaranteed, pri-
tended fund, and oil facilities), Trust Fund loans, and vate nonguaranteed long-term debt, use of IMF
operations under the enhanced structural adjustment credit, and short-term debt drawn at year-end, net of
facilities. Use of IMF credit outstanding at year-end (a repayments of principal and write-offs. Throughout
stock) is converted to U.S. dollars at the dollar-SDR this table, goods and services include workers' remit-
exchange rate in effect at year-end. tances. For estimating total external debt as a percentage
Short-term debt is debt with an original maturity of of GNP, the debt figures are converted into U.S. dol-
one year or less. Available data permit no distinctions lars from currencies of repayment at year-end official
between public and private nonguaranteed short- exchange rates. GNP is converted from national cur-
term debt. rencies to U.S. dollars by applying the conversion
Total external debt is defined for the purpose of this procedure described in the technical note for Tables 2
Report as the sum of public, publicly guaranteed, and and 3.
private nonguaranteed long-term debt, use of IMF Total debt service as a percentage of goods and services is
credit, and short-term debt. the sum of principal repayments and interest pay-
ments on total external debt (as defined in the note
Table 22. Flow of public and private external capital for Table 21). It is one of several conventional mea-
sures used to assess a country's ability to service
Data on disbursements, repayment of principal (am- debt.
ortization), and payment of interest are for public, Interest payments as a percentage of exports of goods and
publicly guaranteed, and private nonguaranteed services are actual payments made on total external
long-term loans. debt.
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The summary measures are weighted by exports of reproduction rate (defined in the note for Table 27)
goods and services in current dollars and by GNP in equals 1. In such a population, the birth rate is con-
current dollars, respectively. stant and equal to the death rate, the age structure is
constant, and the growth rate is zero.
Table 25. Terms of external public borrowing Population projections are made age cohort by age
cohort. Mortality, fertility, and migration are pro-
Commitments refer to the public and publicly guaran- jected separately, and the results are applied iter-
teed loans for which contracts were signed in the year atively to the 1985 base-year age structure. For the
specified. They are reported in currencies of repay- projection period 1985 to 2005, the changes in mortal-
ment and converted into U.S. dollars at average an- ity are country specific: increments in life expectancy
nual official exchange rates. and decrements in infant mortality are based on pre-
Figures for interest rates, maturities, and grace periods vious trends for each country. When female second-
are averages weighted by the amounts of the loans. ary school enrollment is high, mortality is assumed to
Interest is the major charge levied on a loan and is decline more quickly. Infant mortality is projected
usually computed on the amount of principal drawn separately from adult mortality. Note that the data
and outstanding. The maturity of a loan is the inter- reflect the potentially significant impact of the human
val between the agreement date, when a loan agree- immunodeficiency virus (HIV) epidemic.
ment is signed or bonds are issued, and the date of Projected fertility rates are also based on previous
final repayment of principal. The grace period is the trends. For countries in which fertility has started to
interval between the agreement date and the date of decline (termed "fertility transition"), this trend is
the first repayment of principal, assumed to continue. It has been observed that no
Public loans with variable interest rates, as a percentage country where the population has a life expectancy of
of public debt, refer to interest rates that float with less than 50 years has experienced a fertility decline;
movements in a key market rate; for example, the for these countries fertility transition is delayed, and
London interbank offered rate (LIBOR) or the U.S. then the average decline of the group of countries in
prime rate. This column shows the borrower's expo- fertility transition is applied. Countries with below-
sure to changes in international interest rates. replacement fertility are assumed to have constant
The summary measures in this table are weighted total fertility rates until 1995-2000 and then to regain
by the amounts of the loans. replacement level by 2030.
International migration rates are based on past and
Table 26. Population growth and projections present trends in migration flows and migration pol-
icy. Among the sources consulted are estimates and
Population growth rates are period averages calcu- projections made by national statistical offices, inter-
lated from midyear populations. national agencies, and research institutions. Because
Population estimates for mid-1990 and estimates of of the uncertainty of future migration trends, it is
fertility and mortality are made by the World Bank assumed in the projections that net migration rates
from data provided by the U.N. Population Division, will reach zero by 2025.
the U.N. Statistical Office, and country statistical of- The estimates of the size of the stationary popula-
fices. Estimates take into account the results of the tion are very long-term projections. They are in-
latest population censuses, which in some cases are cluded only to show the implications of recent fertil-
neither recent nor accurate. Note that refugees not ity and mortality trends on the basis of generalized
permanently settled in the country of asylum are gen- assumptions. A fuller description of the methods and
erally considered to be part of the population of their assumptions used to calculate the estimates is con-
country of origin. tained in the forthcoming, 1992-93 edition of World
The projections of population for 2000, 2025, and Population Projections.
the year in which the population will eventually be-
come stationary (see definition below) are made for Table 27. Demography and fertility
each economy separately. Information on total popu-
lation by age and sex, fertility, mortality, and interna- The crude birth rate and crude death rate indicate re-
tional migration is projected on the basis of gener- spectively the number of live births and deaths occur-
alized assumptions until the population becomes ring per thousand population in a year. They come
stationary. from the sources mentioned in the note to Table 26.
A stationary population is one in which age- and Women of childbearing age are those from age 15 to
sex-specific mortality rates have not changed over a 49.
long period, and during which fertility rates have re- The total fertility rate represents the number of chil-
mained at replacement level; that is, when the net dren that would be born to a woman if she were to
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live to the end of her childbearing years and bear first aid workers, traditional birth attendants, and so
children at each age in accordance with prevailing on. The inclusion of auxiliary and paraprofessional
age-specific fertility rates. The rates given are from personnel provides more realistic estimates of avail-
the sources mentioned in the note for Table 26. able nursing care. Because definitions of doctors and
The net reproduction rate (NRR), which measures the nursing personnel vary-and because the data shown
number of daughters a newborn girl will bear during are for a variety of years-the data for these two indi-
her lifetime, assuming fixed age-specific fertility and cators are not strictly comparable across countries.
mortality rates, reflects the extent to which a cohort Data on births attended by health staff show the per-
of newborn girls will reproduce themselves. An NRR centage of births recorded where a recognized health
of 1 indicates that fertility is at replacement level: at service worker was in attendance. The data are from
this rate women will bear, on average, only enough WHO, supplemented by UNICEF data. They are
daughters to replace themselves in the population. based on national sources, derived mostly from offi-
As with the size of the stationary population, the cial community reports and hospital records; some
assumed year of reaching replacement-level fertility reflect only births in hospitals and other medical in-
is speculative and should not be regarded as a stitutions. Sometimes smaller private and rural hos-
prediction. pitals are excluded, and sometimes even relatively
Married women of childbearing age using contraception primitive local facilities are included. The coverage is
are women who are practicing, or whose husbands therefore nct always comprehensive, and the figures
are practicing, any form of contraception. Contracep- should be treated with extreme caution.
tive usage is generally measured for women age 15 to Babies with low birth weight are children born weigh-
49. A few countries use measures relating to other ing less than 2,500 grams. Low birth weight is fre-
age groups, especially 15 to 44. quently associated with maternal malnutrition and
Data are mainly derived from demographic and tends to raise the risk of infant mortality and lead to
health surveys, contraceptive prevalence surveys, poor growth in infancy and childhood, thus increas-
World Bank country data, and Mauldin and Segal's ing the incidence of other forms of retarded develop-
article "Prevalence of Contraceptive Use: Trends and ment. The figures are derived from both WHO and
Issues" in volume 19 of Studies in Family Planning UNICEF sources and are based on national data. The
(1988). For a few countries for which no survey data data are not strictly comparable across countries since
are available, and for several African countries, pro- they are compiled from a combination of surveys and
gram statistics are used. Program statistics may un- administrative records that may not have representa-
derstate contraceptive prevalence because they do tive national coverage.
not measure use of methods such as rhythm, with- The infant mortality rate is the number of infants
drawal, or abstinence, nor use of contraceptives not who die before reaching one year of age, per thou-
obtained through the official family planning pro- sand live births in a given year. The data are from the
gram. The data refer to rates prevailing in a variety of U.N. publication Mortality of Children under Age 5:
years, generally not more than two years before the Projections, 1950-2025 as well as from the World
year specified in the table. Bank.
All summary measures are country data weighted The daily c.2lorie supply (per capita) is calculated by
by each country's share in the aggregate population. dividing the calorie equivalent of the food supplies in
an economy by the population. Food supplies com-
Table 28. Health and nutrition prise domestic production, imports less exports, and
changes in stocks; they exclude animal feed, seeds for
The estimates of population per physician and per nurs- use in agriculture, and food lost in processing and
ing person are derived frorn World Health Organiza- distribution. These estimates are from the Food and
tion (WHO) data and are supplemented by data ob- Agriculture Organization.
tained directly by the World Bank from national The summ.ary measures in this table are country
sources. The data refer to a variety of years, generally figures weighted by each country's share in the ag-
no more than two years before the year specified. The gregate population.
figure for physicians, in addition to the total number
of registered practitioners in the country, includes Table 29. Edu,cation
medical assistants whose rmedical training is less than
that of qualified physicians but who nevertheless dis- The data in this table refer to a variety of years, gener-
pense similar medical services, including simple op- ally not more than two years distant from those spe-
erations. Nursing persons include graduate, practi- cified; however, figures for females sometimes refer
cal, assistant, and auxiliary nurses, as well as to a year earlier than that for overall totals. The data
paraprofessional personnel such as health workers, are mostly from Unesco.
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Primary school enrollment data are estimates of tal household income, per capita income, or
children of all ages enrolled in primary school. Fig- expenditure.
ures are expressed as the ratio of pupils to the popu- The 1985 indexed figures on GDP per capita
lation of school-age children. Although many coun- (US= 100) are presented in the first column. They in-
tries consider primary school age to be 6 to 11 years, clude: (i) preliminary results of ICP Phase V for 1985;
others do not. For some countries with universal pri- (ii) the latest available results from either ICP Phase
mary education, the gross enrollment ratios may ex- III for 1975 or Phase IV for 1980 extrapolated to 1985
ceed 100 percent because some pupils are younger or for countries that participated in only the earlier
older than the country's standard primary school phases; and (iii) estimates obtained by regression for
age. countries that did not participate in any of the
The data on secondary school enrollment are calcu- phases. Economies whose 1985 figures are extrapo-
lated in the same manner, but again the definition of lated from earlier work or imputed by regression are
secondary school age differs among countries. It is footnoted accordingly.
most commonly considered to be 12 to 17 years. Late The blend of actual, extrapolated and regression-
entry of more mature students as well as repetition based 1985 figures underlying the first column is ex-
and the phenomenon of "bunching" in final grades trapolated to 1990 using World Bank estimates of real
can influence these ratios. per capita GDP growth and expressed as an index
The tertiary enrollment ratio is calculated by divid- (US= 100) in the second column. These are converted
ing the number of pupils enrolled in all post-second- to 1990 "international dollars" in the third column by
ary schools and universities by the population in the scaling all results up by the U.S. inflation rate be-
20-24 age group. Pupils attending vocational schools, tween 1985 and 1990. The adjustment does not take
adult education programs, two-year community col- account of changes in the terms of trade.
leges, and distance education centers (primarily cor- ICP recasts traditional national accounts through
respondence courses) are included. The distribution special price collections and disaggregation of GDP
of pupils across these different types of institutions by expenditure components. ICP details are prepared
varies among countries. The youth population-that by national statistical offices, and the results are coor-
is, 20 to 24 years-has been adopted by Unesco as the dinated by the U.N. Statistical Office (UNSO) with
denominator since it represents an average tertiary support from other international agencies, particu-
level cohort even though people above and below larly the Statistical Office of the European Commu-
this age group may be registered in tertiary nities (Eurostat) and the Organization for Economic
institutions. Cooperation and Development (OECD). The World
Primary net enrollment is the percentage of school- Bank, the Economic Commission for Europe (ECE),
age children who are enrolled in school. Unlike gross and the Economic and Social Commission for Asia
enrollment, the net ratios correspond to the country's and the Pacific (ESCAP) also contribute to this exer-
primary-school age group. This indicator gives a cise. A total of sixty-four countries participated in ICP
much clearer idea of how many children in the age Phase V, and preliminary results are now available for
group are actually enrolled in school, without the fifty-seven. For one country (Nepal), total GDP data
number being inflated by over- (or under-) age were not available, and comparisons were made for
children. consumption only. Luxembourg and Swaziland, two
The primary pupil-teacher ratio is the number of pu- economies with populations under I million (for
pils enrolled in school in a country, divided by the which Table 1 indicators are reported, in Box A.1),
number of teachers in the education system. have participated in ICP; their 1985 results, as a per-
The summary measures in this table are country centage of the U.S. results, are 81.3 and 13.6, respec-
enrollment rates weighted by each country's share in tively. More comprehensive ICP results for 1985 (in-
the aggregate population. cluding several Caribbean countries) are expected to
be available in 1992. The figures given here are sub-
Table 30. Income distribution and ICP estimates ject to change and should be regarded as indicative
of GDP only.
The "international dollar" (1$) has the same pur-
The first three columns of this table contain the re- chasing power over total GDP as the U.S. dollar in a
sults of the U.N. International Comparisons Program given year, but purchasing power over subaggregates
(ICP), this year combined with World Bank staff esti- is determined by average international prices at that
mates for countries not covered in the most recent level rather than by U.S. relative prices. These dollar
ICP study, Phase V for 1985. The rest of the table values, which are different from the dollar values of
reports distribution of income or expenditure accru- GNP or GDP shown in Tables 1 and 3 (see the techni-
ing to percentile groups of households ranked by to- cal notes for these tables), are obtained by special
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conversion factors designed to equalize the purchas- Thus fixity >s always maintained between members of
ing powers of currencies in the respective countries. the European Communities, even within the OECD
This conversion factor, commonly known as the Pur- and world comparison. For Austria and Finland,
chasing Power Parity (PPP), is defined as the number however, the bilateral relationship that prevails
of units of a country's currency required to buy the within the OECD comparison is also the one used
same amounts of goods and services in the domestic within the global comparison. But a significantly dif-
market as one dollar would buy in the United States. ferent relationship (based on Central European
The computation involves deriving implicit quantities prices) prevails in the comparison within that group,
from national accounts expenditure data and spe- and this is the relationship presented in the separate
cially collected price data, and then revaluing the im- publication of the European comparison.
plicit quantities in each country at a single set of aver- To derive ICP-based 1985 figures for countries that
age prices. The average price index thus equalizes are yet to participate in any ICP survey, an estimating
dollar prices in every colntry so that cross-country equation is first obtained by fitting the following re-
comparisons of GDP based on them reflect differ- gression to 1985 data:
ences in quantities of goods and services free of price- In (r) = .5726 In (ATLAS) + .3466 In (ENROL) + .3865;
level differentials. This procedure is designed to (.0319) (.0540) (.1579)
bring cross-country comparisons in line with cross- RMSE = .2240; Adj.R-Sq = .9523; N=76
time real value comparisons that are based on con- where all variables and estimated values are ex-
stant price series. pressed as US=100;
The ICP Phase V figures presented here are the r a USP 100;
results of a two-step exercise. Countries within a re- r =SICP estmates of per capita GDP converted to
gion or group such as the OECD are first compared U.S. dollars by PPP, the array of r consisting of all
uion oT group. average prst since 1985 actual I(P values and extrapolations of the latestusing their own group average prices. Next, since
group average prices may differ from each other, available ICF' numbers for countries that participated
the countries belonging to different groups in the 1980 or 1975 exercise but not in 1985;
making~~~~~~~~~~~~ ATLAS = pmer capita GNP estimated by the Atlasnot comparable, the group prices are adjusted to r v
make them comparable at the world level. The adjust- method;
ments, done by UNSO, are based on price differen ENROL = secondary school enrollment; and
tials observed in a network of "link" countries repre- RMSE = root mean squared error.
senting each group. However, the linking is done in a ATLAS and ENROL are used as rough proxies of
manner that retains in the world comparison the rela- inter-country wage differentials for unskilled and
tive levels of GDP observed in the group compari- skilled human capital, respectively. Following Isen-
sons, called "fixity." man (see Paul Isenman, "Inter-Country Compari-
The two-step process was adopted because the rel- sons of 'Real' (PPP) Incomes: Revised Estimates and
ative GDP levels and rankings of two countries may Unresolved Questions," in World Development, 1980,
change when more countries are brought into the vol. 8, pp. 61-72), the rationale adopted here is that
comparison. It was felt that this should not be al- ICP and conventional estimates of GDP differ mainly
lowed to happen within geographic regions; that is, because wage differences persist among nations due
that the relationship of, say, Ghana and Senegal to constraints on the international mobility of labor. A
should not be affected by the prices prevailing in the technical paper providing fuller explanation is avail-
United States. Thus overall GDP per capita levels are able on request. For further details on ICP pro-
calculated at "regional" prices and then linked to- cedures, readers may consult the ICP Phase IV re-
gether. The linking is done by revaluing GDPs of all port, World Comparisons of Purchasing Power and Real
the countries at average "world" prices and reallocat- Product for 1980 (New York: United Nations, 1986).
ing the new regional totals on the basis of each coun- The income distribution data cover rural and urban
try's share in the original comparison. areas for all countries. The data refer to different
Such a method does not permit the comparison of years between 1979 and 1989 and are drawn from a
more detailed quantities (such as food consumption). variety of sources. These include the Economic Com-
Hence these subaggregates and more detailed expen- mission for Latin America and the Caribbean, the
diture categories are calculated using world prices. Luxembourg Income Study, the OECD, the U.N.'s
These quantities are indeed comparable interna- National Accounts Statistics: Compendium of Income Dis-
tionally, but they do not add up to the indicated tribution Statistics, 1985, the World Bank, and national
GDPs because they are calculated at a different set of sources. Data lor many countries have been updated,
prices. and some of the income distribution data previously
Some countries belong to several regional groups. published have been deleted because they refer to
A few of the groups have priority; others are equal. years long past.
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In many countries the collection of income distribu- The summary measures for urban population as a
tion data is not systematically organized or integrated percentage of total population are calculated from
with the official statistical system. The data are de- country percentages weighted by each country's
rived from surveys designed for other purposes, share in the aggregate population; the other sum-
most often consumer expenditure surveys, that also mary measures in this table are weighted in the same
collect information on income. These surveys use a fashion, using urban population.
variety of income concepts and sample designs, and
in many cases their geographic coverage is too limited Table 32. Women in development
to provide reliable nationwide estimates of income
distribution. Although the data presented here repre- This table provides some basic indicators disaggre-
sent the best available estimates, they do not avoid all gated to show differences between the sexes that il-
these problems and should be interpreted with lustrate the condition of women in society. The mea-
caution. sures reflect the demographic status of women and
Similarly, the scope of the indicator is limited for their access to health and education services. Statisti-
certain countries, and data for other countries are not cal anomalies become even more apparent when so-
fully comparable. Because households vary in size, a cial indicators are analyzed by gender, because re-
distribution in which households are ranked accord- porting systems are often weak in areas related
ing to per capita household income, rather than specifically to women. Indicators drawn from cen-
according to total household income, is superior for suses and surveys, such as those on population, tend
many purposes. The distinction is important because to be about as reliable for women as for men; but
households with low per capita incomes frequently indicators based largely on administrative records,
are large households, whose total income may be such as maternal and infant mortality, are less reli-
high, whereas many households with low household able. More resources are now being devoted to devel-
incomes may be small households with high per cap- oping better information on these topics, but the re-
ita income. Information on the distribution of per liability of data, even in the series shown, still varies
capita household income exists for only a few coun- significantly.
tries and is infrequently updated. Where possible, The under-5 mortality rate shows the probability of a
distributions are ranked according to per capita in- newborn baby dying before reaching age 5. The rates
come; more often they are ranked by household in- are derived from life tables based on estimated cur-
come, with others ranked by per capita expenditure rent life expectancy at birth and on infant mortality
or household expenditure. Since the size of house- rates. In general, throughout the world more males
hold is likely to be small for low-income households are born than females. Under good nutritional and
(for instance, single-person households and couples health conditions and in times of peace, male chil-
without children), the distribution of household in- dren under 5 have a higher death rate than females.
come may overstate the income inequality. Also, These columns show that female-male differences in
since household savings tend to increase faster as the risk of dying by age 5 vary substantially. In indus-
income levels increase, the distribution of expendi- trial market economies, female babies have a 23 per-
ture is inclined to understate the income inequality. cent lower risk of dying by age 5 than male babies;
The World Bank's Living Standards Measurement the risk of dying by age 5 is actually higher for fe-
Study and the Social Dimensions of Adjustment proj- males than for males in some lower-income econ-
ect (the latter covering Sub-Saharan African coun- omies. This suggests differential treatment of males
tries) are assisting a few countries in improving their and females with respect to food and medical care.
collection and analysis of data on income Such discrimination particularly affects very young
distribution. girls, who may get a smaller share of scarce food or
Table 31. Urbanization receive less prompt costly medical attention. This pat-
tern of discrimination is not uniformly associated
Data on urban population and agglomeration in large with development. There are low- and middle-in-
cities are from the U.N.'s World Urbanization Prospects, come countries (and regions within countries) where
supplemented by data from the World Bank. The the risk of dying by age 5 for females relative to males
growth rates of urban population are calculated from approximates the pattern found in industrial coun-
the World Bank's population estimates; the estimates tries. In many other countries, however, the numbers
of urban population shares are calculated from both starkly demonstrate the need to associate women
sources just cited. more closely with development. The health and wel-
Because the estimates in this table are based on fare indicators in both Table 28 and in this table's
different national definitions of what is urban, cross- maternal mortality column draw attention, in particu-
country comparisons should be made with caution. lar, to the conditions associated with childbearing,
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This activity still carries the highest risk of death for earlier or later cohorts. The data are based on enroll-
women of reproductive age in developing countries. ment recorcls. The slightly higher persistence ratios
The indicators reflect, but do not measure, both the for females in some African countries may indicate
availability of health services for women and the gen- male participation in activities such as animal
eral welfare and nutritional status of mothers. herding.
Life expectancy at birth is defined in the note to All things being equal, and opportunities being the
Table 1. same, the ratios for females per 100 males should be
Maternal mortality refers to the number of female close to 100. However, inequalities may cause the ra-
deaths that occur during childbirth per 100,000 live tios to move in different directions. For example, the
births. Because deaths during childbirth are defined number of females per 100 males will rise at second-
more widely in some cotntries to include complica- ary school level if male attendance declines more rap-
tions of pregnancy or the period after childbirth, or of idly in the final grades because of males' greater job
abortion, and because many pregnant women die opportunities, conscription into the army, or migra-
from lack of suitable health care, maternal mortality is tion in search of work. In addition, since the numbers
difficult to measure consistently and reliably across in these columns refer mainly to general secondary
countries. The data in these two series are drawn education, they do not capture those (mostly males)
from diverse national sources and collected by the enrolled in technical and vocational schools or in full-
World Health Organization (WHO), although many time apprenticeships, as in Eastern Europe.
national administrative systems are weak and do not All summary measures are country data weighted
record vital events in a systematic way. The data are by each country's share in the aggregate population.
derived mostly from official community reports and
hospital records, and some reflect only deaths in hos- Table 33. Forests, protected areas, and water
pitals and other medical institutions. Sometimes resources
smaller private and rural hospitals are excluded, and
sometimes even relatively primitive local facilities are This table on natural resources represents a step to-
included. The coverage is therefore not always com- ward including environmental data in the assessment
prehensive, and the figures should be treated with of development and the planning of economic strate-
extreme caution. gies. It provides a partial picture of the status of for-
Clearly, many maternal deaths go unrecorded, par- ests, the extent of areas protected for conservation or
ticularly in countries with remote rural populations; other environmentally related purposes, and the
this accounts for some of the very low numbers availability a:nd use of fresh water. The data reported
shown in the table, especially for several African here are drawn from the most authoritative sources
countries. Moreover, it is; not clear whether an in- available. Perhaps even more than other data in this
crease in the number of rmothers in hospital reflects Report, however, these data should be used with cau-
more extensive medical care for women or more com- tion. Although they accurately characterize major dif-
plications in pregnancy and childbirth because of ferences in resources and uses among countries, true
poor nutrition, for instance. (Table 28 shows data on comparability is limited because of variation in data
low birth weight.) collection, statistical methods, definitions, and gov-
These time series attempt to bring together readily ernment resources.
available information not always presented in inter- No conceptual framework has yet been agreed
national publications. WHO warns that there are in- upon that inlegrates natural resource and traditional
evitably gaps in the series, and it has invited coun- economic data. Nor are the measures shown in this
tries to provide more cormprehensive figures. They table intended to be final indicators of natural re-
are reproduced here, from the 1986 WHO publication source wealth, environmental health, or resource de-
Maternal Mortality Rates, supplemented by the UNI- pletion. They have been chosen because they are
CEF publication The State of the World's Children 1989, available for most countries, are testable, and reflect
as part of the international effort to highlight data in some general conditions of the environment.
this field. The data refer to any year from 1977 to The total area of forest refers to the total natural
1984. stands of woody vegetation in which trees predomi-
The education indicators, based on Unesco sources, nate. These estimates are derived from country statis-
show the extent to which females have equal access tics assembled by the Food and Agriculture Organiza-
to schooling. tion (FAO) in 1980. Some of them are based on more
Percentage of cohort persisting to grade 4 is the per- recent inventories or satellite-based assessments per-
centage of children starting primary school in 1970 formed during the 1980s. In 1992 the FAO will com-
and 1985, respectively, who continued to the fourth plete and publish an assessment of world forest ex-
grade by 1973 and 1988. F7igures in italics represent tent and health that should modify some of these
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estimates substantially. The total area of closed forest hectares that fall into one of five management catego-
refers to those forest areas where trees cover a high ries: scientific reserves and strict nature reserves; na-
proportion of the ground and there is no continuous tional parks of national or international significance
ground cover. Closed forest, for members of the Eco- (not materially affected by human activity); natural
nomic Commission for Europe (ECE), however, is de- monuments and natural landscapes with some
fined as those forest areas where tree crowns cover unique aspects; managed nature reserves and wild-
more than 20 percent of the area. These natural life sanctuaries; and protected landscapes and sea-
stands do not include tree plantations. More recent scapes (which may include cultural landscapes). This
estimates of total forest cover are available for some table does not include sites protected only under local
countries. Total forest area in the Philippines was es- or provincial law or areas where consumptive uses of
timated to be between 68,000 and 71,000 square kilo- wildlife are allowed. These data are subject to varia-
meters in 1987. The most recent estimate for Malaysia tions in definition and in reporting to the organiza-
is 185,000 square kilometers. tions, such as the World Conservation Monitoring
Total annual deforestation refers to both closed and Centre, that compile and disseminate these data.
open forest. Open forest is defined as at least a 10 Internal renewable water withdrawal data are subject
percent tree cover with a continuous ground cover. In to variation in collection and estimation methods but
the ECE countries, open forest has 5-20 percent accurately show the magnitude of water use in both
crown cover or a mixture of bush and stunted trees. total and per capita terms. These data, however, also
Deforestation is defined as the permanent conversion hide what can be significant variation in total renew-
of forest land to other uses, including pasture, shift- able water resources from one year to another. They
ing cultivation, mechanized agriculture, or infrastruc- also fail to distinguish the variation in water availabil-
ture development. Deforested areas do not include ity within a country both seasonally and geographi-
areas logged but intended for regeneration, nor areas cally. Because freshwater resources are based on
degraded by fuelwood gathering, acid precipitation, long-term averages, their estimation explicitly ex-
or forest fires. In temperate industrialized countries cludes decade-long cycles of wet and dry. These data
the permanent conversion of remaining forest to are compiled from national, international, and pro-
other uses is relatively rare. Assessments of annual fessional publications from a variety of years. In the
deforestation, both in open and closed forest, are dif- absence of other measures, estimates of sectoral with-
ficult to make and are usually undertaken as special drawals are modeled when necessary (based on in-
studies. The estimates shown here for 1981-85 were formation on industry, irrigation practices, livestock
calculated in 1980, projecting the rate of deforestation populations, crop mix, and precipitation). Data from
during the first five years of the decade. Figures in small countries and arid regions are thought less reli-
italics are estimates from other periods and are based able than those from large countries and more humid
on more recent or better assessments than those used zones. These data do not include fresh water created
in the 1980 projections. by desalination plants.
Special note should be taken of Brazil-the country Annual withdrawal refers to the average annual
with the world's largest tropical closed forest-which flows of rivers and underground waters that are de-
now undertakes annual deforestation assessments. rived from precipitation falling within the country.
The estimate of deforestation in Brazil is the most The total withdrawn and the percentage withdrawn of
recent. Brazil is unique in having several assessments the total renewable resource are both reported in this
of forest extent and deforestation that use a common table. The total water withdrawn for use can exceed
methodology based on images from Landsat satel- the total renewable resource of a country for two rea-
lites. Closed forest deforestation in the Legal Amazon sons. Water might be withdrawn from a lake or river
of Brazil during 1990 is estimated at 13,800 square shared with another country, or it might be with-
kilometers, down from the 17,900 square kilometers drawn from an aquifer that is not part of the renew-
estimated in 1989. Between 1978 and 1988, deforesta- able cycle. Domestic use includes drinking water, mu-
tion in this region averaged about 21,000 square kilo- nicipal use or supply, and uses for public services,
meters, having peaked in 1987 and declined greatly commercial establishments, and homes. Direct with-
thereafter. By 1990, cumulative deforestation (both drawals for industrial use, including withdrawals for
recent and historical) within the Legal Amazon to- cooling thermoelectric plants, are combined in the
taled 415,000 square kilometers. Deforestation out- final column of this table with withdrawals for agricul-
side the Legal Amazon also occurs, but there is much ture (irrigation and livestock production). Per capita
less information on its extent. A 1980 estimate, that water withdrawal is calculated by dividing a coun-
open forest deforestation in Brazil totaled about try's total withdrawal by its population in the year
10,500 square kilometers, is the most recent available. that withdrawal estimates are available.
Nationally protected areas are areas of at least 1,000
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Classification of econorries
Part 1 Classification of economies by income and region
Sub-Sins ranl Africa Asia Europe aid Central Asia Middle East anid North Africa
East anld Eastern Euroge
Income Sourthern East Asia and and Centra,' Rest of Middle North
group Subgrouip Africa West Africa Pacific South Asia Asia Europe East Africa Americas1 Large China India - _ _
Burundi Benin Cambodia Bangladesh Afghanistan Egypt, Arab Guyana
Comoros Burkina Faso Indonesia Bhutan Rep. Haiti
Ethiopia Central Afr- Lao PDR Maldives Honduras
Kenya can Rep. Solomon Myanmar
Lesotho Chad Islands Nepal
Madagascar Equatorial Viet Nam Pakistan
Malawi Guinea Sri Lanka
Mozambique Gambia, The
Rwanda Ghana
Low- Somalia Guinea
income Sudan Guinea-Bis
Small Tanzania sau
Uganda Liberia
Zaire Mali
Zambia Mauritania
Niger
Nigeria
Sao Tome
and
Principe
Sierra Leone
I______________T g o T ogo _
Angola Cameroon Fiji Albaniaa Turkey Iran, Islamic Algeria Argentina
Botswana Cape Verde Kiribati Bulgaria [ Rep. Morocco Belize
LDjibouti Congo, Rep. Korea, Poland Jordan Tunisia Bolivia
Mauritius Cote d'lvoire Deim. Rep. 5 Romania Lebanon ||Chile 
Namibia Senegal Malaysia Syrian Arab Colombia
| d Swaziland J J Mongolia Rep. Costa Rica
Zimbabwe Papua New Yemen, Rep. Cubaa
Guinea Dominica
Philippines Dominican
Thailand Rep.
Lower Tonga Ecuador
Vanuatu El Salvador
Western Grenada
Samoa Guatemala
Jamaica
Nicaragua
Panama
Paraguay
Peru
Middle- St. Lucia
income St. Vincent 
Reunion Gabon American Czecho- Gibraltar Bahrain Libya Antigua and
|Seychelles | \ Samoa slovakia Greece Iraq Barbuda
South Africa Guami Hungary Isle of Man Oman Barbados
Korea, Rep. Former Malta Saudi Arabia Brazil
Macao USSRa Portugal French
New Cale- Yugoslavia Guiana
donia Guadeloupe
Pacific Is., Martinique
Trust Terr. Mexico
Netherlands
Upper Antilles
Puerto Rico
St. Kitts and
Nevis
Suriname
Tryinidad and
Tobago
Uruguay
Venezuela
No. oflow- & middle- 2 2 2 I 8 6 1
income economies 145 25 23 23 8 8 6 10 5 37
(Continues on thefollowingpage.)
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(continued)
Sub-Saharan Africa Asia Europe and Central Asia Middle East and North Africa
East and Eastern Europe
income Southern East Asia and and Central Rest of Middle North
group Subgroup Africa West Africa Pacific South Asia Asia Europe East Africa Americas
Australia Austri Canada
Japan Belgium United
New Denmark States
Zealand Finland
France
Germany
Iceland
Ireland
OECD Italy
countries Luxembourg
Netherlands
High- Nnrway
income Speaen
Switzerland
United
Kinigdom
| | Mayotte | Bruriei F ChAndorra n Israel Arubahm
Mayotte lBFrench Channel Kuwait Bahamas
Polynesia Islands Qatar Bermuda
Non-OECE Hong Kong Cyprus United Arab Virgin
countries Singapore Faeroe Emirates Islands (US)
OAEb Islands
l I ____________ ____________ l ___________ l _________________|_ _ G reenland | _ _l__r l
Note: Economies with populations of less than 30,000 are not included.
a. Not included in regional measures because of data limitations.
b. Other Asian economies-Taiwan, China.
Definitions of groups
Part I (SITC 5 to 9, minus 68) and services (factor and nonfactor
Income group: The economies are divided according to 1990 service receipts plus workers' remittances). If no single
GNP per capita, calculated using the World Bank Atlas category accounts for 50 percent or more of total exports, that
method. The groups are: low-income, $610 or less; economyisclassifiedasdiversified.
lower-middle-income, $611-2,465; upper-middle-income, Indebtedness: Standard World Bank definitions of severe and
$2,466-$7,619; and high-income, $7,620 or more. moderate indebtedness, averaged over three years (1988-90)
Subgroup: Low-income economies are further divided by are used to classify economies in this table. Severely-indebted
size, and high-income by membership of OECD. means three of four key ratios are above critical levels: debt
Regio:Economies are divided into five major regions and to GNP (50 percent), debt to exports of goods and servicesRegion:s (275 percent), accrued debt service to exports (30 percent),
eight additional subregions. and accrued interest to exports (20 percent). Moderately
indebted means three of the four key ratios exceed 60 percent
Part 2 of, but do not reach, the critical levels. Less indebted economies
Major export category: Major exports are those that account and those not covered in the World Bank Debtor Reporting
for 50 percent or more of total exports from one category, in System are also listed.
the period 1987-89. The categories are: nonfuel primary
(SITC 0, 1, 2, and 4, plus 68), fuels (SITC 3), manufactures
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Part 2 Classification of economies by major export category and indebtedness
Low- and mniddle-inicome
More indebted economnies
Low-income Middle-inicome
Severely Moderately Severely Moderately Less i;ldebted DebtorReporting noHg-nOECD m igh-mncome
Gronip indebted inzdebted inidebted indebted econiomnies System
| Bulgaria ] Hungary China Korea, Den. French Canada
Poland Czechoslovakia Rep.3 Polynesia Finland
Korea, Rep. Macao Hong Kong Germany
Exporters of Lebanon New Caledonia Israel Ireland
manutfactures Romania Singapore Italy
OAE' Japan
Sweden
________________ ______________ _ _._____________ _ _______________ Sw itzerland
Burundi lRwanda Argentina Chile Bhutan Afghanistan Faeroe Iceland
Equatorial Togo Cote d'lvoire Costa Rica Botswania Albania? Islands New Zealand
Guinea Nicaragua Guatemala Chad American Greenland
Ethiopia Papua New Samoa
Ghana Guinea Cuba'
Guinea Paraguity French Guiana
Guinea-Bissau Solomon Guadeloupe
Guyana Islands Guam
Honduras St. Vincent Mongolia
Liberia Swaziland Namibia
Exporters Madagascar Zimbabwe Reunion
of nonfiel Malawi Suriname
primiary produtcts Mauritania Viet Nam
Myanmar
Niger
Sao Tome
|and Principe
Somalia
Sudan
Tanzania
Uganda
Zaire
| _________ _ |Zambia | | _ _ | _ _
| j Nigeria | Algeria Angola Iran, Islamic Gibraltar Brunei
Exporters Congo, Rep. Gabon Rep. Iraq Qatar
offuels Venezuela Oman Libya United Arab
(mainly oil) Trinidad and Saudi Arabia Emirates
_________ _________ | ________ |________ ________ - Tobago |Former USSR3 | ________ _Tb oF r e  S
Egypt, Arab Bsnin Dominican Burkina Faso Antiguaand Bahamas United
Rep. Republic Cape Ve:-de Barbuda Bermuda Kingdom
Jamaica Djibouti Barbados Cyprus
Jordan Fiji Cambodia Aruba
Yemen, Rep. Grenada Greece
Haiti Kiribati
Lesotho Martinique
Maldives Netherlands
Exporters Malta Antilles
ofservices Nepal
Panama
Seychelles
St. Kitts e nd
Nevis
St. Lucia
Tonga
Vanuatu
|__________ | Western Samoa | _
Kenya Bangladesh Bolivia Cameroon Belize Bahrain Kuwait Australia
Mozambique Central African Brazil Colombia Dominica South Africa Austria
Sierra Leone Rep. Ecuador El Salvador Gambia, The Belgium
Comoros Mexico Philippines Lao PDR Denmark
Diversified |India Morocco Senegal Malaysia France
Indonesia Peru Turkev Mauritius Luxembourg
exporters' Mali Syrian Arab Uruguay Portugal Netherlands
Pakistan Rep. Thailand Norway
Sn Lanka Tunisia Spain
Yugoslavia United
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ ~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~States
No. of econzomies J | - |_______
178 1 26 j 11 1 15 L 17 44_ 29 15 21
Note: Economies with populations of less than 30,000 are not included.
a. Not included in regional measures because of data limitations. b. Other Asian economies-Taiwan, China.
c. Economies in which no single export category accounts for more than 50 percent of total exports.
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121 The World Bank
Between 1990 and 2030 the world's population will grow by 3.7 billion, demand for food
will almost double, and industrial output and energy use will probably triple world-
wide and increase sixfold in developing countries. Under current practices, the result
could be appalling environmental conditions in cities and countryside alike.
This fifteenth annual World Development Report presents that outcome as a
clear possibility, but it also presents an alternative path-one that, if taken, would allow
the coming generation to witness improved environmental conditions accompanied by
rapid economic clevelopment and the virtual eradication of widespread poverty. This is
the more difficult path. Choosing it will require that both industrial and developing
countries seize the current moment of opportunity to reform policies, institutions, and
aid programs. A twofold strategy is required.
* First, take advantage of the positive links between economic efficiency, in-
come growth, and protection of the environment. This calls for accelerating programs for
reducing poverty; removing distortions that encourage the wasteful use of energy and
natural resources, clarifying property rights to encourage people and communities to
manage resources better, and expanding programs for education (especially for girls),
family planning services, sanitation and clean water, and agricultural extension, credit,
and research.
e Second, break the negative links between economic activity and the environ-
ment. The Report describes targeted measures that can bring dramatic improvements in
environmental quality at modest cost in investment and economic efficiency. To imple-
ment them will require overcoming the power of vested interests, building strong insti-
tutions, improving knowledge, encouraging more participatory decisionmaking, and
building a partnership of effort between industrial and developing countries.
As in previous editions, this Report includes the World Development Indica-
tors, which give comprehensive, current data on social and economic development in
more than 180 countries and territories. These data will also be available on diskette for
use with personal computers.
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1 
 
1. Leitbild/Leitlinien 
1.1. Wurde ein spezielles Leitbild und Leitlinien für die Lokale Agenda entwickelt? 
  ja ĺweiter mit 1.2.     nein ĺweiter mit 2.1. 
 
1.2. Traten Schwierigkeiten bei der Leitbildentwicklung auf? Bitte erläutern Sie diese kurz: 
      
  
2. Initiativergreifung 
2.1. Wer hat die Initiative zur Aufstellung einer Lokalen Agenda 21 ergriffen? 
Gemeinderat ("Ratsinitiative") (Dropdown Feld)   andere:       
 
2.2. Entstanden hierdurch ProblemsLWXDWLRQHQ"]%EHLÄ%UJHULQLWLDWLYH³$JHQGDZLUGYRQ
 der Kommunalpolitik als Konkurrenz angesehen) 
  MDĺweiter mit 2.3.     QHLQĺweiter mit 3.1. 
 
2.3. Welche Problemsituationen sind entstanden? 
       
  
3. Projektfindung 
3.1. Behandeln die Agenda-Projekte in Ihrer Gemeinde DOOHÄ(FNSIHLOHU³GHV      
 Agenda-Prozesses (Ökologie, Ökonomie, Soziales)? 
  MDĺweiter mit 3.3.     QHLQĺweiter mit 3.2. 
  
3.2. Welcher Bereich wurde in erster Linie bearbeitet? 
      
 
3.3. Trat hier im Laufe des Prozesses eine Änderung ein? 
  MDĺweiter mit 3.4.    QHLQĺweiter mit 4.1. 
 
3.4. Wodurch wurde die Änderung ausgelöst und wie ist die Situation momentan? 
      
  
4. Organisatorische Vorbereitung 
4.1. Wie wurden die Bürger in Ihrer Gemeinde über den Agenda-Prozess informiert? 
      
 
4.2. Wurde speziell darauf zugearbeitet eine Beteiligung aller gesellschaftlichen Gruppen zu 
 erreichen? 
  MDĺweiter mit 4.3.    QHLQĺweiter mit 5.1. 
 
4.3. Wie war hier die Vorgehensweise? 
       
 
  
5. Prozesssteuerung  
5.1. :XUGHHLQHÄLenkungsJUXSSH³PLWGHU5HIOH[LRQ und Steuerung der Agenda beauftragt? 
  MDĺweiter mit 6.1.    QHLQĺweiter mit 5.2. 
 
5.2. Welche Probleme entstanden, die durch eine umfassende Steuerung vermutlich nicht 
vorgefallen wären? 
      
 
 
 
 
  
 
2 
 
  
6. Bürgerbeteiligung 
6.1. Wie schätzen Sie den Bekanntheitsgrad der Lokalen Agenda in Ihrer Gemeinde ein? 
(1 = umfassend bekannt, 2 = eher bekannt, 3 = eher unbekannt, 4 = kaum bekannt)  
  1    2   3    4 
 
6.2. Wie möchten Sie die Beteiligung der Bürger/innen am Agenda-Prozess weiter fördern? 
       
6.3. Sind Probleme in der Zusammenarbeit zwischen Gemeinderat, Bürger/innen und 
 Verwaltung entstanden? 
  MDĺweiter mit 6.4.    QHLQĺweiter mit 7.1. 
 
6.4. Bitte schildern Sie diese kurz: 
       
 
7. Verknüpfung Prozesse 
7.1. Wird die Lokale Agenda 21 in Ihrer Gemeinde mit anderen Prozessen verknüpft? 
  MDĺweiter mit 7.2.    QHLQĺweiter mit 8.1. 
 
7.2. Verknüpfung mit: 
Stadtentwicklungsplanung (Dropdown Feld)  andere:       
 
7.3. Welche Vorteile können Sie durch diese Verknüpfung nennen? 
      
  
8. Beteiligung an politischen Entscheidungen 
8.1. Wurden in Ihrer Gemeinde neue Verfahren der Bürgerbeteiligung wie z.B. 
 Zukunftswerkstätten, Zukunftskonferenzen, Bürger- und Beteiligungshaushalte usw. 
 angewandt? 
  MDĺweiter mit 8.2.    QHLQĺweiter mit 9.1. 
 
8.2. Bitte beschreiben Sie diese Beteiligungsform und Ihre Erfahrungen damit kurz: 
       
  
9. Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement 
9.1. Ist das Beschaffungswesen in Ihrer Kommune nach sozialen und ökologischen Kriterien 
 ausgerichtet? 
   MDĺweiter mit 9.3.    QHLQĺweiter mit 9.2. 
 
9.2. Aus welchen Gründen wird dies abgelehnt? 
       
 
9.3. Wurde in Ihrer Gemeinde ein Umwelt- und Energiemanagement eingerichtet? 
  MDĺweiter mit 9.4.    QHLQĺweiter mit 10.1. 
 
9.4. Bitte beschreiben Sie dieses kurz: 
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10. Externe Unterstützung 
10.1. Nutzen Sie Städtepartnerschaften im In- und Ausland zur gemeinsamen Ideen-
 und/oder Ressourcennutzung? 
   MDĺweiter mit 10.2.    QHLQĺweiter mit 11. 
 
10.2. Welche Verbesserungen konnten dadurch im Agenda-Prozess erreicht werden? 
        
  
11. Finanzierung 
Wie wird der Agenda-Prozess in Ihrer Gemeinde finanziert? 
      
  
12. Erfolg 
12.1. Wurde in Ihrer Gemeinde ein Indikatorensystem zur Erfolgsmessung angewandt? 
  MDĺweiter mit 12.2.    QHLQĺweiter mit 13.1. 
 
12.2. Welche Schwierigkeiten sind hierbei aufgetreten? 
      
 
13. Abschließende Betrachtung 
13.1. Wo sehen Sie grundsätzlich Fehlerpotential im Agenda-Prozess? 
      
 
13.2. Welche weiteren Anmerkungen haben Sie? 
      
 
14. Daten zur Gemeinde 
14.1. Wie viele Einwohner hat Ihre Gemeinde? 
       
 
14.2. Wann wurde der Agenda-Prozess in Ihrer Gemeinde initiiert? 
       
  
 
 
Vielen Dank für Ihre Mitarbeit! 
     
 
1. Leitbild/Leitlinien 
1.1. Wurden die Bürger/innen aus Ihrer Sicht ausreichend in die Leitbildentwicklung 
einbezogen? 
  MDĺweiter mit 2.1.     QHLQĺweiter mit 1.2. 
 
1.2. Welche Schwierigkeiten traten bei der Leitbildentwicklung auf?  
       
 
2. Initiativergreifung 
2.1. Wer hat die Initiative zur Aufstellung einer Lokalen Agenda in Ihrer Gemeinde ergriffen? 
 Gemeinderat ("Ratsinitiative") (Dropdown Feld) 
 
2.2. Entstanden durch die Form der Initiativergreifung aus Ihrer Sicht Problemsituationen? 
]%EHLÄ%UJHULQLWLDWLYH³$JHQGDZLUGYRQGHU.RPPXQDOSROLWLNDOV.RQNXUUHQ]
angesehen) 
  MDĺweiter mit 2.3.     QHLQĺweiter mit 3.1. 
 
2.3. Welche Problemsituationen sind entstanden? 
       
 
3. Projektfindung 
3.1. Behandeln die Agenda-3URMHNWHLQ,KUHU*HPHLQGHDOOHÄ(FNSIHLOHU³GHV 
Agenda-Prozesses (Ökologie, Ökonomie, Soziales)? 
  MDĺweiter mit 3.3.     QHLQĺweiter mit 3.2. 
 
3.2. Welcher Bereich wurde in erster Linie bearbeitet? 
      
 
3.3. Trat hier im Laufe des Prozesses eine Änderung ein? 
  MDĺweiter mit 3.4.     QHLQĺweiter mit 4.1. 
 
3.4. Wodurch wurde die Änderung ausgelöst und wie ist die Situation momentan? 
       
 
4. Prozesssteuerung  
4:XUGHHLQHÄ/HQNXQJVJUXSSH³PLWGHU5HIOH[LRQXQG6WHXHUXQJGHU$JHQGDEHDXIWUDJW" 
  MDĺweiter mit 5.1.     QHLQĺweiter mit 4.2. 
 
4.2. Wünschen Sie sich für die Lokale Agenda ein professionelles Prozessmanagement 
GXUFKHLQHÄ/HQNXQJVJUXSSH³? 
   ja       nein  
 
4.3. Welche Probleme entstanden, die durch eine umfassende Steuerung vermutlich nicht 
vorgefallen wären? 
       
 
5. Kommunikation 
5.1. Entstanden Probleme durch mangelnde kommunikative Kompetenzen?  
   MDĺweiter mit 5.2.     QHLQĺweiter mit 5.3. 
 
5.2. Bitte schildern sie diese kurz:  
       
 
5.3. Sind Probleme in der Zusammenarbeit zwischen Gemeinderat, Bürger/innen und 
 Verwaltung entstanden? 
  MDĺweiter mit 5.4.     QHLQĺweiter mit 6.1. 
 5.4. Bitte schildern Sie diese kurz: 
       
 
6. Bekanntheit/Beteiligung 
6.1. Wie schätzen Sie den Bekanntheitsgrad der Lokalen Agenda in Ihrer Gemeinde ein? 
(1 = umfassend bekannt, 2 = eher bekannt, 3 = eher unbekannt, 4 = kaum bekannt) 
  1    2     3    4 
 
6.2. Wie könnte das Interesse und die Beteiligung der Bürger/innen am Agenda-Prozess 
 Ihrer Meinung nach weiter gefördert werden? 
       
 
6.3. Konnten Sie eine Beteiligung nur bestimmter gesellschaftlicher Gruppen feststellen? 
  MDĺweiter mit 6.4.     QHLQĺweiter mit 7.1. 
 
6.4. Welche Vorgehensweise wünschen Sie sich um eine Beteiligung möglichst aller 
gesellschaftlichen Gruppen zu erreichen? 
       
 
7. Bürger/innen und Kommunale Gremien 
 
7.1. Sehen Sie die Lokale Agenda als Konkurrenz zu anderen kommunalen Gremien an? 
   ja       nein  
 
7.2. Wird die Arbeit in der Lokalen Agenda durch politische Gremien beeinträchtigt? 
   MDĺweiter mit 7.3.     QHLQĺweiter mit 7.4. 
 
7.3. Bitte schildern Sie diese Situation kurz: 
       
 
7.4. Wünschen Sie sich weitere Beteiligungsmöglichkeiten an politischen Entscheidungen, 
 z.B. durch Zukunftswerkstätten, Zukunftskonferenzen, Bürger- und Beteiligungs-
 haushalte usw.? 
  MDĺweiter mit 7.5.     QHLQĺweiter mit 8.1. 
  
7.5. Bitte beschreiben Sie Ihre Wünsche und Anregungen diesbezüglich: 
       
 
8. Implementierung der Agenda in der Kommune 
8.1. Nehmen Sie andere Themen in der Öffentlichkeit gegenüber der Lokalen Agenda als 
 dominierend wahr? 
    MDĺweiter mit 8.2.    QHLQĺweiter mit 8.3. 
 
8.2. Um welche Themen handelt es sich hierbei? 
        
 
8.3. Wie kann die Agenda Ihrer Meinung nach verstärkt in den Mittelpunkt des lokalen 
 Geschehens gerückt werden? 
        
 
9. Einbindung der Wirtschaft 
9.1. Wünschen Sie sich eine stärkere Einbindung der Wirtschaft in den Agenda-Prozess? 
    MDĺweiter mit 9.2.    QHLQĺweiter mit 10.1. 
 
 
9.2. In welchen Bereichen und warum halten Sie das für erstrebenswert? 
       
 
10. Finanzierung 
Wird der Agenda-Prozess in Ihrer Gemeinde durch fehlende Finanzmittel gehemmt? Bitte 
erläutern Sie die Situation kurz: 
      
 
11. Erfolg 
11.1. Wurde in Ihrer Gemeinde ein Indikatorensystem zur Erfolgsmessung angewandt? 
  MDĺweiter mit 11.2.    QHLQĺweiter mit 11.3. 
 
11.2. Welche Schwierigkeiten sind hierbei aufgetreten? 
       
 
11.3. Fehlt Ihnen ein Nachweis des Erfolgs der Lokalen Agenda? 
  ja      nein  
 
12. Abschließende Betrachtung 
12.1. Wo sehen Sie grundsätzlich Fehlerpotential im Agenda-Prozess?  
       
 
12.2. Welche weiteren Anmerkungen haben Sie? 
       
 
Vielen Dank für Ihre Mitarbeit! 
 
1. Leitbild/Leitlinien 
1.1. Wurde der Gemeinderat aus Ihrer Sicht ausreichend in die Leitbildentwicklung 
einbezogen? 
  ja       nein  
 
1.2. Welche Schwierigkeiten traten bei der Leitbildentwicklung auf?  
       
 
2. Initiativergreifung 
2.1. Wer hat die Initiative zur Aufstellung einer Lokalen Agenda in Ihrer Gemeinde ergriffen? 
 Gemeinderat ("Ratsinitiative") (Dropdown Feld) 
 
2.2. Entstanden durch die Form der Initiativergreifung aus Ihrer Sicht Problemsituationen? 
(z.B. EHLÄRatsinitiative³ Es kommt keine bürgerschaftliche Bewegung in Gang) 
  MDĺweiter mit 2.3.     QHLQĺweiter mit 3.1. 
 
2.3. Welche Problemsituationen sind entstanden? 
       
 
3. Projektfindung 
3.1. Behandeln die Agenda-3URMHNWHLQ,KUHU*HPHLQGHDOOHÄ(FNSIHLOHU³GHV 
Agenda-Prozesses (Ökologie, Ökonomie, Soziales)? 
  MDĺweiter mit 3.3.     QHLQĺweiter mit 3.2. 
 
3.2. Welcher Bereich wurde in erster Linie bearbeitet? 
      
 
3.3. Trat hier im Laufe des Prozesses eine Änderung ein? 
  MDĺweiter mit 3.4.     QHLQĺweiter mit 4.1. 
 
3.4. Wodurch wurde die Änderung ausgelöst und wie ist die Situation momentan? 
        
 
4. Prozesssteuerung  
4:XUGHHLQHÄ/HQNXQJVJUXSSH³PLWGHU5HIOH[LRQXQG6WHXHUXQJGHU$JHQGDEHDXIWUDJW" 
  MDĺweiter mit 5.1.     QHLQĺweiter mit 4.2. 
 
4.2. Halten Sie ein professionelles Prozessmanagement in der Lokalen Agenda für 
erforderlich? 
   ja ĺweiter mit 4.3.     nein ĺweiter mit 5.1. 
 
4.3. Welche Probleme entstanden, die durch eine umfassende Steuerung vermutlich nicht 
vorgefallen wären? 
        
 
5. Kommunikation 
5.1. Entstanden Probleme durch mangelnde kommunikative Kompetenzen?  
   MDĺweiter mit 5.2.     QHLQĺweiter mit 5.3. 
 
5.2. Bitte schildern sie diese kurz:  
       
 
5.3. Sind Probleme in der Zusammenarbeit zwischen Bürger/innen, Verwaltung und 
 Gemeinderat entstanden? 
  MDĺweiter mit 5.4.     QHLQĺweiter mit 6.1. 
 
5.4. Bitte schildern Sie diese kurz: 
       
 
6. Bekanntheit/Beteiligung 
6.1. Wie schätzen Sie den Bekanntheitsgrad der Lokalen Agenda in Ihrer Gemeinde ein? 
(1 = umfassend bekannt, 2 = eher bekannt, 3 = eher unbekannt, 4 = kaum bekannt) 
  1    2     3    4 
 
6.2. Wie könnte das Interesse und die Beteiligung der Bürger/innen am Agenda-Prozess 
 Ihrer Meinung nach weiter gefördert werden? 
       
 
6.3. Konnten Sie eine Beteiligung nur bestimmter gesellschaftlicher Gruppen feststellen? 
  MDĺweiter mit 6.4.     QHLQĺweiter mit 7.1. 
 
6.4. Welche Vorgehensweise halten Sie für erforderlich um eine Beteiligung möglichst aller 
gesellschaftlichen Gruppen zu erreichen? 
       
 
7. Bürger/innen und Kommunale Gremien 
7.1. Stellen Sie durch die Lokale Agenda unnötige Überschneidungen zu anderen 
 kommunalen Gremien fest? 
   ja ĺweiter mit 7.2.     nein ĺweiter mit 7.3. 
 
7.2. Bitte schildern Sie diese Situation kurz: 
       
 
7.3. Halten Sie weitere Beteiligungsmöglichkeiten der Bürger/innen an politischen 
 Entscheidungen, z.B. durch Zukunftswerkstätten, Zukunftskonferenzen, Bürger- und 
 Beteiligungshaushalte usw. für ratsam? 
  ja       nein  
  
7.4. Bitte schildern Sie Ihre Meinung diesbezüglich kurz: 
       
 
8. Implementierung der Agenda in der Kommune 
8.1. Nehmen Sie andere Themen in der Öffentlichkeit gegenüber der Lokalen Agenda als 
 vordergründig wahr? 
    MDĺweiter mit 8.2.     QHLQĺweiter mit 8.3. 
 
8.2. Um welche Themen handelt es sich hierbei? 
        
 
8.3. Sollte die Agenda Ihrer Meinung nach verstärkt in den Mittelpunkt des lokalen 
 Geschehens gerückt werden? 
        
 
9. Einbindung der Wirtschaft 
9.1. Halten Sie eine stärkere Einbindung der Wirtschaft in den Agenda-Prozess für 
 erstrebenswert? 
    MDĺweiter mit 9.2.     QHLQĺweiter mit 10.1. 
 
 
9.2. Warum und wie sollte dies gefördert werden? 
        
 10. Kommunales Nachhaltigkeitsmanagement 
10.1. Ist das Beschaffungswesen in Ihrer Kommune nach sozialen und ökologischen  
   Kriterien ausgerichtet? 
   MDĺweiter mit 10.3.     QHLQĺweiter mit 10.2. 
10.2. Aus welchen Gründen wird dies abgelehnt? 
      
10.3. Wurde in Ihrer Gemeinde ein Umwelt- und Energiemanagement eingerichtet? 
  ja       nein  
10.4. Welche Schwierigkeiten können hier entstehen oder sind entstanden? 
         
 
11. Externe Unterstützung 
11.1. Möchten Sie Städtepartnerschaften im In- und Ausland zur gemeinsamen Ideen-
 und/oder Ressourcennutzung heranziehen? 
   MDĺweiter mit 11.2.     QHLQĺweiter mit 12.1. 
11.2. Welche Verbesserungen im Agenda-Prozess erwarten Sie dadurch? 
      
 
12. Erfolg 
12.1. Wurde in Ihrer Gemeinde ein Indikatorensystem zur Erfolgsmessung angewandt? 
  ja       nein  
 
12.2. Halten Sie die Erstellung eines Indikatorensystems für erstrebenswert? 
       
 
13. Abschließende Betrachtung 
13.1. Wo sehen Sie grundsätzlich Fehlerpotential im Agenda-Prozess?  
       
 
13.2. Welche weiteren Anmerkungen haben Sie? 
       
 
Vielen Dank für Ihre Mitarbeit! 
 
